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Gesetz 

zu dem Vierten AKP-EWG-Abkommen von Lome vom 15. Dezember 1989 
sowie zu den mit diesem Abkommen in Zusammenhang stehenden Abkommen 

Vom 17. Dezember 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Lomd am 15. Dezember 1989 von der Bundes¬ 
republik Deutschland Unterzeichneten 

- Vierten AKP-EWG-Abkommen von Lom4 sowie den in 
der SchluSakte aufgeführten Zusatzdokumenten, 

und den in Brüssel am 16. Jul 1990 von der Bundesrepu¬ 
blik Deutschlaixl Unterzeichneten 

- Internen Abkommen über die zur Durchführung des 
Vierten AKP-EWG-Abkommens von Lomö zu treffenden 
Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfahren, 

- Internen Abkommen über die Rnanzierung und Verwal¬ 
tung der Hilfe der Gemeinschaft 


wird zugestimmt. Die Abkommen utxf die Schlußakte zum 
Vierten AKP-EWG-Abkommen werden nachstehend ver¬ 
öffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem 

- das Vierte AKP-EWG-Abkorrvnen nach seinem Arti¬ 
kel 360 Abs. 1 und die in der Schlußakte aufgeführten 
Zusatzdokumente, 

- das Interne Durchführungsabkommen nach seinem Arti¬ 
kel 8, und 

- das Interne Finanzabkommen nach seinem Artikel 35 

für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 17. Dezember 1990 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 

Oer Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 

Für den Bundesminister für Wirtschaft 
Der Bundesminister 

für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Gerda Hasselfeldt 

Oer Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
I. Kiechle 

Der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Jürgen Warnke 
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Viertes AKP-EWG-Abkommen 
unterzeichnet am 15. Dezember 1989 in Lome 


Seine Majestät der König der Belgier, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Der Präsident der Griechischen Republik, 

Seine Majestät der König von Spanien, 

Der Präsident der Französischen Republik, 

Der Präsident Irlands, 

Der Präsident der Itarienischen Republik, 

Seine Königliche Hohert der GroOherzog von Luxemburg, 

Ihre Majestät die Königin der Niedertartde, 

Der Präsident der Portugiesischen Republik, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs Großbritan¬ 
nien und Nordiriand, 

Vertragsparteien des Vertrags über die Gründung der Euro¬ 
päischen Gemeirtschaft lür Kohle und Stahl und des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
nachstehend .GemeirKChaft" genannt deren Staaten im 
folgenden als .Mitgliedstaaten* bezeichnet werden, 

und 

der Rat und die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

einerseits 

und 

Der Präsident der Volksrepublik Angola, 

Ihre Majestät die Königin von Antigua und Barbuda, 

Das Staatsoberhaupt des Bundes der Bahamas, 

Das Staatsoberhaupt von Barbados, 

Ihre Majestät die Königin von Belize, 

Der Präsident der Volksrepublik Benin. 

Der Präsident der Republik Botsuana, 

Der Präsident der Volksfror«, Staatsoberhaupt, Regierungschef 
von Burkina Faso, 

Der Präsident der Republik Bunmdi, 

Der Präsident der Republik Kamerun, 

Der Präsident der Republik Kap Verde, 

Der Präsident der Zentralafräranischen Republik, 

Der Präsident der Islamischen Bundesrepublik Komoren, 

Der Präsident der Volksrepublik Kongo, 

Der Präsident der Republik Cöte d'lvoire, 

Der Präsident der Republik Dschibuti, 

Die Regierung des Dominicanischen Bundes, 

Der Präsident der Dominikanischen Republik, 

Der Präsident der Demokratischen Volksrepublik Äthiopien, 

Der Präsident der Republik Fidschi, 

Der Präsident der Gabunischen Republik, 

Der Präsident der Republik Gambia, 


Das Staatsoberhaupt und Präsident des Vorläufigen nationalen 
Vertekfurtgsrats der Republik Ghana, 

Ihre Majestät die Königin von Grertada, 

Der Präsidei« der Republik Guinea, 

Der Präsident des Staatsrates von Guinea-Bissau, 

Der Präsident der RepubISc Äquatorialguinea, 

Der Präsident der Kooperativen Republik Guyana, 

Der Präsident der Republik Haiti, 

Das Staatsoberhaupt von Jamaika, 

Der Präsident der Republik Kenia, 

Der Piäsidenl der RepubSk Kirtoati. 

Seine Majestät der König des Königreichs Lesotho, 

Der Präsident der Republik Liberia, 

Der Präsident der Demokratischen Republik Madagaskar, 

Der Präsident der Republik Malawi, 

Der Präsident der Republik Mafi, 

Der Präsident des Nationalen militärischen Wohlfahrtsausschus¬ 
ses, Staatsoberhaupt der Islamischen Republik Mauretanien, 

Ihre Majestät die Königin von Mauritius, 

Oer Präsident der Volksrepublik Mosambik, 

Der Präsident des Obersten Militärrats, Staatsoberhaupt des 
Staates Niger, 

Der Chef der Bundesregierung von Nigeria, 

Der Präsident der Republik Uganda, 

Ihre Majestät die Königin von Papua-Neuguinea, 

Oer Präsident der Republik Ruanda, 

Ihre Majestät die Königin von St. Kitts und Nevis, 

Ihre Majestät die Königin von Santa Lucia, 

Ihre Majestät die Königin von St. Vincent und den Grenadinen, 
Das Staatsoberhaupt von Westsamoa, 

Der Präsident der Demokratischen Republik Säo Tomö und 
Principe, 

Der Präsident der Republik Senegal, 

Der Präsident der Republik Seschellen, 

Oer Präsident der Repubiik Sierra Leone, 

Ihre Majestät die Königin der Salomonen, 

Der Präsident der Demokratischen Republik Somalia, 

Der Präsident der Republik Sudan, 

Der Präsident der Republik Suriname, 

Ihre Majestät die regiereixle Königin des Königreichs Swasilartd, 
Oer Präsident der Vereinigten Republik Tansania, 

Der Präsident der Republik Tschad, 

Der Präsident der Republik Togo, 

Seine Majestät König Taufa'ahau Tupou IV von Tonga, 

Der Präsident der Republik Trinidad und Tobago, 

Ihre Majestät die Königin von Tuvalu, 
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Die Regierung der Republik Vanuatu, 

Der Präsident der Republik Zaire, 

Der Präsident der Republik Sambia, 

Der Präsident der Republik Simbabwe, 

deren Staaten im folgenden als ,AKP-Staalen" bezeichnet 

werden, 

andererseits - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft und Öen Vertrag Ober die GrürKfurtg der 
Europäischen Gemeinschaft Mr Kohle und Stahl einerseits und 
das Abkommen von Georgetown zur Bildung der Gruppe der 
Staaten Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen 
Ozeans andererseits, 

in dem Bestreben, auf der Grundlage völliger Gleichberechti¬ 
gung zwischen Partnern und in ihrem gegenseitigen Interesse 
ihre enge urKt andauernde Zusammertarbeit im Geiste internatio¬ 
naler Solidarität zu verstärken, 

in dem Wunsch, ihren gemeinsamen Willen zum Ausdruck zu 
bringen, die besteherxfen freundschafttchen Beziehungen zwi¬ 
schen ihren Ländern gemäS den Grurkfsätzen der Charta der 
Vereinten Natiorten aufrechtzuerhalten und zu entwickeln, 

unter erneuter Bekräftigung ihrer Bindung an die Grundsätze 
der genannten Charta ur>d ihres Glaubens an die Grundrechte 
des Menschen, an die Menschenwürde in allen ihren Erschei¬ 
nungsformen und an den Wert der mertschlichen Person als des 
zentralen Trägers urtd Nutznießers der Entwicklung, an die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie der Völker, seien 
sie groß oder klein, 

eingedenk der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 
des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte 
und des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte und in der Erkenntnis, daß die bürgerlichen und 
politischen Rechte beachtet und gewährleistet werden müssen 
und daß den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
volle Geltung zu verschaffen ist, 

unter Würdigung der Konvention des Europarates zum Schutz 
der Menschenrer^ta und Grundfreiheiten, der Afrikanischen 
Charta der Menschenrechte imd Rechte der Völker und der 
Amerikanischen Konvention für Menschenrechte als positive 
regionale Beiträge zur Achtung der Menschenrechte in der 
Gemeinschaft und den AKP-Staaten, 

in dem festen Willen, gemeinsam ihre Bemühurtgen zu verstär¬ 
ken, um im Einklang mit dem Bestreben der intemationaten 
Gemeinschaft nach einer neuen, gerechteren und ausgewogene¬ 
ren Weltwirtschaftsordrrung zur internationalen Zusammenarbeit 
und zur Lösung der internationalen wirtschaftlichen, sozialen, 
geistigen und humanitären Probleme beizutragen, 

entschlossen, mit ihrer Zusammenarbeit eitten wesentlichen 
Beitrag zur wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung 
der AKP-Staaten und zu einem höheren Lebensstandard ihrer 
Bevölkerungen zu leisten, 

haben beschlossen, dieses Abkommen zu schließen; sie haben 
zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majestät der König der Belgier: 

Andrä Geens, 

Minister für Entwicklungszusammenarbeit; 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark; 

Jacob Rytter, 

Ständiger Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften: 


Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Irmgard Adam-Schwaetzer, 
Staatsministerin im Auswärtigen Amt; 

Der Präsident der Griechischen Republik: 

Yannis Pottakis, 

Stellvertretender Minister für auswärtige Angelegenheiten; 

Seirte Majestät der König von Spanien; 

Pedro Solbes, 

Staatssekretär für die Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der Fraruösischen Republik; 

Jacques Pelletier, 

Minister für Zusammenarbeit und Entwicklung; 

Der Präsident Irlands: 

Scan Calleary, T.D., M.P., 

Staatssekretär im Ministerium für auswärtige Angelegenheiten, 
Beauftragter für Entwicklungshilfe; 

Der Präsikfent der Italienischen Republik; 

Claudio Lenoci, 

Unterstaatssekretär für auswärtige Angelegenheiten: 

Seine Körtigliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg; 
Joseph Weyland, 

Ständiger Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande: 

S.R. Blombergen, 

Botschafter in Accra; 

Der Präsident der Portugiesischen Republik; 

Josä Manuel Duräo Barroso, 

Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten 
urxf Zusammenarbeit; 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien urxf NordirtarKf; 

Lord Reay, 

Regierungssprecher im Oberhaus; 

Der Rat urxf die Kommission der Europäischen Gemeinschaften: 
Michel Rocard, 

Premierminister der Französischen Republik, 
Amtiereixfer Präsident 

des Rates der Europäischen Gemeinschaften; 

Manuel Marin, 

Vizepräsident 

der Kommission der Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der Volksrepublik Angola; 

Emilk) Josä de Carvaiho Guerra, 

LeKer der Mission der Volksrepubilk Angola 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Ihre Majestät die Königin von Antigua urxf Barbuda; 
James Thomas, 

Hochkommissar von Antigua urxf Barbuda; 
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Das Staatsoberhaupt des Bundes der Bahamas: 

Patricia Elaine Joan Rodgers, 

Leiterin der Mission des Bundes der Bahamers; 

Das Staatsoberhaupt von Barbados; 

Edward Evelyn Greaves, 

Minister für Handel und Irxfustrie; 

Ihre Majestät cfie Königin von BeRze: 

Sir Edney Cain, 

Hochkommissar beim Vereinigten Königreich; 

Oer Präsident der Volksrepublik Benin: 

Arnos Elegbe, 

Minister für Handel. Hartdwerk und Fremdenverkehr; 

Der Präsident der RepubRk Botsuana: 

Archibald M. Mogwe, 

Minister für Bodenschätze urtd Wasserwirtschaft; 

Oer Präsident der Volksfront, Staatsoberhaupt 
Regierungschef von Burkina Faso: 

Pascal Zagre, 

Minister lür Planung und Zusammenarbeit; 

Der Präsident der RepubRk Bururtdi: 

O.R. Salvator Sahinguvu, 

Staatssekretär beim Premierminister, zuständig für Planung; 

Der Präsident der Republik Kamerun: 

Elisabeth Tankeu, 

Staatsminister lür Planung und Raumordnung; 

Der Präsident der Republik Kap Verde: 

Adao Rocha, 

Minister für Industrie und Energie; 

Der Präsident der Zentralafrikanischen Republik: 

Thierry Ingaba, 

Staatssekretär für Planung und internationale Zusammenarbeit; 

Oer Präsident der Islamischen Burtdesrepublik Komoren: 

AR MIahaili, 

Botschafter bei der Französischen RepubRk; 

Der Präsident der Volksrepublik Kongo: 

Pierre Moussa, 

Staalsminister für Planung und Wirtschaft; 

Der Präsident der Republik Cöte d'lvoire: 

Moise Koffi Koumoue, 

Minister für Wirtschaft und Finanzen; 

Der Präsident der Republik Dschibuti: 

Ahmed Ibrahim Abdi, 

Minister für Arbeit und Wohlfahrt; 

Die Regierung des Dominicanischen Bundes: 

Charles Angelo Savarin, 

Botschafter beim Königreich Belgien; 


Der Präsident der Dominikanischen Republik: 

Joaquin Ricardo, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten; 

Der Präsident der Demokratischen Volksrepublik Äthiopien. 
Akiilu Afework, 

Minister, Leiter der Abteilung 
des Staatskomitees für AuBenwirtschaftsbeziehungen; 

Der Präsident der Republik Fidschi: 

Kaliopate Tavola, 

Leiter der Mission Fidschis 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der Gabunischen Republik: 

Pascal Nze, 

Minister lür Planung, Entwicklung und Wirtschaft; 

Der Präsident der Republik Gambia: 

Saihou S. Sabally, 

Minister für Finanzen Handel; 

Das Staatsoberhaupt und Präsident 
des vorläufigen nationalen Verteidigungsrats der Republik Ghana: 

Dr. Kwesi Botchwey, PNfX?, 

Staatssekretär für Finanzen und Wirtschaftsplanung; 

Ihre Majestät die Königin von Grenada; 

Denneth Matthew Modeste, 

Ständiger Sekretär 

beim Ministerium für auswärtige Angelegenheiten, 

Der Präsident der Republik Guinea; 

Ibrahim Sylla, 

Minister für Planung und internationale Zusammenarbeit; 

Der Präsident des Staatsrates von Guinea-Bissau; 
Aristides Menezes, 

Staatssekretär für internationale Zusammenarbeit; 

Der Präsident der Republik Äquatorialguinea; 
Alejandro Evuna Owon'o, 

Staalsminister zur Venwendung beim Präsidenten der Republik: 

Der Präsident der Kooperativen RepubRk Guyana; 

James H.E. Matheson, 

Außerordentlicher Botschalter, 

Leiter der Mission der Kooperativen Republik Guyana 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der Republik Haiti: 

Yvon Perrier, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten und Kultus: 

Das Staatsoberhaupt von Jamaika: 

LeslieArmon Wilson, 

Botschafter, Leiter der Mission Jamaikas 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der Republik Kenia: 

Dr. Zacharia T. Onyonka, M.P., 

Minister für Planung und nationale Entwicklung: 
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Der Präsident der Republik Kiribati: 

Michael T. Somare, 

M’nister für auswärtige Angelegenheiten von Papua-Neuguinea; 

Seine Majestät der König des Königreichs Lesotho: 

Dr. M M. Sefali, 

Minister für Planung, 

wirtschaftliche Entwicklung und Beschäftigung; 

Der Präsident der Republik Liberia; 

Dr. Elijah Taylor, 

Minister für Planung urxf Wirtschaft; 

Der Präsident der Demokratischen Republik Madagaskar; 
Georges Yvan Sololoson, 

Minister für Handel; 

Der PräsiderK der Republik Malawi; 

R.W. Chirwa, M.P., 

Minister für Harxlel, Irxlustrie utkI Frerr>denverfcehr; 

Der Präsident der Republik Mali: 

Dr. N'Gok) Traore, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 
und internationale Zusammenarbeit: 

Der Präsident 

des nationalen militärischen Wohlfahrtsausschusses, 
Staatsoberhaupt der islamischen Republik Mauretanien; 

Mohamed Lemine Ould N' D i a y a n e, 

Oberstleutnant, Mitglied und Ständiger Sekretär 
des Nationalen militärischen Wohlfahrtsausschusses; 

Ihre Majestät die Königin von Mauritius: 

Murlidass Dulloo, 

.iinister für Laixfwirtschaft, Fischerei und r>atürfiche Ressourcen; 

Oer Präsident der Volksrepublik Mosambik; 

Pascoal Manuel Mocumbi, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten; 

Der Präsident des obersten Militärrats, 
Staatsoberhaupt des Staates Niger. 

Yacouba Sandi, 

Staatssekretär beim Minister 
für auswärtige Angelegenheiten und Zusammenarbeit, 
zustärxjig für Zusammenarbeit; 

Der Chef der Bundesregierung von Nigeria: 

Dr. Chu S.P. Okongwu, 

Minister der Finanzen urxf für wirtschaftliche Entwicklung; 

Oer Präsident der Republik Uganda; 

Abbey Kafumbe-Mukasa, 

Beauftragter Minister für Finanzen; 

Ihre Majestät die Königin von Papua-Neuguinea; 
Michael T. Somare, C.H., 

Minister für auswärtige Angelegenheiten; 


Der Präsident der Republik Ruanda; 

Aloys Nsekalije, 

Oberst, Minister für Industrie und Handwerk; 

Ihre Majestät die Königin von St. Kitts und Nevis: 

Edwin Laurent, 

Beratertder Minister der Hohen Kommission 
der ostkaribischen Staaten in LorKton; 

Ihre Majestät die Königin von Santa Lucia; 

Edwin Laurent, 

Beratender Minister der Hohen Kommission . 
der ostkarlbischen Staaten in London; 

Ihre Majestät die Königin von SL Vincent und den Grenadinen; 
Edwin Laurent, 

Beratender Minister der Hohen Kommission 
der oslkartoischen Staaten in London; 

Das Staatsoberhaupt von Westsamoa; 

Amua L. loane, 

Hochkommissar; 

Der Präsident 

der Demokratischen Republik Saö Tomö und Principe; 
Carlos Ferreira, 

Minister für Sozialordnung und Umwelt; 

Der Präsident der Republik Senegal; 

Seydina Oumar S y, 

Minister für Handel; 

Der Präsident der Republik Seschellen: 

Claude Morel, 

Interimsgeschäftsträger der Botschaft der Seschellen in Paris; 

Der Präsident der Republik Sierra Leone; 

Leonard S. Fofanah, 

Staatsminister, 

Minister für nationale Entwicklung und Wirtschaftsplanung; 

Ihre Majestät die Körrigin der Salonronen; 

Lord Reay, 

Regierungssprecher im Oberhaus; 

Der Präsident der Demokratischen Republik Somalia; 

Ali Hassan Afl, 

Botschafter, 

Leiter der Mission der Demokratischen Republik Somalia 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der Republik Sudan: 

Dr. Sayed Ali Zaki, 

Minister der Finanzen und für Wirtschaftsplanung; 





Nr. 1 - Tag der Ausgabe; Bonn, den 12. Januar 1991 


7 


Der Präsident der Republik Suriname: 

Donald Aloysius Macieod, 

Außerordentlicher Botschafter, 

LeKer der Mission der Republik Surirrame 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Ihre Majestät die regiereixie Königin des Königreichs Swasiland; 
Nkomeni Douglas Ntiwane, 

Senator, 

Minister für Handel. Industrie und Fremdenverkehr; 

Oer Präsident der Vereinigten Republik Tansania: 

Joseph A.T. Muwowo, 

Bevoltmächtigter Minister, 
Interimsgeschäftsträger 

der Botschaft der Vereinigten Republik Tansania 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 

Der Präsident der RepubOc Tschad: 

Ibni Oumar Mahamat S a f e h, 

Minister für Planung und Zusammenarbeit; 

Oer Präsident der Republik Togo: 

Barry Moussa Barque, 

Minister für Planung und Bergbau; 

Seine Majestät König Taufa'Ahau Tupou IV von Tonga: 
H.R.H. Crown Prince Tupouto'a, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten; 

Der Präsident der Republik Trinidad und Tobago: 

Or. Sahadeo Basdeo, 

Senator. 

Minister für auswärtige Angelegenheiten und Außenhandel; 

Ihre Majestät die Königin von Tuvalu: 

Peter Feist, 

Honorarkonsul In der Bundesrepublik Deutschland; 

Oie Regierung der Republik Vanuatu: 

Harold Colin Qualao, 

Minister für Handel, Genossenschaften, Industrie und Energie; 

Der Präsident der Republik Zaire: 

Mobutu Nyiwa, 

Staatssekretär für internationale Zusammenarbeit; 

Der Präsident der Republik Sambia; 

Rabbison Mafeshi Chongo, M.P., 

Minister für Handel und Industrie; 

Der Präsident der Republik Simbabwe; 

Or. O.M. Munyaradzi, 

Minister für Handel 


Erster Teil 

Grundlagen der Zusammenarbeit 
Kapitel 1 

Ziele urxl Grundsätze der Zusanvnenarbeit 

Artikel 1 

Die Gemeinschaft utxf ihre MitgKedstaaten emerseits und die 
AKP-Staaten andererseits - itachsteherxf als .Vertragsparteien“ 
bezeichrtet - schüeBen das vorliegende Kooperationsabkommen, 
um die wirtschaftliche, kulturelle und soziale Entwicklung der 
AKP-Staaten zu fördern und zu beschleunigen und ihre Beziehun¬ 
gen im Geiste der Solidarität und kn beiderseitigen Interesse 
auszubauen urxf zu diversifizieren. 

Die Vertragsparteien bekräftigen damit ihre Verpflichtung, das 
durch das Erste, das Zweite utkI das Dritte AKP-EWG-Abkommen 
eingeführte System der ZusammertarbeK fortzusetzen, zu verstär¬ 
ken und wirksamer zu gestalten. ukI bestätigen den privilegier¬ 
ten. auf ihrem berderseUigen Interesse sowie der besonderen Art 
ktrer Zusammenarbeit beruherxfen Charakter Vver Beziehungen. 

Die Vertragsparteien bringen ihren Willen zum Ausdruck, ihre 
Bemühungen um die Schaffung eines Modells für die Beziehun¬ 
gen zwischen entwickelten Staaten und Entwicklungsländern im 
Hinblick auf eine gerechtere und ausgewogenere Weltwirtschafts- 
ordnurtg zu verstärken und gemeinsam darauf hinzuwirken, daß 
den Grurxfsätzen ihrer Zusammerrarteit auf ktterrtatiorwler Eber>e 
Geihmg verschafft wird. 

Artikel 2 

Die AKP-EWG-Zusammenarbeit, die sich auf rechtliche Verein¬ 
barungen urKf auf gemeinsame Organe stützt, basiert auf folgen¬ 
den Grundprinzipien; 

- Gleichheit der Partner, Achtung ihrer Souveränität, beiderseiti¬ 
ges Interesse und Interdependenz; 

- Recht jedes Staates, seine Entscheidungen auf politischem, 
sozialem, kulturellem urxf wirtschaftlichem Gebiet selbst zu 
treffen; 

- Sicherheit ihrer Beziehurrgen, die sich auf den Besitzstand ihrer 
Kooperationsregelurrg stützt. 

Artikel 3 

Oie AKP-Staaten legen souverän die Grundsätze. Strategien 
und Modelle für die Entwicklung ihrer Wirtschaft urtd Gesellschaft 
fest 

Artikel 4 

Durch die AKP-EWG-Zusammenarbeit werden die Bemühun¬ 
gen der AKP-Staaten um eine umfassende aoilortome und sich 
selbst tragerxfe Entwicklung auf der Basis ihrer sozialen und 
kulturellen Werte, ihres menschlichen Potentials, ihrer rtatürlichen 
Ressourcen und ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten mit dem Ziel 
unterstützt, den gesellschaftlichere, kulturellen und wirtschaft¬ 
lichen Fortschritt der AKP-Staaten und das WoN ihrer Bevölke¬ 
rung durch die Befriedigung ihrer grurKflegerKfen Bedürfnisse, die 
Anerkennung der Rolle der Frau und die Entfaltung der mensch¬ 
lichen Fähigkeiten unter Achtung ihrer Würde zu fördern. 

Grundlage für diese Entwicklung ist ^ bestärxSiges Gleich¬ 
gewicht zwischen ihren wirtschaftlichen Zielen, der rationellen 
Bewirtschaftung der Umwelt und der Nutzung der natürlichen und 
menschlichen Ressourcen. 

Artikel 5 

(1) Ziel der Zusammenarbeit ist eine auf den Menschen als 
ihren hauptsächlichen Betreiber und Nutznießer ausgerichtete 
Entwicklung, die somit die Achtung und die Förderung der Men- 
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schenrechte insgesamt voraussetzt. Die Aktionen der Zusam¬ 
menarbeit erfolgen in dieser positiven Perspektive, bei welcher 
die Achtung der Menschenrechte als ein Grundfaktor für eine 
echte Entwicklung anerkannt und die Zusammenarbeit selbst als 
ein Beitrag zur Förderung dieser Rechte konzipiert wird. 

Bei einer solchen Perspektive werden die Politik der Entwick¬ 
lung und die Zusammenarbeit mit der Achtung und der entspre¬ 
chenden Möglichkeit der Nutzung der menschlichen Grurxlrechte 
und -freiheiten ertg verknüpft. Zugleich werden auch die Bedeu¬ 
tung und die EntwickKmgsmögRchkeiten von Initiativen, die Eirt- 
zelpersorren oder Gruppen ergreifen, anerkannt und gefördert, 
um eine echte Beteiligung der Bevölkerung an den Entwicklungs¬ 
bemühungen gemäß Artikel 13 in der Praxis zu gewährleisten. 

(2) Oie Vertragsparteien bekräftigen daher erneut ihr Bekennt¬ 
nis zur Menschenwürde urxf zu'den Menschenrechten, die einen 
legitimen Anspruch der Eiruelpersonen wie auch der Völker dar- 
stelien. Oie genannten Rechte sird die Menschenrechte als ein 
Ganzes, da ihre verschiedenen Kategorien nicht voneinander zu 
trennen sind urd sich gegenseitig bedingen sowie jeweils für sicft 
ihre eigene Legitimation haben: Hierbei ist zu denken an das 
Recht auf nicht-diskriminierende Behartdlung, die Grundrechte 
der Person, die bOrgetfichen und politischen Rechte, rfie wirt¬ 
schaftlichen, die sozialen und die kulturelten Rechte. 

Jede Person hat in ihrem eigenen oder in einem Aufnahmeland 
Anspruch auf Achtur>g ihrer Würde sowie auf Schutz durch das 
Gesetz. 

Die AKP-EWG-Zusammertarbeit trägt zur Beseitigung der Hm- 
demisse, die den Einzelpersonen wie auch den Völkern bei der 
uneingeschränkten und effektiven Wahrnehmung ihrer wirtschaft¬ 
lichen, sozialen und kulturellen Rechte im Wege stehen, durch 
Förderung der für ihre Würde, ihr Wohlergehen und ihre Entfal¬ 
tung unabdingbaren Entwicklung bei. Zu diesem Zweck bemühen 
sich die Parteien, sei es gemeinsam, sei es jede für sich in ihrem 
Verantwortungsbereich, dazu beizutragen, daß die Ursachen für 
menschenunwürdige Notlagen und tiefgehende wirtschaftliche 
und soziale Ungleichheiten beseitigt werden. 

Oie Vertragsparteien bekräftigen ihre völkerrechtlichen Ver¬ 
pflichtungen und ihr eigenes Engagement, jegliche auf die Volks¬ 
zugehörigkeit, die Herkunft, die Rasse, die Staatsangehörigkeit, 
die Hautfarbe, das Geschlecht die Sprache, die Religion oder auf 
sonstige Gegebenheiten gegrürxlete Form von Diskriminierung 
mit dem Ziel ihrer Beseitigung zu bekämpfen. Dieses Engage¬ 
ment gilt ganz besonders für jegliche Situation in den AKP- 
Staaten oder in der Gemeinschaft, durch welche die Ziele des 
Abkommens beeinträchtigt werden könnten, sowie für das Apart¬ 
heid-System, urKd zwar auch kn Hinblick auf seine destabilisieren¬ 
den Wirkungen nach außen. Die Milgliedstaaten der Gemein¬ 
schaft (und/oder gegebenenfalls diese settist) und die AKP-Staa- 
ten tragen im Rahmen der von ihnen getrofferwn oder rK)ch zu 
treffenden rechtlichen oder Verwaftungsmaßnahmen auch weiter¬ 
hin dafür Sorge, daß gegenüber den Wanderarbeitnehmem, Stu¬ 
denten und sonstigen ausländischen Staatsangehörigen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten, insbesondere in 
bezug auf die Unterbringung, die Bildungsmöglichkeiten, den 
Gesundheitsschutz und die übrigen sozialen Dienste sowie die 
Arbeitsverhältnisse keinerlei Diskriminierung auf der Gnmdlage 
rassischer, religiöser, kultureller oder sozialer Unterschiede 
erfolgt. 

(3) Zur Förderung der Menschenrechte in den AKP-Staaten 
durch konkrete öffentliche oder private Aktionen, die insbeson¬ 
dere im rechtlichen Bereich in Zusammenarbeit mit Einrichtungen 
zu beschließen wären, deren Sachkompetenz international aner¬ 
kannt ist, können auf Antrag der AKP-Stäaten kn Einklang mit den 
Regeln der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 
Finanzmittel eingesetzt werden. Im Anwendungsbereich der 
betreffenden Aktionen liegen auch Unterstützungsmaßnahmen 
für die Schaffung von Strukturen zur Förderung der Menschen¬ 
rechte Aktionen mit Regionalcharakter erhalten Vorrang. 


Artikel 6 

(1) Im Hinblick auf eine ausgewogenere und autonomere wirt¬ 
schaftliche Entwicklung der AKP-Staaten sind in diesem Abkom¬ 
men besondere Bemühurtgen vorgesehen, um die Entwicklung in 
den ländlichen Gebieten, die Emährurtgssicherheit der Bevölke¬ 
rung, die rationelle Nutzung der natürlichen Ressourcen, die 
Erhaltung, die VITiederherstellung und den Ausbau des landwirt¬ 
schaftlichen Erzeugungspotertüals der AKP-Staaten zu fördern. 

(2) Die Vertragsparteien erkennen an, daß dem Schutz der 
Umwelt und der Erhaltung der natürlichen Ressourcen als den 
Gnjndbedingungen für eine dauerhafte und ausgewogene Ent¬ 
wicklung auf wirtschaftlicher und auf mertschlicher Ebene Vorrang 
einzuräumen ist. 

Artikel 7 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten messen den Bemühun¬ 
gen um Zusammenarbeit und regionale Integration besorxfere 
Bedeuturtg und hohe Priorität bei. In diesem Rahmen unterstützt 
das Abkommen wirksam die Bemühurtgen, welche die AKP- 
Staaten unternehmen, um sich regiortal zu organisieren und ihre 
Zusamntertarbett auf regkxtaler und interregionaler Ebene auszu¬ 
bauen, dankt eine gerechtere und ausgewogenere Weltwirt- 
schaftsordnurig gefördert witd. 

Artikel 8 

Oie Veriragsparteien erkennen die Notwertdigkeit an, den am 
wenigsten entwickelten AKP-Staaten eine besondere Beharxliurtg 
zuteil werden zu lassen und rtie besorvleren Schwierigkeiten der 
AKP-Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten zu berücksichti¬ 
gen. Besondere Aufmerksamkeit schenken sie der Verbesserung 
der Lebensbedingungen der atm meisten benachteiligten Bevölke¬ 
rungsschichten. 

Die Zusammenarbeit umfaßt vor allem eine besondere Behand¬ 
lung bei der Festlegung des Umfangs der Finanzmittel sowie der 
Voraussetzungen, an die die Gewährung dieser Mittel geknüpft 
ist, damit diese Staaten die strukturellen und sonstigen Hinder¬ 
nisse überwinden können, die ihrer Entwicklung im Wege stehen. 

Hinsichtlich der AKP-Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten 
besteht das Ziel der Zusammenarbeit darin, besondere Maßnah- ’ 
men lestzulegen und zu fördern, um die durch die geographische 
Lage dieser Staaten hervorgerufenen Entwicklungsprobleme zu 
lösen. 

Artikel 9 

Zur Verbesserung der Wirksamkeit der . Instrumente dieses 
Abkommens legen die Vertragsparteien im Rahrrren ihrer jeweili¬ 
gen Zustärxfigkeit Leitlinien, Prioritäten und Maßnahrrten fest die 
die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens begünstigen, und 
sie kommen zu demselben Zweck überein, den Dialog im Rah¬ 
men der gemeinsamen Organe sowie bei der kohärenten Durch¬ 
führung der Zusammenarbeit bei der EntwieWurrgsfinanzierung 
und der entsprecherxten Anwendurrg der übrigen Instrunrente der 
Zusammenarbeit unter Beachturrg der Grurxiprinzipien des Arti¬ 
kels 2 fortzusetzen. 

Artikel 10 

Die Vertragsparteien treffen jeweils in dem ihnen im Zusam¬ 
menhang mit diesem Abkommen obliegerrden Bereich alle geeig¬ 
neten Maßnahmen allgemeiner oder besorxferer Art zur Erfüllung 
der Verpflichturtgen aufgrund dieses Abkommens sowie zur 
Erleichterung der Verfolgung seiner 2Sete. Sie unterlassen alle 
Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Abkom¬ 
mens gefährden könnten. 

Artikel 11 

Die Orgarre dieses Abkommens prüfen im Rahmen ihrer jeweili¬ 
gen Zuständigkeit regelmäßig die Ergebnisse seiner Durchfüh¬ 
rung. geben die notwerKfigen Impulse und treffen alle für die 
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Verwirklichung seiner Ziele zweckdienlichen Entscheidungen und 
Maßnahmen. 

Probleme, die eine wirksame Durchführung der Ziele dieses 
Abkommens unmittelbar behindern könnten, können im Rahmen 
der Organe zur Sprache gebracht werden. 

Im Rahmen des Ministerrates finden auf Antrag einer der Par¬ 
teien in den in diesem Abkommen vorgesehenen PAKen oder kn 
Falle von Schwierigkeiten bei der DuichfOhrung oder Auslegung 
der Bestimmungen dieses Abkommetts entsprechende KonsuKa- 
tionen statt 

Artikel 12 

Gedenkt die Gemeinschaft im Rahmen ihrer ZustAndigkeit eine 
Maßnahme zu treffen, <fie nach Maßgabe der Ziele dieses Abkom¬ 
mens die Interessen der AKP-Staaten berühren könnte, so unter¬ 
richtet sie diese rechtzeitig darüber. Zu diesem Zweck übermittelt 
die Kommission dem Sekretariat der AKP-Staaten regekitAßig die 
Vorschläge für derartige Maßnahmen. Oie Initiative ki bezug auf 
ein Informationsbegehren kann erforderlichenfalls auch von den 
AKP-Staaten ausgehen. 

Auf Antrag dieser Staaten firtden zu gegeberter ZeH Konsulta¬ 
tionen statt, damit vor der endgOlligen Entscheidung twan 
Besorgnissen hinsichtich der Auswirkungen dieser Maßnahmen 
Rechnung getragen werden kartn. 

Nach diesen Konsultatiorren werden die AKP-Staaten - soweit 
irgerxl möglich im voraus - kt angemesserter Weise Ober das 
Inkrafttreten der betreffertden Maßrtahmen unterrichteL 


Kapitel 2 

Ziele und Ausrichtungen des Abkommens 
für die wichtigsten Bereiche der Zusammenarbeit 

Artikel 13 

Oie Zusammenarbeit zielt darauf ab, eirte Entwiddurtg der AKP- 
Staaten zu unterstützen, die auf den Menschen ausgerichtet ist 
urtd in der Kultur der einzelnen Völker wurzelt Sie urtterstützt die 
Politiken urtd Maßrtahmen, welche diese Staaten artwertden, um 
ihr menschliches Potential zu nutzen, ktia eigerten schöfrferi- 
schen Fähigkeiten zu steigern und ihre kulturelle MentKAt zu 
fördern. Sie begünstigt die Beteiligung der Bevölkerurtg an der 
Kortzipierurtg und Durchführung der EntwicklungsrTtaBrtahttften. 

Bei der Zusammenarbeit werden in den eirtzelnen Bereichen 
urtd in den verschiederten Phasen der Durchführung die kulturelle 
Dimension und die sozialen Auswirkungen der jeweiligen Maß¬ 
nahmen sowie der Umstartd berücksichligt, daß MAitner urtd 
Frauen hieran rtach dem Grundsatz der Gleichheit zu beteikgen 
sind und gleichen Nutzen davon haben müssen. 

Artikel 14 

In der Zusammenarbeit irtbegriffen ist die solidarische Verant¬ 
wortung für die Erhaltung des Naturerbes. Bei der Zusammen¬ 
arbeit wird vor allem dem Schutz der Umwelt und der Erhalturtg 
urtd Wiederherstellung des itatürkchen Gleichgewichts kt den 
AKP-Staaten besondere Bedeuturtg beigemessen. Erttsprechend 
sind die Aktionen der Zusammertarbeit in alten Bereichen so zu 
konzipieren, daß die wirtschaftlichen Wachstumsziele sich mit 
eirter Entwicklung vereinbaren lassen, die das rtatürliche Gleich¬ 
gewicht achtet urtd geeigrtet ist, eine Dauerwirkung zum Wohie 
des Mertschen zu gewAhrleisten. 

Im Rahmen der Bemühungen um den Umweltschutz urtd die 
Wiederherstellung des rtatürlichen Gleichgewichts trägt die 
Zusammenarbeit zur Förderung spezifischer Aktionen zur Erhal¬ 
tung der regenerierbaren wie auch der nicht regerterierbaren 
natürlichen Ressourcen, zum Schutz der Ökosysteme sowie zur 
Bekämpfung der Dürre, der Wüstenbildung und der Entwaldung 


bei und umfaßt noch weitere auf dieses Ziel ausgerichtete thema¬ 
tische Aktionen (insbesondere in bezug auf die Heuschrecken- 
bekämpfung, den Schutz und die Nutzurtg der Wasservorräte, die 
Erhaltung der tropischen Wälder urtd der Artenvielfalt, die Förde¬ 
rung eines ausgewogeneren Verhältnisses zwischen Stadt urtd 
Land und die städtische Umwelt). 

Artikel 15 

Oie Zusantmettarfaeit im lartdwirtschaftichen Bereich zielt kt 
erster Lktie darauf ab, (Se Selbstversorgung urtd die EmAhrungs- 
sicherheit der AKP-Staaten zu erreichen, das Produktionssystem 
zu entwickein und zu orgartisieren, die Lebertshatturtg, die 
Lebensbedkigurtgen urtd den Lebertsrahmen der lArtdlichen 
Bevölkaturtg zu verbessern urtd eirte ausgewogerte Entwicklung 
der lAttdKchen Gebiete herbeizufOhren. 

Die Aktionen in diesem Bereich werden flankierertd zu den von 
den AKP-Staaten festgelegten Politiken und Strategien im Agrar- 
und ErrtAhrurtgsbereich konzipiert urtd durchgeführt. 

Artikel 16 

Die Zusmrtntertarbeit krt Bereich von Bergbau urtd Ertergie ist 
darauf ausgerlchteL kn beiderseitigen Interesse ekte diversifi¬ 
zierte wirtschaftliche Entwiddurtg zu fördern und zu beschleuni¬ 
gen, bei der das menschliche Potential urtd die natürlichen Res¬ 
sourcen der AKP-Staaten voll gertutzt werden, urtd eirte bessere 
Integration dieser und artderer Bereiche sowie die Komplementa- 
rkAt zwischen ktiten urtd den übrigen Bereichen der Wirtschaft zu 
begünstigen. 

Sie zielt darauf ab, ein dieser Zieisetzurtg entsprechendes 
sozk>-kulturelles und wirtschaftliches Umfeld sowie entspre- 
chertde materielle Infrastrukturen zu schaffen und auszubauen. 

Sie unterstützt die Bemühungen der AKP-Staaten, eine ihrer 
jeweiligen Lage angepaßte Energiepolitik festzulegen urtd zu ver¬ 
wirklichen, um insbesottdere die Abhängigkeit der meisten AKP- 
Staaten von der Einfuhr von Mineralölerzeugnissen schrittweise 
zu verringern und neue und regenerierbare Ertergiequellen zu 
entwickeln. 

Ihr 2Sel ist es, zu einer besseren Entschließung der Energie- 
und Bergbauressourcen beizutragen; sie berücksichtigt die Ener¬ 
gieaspekte der Entwicklung der einzelnen wirtschaftlichen und' 
sozialen Bereiche und IrAgt so zu eirter Verbesserung der 
Leberts- urtd Umweltbedingungen und zu eirter besseren Erhal- 
tuitg der Ressourcen der Biomasse, vor altem bei Brertnholz. bei. 


Artikel 17 

Die Gemeirtschaft und die AKP-Staaten erkennen an, daß die 
irtdustrialisienjng iteben der lArtdlichen und landwirtschaftlichen 
Entwicklung ekte zusAizRche treibende Kraft darstellt und somit 
die wirtschaftliche Umstellung der AKP-Staaten mit dem Ziel 
eines sich selbst tragenden Wachstums urtd einer ausgewogenen 
und vielfältigen Entwicklung erleichten Oie industrielle Entwick¬ 
lung ist zur Steigerung der Produktivität der AKP-Volkswirtschaf- 
ten erforderlich, damit diese in die Lage versetzt werden, die 
Grurtdbedürfnisse der Menschen zu erfüllen sowie über den 
Absatz einer größeren Anzahl wertschöpfurtgskitertsiver Erzeug¬ 
nisse die wettbewerbsfähige Beteiligung der AKP-Staaten am 
Wellhartdel zu verstärken. 

Artikel 16 

In Anbetracht der sehr starken AbhAngigkeit der Volkswirtschaf¬ 
ten der großen Mehrheit der AKP-Staaten von der Ausfuhr von 
Grundstoffen kommen die Vertragsparteien überein, ihrer Zusam¬ 
menarbeit auf diesem Gebiet besorälere Aufmerksamkeit zu wid¬ 
men, um die von den AKP-Staaten festgelegten Politiken und 
Strategien zu unterstützen und damit 

— die horizontale und vertikale Diversifizierung der Volkswirt¬ 
schaften der AKP-Staaten, insbesondere durch die Entwick- 
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lung der Tätigkeiten in den Bereichen Verarbeitung, Vermark¬ 
tung, Vertrieb und Transport (VWT) zu begünstigen; 

- die Wettbewerbsfähigkeit der Grundstoffe aus den AKP-Staa- 
ten auf den Weltmärkten im Wege der Neuorganisierung urxj 
Rationalisierung ihrer Produktions-, Vermarktungs- urtd Ver¬ 
triebstätigkeiten zu verbessern. 


Artikel 19 

Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fischerei zielt darauf 
ab, die AKP-Staaten bei der Nutzung ihrer Fischeieiressoutcen zu 
unterstützen, damit die für den Ergenverbrauch bestimmte Pro¬ 
duktion im Rahmen ihres Streber» nach gröSerer EmAhrungssi- 
cherheit verbessert und die für die Ausfuhr bestimmte Produktion 
gesteigert werden. Die Gestattung dieser Zusammenarbeit erfolgt 
im beiderseitigen Interesse der Vertragsparteien unter Berück¬ 
sichtigung ihr«' jeweiligen Fischereipolitik. 


Kapitel 3 

Akteure der Zusammenarbeit 

Artikel 20 

Zur Förderung der Entfaltung und Mobilisierung von initiativen 
von seiten aller Kräfte in den AKP-Staaten urvl der Gemeinschaft, 
die zur autorxrmen Entwicklung der AKP-Staaten beitragen könn¬ 
ten, sirxf im Eirtkiang mit den Artikeln 2,3 urtd 13 im Rahmen der 
Zusammenarbeit innerhalb der von den betreffenden AKP-Staa¬ 
ten festgesetzten Grenzen auch die EntwicklurtgsrrtaBrtahmen zu 
unterstützen, die von Akteuren des wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Lebens im Rahmen einer dezentralisierten Zusam¬ 
menarbeit betrieben werden und insbesorxfere in der Form erfol¬ 
gen, daß jeweils gleichartige Stellen in den AKP-Staaten und der 
Gemeinschaft gemeinsam Anstrengungen unternehmen und ihre 
Mittel Zusammenlegen. Mit dieser Form der Zusammenarbeit wird 
vor allem bezwecW. die Kompetenzen, die Originalität der Vor¬ 
gehensweise und die Mittel dieser Akteure für die Entwicklung der 
AKP-Staaten nutzbar zu machen. 

Akteure im Sinne dieses Artikels sirKj dezentral arbeiterrde 
Behörden, ländliche und dörfliche Zusammenschlüsse, Gerws- 
senschaften, Unternehmen, Gewerkschaften, Bildungs- urtd For¬ 
schungszentren, im Entwicklungsbereich tätige Nichtregierungs¬ 
organisationen, sonstige Vereinigungen sowie alle Gruppen und 
Akteure, die einen spontanen und origineflen Beitrag zur Entwick¬ 
lung der AKP-Staaten leisten möchten und dazu fähig sind. 


Artikel 21 

Durch die Zusammenarbeit werden die Initiativen von AJKP- 
Akteuren im Sinne von Artikel 20 gefördert urxl unterstützt sofern 
sie den von den AKP-Staaten festgelegten Prioritäten, Orientie¬ 
rungen urtd Entwicklungsmolhoden entsprochen. Unter diesen 
Bedingungen werden sowohl autorkxne Aktionen der AKP- 
Akteure unterstützt als auch Aktionen, die von diesen mit Unter¬ 
stützung durch entsprechende Akteure aus der Gemeinschaft 
durchgeführt werden, welche ihnen ihre fachKche Kompetenz und 
Erfahrung, ihre technischen und organisatorischen Fähigkeiten 
oder ihre Finanzierungsquelten zur Verfügung stellen. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit wird dazu ermutigt, daß die 
Akteure der AKP-Staaten und der Gemeinschaft durch zusätz¬ 
liche finanzielle und technische Mittel zu den Entwickiungsbemü- 
hungen beitragen. Für Aktionen der dezentralisierten Zusammen¬ 
arbeit kann dabei unter Einhaltung der Bedingungen des Arti¬ 
kels 22 eine finanzielle und/oder technische Unterstützung aus 
den Mitteln des AbkomrT»r» gewährt werden. 

Diese Form der Zusammenarbeit ist unter uneingeschränkter 
Achtung der Rolle und der Vorrechte der Behörden der AKP- 
Slaaten durchzuführen. 


Artikel 22 

Die Aktionen der dezentralisierten Zusammenarbeit können 
durch die Instrumente der Zusammenarbeit bei der Entwicklungs¬ 
finanzierung unterstützt werden, wenn die betreffenden AKP- 
Staaten - und zwar vorzugsweise schon in der Programmierungs¬ 
phase - sich grundsätzlich urxl auch hinsichtlich der Bedingungen 
für die Unterstützurtg dieser Form der Zusammenarbeit damit 
eirwerstanden erklären. Die genannle Unterstützung wird in dem 
Ausmaß geieistet, wie sie für eine erfolgreiche Durchführung der 
vorgeschlagenen Aktionen erfbrdetfch »L sofern deren Nützlich¬ 
keit anerkannt ist urxj die Bestimmungen über die Zusammen¬ 
arbeit bei der EntwictdungsTmanzierung eingehalten werden. Pro¬ 
jekte im Rahmen dieser Form der Zusammenarbeit können mit 
den in den Schwerpunktbereichen der Richtprogramme durchge¬ 
führten Programmen verknüpft sein oder auch nicht wobei den 
Projekten Vorrartg zu geben ist, d» sich auf die Schwerpunkt¬ 
bereiche beziehen. 

Kapitel 4 

Grundsätze für die Handhabung 
der Instrumente der Zusammenarbeit 

Artikel 23 

Um zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens beizutragen, 
wenden die Vertragsparteien Instrumente der Zusammenarbeit 
an, die den Grurxjsätzen der Soädarität urxj des beiderseitigen 
Interesses entsprechen und der wirtschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Lage der AKP-Staaten und der Gemeinschaft sowie der 
Entwicklung ihres internationalen Umfelds angepaßt sind. 

Diese Instrumente dienen hauptsächlich dazu, durch Verstär¬ 
kung der besteherxlen Mechanismen und Systeme 

- den Handel zwischen den Vertragsparteien zu verstärken; 

- die Bemühungen der AKP-Staaten um eine autonome Entwick¬ 
lung durch Stärkung ihrer Fähigkeit zur Innovation, Anpassung 
und Umwarxllung der Technologie zu unterstützen; 

- die Strukturanpassungsbemühungen der AKP-Staaten zu 
unterstützen und dadurch auch zur Erleichterung ihrer Schul¬ 
denlast beizutragen; 

- den AKP-Staaten den Zugang zu den Kapitalmärkten zu 
erteichtem urxl private europäische Direktinvestitionen zur 
Unterstützung der Entwicklung der AKP-Staaten zu fördern; 

- der Unsichefheit der Erlöse aus der Ausfuhr iarxjwirtschaft- 
licher Grundstoffe der AKP-Staaten abzuhetfen urxl diese 
Staaten bei ernsten Schwierigkeiten im Bergbau zu unterstüt¬ 
zen. 

Artikel 24 

Um den Harxlel zwischen den Vertragsparteien zu fördern urxl 
zu diversifizieren, kommen die Gemeinschaft urxj die AKP-Staa¬ 
ten überein, 

- eine allgemeine Handelsregehrrtg festzulegen, 

- SorxJerbestimmungen für die Einfuhr bestimmter AKP-Erzeug- 
nisse durch die Gemeinschaft vorzusehen, 

- Bestimmungen zur Förderung der Entwicklung des Handels 
urxj der Dienstleistungen der AKP-Staaten, einschließlich des 
Tourisnxjs, festzulegen, 

- ein System der gegenseitigen Unterrichtung urxj Kor»ultation 
einzuführen, das die wirksame Durchführung der Bestimmun¬ 
gen dieses Abkommer» für den Bereich der harxjelspolitischen 
Zusammenarbeit gewährleisteL 

Artikel 25 

Die allgemeine Harxjelsregelung, die auf den internationalen 
Verpflichtungen der Vertragsparteien beruht, zielt darauf ab, eine 
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sichere und feste Grundlage für die handelspolitische Zusammen¬ 
arbeit zwischen den AKP-Staaten und der Gemeirrschaft zu 
schaffen. 

Sie stützt sich auf den Grundsatz des freien Zugangs der 
Ursprungswaren der AKP-Staaten zum Markt der Gemeinschaft, 
wobei besondere Bestimmungen für die landwirtschaftfichen 
Erzeugnisse sowie Schutzbestimmungen vorgesehen sind. 

In Anbetracht der derzeitigen Entwiddungserfordemisse der 
AKP-Staaten ist für diese hinsichtiich des freien Zugangs in der 
Regelung keine Gegenseitigkeit vorgesehen. 

Die Regelurtg stützt sich auch auf den Grundsatz, daß die AKP- 
Staaten die Mitgliedstaaten nicht unterschiedlich utxf die Gemein¬ 
schaft nicht ungünstiger behandeln dürfen, als dies nach der 
MeistbegOnstigungsregelung mfigRch ist 


Artikel 26 

Die Gemeinschaft trägt zu den Entwiddurtgsbemühungen der 
AKP-Staaten durch eine ausreichende finanzielle Hilfe urtd eine 
angemessene technische Unterstützung bei, durch die die Fähig¬ 
keit dieser Staaten zu einer sich selbst tragertden und kttegrierten 
wirtschafttichen, sozialen urxl kulturellen Entwicklung gestärkt, ein 
Beitrag zur Hetxjng des Lebensstandards und zur Verbesserurtg 
der Lebensverhältnisse Ihrer BevORceruftg geleistel und (fie Bereit¬ 
stellung von Mitteln zur Unterstützung durchführbarer, wirksamer 
urKi wachstumsorientierter Strukturanpassungsprogramme geför¬ 
dert werden soll. 

Dieser Beitrag wird auf besser vorhersehbaren urtd regelmäßi¬ 
geren Grundlagen geleistet. Er vrird von der Gemeinschaft zu sehr 
großzügigen Bedingungen gewährt Dabei wird insbesondere die 
Lage der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten berücksichtigt. 


Artikel 27 

Die Vertragsparteien kommen überein, eirten stärkeren und 
stetigeren Zustrom von Mitteln des Privatsektors in die AKP- 
Staaten zu erleichtem, indem sie Maßnahmen treffen, um den 
AKP-Staaten einen besseren Zugang zu den Kapitalmärkten zu 
verschaffen urxl private europäische Investitionen in den AKP- 
Staaten zu fördern. 

Die Vertragsparteien heben die Notwerxligkeit hervor, die Inve¬ 
stitionen zu fördern, zu schützen, zu finanzieren und zu unterstüt¬ 
zen sowie für sie gerechte und stabile Rahmenbedingungen zu 
bieten. 

Artikel 28 

Die Vertragsparteien kommen überein, die Bedeutung des 
Systems der Stabilisierung der Ausfuhrerlöse zu bestätigen und 
den Prozeß der Konsultationen zwischen den AKP-Staaten und 
der Gemeinschaft in den kitemalionalen Gremien urxf-Organisa- 
tionen, die sich mit der Stabilisierung der Märkte für landwirt¬ 
schaftliche Grurxlstoffe befassert, zu verstärken. 

In Anbetracht der Bedeutung des Bergbaus bei den Entwick¬ 
lungsbemühungen zahlreicher AKP-Staaten und der gegenseiti¬ 
gen Abhängigkeit der AKP-Staaten urxl der Gemeinschaft in 
diesem Bereich bekräftigen die Vertragsparteien die Bedeutung 
des Systems, das die AKP-Staaten, die in diesem Bereich ernsten 
SchwierigkeHen gegenüberstehen, bei der Wiederherstellung sei¬ 
ner wirtschaftlichen Lebensfähigkeit urxl der Behebung der Aus¬ 
wirkungen dieser Schwierigkeiten auf ihre Entwicklung unterstüt¬ 
zen soll. 

Kapitel 5 
Organe 

Artikel 29 

Die Organe dieses Abkommens sirxl der Ministerrat, der Bot¬ 
schafterausschuß und die Paritätische Versammlung. 


Artikel 30 

(1) Der Ministerrat besteht aus den Mitgliedern des Rates der 

Europäischen Gemeinschaften und Mitgliedern der Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften einerseits und je einem Mit¬ 
glied der Regierungen der AKP-Staaten andererseits. 

(2) Der Ministerrat hat die Aufgabe, 

a) die Hauptleitlinien für die kn Rahmen der Anwerxlung dieses 
Abkonxnens durchzuführenden Arbeiten festzulegen, insbe- 
sorxlere, wenn zur Lösung grundlegender Probleme bei der 
solidarischen Entwicklung der Vertragsparteien beizutragen 
ist; 

b) alle politischen Beschlüsse zur Verwirkfichung dw Ziele die¬ 
ses Abkonxnerts zu fassen; 

c) Beschlüsse in den in diesem Abkommen vorgesehenen spezi¬ 
fischen Bereichen zu fassen; 

d) für die Effiziertz der in diesem Abkommen vorgesehenen 
Konsultationsmechanismen zu sorgen; 

e) sich mit den Auslegungsfragen zu befassen, die gegebenen¬ 
falls bei der Durchführurtg dieses Abkommerts auftreten; 

0 die Verfahrensfragen und Modalitäten betreffend die Durch¬ 
führung dieses Abkommens zu regeln; 

g) auf Antrag eirrer der Vertragsparteien jede Frage, die sich 
unmittelbar auf die effektive urxl wirksame Durchführung die¬ 
ses Abkommens hemmend oder förderlich auswirken kann, 
txler jede arxlere Frage, die die Verwirklichurrg der Abkom- 
mertsziele behiixlem könnte, zu prüfen; 

h) alle Vorkehrungen zu treffen, um lauferxle Kontakte zwischen 
den im Entwicklungsbereich tätigen Akteuren des wirtschaft¬ 
lichen, kulturellen und sozialen Lebens der Gemeinschaft und 
der AKP-Staaten herzustellen urxl in Fragen von gegenseiti¬ 
gem Interesse für regelmäßige Konsultatiorwn mit ihren Ver¬ 
tretern zu sorgen, da die Vertragsparteien anerkannt haben, 
daß es von Interesse ist, einen echten Dialog zwischen diesen 
Akteuren herbeizuführen urxl ihren Beitrag zur Zusammen¬ 
arbeit urxl Entwicklung sicherzustellen. 


Artikel 31 

(1) Der Botschafterausschuß besteht aus den Stärxligen Vertre¬ 
tern der einzekten Mitgliedstaaten bei den Europäischen Gemein¬ 
schaften urxl einem Vertreter der Kommission einerseits und aus 
den Leitern der Missionen der einzelnen AKP-Staaten bei den 
Europäischen Gemeinschaften arxlererseits. 

(2) Der Botschafterausschuß unterstützt den Ministerrat bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben urxl führt jeden ihm vom Rat erteilten 
Auftrag aus. 

Er verfolgt die Durchführung dieses Abkommens sowie die 
Fortschritte bei der Verwirklichung der darin festgelegten Ziele. 


Artikel 32 

(1) Die Paritätische Versammlung setzt sich zu gleichen Teilen 
aus Mitgliedern des Europäischen Parlaments urxl aus von den 
AKP-Staaten benannten Parlamentsmitgliedem oder aber von 
ihnen benarxrten Vertretern zusammen. 

(2) a) Die Paritätische Versammlung hat als beratendes 

Organ die Aufgabe, im Wege des Dialogs, der Ausspra¬ 
che und der Konzertierung 

- ein besseres Verstärxinis zwischen den Völkern der 
Mitgliedstaaten einerseits und den Völkern der AKP- 
Staaten arxlererseits zu fördern; 

- die öffentliche Meinung für die Interdeperxlenz unter 
den Völkern und ihren jeweiligen Interessen sowie für 
die Notwerxligkeit einer solidarischen Entwicklung zu 
sensibilisieren; 



12 


Bundesgesetzblatt. Jahrgang 1991, Teil II 


- Fragen der AKP-EWG-Zusammenarbeit, insbeson¬ 
dere die grundlegenden Fragen der Entwicklung, zu 
erörtern; 

- Forschungstätigkeiten urxl Initiativen anzuregen und 
Vorschläge zur Vert>esserung und Stärkung der AKP- 
EWG-Zusammenartjeit zu fonnulieren: 

- die zuständigen Behörden der Vertragsparteien zu 
einer möglichst effizienten Durchführung dieses 
AbkotTimens zu bewegen, damit seirte Ziele in vollem 
Umfang erreicht werden. 

b) Oie Paritätische Versammiung sorgt für regelmäßige 
Kontakte und Konsultationen mit den Vertretern der im 
Entwickiungsbereich tätigen Akteure des wirtschaft¬ 
lichen, kulturellen tmd sozialen Leberts der AKP-Staaten 
und der Gemeinschaft, um ihre Stellurtgnahme zur Ver- 
wirklichurtg der Ziele dieses Abkommens eirtzuholen. 


Zweiter Teil 

Bereiche der AKP-EWG-Zusammenarbeit 

THel I 
Umwelt 

Artikel 33 

Im Rahmen dieses Abkommerts sktd der Schutz und die 
Erschließurtg der Umwelt und der natürlichen Ressourcen, die 
Verhinderurtg eirter weiteren Degradation der Böden und Wälder, 
die Wiederherstellung des ökologischen Gleichgewichts, die 
Erhaltung der natürlichen Ressourcen sowie deren rationelte Nut¬ 
zung gnjndlegende Ziele, die die betroffenen AKP-Staaten mit 
Hilfe der Gemeinschaft zu erreichen suchen, um die Lebens¬ 
bedingungen ihrer Bevölkerungen für die unmittelbare Zukunft zu 
verbessern und die Lebensbedingungen der künftigen Generation 
zu sichern. 

Artikel 34 

Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft erkennen an. daß 
bestimmte AKP-Staaten aufgrund einer rasch fortschreitertden 
Verschlechterung ihrer Umweft, die allen Entwicklungsbemühun¬ 
gen entgegenwirkt urvi insbesondere die vorrangigen Ziele der 
Nahrungsmittelselbstversorgung und Emährungssicherheit in 
Frage stellt, in ihrer Existenz bedroht sind. 

Die Bekämpfung dieser Umweltverschlechterung und die 
Bemühungen um die Erhaltung der natürlichen Ressourcen sirxl 
für viele AKP-Staaten ein dringendes Gebot, das die Planung und 
die Durchführung kohärenter, das ökologische Gleichgewicht ach¬ 
tender Formen der Entwicklung erfotderkch macht. 

Artikel 35 

Angesichts des Ausmaßes des Phänomens und des Umfangs 
der einzusetzenden Mittel müssen sich die Maßnahmen in langfri¬ 
stige Gesamtpolitiken einfügen, die die AKP-Staaten auf einzel¬ 
staatlicher, regionaler und internationaler Ebene im Rahmen inter¬ 
nationaler solidarischer Anstrertgungen planen urxl durchführen. 

Zu diesem Zweck kommen die beiden Parteien überein, bei 
ihrem Vorgehen folgendem Vorrang eirtzuräumen: 

- einem präventiven Ansatz, um rtegative Folgen von Program¬ 
men oder Aktionen für die Umwelt zu vermeiden; 

- einem systematischen Ansatz, der die ökologische Vertretbar¬ 
keit in allen Stadien - von der Emtittlurtg bis zur Durchführurtg - 
gewährleistet; 

- einem sektorübergreifenden Artsatz, der sowohl die unmittel¬ 
baren als auch die mittelbaren Auswirkungen der eingeleiteten 
Maßnahmen berücksichtigt. 


Artikel 36 

Der Schutz der Umwelt und der natürlichen Ressourcen erfor¬ 
dert ein globales Vorgehen, das die soziale und kulturelle Dimen¬ 
sion mit einschließt. 

Die Berücksichtigung dieser besonderen Dimension erfordert, 
daß geeignete Maßnahmen auf dem Gebiet der Bildung, Ausbil- 
dung, Information und Forschung In die Projekte und Programme 
rttit einbezogen werden. 

Artikel 37 

Es werden Instrumente der ZusammenarbeiL die dieser Proble¬ 
matik artgepaßt sind, ausgearbeitet und eingesetzL 

Je nach Bedarfsfall können sowohl r^Htative als auch quanti¬ 
tative Kriterien herangezogen werden. Zur Beurteilurtg der 
Umwelttaugrichkeit der vorgeschlagenen Aktionen werden unab¬ 
hängig von deren Größenordnung gemeinsam vereirtbarte Listen 
der zu berücksichtigenden Faktoren zugrurtde gelegt. Bei groß¬ 
artgelegten Projekten urtd Projekten mit erheblichen Risiken für 
die Umwelt werden gegebertertfalls Umweltverträglichkeitsprüfun¬ 
gen durchgeführt. 

Um diese effektive Berücksichtigurtg der Umwelt wirksam zu 
unterstützen, wird der - itach Möglichkeit bewertete - reale 
Bestand erlaßL 

Die Anwertdung (fieser Instrumente ermögficht es in dem Fall, 
daß negative Folgen für die Umwelt vorhersehbar sind, die uner¬ 
läßlichen Korrekturmaßnahmen bereits im Anfangsstadium der 
geplanten Programme und Projekte zu treffen, damit diese mit 
Verbessenmgen im Hinblick auf den Schutz der Umwelt urxf der 
natürfichen Ressourcen entsprechertd den vorgeseherten Zeit¬ 
plänen fortschreiten können. 


Artikel 38 

In dem Bemühen um einen tatsächlichen Schutz und eine 
effiziente Bewirtschaftung der UmweK und der natürlichen Res¬ 
sourcen vertreten die Parteien die Auffassung, daß die unter den 
Zweiten Teil dieses Abkommens fallenden Bereiche der AKP- 
EWG-Zusammenarbeit unter diesem Blickwinkel systematisch zu 
analysieren urxf zu bewerten sirxf. 

In diesem Geiste unterstützt die Gemeinschaft sowohl die 
Anstrengungen der AKP-Staaten auf einzelstaatlicher, regionaler 
und internationaler Ebene als auch die Maßnahmen der zwi¬ 
schenstaatlichen und der Nichtregieaingsorganisatxxien zur För¬ 
derung einzelstaatlkher und zwischenstaatlicher Strategien und 
Prioritäten. 

A r t i k eI 39 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, jeweils in ihrem 
Zuständigkeitsbereich alles zu unternehmen, dainit der internatio¬ 
nale Verkehr mit gefährlichen Abfällen urtd radioaktiven Abfällen 
allgemein unter Kontrolle gebracht wird, und weisen auf die 
Bedeutung hin, die eirter wirksamen intematicxialen Zusammen¬ 
arbeit auf diesem Gebiet zuktxnnft. 

Urtbeschadet der spezifischen intematkxtalen Verpflichtungen, 
die die Vertragsparteien in diesen beiden Bereichen in den 
zuständigen internationalen Gremien eirtgegangen sind (xfer in 
Zukunft möglicherweise noch eingehen werden, untersagt die 
Gemeinschaft in diesem Zusammenhang jegliche direkte oder 
indirekte Ausfuhr solcher Abfälle in (fie AKP-Staaten, währerxf die 
AKP-Staaten gleichzeitig die direkte cxler indirekte Einfuhr dieser 
Abfälle aus der Gemeinschaft cxler aus anderen Ländern in ihr 
Hoheitsgebiet untersagen. 

Diese Bestimmurtgen hindern einen Mitgliedstaat, in den auf 
Beschluß eines AKP-Staates AbfäNe zur Aufbereitung ausgeführt 
werden, nicht daran, die aufbereiteten Abfälle wieder in den 
betreffenden AKP-Ursprungsstaat auszuführen. 

Die Vertragsparteien treffen so bald vrie möglich die internen 
rechtlichen und administrativen Maßrtahmen, die zur Durchfüh¬ 
rung dieser Verpflichtung erforderlich sind. Im Falle vcxi diesbe- 
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züglichen Verzögerungen können auf Antrag einer der Parteien 
Konsultationen eingeleitet werden. Nach Abschluß dieser Konsul¬ 
tationen kann jede Partei die der jeweiligen Lage angemessenen 
Maßnahmen ergreifen. 

(2) Die Parteien verpflichten sich, eine strenge Kontrolle der 
Anwerxlung der Vertx>lsma6nahmen gemäß Absatz 1 Unterab¬ 
satz 2 zu gewährleisten. Bei diesbezügHchen Schwierigkeiten 
können Konsultationen unter den gieichen Bedingungen wie in 
Absatz 1 Unterabsatz 2 und mit der gieichen Wirkurtg eingeieitet 
werden. 

(3) Im Rahmen dieses Artikels gelten als .gefährliche Abfälle* 
^ Abfaltkategorien, dw in den Arthängen 1 urtd 2 des Baseler 
Übereinkommens Ober die Kontrolle der grenzOberschreitenden 
Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Beseitigurtg aufgefOhrt 
sirtd. 

Für radioaktive Abfälle gelten die Definitionen und Schwellen, 
die künftig im Rahmen der lAEO festgelegt werden. Bis zu dieser 
Festlegung gelten die in der Erklärurtg in Anhang VIII dieses 
Abkommens enthaHenen Definitionen und Schwellen. 

Artikel 40 

Auf Antrag der AKP-Staatenerteitt die Gemeinschaft die verfüg- ■ 
baren technischen Irrformationen zu Schädfirtgsbekämpfungsmit- 
teln und anderen chemischen Erzeugnissen, um die AKP-Staaten 
bei der Planung oder Verstärkung einer sachgerechten und siche¬ 
ren Anwendung dieser Erzeugnisse zu unterstützen. 

Erforderlicherrfalls kann gemäß den Bestimmurtgen der Zusam¬ 
menarbeit bei der Errfwiddungsfirtaftzierurtg technische Hiffe 
gewährt werden, um sichere Bedingungen kt alten Stadien - von 
der Herstellung bis zur Beseitigung dieser Erzeugrtisse - zu 
gewährleisten. 

Artikel 41 

Die Parteien erkennen an, daß ein im Rahmen der im Abkom¬ 
men vorgesehenen Konsultationsmechanismen erfolgender 
Gedankenaustausch Ober die großen ökologischen Risiken von 
weltweiter Tragweite (TreibhauseffeM, Abbau der Ozortschicht, 
Entwicklung der tropischen Wälder usw.) oder von spezifischerer 
Tragweite und über die sich aus der Anwendung industrieller 
Technologien ergebenden Risiken von Nutzen ist. Diese Kortsul- 
tationen können von jeder Partei beantragt werden, sofern diese 
Risiken die Vertragsparteien konkret betreffen können und zum 
Ziel haben, gemeinsame Aktionsmöglichkeiten gemäß den 
Bestimmur>gen des Abkommens zu ermitteln. Bei den Konsulta¬ 
tionen kann gegebenenfalls auch ein Gedankenaustausch vor 
den diesbezüglichen Beratungen in den entsprechenden interna¬ 
tionalen Gremien geführt werden. 


Titel II 

Landwirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Emihrungssicherhelt 
und ländliche Entwicklung 

Kapitel 1 

Lartdwirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Emährungssicherheit 

Artikel 42 

Die Zusammenarbeit auf dem landwirtschaftlichen und länd¬ 
lichen Sektor (Landwirtschaft. TierzucfU, Fischerei, Forstwirt¬ 
schaft) zielt insbesondeke darauf ab. 

- eine durchführbare und dauerhafte Entwicklung, die insbeson¬ 
dere auf dem Umweltschutz und der rationellen Bewirtschaf¬ 
tung der natürlichen Ressourcen basiert, beständig und syste¬ 
matisch zu fördern; 


- die Bemühungen der AKP-Staaten um eine erhöhte Nahnjngs- 
mittelselbstversorgung zu unterstützen, und zwar insbeson¬ 
dere durch Verstärkung der eigenen Fähigkeit dieser Staaten, 
ihrer Bevölkerung eine quantitativ und qualitativ ausreichende 
Ernährung zu geben und ein befriedigendes Emährungsniveau 
zu gewährleisten; 

- die Emährungssicherheit auf einzeistaatlicher, regionaler und 
interregioitaler Ebene durch eine Belebung des regionalen 
Harxfelsverkehrs mit Nahrungsmitteln urtd durch eine bessere 
Koonfinierung der auf die Eigenbedarfsproduktion gerichteten 
Politiken der betreffenden Länder zu erhöhen; 

- der ländlichen Bevöikerung ein zu einer merklichen Anhebung 
des Lebenshaltungsniveaus führendes Einkommen zu sichern, 
damit sie ihre Grurxfbedürfnisse kt bezug auf Eniährung, Bil- 
durtg, Gesundheit und Lebertsbedingungen decken kattn; 

- die aktive Beteiligurtg der ländlichen Bevölkerurtg - Frauen in 
gleicher Weise wie Männer - an ihrer eigerten Entwickiung 
durch Bildung von Zusammertschlüssen sowie durch eine stär¬ 
kere Integration der Erzeuger - Märtner und Frauen - in den 
einzelstaatlichen und kitemationalen Wirtschaftskreislauf zu 
fördern; 

- die Betettgurtg der Frauen kt Ktrer Erzeugenolle, ktsbesondere 
durch Verbesseruttg Itrer Zugangsmögnchkeiten zu allen 

Produktionsfaktoren (Grund und Boden, Infjut-Erzeugnisse, 
Kredite, Beratung, Ausbiidung), zu verstärken; 

- für die Landbevölkenjng befriedigertde Lebensbedingungen 
urtd einen befriedigertden Lebertsrahmen zu schaffen, ktsbe- 
sortdere durch die Entwicklung sozialer urtd kultureller Tätig¬ 
keiten; 

- die Produktivität der lärtdlichen Tätigkeiten, insbesortdere 
durch den Transfer geeigneter Technologie und durch ratio¬ 
nelle Nutzung der pflanzlichen und tierischen Ressourcen, zu 
verbessern; 

- die Verluste nach Einholung der Ernte zu verringern; 

- die Arbeitsbelastung der Frauen zu verringern, insbesondere 
durch die Förderung geeigneter Technologie für die Phasen 
nach der Ernte und für die Verarbeitung von Nahrungsmitteln; 

- die ländlichen Tätigkeiten, durch die Arbeitsplätze geschaffen 
werden können, zu diversifizieren und die produktionsverwand¬ 
ten Tätigkeiten zu entwickeln; 

- die Produktion durch an Ort und Stelle erfolgende Verarbeitung 
der Erzeugnisse der Landwirtschaft. TierzuchL Fischerei und 
Forstwirtschaft rentabler zu gestalten; 

- ein besseres Gleichgewicht zwischen landwirtschaftlicher 
Erzeugung für den Eigenbedarf und Erzeugung für die Ausfuhr 
zu gewährleisten; 

- eine den natürlichen urxl menschlichen Bedingungen des Lan¬ 
des und der Region angepaßte und den Beratungsbedürfnis¬ 
sen sowie den Geboten der Emährungssichefheit entspre- 
chetxle Ackerbauforschung zu entwickeln urxf zu verstärken; 

- kn Rahmen der vorstehend genannten Ziele die natürliche 
Umwelt, insbesondere durch spezifische Maßnahmen zum 
Schutz und zur Erhaltung der Ökosysteme sowie zur Bekämp¬ 
fung von Dürre, Wüstenbildung und Entwaldung, zu schützen. 

Artikel 43 

(1) Zur VerwirkRchung der kt Artikei.42 genannten Ziele sirtd auf 
einzeistaatlicher, regkxtaler urtd ktterregiortaler Ebene möglichst 
vielfältige, konkrete Maßrtahmen zu treffen. 

(2) Ihre Plaiturtg und Durchführurtg erfolgt ktt Hinblick auf die 
Venvirklichurtg der von den AKP-Staaten festgelegten Politik und 
Strategie unter Beachtung der von diesen Staaten aufgesteltten 
Prioritäten. 

(3) Die lartdwirtscrftaftliche Zusammenarbeit unterstützt diese 
Politik und Strategie gemäß den Bestimmungen dieses Abkom¬ 
mens. 
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Artikel 44 

(1) Die Entwicklurtg der Produktion erfolgt über eine rationelle 
Intensivierung der pflanzlichen und tierischen Produktion und 
setzt folgendes voraus: 

- die Verbesserung der verschiedenen Formen des Regenfeld¬ 
baus unter Erhaltung der Fruchtbarkeit der Böden; 

- die Entwicklung der Bewässerungskulturen insbesondere 
durch landwirtschaftliche Wasserbaumafinahmen verschiede¬ 
ner Art (WassefbaumaOnahmen in den Dörfern, Regufierung 
von Wasserldufen urtd ErschKeSung von Anbauflächen), die 
den optimalen Einsatz utkI die sparsame Bewirtschaftung des 
Wassers ermöglichen urvi von den LarKfwirten und örtlichen 
Einrichtungen bedient werden können; ferrter bestehen die 
Maßnahmen in der Reaklivieruttg vorharKfener Anlagen; 

- die Verbesserung und Modernisierung der Anbautechniken 
sowie die bessere Nutzung der Produktiortsfaktoren (verbes¬ 
serte Arten und Rassen, iarxlwirtschaftliches Gerät, Dünge¬ 
mittel, Fttlanzenbehaixf lungsmittel); 

- im Bereich der Tierzucht die Verbesserung der Tteremährung 
(angemessenere Bewirtschaftung der Weiden, Entwicklung der 
Futtermittelproduktion, Vermehrung und Reaktivierung der 
Wasserstellen) und der tiergesundheltHchen Verhältnisse, eirv 
schließTich der Entwicklung der dazu erforderlichen Infrastruk¬ 
tur; 

- eine bessere Verbindung von Landwirtschaft und Tierzucht; 

- im Bereich der Fischerei modernere Methoden für die Bewirt¬ 
schaftung der Fischbestände und die Entwicklung der Aqua¬ 
kultur. 

(2) Ferner setzt die Entwicklung der Produktion folgendes vor¬ 
aus: 

- die Ausweitung der flankierenden Sekundär- und Tertiärtätig¬ 
keiten in der Landwirtschaft, wie die Herstellung, Modernisie¬ 
rung und Förderung des Einsatzes von landwirtschaftlichem 
Gerät und landwirtschaftlichen Anlagen sowie von Inputs und 
gegebenenfalls deren Einfuhr; 

- die Schaffung oder Verstärkung von den örtlichen Bedingun¬ 
gen gemäßen landwirtschaftlichen Spar- und Kreditsystemen, 
um den Zugang der Landwirte zu den ProduktionsfaMoren zu 
fördern; 

- die Förderung jeder den örtlichen Verhältnissen angemesse¬ 
nen Politik und Maßnahme zur Schaffung von Anreizen für die 
Erzeuger im Hinbfick auf eine größere Produktivität und höhere 
Einkommen für die Landwirte. 

Artikel 45 

Im Interesse der Rentabil'isierung der Erzeugung trägt die land¬ 
wirtschaftliche Zusammenarbeit dazu bei, fotgertdes zu gewähr¬ 
leisten; 

- angemessenes Haltbarmachurtgsmaterial und entsprechende 
Lagerhaltungsstrukturen auf Erzeugerebene; 

- eine wirksame Bekämpfung von Krankheiten, Insektenplagen 
und sonstigen Ursachen für Produktionsverluste; 

- ein grundlegendes Vermarktungssystem, das auf einer geeig¬ 
neten Organisation der Erzeuger, der die erforderlichen finan¬ 
ziellen und materiellen Mittel zur Verfügung stehen, sowie auf 
entsprechenden Kommunikationsmitteln beruht; 

- das elastische Funktionieren der Vermarktungssysteme unter 
Berücksichtigung aller geeigneten öffentlichen oder privaten 
Initiativen, um die Versorgung der örttichen Märkte, der Gebiete 
mit Zuschußbedarf und der städtischen Märkte zu ermöglichen 
und so die Abhängigkeit von außen zu verringern; 

- Mechanismen zur Vermeidung von Versorgungsengpässen 
(Sicherheitslager) und unkontrollierten Preisschwankungen 
(Interventionslager); 

- die Verarbeitung, Verpackung und Aufmachung sowie Ver¬ 
marktung der Erzeugnisse entsprechend der Marktentwick¬ 


lung, insbesondere durch den Aufbau handwerklicher und 
agro-industrieller Einheiten. 

Artikel 46 

Die Maßnahmen zugunsten der Landbevölkerung umfassen 

- die Bildung von Erzeugerzusammenschlüssen oder -gemein- 
schaften im Hinbfick auf die bessere Nutzung der Märkte, 
Investitionen urxf AusrüstungsgOter von gemeinsamem Inter¬ 
esse; 

- die Förderung der Beteiligung der Frauen sowie Bemühungen 
um die Anerkennung der Frau in ihrer aktiven Rolle als voll¬ 
wertige Partnerin kn Prozeß der lärxfiichen Erzeugung und der 
wirtschaftlichen Entwicklung; 

- die Entwicklung von für die Verbesserung des Lebensrahmens 
der Landbevölkenjng unerläßlichen sozialen und kulturetlen 
Täligketten (Gesundheft, Bildung, Kultur usw.); 

- die Ausbildung der ländlichen Erzeuger - Frauen in gleicher 
Weise wie Männer - durch angemessene Beratung und 
Betreuung; 

- die Verbesserung der Bedingungen für die Ausbildung der 
Ausbilder auf allen Ebenen. 


Artikel 47 

Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der agronomischen und 
agrartechnischen Forschung trägt dazu bei. 

- in den AKP-Staaten einzelstaatliche und regionale For¬ 
schungskapazitäten aufzubauen, die den rtatürlichen und den 
örtlichen sozio-ökonomischen Bedingurtgen bei der Pflanzen- 
und Tiererzeugung gerecht werden; besondere Beachtung ist 
den ariden und semiariden Gebieten zu widmen; 

- insbesondere die Arten und Rassen, den Nährwert der Erzeug¬ 
nisse und deren Verpackung oder Aufmachung zu verbessern 
und erzeugergerechte Techniken und Verfahren zu entwickel;; 

- die in AKP-Staaten oder Nicht-AKP-Staaten erzielten For¬ 
schungsergebnisse, die in anderen AKP-Staaten angewandt 
werden könnten, besser zu verbreiten; 

- die Forschungsergebnisse an möglichst viele Benutzer weiter¬ 
zugeben; 

- die Koordinierung der Forschung, insbesondere auf regionsüer 
und internationaler Ebene, gemäß Artikel 152 zu fördern und zu 
verstärken und zur Verwirklichung dieser Ziele geeignete Maß¬ 
nahmen zu treffen. 

Artikel 48 

Die Maßnahmen der landwirtschaftfichen Zusammenarbeit 
erfolgen nach den für die Zusammenarbeit bei der Entwicklungs¬ 
finanzierung festgelegten Einzelheiten und Verfahren und können 
sich in diesem Rahmen auch auf folgendes beziehen: 

1. im Bereich der technischen Zusammenarbeit: 

- Austausch von Informationen zwischen der Gemeinschaft 
und den AKP-Staaten sowie zwischen den AKP-Staaten 
über Wasserverwendung. Praktiken der Produktionsinten¬ 
sivierung, Forschungsergebnisse: 

- Erfahrungsaustausch zwischen Angehörigen des Kredit- 
und Sparwesens, der Genossenschaften, der Vereine auf 
Gegenseitigkeit des Handwerks, des Kleingewerbes in 
ländlichen Gebieten; 

2. kn Bereich der finanziellen Zusammenarbeit: 

- Bereitstellung von Produktionsmitteln; 

- Unterstützung der Marktregulierungseinrichtungen auf¬ 
grund einer kohärenten Inangriffnahme der Produktions- 
urxf Vermarktungsprobleme; 

- Beteiligung an der Aufbringung von Mitteln für die landwirt- 
schaftlicheri Kreditsysteme; 
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- Eröffnung von Kreditlinien zugunsten ländlicher Erzeuger, 
landwirtschaftlicher Berufsorganisationen, des Hand¬ 
werks, der Zusammenschlüsse von Frauen und des länd¬ 
lichen Kleingewerbes entsprechend den jeweiligen Tätig¬ 
keiten (Versorgung, Erstvermarktung, Lagerung usw.) 
sowie zugunsten von Zusammenschlüssen zur Durchfüh¬ 
rung der thematischen Aktionen; 

- Unterstützung des gemeinsamen Bnsatzes von kidustriel- 
len Mitteln urxl berufVchem Können in den AKP-Staaten 
und in der Gemeinschaft im Rahmen handwerklicher oder 
gewerblicher Einheiten für die Herstellung von inputs und 
Material, Instandhaltung, Verpackung und Aufmachung, 
Lagerung, Beförderung und Verarbeitung der Erzeugnisse 
usw. 

Artikel 49 

(1) Die Maßnahmen der Gemeinschaft zugunsten der Emäh- 
rungssicherheit der AKP-Staaten werden im Rahmen der Emäh- 
njngsstrategie oder -prolitik der betroffenen AKP-Staaten und der 
von diesen festgelegten Entwicklungsziele durchgeführt. 

Sie werden in Abstimmurtg mit den Instrumenten dieses 
Abkommens im Rahmen der Politik der Gemeirtschaft und der 
daraus resultierenden Maßnahmen unter Wahrurtg der internatio¬ 
nalen Verpflichtungen der Gemeinschaft durchgeführt 

(2) In diesem Zusammenhang kann zusammen mit den AKP- 
Staaten, die dies wünschen, eine unverbindliche Mehrjahrespro¬ 
grammierung vorgenommen werden, damit genauere Prognosen 
über die Nahrungsmitteiversorgung dieser Staaten möglich sind. 

Artikel 50 

(1) Für den Bereich der verfügbaren Agrarerzeugnisse ver¬ 
pflichtet sich die Gemeinschaft, dafür zu sorgen, daß für eine 
Reihe von Erzeugnissen, die entsprechend dem von diesen Staa¬ 
ten geäußerten Nahrungsbedarf bestimmt werden, die Erstattun¬ 
gen bei der Ausfuhr in alle AKP-Staaten länger im voraus fest¬ 
gelegt werden können. 

Oie Festsetzung kann ein Jahr im voraus erfolgen, und diese 
Vorausfestsetzung wird während der Geltungsdauer dieses 
Abkommens alljährlich angewendet, wobei die Höhe der Erstat¬ 
tung gemäß den von der Kommission üblicherweise angewandten 
Methoden festgelegt wird. 

(2) Spezifische Vereinbarungen können mit den AKP-Staaten 
geschlossen werden, die im Rahmen ihrer Politik der Ernährungs- 
Sicherheit darum ersuchen. 

Artikel 51 

Im Bereich der Nahrurrgsmittelhitfe werden die entsprechenden 
Maßnahmen aufgrund der Zuteilungsregeln und -kriterien 
beschlossen, die von der Gemeinschaft für ade Empfänger dieser 
Art von Hilfe festgelegt werden. 

Vorbehaltlich dieser Regein sowie des autonomen Charakters 
der einschlägigen Gemeinschaftsbeschiüsse wird bei den Nah¬ 
rungsmittelhilfemaßnahmen von folgenden Leitlinien ausgegan¬ 
gen: 

a) Abgesehen von dringenden Fällen muß sich die Nahrungs¬ 
mittelhilfe der Gemeinschaft, die eine vorübergehende Maß- 
naihme isL in die Entwicklungspolitik der AKP-Staaten ein- 
fügen. Dies bedeutet, daß zwischen den Nahrungsmittelhilfe- 
maßnahmen und den übrigen Maßnahmen der Zusammen¬ 
arbeit ein enger Zusammenhang bestehen muss. 

b) Werden die als Nahrungsmittelhilfe gelieferten Erzeugnisse 
verkauft, so muß dies zu einem Preis erfolgen, der auf dem 
Binnenmarkt keine ernsten Störungen hervorruft. Die erzielten 
Gegenwertmittel dienen zur Finanzierung der Inangriffnahme 
oder Durchführung von Projekten oder Programmen, die in 
erster Linie die ländliche Entwicklung betreffen; diese Mittel 
können außerdem unter Berücksichtigung des Artikels 226 
Buchstabe d für alle weiteren gerechtfertigten und einver¬ 
nehmlich akzeptierten Zwecke verwendet werderi. 


c) Werden die gelieferten Erzeugnisse unentgeltlich verteilt, so 
müssen sie zur Durchführung von Emährungsprogrammen 
insbesondere zugunsten anfälliger Bevölkerungsgruppen bei¬ 
tragen oder als Arbeitsentgelt ausgehändigt werden. 

d) Für die Nahrungsmittelhilfemaßnahmen, die sich in Entwick¬ 
lungsprojekte oder -Programme oder in Emährungspro- 
gramme einfügen, könrten Mehrjahresprogramme aufgestellt 
werden. 

e) Die gelieferten Erzeugnisse müssen in erster Linie den 
Bedürfnissen der Empfänger gerecht werden. Bei ihrer Aus¬ 
wahl ist insbesondere dem Verhältnis zwischen ihren Kosten 
und ihrem spezifischen Näfuwert sowie den Auswirkungen 
dieser Auswahl auf die Verbrauchergewohrtheiten Rechnung 
zu tragen. 

0 Ist es aufgrund der Entwicklung der Emährungslage eines 
begünstigten AKP-Staates wünschenswerL daß die gesamte 
Nahningsmittelhilfe oder ein Teil derselben durch Maßnah¬ 
men zur Konsolidieiung der derzeitigen Entwicklung ersetzt 
wird, so können Substitutionsmaßnahmen in Form einer finan¬ 
ziellen und technischen Hilfe gemäß der einschlägigen 
Gemeinschaftsregelung ergriffen werden. Diese Maßnahmen 
werden auf Antrag des betreffenden AKP-Staates beschlos¬ 
sen. 

g) Um zu erreichen, daß Erzeugnisse, die an die Verbraucherge¬ 
wohnheiten angepaßt sind, bereitgesteitt werden, Lieferungen 
bei Sofortmaßnahmen beschleunigt werden oder ein Beitrag 
zu größerer Emährungssicherheit geleistet wird, können die 
Käufe im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe außer kt der 
Gemeinschaft auch kn Entpfärtgerfartd, kt einem anderen 
AKP-Staat rxfer in einem anderen Entwicklungsland - nach 
Möglichkeit in demselben geographischen Gebiet - erfolgen. 

Artikel 52 

Bei der Durchführung dieses Kapitels ist insbesondere dafür zu 
sorgen, daß den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, den 
AKP-Binnenstaaten und den AKP-Inselstaaten dabei geholfen 
wird, in vollem Umfartg Nutzen aus den darin vorgesehenen 
Bestimmungen zu ziehen. Auf Antrag der betreffertden Staaten 
wird folgenden Punkten besondere Aufmerksamkeit gewidmet: 

- den spezifischen Schwierigkeiten der am wenigsten entwickel¬ 
ten AKP-Staaten bei der Verwirklichung der von ihnen festge¬ 
iegten Politik und Strategie zur Verbessemng ihrer Selbstver¬ 
sorgung urtd ihrer Emährungssicherheit. Dabei erstreckt sich 
die Zusammenarbeit insbesondere auf die Bereiche Produktion 
(einschließlich Versorgung mit materiellen, technischen und 
finanziellen Inputs), Verkehr, Vermarktung, Verpackung und 
Aufmachung sowie Schaffung von Lagerhaltungsstrukturen; 

- der Einführung eines Srchefheftsvorrat-Systems in den AKP- 
Binnenstaaten zur Vermeidung der Risiken von Versorgungs¬ 
unterbrechungen; 

- der Diversifizierurtg der landwirtschaftlichen Grurxfproduktio- 
rten und der Verbesserung der Emährungssicherheit der AKP- 
Inselstaaten. 

Artikel 53 

(1) Das Technische Zentrum für Zusammenarbeit in der Land¬ 
wirtschaft und im ländlichen Bereich steht den AKPrStaaten zur 
Verfügung, um ihnen einen besseren Zugang zur Information, zur 
Forschung und zur Ausbildung sowie zu den Neuerungen in der 
Entwicklung und Beratung in der Landwirtschaft und im ländlichen 
Bereich zu ermöglichen. 

Im Rahmen seines Aufgabenbereichs arbeitet es eng mit den in 
diesem Abkommen genannten Organen und Einrichtungen 
zusammen. 

(2) Das Zentrum hat folgende Aufgaben: 

a) Es sorgt auf Antrag der AKP-Staaten für die Verbreitung von 
wissenschaftlichen und technischen Informationen über die 
Verfahren und Möglichkeiten zur Förderung der Agrarerzeu- 
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gung und der Entwicklung im ländlichen Bereich sowie für die 
wissenschafliche und technische Unterstützung bei der Erstel¬ 
lung regionaler Programme auf seinen eigenen Tätigkeits¬ 
gebieten. 

b) Es unterstützt die AKP-Slaaten dabei, sowohl auf nationaler 
als auch auf regionaler Ebene eigene KapazHäten in bezug 
auf die Produktion, den Erererb und den Austausch wissen¬ 
schaftlicher und technischer Informationen auf den Gebieten 
Landwirtschaft, lärxtiiche Entwicklung uf>d Fischerei zu schaf¬ 
fen. 

c) Es leitet Anfragen der AKP-Staaten an die zuständigen Ein¬ 
richtungen weiter oder beantwortet diese Anfragen direkt. 

d) Es erleichtert den regionalen und nationalen Dokumentations¬ 
stellen in den AKP-Staaten sowie den Agrarforschungsstelien 
den Zugang zu wissenschaftlichen utkI technischen Veröffent¬ 
lichungen über Fragen der landwirtschaftlichen und ländlichen 
Entwicklung sowie zu den Datenbanken der Gemeinschaft 
und der AKP-Staaten. 

e) Ganz allgemein trägt es dazu bei, den AKP-Staaten den 
Zugang zu den Arbeitsergebnissen der nationalen, regionalen 
und intematiortalen Einrichtungen mit Sitz in der Gemein¬ 
schaft und den AKP-Staaten zu erleichtem, insbesondere 
solcher Einrichtungen, die für technische Fragen der landwirt¬ 
schaftlichen und ländlichen Entwicklung zustärxlig sind, und 
bleibt mit diesen Einrichtungen in Verbindung. 

f) Es erleichtert den Informationsaustausch zwischen den Trä¬ 
gern der landwirtschaftlichen und ländlichen Entwicklurvg, ins¬ 
besondere zwischen den Forschem, Ausbildern, Technikem 
und Beratern über die Ergebnisse der EntwicklungsmaBnah- 
men in der Landwirtschaft urxi im ländlichen Bereich. 

g) Es fördert und unterstützt die Veranstaltur>g der Tagungen von 
Fachleuten, Forschem, Planern und Entwicklungsexperlen 
zum Zwecke eines Austausches der in besonderen ökologi¬ 
schen Milieus gewonnenen Erfahrungen. 

h) Es erleichtert den Ausbildern und Beratern der AKP-Staaten 
den Zugang zu den Informationen, die sie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben sowie für die WeHerieitung der Anträge auf spezifi¬ 
sche Ausbildungsmaßrrahmen an die bestehenden zuständi¬ 
gen Einrichtungen benötigen. 

i) Es trägt dazu bei, die Anpassung der verfügbaren technischen 
und wissenschaftlichen Informationen an den Bedarf der für 
Entwicklung, Beratung und Ausbildung, einschließlich der pra¬ 
xisgerechten Alphabetisierung im ländlichen Bereich, zustän¬ 
digen Stellen der AKP-Staaten zu erleichtem. 

j) Es erleichtert eine den vorrangigen Erfordernissen der Ent¬ 
wicklung entsprechende Verbreitung der wissenschaftlichen 
und technischen Informationen kn Hinblick auf deren Einbe¬ 
ziehung in die Strategien für die landwirtschaftliche und länd¬ 
liche Entwicklung. 

(3) Das Zentrum widmet bei seiner Tätigkeit den Bedürfnissen 
der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten besondere Aufmerk¬ 
samkeit. 

(4) Das Zentrum stützt sich bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
auf dezentralisierte Informationsnetze, die auf regionaler oder 
nationaler Ebene bestehen. Solche Netze werden entsprechend 
den ermittelten Bedürfnissen schrittweise und effizient aufgebaut 
und stützen sich soweit wie möglich auf die hierfür am besten 
geeigneten Organisationen und Institutionen. 

(5) Der Botschafterausschuß ist das Aufsichtsorgan des Zen¬ 
trums. Er legt die Vorschriften für die Arbeitsweise sowie die 
Verfahren für die Annahme des Haushaltsplans des Zentrums 
fest. Der Haushalt des Zentrums wird gemäß den Bestimmungen 
dieses Abkommens über die rinanzielle und technische Zusam¬ 
menarbeit finanziert. 

(6) a) Das Zentrum wird von einem Direktor geleitet, der vom 

Botschafterausschuß ernannt wird. 


b) Dem Direktor des Zentrums stehen Mitarbeiter zur 
Seite, die im Rahmen des vom Botschafterausschuß im 
Haushaltsplan festgelegten Personalbestands einge¬ 
stellt werden. 

c) Der Direktor des Zentrums erstattet dem Botschafter¬ 
ausschuß Bericht über die Tätigkeit des Zentrums. 

(7) a) Zur Unterstützung des Direktors des Zentrums in techni¬ 
schen und wissenschaftlichen Fragen bei der Ermittlung 
geeigneter Lösungen für die sich den AKP-Staaten stel¬ 
lenden Probleme, insbesondere im Hinblick auf die Ver¬ 
besserung ihres Zugangs zur Information, zu techni¬ 
schen Neuerungen sowie zur Forschung und Ausbil¬ 
dung im Bereich der landwirtschaftlichen und ländlichen 
Entwicklung, und bei der Festlegung der Tätigkeitspro¬ 
gramme des Zentrums wird ein Beratender Ausschuß 
eingesetzt der paritätisch aus Sachverständigen für die 
landwirtschaftliche umi ländliche Entwicklung zusam¬ 
mengesetzt ist. 

b) Die Mitglieder des -Beratenden Ausschusses werden 
vom Botschafterausschuß nach den von diesem Aus¬ 
schuß festgelegten Verfahren und Kriterien ernannt. 


Kapitel 2 

Bekämpfung der Dürre und der Wüstenbildung 

Artikel 54 

Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft erkennen an, daß 
bestimmte AKP-Staaten aufgnjnd anhaltender Dürre und fort¬ 
schreitender Wüstenbildung, die alle Entwicklungsbemühungen 
zunichte machen und insbesondere das vorrangige Ziel der Nah¬ 
rungsmittelselbstversorgung und Emährungssicherheit in Frage 
stellen, mit erheblichen Schwierigkeiten konfrontiert sind. 

Die beiden Parteien sind sich darüber einig, daß die Bekämp¬ 
fung der Dürre und der Wüstenbildung für mehrere AKP-Staaten 
eine der Hauptherausfordenjngen darstellt, von deren Bewälti¬ 
gung der Erfolg ihrer Entwicklungspolitik abhängt. 


Artikel 55 

Für eine Besserung der Lage und eine dauerhafte Entwicklung 
der von diesen Katastrophen heimgesuchten oder bedrohten 
Länder ist eine Politik erforderlich, die darauf abzielt, insbeson¬ 
dere durch eine bessere Regulierung und Bewirtschaftung des 
Wasserhaushalts, durch geeignete Maßnahmen in den Bereichen 
Landwirtschaft, Agrartorstwirtschaft und Aufforstung sowie durch 
die Bekämpfung der Ursachen und Praktiken, auf welche die 
Wüstenbildung zurOckzuführen IsL die Wiederherstellung der 
natürlichen Umwelt und des Gleichgewichts zwischen den Res¬ 
sourcen einerseits und der Bevölkerung und dem Tierbestand 
andererseits zu begünstigen. 


Artikel 56 

Die beschleunigte Rückkehr zu einem ökologischen Gleichge¬ 
wicht setzt insbesondere voraus, daß in alle Maßnahmen zur 
landwirtschaftlichen und ländlichen Entwicklung auch Maßnah¬ 
men zur Bekämpfung der Dürre und der Wüstenbildung einbezo¬ 
gen werden, wobei dieser Prozeß unter anderem folgendes 
umfaßt; 

1. - Ausdehnung der larxl- und forstwirtschaftlichen Systeme, 
bei denen landwirtschaftliche urvl forstwirtschaftliche 
Tätigkeit sowie die Erforschung und Entwicklung der den 
örtlichen Verhältnissen am besten angepaßten Rlanzen- 
arten miteinander in Einklang stehen; 

- Einführung geeigneter Techniken zur Steigerung oder 
Erhaltung der Produktivität der für die landwirtschaftliche 
Nutzung geeigneten Böden, der Ackerböden und der 
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natürlichen Weiden, um den verschiedenen Erosionsfor¬ 
men entgegenzuwirken; 

- erneute Nutzbarmachung der degradierten Böden durch 
Maßnahmen zur Aufforstung oder Erschließung von 
Anbauflächen, die durch Folgemaßnahmen zur Erhaltung 
der erzielten Fortschritte zu ergänzen sind, an denen die 
betroffene Bevölkerung und die zuständigen Verwaltungs¬ 
stellen soweit wie möglich beteiligt werden; 

2. Entwicklung von MaOrtahmen zur Einsparurtg von Hotz als 
Energiequelle durch Intertsivierung der Erforschurtg utkI 
Anwerxfung neuer urtd regenerierbarer Ertergiequellen wie 
Wind-, Sonrten- und biologischer Energie sowie breitange¬ 
legte Information hierüber urxi durch Verwendung von Herden 
mit höherer Wärmeleistung; 

3. Entwicklung und rationelle Bewirtschaftung der Waldbestärtde 
auf der Grundlage einzelstaatlicher oder regkxtaler Pläne zur 
Wakfbewirtschaftung, die auf die optimale Nutzung der Wald¬ 
bestände abzielen; 

4. Fortsetzung der Maßnahnren zur ständigen Aufklärung urvi 
Unterrichtung der betroffenen Bevölkerungen über die Phäno¬ 
mene der Dürre und WOstertbildung und breitangelegte Infor¬ 
mation Ober die möglichen Mittel zu deren Bekämpfuttg; 

5. koordiniertes globales Vorgehen, das darauf abzielt, urtbe- 
schadet der Ziele einer harmonischen wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung mittels der Ergebnisse der unter den 
Nummern 1 bis 4 aufgeführten Maßnahmen die Wiederher¬ 
stellung eines entsprechenden ökologischen Gleichgewichts 
zwischen natürlichen Ressourcen euerseits und Bevölkerurtg 
und Tierbestand andererseits zu gewährleisten. 

Artikel 57 

Die Maßnahmen, die gegebenenfalls durch Forschungsarbei¬ 
ten abgestützt werden, erstrecken sich insbesondere auf folgende 
Bereiche: 

1. Verbesserung der Kenntnisse und Prognosen im Bereich der 
zur Wüstenbildung führenden Naturphänomene durch Beob¬ 
achtung der Geländeentwicklung, unter anderem im Wege der 
Fernerkundung, durch Auswertung der festgestellten Ergeb¬ 
nisse und durch bessere Erlassung der Veränderungen des 
menschlichen Umfelds nach zeitlichen und räumlichen Maß¬ 
stäben; 

2. Ermittlung der Gnindwasservorräte und ihrer Wtederauffül- 
lurrgskapazität im Hirrblick auf eine genauere Prognose der 
Wasserversorgung, Nutzung des CX>erflächen- und Grund¬ 
wassers sowie insbesondere durch Staudämme oder andere 
geeignete Einrichtungen zu erreichende bessere Bewirtschaf¬ 
tung dieser Ressourcen zur Deckung des Bedarfs von 
Mensch und Tier und Verbesserung der Voraussetzungen für 
die Wettervorhersage; 

3. Schaffung eines Systems zur Verhinderung und Bekämpfung 
von Buschfeuern und Entwaldung. 

Titel III 

Entwicklung der Fischerei 

Artikel 58 

Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft erkennen an, daß es 
dringend rrotwerxfig Ist, die Entwicklung der Fischereiressourcen 
der AKP-Staaten zu fördern, damit sowohl ein Beitrag zur Ent¬ 
wicklung der gesamten Fischerei geleistet als auch ein Bereich 
gegenseitigen Interesses.für die Wirtschaft beider Seiten geschaf¬ 
fen wird. 

Die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zielt auf die optimale 
Nutzung der Fischereiressourcen der AKP-Staaten ab, wobei die 
Rechte der AKP-Binnenstaalen auf Teilnahme an der -Meeres¬ 


fischerei sowie das Recht der Küstenstaaten, die Gerichtsbarkeit 
über die biologischen Meeresschätze in ihren ausschließlichen 
Wirtschaftszonen gemäß dem geltenden Völkerrecht und insbe¬ 
sondere den Schlußfolgerungen der dritten UN-Seerechtskonfe- 
renz auszuüben, anerkannt werden. 

Artikel 59 

Im Interesse einer stärkeren Nutzung der Fischereiressourcen 
der AKP-Staaten finden auf die Fischerei alle in diesem Abkom¬ 
men vorgesehenen Mechanismen der Unterstützung und Zusam¬ 
menarbeit insbesondere die finanzielle und technische Zusam¬ 
menarbeit gemäß Titel 111 des dritten Teils dieses Abkommens, 
Anwendung. 

Vorrangige Ziele dieser Zusammenarbeit sind 

- eine bessere Kenntnis der Umwelt und der Ressourcen: 

- die Verstärkung der Mittel zum Schutz der Fischereiressourcen 
UTKf zur Überwachung ihrer rationellen Nutzung; 

- eine verstärkte Beteiligung der AKP-Staaten an der Nutzung 
der Hochseeressourcen in ihren ausschließlichen Wirtschafts¬ 
zonen; 

- die Förderung der rationellen Nutzung der Fischereiressoufcen 
der AKP-Staaten und der Hochseeressourcen, an denen die 

AKP-Staaten und die Gemeinschaft ein gemeinsames Inter¬ 
esse haben; 

- die Erhöhung des Beitrags der Fischerei - einschließlich der 
Teilgebiete der Aquakultur, der handwerklichen Fischerei und 
der Binnenfischerei - zur ländlichen Entwicklung unter beson¬ 
derer Würdigung der Bedeutung des Rschfangs für die Verbes¬ 
serung der Emährungssicherheit, des Emährungsniveaus und 
der sozio-ökonomischen Verhältnisse der betrefferKlen Bevöl¬ 
kerungskreise; Voraussetzung hierfür ist unter anderem, daß 
die im Anschluß an den Fischfang sowie in der Vermarktungs¬ 
phase von den Frauen geleistete Arbeit anerkannt und unter¬ 
stützt wird; 

- die Erhöhung des Beitrags der Fischerei zur industriellen Ent¬ 
wicklung durch Erhöhung der Fänge, des Ertrags, der Verarbei¬ 
tung und der Ausfuhren. 

Artikel 60 

Die Unterstützung der Entwicklung der Fischerei durch die 
Gemeinschaft umfaßt unter anderem Hilfsmaßnahmen in folgen¬ 
den Bereichen: 

a) Fischereiproduktion, einschließlich des Erwerbs von Booten, 
Ausrüstung und Fanggerät. Ausbau der für die Fischerei¬ 
gemeinschaften in ländlichen Gebieten und die Fischerei¬ 
industrie erforderlichen Infrastruktur sowie Unterstützung von 
Aquakultur-Prqiekten. insbesondere durch Eröffrumg speziel¬ 
ler Kreditlinien zugunsten entsprecherxfer AKP-Institutionen, 
die die Darlehen an die betreffenden Unternehmer weiterlei¬ 
ten; 

b) Bewirtschaftung und Schutz der Fischereiressourcen, ein¬ 
schließlich der Evaluierung dieser Ressourcen und des Aqua¬ 
kulturpotentials; bessere Pflege und Übemvachung der 
Umwelt sowie Entwicklung der Fähigkeit der AKP-Küstenstaa- 
ten zur rationellen Bewirtschaftung der Fischereiressourcen in 
ihrer ausschließlichen Wirtschaftszone; 

c) Verarbeitung urxl Vermarktung von Fischereierzeugnissen, 
einschließlich der Entwicklung der Anlagen für die Verarbei¬ 
tung, Einsammlung, Verteilung und Vermarktung sowie der 
betreffenden Tätigkeiten; die Verringerung von Verlusten nach 
den Fängen und die Förderung von Programmen zur Verbes¬ 
serung der Nutzung des Fischs urxl zur Verbesserung der auf 
Fischereierzeugnissen basierenden Ernährung. 

Artikel 61 

Bei der Zusammenarbeit zur Entwicklung der Rschereiressour- 
cen wird der Ausbildung von Staatsangehörigen der AKP-Staaten 
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in allen EJereichen des Fischereiwesens, der Entwicklung und 
Verbesserung der Forschungsmöglichkeiten der AKP-Staaten 
und der Förderung der Zusammenarbeit zwischen AKP-Staaten 
und auf regionaler Ebene bei der Bewirtschaftung und Entwick¬ 
lung des Fischereiwesens besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

Artikel 62 

Bei der Durchführur^ der Artikel 60 und 61 ist im besonderen 
darauf zu achten, daß die am wenigsten entwickeiten AKP-Staa¬ 
ten, die AKP-Binnenstaaten und die AKP-Inselstaaten die Mög¬ 
lichkeit erhalten, ihre Fähigkeit zur Bewirtschaftung der eigerten 
Fischereiressourcen auf ein Höchstmaß zu steigern. 

Artikel 63 

Oie AKP-Staaten und die Gemeirtschaft erkenrwn die Notwen¬ 
digkeit an, unmittelbar oder auf regkxraler Basis oder gegeberten- 
falls in internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten, um 
die Erhaltung und optimale Nutzung der biologischen Meeres¬ 
schätze zu fördern. 

Artikel 64 

Oie Gemeinschaft und die AKP-Staaten erkennen das Recht 
der KQstertstaaten an, Hohe te rechte bei der Expkiratioa Nut¬ 
zung, Erhaltung und Bewirtschafturtg der Fischereiressourcen in 

ihrer ausschließlichen Wirtschaftszone gemäß dem geltenden 
Völkerrecht auszuüben. Oie AKP-Staaten räumen ein, daß die 
Fischereiflotten der Mitgiiedstaaten der Gemeinschaft, die recht¬ 
mäßig in den der Gerichtsbarkeit der AKP-Staaten unterstehen¬ 
den Gewässern tätig sind, eirte Rolle bei der wirtschaftlichen 
Entwicklur)g des Fischereipoterttials der AKP-Staaten und bei der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung der AKP-Küstertstaaten 
spielen können. Oie AKP-Staaten sirtd daher bereit, mit der 
Gemeinschaft Rschereiabkommen auszuhandeln, mit denen für 
die Fangtätigkeit von unter der Flagge von Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft fahrenden Schiffen beiderseitig zufriedenstellende 
Bedingungen garantiert werden sollen. 

Beim Abschluß oder bei der Durchführung dieser Abkommen 
vermeiden die AKP-Staaten - unbeschadet besonderer Verein¬ 
barungen zwischen Entwicklungslärxlem des gleichen geographi¬ 
schen Gebiets, einschließlich von Rschereivereinbarungen auf 
Gegenseitigkeit - jegliche Diskriminierung gegenüber der 
Gemeinschaft oder zwischen den Mitgliedstaaten; auch die 
Gemeinschaft verfährt gegeruiber den AKP-Staaten nach dem 
Grundsatz der Gleichbehartdlung. 

Artikel 65 

Falls AKP-Staaten, die in der gleichen Teilregion liegen wie 
unter den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge¬ 
meinschaft fallende Gebiete, in der beti^enden Rschereizorte 
Rschfang betreiben wollen, nehmen die Gemeinschaft und die 
AKP-Staaten Verhartdiungen Ober den Abschluß eines Rscherei- 
abkommens im Geiste des Artikels 64 auf, wobei sie die besonde¬ 
ren Merkmale dieser Gebiete urxJ das Ziel einer Verstärkung der 
regionalen Zusammenarbeit zwischen diesen Gebieten und den 
benachbarten AKP-Staaten berücksichtigen. 

Artikel 66 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten erkennen an, daß eine 
regionale Lösung für den Zugang zur Rschereitätigkeit von Vorteil 
ist, und werden Initiativen der AKP-Küstenstaaten im Hinblick auf 
den Abschluß harmorUsietter Abkommen über den Zugang der 
Fischereifahrzeuge zu den Rschereizonen unterstützen. 

Artikel 67 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten kommen überein, alle 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um die Wirksamkeit der 
Bemühungen einer Zusammenarbeit in der Fischerei im Rahmen 
dieses Abkommens sicherzustellen, wobei insbesondere die 
gemeinsame Erklärung über den Ursprung der Rschereierzeug- 
nisse Beachtung findet. 


Bei der Ausfuhr der Fischereierzeugnisse nach den Gemein- 
schattsmärkten wird Artikel 358 gebührertd berücksichtigt. 

Artikel 68 

Die in Artikel 64 genannten beiderseits zufriedenstellenden 
Bedingungen erstrecken sich Insbesorxlere auf die Art und den 
Umfang des Ausgleichs, der den betreffenden AKP-Staaten auf¬ 
grund bilateraler Vereinbarungen zukommt. 

Der Ausgleich wird zusätzlich zu den Zuweisungen für Vor¬ 
haben im Rschereisektor aufgrund von Trtel III des driften Teils 
dieses Abkommens gewährt. 

Der Ausgleich wird teils von der Gemeinschaff als solcher und 
teils von den Reedern In Form eines finanziellen Ausgleichs 
gewährt, zu dem auch Lizenzgebühren und gegebenenfalls 
artdere von den Vertragsparteien der Rschereiabkommen verein¬ 
barten Faktoren wie das obligatorische Anlanden eines Teils der 
Fänge, die Beschäftigur>g von Staatsar^hörigen der AKP-Staa¬ 
ten. das Anbordnehmen von Beobachtern, der Technologietrans¬ 
fer sowie Forschungs- und Ausbildungsstipendien gehören 
können. 

Der Ausgleich richtet sich nach dem Umfang und dem Wert der 
in der ausschteßSchen Wirtschaftszone der betreffenden AKP- 
Staaten gebotenen Fangmöglichkeiten. 

Außerdem ist hinsichtlich der Befischung der besonders weite 
Strecken zurücklegenden Wanderfische bei der Art der jeweils in 
den Vereinbamngen festgelegten Verpflichtungen, einschließlich 
des finanziellen Ausgleichs, die Besonderheit dieser Fangtätigkeit 
zu berücksichtigen. 

Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit 
ihre Schiffe den ausgeharxfelten Vereinbarungen und den gesetz¬ 
lichen Vorschriften und Verordnungen des betreffenden AKP- 
Staafes entsprechen. 

Titel IV 

Zusammenarbeit betreffend Grundstoffe 

Artikel 69 

Bei der AKP-EWG-Zusammenarbeit im Grundstoffbereich wird 
folgendes berücksichtigt: 

- die starke Abhängigkeit der Volkswirtschaften zahlreicher AKP- 
Staaten von ihren Grundstoffausfuhren, 

- die in den meisten Fällen eingetretene Verschlechterung ihrer 
Ausfuhrsituation, die hauptsächlich auf eine ungünstige Ent- 
wicklur^g der Weltmarktpreise zurückzuführen ist, 

- der strukturelle Charakter der Schwierigkeiten, die in zahlrei¬ 
chen Grundstoffsektoren sowohl inrrerhalb der Volkswirtschaf¬ 
ten der AKP-Staaten als auch auf internationaler Ebene, insbe¬ 
sondere in der Gemeinschaft, zutage treten. 

Artikel 70 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten erkennen die Notwen¬ 
digkeit gemeinsamer Anstrengungen an, mit denen den Struktur- 
schvrierigkeiten in zahlreichen Grundstoffsektoren abgeholfen 
werden soll, urrd legen als Hauptziele ihrer diesbezüglichen 
Zusammenarbeit folgertdes fest: 

- horizontale und vertikale Diversifizienjng der Volkswirtschaften 
der AKP-Staaten und insbesondere Entwicklurrg der Verarbei¬ 
tung, der Vermarkturrg, des Vertriebs und des Transports 
(VWT), 

- Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Grurtdstoffe der 
AKP-Staaten auf den Weltmärkten durch Reorganisation und 
Rationalisierurtg ihrer Produktions-, Vermarktungs- und Ver- 
triebstätigkeiL 

Die Genrreinschaft und die AKP-Staaten verpflichten sich, alle 
geeigneten Mittel einzusetzen, die eine möglichst weitgehende 
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Verwirklichung dieser Ziele ermöglichen; sie kommen überein, 
dazu alle Instrumente und Mittel dieses Übereinkommens koordi¬ 
niert einzusetzen. 

Artikel 71 

Zur Verwirklichung der in Artikel 70 festgelegten Ziele wird die 
Zusammenarteit im Grundstoffsektor, insbesondere die VWT- 
Tatigkeit, unter Beachtung der Prioritäten konzipiert ur>d durch¬ 
geführt, die von den AKP-Staaten zur Unterstatzung der von 
ihnen festgelegten Politiken urxi Strategien gesetzt wurden. 

Artikel 72 

Die Maßnahmen kn Rahmen der Zusammertarbeit im Grund¬ 
stoffbereich sirxi auf die Entwicklung der internationalen, regiona¬ 
len und nationalen Markte ausgerichtet: sie werden nach den 
Modalitäten und Verfahren des Übereinkommens, ktsbesondere 
betreffend die Zusammenarbeit bei der Entwickkingsrinanzierung, 
durchgeführt In diesem Rahmen können sie sich auf folgende 
Bereiche beziehen; 

1. Bessere Nutzurrg der menschlichen Ressourcen; dazu gehö¬ 
ren insbesorxiere: 

- Ausbildungs- und Lehrgartgsprogramme für die Wirt¬ 
schaftsteilnehmer der betreffertden Sektoren; 

- Unterstützung der auf diesen Bereich spezialisierten natio¬ 
nalen bzw. regionalen Schulen und Ausbildungsinstitute; 

2. Förderung der Investitionen der Unternehmer aus der EWG 
urxl den AKP-Staaten in diesem Sektor; dies solt insbeson¬ 
dere mit Hilfe folgerKfer Maßrtahmen geschehen: 

- Informations- urxf Aufkiärungskampagnen, die auf die 
Unternehmer zielen, die in Maßnahmen zur Diversifizie¬ 
rung und besseren Nutzung der Grundstoffe der AKP- 
Länder investieren könnten; 

- dynamischerer Einsatz von Risikokapital bei den Unter¬ 
nehmen, die in die VWT-Tätigkeiten investieren wollen; 

- Anwendung der einschlägigen Bestimmungen über Förde- 
rurrg, Schutz, Finanzierung und Unterstützung von Investi¬ 
tionen; 

3. Entwicklung und Verbesserung der für die Tätigkeit in diesem 
Bereich rtotwendigen Infrastrukturen, insbesondere der Ver¬ 
kehrs- und Telekommurrikationsnetze. 


Artikel 73 

Bei der Verfolgung der Ziele des Artikels 70 messen die Ver¬ 
tragsparteien folgenden Punkten besondere Bedeutung bei; 

- Sicherstellung der angemesserren Berücksichtigung der 
Sigrrale, die von den rtationaien, regionalen und internationalen 
Märkten ausgehen; 

- Berücksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkun¬ 
gen der getroffenen Maßrtahmen; 

- Herbeifühning einer größeren Kohärenz zwischen den von den 
verschiedenen betroffenen AKP-Staaten verfolgten Strategien 
auf regionaler und internationaler Ebene; 

- Förderung einer effizienten Verteilung der Ressourcen auf die 
verschiedenen Tätigkeiten und Wirtschaftsteilnehmer der 
betreffenden Produktionsbereiche. 


Artikel 74 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten erkennen an, daß für 
ein besseres Funktionieren der kitemationalen Grundstoffmärkte 
gesorgt und ihre Transparenz erhöht werden muß. 

Sie bekräftigen ihren Willen zur Intensivierung des Prozesses 
der Konsultation zwischen den AKP-Staaten und der Gemein¬ 
schaft in den sich mit Grundstoffen befassenden internationalen 
Gremien und Organisationen. 


Auf Antrag einer der beiden Parteien findet hierzu ein Gedan¬ 
kenaustausch statt, und zwar über 

- dais Funktionieren der geltenden internationalen Überein¬ 
kommen bzw. die Arbeitsweise der zwischenstaatlichen Fach¬ 
arbeitsgruppen mit dem Ziel ihrer Verbesserung und der Stei¬ 
gerung Mvef Effizienz unter Berücksichtigung der Markttrends; 

- den geplanten Abschluß bzw. <fie Erneuerung eines intematio- 
italen Übereinkommens bzw. die Einsetzung einer zwischen¬ 
staatlichen Fachgruppe. 

Durch diese Gespräche sollen die jeweiBgen Interessen der 
beiden Parteien berücksichtigt werden; sie können bei Bedarf im 
Rahmen des Grundstoffausschusses stattfirvten. 

Artikel 75 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten kommen Oberein, 
einen .Grundstoffausschuß* einzusetzen, der insbesondere 
einen Beitrag zur Suche nach Lösurtgen für die Strukturprobleme 
bei den Grundstoffen leisten soll. 

Der Grtindstoffausschuß hat unter Berücksichtigung der beider¬ 
seitigen Interessen der Parteien die Aufgabe, die allgemeine 
Durchführung des Abkommens im Grundstoffseklor zu verfolgen 
tmd insbesondeie 

a) allgemeine Fragen, die den AKP-EWG-Handel mit Grund¬ 
stoffen betreffen und ihm gegebenenfalls von den in diesem 
Abkommen vorgeseherwn zuständigen Unterausschüssen 
vorgelegt werden, zu prüfen; 

b) Maßrtahmen zur Lösung dieser Probleme und zur Verbesse¬ 
rung der Wettbewerbsfähigkeit der Produktions- und Ausfuhr¬ 
systeme zu empfehlen; 

c) einen Gedanken- und Informationsaustausch Ober die kurz- 
und mittelfristigen Produktions-, Verbrauchs- und Handels¬ 
aussichten und -Vorhersagen zu führen. 


Artikel 76 

Der Grundstoffausschuß tritt mindestens einmal jährlich auf 
Ministerebene zusammen. Seine Geschäftsordnung wird vom 
Ministerrat festgelegt. Er setzt sich aus vom Ministerrat benannten 
Vertretern der AKP-Staaten und der Gemeinschaft zusarrtmen. 
Seine Arbeiten werden vom Botschafterausschuß nach den in der 
Geschäftsordnung des Grurxfstoffausschusses festgelegten Ver¬ 
fahren vorbereitet 

Titel V 

Industrielle Entwicklung, 

Herstellung und Verarbeitung 

Artikel 77 

Damit die AKP-Staaten ttire industriellen Entwiddurtgsziele 
leichter erreichen können, sollte eine Strategie der integrierten 
und wirtschaftlich lebensfähigen Entwicklung ausgearbeitet wer¬ 
den, bei der die Tätigkeiten der verschiedenen Sektoren mitein¬ 
ander verknüpft werden. Es gilt somit für die Larklwirtschaft und 
die ländliche Entwicklung, den gewerbUchen Sektor, den Berg¬ 
bau, das Eriergiewesen, die Infrastrukturen und den Dienstlei¬ 
stungsbereich sektorale Strategien so zu konzipieren, daß eine 
Interaktion in und unter diesen Sektoren begünstigt und auf diese 
Weise die lokale Wertschöpfung maximiert und unter gleichzeiti¬ 
gem Schutz der Umwelt und der natürlichen Ressourcen soweit 
wie möglich eine wirkliche Kapazität für die Ausfuhr von gewerbli¬ 
chen Erzeugnissen geschaffen wird. 

Bei der Verfolgung dieser Ziele werxlen die Vertragspartner 
neben den spezifischen Bestimmungen für die industrielle Zusam¬ 
menarbeit die Bestimmungen über die Harxielsregelung, die För¬ 
derung des Handels mit AKP-Erzeugnissen und die privaten 
Investitionen an. 
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Artikel 78 

Die industrielle Zusammenarbeit hat als ausschlaggebendes 
Instrument für die Verwirklichung der industriellen Entwicklung 
folgende Ziele; 

a) Schaffurtg der Grundlagen und des Rahmens für eine wirk¬ 
same Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und den 
AKP-Staaten in den Bereichen Herstellung urxi Verarbeitung, 
bessere Nutzung der Bergbau- urid Energieressourcen, Ver¬ 
kehr und Kommunikation; 

b) Förderurrg der Schaffung günstiger Bedingungen für die Ent¬ 
wicklung gewerblicher Unternehmen sowie für in- urrd auslän¬ 
dische Investitionen; 

c) Verbesserung der Kapazitätsausnutzung und Reaktivierung 
schon vtxhandener potenbell lebensfähiger gewerblicher 
Unternehmen, damit rlie Produktionskapazität der AKP-Volks¬ 
wirtschaften wiederhergestellt wird; 

d) Förderung der Grürrdung von bzw. der Beteiligurrg an Unter¬ 
nehmen seitens AKP-StMtsangehöriger, insbesondere der 
Gründurrg von Klein- und Mitteluntemehmen, die lokale Input- 
Erzeugnisse herstellen urrd/oder ventverxlen; Unterstützurrg 
der treuen und Ausbau der schon bestehenden Unternehmen; 

e) Unterstützung der Schaffung neuer Industriezweige, die die 
örtlichen Märkte rentabel beliefem und das Wachstum der 
nicht traditionellen Ausfuhren sichem, so daß die Devisertein- 
nahmen gesteigert, Arbeitsmöglichkeiten geschaffen und die 
Realeinkommen erhöht werden; 

f) Entwicklung immer engerer Beziehungen zwischen der 
Gemeinschaft und den AKP-Staaten im industriellen Bereich 
sowie stärkere Förderurrg irrsbesorxiere des raschen Aufbaus 
gemeinsamer gewerblicher Unternehmen der AKP- und der 
EWG-Staaten; 

g) Förderung der berufsständischen Vereinigungen in den AKP- 
Staaten sowie arrderer Einrichtungen, die sich mit gewerb¬ 
lichen Unternehmen oder der Untemehmensentwicklung 
befassen. 

Artikel 79 

Die Gemeinschaft unterstützt die AKP-Staaten, um ihren institu¬ 
tioneilen Rahmen zu verbessern, ihre Fmarrzierurrgsinstttute zu 
stärken urxf die für die Industrie rxstwendigen Infrastrukturen zu 
schaffen, wiederherzustellen und zu verbessern. Die Gemein¬ 
schaft unterstützt die AKP-Staaten auch bei ihren Bemühungen 
um die Integrierung der industriellen Strukturen auf regiorraler und 
interregionaler Ebene. 

Artikel 80 

Auf Antrag eines AKP-Staates leistet die Gemeinschaft die 
notwerxlige Unterstützung bei der Ausbildung in Irxlustrieberufen 
auf allen Ebenen, insbesorxfere bei der Feststellung des Bedarfs 
an Ausbildung in Industrieberufen und der Aufstellung der ent¬ 
sprechenden Programme, der Schaffung urtd dem Betrieb von 
nationalen oder regionalen AKP-Einrichtungen zur Ausbildung in 
Irrdustrieberufen, der Ausbildung von Staatsangehörigen der 
AKP-Staaten in geeigneten Einrichtungen und der Ausbildung am 
Arbeitsplatz in der Gemeinschaft urnJ in den AKP-Staaten sowie 
bei der Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen zur Ausbildung 
in Industrieberufen in der Gemeinschaft und den AKP-Staaten, 
zwischen Einrichtungen zur Ausbildung in Industrieberufen in den 
AKP-Staaten sowie zwischen diesen Einrichtungen und entspre- 
cherKJen Einrichtungen in anderen Entwicklungsländern. 


Artikel 81 

Damit die industriellen Entwicklungsziele erreicht werden kön¬ 
nen, unterstützt die Gemeinschaft die Schaffung urxi Erweitenjng 
jeglicher Art von wirtschaftlich lebensfähigen gewerblichen Tätig¬ 
keiten, die die AKP-Staaten für die Verwirklichung ihrer Ziele und 
Prioritäten im Bereich der Industrialisierung für wichtig erachten. 


Besondere Aufmerksamkeit verdienen in diesem Zusammen¬ 
hang 

i) die Verarbeitung von Grundstoffen 

a) die Industrien, welche auf nationaler oder regionaler 
Ebene zur Ausfuhr bestimmte Grundstoffe verarbeiten; 

b) die den örUichen Bedarf deckenden imd örtliche Ressour¬ 
cen nutzenden Indusftlen, die auf die nationalen und 
regionalen Märkte ausgerlchtet sind und vorrangig zu den 
kleinen und mittleren Unternehmen gehören; die Indu¬ 
strien mit Ausrichtung auf die Modernisierung der Land¬ 
wirtschaft, die effiziente Verarbeitung der landwirtschaft¬ 
lichen Produkte sowie die Herstellung von Input-Erzeug¬ 
nissen und laixfwirtschaftrichem Gerät; 

ii) die Industrien im Bereich des Maschinenbaus, der Metallver¬ 
arbeitung urxi der Chemie 

a) Maschinenbauuntemehmen, die Werkzeug und Ausrü- 
sturrgsgegenstände herstellen urxi hauptsächlich zum 
Zweck der Instarxlhaltung der in den AKP-Staaten bereits 
vorharxlenen Fabriken urxi Ausrüstungen geschaffen 
wurden. Diese Untemehrrren müssen vorrangig den Sek¬ 
tor Herstellung und Verarbeitung, den GroQausfuhrsektor 
sowie die die Gtuixftiedürfnissa deckenden kleinen und 
mittleren Unternehmen unterstützen; 

b) die metallverarbeiterxlen Industrien, die die sekundäre 
Verarbeitung der Bergbauerzeugnisse der AKP-Staaten 
zur Versorgung der Maschinenbauuntemehmen urxf der 
chemischen Unternehmen der AKP-Staaten durchführen; 

c) insbesondere die kleinen utxl mittleren chemischen 
Unternehmen, die die sekurxläre Verarbeiturtg von mine¬ 
ralischen Stoffen für andere Industriezweige sowie für die 
Landwirtschaft urxl den Gesundheitssektor vornehmen; 

iii) Reaktivierung und Nutzung der industriellen Kapazitäten: die 
Wiederherstellung, Verbesserung, Sanierung, Umstrukturie¬ 
rung und Instarxlhaltung der vorhandenen irdustriellen 
Kapazitäten mit potentieller wirtschaftlicher Lebensfähigkeit. 
In diesem Zusammenhang sirxJ die Industriezweige bevor¬ 
zugt zu beharxleln, die ihre Erzeugnisse unter Verwendung 
eines sehr geringen Anteils an Importwaren herstellen, sich 
auf die vor- urxl nachgelagerten Stufen auswirken und 
beschäftigungsfördemd sirxl. Die Reaktivierungstätigkeiten 
sollten die Schaffung der txjtwerxligen Voraussetzungen für 
eine wirtschaftliche Lebensfähigkeit der reaktivierten Unter¬ 
nehmen zum Ziel haben. 


Artikel 82 

Die Gemeinschaft hilft den AKP-Staaten, währerxl der Laufzeit 
des Abkommens vorrartgig wirtschaftlich lebensfähige Irxlustrien 
im Sitxie des Artikels 81 nach Maßgabe der Kapazitäten und 
Entscheidungen eines jeden AKP-Staates zu entwickeln; dies hat 
in Anbetracht der diesen Staaten zur Verfügung steherxlen Mittel 
so zu erfolgen, daß der Anpassung der kxlustriellen Strukturen an 
die in den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien wie auch 
auf weltweiter Ebene eirrgetretenen Ärxlerungen Rechnung getra¬ 
gen wird. 

Artikel 83 

Zur Fördenjng der beiderseitigen Interessen trägt die Gemein¬ 
schaft durch Maßnahmen der gegenseitigen Unterrichtung und 
Förderung der Irxlustrien zur Entwicklung der Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen der AKP- urxl der EWG-Staaten urxl 
zwischen Unternehmen in verschiedenen AKP-Staaten bei. 

Ziel dieser Maßnahmen ist es, den regelmäßigen Informations- 
ausschuß zu verstärken, die notwerxligen Kontakte im irxlustriel- 
len Bereich zwischen Verantwortlichen der Irxlustriepolitik, Inve¬ 
storen urxl Wirtschaftsuntemehmen der Gemeinschaft urxl der 
AKP-Staaten herzustellen, Untersuchungen, insbesorxlere 
Durchführbarkeitsstudien, durchzuführen, die Schaffung urxl das 
Funktionieren von AKP-Einrichtungen zur Förderung der indu- 
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striellen Entwicklung zu erleichtern und das Zustandekommen 
von Koinvestitionen und Zulieferungsverträgen sowie jede andere 
Form der industriellen Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der AKP-Staaten zu 

fördern. 

Artikel 84 

Die Gemeinschaft trägt dazu bei, kleine urtd mitUefe Hartd- 
werks-, Handels-, Diensdeistungs- und Industriebetriebe zu 
errichten und auszubauen, da diese einerseits in modenren urtd in 
informellen Sektoren als ein diversifiziertes wirtschaftliches 
Geflecht für die allgemeine Entwicklung der AKP-Staaten eirte 
wesentliche Rotie spielen und andererseits für die Eriangurtg 
beruflicher Qualifikationen, den integrierten Trartsfer und die 
Anpassung geeigneter Technologien sowie den bestmöglichen 
Einsatz der einheimischen Arbeitskräfte Vorteile bieten. Die 
Gemeinschaft trägt auch zu folgerxlem bei; sektorale Beurteilurrg 
und Aufstellung von Aktionsprogrammen, Schaffurrg geeigneter 
Infrastrukturen sowie Stärkung und Funktionieren von Einrichtun¬ 
gen für Information, Stimulierung, Beratung, Ausbildung, Kredite 
oder Bürgschaften und Technologietransfer. 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten fördern die Zusammen¬ 
arbeit urxi die Kontakte zwischen Ideirten urtd mittieren Unter¬ 
nehmen der Mitgliedstaaten und der AKP-Staaten. 


Artikel 85 

Um den AKP-Staaten zu helfen, ihre technologische Basis und 
eigerte Kapazität auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technologischen Entwicklurtg zu stärken, und um den Enwerb, den 
Transfer urtd die Anpassung von Techrtologien unter Bedirtgun- 
gen zu erleichtern, die den größtmöglichen Nutzen bei möglichst 
geringen Kosten versprechen, ist die Gemeinschaft bereit, mit den 
Mitteln der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 
einen Beitrag zu leisten, insbesondere 

a) zur Errichtung und Stärkung von industriebezogenen wissen¬ 
schaftlichen und technischen Infrastrukturen in den AKP-Staa¬ 
ten; 

b) zur Aufstellung und Durchführung von Forschungs- und Ent¬ 
wicklungsprogrammen; 

c) zur Ermittlung urxf Schaffung von MöglichkeKen für eine 
Zusammenarbeit zwischen Forschungsinstituten, Hochschul- 
einrichturtgen und Unternehmen der AKP-Staaten, der 
Gemeinschaft, der Mitgliedstaaten und anderer Lärvler, 

d) zur Aufnahme und Förderung von Tätigkeiten zur Konsolidie¬ 
rung geeigneter lokaler Technologien und zum Erwerb rele¬ 
vanter ausländischer Technologien, insbesondere von Tech¬ 
nologien anderer Entwicklungsländer; 

e) zur Ermittlung, zur Beurteilung und zum Erwerb von industriel¬ 
len Techrtologien, einschfießlich der Aushandtung günstiger 
Bedingungen für den Erwerb ausländischer Technologien und 
Patente sowie anderen auslärxfischen gewerblichen Eigerv 
tums, insbesondere durch Rnanzierung und/oder andere 
geeignete Vereinbarungen mit Unternehmen und Einrichtun¬ 
gen in der Gemeinschaft; 

f) zur Einrichtung von Beratungsdiensten in den AKP-Staaten 
zur Unterstützung bei der Ausarbeiturtg von Vorschriften für 
den Technologietransfer und bei der Weitergabe verfügbarer 
Informationen, insbesondere hinsichtlich der Bedingungen 
von Technologieverträgen, der Technologiearten und -quellen 
sowie der Erfahrungen der AKP-Staaten urtd anderer Länder 
mit der Verwendung bestimmter Techrxjlogien; 

g) zur Förderung der technologischen Zusammenarbeit zwi¬ 
schen den AKP-Staaten und zwischen diesen und anderen 
Entwicklungsländern,, einschließlich der Forschungs- urxj Ent- 
wicklungseinrichlungen, insbesorKfere auf regionaler Ebene, 
um alle besorxfers geeigneten wissenschaftlichen und techni¬ 
schen Möglichkeiten, über die jene Staaten gegebenenfalls 
verfügen, optimal zu nutzen; 


h) zur möglichst weitgehertden Erleichterung des Zugangs zu 
den in der Gemeinschaft verfügbaren Dokumentationsquellen 
und anderen Datenquellen sowie deren Benutzung. 

Artikel 86 

Damit die AKP-Staaten aus der Harxfelsregelurtg und den 
übrigen Bestimmungen dieses Abkommens größeren Nutzen zie¬ 
hen können, werden Aktionen zur Förderung des Absatzes von 
tndustrieeneugnissen der AKP-Staaten auf dem Gemeinschafts¬ 
markt und aitderen ausländischen Märkten durchgefOhrt; hier¬ 
durch soll zugleich der Austausch von Industrieerzeugnissen zwi¬ 
schen den AKP-Staaten artgeregt tmd entwickelt werden. Gegen¬ 
stand dieser Aktiorten werden insbesondere Marktsturäen, Ver¬ 
marktung, Qualität und Startdardisierung von gewerbOchen 
Erzeugnissen gemäß den Artikeln 229 un6 230 und urrter Berück¬ 
sichtigung der Artikel 135 und 136 sein. 

Artikel 87 

(1) Ein Ausschuß für irtdustrielle ZusammenarbeiL der dem 
Botschafterausschuß untersteht ist beauftragt 

a) die Fortschritte bei der Durchführung des globalen Pro¬ 
gramms für die industrieOe Zusammenarbeit das sich aus 
diesem Abkommen ergibt zu prüfen und gegebertenfaHs dem 

Botschafterausschuß Empfehlungen zu unterbreiten; der Aus¬ 
schuß prüft in diesem Zusammenhartg die in Artikel 327 
vorgesehenen Berichte über die Fortschritte der industriellen 
Zusammeruirbeit und das Wachstum der Investitionsflüsse 
utvf nimmt dazu Stellung; ferner überprüft er regelmäßig die 
Modalitäten für das Tätigwerden der Europäischen Investi¬ 
tionsbank, kn fdgertden .Bank* gertannt der Kommission, 
des Zentrums für kvlustrielle Entwicklung, im fotgertden „ZIE* 
genannt, und der für die Durchführung industrieller Projekte 
zuständigen Behörden der AKP-Staaten, um eine optimale 
Koordinieoing zu gewährleisten; 

b) die Probleme und Fragen betreffend die Politik der industriel¬ 
len Zusammenarbeit, die ihm von den AKP-Staaten oder von 
der Gemeinschaft unterbreitet werden, zu prüfen und alle 
zweckdienlichen Vorschläge zu unterbreiten; 

c) auf Antrag der Gemeinschaft oder der AKP-Staaten eine 
Prüfung der Tendenzen der IrKfustriepolitik der AKP-Staaten 
und der Mitgliedstaaten sowie der Entwicklung der Lage der 
Industrie in der gesamten Welt vorzunehmen, um die erforder¬ 
lichen Informationen zur Verbesserung der Zusammenarbeit 
und zur Erleichterung der kxfustriellen Entwicklung der AKP- 
Staaten und der damit verknüpften Tätigkeiten im Bergbau- 
und Energiebereich auszutauschen; 

d) die Gesamtstrategie des in Aitikef 89 genannten ZIE auf 
Vorschlag des VerwaJtungsrates festzulegen, die Mitglieder 
des Beirates zu errtertnen, den Direktor und den sleltvertreterv 
den Direktor sowie die beiden Rechnungsprüfer zu ernennen, 
die in Artikel 3 des Finanzprotokolls vorgesehene finanzielle 
Gesamtausstattung auf Jahresbasis aufzuteilen, den Haus¬ 
haltsplan und die Jahresabschlüsse zu genehmigen; 

e) den Jahresbericht des ZIE sowie jeden anderen Bericht des 
Beirates oder des Verwaltungsrates zu prüfen, um festzustel¬ 
len, ob die Tätigkeiten des Zentrums mit den ihm in diesem 
Abkommen zugewiesenen Zielen im Einklang stehen, dem 
Botschafterausschuß und über ihn dem Ministerrat zu berich¬ 
ten sowie alle anderen Aufgaben auszuführen, die ihm vom 
Botschafterausschuß übertragen werden. 

(2) Die Zusammensetzung des Ausschusses für industrielle 
Zusammenarbeit urxf die Einzelheiten seiner Arbeitsweise wer¬ 
den vom M'misterrat festgelegt. Der Ausschuß tritt mindestens 
zweimal jährlich zusammen. 

Artikel 88 

Es wird ein paritätischer Beirat aus 24 Mitgliedern eingesetzt, 
dem Vertreter der Geschäftswelt bzw. Sachverständige auf dem 
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Gebiet der industriellen Entwicklung sowie - als Beobachter — 
Vertreter der Kommission, der Bank und des AKP-Sekretariats 
angehören; er steht dem Ausschuß für industrielle Zusammen¬ 
arbeit zur Seite und soll dazu beitragen, daß der Standpunkt der 
gewerblichen Unternehmer zu den in Artikel 87 Absatz 1 Buchsta¬ 
ben a, b und c genemnten Fragen berücksichtigt wird. Dieser 
Beirat tritt jährlich zu einer offiziellen Tagung zusammen. 

Artikel 89 

Das ZIE trägt insbesondere durch Förderung der gemeinsamen 
Initiativen von Unternehmen der Gemeinschaft und der AKP- 
Staaten zur Errichtung und Stärkung von Industrieunternehmen in 
den AKP-Staaten bei. 

Als operationelles, auf die Praxis ausgerichtetes Instrumertt 
befaßt das ZIE sich vorrangig mit der Errrtittlung von Unternehmen 
für wirtschaftlich lebensfähige Projekte; außerdem beteiligt es sich 
an der Förderuitg und DurchfOhrurtg von Projekten, die den 
Bedürfnissen der AKP-Staaten entsprechen, urvl zwar unter 
besonderer Berücksichtigung der für verarbeitete einheimische 
Rohstoffe besteherxjen Absatzrrtöglichkeiten auf den Birtnen- urtd 
Außenmärkten, wobei die Produktionsfaktoren der einzelnen 
AKP-Staaten optimal zu nutzen sirtd. Unterstützt wird auch die 
Vortage der betreffenden Projekte bei den Firtanzinstituten. 

Bei der Durchführurtg der obengertarmten Aufgaben geht das 

ZIE selektiv vor, indem es den kleir>en und mittleren Industrie¬ 
unternehmen, den Reaktivierungsmaßnahmen urtd der vollen 
Auslastung der vorhandenen Industriekapazitäten Vorrang ein¬ 
räumt. Es wird den Schwerpunkt ganz besonders auf die Möglich¬ 
keiten für gemeinsame Unternehmen und Zulieferbetriebe legen. 
Bei der Erfülkirtg dieser Aufgaben richtet das ZIE sein Augenrrterk 
besonders auf die in Artikel 97 genannten Ziele. 

Artikel 90 

(1) Bei der Erfüllung der in Artikel 89 genannten Aufgaben 
räumt das ZIE Vorhaben, die sichere Entwicklungsmöglichkeiten 
bieten, den Vorrang ein. Seine Tätigkeit besteht insbesondere 
darin, 

a) wirtschaftlich lebensfähige industrielle Projekte in den AKP- 
Staaten zu ermitteln, sie zu prüfen, zu beurteilen urtd zu 
fördern urxl zu ihrer Durchführung beizutragen; 

b) Studien und Beurteilungen durchzufOhren, die die konkreten 
Möglichkeiten für eine industrieile Zusammenarbeit mit der 
Gemeinschaft aufzeigen, um die industrielle Entwicklung der 
AKP-Staaten zu fördern und die Durchführung geeigneter 
Maßnahmen zu erleichtem; 

c) Informationen sowie spezifische Berater- und Gutachterdien¬ 
ste einschließlich Durchführbarkeitsstudien bereitzustellen, 
mit dem Ziel, die Schaffung und/oder Modernisierung von 
Industrieunternehmen zu beschleurtigen; 

d) mögfiche Partner aus den AKP-Staaten urxl der Gemeinschaft 
im Hinblick auf gemeinsame Investitionen zu ermitteln und 
sich an der Durchführung und den Folgemaßnahmen zu betei¬ 
ligen; 

e) mögliche Finanzierungsquellen zu ermitteln und entspre¬ 
chende Informationen zu liefern, Unterstützung bei der Vor¬ 
lage von Projekten zur Finanzierung zu leisten und erforder¬ 
lichenfalls bei der Bereitstellung von Mitteln aus diesen Quel¬ 
len für Industrieprojeicte in den AKP-Staaten mitzuwirken; 

f) Infonmationen und Gufeichten betreffend den Enwerb, die 
Anpassung und die Entwicklurtg geeigneter Industrietechrtoio- 
gie für konkrete Projekte zu ermitteln, zu sammeln, zu beurtei¬ 
len und zur Verfügung zu stellen und gegebenenfalls an der 
Durchfühning von Versuchs- oder Demonstrationsprojekten 
mitzuwirken. 

(2) Zur leichteren Verwirklichung seiner Ziele kann das ZIE 
neben seinen Haupttätigkeiten 

a) Untersuchungen, Marktstudien und Beurteilungen durchfüh¬ 
ren und alle nützlichen Informationen über die Bedingungen 


und Möglichkeiten der industriellen Zusammenarbeit und ins¬ 
besondere das wirtschaftliche Klima und die Behandlung, mit 
der etwaige Investoren rechnen können, sowie über die weite¬ 
ren Entwicklungsmöglichkeiten lebensfähiger Industriepro¬ 
jekte sammeln und verbreiten; 

b) in geeigneten Fällen zur Förderung des Absatzes gewerb¬ 
licher Erzeugrvsse der AKP-Staaten an Ort und Stelle und auf 
den Märkten der artderen AKP-Staaten und der Gemeinschaft 
beitragen, um die optimale Ausnutzurtg der bestehenden oder 
zu schaffenden Industriekapazitäten zu förtlem; 

c) die in Betracht kommenden Entscheidüngsträger der Indu¬ 
strie, Irtvestoren urtd Wirtschafts- und Fnanzuntemehmen der 
GemeinschafI und der AKP-Staaten ermitteln sowie Kontakte 
und Treffen aller Art zwischen ihrten organisieren und erleich¬ 
tem; 

d) auf der Grundlage des von den AKP-Staaten angegebetten 
Bedarfs die Möglichkeiten für eine Ausbildurtg in Industrie¬ 
berufen hauptsächBch am Arbeitsplatz, die dem Bedarf der 
bereits bestehertden und der geplanten Industrieurrtemehmen 
in den AKP-Staaten entsprechen, ermitteln urtd gegeberten- 
falls bei der Ausführung entsprechender Maßnahmen Hilfe 
leistan; 

e) alte zwecfcdiettSchen btfotmationen Ober das industrielle 
Potentiai der AKP-Staaten urtd die Entwiddurtg der Industrie¬ 
zweige in der Gemeinschaft urtd in den AKP-Staaten zusam¬ 
menstellen und verbreiten; 

f) die Vergabe von Unteraufträgen sowie die Ausweitung und 
Konsokdierurtg regionaler Industrieprojekte fördern. 

Artikel 91 

Das ZIE wird von einem Direktor geleitet, der von einem stell¬ 
vertretenden Direktor unterstützt wird; beide werden vom Aus¬ 
schuß für industrielle Zusammenarbeit aufgaind ihrer Fachkom¬ 
petenz und Verwaltungserfahrung eingestellt und ernannt. Die 
Leitung des Zentrums, die gegenüber dem Vennraltungsrat verant¬ 
wortlich ist, führt die vom Ausschuß für industrielle Zusammen¬ 
arbeit festgelegten Leitlinien durch. 

Artikel 92 

(1) Ein paritätischer Verwaltungsrat hat die Aufgabe, 

a) den Direktor bei seinen Bemühungen um eine dynamische 
und motivierte Tätigkeit des ZIE bei dessen Leitung zu beraten 
und zu unterstützen und dabei auf die ordnungsgemäße 
Durchführung der vom Ausschuß für industrielle Zusammen¬ 
arbeit aufgestellten Leitlinien zu achten; . 

b) auf Vorschlag des Direktors des ZIE 

i) folgertdes zu gertehmigen: 

- die mehrjährigen urxl die jährlichen Tätigkeitspro¬ 
gramme, 

- den Jahresbericht 

- die Organisationsstrukturen, die Personalpolitik und 
den Organisationsplan; 

ii) die Haushaltspläne urxl die Jahresabschlüsse im Hinblick 
auf deren Vorlage beim Ausschuß für irxlustrielle Zusam¬ 
menarbeit festzulegen; 

c) Beschlüsse über die Vorschläge der Leitung des Zentrums zu 
den vorgertannten Punkten zu fassen; 

d) dem Ausschuß für irxlustrielle Zusarrxnertarbeit einen Jahres¬ 
bericht zu unterbreiten und ihm über alle Fragen in Verbin¬ 
dung mit den unter Buchstabe c bezeichneten Punkten Bericht 
zu erstatten. 

(2) Der Venwaltungsrat setzt sich aus sechs Personen mit 
umfasserxler Erfahning im prrivaten oder staatlichen Irxlustrie- 
oder Bankwesen oder in der industriellen Entwicklungsplanung 
oder -förderung zusammen. Die Mitglieder werden vom Ausschuß 
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für industrielle Zusammenarbeit aufgrund ihrer Befähigung unter 
den Staatsangehörigen der Vertragsstaaten des Abkommens 
ausgewählt und vom Ausschuißnach den von ihm festgelegten 
Verfahren ernannt. Ein Vertreter der Kommission, der Bank und 
des AKP-Sekretariats nehmen als Beobachter an der Tätigkeit 
des Verwaltungsrates teil. Um die Abwicklung der Tätigkeiten des 
ZIE genau verfolgen zu können, tritt der VerwaHurtgsrat minde¬ 
stens alle zwei Monate zusammen. Die Sekretariatsgeschäfte 
werden vom Zentrum wahrgenommen. 

Artikel 93 

(1) Die Gemeinschaft beteiligt sich an der Fmaruierung des 
Haushaltsplans des Zentrums über eine getrennte Mittelzuwei¬ 
sung gemäß dem Rnanzprotokoli im Anhartg. 

(2) Zwei vom Ausschuß emartnte Rechnungsprüfer prüfen die 
Haushaltsführung des Zentrums. 

(3) Die Satzung, die Haushaltsordnurtg, das Persorraistatut 
sowie die Geschäftsordnung des Zentrums werden vom Minister¬ 
rat auf Vorschlag des Botschafterausschusses rtach Inkrafttreten 
des Abkommens festgelegL 

Artikel 94 

Das ZIE verstärkt seirte operationelle Präsenz in den AKP- 
Staaten insbesortdere hinsichtlich der Ermittlung von Profekten 
und Projektträgem sowie der Unterstützung bei der Vortage von 
Finanzierungsvorhaben. 

Hierbei hält es die vom Verwafturtgsrat vorgeschlagenen Ver¬ 
fahren ein und berücksichtigt zugleich die Notwendigkeit einer 
Dezentralisierung der Tätigkeiten. 

Artikel 95 

Die Kommission, die Bank und das ZIE bemühen sich im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten um eine enge operatio¬ 
neile Zusammenarbeit. 

Artikel 96 

Oie Mitglieder des Beirates und des Verwaltungsrates sowie 
der Direktor und der stellvertretende Direktor des ZIE werden - 
vorbehaltlich einer Halbzeitbilanz hinsichtlich des Venwaltungs- 
rates - für die Dauer von höchstens fünf Jahren ernannt. 

Artikel 97 

(1) Bei der Durchführung der Bestimmungen dieses Trtels gilt 
die besondere Aufmerksamkeit der Gemeinschaft den spezifi¬ 
schen Bedürfnissen und Problemen der am wenigsten entwickel¬ 
ten AKP-Staaten sowie der AKP-Binnenstaaten urtd AKP-Irtsel- 
staaten, damit vor allem im Hinblick auf eine bessere Nutzung 
ihrer örtlichen Rohstoffe utkI sonstigen Ressourcen durch die 
Ausarbeiturtg von Industriepolitiken und -Strategien, die Schaffung 
einer wirtschaftlichen Infrastruktur urxl die Ausbildurtg in kxJustrie- 
berufen die Grundlagen für ihre Industrialisierung geschaffen 
werden; das gilt insbesorxlere für folgende Bereiche: 

- Verarbeitung der Rohstoffe; 

- Entwicklung, Transfer und Anpassung der Technologie; 

- Erarbeitung von Aktionen zugunsten der kleinen und mittleren 
gewerblichen Untemehnten und ihre Finanzierung; 

- Entwicklung der Industrieinfrastrukturen und bessere Nutzung 
der Energie- und Bergbauressourcen; 

- angemessene Ausbildung in wissenschaftlichen und techni¬ 
schen Bereichen; 

- Produktion von Ausrüstungsgegenständen und Input-Erzeug¬ 
nissen für den ländlichen Bereich. 

Die betreffenden Aktionen können in Zusammenarbeit mit dem 
ZIE durchgeführt werden. 

(2) Auf Antrag eines oder mehrerer der am wenigsten entwik- 
kelten AKP-Staaten gewährt das Zentrum besondere Unterstüt¬ 


zung bei der an Ort und Stelle erfolgenden Ermittlung von Förde¬ 
rungs- und Entwicklungsmöglichkeiten im industriellen Bereich, 
und zwar insbesondere hinsichtlich der Verarbeitung der Roh¬ 
stoffe und der Produktion von Ausrüstungsgegenständen und 
Input-Erzeugnissen für den ländlichen Bereich. 


Artikel 98 

Im Hinblick auf die irxkjstrielle Zusammenarbeit trägt die 
Gemeinschaft zur Verwirklichung von Programmen, Projekten 
und Aktionen bei, die ihr von den AKP-Staaten oder mit deren 
Zustimmung unterbreitet werden. Sie setzt zu diesem Zweck alle 
in diesem Abkommen vorgesehenen Mittel ein, und zwar insbe¬ 
sondere die ihr im Fiahnten der finanziellen und technischen 
Zusammertarbeit zur Verfügung stehenden Mittel urtd rtamentlich 
die von der Bank verwalteten Mittel; dies gilt unbeschadet von 
Aktionen, die den AKP-Staaten dazu verhelfen sollen, Mittel aus 
anderen Quellen zu beschaffen. 

Für die Durchführung der Programmme, Projekte und Aktionen 
der industriellen Zusammenarbeit, zu denen die Gemeinschaft 
finanziell beiträgt, gelten die Bestimmungen von Trtel III des 
Dritten Teils dieses Abkommens unter Berücksichtigung der 
besortderen Merkmale der Maßnahirten im industriellen Bereich. 

Titel VI 

Entwicklung des Bergbaus 

Artikel 99 

Die Entwicklung des Bergbaus hat folgertde Hauptziele; 

- Nutzung der mineralischen Ressourcen jeglicher Art in einer 

Weise, bei der die Rentabilität des Bergbaus sowohl auf den 

Exportmärkten als auch auf den einheimischen Märkten 

gewährleistet und zugleich den Anliegen des Umweltschutzes 

Rechnung getragen wird. 

- Valorisierung des Arbeitskräftepotentials, 

und zwar jeweils im Hinblick auf die Förderung urxl Beschleuni¬ 
gung eirter diversifizierten wirtschaftlichen und sozialen Entwick¬ 
lung. 

Die Vertragsfjarteien bekräftigen ihre beiderseitige Abhängig¬ 
keit in diesem Sektor und kommen überein, die verschiedenen in 
diesem Abkommen hierfür vorgesehenen Instrumente sowie 
gegebertenfalls andere Gemeinschaftsinstruntente in koordinier¬ 
ter Weise einzusetzen. 

Artikel 100 

Auf Antrag eines oder mehrerer AKP-Staaten führt die Gemein¬ 
schaft Maßnahmen der technischen Hilfe oder Ausbildungsmaß¬ 
nahmen durch, um die wissenschaftliche und technische Lei¬ 
stungsfähigkeit der betreffertden Staaten in den Bereichen Geolo¬ 
gie und Bergbau zu steigern, so daß diese Staaten aus den 
verfügbaren Kenntnissen grösseren Nutzen ziehen und ihre For- 
schungs- und Explorationsprogramme entsprechend ausrichten 
können. 

Artikel 101 

Unter Berücksichtigung der nationalen wie der internationalen 
Wirtschaftsfaktoren urxl im Bemühen um Diversifizierung beteiligt 
die Gemeinschaft sich gegebenenfalls durch Programme für eine 
finanzielle urxl technische Hilfe an den Bemühungen, die die 
AKP-Staaten auf den verschiedenen Ebenen für die Forschung 
urxl Exploration im Bergbau, urxl zwar sowohl auf dem Larxle als 
auch auf dem Festlarxlssockel, wie dieser im Völkerrecht definiert 
ist, unternehmen. 

Sie gewährt gegebenenfalls auch technische und finanzielle 
Unterstützung bei der Bereitstellung staatlicher oder regionaler 
Mittel für Explorationsvorhaben in den AKP-Staaten. 
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Artikel 102 

Zur Unterstützung der Bemühungen um Nutzung der Boden¬ 
schätze in den AKP-Staaten leistet die Gemeinschaft einen Bei¬ 
trag zu Projekten für die Reaktivierung, Unterhaltung, Rationali¬ 
sierung und Modernisierung wirtschaftlich lebensfähiger Produk¬ 
tionsanlagen, um diese leistungsfähiger urtd wettbewerbsfähiger 
zu machen. 

Sie beteiligt sich auch an der Ermittlung, Ausarbeiturtg urxf 
Durchführung neuer wiitschafUich lebertsfähiger Pro(eMe, soweit 
dies mit den Investitions- und Verwaltungsmöglichkeiten urtd der 
Marktentwicklung vereinbar Ist, wobei sie irtsbesondere die Firtatt- 
zierurtg von Durchführbarkeits- und Vorinvestitiortsstudien 
berücksichtigL 

Besondere Aufmerksamkeit gilt hierbei 

- Aktionen mit dem Ziel einer Stärkung der Ftode von kleinen und 
mittleren Projekten, durch welche sich örtliche Bergbauunter¬ 
nehmen lördem lassen; dies gilt rtamentlich für die industriell 
und lartdwirtschaftlich zu nutzertden Mineralien, die irtsbeson¬ 
dere für den einheimischen oder den regionalen Markt 
bestimmt sind, sowie für die neuen Erzeugnisse; 

- Aktionen für den Umweltschutz. 

Sie unterstützt ferner <Se BerrtOhurtgen der AKP-Staaten um 

- einen Ausbau der dazugehörigen Infrastruktur, 

- Maßnahmen, mit denen ein möglichst großer Beitrag der Ent¬ 
wicklung des Bergbaus zur sozio-ökonomischen Entwicklung 
der Erzeugerländer erreicht werden soll, wie z. B. die optimale 
Verwendung der Einkünfte aus dem Bergbau oder die Einbitt¬ 
dung der Entwicklung des Bergbaus in die irtdustrielle Entwick¬ 
lung und in eine angemesserte Raumordnungspolit'k; 

- Förderung von europäischen Investitionen und Investitiorten 
aus dem AKP-Bereich; 

- regionale Zusammenarbeit. 

Artikel 103 

Im Hinblick auf die vorstehend genannten Zielsetzungen ist die 
Gemeinschaft bereit technische und finanzielle Unterstützung zu 
gewähren, um nach den Modalitäten der einzeirten Irtstrumente, 
über die sie verfügt und im Einklartg mit den Bestimmurtgen 
dieses Abkommens zur Erschließung des Bergbaupotenlials der 
AKP-Staaten beizutragen. 

Bei den Forschungsarbeiten und Investitionen zur Vorbereiturtg 
der Durchfühnjng von Bergbauprojekten kann die Gemeinschaft 
eine Hilfe in Form von Risikokapital gewähren, gegeberwnfalls in 
Verbindung mit Kapitalbeteiligungen der betreffertden AKP-Staa¬ 
ten und anderen Finanzierungsquellen gemäß Artikel 234. 

Die in diesen Bestimmungen vorgeseherten Mittel können bei 
Projekten von gegenseitigem Interesse ergänzt werden durch 

a) andere finanzielle und technische Mittel der Gemeinschaft, 

b) Maßnahmen zur Bereitstellung von staatlichem ur>d privatem 
Kapital, einschließlich Kofirtanzienjngsmaßnahmen. 

Artikel 104 

Die Bank kann im Einklang mit ihrer Satzung je nach Fall ihre 
eigenen Mittel über den im Finanzprotokoll festgelegten Betrag 
hinaus für Investitionsprojekte im Bergbau binden, die von dem 
betreffenden AKP-Staat und der Gemeinschaft als im beiderseiti¬ 
gen Interesse liegend anerkannt worden sind. 

Titel VII 

Entwicklung des Energiepotentials 

Artikel 105 

Wegen der ernsten Lage im Energiesektor der meisten AKP- 
Staaten, die zum Teil auf die Krise zurückzuführen ist, die in vielen 


Ländern durch die Abhängigkeit von eingeführten Mineralöl¬ 
erzeugnissen und den zunehmenden Mangel an Brennholz aus¬ 
gelöst worden ist, sowie in Anbetracht der klimatischen Folgen der 
Verwendung fossiler Brennstoffe kommen die AKP-Staaten und 
die Gemeinschaft überein, auf diesem Gebiet zusammenzuarbei¬ 
ten, um Lösungen für ihre Energieprobleme zu erarbeiten. 

Besondere Bedeutung wird im Flahmen dieser Zusammen¬ 
arbeit der Aufstellung von Energieprogrammen, den Maßnahmen 
zur Erhaltung urxl ratiorwilen Nutzung der Energie sowie der 
Erkundung des Energiepotentials und der Förderung neuer und 
regenerierbarer Energiequellen unter artgemessenen techni¬ 
schen und wirtschaftlichen Bedirtgungen beigentessen. 

Artikel 106 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten erkennen an, daß die 
Zusammenarbeit im Energiesektor für beide Seiten Vorteile 
bringt Diese Zusammenarbeit soll die Entwicklung des herkömm¬ 
lichen Energiepotentials und rteuer Energiequellen sowie die 
Selbstversorgung der AKP-Staaten unterstützen. 

Die Entwicklung des Energiepotentials ist insbesondere darauf 
ausgerichtet 

a) die wirtschaftliche und soziale Entwicklung durch eine bessere 
Verwertung und Entwicklung der nationalen oder regionalen 
Energieressourcen unter angemessenen technischen, wirt¬ 
schaftlichen und Umweltbedingungen zu fördern; 

b) den Wirkungsgrad bei der Erzeugung und Nutzung von Ener¬ 
gie zu verbessern und gegebenenfalls zur Selbstversorgung 
im Energiebereich zu gelangen; 

c) die zunehmende Nutzung neuer und regenerierbarer Ersatz¬ 
energiequellen zu fördern; 

d) die Lebensbedingungen in den Ballungsgebieten und städti¬ 
schen Ftandgebieten sowie im ländlichen Raum zu verbessern 
und für die Energieprobleme dieser Gebiete dem örtlichen 
Bedarf und den örtlichen Ressourcen entsprechende Lösun¬ 
gen zu entwickeln; 

e) die natürliche Umwelt durch Maßnahmen zur Erhaltung der 
Ressourcen in Form von Biomasse, insbesorKlere Brennholz, 
durch die Förderung von Ersatzlösungen, durch verbesserte 
Techniken und Verfahren des Energieverbrauchs sowie durch 
eine rationelle und lauigfristige Nutzung von Energie und Ener¬ 
giequellen zu schützen. 

Artikel 107 

Damit die obengenauinten Ziele erreicht werden, kainn sich die 
Zusammenarbeit im Energiesektor auf Wunsch des oder der 
betreffenden AKP-Staiafen insbesondere auf folgende Bereiche 
konzentrieren: 

a) Zusammenstellung, Analyse und Verbreitung von brauch¬ 
baren Informationen; 

b) Verstärkung der Verwaltung und Kontrolle der Energie- 
ressourcen der AKP-Staaten durch diese Staaten gemäß 
ihren Entwicklungszielen zwecks Ermittlung von Energieatnge- 
bot und -nachfrage sowie zur Entwicklung einer Strategie auf 
dem Energiesektor, unter anderem durch Unterstützung bei 
der Aufstellung von Energieprogrammen und technische Hilfe 
zugunsten der Stellen, die für die Planung und Durchführung 
der jeweiligen Energiefxilitjk verantwortlich sind; 

c) Untersuchung der Auswirkungen der Entwicklungsprogramme 
und -Projekte auf dem Energiesektor unter Berücksichtigung 
der Möglichkeiten für Energieeinsparungen und für die Erset¬ 
zung der primären Energiequellen. In dieser Hinsicht ist eine 
Verstärkung der Rolle der neuen und regenerierbaren Ener¬ 
giequellen, insbesondere kl ländlichen Gebieten, durch Pro¬ 
gramme oder Projekte anzustreben, die auf die örtlichen 
Bedürfnisse und Ressourcen zugeschnitten sind; 

d) Durchführung geeigneter Aktionsprogramme mit kleinen und 
mittleren Projekten zur Energieentwicklung, insbesondere im 



Nr. 1 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 12. Januar 1991 


25 


Hinblick auf Einsparungen und die Ersetzung von Brennholz. 
In dieser Hinsicht ist mit den betreffenden Maßnahmen anzu¬ 
streben, daß die sich aus dem übermäßigen Brennholzver¬ 
brauch ergebenden Probleme so rasch wie möglich dadurch 
gelöst werden, daß der Energiewirkungsgrad in den privaten 
Haushalten sowohl der ländlichen als auch der städtischen 
Gebiete verbessert, die Verwendung von Ersatzlösungen in 
den privaten Haushalte vor allem der Ballungsgebiete geför¬ 
dert und die Anpflanzung geeigrteter Arten für die Gewinnurtg 
von Brennholz entwickelt wird; 

e) Entwicklung des Investitionspotentials für die Erforschung und 
Erschließurtg nationaler und regionaler Energiequellen sowie 
für die Entwicklung von GroSanlagen zur Erzeugurtg von 
Energie für Irxfustrien mit starkem Energieverbrauch; 

f) Förderung der Forschung, Anpassung und Verbreitung <ter 
entsprechenden Techrtologien sowie der notwerxfigen Ausbil¬ 
dung zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs im Energiesektor; 

g) Verstärkung der Leistungsfähigkeit der AKP-Staaten auf dem 
Gebiet von Forschung und Entwicklung, insbesortdere bei 
neuen und regerterierbaren Energiequellen; 

h) Reaktivierung der für die Eaeugurtg, den Trartsport und die 
Verteflung von Ertergie riotwerxfigen Infrastruktur unter besort- 
derer Berücksichtigurtg der Elektrifizierung der fändtchen 

Gebiete; 

i) Förderung der Zusammenarbeit zwischen AKP-Staaten im 
Energiebereich, insbesondere hinsichtlich der Ausweiturtg der 
Stromversorgungsnetze zwischen AKP-Staaten, sowie der 
Maßnahmen der Zusammenarbeit zwischen diesen Staaten 
und arxieren benachbarten Staaten, die eine Gemeinschafts¬ 
hilfe erhalten. 

Artikel 108 

Im Hinblick auf die vorstehend genannten Zielsetzungen ist die 
Gemeinschaft bereit, technische und finanzielle Unterstützurtg zu 
gewähren, um nach den Modalitäten der einzelnen Instrumente, 
über die sie verfügt, und im Einklang mit den Bestimmungen 
dieses Abkommens, zur Erschließung des Energiepotentials der 
AKP-Staaten beizutragen. 

Bei den Forschungsarbeiten und Investitionen zur Vorbereitung 
der DurchfOhnjng von Energieprojekten kann die Gemeinschaft 
eine Hilfe in Form von Risikokapital gewähren, gegebenenfalls in 
Verbindung mit Kapitalbeteiligungen der betreffenden AKP-Staa¬ 
ten und anderen Finanzierungsquellen gemäß Artikel 234. 

Oie in diesen Bestimmungen vorgesehenen Mittel könrten bei 
Projekten von gegenseitigem Interesse ergänzt werden durch 

a) andere finanzielle und technische Mittel der Gemeinschaft, 

b) Maßnahmen zur Bereitstellung von staatlichem und privatem 
Kapital, einsciiließlich Kofinartzierungsmaßrtahmen. 

Artikel 109 

Die Bank kann im Einklang mit ihrer Satzung je nach Fall ihre 
eigenen Mittel über den im Finanzprotokoll festgelegten Betrag 
hinaus für Investitionsvorhaben im Energiesektor binden, die von 
dem betreffenden AKP-Staaf und der Gemeinschaft als im beider¬ 
seitigen Interesse liegend anerkannt worden sind. 

Titel VIII 

Entwicklung der Unternehmen 

Artikel 110 

(1) Die Gemeinschaft urtd die AKP-Staaten heben hervor, daß 

i) die Unternehmen eines der Hauptinstrumente dafür dar¬ 
stellen, daß die Ziele einer Stärkung des wirschaftlichen 
Gefüges, der Förderung der intersektoralen Integration, der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, der Verbesserung-der Ein¬ 


kommen und der Anhebung des Qualifikationsniveaus 
erreicht werden können; 

ii) die gegenwärtigen Bemühungen der AKP-Staaten um 
Umstrukturierung ihrer Volkswirtschaften mit Bemühungen 
um eine Stärkung und Ausweitung ihrer ProduktionsgrurKf- 
lagen einhergehen müssen. Dem Untemehmenssektor muß 
bei den von den AKP-Staaten zur Anwendung gebrachten 
Strategien zur Wiederbelebung des Wirtschaftswachstums 
eine Hauptrolle zukommen; 

iii) zur Stimulierung des Untemehmenssektors der AKP-Staaten 
sowie zur Ermutigung zu Investitionen aus Europa ein stabi¬ 
les urxf günstiges Umfeld sowie ein effizienter nationaler 
Finanzsektor geschaffen werden müssen; 

iv) der Privatsektor - und vor allem die kleinen und mittleren 
Unternehmen, die den Bedingungen der AKP-Volkswirt- 
schaften am besten angepaßt sind - dynankscher werden 
und eine wichtigere Rolle spielen muß. Kleinsfuntemehmen 
und Handwerk müßten ebenfalls gefördert ur>d unterstützt 
werden; 

v) die ausländischen Privatanleger, die sich nach den Zielen 
urvf Prioritäten der AKP-EWQ-Entwiddungszusammenarbeit 
richten, ermutigt werden müssen, sich an den Entwiddungs- 
bemühurtgen der AKP-Staaten zu beteiflgen. Für diese An¬ 
leger muß eine gerechte und ausgewogene Behandlung so¬ 
wie ein günstiges, sicheres und vorhersehbares Investitions¬ 
klima gewährleistet sein; 

vi) die Stimulierung des Untemehmergeistes in den AKP-Staa¬ 
ten für die Entfaltung ihrer enormen Entwicklungsmöglich¬ 
keiten unabdingbar ist. 

(2) Es müssen Anstrengungen unternommen werden, damit ein 
größerer Teil der Finanzierungsmitfel des Abkommen für die 
Förderung des Unternehmertums und der Investitionen sowie für 
unmittelbar produktive Tätigkeiten zum Einsatz kommt. 


Artikel 1f1 

Im Hinblick auf die obengenannten Zielsetzungen erkennen die 
Vertragsparteien an, daß die gesamte Palette der im Abkommen 
vorgesehenen Instrumente einschließlich der technischen Unter¬ 
stützung in folgenden Aktionsbereichen zur Anwendung gebracht 
werden muß, damit die Entwicklung des privaten Sektors unter¬ 
stützt wird; 

a) Unterstützung bei der Verbesserung des rechtlichen und steu¬ 
erlichen Rahmens für die Unternehmen sowie Ausweitung der 
Rolle der berutsständischen Organisationen und der Handels¬ 
kammern bei der Entwicklung der Unternehmen; 

b) unmittelbare Hilfe bei der Grürrdung und dem Ausbau von 
Unternehmen (Spezialleistungen für die Anlaufphase von 
Unternehmen, Hilfe bei der Umschulung ehemaftger öffent¬ 
licher Bedierrsteter, Hilfe beim Technologietrartsfer und bei 
techrxkogischen Entwicklungen, Managenrentdienste cmd 
Marktstudien); 

c) Entwicklung von Dienstleistungen zur Unterstützung des 
unternehmerischen Sektors in Form von Beratungen für die 
Unternehmen im rechtlichen und technischen Bereich sowie in 
Fragen der Betriebsführung; 

d) spezifische Programme für die Ausbildung von Untemeh- 
mensleitem und für die Entwicklurtg ihrer Fähigkeiten, insbe¬ 
sondere im Bereich der kleinen Unternehmen und der Unter¬ 
nehmen des mformellen Sektors. 

Artikel 112 

Zur Unterstützung der Entwicklung des Sparwesens und der 
einzelstaatlichen Finanzsektoren ist folgenden Bereichen beson¬ 
dere Aufmerksamkeit zu widmen; 

a) Hilfe für die Mobilisierung der einzelstaatlichen Sparsysteme 
und die Entwicklung der Finanzvermittlung; 
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b) technische Unterstützung für die Umstrukturierung und 
Reform der Finanzinstitute. 

Artikel 113 

Oie Gemeinschaft trägt vorbehaltlich der in dem Trtei über die 
Zusammenarbeit bei der Entwicktungsfirtanzierung festgelegten 
Bedingungen durch technische urrd finanzielle Unterstützung zur 
Entwicklung der Unternehmen in den AKP-Staaten bei. 

Titel IX 

Entwicklung der Dienstleistungen 
Kapitel 1 

Ziele und Grundsätze der Zusammenarbeit 

Artikel 114 

(1) Die Gememschaft und die AKP-Staaten erkennen an, daß 
dem Dienstteistungssaklor bei der Gestalturtg der Entvnckhjngs- 
poiitflren ein hoher SteOenwert zukommt und daß die Zusammerv 
arbeit in diesem Bereich verstärkt werden muß. 

(2) Die Gemeinschaft unterstützt die Bemühungen der AKP- 
Staaten, ihre internen Dienstleistungskapazitäten zu verstärken, 
um das Funktionieren ihrer Volkswirtschaften zu verbessern, ihre 
Zahlurrgsbilanzzwänge abzumildem und den Prozeß der regiona¬ 
len Integrierurrg zu stimulieren. 

(3) Mit diesen Aktionen soll bewirkt werden, daß die AKP- 
Staaten sowohl auf nationaler als auch auf regionaler Ebene den 
größtmöglichen Nutzen aus den Bestimmungen dieses Abkom¬ 
mens ziehen und außerdem in die Lage versetzt werden, 

- an den Märkten der Gemeinschaft, den Binnenmärkten, den 
regionalen und den internationalen Märkten durch Diversifizie- 
nang des Angebots und Steigerung des Wertes und Umfangs 
des AKP-Handels mit Gütern und Dienstleistungen unter mög¬ 
lichst günstigen Bedingungen teilzunehmen; 

- ihre kollektiven Kapazitäten durch eine erhöhte wirtschaftliche 
Integration urKf durch Konsolidierung der funktionellen oder 
thematischen Zusammenarbeit zu verstärken; 

- die Entwicklung der Unternehmen insbesorrdere durch Förde¬ 
rung der AKP-EWG-lnvestitionon im OiensUeistungsbereich 
anzuregen, dssnit Arbeitsplätze geschaffen werden, Einkom¬ 
men entstehen und verteilt worden urrd der Transfer von Tech¬ 
nologien sowie ihre Arrpassung an die spezifischen Bedürf¬ 
nisse der AKP-Staaten erleichtert wird; 

- aus dem nationaien oder regionalen Tourismus möglichst 
großen Nutzen zu ziehen urvi Rve Beteiligung am weltweiten 
Tourismus zu verbessern; 

- Verkehrs- und Kommunikationsnetze sowie die für ihre .Ent¬ 
wicklung erforderlichen Informatik- und Tolematiksysteme zu 
schaffen; 

- in Anbetracht der ausschlaggebenden Rolle, die den Human¬ 
ressourcen bei der Entwicklung des Dienstleisturrgssektors 
zukommL die Anstrengungen auf dem Gebiet der Bonjfsausbil- 
dung und des Know-how-Transfers zu verstärken. 

(4) Im Hinblick auf cfiese Ziele führen die Vertragsparteien 
außer den spezifischen Bestimmungen über die Zusammenarbeit 
im Dienstleistungswesen auch die Bestimmungen Ober die Han¬ 
delsregelung, die Absatzförderung, die industrielle Entwicklung, 
die Investitionen, das Bildungs- und das Ausbildungswesen 
durch. 

Artikel 115 

(1) In Anbetracht des Umfangs des Dienstleistungsangebots 
und des unterschiedlichen Beitrags der einzelnen Dienstleistun¬ 
gen zum Entwicklungsprozeß und in dem Bestreben, die Gemein¬ 


schaftshilfe zur Entwicklung der AKP-Staaten möglichst wirkungs¬ 
voll einzusetzen, kommen die beiden Parteien überein, den für 
das Funktionieren ihrer Volkswirtschaften erforderlichen Dienst¬ 
leistungen in folgenden Bereichen besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen; 

- Dienstleistungen zur Unterstützung der wirtschaftlichen Ent¬ 
wicklung; 

- Tourismus; 

- Verkehr. Kommunikation und Informatik. 

(2) Zwecks Verwirklichung der Zusammenarbeit im Dienstlei¬ 
stungssektor trägt die Gemeinschaft zur Durchführung von Pro¬ 
grammen, Vcxhaben und Aktionen bei, die ihr auf Initiative cxfer 
mit Zustimmurtg der AKP-Staaten unterbreitet werden. Sie ver¬ 
wendet hierfür die in diesem Abkommen vorgesehenen Mittel, 
insbesondere die Mittel für die Zusammenarbeit bei der Entwick¬ 
lungsfinanzierung, einschließlich der von der Bank verwalteten 
Mittel. 

Artikel 116 

In den Bereichen betreffend die Entwicklurrg der Dienstleistun¬ 
gen gilt ein besorxferes Augenmerk den sich aus der geographi¬ 
schen Lage ergebertden spezifischen Bedürfnissen der AKP- 
Binrwn- und Inseistaaten sowie der wirtschaftlichen Lage der am 

wenigsten entwickelten AKP-Staaten. 

Kapitel 2 
Dienstleistungen 

zur Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung 

Artikel 117 

Im Hinblick auf die Ziele der Zusammenarbeit in diesem Sektor 
stellt die Zusammenarbeit auf die kaufmännischen Dienstleistun¬ 
gen ab, ohne dabei jedoch bestimmte halb-öffentliche, für die 
Verbesserung des wirtschaftlichen Umfelds erforderliche Dienst¬ 
leistungen, wie z. B. die Informatisierung der Zollverfahren, zu 
vernachlässigen; den Vorrang erhalten folgende Dienstleistun¬ 
gen: 

- Dienstleistungen zur Unterstützung des Außenhandels; 

- Dienstleistungen zur Unterstützung der Unternehmen; 

- Dienstleistungen zur Unterstützung der regionalen Integration. 

Artikel 118 

Um zur Wiederherstellung der außenwirtschaftlichen Wettbe¬ 
werbsfähigkeit der AKP-Staaten beizutragen, wird bei der Zusam- 
mertarbeit im DiensUeisturtgssektor den Dienstleistungen zur 
Unterstützung des Außenharxfels Vorrang eingeräumt, und zwar 
für fotgertde Bereiche; 

i) Schaffung einer geeigneten kommerziellen Infrastruktur 
durch Aktionen, mit denen insbesondere folgende Ziele ver¬ 
folgt werden: Verbesserung der Außenhandelsstatistiken, 
Automatisierung der Zollverfahren, Verwaltung der Häfen 
und Flughäfen sowie Herstellung engerer Beziehungen zwi¬ 
schen den verschiedenen am Handelsverkehr Beteiligten wie 
Exporteuren, Handeisfinanzierungsinstitutionen, Zollbehör¬ 
den und Zentralbanken; 

ii) Ausbau der spezifisch auf den Handel ausgerichteten Dienst¬ 
leistungen wie der - auch auf den Dienstleistungssektor 
anzuwenderxlen - Maßnahmen zur Handelsförderung; 

iii) Entwicklung der übrigen Dienstleistungen im Zusammen¬ 
hang mit dem Außenhandel, wie Rnanzierungs-, Zahlungs¬ 
und Cleeiringmechanismen oder der Zugang zu Informations¬ 
netzen. 

Artikel 119 

Zur Förderung der Stärkung der Wirtschaftsstruktur der AKP- 
Staaten wird unter Berücksichtigung der Bestimmungen über die 
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Entwicklung der Unternehmen folgenden Bereichen besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet: 

i) Unternehmensberatung mit dem Ziel, die Untemehmens- 
führung zu verbessern, wobei insbesondere der Zugang zu 
Management-, Rechnungsführungs- und Informatikdiensten 
sowie zu Rechts-, Steuer- und Rnanzberatungsdiensten 
erleichtert werden soll; 

ii) Schaffung geeigneter flexibler und bedarfsgerechter Firtan- 
zierungsmechanismen, um das Wachstum oder die Schaf¬ 
fung von Dienstleistungsuntemehmen zu stimulieren; 

iii) Stärkung der Kapazitäten der AKP-Staaten im Bereich der 
Fmarudienste sowie technische Hilfe bei der Entwicklurtg 
von Versicherungs- urxf Kreditinstituten in Verbirxlurtg mit 
der Fördenjng und Entwiddung ihres Handels. 

Artikel 120 

Als Beitrag zur Stärkung der wirtschaftlichen Integration, die zur 
Schaffung lebertsfähiger Wirtschaftsräume führen könnte, wird 
unter Berücksichtigung der Bestimmurtgen über die regionale 
Zusammenarbeit folgenden Bereichen besondere Aufmerksam¬ 
keit gewidmet: 

i) Dienste zur Unterstützung des Warenverkehrs zwischen 
AKP-Staaten durch kommerzielle MaBrtahmen wie Markt¬ 
studien; 

ii) zur Ausweitung des Dienstleistungsverkehrs zwischen AKP- 
Staaten erforderliche Dienste, mit denen die Komplementari¬ 
tät zwischen den Staaten verstärkt werden soll, wobei ktsbe- 
sondere die herkömmlichen MaBnahmen zur Absatzförde¬ 
rung auf den Dienstleisturtgssektor ausgeweitet urKf, soweit 
erforderlich, entsprechervl artgepaßt werden; 

iii) Schaffung regionaler Oienstleistungsschwerpunkte zur 
Unterstützung spezifischer Wirtschaftssektoren oder 
gemeinsam durchgeführter sektoraler Politiken, insbeson¬ 
dere über die Entwicklung moderner Kommunikations- und 
Informationsnetze und Datenbanken. 

Kapitel 3 
Tourismus 

Artikel 121 

In Anerkennung der realen Bedeutung des Tourismus für die 
AKP-Staaten werden von den Vertragsparteien Maßnahmen und 
Aktionen zur Entwicklung urxl Unterstützung des Tourismus¬ 
sektors durchgeführt. Diese Maßnahmen können in sämtlichen 
Stadien, begirtnend mit der Ermittlung des touristischen Produkts 
bis hin zu seiner Vermarktung und der Werbung dafür, erfolgen. 

Ziel ist die Unterstützung der Anstrengungen der AKP-Staaten, 
die darauf- gerichtet sind, aus dem nationalen, regionalen und 
internationalen Trxjrismus in Ark>etracht seiner Auswirkungen auf 
die wirtschaftliche Entwicklung möglichst großen Nutzen ziehen, 
sowie eine entsprechervle Stimulierung der privaten Fmartz- 
ströme aus den Staaten der Gemeinschaft sowie aus anderen 
Quellen zur Entwicklung des Tourismus in den AKP-Staaten. 
Besonderes Augenmerk wird riabei darauf gerichtet, daß der 
Tourismus in das soziale, kulturelle und wirtschaftliche Leben der 
Bevölkerung zu integrieren ist 

Artikel 122 

Inhalt der spezifischen Aktionen zur Entwicklung des Tourismus 
ist die Festlegung, Anpassung urxl Ausarbeitung geeigneter Poli¬ 
tiken auf nationaler, subregiortaler, regionaler urxl internationaler 
Ebene. Mit den Programmen urxl Projekten zur Entwicklung des 
Tourismus werden auf der Grurxllage dieser Politiken folgende 
vier Hauptziele angestrebt: 

a) Valorisierung der Humanressourcen und Ausbau der entspre¬ 
chenden Einrichtungen, unter anderem durch 


- Weiterbildung der Führungskräfte in spezifischen Fach¬ 
bereichen sowie Fortbildung im öffentlichen und privaten 
Sektor auf entsprechendem Niveau, um eine befriedi- 
gerxle Planung und Entwicklung zu gewährleisten; 

- Schaffung und Ausbau von Zentren zur Förderung des 
Tourismus; 

- Bildung urxl Ausbildung für spezifische Bevölkerungsgrup¬ 
pen sowie Im Tourismussektor tätige öffentliche urxl 
private Organisationen, einschßeßlich des Personals in 
den Tourismus-Nebentätigkeiten; 

- Zusanrxnenarbeit und Austausch im AKP-intemen Rah¬ 
men in den Bereichen Ausbiklurtg, technische Hilfe und 
Ausbau der Institutionen; 

b) Produktentwicklurtg, wozu unter anderem folgerxles gehört; 

- Ermittlung des touristischen Produkts, Entwicklung nicht 
herkömmlicher bzw. neuer touristischer Produkte urxl 
Anpassung schon vorhandener Produkte einschließlich 
der Erhaltung urxl Entwicklung des Kulturerbes, der 
Umweltaspekte, Management Schutz urxl Erhaltung von 
Fautui und Flora, Bewahrung historischer, sozialer urxl 
sot^säger natürlicher Werte sowie Entwicklung von Hilfs¬ 
diensten; 

- Ermutigurrg zu Privatinvestitionen und insbesorxlere zu 
gemeinsamen Unternehmen auf dem Tourismussektor der 
AKP-Staaten; 

- Bereitstellurrg technischer Hilfe für das Hotelgewerbe; 

- Herstellung kulturell geprägter handwerklicher Erzeug¬ 
nisse für den Touristikmarkt; 

c) Marktentwicklung unter arxlerem durch 

- Unterstützung bei der Festlegung urxl Verwirklichung von 
Entwicklungszielen urxl -plänen auf nationaler, subregio¬ 
naler, regionaler urxl internationaler Ebene; 

- Unterstützung der Bemühungen der AKP-Staaten um 
Zugang zu den auf dem Tourismussektor besteherxlen 
Diensten wie den zentralen Buchungssystemen oder den 
Kontroll- urxl Sicherheitssystemen für den Luftverkehr; 

- Durchführurtg von Vermarktungs- urxl Absatzförderungs¬ 
maßnahmen sowie Bereitstellung des diesbezüglichen 
Materials im Rahmen integrierter Marktentwicklungspläne 
urxl -Programme im Hinblick auf eine verbesserte Markt- 
durchdringung, wobei die Hauptverursacher der Touris¬ 
musströme in den Iraditioneilen urxl nicht-traditior>ellen 
Ursprungsmärkten die Zielgruppe darstellen, sowie spezi¬ 
fische Maßnahmen wie die Beteiligung an speziellen Han¬ 
delsveranstaltungen, z. B. Messen, Herstellung von quali¬ 
tativ hochwertigen Dokumentationsunterlagen urxl Gütern 
sowie von Material, das (fie Vermarktung betrifft; 

d) Forschung urxl l.nformationen unter arxlerem 

- zur Verbesserung der Informationssysteme kn touristi¬ 
schen Bereich sowie zur Einholung, Analyse, Verbreitung 
urxl Nutzung der statistischen Daten; 

- zur Evaluierung der sozio-ökorxxnischen Auswirkungen 
des Tourismus auf die AKP-Volkswirtschaften, wobei der 
Nachdruck auf die Komplementaritäten zu arxleren Berei¬ 
chen wie z. B. Nahrungsmittelirxlustrie, Bauwesen, Tech- 
rxjiogie urxl Verwaltung in den AKP-Staaten urxl -Regio¬ 
nen zu legen ist. 


Kapitel 4 

Verkehr, Kommunikationswesen und Informatik 
Artikel 123 

(1) Die Zusammenarbeit im Verkehrswesen zielt auf die Ent¬ 
wicklung des Straßen- und Eisenbahnverkehrs, der Hafeneinrich- 
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tungen und des Seeverkehrs, des Verkehrs auf Binnenwasser¬ 
straßen und des Luftverkehrs ab. 

(2) Die Zusammenarbeit im Kommunikationswesen zielt auf die 
Entwicklung des Post- und Femmeldewesens, einschließlich des 
Funkverkehrs und der Informatik ab. 

(3) Durch die Zusammenarbeit in diesen Bereichen sollen ins¬ 
besondere die folgenden 23ele verwirkflcht werden: 

a) Schaffung günstiger Voraussetzungen für den Waren-, 
Dienstleistungs- und Personenverkehr auf nationaler, regiona¬ 
ler und internationaler Eberte; 

b) Einrichtung. Wiederherstellung, Wartung uixf rationelle Nut¬ 
zung von Systemen, die auf KosterVNutzen-Kriterien beruhen, 
den Erfordernissen der sozio-ükorxxnischen Entwicklung ent¬ 
sprechen und den Bedürfnissen der Benutzer sowie der 
gesamtwirtschaftlichen Lage der betroffenen Staaten gerecht 
werden; 

c) größere Komplementarität der Verkehrs- und Kommunika¬ 
tionssysteme auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene; 

d) Harmonisierung der in den einzelnen AKP-Staaten bestehen¬ 
den Systeme unter gleichzeitiger Förderung der Anpassung 
an den technischen Fortschritt; 

e) Abbau der Hindernisse im Verkehrs- urKi Kommunikations¬ 
wesen, insbesondere auf der Ebene der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften sowie der Verwaltungsverfahren zwischen 
den betreffenden Staaten. 

Artikel 124 

(1) Bei der Durchführung aller entsprechenden Projekte und 
Aktionsprogramme ist die Gewährleistung eines angemessenen 
Technologie- und Kr>ow-how-Transfers anzustreben. 

(2) Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der Ausbildung von 
Staatsangehörigen der AKP-Staaten auf dem Gebiet der Planung, 
der Verwaltung, der Wartung und des Betriebs von Verkehrs- und 
Kommunikationssystemen. 

Artikel 125 

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung an, die dem 
Luftverkehr für den Ausbau der wirtschaftlichen, kulturellen und 
sozialen Beziehungen zwischen den AKP-Staaten selbst auf der 
einen und den AKP-Staaten und der Gemeinschaft auf der aride¬ 
ren Seite sowie für die Beseitigung der Starxkxtnachteile der 
isolierten rxJer schwer zugänglichen Regionen urxl für die Ent¬ 
wicklung des Tourismus zukommt. 

(2) Mit der Zusammenarbeit in diesem Sektor werden folgende 
Ziele angestrebt; Förderung der harmonischen Entwicklung der 
nationalen oder regionalen Luftverkehrssysteme der AKP-Staaten 
und die Anpassung der AKP-LuftfkXte an den technischen Fort¬ 
schritt; Verwirklichung des Luftverkehrsplanes der ICAO; Verbes¬ 
serung der Aufnahmeinfrastrukturen und die Anwendung interna¬ 
tionaler Betriebsnormen; Entwicklung bzw. Ausbau der Zentren 
für die Flugzeugwartung; Ausbildung; Entwicklung moderner 
Systeme für die Flughafensicherheit. 


Artikel 126 

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Bedeutung der Verkehrs¬ 
dienste der Seeschiffahrt als eine Triebkraft für die wirtschaftliche 
Entwicklung und die Förderung des Handels zwischen den AKP- 
Staaten und der Gemeinschaft an. 

(2) Die Zusammenarbeit in diesem Sektor hat zum Ziel, die 
harmonische Entwicklung wirksamer und zuverlässiger Verkehrs¬ 
leistungen der Seeschiffahrt unter wirtschaftlich befriedigenden 
Bedingungen dadurch zu gewährleisten, daß allen Parteien die 
aktive Teilnahme unter Wahrung des Grundsatzes eines uneinge¬ 
schränkten Zugangs zum Verkehrssektor auf kommerzieller Basis 
erleichtert wird. 


Artikel 127 

(1) Die Vertragsparteien betonen die Bedeutung des Überein¬ 
kommens der Vereinten Nationen über einen Verhattenskodex für 
Linienkonferenzen und der diesbezüglichen Ratifikationsurkun¬ 
den, die die Wettbewerbsbedingungen im Bereich des Seever¬ 
kehrs wahren und unter anderem den Reedereien der Entwick¬ 
lungsländer größere Möglichkeiten zur Teilnahme am Konferenz¬ 
system einräumen. 

(2) Die Vertragsparteien kommen dether überein, bei der Ratifi¬ 
kation des Verhaltenskodex rasch die zu seiner Durchführung auf 
nationaler Ebene erforderlichen Maßnahmen im Einklang mit dem 
Anwendungsbereich urxJ den Bestimmungen des Verhaltens¬ 
kodex zu treffen. Die Gemeinschaft wird die AKP-Staaten bei der 
Anwerxlung des Verhaltenskodex unterstützen. 

(3) Entsprechend der Entschließung Nr. 2 über die nicht einer 
Konferenz angehörigen Reedereien im Anhang des Verhaltens¬ 
kodex hindern die Vertragsparteien die nicht einer Konferenz 
angehörenden Reedereien nicht daran, zu einer Konferenz in 
Wettbewerb zu treten, solange sie die Grundsätze eines lauteren 
Wettbewerbs auf kommerzieller Basis wahren. 

Artikel 128 

Im Rahmen der Zusammenarbeit wird der Förderung der effi¬ 
zienten Beförderung der Ladungen zu wirtschaftlich und kommer¬ 
ziell signifikativen Frachtsätzen und den Bemühungen der AKP- 
Staaten um eine größere Beteiligung an derartigen internationalen 
Seetransporten Beachtung gewidmet. In diesem Zusammenhang 
erkennt die Gemeinschaft die Bestrebungen der AKP-Staaten an, 
einen größeren Anteil am Seetransport von Massengütern zu 
erreichen. Die Vertragsparteien stimmen darin überein, daß der 
Zugang zum Wettbewerb auf dem Verkehrssektor nicht beein¬ 
trächtigt wird. 

Artikel 129 

Im Rahmen der finanziellen und technischen Hilfe für den 
Seeverkehr wird folgenden Bereichen besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet: 

- der effektiven Entwicklung effizienter und zuverlässiger See¬ 
verkehrsdienste in den AKP-Staaten, insbesondere der Anpas¬ 
sung der Hafeninfrastruktur an die Erfordernisse des Verkehrs 
sowie der Instandhaltung der Hafenausrüstungen; 

- der Instandhaltung bzw. dem Erwerb von Umschlagseinrich¬ 
tungen und schwimmendem Material und deren Anpassung an 
den technischen Fortschritt; 

- der Entwicklung interregionaler Seeverkehrsverbindungen mit 
dem Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten und 
das Management der Schiffahrtsindustrie der AKP-Staaten zu 
fördern; 

- dem Technologietran^er, einschließlich des kombinierten Ver¬ 
kehrs und des Containerverkehrs zur Fördenjng gemeinsamer 
Unternehmen; 

- der Einführung einer geeigneten Rechts- und Verwaltungs¬ 
struktur und der Verbesserung der Hafenverwaltung, und zwar 
insbesondere durch die benjfliche Ausbildung; 

- der Entwicklung des Seeverkehrs zwischen Inseln und der 
Infrastruktur der Verkehrsverbindungen sowie der verstärkten 
Zusammenarbeit mit den Marktteilnehmern. 

Artikel 130 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Sicherheit auf See, 
die Sicherheit der Besatzungen und die Maßnahmen zur Ver¬ 
hütung der Verschmutzung zu fördern. 

Artikel 131 

Zur wirksamen Durchführung der Artikel 126 bis 130 können auf 
Antrag einer der Vertragsparteien und gegebenenfalls nach Maß¬ 
gabe der Verfahrensvorschriften des Artikels 11 Konsultationen 
stattfinden 
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Artikel 132 

(1) Bei der Zusammenarbeit im Kommunikationswesen gilt ein 
besonderes Augenmerk der technologischen Entwicklung durch 
Unterstützung der AKP-Staaten bei ihren Bemühungen um die 
Einrichtung und Entwicklung leistungsfähiger Systeme. Hierzu 
gehören auch - sofern dies operationeil gerechtfertigt ist - Unter¬ 
suchungen und Programme im Bereich der NachrichtenObertra- 
gung durch Satelliten, und zwar insbesondere auf regionaler und 
subregionaler Ebene. Die Zusammenarbeit betrifft auch die Ein¬ 
richtungen zur Erdbeobachtung durch Satelliten im Bereich der 
Meteorologie und der Fernerkundung, insbesondere bei der 
Bekämpfur>g der Wüstenbildung und jeglicher Art von Umweltver¬ 
schmutzung sowie bei der Bewirtschaftung der natürlichen Res¬ 
sourcen, insbesoixfere in den Bereichen Landwirtschaft und 
Bergbau, urtd zu Zwecken der Raumordnung. 

(2) Im Hinblick auf die Stimulierung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung in ländlichen Gebieten ist der Telekommuni¬ 
kation in diesen Gebieten besondere Bedeutung beizumessen. 

Artikel 133 

Oie Zusammenarbeit im Informatikbereich bezweckt eine 
Erweiterung der Kapazitäten der AKP-Staaten in den Bereichen 
Informatik uitd Telematik, wobei den Staaten, die diesem Sektor 
großen Vorrang einräumen, Unterstützung bei ihren Anstrengun¬ 
gen zum Erwerb und zur Einrichtung von Informatiksystemen 
geboten wird; ferner bezweckt sie die Entwicklung leistungsfähi¬ 
ger Telematiknetze, auch auf dem Gebiet internationaler Finan¬ 
zinformationen, und auf lär^gere Sicht die Produktion von Hard¬ 
warebauteilen und von Software in den AKP-Staaten sowie 
schließlich deren Beleiligurtg an den intemationaien Tätigkeiten in 
den Bereichen Datenverarbeitung und Veröffentlichurtg von 
Büchern und Zeitschriften. 

Artikel 134 

Die Kooperationsaktionen auf dem Gebiet des Verkehrs- und 
Kommunikationswesens werden nach den im Dritten Teil in Titel 
III festgelegten Bestimmungen und Verfahren durchgeführt. 

Titel X 

Entwicklung des Handels 

Artikel 135 

Um die in Artikel 167 festgelegten Ziele zu erreichen, führen die 
Vertragsparteien von der Phase der Konzeption bis zur Schluß¬ 
phase der Wäret iverteilung Aktionen zur Entwicklung des Han¬ 
dels durch. 

Durch diese Aktionen soll erreicht werden, daß die AKP-Staa¬ 
ten aus den Bestimmungen dieses Abkommens betreffend die 
kommerzielle, landwirtschaftliche und industrielle Zusammen¬ 
arbeit möglichst großen Nutzen ziehen und an den Märkten der 
Gemeinschaft, den Binnenmärkten, den subregionalen, den 
regionalen und den intemalionalen Märkten durch Diversifizierung 
des Angebots und Steigerung des Wertes und Umfangs des AKP- 
Handels mit Gütern und Dienstleistungen unter möglichst günsti¬ 
gen Bedingungen teilnehmen können. 

Artikel 136 

(1) Im Rahmen der Bemühungen zur Förderung der Entwick¬ 
lung des Handels und der Dienstleistungen wird zusätzlich zum 
Ausbau des Handels zwischen den AKP-Staaten und der 
Gemeinschaft besondere Aufmerksamkeit den Aktionen gewid¬ 
met, die darauf ausgerichtet sind, die Eigenständigkeit der AKP- 
Staaten zu vergrößern, den Handel zwischen ihnen und auch den 
internationalen Handel zu entwickeln und die regionale Zusam¬ 
menarbeit im Bereich des Handels und der Dienstleistungen 
auszubauen. 


(2) Die auf Wunsch der AKP-Staaten unternommenen Aktionen 
betreffen hauptsächlich folgende Bereiche; 

- Einführung kohärenter Handelsstrategien; 

- Valorisierung der Humanressourcen und Förderung der beruf¬ 
lichen Fachkenntnisse im Bereich des Handels und der Dienst¬ 
leistungen; 

- Schaffung, Anpassung und Ausbau von für die Entwicklung des 
Handels und der Dienstleistungen zuständigen Einrichtungen 
in den AKP-Staaten, wobei die spezifischen Bedürfnisse der 
Einrichtungen der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, 
der AKP-Binnenstaaten und AKP-Insefstaaten besonders zu 
berücksichtigen sind; 

- Unterstützung der Bemühungen der AKP-Staaten um eine 
Verbessenjng der Qualität ihrer Erzeugnisse, um deren Anpas¬ 
sung an die Markterfordernisse sowie um eine Diversifizierung 
ihrer Absatzmärkte; 

- Maßnahmen zur Entwicklung des Handels, insbesondere 
Intensivierung der Kontakte und des Informationsaustausches 
zwischen den Wirtschaftsuntemehmen der AKP-Staaten, der 
Mitgliedstaalen der Gemeinschaft und der Drittländer; 

- Unterstützung der AKP-Staaten bei der Anwendung moderner 
Marketing-Methoden In den Sektoren und bei den Program¬ 
men, die auf die Erzeugung In Bereichen wie dem der länd¬ 
lichen Entwicklung und der Landwirtschaft ausgerichtet sind; 

- Unterstützung der Bemühungen der AKP-Staaten um eine 
Entwicklung und Verbessemng der Infrastruktur der flankieren¬ 
den Dienstleistungen, einschließlich der Beförderungs- und 
Lagereinrichtungen, um die effiziente Verteilung der Güter und 
Dienstleistungen zu gewährleisten und die Ausfuhren der AKP- 
Staaten zu steigern; 

- Unterstützung der AKP-Staaten bei der Entwicklung ihrer inter¬ 
nen Kapazitäten, ihrer Infomnationssysleme und der Einschät¬ 
zung der Rolle und Bedeutung des Handels für die wirtschaft¬ 
liche Entwicklung; 

- Unterstützung der kleinen und mittleren Unternehmen im Hin¬ 
blick auf die Ermittlung und Entwicklung von Erzeugnissen, 
Absatzmärkten und gemeinsamen Handelsunternehmen. 

(3) Zwecks Beschleunigung der Verfahren können die Finanzie¬ 
rungsbeschlüsse gemäß den Bestimmungen des Artikels 290 
über die Durchführungsverlahren mehrjährige Programme be¬ 
treffen. 

(4) Die AKP-Staaten können für die Teilnahme an Messen, 
Ausstellungen und Handelsmissionen nur dann Unterstützung 
erhalten, wenn diese Veranstaltungen Teil .von Globalprogram¬ 
men zur Entwicklung des Handels sind. 

(5) Die Beteiligung der am wenigsten entwickelten AKP-Staa¬ 
ten, der AKP-Binnen- und der AKP-Inselstaaten an den verschie¬ 
denen Handelstätigkeiten wird durch Sonderbestimmungen geför¬ 
dert; insbesorxlere werden bei ihrer Teilnahme an nationalen, 
regionalen oder in Drittländem stattfindenden Messen, Ausstel¬ 
lungen und Handelsmissionen die Kosten für die Beförderung des 
Personals und der Exponate, einschließlich der Kosten für die 
Errichtung und/oder Anmietung von Messeständen übernommen. 
Eine besondere Beihilfe wird den am wenigsten entwickelten 
AKP-Staaten, den AKP-Binnen- und den AKP-Inselstaaten für die 
Erstellung und/oder den Kauf von Weibematerial gewährt. 


Artikel 137 

Im Rahmen der in diesem Abkommen vorgesehenen Instru¬ 
mente und gemäß den Bestimmungen für den Bereich der 
Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung umfaßt die 
Hilfe für die Entwicklung des Handels und der Dienstleistungen 
eine technische Unterstützung für die Einrichtung und den Aus¬ 
bau von Versicherungs- und Kreditinstituten im Zusammenhang 
mit der Entwicklung des Handels. 
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Artikel 138 

Zusätzlich zu den Mitteln, die im Rahmen der in Artikel 281 
vorgesehenen einzelstaatlichen Richtprogramme von jedem 
AKP-Staat für die Finanzierung der Maßnahmen zur Entwicklung 
der in den im Zweiten Teil in Titel IX und X genannten Bereiche 
zugewiesen werden können, kann der Beitrag der Gemeinschaft 
zur Finanzierung dieser Maßnahmen, sofern sie regionaler Art 
sind, im Flahmen der in Artikel 156 genannten Programnw für 
regionale Zusammenarbeit bis zur Höhe des im Rnanzprotokoll 
zu diesem Abkommen genannten Betrags geleistet werden. 

Titel XI 

Zusammenarbeit im kulturellen und sozialen Bereich 

Artikel 139 

Die Zusammenarbeit trägt zur autorKxnen auf den Menschen 
ausgerichteten und in der Kultur der eirrzelnen Völker wurzeIrKlen 
Entwicklung der AKP-Staaten bei. Die menschliche urtd kulturelle 
Dimension muß alle Bereiche durchdringen urtd in allen Entwick¬ 
lungsvorhaben urxl -programnten twen Niederschlag firxlen. Oie 
ZUjsammenarbeit unterstützt die Politiken und Maßrtahmen <£eser 
Staaten zur Nutzbarmachurtg des mertschiichen Poterttials, zur 
Steigerung der eigenen schöpferischen Fähigkeiten und zur För¬ 
derung ihrer kulturellen Identität. Sie fördert die Beteiligung der 
Bevölkerung am Entwicklungsprozeß. 

Ziel dieser ZusantmenarbeÜ ist es, in dem Bemühen um Dialog, 
Austausch urtd gegenseitige Bereicherurtg auf der Grundlage der 
Gleichheit ein besseres gegenseitiges Verstärtdnis sowie eine 
größere Solidarität zwischen den Regierungen und Bevölkerun¬ 
gen der AKP-Staaten einerseits sowie zwischen den Regieningen 
und Bevölkerungen der AKP-Staaten und der EWG-Staaten 
andererseits zu fördern. 

Artikel 140 

(1) Die sozio-kulturelle Zusammenarbeit findet ihren Ausdruck 
in 

- der Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Dimension 
der Projekte und Aktionsprogramme; 

- der Förderung der kulturellen Identität der Bevölkerung der 
einzelnen AKP-Lärtder, um dadurch deren Selbstentwicklung 
zu begünstigen und deren Kreativität sowie den interkufturellen 
Dialog zu fördern; 

- Aktionen, die die Nutzbarmachung des menschlichen Poten¬ 
tials zum Ziel haben, damit die Naturschätze sinnvoll und 
optimal genutzt und die materiellen und geistigen Grund¬ 
bedürfnisse befriedigt werden können. 

(2) Die Maßnahmen der sozio-kulturellen Zusammenarbeit wer¬ 
den nach den in Titel III des Dritten Teils festgelegten Regelungen 
und Verfahren durchgeführt Ferner kann hierfür auf gezielt einge¬ 
setzte Gegenwertmittel, die im Sozialbereich verwerxJet werden 
können, zurückgegriffen werden. Für sie gelten die in den Richf- 
programmen oder im Rahmen der regionalen Zusammenarbeit 
festgelegten Prioritäten und Ziele nach Maßgabe der ihnen jeweils 
eigenen Merkmale. 

Artikel 141 

Es wird anerkannt, daß die Stiftung für die kulturelle Zusam¬ 
menarbeit zwischen den AKP-StMten und der EWG einen nütz¬ 
lichen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele dieses Titels leisten 
kann. 

Die von der Stiftung unter diesem Gesichtspunkt durchgeführ¬ 
ten Maßnahmen betreffen folgende Bereiche: 

- Studien, Forschungsarbeiten und Aktionen betreffend die kultu¬ 
rellen Aspekte im Zusammenhang mit der Berücksichtigung 
der kulturellen Dimension der Zusammenarbeit; 


- Studien, Forschungsarbeiten und Aktionen zur Förderung der 
kulturellen Identität der Bevölkerung der AKP-Staaten sowie 
alle Initiativen, die zum interkulturellen Dialog beitragen kön¬ 
nen. 

Kapitel 1 

Berücksichtigung der kulturellen und sozialen Dimension 
Artikel 142 

(1) Konzipierung, Prüfung, Durchführung und Bewertung der 
einzelnen Projekte und Aktkxisprograrrune gründen auf dem Ver¬ 
ständnis für die besortderen kulturellen und sozialen Gegeben¬ 
heiten, die entsprechertde Berücksichtigung firxlen sollen. 

(2) Dies setzt irtsbesorxlere fotgerxles voraus; 

- Beurteilung der Möglichkeiten für eine Beteiligung der Bevölke- 
njng; 

- grürxlliche Kenntnis des betreffenden menschlichen Umfelds 
und der Ökosysteme; 

- Analyse der lokalen Techniken sowie arxlerer geeigneter Tech¬ 
niken; 

- sachkurxfige Unterrichtung alter an Konzipierung urxl Durch¬ 
führung der Maßnahmen BeteiPigten, einschließlich des Perso¬ 
nals für die technische Zusammenarbeit; 

- Bewertung des für die Ausführung der Projekte und deren 
Unterhaltung verfügbaren menschlichen Potentials; 

- Aufstelkirrg integrierter Programme zur Förderung des 
menschlichen Potentials. 

Artikel 143 

Bei der Prüfung der Projekte und Programme ist folgendes zu 
berücksichtigen: 

a) unter den kulturellen Aspekten 

- die Abstimmung auf die kulturellen Gegebenheiten und die 
diesbezüglichen Auswirkungen; 

- die Einbeziehung und Nutzbarmachung des lokalen Kul¬ 
turerbes, insbesonderes der Wertsysteme, Lebensge¬ 
wohnheiten, Denk- und Verfahrensweisen sowie der Stile 
und Werkstoffe; 

- die Arten des Erwerbs urxJ der Weitergabe von Wissen; 

- die Interaktion zwischen Mensch und Umwelt sowie zwi¬ 
schen Bevölkerung und Naturschätzeri; 

b) unter den sozialen Aspekten die Auswirkungen urxt der Bei¬ 
trag dieser Projekte urxl Programme in bezug auf 

- die Stärkung der Eigenentwicklungskapazitäten urxl 
-Strukturen; 

- die Verbesserung der Situation urxl der Rolle der Frauen; 

- die Eingliederung der Jugerxllichen in den wirtschaftlichen, 
kulturellen urxl sozialen Entwicklungsprozeß; 

- den Beitrag zur Befriedigung der kulturellen und materiel¬ 
len Grundbedürfnisse der Bevölkerung; 

- die Förderung von Beschäftigung und Ausbildung: 

- das Gleichgewicht zwischen Humanressourcen und ande¬ 
ren Ressourcen; 

- die Formen der sozialen urxl zwischenmenschlichen 
Beziehungen; 

- die Strukturen, Arten und Formen von Produktion urtd 
Verarbeitung. 

Artikel 144 

(1) Im Rahmen der Zusammenarbeit werden die Bemühungen 
der AKP-Staaten um die Sicherstellung einer engen und anhalten- 
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den Beteiligung der Basisgemeinschatten an den Entwicklungs¬ 
maßnahmen unterstützt. Die Beteiligung der Bevölkerung ist 
bereits im Antangsstadium der Ausarbeitung der Vorhaben und 
Programme zu tördem und so zu konzipieren, daß sprachliche, 
bildungsbedingte und kulturelle Hindernisse überwunden werden. 

Im Hinblick darauf werden (otgertde Punkte berücksichtigt, 
wobei von der Eigendynamik der Bevölkerung auszugehen ist 

a) Stärkung der Einrichtungen, die die Beteiligung der Bevölke¬ 
rung durch Maßnahmen der Arbeitsorgsmisation, der Ausbil¬ 
dung des Personals urxJ der Verwaltung unterstützen könrten. 

b) Unterstützung der Bevölkerung bei dem Bemühen, sich insbe¬ 
sondere in genossenschaftlichen Zusammertschlüssen zu 
organisieren, und Bereitstellung von Mitteln zur Ergänzung 
der Eigeninitiativen uixl Eigenbemühurtgen der verschiede¬ 
nen betroffenen Gruppen. 

c) Ermutigung zu Beteiligungsinitiativen durch Bildung, Ausbil¬ 
dung, kuHurelle Veranstaltungen und Förderung des kulturel¬ 
len Lebens. 

d) Hinzuziehung der betroffenen Bevölkerung in den einzelnen 
Entwicklungsstadien; besondere Aufmerksamkeit ist der Rolle 
der Frauen, der Jugendlichen, der älteren Menschen und der 
Behinderten und der Auswirkurtg der Entwicklungsvorhaben 
und -Programme auf diese Personen zu widmen. 

e) Entwicklung der Beschäftigungsmöglichkeiten, auch im Rah¬ 
men der Durchführung der in den Enfwicklungsmaßnahmen 
vorgesehenen Arbeiten. 

(2) In diesem Zusammenhang können durch die Zusammen¬ 
arbeit Maßnahmen unterstützt werden, die auf eine Verbesserung 
der Lage der Jugertdlichen zielen und die Anerkennung ihrer 
Anliegen und ihrer Rolle in der Gesellschaft fördern. 

(3) Die bereits bestehenden Einrichtungen oder Zusammen¬ 
schlüsse werden so weit wie möglich für die Vorbereitung und die 
Durchführung der Entwicklungsmaßnahmen eingesetzt. 

Kapitel 2 

Förderung der kulturellen Identität 
und interkultureller Dialog 

Artikel 145 

Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit mit Maßrtah- 
men zur besseren Arterkennung der kulturellen Identität der Völ¬ 
ker, die zu deren Geschichte und dem ihnen eigenen Wertsystem 
gehört. Sie begünstigt die wechselseitige kulturelle Bereicherung 
der Völker der AKP-Staaten und der Gemeinschaft. 

Oie Maßnahrrtei ■ zur Förderung kultureller Identitäten verfolgen 
das Ziel, das kulturelle Erbe zu wahren urKf nutzbar zu machen, 
kulturelle püter urtd Dienstleistungen herzustellen urtd zu verbrei¬ 
ten bzw. zu erbringen, herausragertde kulturelle Veranstalturtgen 
zu organisieren sowie UnterstOtzurrg im Bereich der Informations¬ 
und Kommunikationsmittel zu gewähren. 

Der interkulturelle Dialog ist auf eine Vertiefung der Kenntnisse 
und ein besseres Verständnis der Kulturen ausgerichtet. Durch 
das Aufzeigen der Hindernisse für eine interkulturelle Kommuni¬ 
kation führt die Zusammeneirbeit zu einem besseren Verständnis 
der Tatsache, daß die Völker unterschiedlicher Kulturen vonein¬ 
ander abhängig sind. 

Wahrung des Kulturerbes 
Artikel 146 

Im Rahmen der Zusammenarbeit werden die Maßnahmen der 
AKP-Staaten unterstützt, die folgendes zum Ziel haben; 

ai die Wahrung und Pflege ihres Kulturerbes, insbesondere 
durch die Einrichtung von Kulturdatenbanken sowie von 
Tonarchiven für die Sammlung der mündlichen Überlieferun¬ 
gen und die Valorisierung ihrer Inhalte; 


b) die Erhaltung der historischen Denkmäler und Kulturdenk¬ 
mäler sowie die Förderung der traditionellen Architektur. 

Produktion und Verbreitung kultureller Güter 
Artikel 147 

Die Maßnahmen der Zusammenarbeit zur Entwicklung kulturel¬ 
ler Produktionen oder Koproduktionen der AKP-Staaten sowie zu 
Ihrer Verbreitung sind entweder als Bestandteile eines integrierten 
Prograrrtms oder als spezifische Vorhaben koruipiert. 

Ziel der Zusammenarbeit ist die Verbreitung der kulturellen 
Güter urtd Leistungen der AKP-Staaten, die für Ihre kulturelle 
Identität in hohem Maße repräsentativ sind, sowohl in den AKP- 
Staaten selbst als auch in der Gemeinschaft. 

Soweit es sich um kulturelle Erzeugnisse handelt die für den 
Markt bestimmt sirtd, kommen für ihre Herstellung urtd Verbrei¬ 
tung die im Rahmen der irxlustriellen Zusammenarbeit und der 
Absatzförderung vorgesehenen Hilfen in Betracht. 

Kulturelle Veranstaltungen 
Artikel 148 

Durch die Zusammertarbeit werden die Veranstaltungen der 
AKP-Staaten sowie der Austausch der AKP-Staaten unterein- 
artder wie auch mit den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in den 
bedeutendsten Bereichen der Kultur unterstützt, und zwar sowohl 
im Rahmen der Förderung der kulturellen Identitäten als auch in 
dem des interkulturellen Dialogs. 

In diesem Zusammenhang werden insbesondere die Kontakte 
und Zusammenkünfte zwischen Gruppen von Jugendlichen aus 
den AKP-Staaten sowie zwischen diesen und Jugerrdgruppen aus 
den Ländern der Gemeinschaft unterstützt. 

Information und Kommunikation 
Artikel 149 

Die Zusammenarbeit in Fragen der Information und der Kom¬ 
munikation ist auf folgendes abgestellt: 

a) Steigerung der Fähigkeit der AKP-Staaten, durch geeignete 
Mittel aktiv zum internationalen Informations- und Wissens¬ 
transfer beizutragen. Zu diesem Zweck wird insbesondere die 
Schaffung und Stärkung der nationalen, regionalen und inter¬ 
regionalen Instrumentarien urxf Infrastrukturen unterstützt; 

b) Sicherstellung einer besseren Information der AKP-Bevölke- 
rung im Hinblick auf die Beherrschung ihrer Entwicklung im 
Wege von kulturellen, wirtschaftlichen oder sozialen Projekten 
und Programmen, unter weitgehender Nutzung der Kommuni- 
katkxrssysteme und unter Berücksichtigung der herkömm¬ 
lichen Kommunikationstechniken; 

c) Unterstützung von Programmen, die die Voraussetzungen für 
eine effektive Beteiligung der AKP-Staaten an der Beherr¬ 
schung der Information und der neuen Kommunikations¬ 
technologien schaffen können. 

Kapitel 3 

Maßnahmen zur Nutzbarmachung des menschlichen 
Potentials 

Artikel 150 

Die Zusammenarbeit trägt im Rahmen integrierter und koordi¬ 
nierter Programme zur Nutzbarmachung des menschlichen 
Potentials durch Aktionen in den Bereichen Bildung und Ausbil¬ 
dung, Forschung, Wissenschaft und Technik, Beteiligung der 
Bevölkerung, Rolle der Frau, Gesundheit, Ernährung, Bevölke¬ 
rung und Demographie bei. 
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Bildung und Ausbildung 
Artikel 151 

(1) Der Bildungs- und Ausbildungsbedarf der einzelnen AKP- 
Staaten muß im Programmieaingsstadium festgelegt und berück¬ 
sichtigt werden. 

(2) Die Ausbildungsmaßnahmen werden in Form integrierter 
Programme mit klar denruerter Zielsetzung fOr einen bestimmten 
Sektor oder für einen allgemeineren Rahmen koruipiert Sie 
berücksichtigen die institutioneile Situation urxt die sozio-kulturel- 
len Werte der einzelnen Länder. 

(3) Die in den Richtprogrammen und innerhalb der Schwer¬ 
punktbereiche ausgewiesenen Bildungs- und Ausbildungsnrtaß- 
nahmen genießen Vorrang, ohne daß dies jedoch die Möglichkeit 
arKferer Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Schwerpunkt¬ 
bereiche der Richtprogramme ausschließt. 

(4) Diese Maßnahmen werden vorrangig in dem AKP-Staat 
bzw. in der Region durchgeführL denen sie zugute kommen. Sie 
können, soweit notwendig, in einem anderen AKP-Staat oder in 
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft durchgeführt werden. Bei 
besonders auf den Bedarf der AKP-Staaten abgestimmten Ausbil¬ 
dungsgängen können Ausbildungsmaßnahnten in Ausnahme¬ 
fällen auch in einem artderen Entwicklungsland durchgeführt 
werden. 

(5) Um dem unmittelbaren und absehbaren Bildungs- und Aus¬ 
bildungsbedarf zu entsprechen, werden im Rahmen der Zusam¬ 
menarbeit die Bemühungen der AKP-Staaten bei folgenden Maß¬ 
nahmen unterstützt: 

a) Einrichtur>g urvf Ausbau von Bildungs- und Ausbildungsstät¬ 
ten, insbesondere von solchen mit regiortalem Charakter; 

b) Umstrukturierung ihrer Bildungseinrichtungen urxl -Systeme 
mit dem Ziel einer Erneuerung der Bildungsinhalte, der Metho¬ 
den und der Techniken; Reformierung ihrer allgemeinbilden¬ 
den Einrichtungen und Systeme, insbesondere durch allge¬ 
meine Einführung des Grundschulunterrichts und Anpassung 
der importierten Systeme sowie ihre Integration in die Entwick¬ 
lungsstrategien; 

c) Unterrichtung der Bevölkerung ab dem Kiixlesalter urK) in 
allen Bildungsstufen über die Fortschritte kl Wissenschaft und 
Technik sowie Bevorzugung der Studienprogramme, die Wis¬ 
senschaft, Technik und die praktischen Anwendungen umfas¬ 
sen, welche ihrerseits auf die Beschäftigungsperspektiven 
ausgerichtet sind, wobei die traditionellen Kenntnisse und 
Techniken berücksichtigt werden; 

d) Bemühungen mit dem Ziel, der Geschichte und der Kultur der 
Völker der AKP-Staaten einen größeren Stellenwert zu ver¬ 
schaffen; 

e) Erstellung des Verzeichnisses der Fachkenntnisse und Aus¬ 
bildungsgänge sowie Ermittlung von neuen Techniken, die für 
die Erreichung der Entwicklungsziele der einzelnen AKP- 
Länder erforderlich sind; 

f) Förderung der direkten Bildungs- und Ausbildungsmaßnah¬ 
men, insbesondere der Programme zur Alphabetisierung und 
nicht traditionsgebundenen Ausbildung für funktionale und 
berufliche Zwecke und der Programmteile, die das Potentiell 
der Analphabeten nutzbar machen und ihren Status heben; 

g) Austausch ihrer Erfahrungen im Bereich der Alphabetisierung 
mit der Gemeinschaft sowie Förderung und Unterstützung der 
Mitwirkung und der Integration der Frauen im Bildungs- und 
Ausbildungsbereich; Eröffnung des Zugangs der benachteilig¬ 
ten Bevölkerungsgruppen im ländlichen Raum zu Bildung und 
Ausbildung; 

h) Förderung der Ausbildung der Ausbilder, Bildungsplaner und 
Fachleute für Lehrmitteltechnik; 

i) Förderung von Vereinigungen und Partnerschaften zwischen 
Universitäten und Hochschulen der AKP-Staaten und der 
Gemeinschaft sowie des Austausches und des Transfers von 
Kenntnissen und Techniken zwischen diesen Einrichtungen. 


Wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
Artikel 152 

Die wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit zielt 
darauf ab, 

a) die AKP-Staaten bei ihren Bemühungen um die Erlangung 
eigenen wissenschaftlichen und technischen Sachwissens, 
um die Beherrschung der für ihre Entwicklung notwendigen 
Technologie sowie um die aktive Beteiligung am wissen¬ 
schaftlichen, ökologischen und technologischen Fortschritt zu 
unterstützen; 

b) die Forschung auf die Lösung wirtschaftlicher und sozialer 
Probleme auszurichten; 

c) die Lebensqualität und die Lebensverhältnisse der Bevölke- 
aing zu verbessern. 

(2) Zu diesem Zweck wird zusätzlich zu den Maßnahmen nach 
den Artikeln 47, 85 und 229 durch die Zusammenarbeit folgendes 
unterstützt: 

a) die Ermittlung des Bedarfs der AKP-Staaten an geeigneter 
neuer Technologie (einschließlich der Biotechnologie) sowie 
deren Erwerb; 

b) die Durchführung von von den AKP-Staaten aufgesteltten 
Forschungsprogrammen, die ki andere Entwicklungsaktionen 
einbezogen sein müssen; 

c) Vereinigungen und Partnerschaften zwischen Universitäten 
und Forschungseinrichtungen der AKP-Staaten urxl der 
Gemeinschaft sowie der Austausch und die Übertragung von 
Kenntnissen und Techniken zwischen diesen Einrichtungen. 

(3) Die Forschungsprogramme werden vorrangig im einzel¬ 
staatlichen oder regionalen Rahmen der AKP-SUiaten durchge¬ 
führt. Sie tragen den Bedürfnissen und den Lebensbedingungen 
der betroffenen Bevölkerungsteile, insbesorxlere der ländlichen 
Bevölkerung, Rechnung, wobei alle negativen Auswirkungen auf 
Gesundheit. Umwelt, Beschäftigung oder Entwicklung zu vermei¬ 
den sind. Sie unterstützen die Entwicklung in den vorrangigen 
Bereichen und umfassen, je nach Bedarf, foigerxle Maßnahmen: 

a) Ausbau oder Aufbau von Einrichtungen der Grundlagenfor¬ 
schung oder der angewandten Forschung; 

b) wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit der AKP- 
Staaten untereinander sowie mit den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft oder mit anderen entwickelten oder in der Ent¬ 
wicklung befindlichen Ländern, mit der Gemeinschaft oder mit 
anderen internationalen Forschungseinrichtungen; 

c) verbesserte Nutzung der einheimischen Techniken, Auswahl 
der importierten Techniken und Abstimniung dieser Techniken 
auf den spezifischen Bedarf der AKP-Staaten; 

d) Verbesserung der wissenschaftlichen und technischen Infor¬ 
mation und Dokumentation, um Ober die einzelstaatlichen, 
subregionalen, regionalen und interregionalen Netze sowie im 
Verhältnis zwischen den AKP-Staaten und der Gemeinschaft 
eine bessere Bekanntmachung der Forschungstendenzen 
und der Forschungsergebnisse sicherzustellen; 

e) Bekanntmachung der Forschungsergebnisse in der breiten 
Öffentlichkeit. 

(4) Die betreffenden Forschungsprogramme sind soweit irgend 
möglich mit den Programmen abzustimmen, die in den AKP- 
Staaten mit Unterstützung anderer Geldgeber, wie beispielsweise 
internationaler Forschungseinrichtungen, der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft oder der Gemeinschaft selbst durchgeführt 
werden. 


Frauen und Entwicklung 
Artikel 153 

Im Rahmen der Zusammenarbeit werden die Bemühungen der 
AKP-Staaten in folgenden Bereichen unterstützt: 
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a) Aufwertung der Stellung der Frau, Verbesserung ihrer 
Lebensbedingungen, Ausweitung ihrer wirtschaftlichen und 
sozialen Rolle, Förderung ihrer vollen, mit dem Mann gleich¬ 
berechtigten Mitwirkung am Produktions- und Entwicklungs¬ 
prozeß: 

b) besondere Berücksichtigung des Zugangs der Frauen zu 
Grund und Boden, zu ArbeitspUitzen, zur Spitzentechnologie, 
zum Kreditwesen und zu den genossenschaftlichen Vereini¬ 
gungen sowie zu Techniken, die geeignet sind, den Frauen 
die Bürde ihrer Aufgaben zu erteichtem; 

c) Erleichterung des Zugarfgs der Frauen zur Bildung und zur 
LehrtätigkeK, was als entscheidender Faktor von Anfang an in 
die Progreimmierung eiruubeziehen ist; 

d) Anpassung der Unterichtssysteme insbesondere an den 
Bedarf, die Verantwortlichkeiten und die Möglichkeiten der 
Frauen; 

e) besondere Beachtung des entscheidenden Beitrags der 
Frauen zu Gesundheit, Emährur^g urtd Hygiene ihrer Familie. 
Ferner wird anerkannt, daß die Frauen bei der Bewirtschaf¬ 
tung der Naturschätze urKf im Umweltschutz eine entschei¬ 
dende Rolle spielen. Oie Unterrichtung urtd Ausbildung der 
Frauen in (fiesen Bereichen sind grurKfiegende Faktoren, cfie 
bereits in der Programmierungsphase zu prüfen sirxL Die 
aktive Mitwirkur>g der Frauen ist im Rahmen aller vorstehend 
genannten Aktionen durch geeignete Maßnahmen zu gewähr¬ 
leisten. 


Gesundheit und Ernährung 

Artikel 154 

(1) Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft erkennen die 
Bedeutung des Gesundheitswesens für eine dauerhafte, sich 
selbst tragende Entwicklung an. Die Zusammenarbeit ist darauf 
ausgerichtet, dem größtmöglichen Teil der Bevölkerung die Ver¬ 
wirklichung ihres Anspruchs auf Zugang zu einer befriedigenden 
Gesundheitsversorgung zu erleichtern und somit die Gleichheit 
und die soziale Gerechtigkeit zu fördern, das Leiden zu mildem, 
die wirtschaftlichen Belastungen durch Krankheit urxf Sterblich¬ 
keit zu verringern und die effektive Beteiligung der Allgemeinheit 
an den Aktionen zur Verbesserung des Gesundheitszustandes 
und des Wohls der Bevölkerung zu fördern. 

Die beiden Parteien erkennen an, daß die Verwirklichung dieser 
Ziele folgendes voraussetzt: 

- ein langfristiges, systematisches Vorgehen zur Verbesserung 
und zum Ausbau des Gesundheitssektors; 

- die Festlegung von einzelstaatlichen Leitlinien und Gesamtpro¬ 
grammen für das Gesurxfheitswesen; 

- einen besseren Umgang mit den vorhandenen menschlichen, 
finanziellen und materiellen Ress<xirc»n und deren bessere 
Nutzung. 

(2) Zu diesem Zweck sollen durch die Zusammenarbeit in 
diesem Sektor funktionelle, lebensfähige Gesundheitsdienste 
unterstützt werden, die finanziell zumutbar, kulturell annehmbar, 
geographisch erreichbar und fachlich kompetent sein müssen. Mit 
der Zusammenarbeit wird die Förderung eines integrierten Vor¬ 
gehens zur Schaffung von Gesurxlheitsdiensten angestrebt, die 
im Einklang mit der Gesundheitsfürsorgepolitik auf die Auswei¬ 
tung der vorbeugenden Gesundheitsversorgung, die Verbesse¬ 
rung der Heilbehandlung sowie die gegenseitige Ergänzung v(xi 
Krankenhausdiensten und den an der Basis zu erbringerKfen 
Diensten zu stützen sind. 

(3) Im Rahmen der Zusammenarbeit im Gesurvfheitswesen 
kann folgendes unterstützt werden; 

- die Verbesserung und Ausweitung der Gesundheitsfürsorge an 
der Basis sowie den Ausbau des Krankenhauswesens und die 
Instandhaltung der Ausstattung, die für ein insgesamt gut funk¬ 
tionierendes Gesundheitssystem als wesentlich galten; 


- die Planung und Verwaltung des Gesundheitswesens, ein¬ 
schließlich des Ausbaus der statistischen Dienste und der 
Festlegung von Strategien für die Finanzierung des Gesund¬ 
heitswesens auf einzelstaatlicher Ebene, regionaler Ebene und 
Bezirksebene, wobei die letztgenannte Ebene für die Entwick¬ 
lung der Koordinierung der grundlegenden Dienste, für ein 
spezialisiertes Behandlungsangebot auf erster Ebene sowie für 
die Durchführung der Programme zur Bekämpfung allgemein 
verbreiteter Krankheiten bevorzugt zu nutzen wäre; 

- Maßnahmen zur Einbeziehung der herkömmlichen Medizin in 
die moderne Gesurxfheitsversorgung; 

- Programme und Strategien für die Versorgung mit Arzneimit¬ 
teln für den Grundbedarf, einschließlk^ der Errichtung örtlicher 
Betriebe für die Herstellung von Arzrreimitteln urxf Verbrauch¬ 
serzeugnissen, wobei insbesondere hinsichtlich der Verwen¬ 
dung von Heilpflanzen, die untersucht und entwickelt werden 
sollte, die herkömmliche Arzneimittelkunde zu berücdcsichtigen 
ist; 

- die Ausbildung des Personals im Rahmen eines Gesamtpro¬ 
gramms unter Einbeziehung der Planer des öffentlichen 
Gesurxfheitswesens, der Fühnjrtgs- urvt Verwaltungskräfte 
und der Spezialisten bis hin zu dem vor Ort eingesetzten 
Pers(xial nach Maßgabe der auf jedw Stufe zu erfüllenden 
tatsächlichen Aufgaben; 

- die Unterstützung für Ausbildungs- und Informationspro¬ 
gramme und -kampagnen zur Bekämpfung endemischer 
Krankheiten, die Verbesserung der hygienischen Verhältnisse, 
die Bekämpfung (ies Drogenmißbrauchs, der ansteckenden 
Krankheiten und arxterer großer Gefahren für die Gesundheit 
der Bevölkerung jeweils im Rahmen cier integrierten Gesund¬ 
heitsfürsorgesysteme; 

- der Ausbau von Forschungsinstituten, Hochschulfakultäten 
und Fachschulen in den AKP-Staaten, und zwar insbesondere 
im Bereich der öffentlichen Gesundheitsfürsorge. 


Bevölkerung und Demographie 
Artikel 155 

(1) Mit der Zusammenarbeit im Bereich der Bevölkerungspolitik 
wird insbesondere bezweckt, 

a) in den AKP-Staaten eine Verbesserung des allgemeinen 
Gleichgewichts zwischen Bevölkerungsumfang, Umwelt¬ 
schutz und natürlichen Ressour(»n sowie der Schaffung von 
wirtschaftlichen Ressourcen und gesellschaftlichen Gütern 
sicherzustellen; 

b) auf Ursachen wie interne Wanderungsbewegungen, Lar>d- 
flucht, rasche Verstädterung oder verstärkte Umweltzerstö¬ 
rung zurOckzuführerxie Ungleichgewi<dite zwischen Regionen 
auszugleichen; 

c) einen Ausgleich für lokale Ungleichgewichte zwischen Bevöl¬ 
kerung und vorhandenen Ressourcen zu schaffen. 

(2) Die Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele nach Absatz 1 
müssen in Ausbildungsprogramme und -projekte sowie in die 
GesurKfheits- und Landnutzurrgspolitiken integriert werden und 
folgendes umfassen: 

a) die Schaffung statistischer und demographischer Dienste in 
den AKP-Staaten bzw. deren Ausbau, damit zuverlässige 
Daten für die Ausarbeitung der Bevölkerungspolitik eingeholt 
werden können; 

b) die Unterrichtung der Bevölkerung über die Bevölkerungspro¬ 
bleme und -Politiken; 

c) die Ausarbeitung, Durchführung und Auswertung der Pro¬ 
gramme und Vorhaben im demographischen Bereich; 

d) die Ausarbeitung und Durchführung politischer Leitlinien für 
eine freiwillige Familienplanung; 


2 
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e) die Ausbildung von Personal für die Durchführung einer Bevöl¬ 
kerungspolitik in den verschiedenen Sektoren in den AKP- 
Staaten. 

(3) Die betreffenden Maßnahmen müssen den örtlichen kultu¬ 
rellen, sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten Rechnung 
tragen. Die Maßnahmen müssen mit der Politik und den Program¬ 
men der AKP-Staaten im Einklang stehen und unter Achtung der 
GrurKfrechte und Entscheidungsfreiheit des einzelnen in bezug 
auf FamiliengröOe und -planung ausgearbeitet urxl durchgeführt 
werden. 

Bei der Durchführung dieser Maßnahmen ist insbesondere den 
Wechselwirkurrgen zwischen der Bevölkerur>gspolitik uryj der 
Politik in den sonstigen Bereichen Rechnurrg zu tragen. Die Rolle 
der Frau in diesen verschiedenen Bereichen gilt als wesentlich. 

Titel XII 

Regionale Zusammenarbeit 

Artikel 156 

(1) Die Gemeinschaft unterstützt die Bemühungen der AKP- 
Staaten, durch regiocuüe Zusammenarbeit undzegkxuile Integra¬ 
tion eine langfristig angelegte, koHekÜve, autorxxne, sich selbst 
tragertde ur>d integrierte wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Entwicklung herbeizuführen sowie zu einer verstärkten regionalen 
Selbstversorgung zu gelangen. 

(2) Die Unterstützung der Gemeinschaft erfolgt im Rahmen der 
großen Ziele der regionalen Zusamrrtenarbeit und regionalen 
Integration, die die AKP-Staaten sich auf regiorraler und inter¬ 
regionaler sowie internationaler Ebene gesetzt haben oder noch 
setzen werden. 

(3) Um das gemeinsame Potential der AKP-Staaten zu fördern 
und zu stärken, leistet die Gemeinschaft eine wirksame Hilfe zur 
Intensivierung der regionalen wirtschaftlichen Integration und zur 
Konsolidierung der funktionellen oder thematischen Zusammen¬ 
arbeit im Sinne der Artikel 158 und 159. 

(4) Die regionale Zusammenarbeit kann unter Berücksichtigung 
der regionalen Besorxlerheiten über die Grenzen der geographi¬ 
schen Zugehörigkeit hinausgehen. Sie erfaßt außerdem auch die 
regionale Zusammenarbeit unter AKP-Staaten. 

Sie erstreckt sich auch auf die regionale Zusammenarbeit zwi¬ 
schen AKP-Staaten und überseeischen Gebieten oder Departe¬ 
ments. Die für die Beteiligung dieser Gebiete und Departements 
erforderlichen Mittel sirtd zusätzliche Mittel, die zu den den AKP- 
Staaten im Rahmen des Abkommens gewährten Mitteln hinzu¬ 
kommen. 

Artikel 157 

(1) Die regionale Zusammenarbeit erstreckt sich auf Aktionen, 
die zwischen folgenden Partnern vereinbart wurden: 

- zwei oder mehreren oder allen AKP-Staaten; 

- einem oder mehreren AKP-Staaten und einem oder mehreren 
benachbarten Nicht-AKP-Staaten oder -Gebieten; 

- einem oder mehreren AKP-Staaten ur>d einem oder mehreren 
überseeischen Gebieten oder Departements; 

- mehreren regionalen Organisationen, denen AKP-Staaten 
angehören; 

- einem oder mehreren AKP-Staaten und regionalen Organisa¬ 
tionen, denen AKP-Staaten angehören. 

(2) Die regionale Zusammenarbeit kann sich auch auf Projekte 
und Programme erstrecken, die zwischen zwei oder mehreren 
AKP-Staaten und einem oder mehreren nichtbenachbarten Nicht- 
AKP-Entwicklungsländem vereinbart wurden, und, sofern beson¬ 
dere Umstände dies rechtfertigen, auch auf Projekte und Pro¬ 
gramme, die zwischen einem einzigen AKP-Staat und einem oder 
mehreren nichtbenachbarten Nicht-AKP-Entwicklungsländem 
vereinbart wurden. 


Artikel 158 

(1) Im Rahmen der regionalen Zusammenarbeit werden fol¬ 
gende Faktoren besonders berücksichtigt: 

a) Ermittlung und Nutzung der vorhandenen und potentiellen 
dynamischen Ergänzungsmöglichkeiten in allen in Betracht 
kommenden Bereichen; 

b) nsaximale Nutzung des menschlichen Potentials in den AKP- 
Staaten sowie optimale und weitsichtige Erforschung, Erhal¬ 
tung, Verarbeiturtg und Ausbeutung der natürlichen Ressour¬ 
cen der AKP-Staaten; 

c) Förderung der wissenschaftlichen und technischen Zusam¬ 
menarbeit zwischen den AKP-Staaten, einschließlich der Pro¬ 
gramme für technische Hilfe zwischen AKP-Staaten, wie in 
Artikel 275 Buchstabe e vorgesehen; 

d) beschleunigte wirtschaftliche Diversifizierung mit dem Ziel 
einer größeren Komplementarität und verstärkte Zusammen¬ 
arbeit und Entwicklung in und zwischen den Regionen der 
AKP-Staaten sowie zwischen diesen Regionen und den über¬ 
seeischen Gebieten und Departements; 

e) Förderung der Emährungssicherheit; 

f) stärkere Verflechtung von Ländern oder Gruppen von Ländern 
mit gleichartigen Merkmalen, Denkweisen und Problemen zur 
Lösung dieser Probleme; 

g) maximale Nutzung der Kostendegression bei wachsender 
Betriebsgröße überall dort, wo regionale Lösungen effizienter 
sind als einzelstaatliche Lösungen; 

h) Erweiterung der Märkte der AKP-Staaten durch Förderung 
des Handels zwischen den AKP-Staaten sowie zwischen 
AKP-Staaten und benachbarten Drittländern oder übersee¬ 
ischen Gebieten und Departements; 

i) Integration der Märkte der AKP-Staaten durch Liberalisierung 
des AKP-intemen Handels und Beseitigung der Zoll-, Wäh- 
rungs- und Verwaltungshemmnisse sowie der nichttarifären 
Hemmnisse. 

(2) Auf die Förderung und Verstärkung der regionalen wirt¬ 
schaftlichen Integration wird besonderer Nachdnjck gelegt. 


Artikel 159 

(1) Der Anwendungsbereich der regionalen Zusammenarbeit 

umfaßt bei Berücksichtigung von Artikel 158 folgendes: 

a) Landwirtschaft, Entwicklung im ländlichen Bereich, insbeson¬ 
dere Nahrungsmittelselbstversorgung und Emährungssicher¬ 
heit; 

b) Gesundheitsprogramme, einschließlich von Programmen zur 
Erziehung, Ausbildung, Forschung und Unterrichtung betref- 
ferxf elementare Gesundheitspflege und die Bekämpfung der 
wichtigsten Krankheiten, einschließlich der wichtigsten Tier¬ 
seuchen; 

c) Evaluienjng, Erschließung, Ausbeutung und Erhaltung der 
Fischereiressourcen und Meeresschätze, einschließlich der 
wissenschaftlichen und technischen Zusammenarbeit bei der 
Überwachung der ausschließlichen Wirtschaftszonen; 

d) Erhaltung und Verbesserung der Umwelt mit dem Ziel einer 
sinnvollen und ökologisch ausgewogenen Entwicklung, insbe¬ 
sondere durch Programme zur Bekämpfung der Wüstenbil- 
dung, der Bodenerosion, der Entwaldung, der Verschlechte¬ 
rung des Zustands der Küsten und der Auswirkungen einer 
Meeresverschmutzung großen Ausmaßes einschließlich des 
unfallbedingten Ablassens großer Mengen von Öl oder ande¬ 
ren Schadstoffen; 

e) Industrialisierung, einschließlich der Schaffung regionaler und 
interregionaler Unternehmen für Erzeugung und Vermarktung; 

f) Ausbeutung der natürlichen Ressourcen, insbesondere die 
Erzeugung und Bereitstellung von Energie; 
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g) Verkehrs- und Nachrichtenwesen: Straßen- und Eisenbahn¬ 
netz, Luft- und Seeverkehr, Binnenschiffahrtswege, Post urtd 
Fernmeldewesen, wobei der Schaffung, der Reaktivierung 
und dem Ausbau der Straßen- und Eisenbahnverbindungen 
der AKP-Binnenstaaten zum Meer Vorrang einzuräumen ist; 

h) Entwicklung und Ausweitung des Warenverkehrs; 

i) Unterstützung beim Auf- oder Ausbau regionaler Zahlungs¬ 
fazilitäten, einschließlich der Abrechnungs- und Rnanzie- 
rungsmechanismen für den Handel; 

j) auf Antrag der betreffenden AKP-Staaten Unterstützurtg von 
Maßnahmen und Einrichturtgen zur Koordinierung der sekto¬ 
ralen Strategien urtd der Strukturanpassungsbemühurrgen; 

k) Unterstützung der AKP-Staaten bei der Bekämpfung des Dro¬ 
genhandels auf regionaler und interregionaler Ebene; 

l) Unterstützung der Aktionsprogramme, die von Wirtschaftsver¬ 
bänden oder Handelsvereinigurtgen in den AKP-Staaten oder 
auf AKP-EWG-Ebene durchgeführt werden, um die Erzeu¬ 
gung von Waren und deren Vermarktung im Ausland zu 
verbessern; 

m) Erziehung und Ausbildung, Forschung, Wissenschaft und 
Technologie, Informatik, Verwafturtg, Information und Kommu¬ 
nikation, Errichtung und Ausbau von Ausbildungs- und For- 
schungsirrstituton und Facheinrichtungen für den Techrwlo- 

gieaustausch sowie die Zusammenarbeit zwischen Hoch¬ 
schulen; 

n) andere Dienstleistungssektoren einschließlich des Tourismus; 

o) kulturelle und soziale 2lJsammenarbeit, einschließlich rler 
Unterstützung der von den AKP-Staaten auf regionaler Ebene 
durchgeführten Aktionsprogramme zur Aufwertung der Stel¬ 
lung der Frau, zur Verbesserung ihrer Lebensbedingungen, 
zur Ausweitung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Rolle urKl 
zur Unterstützung ihrer uneingeschränkten Teilnahme am 
Prozeß der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Entwick¬ 
lung. 

Artikel 160 

(1) Zur Verbesserung ihrer Wirksamkeit und Effizienz wird die 
regionale Zusammenarbeit für jede Region zu Beginn der Laufzeit 
des Abkommens programmiert. ■ 

Diese Programmiening, die mit Beteiligung der AKP-Staaten 
unter Zugrundelegung eines für jede einzelne Region vorgegebe¬ 
nen Finanzrahmens erfolgt, wird zwischen der Gesamtheit der 
nationalen Anweisungsbefugten einer Region bzw. einer von 
ihnen beauftragten Regionalorganisation sowie der Kommission 
und ihren Beauftragten abgesprochen. 

a) Bei der Programmierung soll gemäß Artikel 156 Absatz 2 ein 
Programm erstellt werden, in dem fotgendes festgelegt wird: 

- Schwerpunktbereiche der gemeinschaftlichen Hilfe; 

- am besten geeignete Maßr^hmen urKi Aktionen zur Ver¬ 
wirklichung der für diese Bereiche festgelegten Ziele; 

- Projekte und Aktionsprogramme, mit denen diese Ziele 
erreicht werden können, soweit sie vorher klar umrissen 
sind. 

b) Der im Stadium der Programmieaing begonnene Gedanken¬ 
austausch wird bei der Durchführung und deren Überwachung 
fortgesetzt; hierzu treten die nationalen Anweisungsbefugten 
einer Region bzw. eine von ihnen beauftragte regionale Orga¬ 
nisation, die Kommission und ihre Beauftragten sowie die für 
die regionalen Projekte und Programme verantwortlichen Per¬ 
sonen in der Regel einmal jährlich zusammen, um für eine 
effiziente Umsetzung der Regionalprogramme zu sorgen. 

(2) Die Projekte und. Programme für Aktionen der regionalen 
Zusammenarbeit werden unter Berücksichtigung der Ziele und 
Merkmale dieser Zusammenarbeit nach den Modalitäten und 
Verfahren verwirklicht, die für die Zusammenarbeit bei der Ent¬ 
wicklungsfinanzierung festgelegt sind, soweit sie darunter fallen. 


Artikel 161 

(!) Die von den AKP-Staaten ordnungsgemäß betrauten Regio¬ 
nalorganisationen haben bei der Konzeption und der Durchfüh¬ 
rung der Regionalprogramme eine wichtige Rolle zu spielen. 

(2) Sie können bei der Programmierung und auch bei der 
Durchfühmng und der Verwaltung der regionalen Programme und 
Projekte tätig werden. 

(3) Wird eirte Aktion von der Gemeinschaft Ober eine Eirvich- 
tung der regionalen Zusammenarbeit fktanzierL so werden die 
Konditionen für die Endbegünstigten zwischen der Gemeir^schaft 
und dieser Einrichtung im Einvernehmen mit dem (den) betreffen¬ 
den AKP-Staat(en) vereinbart. 

Artikel 162 

Eine Aktion hat regionalen Charakter, wenn sie unmittelbar zur 
Lösung eines Entwicklungsproblems, das mindestens zwei Län¬ 
der gemeinsam betrifft, durch gemeinsame Aktionen oder koordi¬ 
nierte nationale Aktionen beiträgt und mindestens einem der 
folgenden Kriterien entspricht: 

a) Die Aktion muß aufgoind ihrer Art oder ihrer Merkmale über 
die Grenzen eines AKP-Staates hinausgehen und kann weder 
von einem Staat allein durchgeführt noch in rtaäonale Aktio¬ 
nen aufgespalten werden, die die einzelnen Staaten für sich 
verwirklichen können. 

b) Die regionale Lösung ermöglicht aufgrund der Größenvorteile 
erhebliche Kostensenkungen gegenüber einzelstaatlichen 
Aktionen. 

c) Die Aktion ist die regionale, inteiTegionale oder unter AKP- 
Staaten erfolgende Umsetzung einer sektoralen oder globalen 
Strategie. 

d) Die aus der Aktion resultierenden Vorteile und Kosten sind auf 
die Länder, die aus ihr Nutzen ziehen, ungleichmäßig verteilt. 


Artikel 163 

Für den Beitrag der Gemeinschaft zur regionalen Zusammen¬ 
arbeit bei Aktionen, die sich teilweise auf einzelstaatlicher Ebene 
verwirklichen ließen, gelten folgende Kriterien: 

a) Die Aktion verstärkt die Zusammenarbeit zwischen den betref¬ 
fenden AKP-Staaten auf der Ebene der VenAraltung, der Insti¬ 
tutionen oder der Untemehn>en dieser Staaten durch Ein¬ 
schaltung regionaler Einrichtungen oder durch Beseitigurrg 
gesetzlicher oder finanzieller Hindernisse. 

b) Die Aktion wird auf der Basis gegenseitiger Verpflichtungen 
zwischen mehreren Staaten durchgeführt, insbesorrdere hin¬ 
sichtlich der Aufteilung der Ergebnisse, der Investitionen und 
der Leitungsaufgaben. 

Artikel 164 

(1) Für Anträge auf Firtanziernng aus Mitteln, die für die regio¬ 
nale Zusammenarbeit bestimmt sirtd, gelten folgende allgemeine 
Verfahren: 

a) Die Finanzierungsanträge werden von jedem AKP-Staat 
gestellt, der sich an einer regionalen Aktion beteiligt. 

b) Wenn eine Aktion regionaler Zusammenarbeit ihrer Art nach 
für andere AKP-Staaten von Interesse sein kann, werden 
diese oder gegebenenfalls sämtliche AKP-Staaten von der 
Kommission im Einvernehmen mit den Staaten, die den 
Antrag gestellt haben, davon unterrichtet. Die interessierten 
AKP-Staaten bestätigen dann ihre Absicht, an der Aktion 
teilzunehmen. 

Ungeachtet dieses Verfahrens prüft die Kommission den 
Finanzierungantrag unverzüglich, sofern dieser von minde¬ 
stens zwei AKP-Staaten eingereicht worden ist. Der Finanzie¬ 
rungsbeschluß ergeht, sobald die konsultierten Staaten ihre 
Absicht mitgeteilt haben. 
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c) Hat sich ein einzelner AKP-Staat mit Nichl-AKP-Staaten 
gemäß Artikel 157 zusammengeschlossen, so genügt der 
Antrag dieses AKP-Staates. 

d) Finanzierungsanträge für Aktionen der regionalen Zusam¬ 
menarbeit zwischen den AKP-Staaten können vom AKP- 
Ministerrat oder - nach spezieller Ermächtigung - vom AKP- 
Botschafterausschuß gestellt werden. 

e) Die Einrichtungen der regionalen Zusammenarbeit können 
Finanzienjngsanträge für eine oder mehrere spezifische 
Aktionen der regionalen Zusammenarbeit im Namen und mit 
ausdrücklicher Zustimmung der beteiligten AKP-Staaten 
stellen. 

f) Jeder Finanzierungsantrag, der im Rahmen der regionalen 
Zusammenarbeit gestellt wird, muß gegebenenfalls Vor¬ 
schläge enthalten für 

i) das Eigentumsrecht an den Gütern und Dienstleistungen, 
die im Rahmen der Aktion finanziert werden, sowie für die 
Aufteilung der Verantwortung für Betrieb und Unterhalt; 

ii) die Benennung des regionalen Anweisungsbefugten und 
des Staates oder der Einrichtung, die zur Unterzeichnurtg 
des Finanzierungsabkommens im Namen aller teilneh- 
mervden AKP-Staaten oder AKP-Einiichtungen befugt 
sirxf. 

(2) In die Richtprogramme für die einzelnen Regionen können 
Sondervorschriften für die Einreichung der Finanzierungsanträge 
aufgenommen werden. 

(3) Der AKP-Staat oder die AKP-Staaten oder regionalen Ein¬ 
richtungen, die gemeinsam mit Orittiändem an eirter regionalen 
Aktion gemäß Artikel 157 teilnehmen, können bei der Gemein¬ 
schaft die Finanzierung des auf sie entfallenden Anteils an dieser 
Aktion oder eines Teils derselben beantragen, der den ihnen aus 
der Aktion erwachsenden Vorteilen entspricht. 

Artikel 165 

(1) Um die regionale Zusammenarbeit zwischen den am wenig¬ 
sten entwickelten AKP-Staaten, den AKP-Binnen- und den AKP- 
Inselstaaten zu fördern, wird deren spezieller Problematik schon 
bei der regionalen Programmierung, aber auch in der Durchfüh¬ 
rungsphase besorvdere Aufmerksamkeit gewidmet. 

(2) Bei der Finanzierung sind die am wenigsten entwickelten 
AKP-Staaten bei Projekten, an denen mindestens einer dieser 
Staaten beteiligt ist, bevorzugt zu behandeln; AKP-Binnenstaaten 
und AKP-Inselstaaten sind zur Überwindung ihrer Entwicklungs- 
hindemisse besonders zu berücksichtigen. 

Artikel 166 

Für die Ziele dieses Trtels wird als Finanzbeitrag der Gemein¬ 
schaft der Betrag bereitgestellt, der in Artikel 3 des Finanzproto¬ 
kolls im Anhang zu diesem Abkommen angegeben ist. 


Dritter Teil 

Die Instrumente der AKP-EWG-Zusammenarbeit 

Titel I 

Handelspolitische Zusammenarbeit 

Kapitel 1 

Allgemeine Handelsregelung 

Artikel 167 

(1) Auf dem Gebiet der handelspolitischen Zusammenarbeit ist 
es das Ziel dieses Abkommens, sowohl den Handel zwischen den 


AKP-Staaten und der Gemeinschaft, und zwar unter Berücksichti¬ 
gung des jeweiligen Entwicklungsstands, als auch den Handel 
zwischen den AKP-Staaten zu fördern. 

(2) Bei der Verfolgung dieses Ziels wird besonders darauf 
geachtet, daß dem Warenverkehr der AKP-Staaten mit der 
Gemeinschaft tatsächliche zusätzliche Vergünstigungen gewährt 
und die Bedingungen für den Zugang ihrer Waren zum Markt 
verbessert werden, damit das Wachstumstempto ihres Handels 
und insbesondere der Strom ihrer Ausfuhren in die Gemeinschaft 
beschleunigt und ein besseres Gleichgewicht im Warenverkehr 
der Vertragsparteien erreicht vrird. 

(3) Zu diesem Zweck führen die Vertragsparteien die Bestim¬ 
mungen dieses Titels sowie andere geeignete Maßnahmen durch, 
die in Trtel III dieses Teils sovrie im Zweiten Teil dieses Abkom¬ 
mens vorgesehen sind. 

Artikel 168 

(1) Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten sind frei von Zöllen 
und Abgaben gleicher Wirkung zur Einfuhr in die Gemeinschaft 
zugelassen. 

(2) a) Für Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten, 

- die in der Liste des Anhangs II des Vertrags aufge¬ 
führt sind und einer gemeinsamen Marktorganisation 
nach Artikel 40 des Vertrags unterliegen, 

- die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft im Rahmen 
der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik einer 
Sonderregelung unterliegen, 

gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft abweichend 
von der allgemeinen Regelung, die gegenüber Dritt¬ 
ländern Anwendung findet, folgende Bestimmungen; 

i) Waren, für die nach den zum Zeitpunkt der Einfuhr 
geltertden gemeinschaftlichen Bestimmungen außer 
Zöllen keine andere Maßnahme bei der Einfuhr vor¬ 
gesehen ist, sind zollfrei zur Einfuhr zugelassen; 

ii) für andere als die unter Ziffer i fallenden Waren 
ergreift die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnah¬ 
men, um eine günstigere Regelung als diejenige für 
Drittländer, denen für die gleichen Waren die Meist¬ 
begünstigung eingeräumt wird, zu gewährleisten. 

b) Beantragen die AKP-Staaten während der Durrrfifüh- 
rung dieses Abkommens, daß für neue Agrarproduktio¬ 
nen oder für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die bei 
Inkrafttreten des Abkommens nicht unter eine Sonder¬ 
regelung fallen, eine solche Regelung eingeräumt wird, 
so prüft die Gemeinschaft diese Anträge in Konsultation 
mit den AKP-Staaten. 

c) Unbeschadet dessen wird die Gemeinschaft im Rah¬ 
men der privilegierten Beziehungen und der Besonder¬ 
heit der AKP-EWG-Zusammenarbeit die Anträge der 
AKP-Staaten auf einen präferentiellen Zugang ihrer 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse zum Gemeinschafts¬ 
markt fallweise prüfen und ihre Entscheidung über diese 
ordnungsgemäß begründeten Anträge, wenn möglich, 
innerhalb von vier Monaten, in jedem Fall jedoch binnen 
einer Frist von nicht mehr als sechs Monaten nach ihrer 
Vorlage mitteilen. 

Im Rahmen von Buchstabe a Ziffer ii faßt die Gemein¬ 
schaft ihre Beschlüsse insbesondere mit Blick auf Zuge¬ 
ständnisse, die dritten Entwicklungsländern gegebenen¬ 
falls gewährt worden sind. Sie berücksichtigt dabei die 
Möglichkeiten des Marktes außerhalb der Saison. 

d) Die unter Buchstabe a genannte Regelung tritt gleich¬ 
zeitig mit diesem Abkommen in Kraft und gilt während 
der gesamten Laufzeit des Abkommens. 

Wenn die Gemeinschaft jedoch während der Durchfüh¬ 
rung dieses Abkommens 

- eine oder mehrere Waren einer gemeinsamen Markt- 
Organisation oder im Rahmen der Durchführung der 
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gemeinsamen Agrarp>olitik einer Sonderregelung 
unterwirft, behält sie sich vor, die Einfuhrregelung für 
diese Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten nach 
Konsultation im Ministerrat anzupassen. In diesem 
Fall findet Buchstabe a Anwendung; 

- eine gemeinsame Marktorganisation oder eine im 
Rahmen der Durchführung der gemeinsamen Agrar* 
Politik eingeführte Sotxlerregelurtg Ändert, behält sie 
sich vor, die Regelung für die Waren mit Ursprung kt 
den AKP-Staaten rtach Konsultation kn Ministerrat zu 
ändern. In diesem Fall verpflichtet sich die Gemein¬ 
schaft, für die Waren mit Ursprung in den AKP-Staa¬ 
ten eine Vergünstigung beizubehalten, die mit der 
Vergünstigung vergleichbar ist, die ihnen vorher 
gegenüber den Ursprungswaren der Drittländer, 
denen die Meistbegürtstigung eingeräumt ist, gewährt 
wurde, 

e) Erwägt die Gemeinschaft den Abschluß eirtes Präfe¬ 
renzabkommens mit dritten Staaten, so unterrichtet sie 
die AKP-Staaten hiervon. Auf Antrag der AKP-Staaten 
finden Konsultationen zur Wahnjng ihrer Interessen 
statt. 

Artikel 169 

(1) Die Gemeinschaft wendet bei der Einfuhr von Ursprungs¬ 
waren der AKP-Staalen keine mengenmäßigen Beschränkungen 
oder Maßnahmen gleicher Wirkung an. 

(2) Absatz 1 gilt jedoch unbeschadet der Einfuhrregelung, die 
den in Artikel 168 Absatz 2 Buchstabe a erster Gedankenstrich 
genannten Waren Vorbehalten ist. 

Die Gemeinschaft unterrichtet die AKP-Staaten von der Auf¬ 
hebung der restlichen mengenmäßigen Beschränkungen für 
diese Waren. 

Artikel 170 

(1) Artikel 169 steht Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten 
oder -beschränkungen nicht entgegen, die aus Gründen der 
öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
des nationalen Kulturguts von künstlerischem, geschichtlichem 
oder archäologischem Wert oder des gewerblichen und kommer¬ 
ziellen Eigentums gerechtfertigt sind. 

(2) Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen auf keinen Fall 
ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung oder eine verschleierte 
Beschränkung des Handels kn allgemeinen darstellen. 

Beeinträchtigt die Anwendung der in Absatz 1 genannten Maß¬ 
nahmen die Interessen eines oder mehrerer AKP-Staaten, so 
finden auf deren Antrag Konsultationen gemäß Artikel 12 Absatz 2 
kn Hinblick auf eirte befriedigende Lösung statt. 

(3) Die Bestimmungen über den Verkehr mit gefährlichen Abfäl¬ 
len urxj mit radioaktiven Abfällen sind im Trtel 1 des Zweiten Teils 
des Abkommens enthalten. 

Artikel 171 

Die Behandlung von Ursprungswaren der AKP-Staaten bei der 
Einfuhr darf nicht günstiger sein als diejenige, die für den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gilt. 

Artikel 172 

Besieht die Gefahr, daß neue Maßnahmen oder Maßnahmen, 
die im Rahmen der von der Gemeinschaft zwecks Verbesserung 
des Warenverkehrs beschlossenen Programme zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehen sind, die 
Interessen eines oder mehrerer AKP-Staaten beeinträchtigen, so 
unterrichtet die Gemeinschaft vor Erlaß dieser Maßnahmen die 
AKP-Staaten über den Ministerrat davon. 

Damit die Gemeinschaft die Interessen der betreffenden AKP- 
Staalen berücksichtigen kann, finden auf deren Antrag Konsulta¬ 


tionen gemäß Artikel 12 Absatz 2 im Hinblick auf eine belriedl- 
gende Lösung statt. 

Artikel 173 

(1) Beeinträchtigen bestehende, zur Erleichterung des Waren¬ 
verkehrs getroffene Regelungen der Gemeinschaft oder die Aus¬ 
legung, Anwendung oder Durchführung dieser Regelungen die 
Interessen eines oder mehrerer AKP-Staaten, so firxlen auf deren 
Antrag Konsultationen kn Hinblick auf eine befriedigende Lösung 
statt. 

(2) Oie AKP-Staaten können im Ministerrat auch andere 
Schwierigkeiten des Warenverkehrs, die sich aus von den Mit- 
gliedstaaten getroffenen oder vorgesehenen Maßnahmen erge¬ 
ben, zur Sprache bringen, damH eine befriedigende Lösung 
gefunden werden kann. 

(3) Die zuständigen Organe der Gemeinschaft unterrichten im 
Interesse wirksamer Konsultationen den Ministerrat im weitest¬ 
möglichen Umfang Ober derartige Maßnahmen. 

Artikel 174 

(1) Die AKP-Staaten sind in Anbetracht ihrer derzeitigen Enl- 
wici^ngserfordemisse nicht gehalten, während der Geltungs¬ 
dauer dieses Abkommens In bezug auf die Einfuhr von Ur¬ 
sprungswaren der Gemeinschaft Verpflichtungen einzugehen, die 
den Verpflichtungen entsprechen, die die Gemeinschaft aufgrund 
dieses Kapitels hinsichtlich der Einfuhr der Ursprungswaren der 
AKP-Staaten eingegangen ist. 

(2) a) Im Rahmen des Handelsverkehrs mit der Gemeinschaft 

unterlassen die AKP-Staaten jode Diskriminieruttg zwi¬ 
schen den Mitgliedstaaten und räumen der Gemein¬ 
schaft eine Behandlung ein, die nicht weniger günstig ist 
als die Meistbegünstigung. 

b) Unbeschadet der spezifischen Bestimmungen dieses 
Abkommens unterläßt die Gemeinschaft auf dem Gebiet 
des Handels jede Diskriminierung zwischen den AKP- 
Staaten. 

c) Die Meistbegünstigung im Sinne von Buchstabe a gilt 
nicht für die wirtschaftlichen und handelspolitischen 
Beziehungen zwischen AKP-Staaten oder zwischen 
einem oder mehreren AKP-Staaten und anderen Ent¬ 
wicklungsländern . 

Artikel 175 

Sofern dies nicht schon in Anwendung der vorausgehenden 
AKP-EWG-Abkommen geschehen ist, teilt jede Vertragspartei 
dem Ministerrat binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens ihren Zolltarif mit. Sie teiK ihm auch alle späteren 
Änderungen kt ihrem Tarif mit, sobald sie kt Kraft treten. 

Artikel 176 

(1) Die Bestimmung des Begriffs .Ursprungswaren“ zur Durch¬ 
führung dieses Kapitels sowie die Methoden für die Zusammen¬ 
arbeit der Venvaltungen auf diesem Gebiet sind im Protokoll Nr 1 
festgelegt, 

(2) Der Ministerrat kann Ändenjngen zum Protokoll Nr. 1 erlas¬ 
sen. 

(3) Soweit der Begriff .Ursprungswaren“ für eine bestimmte 
Ware noch nicht in Durchführung von Absatz 1 oder Absatz 2 
definiert ist, wendet jede Vertragspartei weiterhin ihre eigene 
Regelung an. 

Artikel 177 

(1) Wenn die Anwendung dieses Kapitels ernste Störungen für 
einen Wirtschaftsbereich der Gemeinschaft oder eines oder meh¬ 
rerer Mitgliedstaaten mit sich bringt oder deren äußere finanzielle 
Stabilität gefährdet oder wenn Schwierigkeiten auftreten, die die 
Beeinträchtigung eines Wirtschaftsbereichs der Gemeinschaft 
oder einer ihrer Regionen nach sich ziehen könnten, so kann die 
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Gemeinschaft Schutzmaßnahmen treffen oder den betreffenden 
Mitgliedstaat dazu ermächtigen. Diese Maßnahmen, ihre Dauer 
und die Einzelheiten ihrer Durchführung werden dem Ministerrat 
unverzüglich bekanntgegeben. 

(2) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten verpflichten sich, 
nicht auf andere Mittel zu protektionistischen Zwecken oder zur 
Behinderung einer strukturellen Entwicklung zurückzugreifen. Die 
Gemeinschaft unterläßt Schutznftaßnahmen mit ähnlicher Wir¬ 
kung. 

(3) Diese Schutzmaßnahmen müssen sich auf die Maßnahmen 
beschränken, die die geringsten Störungen für den Handel zwi¬ 
schen den Vertragsparteien bei der Verwirklichung der Zele 
dieses Abkommens mit sich bringen, urtd dürfen nicht über das 
zur Behebung der aufgetretenen Schwierigkeiten unbedingt erfor¬ 
derliche Maß hinausgehen. 

(4) Bei den Schutzmaßnahmen werden zum Zeitpunkt ihrer 
Anwendung der Umfang der jeweiligen Ausfuhren der AKP-Staa- 
ten in die Gemeinschaft und ihr Entwicklungspotential berücksich¬ 
tigt. 

Artikel 176 

(1) Über die Anwertdurtg der Schutzklausel finden, unabhängig 
davon, ob es sich um die Einführung oder <fie Verlängerung 
solcher Maßnahmen handelt, vorherige Konsultationen statt. Die 
Gemeinschaft erteilt den AKP-Staaten alle für diese Konsultatio¬ 
nen notwendigen Auskünfte und stellt ihnen die Daten zur Verfü¬ 
gung, anhand deren festgestellt werden kann, in welchem Maße 
die Einfuhren einer bestimmten Ware aus einem oder mehreren 
AKP-Staaten die in Artikel 177 Absatz 1 gertarviten Wirkungen 
hervorgerufen haben. 

(2) Haben Konsultationen staftgefunden, so treten die Schutz¬ 
maßnahmen oder jede zwischen den betreffenden AKP-Staaten 
und der Gemeinschaft geschlossene Vereinbarung nach 
Abschluß dieser Konsultationen in Kraft. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen vorherigen 
Konsultationen stehen jedoch sofortigen Beschlüssen nicht ent¬ 
gegen, die die Gemeinschaft oder ihre Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 177 Absatz 1 fassen könnten, wenn besondere Umstände 
dies erfordern. 

(4) Zur leichteren Prüfung der Fakten, die Marktstörungen 
hervorrufen können, wird ein Mechanismus geschaffen, der die 
statistische Überwachung bestimmter Ausfuhren der AKP-Staa¬ 
ten in die Gemeinschaft gewährleisten sol!. 

(5) Die Vertragsparteien verpflichten sich, regelmäßige Konsul¬ 
tationen durchzuführen, um befriedigende Lösungen für die Pro¬ 
bleme zu finden, die zur Anwendung der Schutzklausel führen 
könnten. 

(6) Die in den Absätzen 1 bis 5 genannten vorherigen Konsul¬ 
tationen und regelmäßigen Kortsultationen sowie der gertannte 
Überwachungsmechanismus werden entsprechend dem Proto¬ 
koll Nr. 4 durchgeführt. 

Artikel 179 

Der Ministerrat prüft auf Antrag einer betroffenen Vertragsp>artei 
die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Anwendung 
der Schutzklausel. 

Artikel 180 

Bei Genehmigung, Änderung oder Aufhebung von Schutzmaß¬ 
nahmen wird den Interessen der am wenigsten entwickelten AKP- 
Staaten, der AKP-Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

Artikel 181 

Um eine wirksame Anwendung der Bestimmungen dieses 
Abkommens im Bereich der Zusammenarbeit im Handel- und 


Zollwesen zu gewährleisten, beschließen die Vertragsparteien, 
sich gegenseitig zu unterrichten und zu konsultieren. 

Abgesehen von den Fällen, in denen Konsultationen in den 
Artikeln 167 bis 180 ausdrücklich vorgesehen sind, finden Konsul¬ 
tationen auf Antrag der Gemeinschaft oder der AKP-Staaten nach 
Maßgabe der Verfahrensregeln des Artikels 12 insbesondere in 
folgenden Fällen statt: 

1. wenn die Vertragsparteien beabsichtigen, handelspolitische 
Maßnahmen zu treffen, die die Interessen einer oder mehrerer 
Vertragsparteien kn Flahmen dieses Abkommens beeinträch¬ 
tigen; in diesem Fall unterrichten sie den Ministerrat hiervon. 
Auf Antrag der betreffenden Vertragsparteien finden Konsul¬ 
tationen statt, damit die jeweiligen Interessen berücksichtigt 
werden könr>en; 

2. wenn die AKP-Staaten während der Laufzeit dieses Abkom¬ 
mens zu der Auffassung geleingen, daß die unter Artikel 168 
Absatz 2 Buchstabe a fallenden landwirtschaftlichen Erzeug¬ 
nisse, für die keine Sonderregelung gilt die Gewährung einer 
solchen Regelung rechtfertigen; in diesem Fall können im 
Ministerral Konsultationen stattfinden; 

3. wenn eine Vertragspartei zu der Auffatssung gelangt, daß der 
Warenverkehr aufgrurxl eirter in einer artderen Vertragspartei 
bestehenden Regelung, Virer Auslegung, ihrer Anwendung 
oder ihrer Durchführung behindert wird; 

4. wenn die Gemeinschaft oder die Mitgliedstaaten Schutzmaß¬ 
nahmen gemäß Artikel 177 treffen; in diesem Fall können im 
Ministerrat auf Antrag der betroffenen Vertragsparteien über 
diese Maßnahmen Kortsultationen insbesondere mit dem Ziel 
stattfinden, die Einhalturtg von Artikel 177 Absatz 3 sicherzu¬ 
stellen. 

Diese Konsultationen müssen innerhalb von drei Monaten ab¬ 
geschlossen sein. 

Kapitel 2 

Besondere Verpflichtungen betreffend Rum und Bananen 

Artikel 182 

Bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Marktorganisalion für 
Spirituosen wird die Einfuhr von Waren der Unterpositionen 
22 08 40 10, 22 08 40 90, 22 08 90 11 und 22 08 90 19 der Kom¬ 
binierten Nomenklatur - Rum, Arrak, TafTia - mit Ursprung in den 
AKP-Staaten in die Gemeinschaft unbeschadet von Artikel 167 
Absatz 1 durch das Protokoll Nr. 6 geregelt. 

Artikel 183 

Damit die Produktions- und Vermarktungsbedingungen für 
Bananen mit Ursprung in den AKP-Staaten verbessert werden 
können, vereinbaren die Vertreigsparteien die in Protokoll Nr. 5 
festgelegten Zielsetzungen. 

Artikel 184 

Dieses Kapitel sowie die Protokolle Nr. 5 und Nr. 6 gelten nicht 
für die Beziehungen zwischen den AKP-Staaten und den französi¬ 
schen überseeischen Departements. 

Kapitel 3 

Dienstleistungsverkehr 

Artikel 185 

(1) Die Vertragsparteien erkennen an, daß der Dienstleistungs¬ 
verkehr für die Entwicklung der Volkswirtschaften der AKP-Staa¬ 
ten wichtig ist, weit dieser Sektor im Welthandel eine immer 
größere Rolle spielt und ein beträchtliches Wachstumspotential 
besitzt. 
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(2) Die AKP-Staalen und die Gemeinschaft erkennen an, daß 
langfristig die schrittweise Liberalisierung des Dienstleistungsver¬ 
kehrs anzustreben ist, wobei die Ziele der Politik der einzelnen 
AKP-Staaten respektiert werden müssen und dem Entwicklungs¬ 
niveau der AKP-Staaten gebührend Rechnung getragen werden 
muß. 

(3) Oie AKP-Staaten und die Gemeinschaft erkennen ferner an, 
daß es zweckmäßig und tx>twerKlig ist, die Zusammenarbeit in 
diesem Sektor auszubauen, wenn die Ergebnisse der nuiltilatera- 
len Handelsverhandlungen vorliegen. 

(4) Deshalb werden die Vertragsparteien Änderungen bzw. 
Ergänzungen zu dem vortiegerxlen Akommen ausharxleln, um 
den Ergebnissen der multilateralen HarKfelsverhandlurtgen, die 
zur Zeit im Rahmen des GATT geführt werden, Rechnung zu 
tragen und sie umzusetzen. 

(5) Am Ende der in Absatz 4 vorgesehenen Verhandlungen, die 
im Rahmen des Ministerrates geführt werden, kann der Minister¬ 
rat jedwede Änderung zu dem vorliegertden Kapitel beschließen. 


THel II 

Zusamnnenarbeit Im Bereich der Grundstoffe 

Kapitel 1 

Stabilisierung der Erlöse aus der Ausfuhr 
von landwirtschaftlichen Grundstoffen 

Artikel 186 

(1) Um die schädlichen Auswirkungen der Schwankungen der 
Ausfuhrerlöse zu beheben und den AKP-Staaten zu helfen, eines 
der Haupthindernisse für die Stabilität, die Rentabilität und das 
anhaltende Wachstum ihrer Wirtschaft zu überwinden, um ihre 
Entwicklungsanstrengungen zu unterstützen und ihnen die Mög¬ 
lichkeit zu geben, auf diese Weise den wirtschaftlichen und sozia¬ 
len Fortschritt ihrer Bevölkerung zu sichern und zum Schutz ihrer 
Kaufkraft beizutragen, wird ein System angewandt, das die Stabi¬ 
lisierung der Ausfuhrerlöse für die von den AKP-Staaten in die 
Gemeinschaft oder nach anderen Bestimmungen im Sinne des 
Artikels 189 ausgeführten Waren, von denen ihre Wirtschaft 
abhängig ist und die Preis- oder Mengenschwankungen oder 
gleichzeitigen Schwankungen dieser beiden Faktoren unter¬ 
liegen, gewährleisten soll. 

(2) Zur Verwirklichung dieser Ziele müssen die transferierten 
Mittel gemäß einem in jedem Einzelfall zwischen dem begünstig¬ 
ten AKP-Staat urxi der Kommission zu vereinbareriden Regel¬ 
werk gegenseitiger Verpflichtungen entweder für den - im weitest¬ 
möglichen Sinne verstandenen - Sektor venwendet werden, in 
dem der Rückgang der Ausfuhrerlöse zu verzeichnen ist um dort 
den von dieser Eiiöseinbuße betroffenen Wirtschaftsteilnehmem 
zugute zu kommen, oder überall dort wo dies angezeigt ist für 
Zwecke der Diversifizierung eir^gesetzt werden, um entweder in 
geeignete andere - grundsätzlich landwirtschaftliche - Produk¬ 
tionsbereiche gelenkt zu werden oder aber der Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu dienen. 


Artikel 187 

(1) Folgende Waren sind in das System einbezogen: 

Position der 

Kombinierten 

Nomenklatur 

1. Erdnüsse, in Schalen 1202 

oder ohne Schalen 

2. Erdnußöl 1508 

3. Kakaobohnen 1801 


4. Kakaoschalen, Kakaohäutchen 1802 
und anderer Kakaoabfall 


5. Kakaomasse 

6. Kakaobutter 

7. Kakaopulver 

8. Kaffee, roh oder geröstet 

9. Auszüge, Essenzen und 
Konzentrat aus Kaffee 


1803 

1804 

1805 

0901 11 bis 0901 22 
2101 10 11, 2101 10 19 


10. Baumwolle, weder gekrempelt 5201 
ivxh gekämmt 


11. Baumwoll-Unters 

12. Kokosnüsse 

13. Kopra 

14. KokosruJßöl 

15. Palmöl 

16. Palmkemöl 

17. Palmnüsse und Palmkeme 

18. Rohe Häute und Felle 

19. Rind- urxf Katbleder 

20. Schal- und Lammleder 

21. Ziegen- und Zickelleder 


1404 20 
0801 10 
1203 

151311, 151319 
1511 

1513 21, 1513 29 
1207 10 

4101 10 bis 4101 30 
4102, 4103 10 
4104 10 bis 4104 29 
4104 31 11, 4104 31 19 

4104 31 30, 4104 39 10 

4105 

4106 


22. Rohholz, zwei- oder vierseitig, 4403 


grob zugerichtet 

23. Holz, gesägt 4407 

24. Bananen, frisch 0803 00 10 

25. Bananen, getrocknet 0803 00 90 

26. Tee 0902 

27. Rohsisal 5304 10 

28. Vanille 0905 

29. Gewürznelken 0907 

30. Wolle, weder gekrempelt 5101 

noch gekämmt 


31. Feine Angoraziegenhaare 5102 1050 

32. Gummi arabicum 1301 20 00 

33. Pyreihrum, Säfte und Auszüge1211 90 10, 1302 14 

von Pyrethrum 

34. Ätherische Öle 3301 11 bis 3301 29 

35. Sesamsamen 1207 40 

36. Kaschunüsse 0601 30 

urxj Kaschukeme 


37. Pfeiler 0904 

38. Garnelen 0306 13,0306 23 

39. Kalmare, Kraken, Tintenfische 0307 41, 0307 49 

0307 51, 0307 59 


40. Baumwollsamen 

41. Ölkuchen 

42. Kautschuk 

43. Erbsen 

44. Bohnen 


1207 20 
2305, 2306 10 
2306 50, 2306 60 
2306 90 93 
4001 

0708 10, 0713 10 
0713 20 
0708 20 

0713 31 bis 0713 39 
ex 0713 90 


45. Unsen 0713 40 

46. Muskatnüsse und Muskatblüte 0908 10, 0908 20 

47. Sheanüsse (Karitenüsse) 1207 92 

48. Lamynußöl ex 1515 90 40 bis 

ex 1515 90 99 

49. Mangofrüchte ex 0804 50 
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(2) Um den Interessen des betreffenden AKP-Staates Rechung 
zu tragen, betrachtet die Kommission in allen Fällen bei der 
Anwendung des Systems als Ware im Sinne dieses Kapitels 

a) jede in Absatz 1 aufgeführte Ware, 

b) die Warengruppen 1 und 2, 3 bis 7, 8 und 9. 10 und 11,12 bis 
14, 15 bis 17, 18 bis 21, 22 und 23. 24 und 25, 47 und 48. 


Artikel 188 

Treten zwölf Monate nach Inkrafttreten dieses Abkorrttnerts für 
eine oder mehrere Waren, die nicht in Artikel 187 aufgeführt sind, 
von denen aber die Wirtschaft eines oder mehrerer AKP-Staaten 
in erheblichem Umfang abhängig ist, starke Schwankurtgen auf, 
so äußert sich der Ministerrat spätestens sechs Monate, nachdem 
der oder die betreffenden AKP-Staaten einen Arrtrag gestellt 
haben, zur Aufnahme dieser Ware oder Waren in diese Liste; 
dabei berücksichtigt er Faktoren wie Beschäftigurtgslage, Ver¬ 
schlechterung der Austauschrelatiorren zwischen der Gemein¬ 
schaft und dem betreffenden AKP-Staat und Entwicklungsstand 
des betreffenden AKP-Staates sowie die Bedingungen, die für die 
' Ursprungswaren der Gemeinschaft kertnzeichrtend sind. 

Artikel 189 

(1) Die Ausfuhrerlöse, auf die das System anwendbar ist. sind 
die Erlöse aus der Ausfuhr 

a) jeder Ware nach Artikel 187 Absatz 2 durch jeden eirtzelnen 
AKP-Staat in die Gemeinschaft; 

b) jeder Ware nach Artikel 187 Absatz 2, für die die in Absatz 2 
des vorliegenden Artikels vorgesehene Ausnahmeregelung 
gewährt wurde, durch diejenigen AKP-Staaten, die in den 
Genuß dieser Ausnahme kommen, in die anderen AKP-Staa¬ 
ten; 

c) jeder Ware nach Artikel 187 Absatz 2 durch diejenigen AKP- 
Staaten, die in den Genuß der in Absatz 3 des vorliegenden 
Artikels vorgesehenen Ausnahmeregelung kommen, nach 
jedweder Bestimmung. 

(2) Auf Antrag eines oder mehrerer AKP-Staaten betreffend 
eine oder mehrere der in Artikel 187 Absatz 1 genannten Waren 
kann der Ministerrat aut der Grundlage eines Berichts, den die 
Kommission anhand der von dem oder den antragstellenden 
AKP-Staaten vorzulegenden einschlägigen Angaben ersteltL 
spätestens sechs Monate nach Einreichen des Antrags beschlie¬ 
ßen, das System auf die Ausfuhr der betreffenden Waren durch 
diesen bzw. diese AKP-Staaten in andere AKP-Staaten anzu¬ 
wenden. 

(3) Stammen den einschlägigen Angaben über den Durch¬ 
schnitt der beiden dem Anwendungsjahr vorangegangenen Jahre 
zufolge mindestens 70% der gesamten Ausfuhrerlöse eines AKP- 
Staates, die mit den durch das System erfaßten Waren erzielt 
werden, nicht aus Ausfuhren in die Gemeinschaft, so ist das 
System automatisch auf die Ausfuhr jeder Ware nach Artikel 187 
Absatz 2 durch diesen Staat ohne Rücksicht auf ihre Bestimmung 
anwendbar. 

Im Falle der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten beträgt 
der betreffende Satz 60%. 

Die Kommission prüft bei jedem Anwendungsjahr und jedem 
AKP-Staat, ob diese Kriterien erfüllt sind. 


Artikel 190 

Für die in Artikel 186 dargelegten Zwecke wird der Betrag, der 
in dem im Anhang enthaltenen Finanzprotokoll genannt ist, für die 
Laufzeit dieses Protokolls für das System bereitgestellt. Dieser 
Betrag ist zur Erfüllung der gesamten Verpflichtungen im Rahmen 
des Systems bestimmt. Er wird von der Gemeinschaft verwaltet. 


Artikel 191 

(1) Der Gesamtbetrag nach Artikel 190 wird entsprechend der 
Zahl der Anwendungsjahre des Finanzprotokolls in gleiche jähr¬ 
liche Tranchen aufgeteilt. 

(2) Restbeträge am Ende eines jeden - mit Ausnahme des 
letzten - Anwendungsjahres des im Anhang zu diesem Abkom¬ 
men enthaltenen Finanzprotokolls werden automatisch auf das 
folgende Jahr übertragen. 

Artikel 192 

Der im Zeitraum vom 1. April bis zum 30. Juni anfallende 
Zinsertrag aus der Anlage des der Hälfte jeder jährlichen Tratnche 
entsprechenden Betrages abzügRch der in diesem Zeitraum getä¬ 
tigten Zahlungen für Vorschüsse urtd Transfers wird den für das 
System verfügbaren Mitteln zugeschlagen. 

Der im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. März anfallertde 
Zinsertrag aus der Anlage des der zweiten Hälfte jeder jährlichen 
Trarx^te entsprechenden Betrags abzüglich der Zahlur>gen für 
Vorschüsse und Transfers während dieses zweiten Zeitraums 
werden den für das System verfügbaren Mitteln zugeschlagen. 

Jeder Teil einer jährlichen Tranche, der nicht in Form von 
Vorschüssen oder Transfers gezahlt worden isL bringt bis zu 
seiner Verwendung kn Rahmen des darauffolgenden Haushalts¬ 
jahres weiterhin einen Zinsertrag zugunsten der für das System 
verfügbaren Mittel. 

Artikel 193 

Die für jedes Anwendungsjahr verfügbaren Mittel bestehen aus 
der Summe 

1. der jährlichen Tranche, gegebenenfalls gekürzt oder erhöht 
um die gemäß Artikel 194 Absatz 1 verwendeten oder freige¬ 
wordenen Beträge; 

2. der gemäß Artikel 191 Absatz 2 übertragenen Mittel; 

3. des Zinsertrags gemäß Artikel 192. 

Artikel 194 

(1) Übersteigt der Gesamtbetrag der gemäß Artikel 197 berech¬ 
neten und gegebenenfalls gemäß den Artikeln 202 bis 204 herab¬ 
gesetzten Transfergrundlagen für ein Anwendungsjahr die für das 
betreffende Jahr zu Verfügung stehenden Mittel des Systems, so 
wird jedes Jahr, außer im letzten, automatisch ein Vorgriff von 
höchstens 25% auf die Tranche des folgenden Jahres vorgenom¬ 
men. 

(2) Sind die verfügbaren Mittel nach der Maßnahme gemäß 
Absatz 1 immer noch geringer als der in Absatz 1 genannte 
Gesamtbetrag der Transfergrundlagen für dasselbe Anwen¬ 
dungsjahr, so wird der Betrag jeder Transfergrundlage um 10% 
dieses Betrages gekürzL 

(3) Ist der so ermittelte Gesamtbetrag der Transfers nach der 
Kürzung gemäß Absatz 2 geringer als die verfügbaren Mittel, so 
virird der Restbetrag proportional zu den Kürzungen der Transfer¬ 
grundlagen unter allen Transfers aufgeteilt. 

(4) Übersteigt der Gesamtbetrag der Transfers, die Zahlungen 
bewirken können, nach der gemäß Absatz 2 durchgeführten Kür¬ 
zung die verfügbaren Mittel, so nimmt der Ministerrat anhand 
eines Berichts der Kommission eine Lagebeurteilung der voraus¬ 
sichtlichen Entwicklung des Systems vor und prüft die Maßnah¬ 
men, die im Rahmen dieses Abkommens zu treffen sind, um diese 
Situation zu beheben. 

Artikel 195 

Hinsichtlich der Restbeträge des Gesamtbetrags gemäß Artikel 
190 - einschließlich des Tinsertrags gemäß Artikel 192 -, die nach 
Ablauf des letzten Jahres der Durchführung des Systems im 
Rahmen des im Anhang zu diesem Abkommen enthaltenen 
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Finanzprotokolls gegebenenfalls verbleiben, wird wie folgt ver¬ 
fahren: 

a) Die in Anwendung der Prozentsätze nach Artikel 197 Absätze 
3 und 4 frei gewordenen Beträge werden an jeden AKP-Staal 
proportional zu den ihm aufgrund dieser Bestimmungen abge¬ 
zogenen Beträgen zurückgezahlt: 

b) über die VenArendung etwaiger nach Anwendung von Buch¬ 
stabe a verbleibender Restbeträge entscheidet der Minister¬ 
rat. 

Artikel 196 

(1) Das System ist auf die Erlöse eines AKP-Staates aus der 
Ausfuhr der Waren nach Artikel 187 Absatz 2 anwerrdbar, wenn 
die Erlöse aus der Ausfuhr der einzelnen Waren nach allen 
Bestimmungen im Jahr vor dem Anwendungsjahr mindestens S% 
seiner Gesamterlöse aus der Ausfuhr sämtlicher Waren, rtach 
Abzug der Wiederausfuhren, ausgemacht haben. Dieser Satz 
beträgt für Sisal 4%. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Satz beläuft sich für die am 
wenigsten entwickelten AKP-Staaten, die AKP-Binnenstaaten 
und die AKP-Inselstaaten auf 1%. 

(3) Ist während des dem Anwendungsjahr vorangehertden Jah¬ 
res die Produktion der betreffenden Ware aufgrund eirter Natur¬ 
katastrophe erhebTtch zurOckgegangen, so «rinf bei der Berech- 
rHjng des in Absatz 1 genannten Satzes der Durchschnitt der Aus¬ 
fuhrerlöse zugrunde gelegt, die in den drei dem Katastrophenjahr 
vorangehenden Jahren für die betreffende Ware erzielt wurden. 

Als erheblich gilt ein Produktionsrückgartg von mindestens 50% 
gegenüber der Durchschnittsproduktion in den drei.dem Katastro¬ 
phenjahr vorangehenden Jahren. 

Artikel 197 

(1) Zur Durchführung des Systems werden für jeden AKP-Staat 
und für die Ausfuhr jeder in Artikel 187 Absatz 1 genannten Ware 
nach der Gemeinschaft oder nach anderen Bestimmungen 
gemäß Artikel 189 ein Bezugsniveau und eine Transfergrundlage 
enechnet. 

(2) Das Bezugsniveau entspricht dem Durchschnitt der Aus¬ 
fuhrerlöse von sechs den einzelnen Anwendungsjahren vorange¬ 
henden Kalenderjahren, wobei die beiden Jahre mit den am 
weitesten auseinanderliegenden Ergebnissen unberücksichtigt 
bleiben. 

(3) Die Differenz zwischen dem Bezugsntveau und den tatsäch¬ 
lichen Erlösen des Anwertdungskalenderjahres, abzüglich eines 
Betrages, der 4,5% dieses Bezugsniveaus entspricht, stellt die 
Transfergrundlage dar. Für die am wenigsten entwickelten AKP- 
Staaten beläuft sich dieser Satz auf 1%. 

(4) Die Abzüge nach Absatz 3 erfolgen nicht, wenn die Differenz 
zwischen dem Bezugsniveau und den tatsächlichen Erlösen weni¬ 
ger als 2 Millionen ECU bei den am wenigsten entwickelten AKP- 
Staaten und den AKP-Binnenstaaten bzw. weniger als 1 Million 
ECU bei den AKP-Inselstaaten beträgt. 

Auf keinen Fall wird die Differenz zwischen dem Bezugsniveau 
und den tatsächlichen Erlösen um mehr als 

- 20% bei den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten und den 
AKP-Binnenstaaten, 

- 30% bei den übrigen AKP-Staaten 
gekürzt. 

(5) Der Transferbetrag entspricht der Transfergrundlage nach 
etwaiger Anwendung der Artikel 202 bis 204 und des Artikels 194. 

Artikel 198 

(1) Wenn ein AKP-Staat 

- die Verarbeitung einer traditionell im Rohzustand ausgeführten 
Ware aufnimmt oder 

- mit der Ausfuhr einer traditionell nicht erzeugten Ware beginnt. 


so kann das System auf der Grundlage eines Bezugsniveaus 
angewendel werden, das aufgrund der drei dem Anwendungsjahr 
vorangegangenen Jahre berechnet wird. 

(2) Als Transfergrundlage für die AKP-Staaten, auf die 

— die Ausnahmeregelung von Artikel 189 Absatz 2 Anwendung 
findet, gelten die Erlöse aus der Ausfuhr der betreffenden Ware 
oder Waren rtach der Gemeinschaft und rtach den arxferen 
AKP-Staaten, 

- die Ausrtahmeregelung von Artikel 189 Absatz 3 Anwendung 
findet, gelten die Erlöse aus der Ausfuhr der betreffenden Ware 
oder Waren nach allen Bestimmungen. 

Artikel 199 

(1) Um ein wirksames urxj rasches Funktionieren des Systems 
zu gewährleisten, wird zwischen jedem AKP-Staat urxl der Kom¬ 
mission eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Statistik einge¬ 
führt. 

(2) Die AKP-Staaten teilen der Kommission die in der gemein¬ 
samen Erklärung in Anhang XLIII angegebenen statistischen 
Jahresdaten mit. 

(3) Diese Angaben werden der Kommisskxt spätestens an dem 
auf das Anwertdungsjahr folgectden 31. März übermittelt. Artdem- 
falls vertiert der AKP-Staat jeden Transferanspruch für die betref- 
fende(n) Ware(n) für das in Frage stehende Anwendungsjahr. 

Artikel 200 

(1) Die Durchführung des Systems betrifft die in Artikel 187 
aulgeführten Waren, 

a) die in der Gemeinschaft in den freien Verkehr gebracht 
werden oder 

b) die in der Gemeinschaft dem aktiven Veredelungsverkehr im 
Hinblick auf ihre Verarbeitung unterworfen sind. 

(2) Als Statistiken für die Berechnungen nach Artikel 197 wer¬ 
den die vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften 
berechneten und veröffentlichten Statistiken zugnjnde gelegt. 

(3) Im Falle der AKP-Staaten, auf die 

a) die Ausnahmeregelung nach Artikel 189 Absatz 2 Anwendung 
findet, werden hinsichtlich der Ausfuhr der betreffenden Ware 
oder Waren nach anderen AKP-Staaten diejenigen statisti¬ 
schen Werte, die sich aus der Multiplikation des von dem 
betreffenden AKP-Staat erzieKen Ausfuhrvolumens mit dem 
vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften 
berechneten und veröffentlichten durchschnittlichen Einheits¬ 
wert der Einfuhren der Gemeinschaft ergeben, bzw., wenn 
diese nicht vorliegen, die statistischen Angaben des betreffen¬ 
den AKP-Staates zugninde gelegt; 

b) die Ausnahmeregelung nach Artikel 189 Absatz 3 Anwendung 
findet, werden für die Ausfuhr der betreffenden Ware oder 
Waren nach allen Bestimmungen diejenigen statistischen 
Wette, die sich aus der Multiplikation des von dem betreffen¬ 
den AKP-Staat erzielten Ausfehrvolumens mit dem vom Stati¬ 
stischen Amt der Europäischen Gemeinschaften berechneten 
und veröffentlichten durchschnittlichen Einheitswert der Ein¬ 
fuhren der Gemeinschaft ergeben, bzw., wenn diese nicht 
vorliegen, die statistischen Angeü>en des betreffenden AKP- 
Staates zugrunde gelegt. 

(4) Ergeben sich zwischen den statistischen Angaben des 
Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften und 
denen des betreffervlen AKP-Staates auffallende Unterschiede, 
so finden zwischen dem AKP-Staat und der Kommission Konsul¬ 
tationen statt. 

Artikel 201 

Ein Transfer erfolgt nicht, wenn es sich bei der Prüfung des 
Dossiers, welche die Kommission in Verbindung mit dem betref¬ 
fenden AKP-Staat vomimmt, zeigt, daß der Rückgang der Erlöse 
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aus der Ausfuhr in die Gemeinschaft die Folge diskriminierender 
Maßnahmen oder Politiken zuungunsten der Gemeinschaft ist. 

Artikel 202 

Die Transfergrundlage wird bei einem Rückgang der Erlöse für 
die Ausfuhr der betreffenden Ware in die Gemeinschaft entspre¬ 
chend gekürzt, wenn nach gemeinsamer F’rüfung durch die Kom¬ 
mission und den betreffenden AKP-Staat deutlich wird, daß dieser 
Erlösrückgang das Ergebnis handelspolitischer Maßnahmen ist 
die vom AKP-Staat selbst oder mittelbar Ober seine Wirtschafts¬ 
teilnehmer getroffen worden sind und die auf eine Eirtschränkung 
des Angebots abzielen; diese Kürzung kann zu einer Annullierung 
der Transfergrundlage führen. 

Artikel 203 

Werden bei der Prüfung der Entwicklurtg der Ausfuhr eines 
AKP-Staates nach allen Bestimmungen und der Produktion der 
fraglichen Ware durch den betrefferxJen AKP-Staat sowie der 
Nachfrage in der Gemeinschaft erhebliche Veränderungen fest¬ 
gestellt so finden zwischen der Kommission und dem antragstel¬ 
lenden AKP-Staat Konsultationen statt, mit dem Ziel, zu ermitteln, 
ob und inwieweit die TransfergrurKlIage beibehalten oder gekürzt 
werden muß. 

Artikel 204 

Die Transfergrundlage für eine bestimmte Ware darf auf keinen 
Fall höher sein als der entsprechende Betrag, der anhand der 
Ausfuhren des betreffenden AKP-Staates nach allen Bestimmun¬ 
gen berechnet worden ist. 

Artikel 205 

(1) Nach Abschluß der in Verbindung mit dem AKP-Staat vorge¬ 
nommenen Prüfung faßt die Kommission einen Transferbeschluß; 
diese Prüfung bezieht sich sowohl auf die statistischen Angaben 
als auch auf die Bestimmung der Transfergrundlage, die eine 
Zahlung bewirken kann. 

(2) Über jeden Treinsfer wird zwischen der Kommission und 
dem betreffenden AKP-Staat ein Transferabkommen geschlos¬ 
sen, 

Artikel 206 

(1) Der betreffende AKP-Staat und die Kommission treffen alle 
zweckdienlichen Maßnahmen, um die Durchführung von Voraus¬ 
zahlungen und von raschen Transfers gemäß den in Artikel 207 
vorgesehenen Verfahren sicherzustellen. 

(2) Artikel 205 ist sinngemäß auf die Vorauszahlungen anwend¬ 
bar. 

Artikel 207 

(1) Soweit der AKP-Staat gemäß Artikel 199 Absatz 3 vor dem 
auf das Anwendungsjahr folgenden 31. März sämtliche erforder¬ 
lichen statistischen Angaben übermittett hat, unterrichtet die Kom¬ 
mission jeden AKP-Staat spätestens am darauffolgenden 
30. April davon, wie sich seine Lage in bezug auf jede der in Arti¬ 
kel 187 Absatz 2 aufgeführten Waren, die von diesem Staat im 
Laufe des betreffenden Jahres ausgeführt worden ist, darstellt. 

(2) Der betreffende AKP-Staat und die Kommission setzen alles 
daran, damit die in den Artikeln 201, 202 und 203 vorgesehenen 
Verfahren spätestens am 30. Juni des betreffenden Jahres abge¬ 
schlossen werden. Nach Ablauf dieser Frist teilt die Kommission 
dem AKP-Staat den Transferbetrag mit, der sich aus der Bearbei¬ 
tung des Dossiers ergibt. 

(3) Unbeschadet von Artikel 206 faßt die Krxnmission späte¬ 
stens am 31. Juli des betreffenden Jahres Beschlüsse über 
sämtliche Transfers, ausgenommen diejenigen Transfers, bei 
denen die Konsultationen noch nicht abgeschlossen sind. 

(4) Am 30. September des betreffenden Jahres erstattet die 
Kommission dem Botschafterausschuß über den Stand der 
Behandlung sämtlicher Transfers Bericht. 


Artikel 208 

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem AKP-Staat 
und der Kommission über die Ergebnisse der in den Artikeln 201 
bis 203 sowie in Artikel 199 Absatz 3 vorgesehenen Prüfungen 
oder Konsultationen hat der betreffende AKP-Staat das Recht, 
unbeschadet eines etwaigen Rückgriffs aut Artikel 352 ein Ver¬ 
mittlungsverfahren einzuleiten. 

(2) Dieses Vermittlungsverfahren wird unter der Leitung eines 
einvemehmlich von der Kommission und dem betreffenden AKP- 
Staat benannten Sachverständigen durchgeführt. 

(3) Die Ergebnisse dieses Verfahrens werden innerhalb von 
zwei Monaten nach dieser Benennung dem betreffenden AKP- 
Staat sowie der Kommission mitgeteitt, die sie bei ihrem Transfer¬ 
beschluß berücksichtigt. 

Der betreffende AKP-Staat und die Kommission setzen alles 
daran, damit dieser Beschluß spätestens an dem auf den Eingang 
des Antrags folgenden 31. Oktober gefaßt wird. 

(4) Dieses Verfahren darf nicht dazu führen, daß die Behand¬ 
lung der übrigen Transfers für dasselbe Anwendungsjahr ver¬ 
zögert wird. 

Artikel 209 

(1) Wird gemäß Artikel 196 und 197 eirte Trartsfergrundlage 
festgesten, so übermittelt der betrefferxie AKP-Staat der Kom¬ 
mission in dem Monat, der auf den Eingang der in Artikel 207 
Absatz 1 genannten Mitteilung folgt, eine konkrete Analyse des 
V(3n dem Rückgang der Erlöse betroffenen Sektors, der Ursachen 
dieses Rückgangs, der von den Behörden in dieser Hinsicht 
verfolgten Politik sowie der Projekte, Programme und Maßnah¬ 
men, für die der begünstigte Staat die Mittel entsfxechend den 
Zielsetzungen von Artikel 186 Absatz 2 zu verwenden sich ver¬ 
pflichtet. 

(2) Gedenkt der begünstigte AKP-Staat, die Mittel gemäß Arti¬ 
kel 186 Absatz 2 außerhalb des Sektors zu verwenden, in dem der 
Rückgang der Erlöse eingetreten ist, so teilt er der Kommission 
die Gründe für diese Verwendung der Mittel mit. 

(3) Die Projekte, Programme und Maßnahmen, für die der 
begünstigte AKP-Staat die transferierten Mittel zu verwenden sich 
verpflichtet, werden von der Kommission gemeinsam mit dem 
betreffenden AKP-Staat geprüft. 

(4) Wird in dem Sektor, für den der Transfer bestimmt ist, 
bereits eine Anpassungsmaßnahme durchgeführt, die auf die 
Umstrukturierung der verschiedenen Produktions-, Ausfuhr- oder 
Diversifizierungstätigkeiten abzielt, so werden die Mittel im Ein¬ 
klang mit einer bestehenden konsequenten Reformpolitik in den 
betreffenden Sektoren und erforderlichenfalls auch zur Unterstüt¬ 
zung dieser Politik verwendet. 

Artikel 210 

Ist über die Verwendung der Mittel Einvernehmen erzielt wor¬ 
den, so unterzeichnen der AKP-Staat und die Kommission ein 
Protokoll, in dem der Rahmen gegenseitiger Verpflichtungen 
abgesteckt und die Modalitäten der Verwendung der Transfer¬ 
mittel in den verschiedenen Phasen der vereinbarten Maßnahmen 
festgelegt werden. 

Artikel 211 

(1) Bei der Unterzeichnung des Transferabkommens nach Arti¬ 
kel 205 Absatz 2 wird der Transferbetrag in ECU auf ein zinsbrin¬ 
gendes Konto überwiesen, für das zwei Unterschriften, die des 
AKP-Staates urxl die der Kommission, erforderlich sind. Der 
Zinsertrag wird diesem Konto gutgeschrieben. 

(2) Der Betrag auf dem in Absatz 1 genannten Konto wird 
entsprechend dem Fortgang der in dem Protokoll über die Ver¬ 
wendung der Mittel angegebenen Maßnahmen bereitgestellt, 
sofern die Bestimmungen des Artikels 212 eingehalten worden 
sind. 

(3) Die Verfahren nach Absatz 2 sind sinngemäß auf die gege¬ 
benenfalls freigesetzten Gegenwertmittel anwendbar. 
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Artikel 212 

(1) Binnen zwölf Monaten nach Bereitstellung der Mittel über¬ 
mittelt der AKP-Empfängerstaat der Kommission einen Bericht 
darüber, wie die transferierten Mittel verwendet wurden. 

(2) Wird der in Absatz 1 genannte Bericht nicht in der vorgese¬ 
henen Frist übermittelt oder gibt er Anlaß zu Bemerkungen, so 
verlangt die Kommission eine Begründung von seiten des betref¬ 
fenden AKP-Staates, der gehalten ist, binnen zwei Monaten diese 
Begründurtg vorzulegen. 

(3) Nach Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist kann die 
Kommission nach Befassung des Ministerrates und ordnungs¬ 
gemäßer Unterrichtung des betreffertden AKP-Staates drei 
Monate nach Abschluß des Verfahrens die Anwerxlung der 
Beschlüsse über erneute Transfers so lange aussetzen, bis dieser 
Staat die erforderlichen Angaben vorlegt. 

Dieser Beschluß wird dem betreffenden AKP-Staat unverzüg¬ 
lich mitgeteilt. 


Kapitel 2 

Besondere Verpflichtungen betreffend Zucker 

Artikel 213 

(1) Gemäß Artikel 25 des am 28. Februar 1975 Unterzeichneten 
AKP-EWG-Abkommens von Lom6 und dem Protokoll Nr. 3 im 
Anhang dazu hat sich die Gemeinschaft für unbestimmte Zeit 
verpflichtet, unbeschadet der übrigen Bestimmungen des vortie- 
genden Abkommens, bestimmte Mengen rohen oder weißen 
Rohrzuckers mit Ursprung in den rohrzuckererzeugerrden und 
-ausführenden AKP-Staaten, zu deren Lieferung sich diese Staa¬ 
ten verpflichtet haben, zu garantierten Preisen zu kaufen und 
einzuführen. 

(2) Die Bedingungen für die Anwendung des vorgenannten 
Artikels 25 sind in dem in Absatz 1 genannten Protokoll Nr. 3 
fesfgelegf worden. Der Text dieses Protokolls ist im Anhang zu 
diesem Abkommen als Protokoll Nr. 8 enthalten. 

(3) Artikel 177 des vorliegenden Abkommens findet im Rahmen 
des genannten Protokolls keine Anwendung. 

(4) Zum Zwecke der Anwendung von Artikel 8 des genannten 
Protokolls können während des Zeitraums der Anwendung des 
vorliegenden Abkommens die durch dieses Abkommen einge¬ 
setzten Organe in Anspruch genommen werden. 

(5) Artikel 8 Absatz 2 des genannten Protokolls firxfet Anwen¬ 
dung, wenn das vorliegende Abkommen außer Kraft tritt. 

(6) Die in den Anhängen XIII, XXI ur>d XXII der Schlußakte des 
am 28. Februar 1975 Unterzeichneten AKP-EWG-Abkommens 
von Lomä enthaltenen Erklärurtgen werden erneut bekräftigt und 
behalten Geltung. Diese Erklärungen werden unverärtdert in den 
Anhang zum vorliegenden Abkommen aufgenommen. 

(7) Dieser Artikel und das in Absatz 1 genannte Protokoll Nr. 3 
gelten nicht für die Beziehungen zwischen den AKP-Staaten und 
den französischen überseeischen Departements. 


Kapitel 3 

Bergbauerzeugnisse 

Besondere Finanzierungsfazilität (SYSMIN) 

Artikel.214 

(1) Es wird eine besondere Finanzierungsfazilität geschaffen, 
die an die AKP-Staaten gerichtet ist, für deren Wirtschaft der 
Bergbau eine wichtige Rolle spielt und in denen in diesem Bereich 
Schwierigkeiten festzustellen bzw. für die nahe Zukunft vorher¬ 
sehbar sind. 


(2) Die Zielsetzung des Systems besteht darin, einen Beitrag 
zur Schaffung einer stabileren oder sogar erweiterten Grundlage 
für die Entwicklung der AKP-Staaten zu leisten, indem diese 
unterstützt werden bei ihren Bemühungen 

- um den Schutz der Erzeugung und Ausfuhr von Bergbau¬ 
erzeugnissen durch Sanierungs- und Vorbeugungsmaßnah¬ 
men, mit welchen den schwerwiegenden volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen des Veriusts an Lebertsfähigkeit erttgegenge- 
wirkt werden soll, der auf eme Verringerung der Produktions- 
bzw. Ausfuhrkapazität urtd/oder der Ausfuhrerlöse hn Bergbau¬ 
sektor infolge einschneidender technologischer oder wirtschaft¬ 
licher Veräixferungen oder infolge vorübergehender oder 
unvorhersehbarer Störungen zurückzuführen isL auf die der 
betreffertde AKP-Staat und das auf dem betroffenen Sektor 
tätige Untentehmen keinen Einfluß haben; dabei wird der 
Anpassung der Wettbewerbssituation der Unternehmen an die 
veränderten Marktbedingurtgen besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet; 

- oder um die Diversifizierung und Erweiterung der Grundlagen 
für ihr Wirtschaftswachstum, wobei den AKP-Staaten, die in 
starkem Maße von den Ausfuhren eines Bergbauerzeugnisses 
abhängen, insbesondere bei dar Durchführung ftirer bereits 
eingeleiteten Entwicfdungsprojekte uixl -Programme geholfen 
wird, wenn diese infolge erheblicher ROd^änge der für dieses 
Bergbauerzeugnis erzielten Ausfuhrerlöse emstfich gefährdet 
sind. 

(3) Im Hinblick auf die Erreichung der genannten Ziele wird 

- diese Unterstützung den Umstrukturierungserfordemissen der 
Wirtschaft des betreffenden AKP-Staates angepaßt; 

- bei der Festlegung und Durchführung der Unterstützungsmaß¬ 
nahme den beiderseitigen Interessen der Vertragsparteien 
Rechnung getragen. 


Artikel 215 

(1) Die in Artikel 214 vorgesehene besondere Finanzierungs¬ 
fazilität richtet sich an die AKP-Staaten, deren Ausfuhren in die 
Gemeinschaft gehen und die während zumindest zwei der vier 
dem Jahr der Antragstellung vorangegangenen Jahre 

a) mindestens 15% ihrer Ausfuhrerlöse aus der Ausfuhr eines 
der folgenden Erzeugnisse bezogen haben: Kupfer (ein¬ 
schließlich Kobalt), Phosphate, Mangan, Bauxit und Alumi¬ 
niumoxid, Zinn, Eisenerz, auch agglomeriert, Uran; 

b) oder mindestens 20% ihrer Ausfuhrerlöse aus der Ausfuhr 
sämtlicher Bergbauerzeugnisse (mit Ausnahme von Edel¬ 
metallerzen, außer Gold, Erdöl und Erdgas) bezogen haben. 

Im Falle der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, der AKP- 
Binnenstaaten uixl der AKP-Inselstaaten beträgt der in Buchstabe 
a vorgesehene Satz 10% urxf der in Buchstabe b vorgesehene 
Satz 12%. 

Bei der Berechnung der unter den Buchstaben a uixf b genann¬ 
ten Schwellenwerte bleiben die Erlöse aus der Ausfuhr der Berg¬ 
bauerzeugnisse, die nicht unter das System fallen, unberücksich¬ 
tigt. 

(2) Die besondere Finanzierungsfazilität keinn in Anspruch 
genommen werden, wenn im Lichte der vorgenannten Ziele 

a) festgestellt oder damit gerechnet wird, daß die Lebensfähig¬ 
keit eines oder mehrerer Unternehmen des Bergbausektors 
durch vorübergehende oder unvorhersehbare materielle, wirt¬ 
schaftliche oder politische Ereignisse ernsthaft beeinträchtigt 
wurde oder werden wird, auf die der betreffende Staat und das 
betrefferKle Unternehmen keinen Einfluß haben, und wenn 
diese Beeinträchtigung der Lebensfähigkeit in einem merk¬ 
lichen Rückgang der Einkünfte des betreffenden AKP-Staates 
— wofür im besonderen ein Rückgang der Produktions- oder 
Ausfuhrkapazität bei dem betreffenden Erzeugnis um etwa 
10% maßgebend ist - und/oder einer Verschlechterung seiner 
Leislungsbilanz zum Ausdruck kommt bzw. kommen könnte. 
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Kennzeichnend lür eine voraussicht'iche Beeinträchtigung der 
Lebensfähigkeit ist es, wenn eine Verschlechterung des 
Zustands der Produktionsanlagen einsetzt, die Auswirkungen 
auf die Volkswirtschaft des betreffenden Landes hat; 

b) in dem in Absatz 1 Buchstabe a genannten Fall feslgestellt 
wird, daß ein starker Rückgang der Ausfuhrerlöse für das 
betreffende Bergbauerzeugnis - verglichen mit den Ourch- 
schnittserfösen der beiden der Antragstellung vorangegange¬ 
nen Jahre - die Durchführung bereits eingeleiteter Entwick¬ 
lungsprojekte oder -Programme ernstlich gefährdet. Um 
berücksichtigt zu werden, muß dieser Rückgang 

- die Folge materieller, wirtschaftlicher oder politischer 
Ereignisse sein; er darf weder mittel- noch unmittelbar 
künstlich durch Politiken und Maßnahmen des betreffen¬ 
den AKP-Staates oder der betreffenden Wirtschaftsteil¬ 
nehmer hervorgerufen worden sein; 

- zu einem entsprechenden Rückgang von mindestens 10% 
der gesamten Ausfuhrerlöse des dem Jahr der Antragstel¬ 
lung vorangegangenen Jahres führen. 

Die genannten unvorhersehbaren Ereignisse beziehen sich auf 
Störungen wie Unfälle, ernste technische Zwischenfälle, schwer¬ 
wiegende interne oder externe politische Ereignisse, wichtige 
technologische urxl wirtschaftliche Veränderungen oder erheb¬ 
liche Veränderurtgen in den Handelsbeziehungen zur Gemein¬ 
schaft. 

(3) Ein AKP-Staat kann eine Finanzhilfe aus den Mitteln der 
besonderen Finanzierungsfazilität beantragen, wenn die Bedin¬ 
gungen der Absätze 1 und 2 erfüllt sind. 

Artikel 216 

(1) Die in Artikel 215 vorgesehene Finanzhilfe wird zur Errei¬ 
chung der in Artikel 214 Absatz 2 vorgesehenen Ziele venwendet. 

- Halten die beiden Parteien die Aufrechterhaltung oder die 
Wiederherstellung der Lebensfähigkeit eines (der) betroffenen 
Bergbauuntemehmen(s) für möglich und angebracht, so ist die 
Finanzhilfe dazu bestimmL Projekte oder Programme - ein¬ 
schließlich Projekte oder Programme zur finanziellen Umstruk¬ 
turierung der betroffenen Unternehmen - zu finaruieren, die die 
Aufrechterhaltung, Wiederherstellung oder Ratkxralisierung 
der betreffenden Produktions- oder Ausfuhrkapazitäten auf 
einem wirtschaftlich lebensfähigen Stand bezwecken. 

- Halten die beiden Parteien die Aufrechterhaltung oder die 
Wiederherstellung der Lebensfähigkeit nicht für möglich, so ist 
die Finanzhilfe dazu bestimmt die Gmrxllagen des Wirtschafts^ 
Wachstums durch die Finanzierung von Projekten oder Pro¬ 
grammen für eine lebensfähige Umstellung oder horizontale 
oder vertikale Diversifizierung zu erweitern. 

- Das Ziel einer Diversifizierung kann im gegenseitigen Einver¬ 
nehmen auch dann angestrebt werden, wenn der Grad der 
Abhängigkeit der Wirtschaft von dem betreffenden Bergbau- 
erzeugnis bedeutend ist und zwar selbst dann, wenn die 
Lebensfähigkeit sich wiederherstellen ließe. 

- Findet Artikel 215 Absatz 2 Buchstabe b Anwendung, so wird 
das Ziel einer Diversifizierung im Wege einer Finanzierung 
angestrebt, die zur Verwirklichung von außerhalb des Bergbau¬ 
sektors liegenden Entwicklungsprojekten und -Programmen 
beiträgt, die bereits eingeleitet sind und sonst gefährdet wären. 

(2) In dieser Hinsicht ist bei dem Beschluß über die Zuweisung 
von Mitteln lür Projekte oder Programme den wirtschaftlichen 
Interessen und den sozialen Auswirkungen einer solchen Finanz¬ 
hilfe in dem betreffenden AKP-Staat sowie in der Gemeinschaft 
gebührend Rechnung zu tragen, wobei der Beschluß den Bedürf¬ 
nissen der wirtschaftlichen Umstrukturierung dieses AKP-Staates 
anzupassen ist. 

Im Rahmen der Anträge nach Artikel 215 Absatz 1 Buchstabe b 
bemühen sich die Gemeinschaft und der betreffende AKP-Staat 
gemeinsam und systematisch darum, den Anwendungsbereich 
und die Einzelheiten der etwaigen Finanzhilfe so festzulegen, daß 


dem konkurrierenden Bergbau in der Gemeinschaft durch diese 
Finanzhilfe kein Schaden entsteht. 

Die Beurteilung und die Berücksichtigung der vorgenannten 
Aspekte sind Bestandteil der Diagnose nach Artikel 217 Absatz 2. 

(3) Besondere Aufmerksamkeit gilt 

- den Tätigkeiten im Bereich der Verarbeitung und des Verkehrs, 
insbesorvlere auf regionaler Ebene, sowie der reibungslosen 
Eingliedening des Bergbausektors in den Gesamtprozeß der 
wirtschaftlk^n und sozialen Entwicklung des Landes; 

- den Vorbeugungsmaßnahmen, mit denen sich Störungen im 
Wege der Anpassung an die Technologien, der Vervollkomm¬ 
nung der technischen urrd Managementfähigkeiten des ört¬ 
lichen Personals sowie im Wege der Anpassung der Fähigkei¬ 
ten des örtlichen Personals an die BetriebsfOhrungstechniken 
der Untemehnten auf ein Mindestmaß beschränken lassen; 

- sowie der Stärkung des wissenschaftlichen und technologi¬ 
schen Potentials der AKP-Staaten zur Herstellung neuer Mate¬ 
rialien. 


Artikel 217 

(1) Der Antrag auf Finartzhilfe enthält die Angaben über die Art 
der aufgetretenen Probleme, die festgestellten oder erwarteten 
Auswirkungen der Störungen sowohl auf Landesebene als auch 
auf der Ebene des (der) betroffenen Bergbauunternehmen(s) 
sowie Angaben (in Form von Merkblättern) über die Maßnahmen 
oder Aktionen, die zur Beseitigung der Störung eingeleitet wurden 
bzw. erwünscht sind. 

Der Antrag wird sofort nach Feststellung der vorgenannten 
Auswirkungen innerhalb einer Frist für die Zusammenstellung des 
Dossiers von höchstens zwölf Monaten gestellt. 

(2) Vor jeder Entscheidung der Gemeinschaft wird systematisch 
eine technische, wirtschaftliche und finanzielle Diagnose des 
betroffenen Bergbausektors durchgeführt, um sowohl die Zuläs¬ 
sigkeit des Antrags als auch das geplante Projekt oder Nutzungs¬ 
programm zu beurteilen. Bei dieser sehr gründlichen Diagnose 
werden zur Bestimmung der Finanzhilfe insbesondere die Welt¬ 
marktaussichten sowie - unbeschadet des Artikels 216 Absatz 2 
Unterabsatz 1 die Lage auf dem Gemeinschaftsmarkt für die 
betreHenden Erzeugnisse berücksichtigt. Die Diagnose umfaßt 
zudem eine Analyse der Auswirkungen, die sich aufgrund einer 
derartigen Finanzhilfe unter Umständen für den konkurrierenden 
Bergbau in den Mitgliedstaaten ergeben, sowie eine Analyse der 
Auswirkungen, die sich für den betreffenden. AKP-Staat ergeben 
können, wenn die Finanzhilfe nicht gewährt würde. Anhand dieser 
Diagnose soll geprüft werden, 

- ob die Lebensfähigkeit der betreffenden Produktionsanlagen 
beeinträchtigt worden ist oder werden könnte, ob sie wieder¬ 
hergestellt werden kann oder ob Diversifizierungsmaßnahmen 
zweckmäßiger erscheinen; 

- oder ob der in Artikel 215 Absatz 2 Buchstabe b genannte 
Rückgang der Ausfuhrerlöse die Durchführung der bereits ein¬ 
geleiteten Entwicklungsprojekte oder -programme ernstlich 
gefährdet. 

Diese Diagnose wird nach dem Verfahren der finanziellen und 
technischen Zusammenarbeit vorgenommen. Ihre Durchführung 
erfolgt in enger Zusammenarbeit mit dem AKP-Staat und dessen 
hierfür in Frage kommenden Wirtschaftsteilnehmem. 

(3) Förderungswürdigkeit und Finanzierungsvorschlag sind 
Gegenstand eines einzigen Beschlusses. 

Die Gemeinschaft und der AKP-Staat treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Prüfung der Anträge voreinzutreiben und um 
eine rasche Durchführung der geeigneten Finanzhilfe zu ermög¬ 
lichen. 
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Artikel 218 

(1) Für das Anlaufen und die Überwachung des Projekts kann 
im Bedarfsfall aus den Mitteln der Fazilität eine technische Hilfe 
gewährt werden. 

(2) Die Verfahren für die Gewährung einer solchen Hilfe und die 
entsprechenden Durchführungsbestimmungen sind dem die 
Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanziefung betreffenden 
Teil des Abkommens zu entnehmen. 


Artikel 219 

(1) Für die in Artikel 214 genannten Zwecke stellt die Gemein¬ 
schaft für die Geltungsdauer des FinartzprotokoNs zu diesem 
Abkommen zur Erfüllung ihrer gesamten Verpflichtungen im Rah¬ 
men der besonderen Finanzierungsfazilität den in diesem Proto¬ 
koll genannten Gesamtbetrag bereit. Der dieser Fazilität zugewie¬ 
sene Betrag wird von der Kommission verwaltet. 

(2) a) Er wird entspirechend der Zahl der Anwendungsjahre in 

gleiche jährliche Tranchen aufgeteilt. Jedes Jahr, außer 
im letzten Jahr, kann der Ministerrat auf der Grundlage 
eines ihm von der Kommission vorgelegten Berichts, 
sofern erforderlich, einen Vorgriff von höchstens 50% 
auf die Tranche des folgenden Jahres genehmigen. 

b) Restbeträge am Ende eines jeden Anwendungsjahres 
des Finanzprotokolls zu diesem Abkommen - mit Aus¬ 
nahme des letzten Jahres - werden automatisch auf das 
folgende Jahr übertragen. 

c) Die für jedes Anwendungsjahr verfügbaren Mittel beste¬ 
hen demnach aus der Summe 

- der jährlichen Tranche, gekürzt um die gegebenen¬ 
falls aufgrund von Buchstsbe a verwendeten Beträge; 

- der gemäß Buchstabe b übertragenen Mittel. 

d) Reichen die Mittel für ein Anwendungsjahr nicht aus. so 
werden unbeschadet der Buchstaben a, b und c die 
vorgesehenen Beträge entsprechend gekürzt 

Der Ministerrat beschließt vor Ablauf der Geltungsdauer 
des Finanzprotokolls über die Verwendung etwaiger 
Restmittel aus dem Gesamtbetrag. 

(3) Der Betrag der in Artikel 215 vorgesehenen Finaruhilfe wird 
von der Kommission nach Maßgabe der für die besorxJere Finan¬ 
zierungsfazilität verfügbaren Mittel, der Art der Durchführungspro¬ 
jekte und -Programme, der Möglichkeit einer Mitfinanzierung 
sowie der relativen Bedeutung der betreffenden Bergbauindustrie 
für die Volkswirtschaft des AKP-Staates festgelegt 

(4) Auf keinen Fall dürfen einem einzigen AKP-Staat mehr als 
35% der nach Absatz 2 Buchstabe c verfügbaren Mittel gewährt 
werden. Dieser Satz beträgt für die Finartzhilfe nach Artikel 215 
Absatz 1 Buchstabe b 15%. 

(5) Die einem AKP-Staat im Rahmen der Finanzierungsfazilität 
gewährten Hilfen können von diesem an den Erxldarlehensneh- 
mer weitergegeben werden, und zwar zu arxleren finanziellen 
Bedingungen, die im Rahmen des Fitwizierungsbeschkjsses 
festgelegt werden und sich aus der Prüfurtg des Interventions¬ 
projekts anhand der üblichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Kriterien für die vorgesehene Projektart ergeben. 

(6) Die in Artikel 217 genannte Diagnose wird aus den Mitteln 
der Fazilität finanziert. 

(7) In Ausnahmefällen im Zusamtrtenhang mit einer Notsitua- 
lion, die die Diagnose in einer ersten Phase bestätigen und 
rechtfertigen muß, kann einem AKP-Staat, der einen entspre¬ 
chenden Antrag stellt, eine Vorauszahlung als teilweise Vorfinan¬ 
zierung des geplanten Projekts oder Programms gewährt werden. 


Titel ill 

Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Abschnitt 1 
Ziele 

Artikel.220 

Die Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinartzierung soll 

durch die Gewährung ausreichender Finanzmittel urtd geeignete 

technische Hille 

a) die Bemühungen der AKP-Staaten unterstützen und fördern, 
ihre integrierte, selbstbestimmte, auf eigerte Kraft gestützte 
ur>d sich langfristig selbst tragende soziale, kulturelle und 
wirtschaftliche Entwicklung zu gewährleisten auf der Grund¬ 
lage des beiderseitigen Interesses utkI im Geiste der Inter¬ 
dependenz; 

b) zur Hebung des Lebensstarxfards der Bevölkerung der AKP- 
Staaten und zur Verbesserung Ihrer Lebensbedingurtgen bei¬ 
tragen; 

c) Maßnahmen, die die Initative der Bevölkerung mobilisieren 
können, und die Mitarbeit der Personen fördern, die von der 
Konzipierung und Durchführung der Entwicklungsprojekte be¬ 
troffen sind; 

d) dazu beitragen, daß möglichst große Bevölkerungskreise aus 
der Entwicklung großen Nutzen ziehen; 

e) die Fähigkeit der AKP-Staaten entwickeln helfen, neue Tech¬ 
nologien einzuführen und vorhandene Technologien anzupas¬ 
sen und Umzugesfalten; 

f) zur optimalen und vernünftigen Erschließung, Erhaltung, Ver¬ 
arbeitung, Bearbeitung und Nutzung der rvatüriichen Ressour¬ 
cen der AKP-Staaten beitragen, um so ihre Industrialisie- 
rungs- und Diversifizierungsbemühungen zu unterstützen; 

g) die optimale Entwicklung ihres menschlichen Potentials unter¬ 
stützen und fördern; 

h) eine ihrem Entwicklungsbedarf entsprechende Steigerung der 
Finanzströme in die AKP-Staaten begünstigen und deren 
Bemühungen um eine Hamranisierung der internationalen 
Zusammenarbeit zugunsten ihrer Entwicklung durch Kofinan- 
zierungsmaßnahmen in Verbindung mit anderen Finanzie¬ 
rungseinrichtungen oder Dritten unterstützen; 

i) zum Abbau der Schuldenlast, die für die langfristige Entwick¬ 
lung der AKP-Staaten ein Haupthindernis darstellt, beitragen, 
indem der Zufluß von Mitteln, die keine weitere Verschuldung 
bewirken, gesteigert und das Instrumentarium des Abkom¬ 
mens in koordinierter und integrierter Weise entwickelt und 
eingesetzt wird; 

j) die Bereitstellung von Ressourcen zur Unterstützung tragfähi¬ 
ger, effizienter und wachstumsorientierter Anpassungspro¬ 
gramme fördern und initiieren; 

k) zur Suche nach neuen Methoden zur Förderung privater 
Direktinvestitionen in den AKP-Staaten anregen, die Entwick¬ 
lung eines gesunden, florierenden und dynamischen Privat¬ 
sektors in diesen Staaten unterstützen und private Investitio¬ 
nen im produzierenden Gewerbe aus einheimischen und aus¬ 
ländischen Quellen fördern; 

0 die Zusammenarbeff zwischen den AKP-Staaten und auch 
deren regionale Zusammenarbeit unterstützen; 

m) im Hinblick auf eine neue Weltwirtschaftsordnung ausgewoge¬ 
nere wirtschaftliche und soziale Beziehungen und ein besse¬ 
res Verständnis zwischen den AKP-Staaten, den Mitgliedstaa- 
fen der Gemeinschaft und der übrigen Welt ermöglichen; 
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n) es den AKP-Staaten, die sich außerordentlich ernsten wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Schwierigkeiten gegenübersehen, 
die auf Naturkatastrophen oder vergleichbare außergewöhn¬ 
liche Umstände zurückzuführen sind, ermöglichen, in den 
Genuß von Soforthilfen zu kommen; 

o) den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, den AKP-Bin- 
nenstaaten und den AKP-Inseistaaten helfen, die besonderen 
Hindernisse, die ihre Entwicklungsbemühungen hemmen, zu 
überwinden. 

Abschnitt 2 

Grundsätze 

Artikel 221 

Die Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 

a) wird auf der Grundlage der von den AKP-Staaten festgelegten 
Entwicklungsziele, -Strategien und -Prioritäten auf rtatkxtaler 
und regionaler Ebene im Einklang mit diesen Staaten und 
unter angemessener Berücksichtigung ihrer jeweiligen 
geographischen, sozialen und kulturellen Besortderherten 
sowie ihrer spezifischen Möglichkeiten durchgeführt; 

b) wird zu sehr günstigen Bedingungen gewährt; 

c) sorgt dafür, daß der Zufluß der Mittel mit größerer Berechen¬ 
barkeit und Regelmäßigkeit erfolgt; 

d) gewährleistet die Teilnahme der AKP-Staaten an der Verwal- 
turtg und dem Einsatz der Einartzmittel sowie eirte wirksame 
Dezentralisierung der Entscheidungsbefugnisse; 

e) unterstreicht und nutzt soweit irgend möglich die mensch¬ 
lichen Ressourcen und die Verwaltungsstrukturen in den AKP- 
Staaten; 

f) wird flexibel gehandhabt und berücksichtigt die Lage des 
jeweiligen AKP-Staates sowie die Besonderheiten des betref¬ 
fenden Projektes oder Programms; 

g) erfolgt mit möglichst geringem Verwaltungsaufwand und unter 
Anwendung einfacher und rationeller Verfahren, damit die 
Projekte und Programme rasch und effizient durchgeführt 
werden können; 

h) sieht vor, daß technische Hilfe nur auf Ersuchen des oder der 
betreffenden AKP-Staaten gewährt wird, daß sie den Anforde¬ 
rungen und einem tatsächlichen Bedarf entsprechen sowie 
einen günstigen Kosten-Wirksamkeifs-Grad aufweisen muß 
und daß auch Vorkehrungen getroffen werden, um das einhei¬ 
mische Personal, das die Ablösung sicherstellen soll, rasch 
auszubilden. 

Abschnitt 3 
LeKlinlen 

Artikel 222 

(1) Die im Rahmen des Abkommens finanzierten Maßnahmen 

werden von den AKP-Staaten und der Gemeinschaft als gleichge¬ 
stellten Partnern in enger Zusammenarbeit durchgeführt. 

(2) Die AKP-Staaten sind verantwortlich für 

a) die Festlegung der Ziele und Prioritäten, die den Richtpro¬ 
grammen zugrurxfe liegen; 

b) die Auswahl der Projekte und Programme; 

c) die Vorbereitung und Vorlage der Projekte und Programm¬ 
untertagen; 

d) die Vorbereitung, Aushandlung und Vergabe der Aufträge; 

e) die Ausführung und Verwaltung der Projekte und Programme; 

f) die Fortführung der Projekte und Programme. 


(3) Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft sind gemeinsam 
verantwortlich für 

a) die Festlegung der allgemeinen Leitlinien für die Zusammen- 
arbeif bei der Eniwicklungsfinanzierung im Rahmen der ge¬ 
meinsamen Organe; 

b) die Aufstellung der Richtprogramme; 

c) die Prüfung der Projekte und Programme; 

d) die Gewährleistung gleicher Bedingungen für die Teilnahme 
an Ausschreibungen und Aufträgen; 

e) die Überwachung und Ex-post-Evaluierung der Projekte und 
Programme; 

f) die Gewährleistung einer angemessenen, raschen und effi¬ 
zienten Durchfühnjng der Projekte und Programme. 

(4) Die Gemeinschaft ist verantwortlich für die Finanzierungsbe¬ 
schlüsse betreffend die Projekte und Programme. 

Artikel 223 

Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gilt jede 
Entscheidung, die der Zustimmung einer der Vertragsparteien 
bedarf, als angenommen, wenn diese nicht innerhalb von 60 
Tagen nach der Notifizierung durch die andere Vertragspartei ihre 
Zustimmung erteilt hat 


Abschnitt 4 
Anwendungsbereich 

Artikel 224 

Gegenstand der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinan¬ 
zierung sind im Rahmen des Abkommens 

a) Investitionsprojekte und -Programme; 

b) die Reaktivierung von Projekten und Programmen; 

c) globale und sektorale Programme zur Unterstützung der 
Importe gemäß Artikel 225, und zwar: 

i) sektorale Importprogramme (SIP) mit Sachleistungen 
und/oder 

ii) sektorale, Importprogramme (SIP) mit tranchenweiser 
Bereitstellung von Devisen für die Einfuhren bestimmter 
Sektoren und/oder 

iii) globale Importprogramme (GIP) mit tranchenweiser 
Bereitstellung von Devisen für allgemeine Einfuhren, die 
eine breite Produktpalette betreffen können. 

d) den Staatshaushalt entlastende Maßnahmen, bei denen 
interne Finanzierungsengpässe durch die Verwerxlung von 
Gegenwertmitteln abgebaut werden, die beim Einsatz der 
verschiedenen Gemeinschaftsinstrumente anfallen; 

e) die Unterstützung von Maßnahmen zur Verringerung des 
Schuldendienstes und zum Abbau des Zahlungsbilanzdefizits; 

f) Programme tür die technische Zusammenarbeit; 

g) abgestimmte Mechanismen zur Unterstützung der Eigeninitia¬ 
tiven der kleinen Gemeinden; 

h) die laufenden Kosten (insbesondere die laufenden Ausgaben 
für Verwaltung, Betrieb und Instandhaltung in Landeswährung 
und Devisen) der neuen, laufenden und abgeschlossenen 
Projekte und Programme; 

i) von Fall zu Fall die zusätzlichen Ausgaüjen der AKP-Staaten, 
die ausschließlich die Verwaltung und Überwachung der aus 
dem Europäischen Entwicklungsfonds (im folgenden „Fonds“ 
genannt) finanzierten Projekte urxl Programme betreffen; 

j) die Kreditlinien und die Unterstützung von regionalen Zah¬ 
lungsmechanismen und Exportkreditgeschäften in den AKP- 
Staaten; 
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k) Beteiligungen; 

l) die Verbindung aller oder einiger der vorgenannten Elemente 
im Rahmen von sektoralen Entwicklungsprogrammen. 


Artikel 225 

Die sektoralen Importprogramme werden auf Antrag gemfiS 
Artikel 281 aus den Mitteln des Richtprogramms finanziert, um die 
Maßnahmen des betreffenden AKP-Staats in dem (den) Sek- 
tor(en) zu unterstützen, für den (die) eine Hilfe beantragt wird. Die 
Importprogramme zielen auf eine optimale Leistung des produzie¬ 
renden Gewerbes, die Erhöhung der Produktions- und Ausfuhr¬ 
kapazitäten, den Transfer oder die Entwicklung von Technologien 
und die Befriedigung der Grundbedürfnisse des Menschen ab. 
Die Importprogramme erlauben die Rnanzierung der Einfuhr von 
Inputs wie Investitionsgüter und Zwischenerzeugnisse, Gmnd- 
stoffe, Ersatzteile, Düngemittel, Schädlirtgsbekämpfungsmittel 
sowie Lieferungen zur Verbesserung des Gesundheits- urxJ des 
Bildungswesens. Die Mittel für die Strukturanpassungshiffe kön¬ 
nen ebenfalls für sektorale Importprogramme gemäß Artikel 224 
Buchstabe c Ziffern i und ii und für globale Importprogramme rtach 
Artikel 224 Buchstabe c Ziffer äi verwendet werden. 


Artikel 226 

Soweit nicht anders bestimmt, dienen die Gegenwertmittel, die 
beim Einsatz der verschiedenen Gemeinschaftsinstrumente 
anfallen, speziell der Rrtanzierung von lokalen Ausgaben für: 

a) Projekte und Programme des Fonds im Rahmen des Richtpro¬ 
gramms; 

b) andere vereinbarte Projekte urnf Programme; 

c) spezifische Haushaltsposten im Rahmen der Programme für 
die öffentlichen Ausgaben der AKP-Staaten, beispielsweise in 
den Bereichen Gesundheit. Bildung und Ausbildung, Schaf¬ 
fung von Arbeitsplätzen sowie Umweltschutz; 

d) Maßnahmen zur Mildenjng der ungünstigen sozialen Auswir¬ 
kungen der strukturellen Anpassung; zu diesen Maßnahmen 
gehören: 

i) Beihilfen für Organisationen wie Genossenschaften und 
sonstige Selbsthilfeeinrichtungen; 

ii) die Unterstützung von Zielgruppen in den Bereichen 
Ernährung urtd Gesundheit sowie die Modernisierung der 
medizinischen Infrastniktur; 

iii) Umschulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen; 

iv) die Vor- urKf Grurxlschulausbildung, insbesondere in den 
benachteiligten Gebieten; 

v) die Instarxlsetzung, Unterhaltung und Modernisierung 
der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur; 

vi) die Abgangsgelder für Arbeitnehmer des staatlichen oder 
halbstaatlichen Sektors, Beihilfen zur vorObergehertden 
Weiterbeschäftigung solcher Arbeitnehmer oder Beihilfen 
für Bemühungen um eine neue Arbeitsstelle; 

vii) die Liefenjng von Grundausrüstungen oder Beihilfen für 
deren Kauf; 

viii) arbeltsintertsive Kleinprojekte, die Stellen für ungelernte 
Arbeitnehmer, Jugendliche und Frauen schaffen, für 
deren Ausbildung sorgen und zur Instandsetzung und 
zum Ausbau der Infrastruktur sowohl in lätxilichen als 
auch in städtischen Gebieten beitragen; 

ix) der Einsatz von qualifizierten Führungskräften des AKP- 
Staats in der Verwalturtg von Sozialprogrammen; 

x) Fördermaßnahmen zugunsten von Frauen, älteren Per¬ 
sonen, Behinderten und anderer gefährdeter Bevölke¬ 
rungsgruppen, die den negativen sozialen Auswirkungen 
der strukturellen Anpassung in besonderem Maße ausge¬ 
setzt sind. 


Artikel 227 

(1) Einem AKP-Staat können Mittel für die Finanzierung laufen¬ 
der Kosten (Verwaltungs-, Instandhaltungs- und Betriebskosten) 
gewährt werden, um die optimale Nutzung von Investitionen zu 
gewährleisten, die für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
des betrefferxten AKP-Staates besonders wichtig sind und deren 
Nutzurtg für den AKP-Staat oder etwaige andere Begünstigte 
zunächst mit Problemen verbunden ist. Diese Unterstützung kann 
bei früheren oder neuen Projekten und Programmen die laufen¬ 
den Verwalturtgs- und Betriebskosten decken, beispielsweise 

a) die Kosten, die bei Investitionsprojekten oder -Programmen in 
der Anlaufphase die Durchführung, die Inbetriebnahme urtd 
die Nutzung verursachen; 

b) die Betriebs-, Instandhaltungs- und/oder Verwaltungskosten 
von bereits durchgeführten Investitionsprojekten urnJ -Pro¬ 
grammen. 

(2) Die Finanzierung der laufenden Kosten in den am wengisten 
entwickelten AKP-Staaten ist besonders günstig zu gestalten. 

Artikel 228 

Mit der Rttanzhilfe können sämtliche im Ausland oder vor Ort 
anfallenden Projekte und Prograrrtmausgaben bestritten werden. 

Abschnitt 5 
Interventionsbereiche 

Artikel 229 

(1) Im Rahmen der von dem oder den AKP-Staaten auf nationa¬ 
ler oder regionaler Ebene festgelegten Prioritäten kann für Pro¬ 
jekte und Programme in den in diesem Abkommen genannten 
Sektoren und Bereichen eine Beihilfe gewährt werden; dies gilt 
insbesondere für folgende Sektoren: 

a) Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums, 
insbesondere die auf Selbstversorgung und Ernährungs- 
Sicherheit abzielenden Programme, 

b) Industrie, Handwerk, Energiewirtschaft, Bergbau und Touris¬ 
mus, 

c) wirtschaftliche und soziale Infrastruktur, 

d) strukturelle Verbesserung des produzierenden Gewerbes, 

e) Schutz und Bewahrung der Umwelt, 

f) Aufsuchen, Exploration und Nutzung von natürlichen Res¬ 
sourcen, 

g) Bildungs- und Ausbildungsprogramme. Grundlagenforschung 
urtd angewandte Forschung in den Bereichen Wissenschaft 
urxJ Technik, technische Anpassung oder Neuerung sowie 
Technologietransfer, 

h) Industrieförderung und -information, 

i) Vermarktung und Absatzförderung, 

j) Förderung, Entwicklung und Ausbau der einheimischen und 
regionalen Klein- und Mittelbetriebe, 

k) Unterstützung der Entwicklungsbanken und der nationalen 
und regionalen Firtanzinstitute sowie der Zahlungs- und Aus¬ 
gleichseinrichtungen zur Förderung des regionalen Handels 
urxf des Handels zwischen den AKP-Staaten. 

l) Kleinstvorhaben zur Entwicklung an der Basis, 

m) Verkehrs- urKf Nachrichtenwesen, insbesondere Förderung 
des Luft- und Seeverkehrs, 

n) Nutzung der Fischereiressourcen, 

o) Entwicklung und optimale Nutzung des menschlichen Poten¬ 
tials unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der Frau im 
Rahmen der Entwicklung, 
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p) Verbesserung der sozio-kulturellen Infrastruktur und der ent¬ 

sprechenden Dienste, insbesondere in den Bereichen 
Gesundheit, Wohnungswirtschaft, Wasserversorgung usw. 

q) Unterstützung der Wirtschaftsverbände und Handelsvereini¬ 
gungen in den AKP-Staaten und auf AKP-EWG-Eberte zur 
Verbesserung der Produktion sowie Vermarkturtg der Erzeug¬ 
nisse auf den ausländischen Märkten, 

r) Unterstützung der Strukturanpassungsprogramme und somit 
Beitrag zum Schuldertabbau, 

s) Investitionsförderung und -Unterstützung, 

t) von Wirtschafts-, Kultur-, Sozial- und Bildungsorganisationen 
im Rahmen der dezentraHsierfm Zusammenarbeit vorge¬ 
schlagene Entwicklungsmaßnahmen, insbesortdere MaBrtah- 
men, die einen gemeinsamen Arbeits- und Mitteleinsatz von 
AKP-Organisatkxten und entsprechenden Einrichturtgen in 
der Gemeinschaft vorsehen. 

(2) Diese Projekte und Programme können auch thematische 

Aktionen betreffen, so z. B.: 

a) die Bekämpfung von Dürren und Wüstenbildung urtd den 
Schutz der rtatürlichen Ressourcen, 

b) Unterstützurtg der AKP-Staaten bei der Katastrophenverhü¬ 
tung und -Vorsorge, um nsbesondere Vorhersage- und Früh¬ 
warnsysteme zu schaffen und so die Katastrophenfolgen zu 
mildern, 

c) Bekämpfung von Endemien und Epidemien des Menschen, 

d) Hygiene und gnjndlegender Gesundheitsschutz, 

e) Bekämpfung von endemischen Viehseuchen, 

f) Bemühungen um Energieeinsparungen, 

g) generell Aktionen, die auf lange Sicht angelegt sind und somit 
einen bestimmten Zeithohzont übersteigen. 

Abschnitt 6 
Förderungswürdigkeit 

Artikel 230 

(1) Finanzielle Unterstützung im Rahmen des Abkommens 

erhalten 

a) die AKP-Staaten; 

b) die regionalen oder zwischenstaatlichen Bnrichtungen, an 
denen sich ein oder mehrere AKP-Staaten beteiligen und die 
von diesen bevollmächtigt sind; 

c) gemischte Einrichtungen von AKP-Staaten und Gerrreinschaft 
zur Verwirklichung bestimmter Sonderziele. 

. (2) Begünstigt werden außerdem im Einvernehmen mit dem 

oder den betreffenden AKP-Staaten: 

a) staatliche oder halbstaatliche Einrichtungen auf nationaler 
und/oder regionaler Ebene, Ministerien oder örtliche Gebiets¬ 
körperschaften der AKP-Staaten und insbesondere Finanz¬ 
institute und Entwicklungsbanken; 

b) Gesellschaften und Unternehmen der AKP-Staaten; 

c) Unternehmen eines Mitgliedstaates der Gemeinschaft, damit 
diese zusätzlich zu ihrem eigenen Beitrag die Möglichkeit 
erhalten, gewerbliche Projekte auf dem Gebiet eines AKP- 
Staates in Angriff zu nehmen; 

d, beauftragte Finanzinstitute der AKP-Staaten oder der EWG, 
die kleinen und mittleren Unternehmen Finanzmittel gewäh¬ 
ren, sowie Finanzinstitute, die private Investitionen in den 
AKP-Staaten fördern und finanzieren; 

e' örtliche Gebietskörperschatten und private Einrichtungen, die 
in den betreffenden Ländern zur wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Entwicklung beitragen; 

f) Erzeugerverbände der AKP-Staaten; 


g) örtliche Gemeinwesen, Genossenschaften, Gewerkschaften, 
NRO, Bildungs- und Forschungseinrichtungen der AKP-Staa¬ 
ten und der Gemeinschaft, damit diese im Rahmen der dezen¬ 
tralisierten Zusammenarbeit wirtschaftliche, kulturelle, soziale 
und bildungsbezogene Projekte und Programme durchführen 
können. 

Kapitel 2 

Finanzielle Zusammenarbeit 

Abschnitt 1 

Rnanzmittel 

Artikel 231 

Für die Ziele dieses Titels wird als Gesamtbeitrag der Gemein¬ 
schaft der Betrag bereitgestellL der in dem Finanzprotokoll im 
Anhang zu diesem Abkommen angegeben ist. 

Artikel 232 

(1) Wird dieses Abkommen von einem AKP-Staat nicht ratifi¬ 
ziert oder gekündigt, so werden die Beträge der im Finanzproto¬ 
koll vorgesehenen Mittel von den Vertragspiarteien angepaßt. 

(2) Diese Anpassung erfolgt auch im Falle 

a) des Beitritts neuer AKP-Staaten zu diesem Abkommen, die an 
seiner Aushandlurtg nicht beteiligt waren; 

b) der Erweiterung der Gemeinschaft um neue Mitgliedstaaten. 


Abschnitt 2 

Formen und Bedingungen der Finanzierung 
Artikel 233 

(1) Die Projekte oder Programme können durch Zuschüsse, 
durch die Einbringung von Risikokapital aus dem Fonds, durch 
Darlehen der Bank aus deren Eigenmitteln oder aber durch Ver¬ 
bindung zweier oder mehrerer dieser Finanzierungsformen finan¬ 
ziert werden. 

(2) Oie Finanziemngsformen für das jeweilige Projekt oder 
Programm bestimmen der oder die betroffenen AKP-Staaten und 
die Gemeinschaft gemeinsam entsprechend 

a) dem Entwicklungsstand und der geographischen, wirtschaft¬ 
lichen und finanziellen Lage dieser Staaten, 

b) der Art des Projekts oder Programms, seiner voraussicht¬ 
lichen wirtschaftlichen und finanziellen Rentabilität sowie 
seinen sozialen und kulturellen Auswirkungen und 

c) im Falle von Dartehen, den Faktoren, die den Schuldendienst 
garantieren. 

(3) Eine Finanzhilfe kann den betreffenden AKP-Staaten oder - 
über die AKP-Staaten bzw., mit deren Einverständnis, über dafür 
in Betracht kommende Finanzierungseinrichtungen bzw. unmittel¬ 
bar - jedem anderen in Betracht kommenden Begünstigten 
gewährt werden. 

(4) Wird die Finanzhilfe dem Endbegünstigten durch eine Zwi¬ 
scheninstanz gewährt, so 

a) werden die Bedingungen für die Gewährung dieser Mittel 
durch die Zwischeninstanz an den Endbegünstigten im Finan- 
zienjngsabkommen oder im Darlehensvertrag festgelegt; 

b) wird jede der Zwischeninstanz aufgrund dieser Transaktion 
zustehende Finanzmarge unter den im Finanzierungsabkom¬ 
men oder im Darlehensvertrag vorgesehenen Bedingungen 
zu Entwicklungszwecken venwendet, nachdem die Verwal¬ 
tungskosten, die Finanz- und Wechselkursrisiken sowie die 
Kosten der dem Endbegünstigten geleisteten technischen 
Hilfe berücksichtigt worden sind. 



Nr. 1 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 12. Januar 1991 


49 


Artikel 234 

(1) Risikokapital kann in Form von Darlehen oder Beteiligungen 
bereitgestellt vwerden. 

a) Die Darlehen können im wesentlichen gewährt werden als 

i) nachrangige Darlehen, bei denen Tilgung urxl gegebenen¬ 
falls Zinszahlung erst einsetzen, nachdem die sonstigen 
Forderungen beglichen worden sind; 

ii) bedingte Darlehen, bei denen Tilgung und/oder Laufzeit 
von der Erfüllung bestimmter Bedingungen hinstchtfich der 
Ergebnisse des finaruierten Projekts, wie etwa Gewinn 
oder vorgesehene Produktion, abhängen. Die spezifischen 
Bedingungen werden bei der Gewährung des Oariehens 
festgelegt. 

b) Beteiligungen können in der Form erfolgen, da6 kn Namen der 
Gemeinschaft vorübergeherxj Minderheitsbeteiligungen am 
Kapital von AKP-Untemehmen oder von Instituten, die Ent¬ 
wicklungsprojekte in den AKP-Staaten finanzieren oder von 
Finanzinstitufen von AKP-Staaten, die Privatinvestitiooen in 
AKP-Staaten fördern und finanzieren, enwrben werden. 
Diese Beteiligungen werden kn Einvernehmen mit dem betref¬ 
fenden AKP-Staat auf Staatsangehörige oder Ekvichtungen 
der AKP-Staaten übertragen oder kt anderer Weise ektge- 
setzt, sobald die erforderlichen Voraussetzungen gegeben 
sind. 

c) Die Bedingungen für die Bereitstellung von Risikokapital rich¬ 
ten sich nach den Merkmalen der einzelnen Projekte oder 
Programme und sind im allgemeinen günstiger als bei zinsbe¬ 
günstigten Darlehen. Oer Zinssatz für Darlehen übersteigt kt 
keinem Fall 3%. 

(2) Um die Auswirkungen von Wechselkursschwankungen zu 
mildem, wird das Problem des Wechselkursrisikos in folgerxler 
Weise behandelt: 

a) Bei Risikokapital, durch das die Eigenmittel eines Unterneh¬ 
mens gestärkt werden sollen, wird das Wechselkursrisiko in 
der Regel von der Gemeinschaft getragen. 

b) Bei Risikokapital für Investitionen von pirivaten Gesellschaften 
und KMU wird das Wechselkursrisiko von der Gemeinschaft 
einerseits und den übrigen Parteien arxfererseits - und zwar 
im Durchschnitt zu gleichen Teilen - getragen. 

Artikel 235 

Die Darlehen der Bank aus Eigenmitteln werden unter folgen¬ 
den Bedingungen gewährt: 

a) Als Zinssatz vor Abzug der Zinsvergütung gilt der Zinssatz, 
den die Bank je nach Währung, Laufzeit und Tilgungsmodali¬ 
täten für das betreffende Darlehen am Tag des Vertragsab¬ 
schlusses anwendet 

b) Dieser Zinssatz wird durch eine Zinsvergütung von 4% 

. gesenkt. Der Vergütungssatz wird automatisch so angepaOt 

daß der vom Darlehensnehmer in Rechnung gestellte Zins¬ 
satz für ein zum Referenzzinssatz aufgenommenes Darlehen 
mindestens 3% und nicht mehr als 6% beträgt. Der bei der 
Berechnung der Anpassung des Vergütungssatzes zugrurnle 
gelegte Referenzzinssatz ist der ECU-Zinssatz, den die Bank 
am Tag des Vertragsabschlusses für ein Darlehen mit gleicher 
Laufzeit und denselben Tilgungsmodalitäten verlangt. 

c) Der Betrag der Zinsvergütungen, der nach dem zum Zeitpunkt 
der Auszahlung des Darlehens geltenden Wert kapiUdisiert 
wird, wird auf den Betrag der Zuschüsse angerechnet und 
unmittelbar an die Bank überwiesen. 

d) Die Laufzeit der von der Bank aus Eigenmitteln gewährten 
Darlehen wird nach den wirtschaftlichen und finanziellen 
Merkmalen des Projekts festgelegt: sie darf höchstens 25 
Jahre befragen. Diese Darlehen sind in der Regel mit einem 
Tilgungsaufschub verbunden, der entsprechend der Dauer 
der Bauarbeiten sowie dem Mittelbedarf für das Vorhaben 
festgesetzt wird. 


Artikel 236 

Die Bank hat die Aufgabe, 

a) durch Einsatz der von ihr verwalteten Mittel zur wirtschaft¬ 
lichen und industriellen Entwicklung der AKP-Staaten auf 
nationaler und regionaler Ebene beizutragen; zu diesem 
Zweck finanziert sie vorrangig produktive Prpje^ und Pro¬ 
gramme in den Sektoren Irtdustrie, Agro-Industrie, Fremden¬ 
verkehr, Bergbau und Energieproduktion sowie In zu diesen 
Sektoren gehörigen Transport- und Telekommunäratiortsbe- 
reichen. Diese sektoriellen Prkxitäten schließen nicht aus, daß 
die Bank auch in arxieren Sektoren, Insbesondere in der 
gewerblichen Landwirtschaft, produktive Projekte und Pro- 
Qiamme aus Eigenmitteln finartzieren kann; 

b) ertge Kooperationsbeziehungen zu nationalen und regionalen 
Entwickhjngsbanken s<}wie zu Bank- und Finanzinstituten der 
AKP-Staaten zu entwickeln; 

c) im Bertehmen mit dem betreffenden AKP-Staat die im Abkom¬ 
men festgelegten Modalitäten und Verfahren für die praktische 
'Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung anzupas¬ 
sen, damit gegebenenfalls der Art der Projekte und Pro¬ 
gramme Rechnung getragen und kn Rahmen der in ihrer 
Satzung festgelegten Verfahren den Zielsetzungen des 
Abkommens erttsprochen werden kann. 

Artikel 237 

Bei Darlehen und Beteiligungen im Rahmen des Abkommens, 
mit denen sich der betreffende AKP-Staat schriftlich einverstan¬ 
den erklärt hat werden von den AKP-Staaten 

a) die Zinsen, Provisionen und Tilgungszahlungen von allen im 
Rahmen ihrer jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
fälligen nationalen oder örtlichen Steuern oder Abgaben 
befreit; 

b) den Begünstigten die erforderlichen Devisen zur Zahlung der 
Zinsen, Provisionen und Tilgungsbeträge, die im Rahmen der 
zur Durchführung von Projekten und Programmen in ihrem 
Hoheitsgebiet geschlossenen Finanzierungsverträge fällig 
werden, zur Verfügung gestellt; 

c) der Bank die erforderlichen Devisen für den Transfer aller bei 
ihr in Landeswährung eingegangenen Beträge, die die Netto- 
erlöse und -erträge aus den Untemehmensbeteiligungen der 
Gemeinschaft darstellen, zu dem am Tage des Transfers 
geftenden Wechselkurs zwischen der ECU oder anderen 
Transferwährungen einerseits und der Landeswährung ande¬ 
rerseits zur Verfügung gestellt. 

Artikel 238 

Den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten wird bei der 
Festlegung der Firtanzmiftel, die cfiese Staaten von der Gemein¬ 
schaft kn Rahmen ihres Richtprogramms erwarten körtnen, eine 
besondere Behandlung eingeräumt. Außerdem wird den beson¬ 
deren Schwierigkeiten der AKP-Binnenstaaten und AKP-Insel- 
staaten Rechnung getragen. Diese Finanzmittel werden unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage und des spezifischen 
Bedarfs der einzelnen Staaten zu günstigeren Konditionen 
gewährt. Es handelt sich dabei hauptsächlich um Zuschüsse, und 
soweit angebracht, um Risikokapital oder Darlehen der Bank, 
wobei die Kriterien des Artikels 233 Absatz 2 berücksichtigt 
werden. 


Abschnitt 3 

Verschuldung und Strukturanpassungshllfe 

Verschuldung 
Artikel 239 

(1) Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft sind der Auffas¬ 
sung. daß die Auslandsverschuldung der AKP-Staaten zu einem 
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ernsten Entwicklungsproblem geworden ist und daß der erheb¬ 
liche damit verbundene Schuldendienst Einfuhr- und Inveslitions- 
möglichkeiten schmälert und somit ihr Wachstum und ihre Ent¬ 
wicklung gefährdet. 

(2) Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft bekräftigen ihren 
Willen, die verschiedenen Instrumente des Abkommens durch 
wechselseitige Abstimmung und als Ganzes weiterzuentwickeln 
und anzuwenden und folgende Maßnahmen durchzuführen, um 
die Schuldenlast und die Zahlungsbilanzprobleme der AKP-Staa- 
fen verringern zu helfen und deimit deren Wirtschaftsaufschwung 
und -Wachstum wieder in Gang zu bringen. 


Artikel 240 

(1) Damit die Verschuldung der AKP-Staaten nicht weiter 
anwächst, erfolgt die Rnanzierurtg im Rahmen dieses Abkom¬ 
mens, soweit es sich nicht um Darlehen der Bank oder um 
Risikokapital handelt, in Form von Zuschüssen. Vorgesehen sind 
insbesondere folgende Maßnahmen und Aktionen: 

a) Bei hochrentablen Projekten und insbesondere bei der SYS- 
MIN-Finanzierung wird ein Ziweistufenverfahren artgewartdt, 
bei dem die AKP-Staaten Zuschüsse erhalten und artschlie¬ 
ßend die Mittel zu MarMberfingungen weiterverteihen. Geeig¬ 
nete Regelungen sollen dafür sorgen, daß die Zins- und 
Tllgungszahlungen nach Abzug einer auf einen vereinbarten 
Salz festgelegten Gebühr auf einem Konto von Gegenwertmit¬ 
teln verbucht werden. Diese Mittel werden nach den normalen 
Verfahren verwaltet, die für solche dank der Gemeinschafts¬ 
hilfe anfallenden Mittel vereinbart worden sirtd. 

b) Die STABEX-Transfers sir>d für die begünstigten AKP-Staaten 
nicht mit einer Auffüllungsverpflichtung verbunden. 

(2) Ferner ist die Gemeinschaft bereit, 

a) im Einzelfall die beschleunigte Verwendung der bisher nicht 
eingesetzten Mittel der vorangegangenen Richtprogramme 
mit dem im Abkommen vorgesehenen Instrumentarium für die 
rasche Bereitstellung von Mitteln zu unterstützen und damit zu 
einer Verringerung der Schuldenlast beizutragen; 

b) auf Antrag eines AKP-Staates folgertdes zu gewähren; 

i) Unterstützung bei der Prüfung und Erarbeitung konkreter 
Lösungen für die Verschuldungs-, Schuldendienst- und 
Zahlungsbilanzproblematik: 

ii) Vermittlung von Fachwissen für das Management der 
Auslandsschulden und internationale Finanzverhandlun¬ 
gen sowie eine Beihilfe für einschlägige Workshops, 
Lehrgänge und Seminare; 

iii) Unterstützung der AKP-Staaten bei der Entwicklung flexi¬ 
bler Schuldenmanagementtechniken und -instrumente, 
die es ihnen ermöglichen, mit unvorhergeseherten Zins- 
und Wechselkursschwankungen fertig zu werden; 

c) ihre Institutionen einschlieBlich der Bank zu einer aktiveren 
Rolle als Katalysator für neue Rnanzströme zugunsten der 
von der Verschuldung betroffenen AKP-Staaten zu veranlas¬ 
sen. 

Artikel 241 

(1) Die Gemeinschaft verpflichtet sich zur Unterstützung der 
AKP-Staaten bei ihrem Bemühen, 

a) Reformen zur Steigerung ihrer Wirtschaftskraft durchzu¬ 
führen; 

b) ihr Auslandsschuldenmanagement auf nationaler Ebene zu 
straffen, um die vom öffentlichen Sektor im Ausland aufge¬ 
nommenen Kredite wirksamer kontrollieren und die Kredite an 
den privaten Sektor überwachen zu können; 

c) Kapital zurückzuführen; 

d) die Inflation stärker zu bekämpfen und die nationale Spar¬ 
quote zu erhöhen; 


e) konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der Inve¬ 
stitionen im öffentlichen wie im privaten Sektor zu treffen; 

0 geeignete Anreize für Projekte vorzusehen, die Devisen ein- 
bringen oder einsparen helfen; 

g) langfristig subregionale Finanzmärkte zu entwickeln, die als 
wirksamer Mechanismus zur Förderung des Rückflusses von 
im Ausland angelegten Überschußmitteln der AKP-Staaten 
dienen können; 

h) den Harxfel zwischen den AKP-Staaten durch Nutzung der 
bestehenden regionalen und subregionalen Zahlungsmecha¬ 
nismen zu steigern sowie Kompensationsvereinbarungen und 
Kreditversicherungen für alle Handelsgeschäfte zwischen 
AKP-Staaten zu fördern. 

Artikel 242 

Als Beitrag zur Bedienurtg von Gemeinschattsdartehen aus 
Eigenmitteln der Bank, Sonderdarlehen urtd Risikokapital können 
die AKP-Staaten nach Modalitäten, die von Fall zu Fall mit der 
Kommission zu vereinbaren sind, Devisenguthaben im Sinne von 
Artikel 319 für diesen Schuldendienst unter Beachtung der Fällig¬ 
keitstermine und des Bedarfs an Devisen für Zahlungen in Lan¬ 
deswährung vemrenden. 


Slrukluranpassungshilfe 

Artikel 243 

Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft erkennen an, daß die 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme der AKP-Staaten sowohl 
auf innere wie auf äußere Faktoren zurückzuführen sind. Sie sind 
der Auffassung, daß dringender Handlungsbedarl besteht und die 
kurz- und mittelfristigen Maßnahmen die langfristigen Bemühun¬ 
gen und Entwicklungsziele der AKP-Staaten fördern müssen. 
Dementsprechend stimmen sie darin überein, daß das Abkom¬ 
men die Strukturanpassung fördern und damit die Bemühungen 
der AKP-Staaten unterstützen sollte, 

a) ein günstiges wirtschaftliches Umfeld für ein erneutes oder 
beschleunigtes Wachstum des Bruttoinlandsprodukts und der 
Beschäftigung zu schaffen; 

b) die sozialen und wirtschaftlichen Lebensverhältnisse der 
gesamten Bevölkerung zu verbessern; 

c) die Verwaltung des öffentlichen Sektors zu verbessern und 
dem privaten Sektor geeignete Anreize zu bieten; 

d) die Produktivität in den Schlüsselsektoren zu steigern; 

e) die Volkswirtschaft im Bemühen um deren verstärkte Flexibili¬ 
tät und die Verringerung der binnen- und äußeren wirtschaft¬ 
lichen Ungleichgewichte bei ungeschmälertem Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts weiter zu diversifizieren; 

f) die Zahlungsbilanzsituation zu verbessern und die Devisen¬ 
reserven zu erhöhen; 

g) dafür Sorge zu tragen, daß die Strukturanpassung wirtschaft¬ 
lich durchführbar und sozial wie politisch tragbar ist. 

Artikel 244 

Für die Sfrukfuranpassungshilfe gelten folgende Grundsätze; 

a) Die Analyse der anstehenden Probleme und die Ausarbeitung 
der entsprechenden Reformprogramme ist in erster Linie 
Sache der AKP-Staaten. 

b) Die betreffenden Unterstützungsprogramme werden an die 
besondere Lage jedes AKP-Staates angepaßt und berück¬ 
sichtigen das soziale, kulturelle und ökologische Umfeld in 
den AkP-Staaten. 

c) Die Hilfe orientiert sich an den vorrangigen Enfwicklungszielen 
des AKP-Staates wie Entwicklung der Leindwirtschaft und des 
ländlichen Raumes, Emährungssicherheit, VWT (Verarbei- 
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tung, Vermarktung, Vertrieb, Transport) und Umweltschutz 
und trägt zum Abbau der Schuldenlast bet. 

d) Die Strukturanpassungshilfe fügt sich in das politische System 
und die Wirtschaftsordnung des betreffenden AKP-Staates 
ein. 

e) Das Recht der AKP-Staaten, die Ausrichtung ihrer Entwick¬ 
lungsstrategien und -Prioritäten zu bestimmen, wird arterkannt 
und respektiert. 

f) Sowohl die Reformen als auch das UnterstOtzungsprogramm 
sehen von Anfang an Maßnahmen zur Milderung der mög¬ 
lichen sozialen Nachteile der Strukturanpassurtg vor; bei der 
Venwirklichung der Ziele des Wirtschaftswachstums urtd der 
sozialen Gerechtigkeit werden in gartz besonderem Maße die 
am meisten gefährdeten sozialen Gruppen, insbesortdere 
Arbeitslose, Frauen und Kinder, berücksichtigt. 

g) Die Reformprogramme werden in einem Rhythmus durchge¬ 
führt, der den tatsächlichen Gegebenheiten sowie den Mitteln 
und Möglichkeiten jedes AKP-Staates Rechnung trägt, wäh¬ 
rend die Durchführung der Unterstützungsprogramme flexibel 
gehandhabt wird und entsprechertd der Kompetertz der Lei¬ 
tung erfolgt. 

h) Eines der Hauptmerfcrrtale der Unterstützungsprogramme ist 
die rasche Auszahlurtg. 

i) Die Hilfe wird im Rahmen eirter von der Gemeinschaft und 
dem betreffenden AKP-Staat gemeinsam vorgenommenen 
Evaluierung der Reformen geleistet, die auf gesamtwirtschaft¬ 
licher oder sektorieller Ebene durchgeführt oder in Aussicht 
genommen werden. 

Artikel 245 

(1) Zur Unterstützung der Strukturanpassung wird von der 
Gemeinschaft eine Finanzhilfe in Form von Zuschüssen gewährt, 
und zwar 

a) nach Artikel 1 des Finanzprolokolls und 

b) nach Artikel 281 Absatz 2 Buchstabe e im Rahmen des 
Richtprogramms. 

(2) Sofern kein gegenteiliger Beschluß des Ministerrates vor¬ 
liegt, werden bei Ablauf des Finanzprotokolls die iKich nicht in 
Anspruch genommenen Sondenmittel für die Strukturanpassungs¬ 
hilfe wieder dem Fortds zugeführt, um damit andere Maßnahmen 
im Rahmen der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzie¬ 
rung, insbesondere die prograimmierbare Hilfe, zu finartzieren. 


Artikel 246 

(1) Alle AKP-Staiaten kommen grundsätzlich für die Struktur¬ 
anpassungshilfe in Betracht, für die der Umfang der auf gesamt¬ 
wirtschaftlicher oder sektoraler Eberta durchgefOhrten oder 
geplanten Reformen, ihre Effizienz und ihre möglichen Auswir¬ 
kungen auf die wirtschaftliche, soziale und politische Entwiddung 
sowie die wirtschaftlichen und sozialen Probleme dieser Staaten 
maßgebend sind; für diese gibt es unter anderem folgende Indika¬ 
toren: 

a) Umfang der Verschuldung und Schuldendienstbelastung, 

b) Zahlungsbilanzschwierigkeiten, 

c) Haushaltslage, 

d) Währungssituafion, 

e) Wachstumsrate des realen Volkseinkommens, 

f) Umfang der Arbeitslosigkeit, 

g) Lage im sozialen Bereich, wie Ernährung, Wohnraumversor¬ 
gung, Gesundheitswesen und Bildungssystem. 

(2) Wenn AKP-Staaten Reformprogramme durchführen, welche 
zumindest von den wichtigsten mutilateralen Kapitalgebem aner¬ 
kannt und unterstützt werden öder mit diesen abgesprochen sind, 
ohne indessen von diesen unbedingt finanziell gefördert zu wer¬ 


den, wird regelmäßig davon ausgegangen, daß sie die Vorausset¬ 
zungen für die Anpassungshilfe erfüllen. 

(3) Bei der Beurteilung anharxl der sozialen und wirtschaft¬ 
lichen Schwierigkeiten im Sinne von Absatz 1 wird den am wenig¬ 
sten entwickelten AKP-Staaten besortdere Aufmerksamkeit ge¬ 
schenkt. 

Artikel 247 

(1) Die Finanzmittel für die Strukturanpassung können auf 
Antrag des betreffenden AKP-Staats entweder zu Beginn oder im 
Laufe des Anwertdungszeitraums des Finanzprotokofls in 
Anspruch genommen werden. 

(2) Diese Anpassungshilfe erfolgt in Form von 

a) sektoralen oder globalen Importprogrammen nach Artikel 224 
Buchstabe c und Artikel 225; 

b) technischer Hilfe im Zusammenhang mit Programmen für 
Strukturanpassurtg shilfen. 

(3) Zur Beseitigung der Finartzierungsengpässe in den AKP- 
Staaten können ferner die bei verschiedenen Gemeinschafts- 
instrumenten anfallenden Gegenwertmittel gemäß Artikel 226 ver- 
werxlet werden. 

(4) Die Anpassungshilfe wird flexibel geharxfhabt, wobei je 
nach Fall unterschiedliche Instmmente eingesetzt werden. 

Wenn ein Land makroökonomische Reformen durchführt, emp¬ 
fiehlt sich als Instrument normalerweise ein globales Importpro¬ 
gramm (GIP), das im Einklang steht mit dem im Abkommen 
definierten Begriff der Artpassurtgshilfe. Bei sektoralen Anpassun¬ 
gen wird die Gemeinschaftshilfe im Rahmen eines sektoralen 
Importprogramms (SIP) in Form von Sachleistungen oder Devi¬ 
sen gewährt. 

Ein SIP kann sich auch bei makroökonomischen Reformen als 
nützlich erweisen, wenn ein stärkerer sektoraler Effekt erzielt 
werden soll. 


Artikel 248 

Bei der Durchführung der einzelnen Hilfeprogramme ist zu 
beachten, daß 

a) die Bedarfsstruktur der einzelnen Empfängerstaaten berück¬ 
sichtigt wird; 

b) der Einsatz der verschiedenen Hilfeinstrumente dem Struktur¬ 
anpassungsbegriff im Sinne der Artikel 243 und 244 ent¬ 
spricht; 

c) ein möglichst umfassender urxl transparenter Zugang der 
AKP-Untemehmen zu den Aufträgen sowie das bestmögliche 
Preis-Leistungsverhältnis bei den eingeführten Gütern sicher- 
gesteltt werden soltte. Dabei sind die bn Abkommen vorgese¬ 
henen Ausschreibungsverfahren flexibel zu handhaben, damit 

- rasche Auszahlungen gewährleistet sirxl; 

- der VerwaltungsaufwarKf für den betreffenden AKP-Staat 
auf ein Mindestmaß beschränkt wird; 

- diese Verfahren den Verwaltungs- und Wirtschaftsprakti¬ 
ken dieses Staates entsprechen; 

d) eine Vereinbarung mit der für die Durchführung des Pro¬ 
gramms zuständigen Stelle des AKP-Staats getroffen werden 
muß. 

Artikel 249 

Zur Steigerung des Mittelzuflusses kann sich die Gemeinschaft 
mit Zustimmung des betreffenden AKP-Staats an Kofinartzierun- 
gen mit anderen Geldgebern beteiligen. Dabei finden die Bestim¬ 
mungen des Abkommens über die Kofinanzierungsmaßnahmen 
Anwendung. Zu dem genannten Zweck sowie im Interesse eines 
effizienten Mitteleinsatzes und einer Verkürzung der Fristen wer¬ 
den vorbehaltlich der Zustimmung des betreffenden AKP-Staates 
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und seiner effektiven Mitwirkung Anstrengungen unternommen, 
um 

a) das Vorgehen der verschiedenen Geldgeber bei der Struktur¬ 
anpassungshilfe zu koordinieren; 

b) die konkrete Durchführung einfach und kostengünstig zu koor¬ 
dinieren. 

Artikel 250 

(1) ln dem Antrag auf Strutcturanpassungshiifo in großen Zügen 
anzugeben sind die grundlegenden Probleme, die der beantra¬ 
gende AKP-Staat lösen will, die eingeleiteten bzw. geplanten 
Maßnahmen, die Bereiche, in denen eine Hilfe erforderlich ist, die 
gegenwärtigen bzw. abzusehenden sozialen Folgen, die 
Lösungsvorschläge zu ihrer Überwirxfung, die voraussichtiichen 
Kosten des Hilfeprogramms, für das eine Hilfe beantragt wird, 
sowie die Laufzeit bzw. der voraussichtliche Termin für den 
Abschluß des Programms. 

(2) Vorbereitung und Prüfung der Strukturanpassungspro- 
gramme und die Finanzierungsbeschlüsse erfolgen nach den 
Bestimmungen des Kapitels 5 über die Durchführungsverfahren 
unter gebührender Berücksichtigung der NotwecKfigkeit einer 
raschen Auszahlung der im Flahmen der StrukturanpassungsNIfe 
gewährten Beträge. Fallweise kann eine rückwirkende Finanzie¬ 
rung eines begrenzten Teils von Einfuhren aus AKP/EWG-Staa- 
ten genehmigt werden. 

(3) Handelt es sich um Programme, die in Devisen abgewickelt 
werden, so werden die gewährten Mittel auf ein auf ECU lauten¬ 
des Bankkonto überwiesen, das von dem betrefferKlen AKP-Staat 
in einem Mitgliedstaat eröffnet wurde und über das alle das 
Programm betreffenden Zahlungen laufen. Diese Mittel sirxl als 
Kassenvorschuß anzusehen, der gegen Vortage von Belegen 
abgerechnet werden muß. 

Abschnitt 4 

KoflnanzierungsmaOnahmen 
Artikel 251 

(1) Auf Antrag der AKP-Staaten können die im Abkommen 
vorgesehenen Finanzmittel für Kofinanzierungen verwendet wer¬ 
den (insbesondere in Zusammenarbeit mit Entwicklungsorganisa¬ 
tionen und -einrichtungen, EWG-Mitgliodstaaten, AKP-Staaten, 
Drittländern oder internationalen oder privaten Rnanzeinrichtun- 
gen, Unternehmen bzw. Ausfuhrkreditanstalten). 

(2) Besondere Aufmerksamkeit gilt der Möglichkeit von Kofinan¬ 
zierungsmaßnahmen, vor allem bei 

a) Großprojekten, die nicht ausschließlich von einem Geldgeber 
allein finanziert werden können; 

b) Vorhaben, bei denen die Beteiligung der Gemeinschaft und 
ihre Erfahrung mit Projekten die Beteiligung anderer Finanzie- 
njngseinrichtungen erleichtern könnten; 

c) gemischt finanzierten Projekten, bei denen sowohl vergün¬ 
stigte Mittel als auch Gelder zu rwrmalen Bedingungen einge¬ 
setzt werden; 

d) Projekte, die sich in Teilprojekte zerlegen lassen, für die 
unterschiedliche Finanzierungsquellen in Betracht kommen; 

e) Projekte, bei denen sich eine Diversifizienjng der Finanzie¬ 
rung unter dem Gesichtspunkt der Finanzierungs- oder Inve¬ 
stitionskosten sowie unter anderem mit ihrer Verwirklichung 
zusammenhängenden Aspekten als vorteilhaft erweisen kann; 

f) regionale oder interregionale Projekte. 

(3) Kofinanzierungsmaßnahmen können in Form einer gemein¬ 
samen Finanzierung oder einer Parallelfinanzierung durchgeführt 
werden. Dabei ist jeweils der Lösung der Vorzug zu geben, die in 
bezug auf Kosten und Nutzeffekt am besten geeignet erscheint. 


(4) Im Einvernehmen mit den Beteiligten 

a) wird bei den Maßnahmen der Gemeinschaft und denen der 
anderen Geldgeber für die erforderliche Harmonisierung und 
Koordinierung gesorgt, damit die Zahl der von den AKP- 
Staaten durchzuführenden Verfahren verringert wird und 
diese Verfahren flexibler gestaltet werden können, und zwar 
insbesondere in bezug auf 

i) die Erfordernisse der Begünstigten und der übrigen Geld¬ 
geber; 

H) die Zahl der Kofinartzierungspnojekte urxl die Bestimmun¬ 
gen über ihre Durchführung; 

iii) die Harmonisierung der Regeln und Verfahren für Bau-, 
Liefer- und Dienstleistungsaufträge; 

iv die Zahlungsbedingungen; 

v) die Auswahlkriterien urtd Wettbewerbsregeln; 

vi) die den AKP-Untemehmen eirtgeräumte Präferenz¬ 
spanne; 

b) müssen die Konsultation und Koordination mit den an Kofinan- 
zierungsmaßnahmen Beteiligten utxf den sonstigen Geld¬ 
gebern verstärlct und weiterentwickett werden, indem nach 
Möglichkeit für die KoTinanziefung Rahmertabkommen ge¬ 
schlossen werden; die Kofinanzierungsleitrinien und -verfah¬ 
ren müssen überprüft werden, um Effizienz und optimale 
Bedingungen zu gewährleisten; 

c) kann die Gemeinschaft den anderen beteiligten Geldgebern 
verwaltungstechnische Unterstützung gewähren oder bei den 
Projekten an deren Finanzierung sie sich beteiligt die Feder¬ 
führung oder die Koordinierung übernehmen, um die Durch¬ 
führung der gemeinsam finanzierten Projekte oder Pro¬ 
gramme zu erleichtern. 

Abschnitt 5 
Kleinstvorhaben 

Artikel 252 

(1) Um den Entwicklungserfordemissen der örtlichen Gebiets- 
köiperschaften Rechnung zu tragen, beteiligt sich der Fonds auf 
Antrag des betretferxJen AKP-Staats an der Finanzierung von 
örtlichen Kleinstvorhaben, die 

a) sich wirtschaftlich und sozial auf das Leben der Bevölkerung 
auswirken; 

b) einem vorrangigen Bedarf entsprechen, der bekundet und 
festgestellt worden ist, und 

c) auf Initiative und unter aktiver Beteiligung der begünstigten 
Gebietskörperschatt durchgeführt werden. 

(2) Kleinstvorhaben werden finanziert von 

a) der betreffenden örtlichen Gebietskörperschaft durch Sach-, 
Dienst- oder Geldleistungen, die ihren Möglichkeiten entspre¬ 
chen; 

b) dem Fonds, dessen Beitrag grundsätzlich drei Viertel der 
jeweiligen Projektgesamtkosten, auf jeden Fall aber 300 000 
ECU nicht übersteigen darf; 

c) ausnahmsweise von dem betreffenden AKP-Staat durch 
einen finanziellen Beitrag, durch Bereitstellung öffentlicher 
Ausrüstungen oder durch Erbringung von Dienstleistungen. 

(3) Die Beiträge des Fotxls werden aus den für das nationale 
Richtprogramm bereitgestellten Zuschüssen bestritten. 

(4) Der Ausarbeitung und Durchführung von Kleinstvorhaben in 
den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten wird besonderer 
Vorrang eingeräumt. 

Artikel 253 

Mit Zustimmung der betreffenden AKP-Staaten und auf Antrag 
der örtlichen AKP-Gebietskörperschaften können die gemeinnüt- 
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zigen Organisationen der AKP-Länder und der Gemeinschaft im 
Einklang mit den Bestimmungen über die in Artikel 290 vorgese¬ 
henen Mehrjahresprogramme über die Kofinanzierungsmöglich¬ 
keiten hinaus Kleinstvorhaben bzw. Mehrjahresprogramme für 
Kleinstvorhaben koordinieren, überwachen oder durchführen. 

Abschnitt 6 
Soforthilfe 

Artikel 254 

(1) AKP-Staaten, die sich infolge von Naturkatastrophen oder 
sonstigen vergleichbaren auBergewöhnlichen Umständen in ern¬ 
sten wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten mit Ausrahme- 
Charakter befirxlen, werden Soforthilfen gewährt Oie Soforthilfe, 
die durch optimale Maßnahmen einen echten Beitrag zur Über¬ 
windung der unmittelbaren Schwierigkeiten leisten soll, 

a) muß so flexibel sein, daß sie entsprechend den Umständen 
jede Form annehmen kann, einschließlich der BereitsteHurtg 
einer Vielzahl wesentlicher Güter urKl wichtiger Oiertstleisbjn- 
gen sowie von Geldleistungen zugurtsten der Opfer. 

b) kann sich auch auf die Finanzierung von Sofortmaßnahmen 
mit dem Ziel erstrecken, beschädigte Anlagen und Bnrtchlufv 
gen wieder in Betrieb zu nehmen und wenigstens in geringem 
Umfang zu nutzen; 

c) ist nicht rückzahlbar und wird rasch und flexibel gewährt. 

(2) Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Vorkehrungen zur 
Erleichterung einer raschen Durchführung der Maßnahmen, die 
angesichts der Notsilualion erforderlich sind; hierbei ist wie folgf 
zu verfahren: 

a) Die Soforthilfemittel müssen innerhalb von 180 Tagen nach 
der Festlegung der Durchführungsmodalitäten vollständig 
gebunden und ausgegeben sein, sofern dem keine einver¬ 
nehmlich getroffenen Vorkehrungen entgegenstehen; 

b) sind die bereitgesteltten Mittel innerhalb der vorgesehenen 
Frist oder einer nach Buchstabe a festgelegten anderen Frist 
nicht in voller Höhe ausgegeben worden, so wird der Rest¬ 
betrag der im Finanzprotokoll genannten Sonderrückstellung 
zugeführt; 

c) die Einzelheiten der Zuteilung und Durchführung der Sofort¬ 
hilfe werden in einem flexiblen Eilverfahren geregelt; 

d) die Mittel können für die rückwirkende Finanzierurrg sofortiger 
Hilfemaßnahmen, die die AKP-Staaten selbst ergriffen haben, 
eingesetzt werden. 

Artikel 255 

(1) AKP-Staaten, die Flüchtlinge oder Rückwanderer aufneh¬ 
men, können Hilfen gewährt werden, damit die dringenden 
Bedürfnisse, die durch die Soforthilfe nicht abgedeckt werden, 
befriedigt und längerfristig Projekte und Progamme mit dem Ziel 
der Selbstversorgung ur»d Eingliedenjng bzw. Wiedereingrtede- 
rung dieser Personen durchgeführt werden können. 

(2) Ähnliche Beihilfen wie nach AbsaU 1 können in Betracht 
gezogen werden, um die freiwillige Eingliederung bzw. Wiederein- 
gliederurrg von Personen zu erteichtem, die ihren Wohnort wogen 
eines Konflikts oder einer Naturkatastrophe verlassen mußten. 
Bei der Durchführung dieser Bestimmung zu berücksichtigen sind 
alle Faktoren, die den Wechsel des Wohnortes ausgelöst haben, 
sowie die Wünsche der betreffenden Bevölkerungsgruppe uixJ die 
Verpflichtung der Regierung, die Bedürfnisse der eigenen Bevöl¬ 
kerung zu befriedigen. 

(3) Wegen ihrer entwicklungspolitischen Zielsetzung können 
die nach diesem Artikel gewährten Hilfen zusammen mit Mitteln 
des Richtprogramms des betreffenden Staates verwendet 
werden. 

(4) Die Hilfen werden r«ch Verfahren verwaltet und durchge¬ 
führt, die ein flexibles und rasches Eingreifen ermöglichen. Es ist 


ganz besonders darauf zu achten, daß der betroffenen Bevölke¬ 
rung möglichst wirksam geholfen wird. Die Zahlungs- und Durch¬ 
führungsbedingungen werden von Fall zu Fall festgelegt. Mit 
Zustimmung des betreffenden AKP-Staates können diese Hilfen 
unter Mitwirkung spezialisierter Einrichtungen, insbesoixlere der 
Vereinten Nationen oder aber unmittelbar von der Kommission 
selbst durchgeführt werden. 

Artikel 256 

Die Aufträge im Zusammenharrg mit der Soforthilfe werden 
nach den in Kapitel 5 Abschnitt 5 festgelegfen Modalitäten ver¬ 
geben. 

Artikel 257 

Die auf die Notstarxfsphase folgenden Maßrtahmen zum mate¬ 
riellen Wiederaufbau und zur sozialen Reaktivierung nach Natur¬ 
katastrophen oder unter vergleichbaren außerordentlichen 
Umständen können von der Gemeirtschaft im Rahmen des 
Abkommens finanziert werden. Der nach der Notstandsphase 
bestehende Bedarf kann mit arvferen Mitteln finanziert werden, 
insbesondere durch die beim Einsatz der Gemeinschaftsinsbu- 
mente anfallenden Gegenwertmittel, die SorKterrOckstellung für 
Flüchtlinge, Rückwanderer und Vertriebene, die nationalen Richt¬ 
programme oder durch eine Kombination dieser Fotxis. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikeis 2 des Finanzpro- 
tokolis kann dieser Bedarf ferner durch Restmittel der Sonder¬ 
rückstellung für SofortNIfe gedeckt werden, die beim Auslaufen 
dieses Protokolls rKx:h vorhanden sind. 

Kapitel 3 

Investitionen 

Abschnitt 1 
Investitionsförderung 

Artikel 258 

Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft, die die Bedeutung der 
privaten Investitionen für die Stärkung ihrer entwicklungspoliti¬ 
schen Zusammenarbeit sowie die Notwendigkeit anerkennen, 
Maßnahmen zur Förderung derartiger Investitionen zu treffen, 

a) ergreifen Maßnahmen, um private Investoren, welche die 
Ziele und Prioritäten der entwicklungspolitischen AKP-EWG- 
Zusammenarbeit sowie die geltenden Gesetze und Bestim¬ 
mungen der einzelnen Staaten beachten, zur Mitwirkung bei 
ihren EntwickiungsbemOhungen zu ermutigen; 

b) lassen solchen Investoren eirre gerechte und angerrressene 
Behandlurrg zuteil werden; 

c) treffen die Maßnahmen und Vorkehrungen, mit denen ein 
berechenbares und sicheres Investitionsklima geschaffen und 
erhalten werden kann urtd harxJeln Abkommen zur Verbesse¬ 
rung dieses Klimas aus; 

d) fördern die effiziente Zusammenarbeit zwischen AKP-Unter- 
nehmen und zwischen diesen und Unternehmen der Gemein¬ 
schaft, um den Transfer von Kapital, Marragementkenntnis- 
sen, Technologien urxJ arideren Formen des Know-how zu 
steigem; 

e) fördern einen stärkeren und stetigen Fluß privater Gelder von 
der Gemeinschaft in die AKP-Staatert. irtdem sie zur Beseiti¬ 
gung der Hirrdemisse beitragen, die den Zugar^g der AKP- 
Staaten zu den intentationaten Kapitalmärkten, insbesondere 
denen der Gemeinschaft, versperren; 

0 schaffen ein günstiges Umfeld für die Entwicklung von Finan¬ 
zierungseinrichtungen und die Bereitstellung der Mittel, die für 
die Kapitalbildung und die Ausweitung unternehmerischer 
Initiativen erforderlich sind; 



54 


Bundesgesetzblatt. Jahrgang 1991, Teil II 


g) fördern die Entwicklung der Unternehmen mit Maßnahmen, 
die sich als erforderlich erweisen, um die Rahmenbedingun¬ 
gen der Unternehmen zu verbessern und um insbesondere 
einen rechtlichen, administrativen und finanziellen Rahmen zu 
schaffen, mit dem der Aufbau und die Entwicklung eines 
dynamischen privaten Sektors, einschließlich der Basisunter¬ 
nehmen, gefördert werden können; 

h) stärken die Einrichtungen der AKP-Staaten in ihrer Fähigkeit, 
ein breites Spektrum an Dienstleistungen anzubieten, mit 
denen die Beteiligung Einheimischer an Irtdustrie- und Han¬ 
delsunternehmen ausgeweitet werden kann. 

Artikel 259 

Um Privatinvestitionen und die Entwicklung der Unternehmen 
zu fördern, ergreifen die AKP-Staaten und die Gemeinschaft in 
Zusammenarbeit mit anderen interessierten Stellen im Flahmen 
des Abkommens folgende Maßnahmen: 

a) Sie unterstützen die Förderung privater europäischer Investi¬ 
tionen kl den AKP-Staaten durch die Abhaltung von Konsulta¬ 
tionen zwischen allen interessierten AKP-Staaten und poten¬ 
tiellen privaten Investoren über die rechtlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen, die die AKP-Staaten den Investoren 
bieten können. 

b) Sie fördern die Information Ober Investifionsmögrichkeifen, 
indem sie Veranstaltungen zur Förderung von Investitionen 
abhalten, regelmäßig über bestehende Finanz- oder sonstige 
Spezialeinrichtungen und deren Dienstleistungsangebot und 
Konditionen informieren und die Einrichtung von Tagungsstät¬ 
ten für solche Veranstaltungen unterstützen. 

c) Sie fördern die Verbreitung von Informationen über Art und 
Verfügbarkeit von Investitionsgarantien und Versicherungs¬ 
mechanismen zur Erleichterung von Investitionen in den AKP- 
Staaten. 

d) Sie unterstützen die kleinen und mittleren Unternehmen der 
AKP-Staaten in ihren Bemühungen um eine Finanzierung in 
Form von Beteiligungen oder Darlehen zu optimalen Bedin¬ 
gungen. 

e) Sie suchen nach Möglichkeiten zur Ausschaltung oder Ver¬ 
ringerung des im Empfängertand bestehenden Risikos für 
private Investitionen, die zum wirtschaftlichen Fortschritt bei¬ 
tragen könnten. 

f) Sie helfen den AKP-Staaten 

i) bei deren Bemühungen um eine Verbesserung der Durch- 
führbarkeitssfudien und der Projektvorbereitung, damit auf 
wirtschaftlichem und finanziellem Gebiet sachgerechte 
Schlußfolgerungen gezogen werden können, 

ii) bei der Entwicklung eines integrierten Projektmanage¬ 
ments, das sich auf die gesamte Laufzeit der Projekte im 
Rahmen des Entwicklungsprogramms des betreffenden 
Staates erstreckt. 

Abschnitt 2 

Schutz der Investitionen 

Artikel 260 

Die Vertragsparteien bekräftigen, daß es notwendig ist, die 
Investitionen jeder Seite in ihren jeweiligen Gebieten zu fördern 
und zu schützen, und stellen in diesem Zusammenhang fest, daß 
im beiderseitigen Interesse zwischenstaatliche Investitionsschutz- 
und -förderungsabkommen geschlossen werden sollten, welche 
auch die Grundlage für Versicherungs- und Bürgschaftssysteme 
darstellen können. 

Artikel 261 

(1) Jeder Vertragssfaat kann die Aufnahme von Verhandlungen 
über ein Investitionsschutz- und -förderungsabkommen mit einem 
anderen Vertragsstaat beantragen. 


(2) Bei der Aufnahme der Verhandlungen, dem Abschluß, der 
Anwendung und der Auslegung bilateraler oder multilateraler 
Gegenseitigkeitsabkommen über die Förderung und den Schutz 
von Investitionen nehmen die an solchen Abkommen beteiligten 
Staaten keinerlei Diskriminierung zwischen den Vertragsstaaten 
dieses Abkommens oder ihnen gegenüber im Vergleich zu Dritt¬ 
ländern vor. 

Unter .Nichtdiskriminierung“ verstehen die Vertragsparteien, 
daß bei der Aushandlung derartiger Abkommen jede Seite das 
Recht hat, sich auf Bestimmungen zu berufen, die in Abkommen 
enthalten sind, welche zwischen dem betreffenden AKP-Staat 
bzw. Mitgliedstaat und einem anderen Staat ausgehandelt wur¬ 
den, sofern in jedem Falle die Gegenseitigkeit gewährt ist. 

(3) Die Vertragsstaaten snxf berechtigt eine Änderung bzw. 
Anpassung der in Absatz 2 genannten nichtdiskriminierenden 
Behandlung zu verlangen, wenn die internationalen Verpflichtun¬ 
gen oder eine veränderte Sachlage dies erfordern. 

(4) Die Anwendung der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Grundsätze darf nicht zum Ziel oder zur Folge haben, daß die 
Souveränität eines am Abkommen beteiligten Staates einge¬ 
schränkt wird. 

(5) Der Zusammenhang zwischen dem Zeitpunkt des Inkrafttre¬ 
tens eines ausgehandelten Abkommens, den Bestimmungen 
über die Beilegung von Streitigkeiten und dem Zeitpunkt der 
betreffenden Investitionen wird unter Berücksichtigung der 
Absätze 1 bis 4 in den genannten Abkommen festgelegt. Die 
Vertragsparteien bestätigen, daß von einer rückwirkenden Gel¬ 
tung grundsätzlich abgesehen wird, sofern die das Abkommen 
schließenden Staaten nichts anderes festlegen. 


Artikel 262 

Zur Förderung europäischer Investitionen in von den AKP- 
Staaten betriebenen Entwicklungsvorhaben von besonderer 
Bedeutung können zwischen der Gemeinschaft und den Mitglied¬ 
staaten auf der einen und den AKP-Staaten auf der anderen Seite 
auch Abkommen über spezifische Vorhaben von beiderseitigem 
Interesse abgeschlossen werden, wenn sich die Gemeinschaft 
und europäische Unternehmer an ihrer Finanzierung beteiligen. 


Abschnitt 3 

Finanzierung der Investitionen 

Artikel 263 

(1) Um die Durchführung unmittelbar produktiver, der wirt¬ 
schaftlichen und industriellen Entwicklung der AKP-Staaten för¬ 
derlicher Investitionen sowohl des öffentlichen als auch des priva¬ 
ten Bereichs zu erleichem, leistet die Gemeinschaft vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Kapitels 2 dieses Trtels eine Rnanzhilfe in 
Form von Risikokapital oder Darlehen aus den eigenen Mitteln der 
Bank. Diese Finanzhilfe kann unter anderem dazu benutzt 
werden, um 

a) die Eigenmittel von staatlichen, halbstaatlichen oder privaten 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar zu erhöhen und um 
diesen Unternehmen eine Finanzierung in Form von Darlehen 
zu Investitionszwecken zu gewähren; 

b) Projekte und Programme für produktive Investitionen zu unter¬ 
stützen, die von den von der Gemeinschaft und den AKP- 
Staaten in Anwendung des Abkommens eingesetzten paritäti¬ 
schen Stellen ermittelt und gefördert werden; 

c) Maßnahmen zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen zu 
finanzieren. 

(2) Zur Verwirklichung der Ziele gemäß Absatz 1 wird ein 
bedeutender Teil des Risikokapitals für die Unterstützung von 
Investitionen des privaten Sektors verwerxlet. 



Nr. 1 - Tag der Ausaabe; Bonn, den 12. Januar 19^1 


55 


Artikel 264 

Außer den vorstehend genannten Finanzierungsinstrumenten 
können der oder die AKP-Staaten die im Rahmen des einzelstaat¬ 
lichen oder regionalen Programms vorgesehenen Finanzierungs- 
Instrumente unter anderem für folgende Maßnahmen einsetzen; 

a) Finanzierung von Maßnahmen zugunsten kleiner urtd mittlerer 
Unternehmen; 

b) Förderung des Auf- oder Ausbaus einzelstaatiicher oder regio¬ 
naler Finanzierungseinrichtungen, in den AKP-Sfaaten zur 
effizienten Befriedigung des Finanzbedarfs des privaten Sek¬ 
tors; 

c) sachgerechte und effiziente Unterstützung der Ausfuhrförde¬ 
rung; 

d) allgemeine oder spezifische technische Zusammenarbeit die 
den Erfordernissen des privaten Sektors entspricht. 

Artikel 265 

Die Finanzienjng von unmittelbar produktiven Projekten kann 
sowohl neue Investitionen als auch die Reaktivierung oder Nut¬ 
zung besteherxfer Kapazitäten betreffen. 

Artikel 266 

Erfolgt die Finanzierung Ober eine zwischengeschaltete Stelle, 
so ist es deren Aufgabe, die einzelnen Projekte auszuwählen und 
zu prüfen urKf die Mittel zu verwalten, die ihr nach Maßgabe 
dieses Abkommens im gegenseitigen Einvernehmen der Parteien 
zur Verfügung gestellt werden. 


Abschnitt 4 
Investitionsförderung 

Artikel 267 

Um die einzelnen Ziele des Abkommens in bezug auf die 
Förderung privater Investitionen effizient zu verwirklichen und 
damit konkrete Multiplikatoreffekte auszulösen, leisten die Bank 
und/oder die Kommission einen Beitrag mit folgenden Mitteln: 

a) Finanzhilfe, einschließlich Beteiligungen; 

b) technische Hilfe; 

c) Beratungsdienste; 

d) Informations- und Koordinationsdienste. 

Artikel 268 

(1) Die Bank verwertdet das Risikokapital für Tätigkeiten zur 
Förderung und Unterstützung des privaten Sektors in den AKP- 
Staaten. Zu diesem Zweck kann das Risikokapital für folgende 
Maßnahmen verwendet werden: 

a) Gewährung von direkten Darlehen für Investitionen staat¬ 
licher, halböffentlicher oder privater Unternehmen der AKP- 
Staaten, einschließlich KMU; 

b) Aufstockurtg der Eigenmittel oder der als Eigenmittel behan¬ 
delten Mittel staatlicher, halbstaatlicher oder privater Unter¬ 
nehmen durch direkte Beteiligungen im Namen der Gemein¬ 
schaft; 

c) mit Zustimmung der betreffenden AKP-Staaten Beteiligung an 
Finanzierungseinrichtungen zur Förderung der privaten Inve¬ 
stitionen in den AKP-Staaten; 

d) Gewährung von Mitteln an Finanzierungseiniichtungen der 
AKP-Staaten oder - mit Zustimmung des betreffenden AKP- 
Staates - an Investoren der AKP-Staaten und/oder der 
Gemeinschaft, die über ihren eigenen Beitrag hinaus Investi¬ 
tionen in gemeinsamen AKP-EWG-Untemehmen zur Stär¬ 
kung der Eigenmittel der AKP-Unternehmen tätigen möchten; 


e) mit Zustimmung des oder der betreffenden AKP-Staaten 
Unterstützung der zur Finanzierung der KMU der AKP-Staa¬ 
ten beitragenden zwischengeschalteten Finanzierungseinrich¬ 
tungen der AKP-Staaten oder der Gemeinschaft, damit diese 

i) Beteiligungen an KMU der AKP-Staaten erwerben 
können; 

B) Beteiligungen von privaten AKP-Investoren und/oder 
Investoren der Gemeinschaft an KMU der AKP-Staaten 
gemäß Buchstabe d Tinanzieren können; 

iii) Darlehen für die Finanzierung von Investitionen der KMU 
der AKP-Staaten gewähren können; 

f) Hilfe zur Umstrukturierung oder NeiBuipitalisierung der Finan- 
zieningseinrichtungen der AKP-Staaten; 

g) Finanzierung von Untersuchungen, Forschungsarbeiten oder 
spezifischen Investitionen zur Vorbereitung und Ermittlung 
von Projekten; Unterstützung von Unternehmen insbesondere 
durch Ausbildungs-, Management- urxl Investitionshilfen 
durch die Bank bei der Vorbereitung von Investitionen oder zu 
Reaktivierungszwecken; gegebenenfalls Teilübemahme von 
Anlaufkoslen, einschließlich Bürgschafts- und Versicherungs¬ 
prämien für die Investitionen, die für das Treffen der Finartzie- 
nmgsentschekking erfortferfich sind. 

(2) In geeigneten Fällen werden sowohl direkte als auch indi¬ 
rekte Darlehen für die Finanzierung von Investitionen und sektora¬ 
len Hilfeprogrammen von der Bank aus eigenen Mitteln gewährt. 


Artikel 269 

Um günstige Bedingungen für die Förderung und den Ausbau 

ihres privaten Sektors zu schaffen, können die AKP-Staaten die 

Finanzmittel ihres Richtprogramms für folgende Maßnahmen ver¬ 
wenden; 

a) Unterstützung der Entwicklung von Unternehmen durch Aus¬ 
bildungslehrgänge, Hilfen auf dem Gebiet des betrieblichen 
Rechnungswesens und der Projektvorbereitung, Sonderlei¬ 
stungen in der Anlaufphase, Entwicklungs- und Management¬ 
leistungen sowie Förderung des Technologietransfers; 

b) geeignete und effiziente Unterstützung für die Investitions¬ 
förderung, einschließlich einer Hilfe für Projektträger; 

c) Unterstützung beim Auf- und Ausbau einzelstaatlicher oder 
regiortaler Exportfinanzierungseinrichtungen in den AKP- 
Staaten; 

d) Finanzierung der Einfuhr von Zwischenerzeugnissen für die 
Exportindustrie eines antragstellenden AKP-Staates; 

e) Eröffnung von Kreditlinien zugunsten der KMU; 

f) sachgerechte und effiziente Unterstützung der Ausfuhrförde¬ 
rung; 

g) Verbesserung des Investitionsklimas und insbesorKfere der 
rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen der Unter¬ 
nehmen sowie Entwicklung der Dienste zur Unterstützung des 
Untemehmenssektors, um den Unternehmen Beratungsdien¬ 
ste im rechtlichen, technischen und betriebswirtschaftlichen 
Bereich zu bieten; 

h) technische Zusammenarbeit zur Stärkung der auf dem Gebiet 
der KMU-Förderung tätigen Einrichtungen der AKP-Staaten; 

i) Durchführung geeigneter Programme zur Berufsausbildung 
und zur Vemtittlung von Managementkenntnissen, insbeson¬ 
dere im Bereich der kleinen Unternehmen urxf der Unterneh¬ 
men des informellen Sektors; 

j) Unterstützung bei der Mobilisierung einheimischer Spargelder 
der Entwicklung des Finanzsektors und der neuen Finanzie¬ 
rungsinstrumente, der Rationalisierung der Politik zur Unter¬ 
nehmensförderung und zur Förderung ausländischer Investi¬ 
tionen; 
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k) Finanzierung der Projekte von Genossenschaften oder ört¬ 
lichen Gemeinwesen der AKP-Staaten und Einrichtung oder 
Aufstockung von KMU-Garantieforxls. 

Artikel 270 

Zur Mobilisierung von öffentlichem wie privatem Auslandskapi¬ 
tal sollte nichts unversucht gelassen werden, um Kofinanzie¬ 
rungsmöglichkeiten zu nutzen oder Mittel zur parallelen Finanzie- 
njng einzelner Projekte oder Programme zu gewinnen. 

Artikel 271 

Zur Unterstützung der AKP-Staaten bei WVT-Investitionen 
sollte im besorvjeren das bestehende Potential in dem betreffen¬ 
den Staat optimal genutzt und dem Reakttvieningsbedarf Rech¬ 
nung getragen werden. 

Artikel 272 

Zur Unterstützung der Investitkxtsförderung in den AKP-Staa¬ 
ten koordinieren die Kommission und die Bank ihre Tätigkeiten in 
diesem Bereich und berücksichtigen dabei gebührend, daß sich 
ihre Rollen hier gegenseitig ergänzen. 

Oie Kommission und die Bank gewährleisten mit Hilfe der 
Mitgliedstaaten und der AKP-Staaten eine wirksame Koordif^ 
rung auf Operationeller Ebene zwischen allen an der (nvestitioos- 

hilfe in den AKP-Staaten beteiligten Parteien. 

Zur Unterrichtung dieser Parteien über die Investitionsaussich¬ 
ten erstellt die Kommission Berichte und untersucht 

- die Kapitalströme zwischen der Gemeinschaft und den AKP- 
Staaten, die wirtschaftlichen, rechtlichen und institutioneilen 
Investitionshemmnisse, Maßnahmen zur Erleichteaing des pri¬ 
vaten Kapitalverkehrs, Kofinanzierungen, den Zugang der 
AKP-Staaten zu den internationalen löipitalmärkten und das 
effiziente Funktionieren der einheimischen Kapitalmärkte; 

- die nationalen und internationalen Investitionssicherungs¬ 
systeme; 

- die zwischen den Mitgliedstziaten und den AKP-Staaten 
beschlossenen Investitionsschutz- und -förderungsabkommen. 

Die Kommission legt dem AKP-EWG-Ausschuß für Zusammen¬ 
arbeit bei der Entwicklungsfinanzierung die Ergebnisse dieser 
Untersuchungen vor. Sie legt auch einen in Zusammenarbeit mit 
der Bank erstellten Bericht über die Koordinierung der Hilfen zur 
Förderung der Investitionen und des privaten Sektors vor. 

Abschnitt S 

Laufende Zahlungen und Kapitalverkehr 

Artikel 273 

(1) Die Vertragsparteien unterlassen hinsichtlich der Devisen¬ 
regelung für den mit den Investitionen verbundenen Kapitalver¬ 
kehr und die laufenden Zahlungen Maßnahmen, die mit den 
Verpflichtungen unvereinbar wären, die sich für sie aus der 
Anwendung der Bestimmungen dieses Abkommens für die Berei¬ 
che des Waren- und Dienstleistungsverkehrs, des Niederlas¬ 
sungsrechts und der industriellen Zusammenarbeit ergeben. 
Diese Verpflichtungen hirxlem die Vertragsparteien jedoch nicht 
daran, im Falle ernster wirtschaftlicher Schwierigkeiten oder 
schwerwiegender Zahlungsbilanzprobleme die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. 

(2) Bezüglich der Devisengeschäfte in Verbindung mit den 
Investitionen und den laufenden Zahlungen unterlassen es die 
AKP-Staaten einerseits und die Mitgliedstaaten andererseits im 
Rahmen des Möglichen, gegen die andere Partei diskriminie¬ 
rende Maßnahmen zu treffen oder dritten Staaten eine günstigere 
Behandlung zu gewähren, wobei sie dem evolutiven Charakter 
des internationalen Währungssystems, bestehenden spezifischen 
Währungsvereinbarungen und Zahlungsbilanzproblemen Rech¬ 
nung tragen. 


Falls sich solche Maßnahmen oder eine solche Behandlung als 
unvermeidbar erweisen sollten, so würden sie im Einklang mit den 
geltenden internationalen Devisenvorschriften beibehalten oder 
getroffen, und es würden alle Anstrengungen unternommen, um 
die negativen Auswirkungen für die betreffenden Parteien auf ein 
Mindestmaß zu verringern. 

Abschnitt 6 

Regelung für die Unternehmen 

Artikel 274 

(1) Hinsichtlich der Niederlassungs- und Dienstleistungsrege¬ 
lung wenden die AKP-Staaten einerseits und die Mitgliedstaaten 
andererseits gegenüber Staatsangehörigen und Gesellschaften 
der Mitgliedstaaten bzw. Staatsangehörigen und Gesellschaften 
der AKP-Staaten keine diskriminierende Behandlung an. Ist 
jedoch bei einer bestimmten Tätigkeit ein AKP-Staat oder ein 
Mitgliedstaat nicht in der Lage, die Gleichbehandlung zu gewähr¬ 
leisten, so sind die Mitgliedstaaten bzw. die AKP-Staaten nicht 
verpflichtet, bei dieser Tätigkeit den Staatsangehörigen und 
Gesellschaften des betreffenden Staates eine solche Behandlung 
zu gewähren. 

(2) Im Sinrte dieses Abkommerts gelten als .Gesellschaften 
oder Unternehmen eines Mitgfiedstaates oder eines AKP-Staa- 
tes“ die Gesellschaften oder Unternehmen des bürgerlichen oder 
des Handelsrechts einschließlich öffentlich-rechtlicher oder son¬ 
stiger Gesellschaften, Genossenschaften, sonstiger juristischer 
Personen und Personengesellschaften des öffentlichen oder pri¬ 
vaten Rechts - mit Ausnahrrte derjenigen, die keinen Erwerbs¬ 
zweck verfolgen -, die nach den Rechtsvorschriften eines Mit¬ 
gliedstaates oder eines AKP-Staates gegründet worden sind und 
deren satzungsmäßiger Sitz oder Hauptverwattungs- oder Haupt- 
geschättssitz in einem Mitgliedstaat oder einem AKP-Staat liegt. 

Haben sie jedoch nur ihren satzungsmäßigen Sitz in einem 
Milgliedstaat oder in einem AKP-Staat, so muß ihre Geschäfts¬ 
tätigkeit in tatsächlicher und ständiger Verbindung mit der Wirt¬ 
schaft dieses Mitgliedstaates oder AKP-Staates stehen. 

Kapitel 4 

Technische Zusammenarbeit 

Artikel 275 

Die technische Zusammenarbeit soll den AKP-Staaten dabei 
helfen, ihr nationales und regionales menschliches Potential bes¬ 
ser zu nutzen und ihre Institutionen dauerhaft aufzubauen: sie 
trägt zur Verwirklichung der Ziele der Projekte und Programme 
bei. In diesem Zusammenhcing wird folgendes vorgesehen: 

a) Personal für technische Hilfe wird nur auf Antrag des oder der 
betreffenden AKP-Staaten bereitgestellt; 

b) die technische Zusammenarbeit muß einen günstigen Kosten- 
Wirksamkeitsgrad aufweisen, den Bedürfnissen entsprechen, 
für die sie konzipiert worden ist, den Transfer von Kenntnissen 
erleichtern und die nationalen und regionalen Kapazitäten 
erweitern; 

c) es werden Vorkehaingen getroffen, um die Teilnahme von 
einheimischen Sachverständigen, Studienbüros und Ausbil- 
dungs- und Forschungseinrichtungen an den vom Fonds 
finanzierten Aufträgen zu erweitern und um das menschliche 
Potential der AKP-Staaten dadurch besser zu nutzen, daß 
einheimische Führungskräfte vorübergehend als Berater bei 
einer Institution ihres eigenen Landes, eines Nachbarlandes 
oder einer regionalen Organisation eingesetzt werden; 

d) die AKP-Staaten können auf nationaler oder regionaler Ebene 
die für die Finanzierung der Entwicklung vorgesehenen Instru¬ 
mente und Mittel der Zusammenarbeit nutzen, um Grenzen 
und Potential des nationalen und regionalen Personals besser 
abstecken zu können und um eine Liste von AKP-Sachver- 
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ständigen, -Beratern und -StudienbOros zu erstellen, an die 
sich die AKP-Staaten für die vom Fonds finanzierten Projekte 
und Programme wenden können, und um ferner die Möglich¬ 
keiten für den Einsatz nationalen und regionalen Fachperso¬ 
nals bei den vom Fonds finanzierten Projekten zu ermitteln; 

e) die technische Hilfe zwischen den AKP-Staaten virird durch die 
für die Finanzierung der Entwicklung vorgesehenen Instru¬ 
mente der Zusammenarbeit unterstützt, so daß der Austausch 
von FOhrungskräften und Sachverstärxligen auf dem Gebiet 
der technischen Hilfe und der VerwaHurtg zwischen den AKP- 
Staaten ermöglicht wird; 

f) in den Projekt- und Programmunterlagen müssen Aktionspro¬ 
gramme zur langfristigen Entwicklung von Institutionen und 
Personal vorgesehen und der Finanzbedarf berücksichtigt 
werden; 

g) um die Abwanderungsbewegung von Führungskräften der 
AKP-Staaten umzukehren, hilft die Gemeinschaft den AKP- 
Staaten auf Antrag dabei, die Rückkehr der in den entwickel¬ 
ten Ländern niedergelassenen qualiFizierten Staatsangehöri¬ 
gen von AKP-Staaten durch geeignete Anreize zu fördern; 

h) bei der Prüfung der Projekte urxf Programme wird den Sach¬ 
zwängen hirtsichtlich drä einheimischen menschlichen Poten¬ 
tials gebührend Rechnung getragen und für eine Strategie zur 
besseren Nutzurtg dieses Potentials gesorgt; 

i) das Personal der technischen Hilfe muß die erforderliche 
Befähigung besitzen, um seine spezifischen Aufgaben ent¬ 
sprechend dem Antrag des oder der betreffenden AKP-Staa¬ 
ten durchführen zu könrwn; ferner muß es in die begünstigte 
AKP-Institution integriert sein; 

j) die zuverlässige Ausbildurtg von einheimischem Personal 
gehört zu den Aufgaben des im Rahmen der technischen 
Zusammenarbeit tätigen Personals, damit die technische Hilfe 
schrittweise abgebaut und ausschließlich einheimische Kräfte 
als ständiges Persorwl für die Projekte vorgesehen werden 
können; 

k) im Rahmen der Zusammenarbeit werden Vorkehrungen 
getroffen, um die Fähigkeit der AKP-Staaten zur Erweiterung 
ihrer technischen Kenntnisse und zur Verbesserung der beruf¬ 
lichen Befähigung ihrer eigenen Berater, Studienbüros oder 
Beratungsunternehmen zu fördern; 

l) besondere Aufmerksamkeit sollte der Entwicklung der Fähig¬ 
keiten der AKP-Staaten im Bereich der Planung, Durchfüh¬ 
rung und Evaluierung der Projekte und Programme gelten. 

Artikel 276 

(1) Die technische Zusammenarbeit kann im spezifischen oder 

im allgemeinen Rahmen erfolgen. 

(2) Die allgemeine technische Zusammettarbeit umfaßt insbe¬ 
sondere: 

a) Entwicklungsstudien, Untersuchungen Ober die Entwicklungs¬ 
und Diversifizierungsaussichten bzw. -möglichkeiten der 
Volkswirtschaften der AKP-Staaten sowie über Probleme, die 
Gruppen von AKP-Staaten oder alle diese Staaten betreffen; 

b) Untersuchungen zur Ermittlung konkreter Lösungen für die 
Probleme der Verschuldung, des Schuldendienstes und der 
Zahlungsbilanz der AKP-Staaten; 

c) Untersuchungen nach Wirtschaftszweigen und nach Erzeug¬ 
nissen; 

d) Entsendung von Sachverstärxfigen, Beratern, Technikern und 
Ausbildern mit einem bestimmten und befristeten Auftrag; 

e) Lieferung von Lehr-, Versuchs-, Forschungs- uttd Vorführ¬ 
material; 

f) allgemeine Unterrichtung und Dokumentation, einschließlich 
Statistiken zur Förderung der Entwicklung der AKP-Staaten 
sowie der vollen Verwirklichung der Ziele der Zusammen¬ 
arbeit; 


g) Austausch von Führungs- und Fachkräften, Studenten und 
Forschem sowie von Betreuern ur>d Leitern für Vereinigungen 
oder Verbände mit sozialen oder kulturellen Zielsetzungen; 

h) Vergabe von Stipendien für Studienaufenthalte oder Praktika, 
insbesondere an Personen, die schon im Berufsleben stehen 
urxf eine ergänzerxfe Ausbildung benötigen; 

i) Organisation von Bikfungs-, Informations- urxf Weiterbil- 
dungssemirtaren oder -tagungen; 

p Schaffung oder Ausbau von Informations- urxf Dokumenta¬ 
tionseinrichtungen, insbesondere zum Zweck des Austauschs 
von Kenntnissen, Methoden und Erfahrungen zwischen den 
AKP-Staaten selbst oder zwischen diesen und der Gemein¬ 
schaft; 

k) Zusammenarbeit oder Patenschaften zwischen AKP-Einrich- 
tungen selbst oder zwischen diesen urxl entsprecherxfen Ein¬ 
richtungen der Gemeinschaft, insbesorxfere zwischen Hoch¬ 
schulen urxf arxferen Bikfungs- urxf Forschungseinrichtungen 
in den AKP-Staaten urxf der Gemeinschaft; 

l) Unterstützung wichtiger kultureller Veranstaltungen. 

(3) Die an spezifische Maßitahmen geburxferte technische 
Zusammerwbeit umfaßt InsbesotKfere: 

a) die für die AusarbeHuttg der Projekte und Progranxne notwen¬ 
digen technischen, wirtschaftlichen, finanziellen und kaufmän¬ 
nischen Studien sowie die erforderlichen Forschungs- und 
Prospektionsarbeiten, auch in bezug auf die strukturelle 
Anpiassung urxf Investitionen: 

b) Vorbereitung der Projekts urxf Programme; 

c) Durchführung urxf Überwachung der Projekte urxf Pro¬ 
gramme; 

d) Durchführung vorübergeherxfer Maßnahmen, die für die 
Errichtung, die Inbetriebnahme, den Betrieb und die Instand¬ 
haltung eines bestimmten Projekts erforderlich sind; 

e) Überwachung und Evaluierung der Maßnahmen; 

f) integrierte Ausbildungs-, Informations- und Forschungspro¬ 
gramme. 

Artikel 277 

Die Gemeinschaft ergreift konkrete Maßnahmen, um die den 
AKP-Staaten übermittelten Informationen über die Verfügbarkeit 
und die Befähigung entsprechender Fachkräfte auszuweiten urxf 
zu verbessern. 

Artikel 278 

(1) Die Wahl zwischen der Beauftragung eines Studienbüros 
oder Beratungsuntemehmens oder einzelner Sachverstärxfiger 
ist abhängig von der Art der Probleme, dem Umfang urxf der 
Komplexität der technischen Mittel und der erforderiichen Verwal¬ 
tungsarbeit sowie vom Ergebnis eines Kostenvergleichs zwischen 
diesen beiden Lösungen. Ferner werden Maßnahmen ergriffen, 
um sicherzustellen, daß die für die Einstellung von Personal 
Verantwortlichen in der Lage sirxf, den jeweiligen Grad der Befä¬ 
higung und internationalen Erfahrung richtig einzuschätzen. Krite¬ 
rien für die Auswahl der Vertragspartner urxf ihres Personals sind: 

a) fachliche Befähigung (technische Kompetenz urxf ausbilderi- 
sche Fähigkeiten) und menschliche Qualitäten; 

b) Respektierung der kulturellen Werte und der politischen und 
verwaltungsmäßigen Verhältnisse des oder der betrefferxfen 
AKP-Staaten: 

c) die zur Durchführung des Vertrags erforderlichen Sprach- 
kenntnisse; 

d) praktische Erfahrung mit den zu löserxfen Problemen; 

e) die Kosten. 

(2) Die Einstellung von Fachkräften der technischen Hilfe, die 
Festlegung von deren Zielen und Aufgaben, die Dauer ihrer 
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Missionen, DienstvergOtungen und Beiträgen zur Entwicklung der 
AKP-Staaten, in denen sie Dienst tun, müssen den Grundsätzen 
für die Politik der technischen Zusammenarbeit gemäß Artikel 275 
entsprechen. Die in diesem Zusammenhang anzuwenderKten 
Verfahren müssen die Objektivität der Auswahl und die Qualität 
der erbrachten Leistungen gewährleisten. Daher gelten folgende 
Grundsätze: 

a) Die Einstellung wird von den nationalen Einrichtungen, die die 
technische Hilfe in Anspruch nehmen werden, entsprechertd 
den Bestimmungen für Wettbewerb und Bevorzugung vorge¬ 
nommen; 

b) es werden Vorkehrungen getroffen, um den direkten Kontakt 
zwischen dem Bewerber und dem künftigen Empfänger der 
technischen Hilfe zu erieichtem; 

c) andere Formen der technischen Hilfe sollten in Betracht gezo¬ 
gen werden, wie beispielsweise der Einsatz von Freiwilligen, 
von Nichtregierungsorganisationen, von Führungskräften im 
Ruhestand sowie Partnerschaftsverträge; 

d) bei einem Antrag auf technische Hilfe müssen der AKP-Staat 
und die Delegation der Kommission einen Kosten-Nutzen- 
Vergleich zwischen den einzelnen Fomten des Technologie¬ 
transfers ur)d der Fdrderurtg der Fachkenntnisse anstellen; 

e) in den Ausschreibungsunterlagen ist vorgesehen, daß jeder 
Bewerber in seinem Angebot präzisieren muß, welche Metho¬ 
den und welches Personal er einzusetzen gedenkt und welche 
Strategie eine Entwicklung der nationalen und/oder regkxMüen 
lokalen Kapazitäten nach Beginn des Vertrags förderlich sein 
könnte; 

f) die Gemeinschaft liefert den begünstigten AKP-Staaten aus¬ 
führliche Informationen über die Gesamtkosten der techni¬ 
schen Hilfe, damit diese AKP-Staaten die Verträge auf der 
Basis eines günstigen Kosten-Nutzen-Verhältnisses aushan¬ 
deln können. 


Artikel 279 

Um die Fähigkeit der AKP-Staaten zur Erweiterung ihrer techni¬ 
schen Kenntnisse und zur Verbesserung des technischen Know- 
hows ihrer Berater weiterzuentwickeln, fördern die Gemeinschaft 
und die AKP-Staaten Partnerschaftsverträge zwischen Studien¬ 
büros und beratenden Ingenieuren, Sachverständigen und Ein¬ 
richtungen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der AKP- 
Staaten. Zu diesem Zweck treffen die Gemeinschaft und die AKP- 
Staaten alle erforderlichen Maßnahmen, um 

a) durch Arbeitsgemeinschaften die Weitervergabe an Nach- 
untemehmer oder Herartziehung von Sachverständigen der 
AKP-Staaten in den Teams von Studienbüros, beratenden 
Ingenieuren oder Einrichtungen der Mitgliedstaaten zu 
fördern; 

b) die Bieter in den Ausschreibungsunterlagen über die in dem 
Abkommen vorgesehenen Auswahl- und Bevorzugungskrite¬ 
rien, insbesondere über die Kriterien zur Förderung der Nut¬ 
zung des menschlichen Potentials der AKP-Staaten, zu infor¬ 
mieren. 

Artikel 280 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels werden die 
Vergabe von Dienstleistungsaufträgen und die Vorschriften für 
Wettbewerb und Bevorzugung entsprechend Kapitel 5 Abschnitt 5 
festgelegt. 

(2) Im Rahmen der technischen Zusammenarbeit werden Bil- 
dungs- und Ausbildungsmaßnahmen, mehrjährige Ausbildungs¬ 
programme, einschließlich Stipendien, die in Titel XI Kapitel 1 des 
Zweiten Teils genannt sind, unterstützt. 


Kapitel 5 

Durchführungsverfahren 

Abschnitt 1 
Programmierung 

Artikel 281 

(1) Zu Beginn der Geltungsdauer des Abkommens und vor der 
Aufstellung des Richtprogrcunms 

a) macht die Kommission gegenüber jedem AKP-Staat klare 
Angaben über den programmierbaren Betrag, Ober den er im 
Laufe dieses Zeitraums verfügen kann, und übermittelt dem 
jeweiligen Staat sämtliche anderen zweckdienlichen Informa¬ 
tionen. 

b) Jedem AKP-Staat, der die für die Strukturanpassungshilfe 
nach Artikel 246 bestimmten spezifischen Mittel in Anspruch 
nehmen kann, wird die geschätzte Höhe der ersten ihm zuste¬ 
henden Tranche mitgeteilt. 

(2) Sobald ein AKP-Staat Ober die in Absatz 1 genannten 
Informationein verfügt, erateflt er nach Maßgabe seiner Entwick- 
lungsziele und -Prioritäten den Entwurf eines Richlprogramms, 
den er der Gemeinschaft unterbreitet; dieser Entwurf eines Richt¬ 
programms enthält Angaben über 

a) die vorrangigen nationalen und regionalen Entwicklungsziele 
des betreffenden AKP-Staates; 

b) den oder die Schwerpunktbereiche oder Sektoren, bei denen 
eine Unterstützung am geeignetsten erscheint; 

c) die zur Verwirklichung der Ziele in dem/den bezeichneten 
Schwerpunktbereich(en) oder Sektor(en) am besten geeigne¬ 
ten Maßnahmen und Aktionen oder, wenn diese Aktionen 
nicht genau genug festgelegt sind, die Grundzüge der Pro¬ 
gramme zur Unterstüzung der von dem betreffenden Land für 
die Schwerpunktbereiche festgelegten Politik; 

d) soweit möglich, die spezifischen einzelslaatlichen Projekte 
und Aktionsprogramme, die eindeutig festgelegt worden sind; 
das gilt insbesondere für Projekte und Programme zur Fortset¬ 
zung von bereits eingeleiteten Aktionen; 

e) gegebenenfalls einen begrenzten Teil der nicht für den 
Schwerpunktbereich bestimmten programmierbaren Mittel, 
die der AKP-Staat zur Förderung der Strukturanpassung ver¬ 
wenden will; 

f) alle Vorschläge betreffend regionale Projekte und Pro¬ 
gramme. 


Artikel 282 

(1) Über den Entwurf eines Richtprogramms findet zwischen 
den Vertretern des betreffenden AKP-Staates und der Gemein¬ 
schaft, die den nationalen Bedürfnissen des AKP-Staates und 
seinem Recht seine Strategien, Prioritäten und Entwicklungs¬ 
modelle sowie seine makroökonomische und sektorbezogene 
Politik souverän festzulegen, gebührend Rechnung trägt, ein Mei¬ 
nungsaustausch statt. 

(2) Auf der Grundlage des von einem AKP-Staat vorgeschlage¬ 
nen Entwurfs des Richtprogramms wird von der Gemeinschaft 
und diesem Staat in gegenseitigem Einvernehmen das Richtpro¬ 
gramm aufgestellt das sowohl die Gemeinschaft als auch diesen 
Staat bindet nachdem es angecxxnmen worden ist Dieses Pro¬ 
gramm enthält insbesondere Angaben über 

a) den oder die Schwerpunktbereiche, für die die Gemeirv 
schaftshilfe bestimmt ist und die hierfür einzusetzenden Mittel; 

b) die für die Erreichung der Ziele in den vorgesehenen Sektoren 
erforderlichen Maßnahmen und Aktionen; 

c) den Zeitplan für die Verpflichtungen und zu ergreifenden 
Maßnahmen; 
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d) die (ur etwaige Reklamationen und zur Deckung unvorherge¬ 
sehener Erhöhungen der Kosten und Ausgaben vorgenom¬ 
menen Rückstellungen; 

e) die Projekte und Programme, die nicht den oder die Schwer¬ 
punktbereiche betreffen, sowie die Vorschläge für regionale 
Projekte und Programme und gegebenenfalls den Teil der 
Mittel, die als Strukturanpassungshilfe verwertdet werden. 

(3) Das Richtprogramm ist so flexibel, daB die Übereinstim¬ 
mung der Aktionen mit den Zielen stets gewährleistet ist urrd 
mögliche Änderungen der wirtschaftlichen Lage, der Prioritäten 
und Ziele eines AKP-Staates berücksichligt werden könrren. Es 
kann auf Antrag des betreffenden AKP-Staates geändert werden. 

Artikel 283 

Die Gemeinschaft und der AKP-Staat treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um die Annahme des Richtprogramms so rasch wie 
möglich, vorzugsweise jedoch vor Inkrafttreten des Abkommens, 
zu gewährleisten. 

Artikel 284 

(1) Im Richtprogramm werden die Gesamtbeträge der program¬ 
mierbaren Hilfe festgelegL die den einzelnen AKP-Staaten zur 
Verfügung gestelK werden karvt. Unbeschadet der Mittel, die für 
Soforthilfen, Zinsvergütungen und die regionale Zusammenarbeit 
zurückgestellt werden, umfaßt die programmierbare Hilfe 
Zuschüsse und einen Teil des Risikokapitals. 

(2) Der am Ende des letzten Anwendurtgsjahres des Rnarrzpro- 
tokolls gegebenenfalls verbleibertde Restbetrag aus dem Fonds 
wird bis zu seiner völligen Ausschöpfurrg nach den gleichen 
Bedingungen, wie sie in diesem Abkommen vorgesehen sind, 
verwendet. 

(3) Jedes Jahr erstellen der nationale Anweisungsbefugte und 
der Kommissionsbeauftragte eine Gegenüberstellung der Mittel¬ 
bindungen und Zahlungen; sie treffen die Maßnahmen, die für die 
Einhaltung des bei der Programmierung vereinbarten Zeitplans 
für die Verpflichtungen erforderlich sind, und ermitteln die Ur¬ 
sachen für die bei ihrer Durchführung festgestellten Verzögerun¬ 
gen, um die zu ihrer Behebung gebotenen Maßnahmen vorzu¬ 
schlagen. 

Abschnitt 2 

Auswahl, Vorbereitung und Prüfung von Projekten 

Artikel 285 

Für die Auswahl und die Vorbereitung der Projekte und Pro¬ 
gramme ist der betreffende AKP-Staat oder jeder andere in Frage 
kommende Begünstigte verantwortlich. 

Artikel 286 

Die Unterlagen über die vorbereiteten und zur Finanziening 
vorgelegten Projekte und Programme müssen alle zur Prüfung 
der Projekte bzw. Programme notwendigen Auskünfte oder, wenn 
diese Projekte und Programme nicht vollständig festgelegt wor¬ 
den sind, eine zusammenfassende Beschreibung, anhartd deren 
sie geprüft werden können, enthalten. Diese Unterlagen werden 
entsprechend diesem Abkommen von den AKP-Staaten oder den 
anderen Begünstigten offiziell dem Kommissionsbeauftragten 
übermittelt. Handelt es sich bei den Begünstigten um keinen AKP- 
Staat, so ist die förmftche Zustimmung des betreffenden AKP- 
Staates erforderlich. 

Artikel 287 

(1) Der betreffende AKP-Staat bzw. die betreffenden AKP- 
Staaten und die Gemeinschaft prüfen die Projekte und Pro¬ 
gramme gemeinsam. Zur Beschleunigung der Verfahren über¬ 
trägt die Kommission ihrem Beauftragten die erforderliche Befug¬ 
nis zur Durchführung dieser gemeinsamen Prüfung. 


(2) Bei der Prüfung der Projekte und Programme wird den 
spezifischen Merkmalen und Zwängen jedes AKP-Staates sowie 
folgenden Faktoren Rechnung getragen: 

a) der Wirksamkeit und Durchführbarkeit der beantragten Maß¬ 
nahmen sowie ihrer Rentabilität, nach Möglichkeit anhard 
einer Kosten-Nutzen-Analyse, wobei etwetige Varianten 
geprüft werden; 

b) den direkten und irxlireklen sozialen, kulturellen, geschlechts¬ 
spezifischen und ökologischen Aspekten sowie der Auswir¬ 
kung auf die Bevölkerung der einzelnen Länder; 

c) der Verfügbarkeit von Arbeitskräften und anderer für die 
Durchführung, das Funktionieren und die Venwaltung der Pro¬ 
jekte und Programme erforderlichen lokalen Ressourcen; 

d) der Einrichturtg und der institutionelten Entwicklung, die für die 
Verwirklichung der Ziele der Projekte oder Programme not¬ 
wendig ist; 

e) der Belastung, die d,e Verwaltungskosten für den Begünstig¬ 
ten darstellen; 

0 den auf nationaler Ebene nachzukommenden Verpflichtungen 
und unternommenen Bemühungen; 

g) den Erfahrungen, die mit ährtlichen Maßnahmen gesammelt 
wurden; 

h) den Ergebnissen von Studien, die bereits zu ähnlichen Projek¬ 
ten oder Programmen durchgeführt wurden, damit die Durch¬ 
führung der Verfahren beschleunigt werden kann und die 
Kosten sich auf ein Minimum reduzieren lassen. 

(3) Die spezifischen Schwierigkeiten urxf Zwänge der am 
wenigsten entwickelten AKP-Staaten, die den Nutzeffekt, die 
Lebensfähigkeit und die wirtschaftliche Rentabilität der Projekte 
und Programme beeinträchtigen, werden bei deren Prüfung 
berücksichligt. 

(4) Die Leitlinien und die allgemeinen Kriterien für die Prüfung 
der Projekte und Programme werden während der Anwendung 
des Abkommens durch den AKP-EWG-Ausschuß für die Zusam¬ 
menarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung im Lichte der Evalu¬ 
ierungsarbeiten und unter Beachtung der Flexibilität, die für die 
Anpassung dieser Kriterien an die besondere Lage jedes AKP- 
Staates erforderlich ist, ausgearbeitel. 

Abschnitt 3 

Firtaiuierungsvorschlag 
und Beschlußfassung über die Finanzierung 

Artikel 288 

(1) Die Ergebnisse der Prüfung werden vom Kommisskxisbe- 
auftragten in enger Zusammenarbeit mit dem nationaien Anwei- 
sungsbefugten in einem Finanzierungsvorschlag zusammenge¬ 
faßt. 

(2) Der Finaruierungsvorschlag umfaßt einen Zeitplan für die 
technische und finanzielle Durchführung des Prqekts oder Pro¬ 
gramms und gibt die Dauer der einzelnen Phasen der Durch¬ 
führung an. 

(3) Der Finanzierungsvorschlag 

a) trägt den Bemerkungen des bzw. der betreffenden AKP-Staa- 
fen Rechnung; 

b) wird durch den Kommissionsbeauftragten zugleich dem oder 
den betreffenden AKP-Staaten und der Kommission über¬ 
mittelt. 

(4) Die Kommission erstellt die endgültige Fassung des Rnan- 
zierungsvorschlags und übermittelt diese mit oder ohne Änderun¬ 
gen dem beschlußfasserxlen Organ der Gemeinschaft. Der oder 
die betreffenden AKP-Staaten können Bemerkungen zu jeder 
sachlichen Änderung machen, die die Kommission an dem Vor¬ 
schlag vornehmen will; diese Bemerkungen kommen in dem 
geänderten Finanzierungsvorschlag zum Ausdruck. 
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Artikel 289 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 288 Absatz 4 teilt das beschluß¬ 
fassende Organ der Gemeinschaft seinen Beschluß innerhalb von 
120 Tagen nach Übermittlung des Vorschlags durch den Kommis- 
sionsbeauttragten nach Maßgabe von Artikel 288 Absatz 3 Buch¬ 
stabe b mit. 

(2) Wird der Finanzierungsvorschlag von der Gemeinschaft 
nicht in Betracht gezogen, so werden der oder die betreffenden 
AKP-Staaten unverzüglich Ober die Gründe dieses Beschlusses 
unterrichtef. In diesem Fall können die Vertreter des oder der 
betreffenden AKP-Staaten innerhalb einer Frist von 60 Tagen 
nach dieser Mitteilung beantragen, daß 

a) entweder die Frage in dem im Rahmen des Abkommens 
eingesetzten AKP-EWG-Ausschuß für die Zusammertarbeit 
bei der Entwicklungsfinanzierung zur Sprache gebracht wird 
oder 

b) sie von dem beschlußfassenden Organ der Gemeinschaft 
angehört werden. 

(3) Ein endgültiger Beschluß über die Annahme oder die Ableh¬ 
nung des Finanzierungsvorschlags wird nach dieser Anhörung 
von dem zuständigen Organ der Gemeinschaft gefaßt Vor dieser 
Beschlußfassung körtnen der oder die betreffenden AKP-Staaten 
diesem Organ alte ihnen notwertdig erscheinerKfen Angaben 
übermitteln, um seine Informationen zu ergänzen. 

Artikel 290 

(1) Zwecks Beschleunigung der Verfahren können die 
Beschlüsse über die Finanzierung in Abweichung von den Artikeln 
288 und 289 Mehrjahresprogramme betreffen, wenn es sich um 
die Finanzierung von Maßnahmen in folgenden Bereichen 
handelt: 

a) Ausbildung 

b) Kleinstvorhaben 

c) Absatzförderung 

d) Maßnahmenpakete begrenzten Umfangs in einem bestimm¬ 
ten Sektor 

e) technische Zusammenarbeit. 

(2) In diesen Fällen kann der betreffende AKP-Staat dem 
Kommissionsbeauftragten ein mehrjähriges Programm unterbrei¬ 
ten, aus dem das Projekt in groben Zügen, die geplanten Arten 
von Maßnahmen und die finanziellen Verpflichtungen ersichtlich 
sind. 

Der Finanzierungsbeschluß für jedes mehrjähnge Programm 
wird vom Hauptanweisungsbefugten getroffen. Das Schreiben 
des Häuptanweisungsbefugten an den nationalen Anweisungsbe¬ 
fugten, in dem dieser Beschluß mitgeteilt wird, stellt das Finanzie¬ 
rungsabkommen im Sinne des Artikels 291 dar. 

Im Rahmen der so genehmigten Mehrjahresprogramme sorgt 
der nationale Anweisungsbefugte dafür, daß jede Maßnahme 
nach Maßgabe des Abkommens und des in Unterabsatz 2 
genannten Finanzierungsabkommens durchgeführt wird. 

Zum Ende eines jeden Jahres übermittelt der nationale Anwei¬ 
sungsbefugte der Kommission einen im Benehmen mit dem Kom¬ 
missionsbeauftragten erstellten Bericht über die Durchführung der 
Programme. 

Abschnitt 4 

Finanzierungsabkommen und Überschreitung der Kredite 

Artikel 291 

(1) Für jedes Projekt oder Programm, das durch einen Zuschuß 
des Fonds finanziert wird, wird zwischen der Kommission und 
dem oder den betreffenden AKP-Staaten binnen 60 Tagen nach 
Beschlußfassung des Beschlußfassungsorgans der Gemein¬ 
schaft ein Finanzierungsabkommen geschlossen. 


(2) In diesem Abkommen werden insbesondere die finanziellen 
Verpflichtungen des Fonds sowie die Finanzierungsmodalitäten 
und -bedingungen und die allgemeinen urxf spezifischen Bestim¬ 
mungen zu dem betreffenden Projekt bzw. Programm angege¬ 
ben; es enthält ferner den Zeitplan für die technische Durchfüh¬ 
rung des im Finanzierungsvorschlag enthaltenen Projekts oder 
Programms. 

(3) ln den Finanzieiungsabkommen zu jedem Projekt und 
Aktionsptogramm sind Mittel zur Deckung der Kostensteigerun¬ 
gen und unvorhergesehener Ausgaben in entsprechender Höhe 
enthalten. 

(4) Nach Unterzeichnung des Finanzierungsabkommens wer¬ 
den die Zahlungen entsprechend dem in diesem Abkommen 
festgelegten Finanzierungsplan vorgenommen. 

(5) Etwaige Restbeträge, die nach Abschluß der Projekte und 
Programme festgestellt werden, stehen dem betreffenden AKP- 
Staat zu und werden als solche im Fonds verbucht Sie können in 
der im Abkommen vorgesehenen Weise für die Finanzierung der 
Projekte und Programme verwendet werden. 

Überschreitung der Kredite 
Artikel 292 

(1) Sobald sich die Möglichkeit einer Mittelüberschreitung über 
die in dem Finanzierungsabkommen lestgeleglen Grenzen hinaus 
abzeichnet, informiert der nationale Anweisungsbefugte den 
Hauptanweisungsbefugten hiervon über den Kommisstonsbeauf¬ 
tragten und gibt die Maßnahmen an, die er zur Deckung dieser in 
bezug auf die Mittelausstattung erfolgte Mittelüberschreitung zu 
treffen bezäisichtigt, sei es eine Einschränkung des Projekts oder 
Aktionsprogramms, sei es ein Rückgriff auf inländische Mittel oder 
andere nichtgemeinschaftliche Mittel. 

(2) Wenn nicht einvemehmlich beschlossen wird, den Umfang 
des Projekts oder Aktionsprogramms zu verringern oder wenn es 
nicht möglich ist, die Überschreitung aus anderen Mitteln zu 
decken, kann die Überschreitung 

a) durch Restbeträge gedeckt werden, die nach Abschluß der im 
Rahmen von Richtprogrammen finanzierten Projekte und Pro¬ 
gramme festgestellt wurden und die im Rahmen eines Höchst¬ 
betrags, der auf 20% der für das betreffende Projekt bzw. 
Aktionsprogramm vorgesehenen finanziellen Verpflichtung 
festgelegt wurde, nicht neu zugeteilt worden sind oder 

b) durch Mittel des Richtprogramms finanziert werden. 

Rückwirkende Finanzierung 

Artikel 293 

(1) Um eine rasche Inangriffnahme der Projekte sicherzustellen 
und Unterbrechungen zwischen Folgeprojekten sowie Verzöge¬ 
rungen zu vermeiden, können die AKP-Staaten im Einvernehmen 
mit der Kommission, sobald die Prüfung des Projekts beendet ist 
und bevor der Finanzierungsbeschluß getroffen wird, 

i) Ausschreibungen für alle Arten von Verträgen - mit Vorbe¬ 
haltsklauseln - durchführen; 

ii) bis zu einem bestimmten Betrag Tätigkeiten vorfinanzieren, 
die mit Vorarbeiten und saisonbedingten Arbeiten, mit Ausrü¬ 
stungsaufträgen, für die eine lange Lieferzeit einzuplanen ist, 
sowie mit bestimmten laufenden Maßnahmen in Verbindung 
stehen. Diese Ausgaben müssen mit den Verfahren des 
Abkommens im Einklang stehen. 

(2) Diese Bestimmungen präjudizieren nicht die Zuständig¬ 
keiten des Beschlußfassungsorgans der Gemeinschaft. 

(3) Die von einem AKP-Staat aufgrund dieses Artikels getätig¬ 
ten Ausgttben werden nach Unterzeichnung der Finartzierungs- 
vereinbarung rückwirkend im Rahmen des Projekts oder des 
Programms finanziert. 
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Abschnitt 5 

Wettbewerb und Vorzugsbehandlung 
Voraussetzungen für die Teilnahme 
Artikel 294 

(1) Soweit nicht nach Artikel 296 eine Ausnahme zugelassen 
wird, 

a) steht die Beteiligung an den Ausschreibungen für die aus dem 
Fonds finanzierten Aufträge zu gleichen Bedingungen offen; 

i) den natürlichen Personen, Gesellschaften urxJ Firmen 
oder Unternehmen, öffentlichen oder gemischtwirtschaft¬ 
lichen Orgzinisationen in den AKP-Staaten und der 
Gemeinschaft; 

ii) den Genossenschaften, sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen oder privaten Rechts - mit Ausnahme 
derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen - in der 
Gemeinschaft und/oder in den AKP-Staaten; 

iii) allen Gemeinschaftsunternehmen oder Zusammensch¬ 
lüssen dieser Unternehmen oder dieser Gesellschaften 
und Rrmen in den AKP-Staaten und/oder in der Gemein¬ 
schaft; 

b) müssen die Lieferungen gemäß Anhang LIV ihren Ursprung in 
der Gemeinschaft und/oder in den AKP-Staaten haben. 

(2) Um für die Teilnahme an den Ausschreibungen und für die 
Vergabe von Aufträgen in Frage zu kommen, haben Bieter den 
AKP-Staaten zufriedenstelterxie Belege über ihre Teilnahmebe¬ 
rechtigung im Sinne des Artikels 274 und des Absatzes 1 des 
vorliegenden Artikels, ihre Befähigur^ und die angemessene 
Mittelausstattung für die effiziente Ausführung des Auftrags vorzu¬ 
legen. 

Gleiche Teilnahmebedingungen 
Artikel 295 

Die AKP-Staaten und die Kommission treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um unter gleichen Bedingungen eine möglichst 
umfassende Beteiligung an den Ausschreibungen für Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge zu gewährleisten, ur>d gegebenen¬ 
falls insbesondere Maßnahmen, mit denen erreicht werden soll, 
daß 

a) die Ausschreibungen im Amtsblatt der Europäischen Gemein¬ 
schaften und in den Amtsblättern aller AKP-Staaten sowie 
durch andere geeignete Informationsträger veröffentlicht 
werden; 

b) diskriminiererKle Praktiken oder technische Spezifikationen 
ausgeschlossen werden, die einer umfassenden Beteiligung 
unter gleichen Bedingungen im Wege stehen könnten; 

c) die Zusammertarbeit zwischen den Gesellschaften und Fir¬ 
men oder Unternehmen der Mitgliedstaaten und der AKP- 
Staaten gefördert wird; 

d) alle Auswahlkriterien in den Ausschreibungsunterlagen ent¬ 
halten sind; 

e) das Angebot gewählt wird, das den in den Ausschreibungs¬ 
unterlagen festgelegten Bedingungen und Kriterien entspricht. 


Ausnahmeregelung 
Artikel 296 

(1) Im Hinblick auf ein optimales Kosten-Nutzen-Verhältnis des 
Systems können natürliche oder juristische Personen aus den 
Entwicklungsländern, die nicht zu den AKP-Staaten gehören, auf 
begründeten Antrag der betreffenden AKP-Staaten ermächtigt 
werden, sich an den von der Gemeinschaft finanzierten Aufträgen 


zu beteiligen. Oie betreffenden AKP-Staaten stellen dem Beauf¬ 
tragten der Gemeinschaft jeweils die für ihre Beschlußfassung 
über diese Ausnahmen erforderlichen Angaben zur Verfügung, 
wobei folgenden Aspekten besondere Beachtung geschenkt wird: 

a) geographische Lage des betreffenden AKP-Staates; 

b) Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmer, Lieferanten und 
Beratungsbüros der Gemeinschaft und der AKP-Staaten; 

c) Vermeidung einer übermäßigen Steigerung der Ausführungs¬ 
kosten; 

d) Beförderungsschwierigkeiten und Verzögerungen aufgrund 
von Lieferfristen und ähnlichen Problemen; 

e) den örtlichen Bedingungen am besten angepaßte und geeig¬ 
netste Technologie. 

(2) Die Beteiligung dritter Länder an den von der Gemeinschaft 
finanzierten Aufträgen kann auch genehmigt werden: 

a) wenn sich die Gemeinschaft an der Finanzierung von Dritt¬ 
länder betreffenden Maßnahmen der regionalen oder inter¬ 
regionalen Zusammenarbeit beteiligt; 

b) bei Kofinanzierung von Projekten und Aktionspirogrammen; 

c) bei Soforthilfemaßnahmen. 

(3) In außergewöhnlichen Fällen können sich StudiertbOros oder 
Sachverständige aus dritten Ländern mit Zustimmung der Kom¬ 
mission an den Dienstleistungsverträgen beteiligen. 

Wettbewerb 
Artikel 297 

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen in Artikel 298 
werden die aus den Mitteln des Fonds finanzierten Bau- und 
Lieferaufträge im Anschluß an eine offene Ausschreibung und die 
Dienslleistungsautträge im Anschluß an eine beschränkte Aus¬ 
schreibung erteilt. 

Artikel 298 

(1) Der oder die AKP-Staaten können gemäß den Absätzen 2, 3 
und 4 des vorliegenden Artikels und Artikel 299 mit Zustimmung 
der Kommission 

a) Aufträge nach beschränkten Ausschreibungen gegebenen¬ 
falls im Anschluß an eine Vorauswahl vergeben; 

b) Aufträge freihändig vergeben; 

c) Aufträge in direkter Regie durch öffentliche oder halböffent¬ 
liche Dienste der AKP-Staaten ausführen lassen. 

(2) Beschränkte Ausschreibungen können angewarxft werden: 

a) wenn Dringlichkeit festgestetit worden ist oder wenn die Art 
oder bestimmte besondere Umstärtde des Auftrags dies recht- 
fertigen; 

b) bei hochspezialisierten Projekten oder Programmen; 

c) bei Aufträgen von großer Bedeutung im Anschluß an eine 
Vorauswahl. 

(3) Aufträge können freihändig vergeben werden: 

a) bei Maßnahmen von geringer Bedeutung, in Dringlichkeits¬ 
fällen oder bei kurzfristigen Maßnahmen der technischen 
Zusammenarbeit; 

b) bei Soforthilfemaßnahmen; 

c) bei Maßnahmen, mit deren Durchführung einzelne Sachver¬ 
ständige betraut sind; 

d) bei ergänzenden oder für die Vollendurtg artderer bereits 
laufender Maßrtahmen erforderlichen Maßnahmen; 

e) wenn die Ausführung des Auftrags ausschließlich den Inha¬ 
bern von Patenten oder Lizenzen Vorbehalten ist, die für die 
Verwendung, die Behandlung oder die Einfuhr der betreffen¬ 
den Artikel maßgeblich sind; 
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f) im Anschluß an eine ergebnislos verlaufende Ausschreibung. 

(4) Für beschränkte Ausschreibungen und für die freihändige 
Vergabe von Aufträgen gilt folgendes Verfahren; 

a) bei Bau- und Lieferaufträgen wird von dem oder den betreffen¬ 
den AKP-Staaten mit Zustimmung des Beauftragten gegebe¬ 
nenfalls nach einer Vorauswahl eine beschränkte Liste der 
etwaigen Bieter erstellt; 

b) bei Dienstleistungsaufträgen wird die beschränkte Liste der 
Bewerber von den AKP-Staaten im Einvernehmen mit der 
Kommission auf der Grundlage der Vorschläge des oder der 
betreffenden AKP-Staaten sowie der Vorschläge der Kommis¬ 
sion erstellt; 

c) bei freihändig vergebenen Aufträgen nimmt der AKP-Staat in 
freier Entscheidung die von ihm für zweckmäßig erachteten 
Gespräche mit den Bietern auf, die auf der von ihm gemäß 
den vorstehenden Absätzen erstellten Liste stehen, und ver¬ 
gibt den Auftrag an den Bieter seiner Wahl. 

Aufträge in direkter Regie 

Artikel 299 

(1) Die Aufträge werden in direkter Regie von öffentlichen oder 
halböffentlichen Stellen des oder der betreffenden AKP-Staaten 

ausgeführt, wenn in dem AKP-Staat bei den staatlichen Stellen 
qualifiziertes Führungspersonal für Aufträge im Rahmen der 
Soforthilfe, Dienstleistungsaufträge und alle anderen Maßnahmen 
mit geschätzten Kosten unter 5 Mio. ECU in ausreichendem 
Umfang zur Verfügung steht. 

(2) Die Gemeinschaft leistet einen Beitrag zu den Ausgaben der 
betreffenden Dienste durch die Bereitstellung fehlender Ausrü¬ 
stung und/oder fehlenden Materials und/oder von Mitteln, die den 
AKP-Staat in die Lage versetzen, erforderliches zusätzliches Per¬ 
sonal wie beispielsweise Sachverständige aus dem betreffenden 
oder einem anderen AKP-Staat einzustellen. Die Beteiligung der 
Gemeinschaft betrifft nur die Übernahme ergänzender Mittel oder 
vorübergehender Ausgaben für die Ausführung, die lediglich auf 
den Bedarf der betreffenden Maßnahme beschränkt sind. 

Verträge für Soforthilfen 

Artikel 300 

Die Art der Ausführung der Aufträge im Rahmen der Soforthilfe 
muß der Dringlichkeit der Lage angepraßt sein. In diesem Zusam¬ 
menhang kann der AKP-Staat bei allen Soforthilfemaßnahmen mit 
Zustimmung des Beauftragten folgendes genehmigen; 

a) die freihändige Vergabe von Aufträgen; 

b) die Ausführung von Aufträgen in direkter Regie; 

c) die Ausführung über Fachorganisationen; 

d) die unmittelbare Durchführung durch die Kommission. 

Beschleunigtes Verfahren 
Artikel 301 

(1) Um die rasche und wirksame Durchführung der Projekte und 
Programme zu gewährleisten, wird ein beschleunigtes Verfahren 
zur Bekanntgabe von Ausschreibungen angewandt, sofern sich 
der betreffende AKP-Staat oder die Kommission - im Wege eines 
dem betreffenden AKP-Staat zur Zustimmung unterbrerteten Vor¬ 
schlags - nicht dagegen ausspricht. Bei dem beschleunigten 
Verfahren zur Bekanntgabe von Ausschreibungen sirtd die Fristen 
für die Einreichung der Angebote kürzer, und die Ausschreibung 
ist auf den betreffenden oder die benachbarten AKP-Staaten 
entsprechend den Rechtsvorschriften des betreffeixfen AKP- 
Staates beschränkt. Das beschleunigte Verfahren wird ange¬ 
wandt bei; 

a) Bauaufträgen mit geschätzten Kosten unter 5 Mio. ECU; 


b) Soforthilfemaßnahmen ungeachtet der Höhe des Betrags. 

(2) Abweichend davon kann sich der einzelstaatliche Anwei¬ 
sungsbefugte mit Zustimmung des Beauftragten für einen 
begrenzten Betrag Lieferungen und/oder Dienstleistungen in den 
betreffenden oder den benachbarten AKP-Staaten beschaffen, in 
denen diese Lieferungen oder Dienstleistungen verfügbar sind. 

Artikel 302 

Zur Beschleunigung des Verfahrens können die AKP-Staaten 
die Kommission ersuchen, in ihrem Namen unmittelbar oder über 
ihre zuständige Außenstelle Dienstleistungsaufträge auszuhan¬ 
deln, zu erstellen und abzuschließen. 

Vorzugsbehandlung 
Artikel 303 

Maßnahmen zur Förderung einer möglichst breiten Beteiligung 
von natürlichen und juristischen Personen der AKP-Staaten an 
der Ausführung der vom Fonds finanzierten Aufträge sollen eine 
optimale Nutzung der natürlichen und menschlichen Ressourcen 
dieser Staaten ermöglichen. Zu diesem Zweck wird folgervjes 
vorgesehen: 

a) bei Bauaufträgen im Werte von weniger als 5 Mio. ECU wird 
Bietern aus AKP-Staaten, sofern mindestens ein Viertel des 
Kapitals und der Führungskräfte aus einem oder mehreren 
AKP-Staaten stammt, beim Vergleich mit wirtschaftlich und 
technisch gleichwertigen Angeboten eine Präferenz von 10% 
eingeräumt; 

b) bei Lieferaufträgen wird unabhängig vom Wert der Uefemn- 
gen Bietern der AKP-Staaten, die Lieferungen anbieten, die zu 
mindestens 50% des Vertragswerts AKP-Ursprung haben, 
beim Vergleich mit wirtschaftlich und technisch gleichwertigen 
Angeboten eine Präferenz von 15% eingeräumt; 

c) bei Dienstleistungsaufträgen wird beim Vergleich mit wirt¬ 
schaftlich und technisch gleichwertigen Angeboten den Sach¬ 
verständigen, Institutionen, Studienbüros oder Beratungsun- 
temehmen aus den AKP-Staaten, die die erforderliche Kom¬ 
petenz besitzen, der Vorzug gegeben; 

d) wird die Hinzuziehung von Nachuntemehmen in Betracht 
gezogen, so gibt der ausgewählte Bieter natürlichen Perso¬ 
nen, Gesellschaften oder Firmen und Unternehmen der AKP- 
Staaten den Vorzug, die fähig sind, den Auftrag unter gleichen 
Bedingungen auszuführen; 

e) der AKP-Staat kann den etwaigen Bietern in der Ausschrei¬ 
bung die Unterstützung von Gesellschaften, Sachverständi¬ 
gen oder Beratern aus den AKP-Staaten, die in gegenseitigem 
Einvernehmen ausgewählt werden, vorschlagen. Diese 
Zusammenarbeit kann die Form eines gemeirtsamen Unter¬ 
nehmens oder eines Weitervergabeauftrags oder auch einer 
berufsbegleitenden Ausbildung des Personals annehmen. 

Zuschlag 
Artikel 304 

(1) Der AKP-Staat vergibt den Auftrag; 

a) an den Bieter, dessen Angebot als den Bedingungen der 
Ausschreibungsunterlagen entsprechend angesehen wird; 

b) bei Bau- und Lieferaufträgen an den Bieter, der das günstigste 
Angebot abgegeben hat, das insbesondere nach Maßgabe 
folgender Kriterien beurteilt wird; 

i) Betrag des Angebots, Betriebs- und Wartungskosten; 

ii) Qualifikation und vom Bieter gebotene Sicherheiten, 
technische Qualität des Angebots sowie Angebot eines 
Kundendienstes in dem AKP-Staat; 

iii) Art des Auftrags, Bedingungen und Fristen für die Aus¬ 
führung, Anpassung an die örtlichen Gegebenheiten; 
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c) bei Dienstleistungen an den Bieter, der unter Berücksichti¬ 
gung unter anderem des Betrags des Angebots, der techni¬ 
schen Qualität des Angebots, der für die Durchführung der 
Dienstleistungen vorgeschlagenen Organisation und Verfah¬ 
rensweise sowie der fachlichen Eignung, der Unabhängigkeit 
und der Verfügbarkeit des vorgeschlagenen Personals das 
günstigste Angebot abgibt. 

(2) Werden zwei Angebote nach den obengenannten Kriterien 
als gleichwertig eingestuft, so wird der Vorzug eingeräumt: 

a) dem Angebot des Bieters aus einem AKP-Staat oder 

b) wenn ein solches Angebot nicht vorliegt: 

i) dem Angebot, das die bestmögliche Inanspruchnahme 
der materiellen und menschlichen Ressourcen der AKP- 
Staaten ermöglicht; 

ii) dem Angebot, das die besten Möglichkeiten für eine 
Weitervergabe an Gesellschaften, Unternehmen oder 
juristische Personen der AKP-Staalen bietet; 

iii) einem Konsortium von juristischen Personen, Unterneh¬ 
men oder Gesellschaften und Firmen der AKP-Staafen 
und der Gemeinschaft. 


Allgemeine Vorschriften 
Artikel 305 

Die Vergabe der vom Fonds finanzierten Aufträge wird durch 
dieses Abkommen und die allgemeinen Vorschriften geregelt, die 
der Ministerrat auf seiner ersten Tagung nach Unterzeichnung 
dieses Abkommens auf Empfehlung des in Artikel 325 dieses 
Abkommens genannten AKP-EWG-Ausschusses für die Zusam¬ 
menarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung beschließt. 


Allgemeine Bedingungen 
Artikel 306 

Für die Ausführung der vom Fonds finanzierten Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge gelten: 

a) die allgemeinen Bedingungen für die vom Fonds finanzierten 
Aufträge, die der Ministerrat auf seiner ersten Tagung nach 
Unterzeichnung dieses Abkommens auf Empfehlung des in 
Artikel 325 dieses Abkommens genannten AKP-EWG-Aus- 
schusses für die Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfirran- 
zierung beschließt oder 

b) bei kofinanzierten Projekten und Programmen oder im Falle 
der Gewährung einer Ausnahmeregelung für die Ausführung 
durch Dritte oder im Falle eines beschleunigten Verfahrens 
oder in anderen geeigneten Fällen alle anderen von dem 
betreffenden AKP-Staat und der Gemeinschaft akzeptierten 
allgemeinen Bedingungen, nämlich: 

i) die allgemeinen Bedingungen gemäß den inländischen 
Rechtsvorschriften des betreffenden AKP-Staales oder die 
in diesem Staat für internationale Aufträge zugelassene 
Praxis: 

ii) alle anderen internationalen allgemeinen Bedingungen für 
Aufträge. 

Beilegung von Streitigkeiten 
Artikel 307 

Streitigkeiten zwischen der Verwaltung eines AKP-Staates und 
einem Unternehmer, einem Lieferanten oder einem Dienstlei¬ 
stungserbringer während der Ausführung eines vom Fonds finan¬ 
zierten Auftrages werden entschieden; 

a) im Falle eines einzelstaatlichen Auftrags gemäß den inländi¬ 
schen Rechtsvorschriften des betreffenden AKP-Staates und 


b) im Falle eines internationalen Auftrages: 

i) bei Einverständnis der Auftragsparteien gemäß den inlän¬ 
dischen Rechtsvorschriften des betreffenden AKP-Staates 
oder gemäß ihrer internationalen Praxis oder 

ii) im Wege der Schiedsgerichtsbarkeit gemäß den Verfah¬ 
rensregeln, die der Ministerrat auf seiner ersten Tagung 
nach Unterzeichnung dieses Abkommens auf Empfehlung 
des in Artikel 325 dieses Abkommens genannten AKP- 
EWG-Ausschusses für die Zusammenarbeit bei der Ent- 
wickkingsrinartzietung beschfießt. 

Abschnitt 6 

Steuer- und Zollregelung 

Artikel 308 

Die AKP-Staaten wenden auf die von der Gemeinschaft finan¬ 
zierten Aufträge eine Steuer- und Zollregelung an, die nicht weni¬ 
ger günstig ist als die Regelung für den meistbegünstigten Staat 
oder die meistbegünstigten irrtematiortalen Organisationen auf 
dem Gebiet der Entwicklung, zu denen sie Beziehurtgen unterhal¬ 
ten. Bei der Festlegung der Regelung für den meistbegünstigten 
Staat werden die von dem betreffenden AKP-Staat gegenüber 
anderen AKP-Staaten oder anderen Entwicklungsländern ange¬ 
wandten Regelungen nicht berücksichtigt. 

Artikel 309 

Vorbehaltlich des Artikels 308 gilt folgende Regelung für die von 
der Gemeinschaft finanzierten Aufträge: 

a) auf die Aufträge werden weder Stempel- und Eintragungs¬ 
gebühren noch Steuerabgaben gleicher Wirkung erhoben, die 
in dem begünstigten AKP-Staat gelten oder eingeführt wer¬ 
den; allerdings werden diese Aufträge nach Maßgabe der 
geltenden Gesetze des betreffenden AKP-Staates eingetra¬ 
gen, und diese Eintragung kann mit einer Gebühr verbunden 
sein, die einer Vergütung der Dienstleistungen entspricht; 

b) die bei der Ausführung der Aufträge erzielten Gewinne und/ 
oder Einkünfte sirKl nach der inländischen Steuerregelung des 
betreffenden AKP-Staates zu versteuern, sofern die natür¬ 
lichen oder juristischen Persorten, die diese Gewinne und/ 
(3der Einkünfte erzielt haben, in diesem Staat einen stärtdigen 
Sitz haben oder die Dauer der Ausführung der Aufträge sechs 
Monate überschreitet; 

c) den Unternehmen, die zur Ausführung von Bauaufträgen Aus¬ 
rüstung einführen müssen, wird auf Antrag eine Regelung der 
vorübergehenden Venvendung gewählt, wie sie in den 
Rechtsvorschriften des begünstigten AKP-Staates für diese 
Ausrüstung festgelegt ist; 

d) Benjfsausrüstung, die zur Ausführung der in Dienstleistungs¬ 
aufträgen festgelegten Aufgaben erfortlerlich ist, winl in dem 
oder den begünstigten AKP-Staaten gemäß ihren inländi¬ 
schen Rechtsvorschriften unter Befreiung von Steuern, Ein¬ 
gangsabgaben, Zöllen und anderen Abgaben gleicher Wir¬ 
kung zur vorübergehenden Verwendung zugelassen, insofern 
als diese Steuern und Abgaben nicht die Vergütung einer 
Dienstleistung darstellen; 

e) Einfuhren im Rahmen der Ausführung eines Lieferauftrags 
werden in den begünstigten AKP-Staaten unter Befreiung von 
Zöllen, Eingangsabgaben, Steuern oder anderen Steuerabga¬ 
ben gleicher Wirkung zugelassen. Der Auftrag für Lieferungen 
mit Ursprung in dem betrefferxlen AKP-Staat wird zum Preis 
ab Werk zuzüglich der in dem AKP-Staat für diese Lieferun¬ 
gen gegebenenfalls geltenden Steuerabgaben abgeschlos¬ 
sen; 

f) Käufe von Kraftstoffen, Schmierstoffen und Kohlenwasser¬ 
stoff-Bindemitteln sowie ganz allgemein aller Materialien, die 
bei einem Bauauftrag verwendet werden, gelten als am inlän- 
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dischen Markt getätigt und unterliegen der gesetzlich vorge¬ 
schriebenen Steuerregelung in dem begünstigten AKP-Staat; 

g) persönliches Gut, das zum persönlichen oder häuslichen 
Gebrauch der nicht im Inland angeworbenen natürlichen Per¬ 
sonen, die mit der Ausführung der in einem Dienstleistungs¬ 
auftrag festgelegten Aufgaben betraut sind sowie deren Fami¬ 
lienmitglieder bestimmt ist, kann nach Maßgabe der geltenden 
Rechtsvorschriften des begünstigten AKP-Staates ohrre Erhe¬ 
bung der Zölle, Eingartgsabgaben, Steuern urrd artderen 
Steuerabgaben gleicher Wirkung eingeführt werden. 

Artikel 310 

Für alle in den Artikeln 308 und 309 nicht bezeichnelen Angele¬ 
genheiten gelten die inländischen Rechtsvorschriften des betref¬ 
fenden Staates. 

Kapitel 6 

Instanzen der Verwaltung und Durchführung 

Abschnitt 1 

Oer Hauptanweisungsbefugte 

Artikel 311 

(1) Die Kommission bestellt den Hauptanweisungsbefugtendes 
Fonds; dieser hat die Verantwortung für die Verwaltung der Mittel 
des Fonds. 

(2) Der Hauptanweisungsbefugte hat in diesem Zusammen¬ 
hang folgende Aufgaben: 

a) er nimmt die Mittelbindungen, die Feststellung der Ausgaben¬ 
verpflichtungen und die Anordnung der Ausgaben vor und 
sorgt für die buchmäßige Erlassung der Mittel bi ndungen und 
Auszahlungsanordnungen; 

b) er sorgt für die Einhaltung der Finanzierungsbeschlüsse; 

c) er entscheidet in enger Zusammenarbeit mit dem nationalen 
Anweisungsbefugten über die Mittelbindungen und die finan¬ 
ziellen Maßnahmen, die in wirtschaftlicher und technischer 
Hinsicht für die ordnungsgemäße Durchführung der geneh¬ 
migten Maßnahmen erforderlich sind; 

d) er billigt vorbehaltlich der Befugnisse des Kommissionsbeauf¬ 
tragten nach Artikel 317 vor Bekanntgabe der Ausschreibung 
die Ausschreibungsunterlagen; 

e) er sorgt für die Veröffentlichung der Ausschreibungen inner¬ 
halb vertretbarer Fristen gemäß Artikel 295; 

f) er billigt vorbehaltlich der Befugnisse des Kommissionsbeauf¬ 
tragten nach Artikel 317 den Vorschlag für die Auftragsver¬ 
gabe. 

(3) Der Hauptanweisungsbefugte übermittelt zum Ende eines 
jeden Wirtschaftsjahres eine detaillierte Bilanz des Fonds, in 
welcher der Saldo der Beiträge der Mitgliedstaafen an den Fonds 
und die Gesamtzahlungen für jede einzelne Finanzierungsrubrik 
einschließlich der regionalen Zusammenarbeit, der Soforthilfe, 
des Stabex- und des Sysminsystems sowie der Strukturanpas¬ 
sung aufzuführen sind. 

Abschnitt 2 

Der nationale Anweisungsbefugte 

Artikel 312 

(1) Die Regierung eines jeden AKP-Staates bestellt einen natio¬ 
nalen Anweisungsbefugten; dieser vertritt den betreffenden Staat 
bei allen Maßnahmen, die aus den von der Kommission verwalte¬ 
ten Mitteln des Fonds finanziert werden. Der nationale Anwei¬ 
sungsbefugte ist auch über die Maßnahmen zu unterrichten, die 
aus den von der Bank verwalteten Mitteln finanziert werden. 


(2) Der nationale Anweisungsbefugte kann einen Teil seiner 
Aufgaben übertragen; er unterrichtet den Hauptanweisungsbefug¬ 
ten über die von ihm vorgenommenen Befugnisübertragungen. 


Artikel 313 

(1) Der nationale Anweisungsbefugte 

a) ist in enger Zusammenarbeit mit dem Kommissionsbeauftrag¬ 
ten für die Vorbereitung, Vorlage und Prüfung der Projekte 
und Aktionsprogramme verantwortlich; 

b) übernimmt in enger Zusammenarbeit mit dem Kommissisons- 
beauftragten die Bekanntgabe der Ausschreibungen, die Ent¬ 
gegennahme der Angebote, die Aufsicht über die Angebots¬ 
auswertung, die Feststellung von deren Ergebnis, die Unter¬ 
zeichnung der Aufträge und Nachtragsvereinbarungen sowie 
die Billigung der Ausgaben; 

c) unterbreitet vor Bekanntgabe der Ausschreibungen die Aus¬ 
schreibungsunterlagen dem Kommissionsbeauftragten, der 
sie innerhalb der Frist nach Artikel 317 zu billigen hat; 

d) schließt die Prüfung der Angebote innerhalb der Fristen ab, für 
die sie gültig sind, wobei er dem Zeitbedarf für die Gertehmi- 
gung des betreffenden Auftrags Rechnung trägt; 

e) übermittelt das Ergebnis der Angebotsauswertung zusammen 
mit einem Vorschlag für die Auftragsvergabe dem Kommis¬ 
sionsbeauftragten, der seine Billigung binnen 30 Tagen oder 
binnen der Frist nach Artikel 317 erteilt; 

0 nimmt an Rahmen der ihm zugewiesenen Mittel die Feststel¬ 
lung der Ausgabenverpflichtungen urxf die Anordnung der 
Ausgaben vor; 

g) nimmt während der Durchführung der Maßnahmen die Ände¬ 
rungen vor, die in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht für 
die ordnungsgemäße Durchführung der genehmigten Projekte 
und Programme erforderlich sind. 

(2) Vorbehaltlich der entsprechenden Unterrichtung des Kom- 

missionsbeauftragten entscheidet der nationale Anweisungs- 

befugle während der Durchführung der Maßnahmen über 

a) technische Anpassungen und Änderungen im Detail, sofern 
sie die vereinbarten technischen Lösungen nicht verändern 
und sich im Rahmen der Rückstellung für Änderungen halten; 

b) Änderungen bei Kostenvoranschlägen für laufende Arbeiten; 

c) Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel innerhalb der 

Kostenvoranschläge; 

d) aus technischen, wirtschaftlichen oder sozialen Gründen 
gerechtfertigte Standortänderungen bei Projekten oder Pro¬ 
grammen, die mehrere Einheiten umfassen; 

e) die Verhängung oder den Erfaß von Vertragsstrafen; 

f) die Befreiung der Bürgen; 

g) Käufe auf dem örtlichen Markt ohne Rücksicht auf den 
Ursprung; 

h) die Verwendung von nicht aus den Mitgliedstaaten oder den 
AKP-Staaten stammendem Baustellengerät, für das es in den 
Mitgliedstaaten und in den AKP-Staaten keine vergleichbare 
Produktion gibt; 

i) Weitervergaben an Nachunternehmen; 

j) endgültige Abnahmen, sofern der Kommissionsbeauftragte an 
den vorläufigen Abnahmen teilnimmt, die entsprechenden 
Protokolle mit seinem Sichtvermerk versieht und gegebenen¬ 
falls auch an den endgültigen Abnahmen teilnimmL insbeson¬ 
dere dann, wenn wegen des Umfangs der Beanstandungen 
bei der vorläufigen Abnahme wesentliche Nachbesserungen 
vorgenommen werden müssen; 

k) die Heranziehung von Beratern und anderen Sachverständi¬ 
gen der technischen Hilfe. 
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Artikel 314 

Alle Dokumente und Vorschläge, die von dem nationalen 
Anweisungsbefugten der Kommission oder ihrem Beauftragten 
zur Genehmigung oder Billigung gemäß diesem Abkommen 
unterbreitet werden, sind innerhalb der im Abkommen festgesetz¬ 
ten Fristen oder in Ermangelung einer Fristsetzung binnen 30 
Tagen zu genehmigen bzw. gelten nach Ablauf dieser Fristen als 
genehmigt. 

Artikel 315 

Zum Ende eines jeden Haushaltsjahres währerKi der Gelturtgs- 
dauer dieses Abkommens erstellt der nationale Anweisungs¬ 
befugte einen Bericht Ober die Aktionen, die im Rahmen des 
nationalen Richtprogramms und der für den betreffenden AKP- 
Staat geltenden Regionalprogramme durchgeführt wurden. Die¬ 
ser Bericht umfaßt u. a. 

a) den Bericht gemäß Artikel 284 über die Mittelbindungen, die 
Zahlungen und den Durchführungszeitplan für das Richtpro¬ 
gramm sowie einen Bericht Ober den Stand der Arbeit bei den 
Projekten und Programmen; 

b) die Mittelbindungen, die Zahlungen, den Durchführungszeit¬ 
plan und den Stand der Arbeit in bezug auf die in dem 
betreffenden Staat durchgefOhrten regkxtalen Projekte urxf 
Programme: 

c) den in Verbindung mit dem Kommissionsbeauftragten erstell¬ 
ten Bericht nach Artikel 290 über die Mehrjahresprogramme; 

d) eine Evaluierung der in dem betrefferxien AKP-Staat durchge¬ 
führten Aktionen im Rahmen der Zusammenarbeit für die 
Entwiddungsfinaruierung, unter Berücksichügimg auch der 
Regionalprogramme. 

Eine Kopie dieses Berichts wird gleichzeitig dem Kommissions¬ 
beauftragten und dem AKP-Generalsekretariat spätestens 90 
Tage nach Ablauf des betreffenden Haushaltsjahres übermittelt. 

Abschnitt 3 

Der Kommlssionsbeauttragte 

Artikel 316 

(1) Die Kommission ist in jedem AKP-Staat oder in jeder regio¬ 
nalen Gruppe, die dies ausdrücklich wünscht, durch einen Beauf¬ 
tragten vertreten, der das Agräment des betreffenden AKP-Staa- 
tes bzw. der betreffenden AKP-Staaten erhalten hat. 

(2) Wird ein Kommissionsbeauftragter für eine Gruppe von 
AKP-Staaten bestellt, so werden geeignete Maßnahmen getrof¬ 
fen, damit er in jedem der Staaten der Gruppe, ln dem er keinen 
Geschäftssitz hat, durch einen am Ort artsäräigen BevoHmächüg- 
ten vertreten ist. 

Artikel 317 

Der Kommissionsbeauftragte erhält die erforderlichen Weisun¬ 
gen und Befugnisse zur Erleichterung und Beschleunigug der 
Vorbereitung, Prüfung und Durchführung der Projekte und Pro¬ 
gramme sowie die hierzu notwendige Unterstützung. Zu dem 
gervannteh Zweck erfüllt der Kommissionsboaiiftragte in enger 
Zusammenarbeit mit dem nationalen Anweisungsbefugten fol¬ 
gende Aufgaben: er 

a) nimmt auf Ersuchen des betreffenden AKP-Staates an der 
Ausarbeitung der Projekte utxf Programme sowie an der 
Ausheindlung der Verträge über technische Hilfe teil und gibt 
hierbei Unterstützung; 

b) nimmt an der Prüfung der Projekte und Programme, der 
Erstellung der Ausschreibungsunterlagen und der Suche nach 
Mitteln, mit denen die Prüfung der Projekte und Programme 
sowie die Abwicklunqsverfahren vereinfacht werden sollen, 

teil: 


c) erstellt die Finanzierungsvorschläge; 

d) billigt bei beschleunigten Verfahren, bei der freihändigen Aut- 
tragsvergabe und bei Aufträgen im Rahmen einer Soforthilfe 
vor Bekanntgabe der Ausschreibung durch den nationalen 
Anweisungsbefugten die Ausschreibungsunterlagen binnen 
30 Tagen, nachdem sie ihm vom nationalen Anweisungs¬ 
befugten übermittelt wurden; 

e) übermittelt in alten anderen als den unter Buchstabe d aufge¬ 
führten Fällen die Ausschreibungsunterlagen dem Haupt¬ 
anweisungsbefugten zur Billigung binnen 30 Tagen, nachdem 
sie ihm vom nationalen Anweisungsbefugten übermittelt 
wurden; 

f) ist bei der Öffnung der Angebote anwesertd und erhält eine 
Kopie dieser Angebote sowie der Ergebnisse ihrer Prüfung: 

g) erteilt bei allen 

i) freihändig zu vergebenden Aufträgen. 

ii) Dienstteistungsaufträgen, 

iii) Aufträgen im Rahmen von Soforthilfen. 

iv) Aufträgen, die im beschleunigten Verfaihren vergeben 
werden, sowie Bauaufträgen im Wert von weniger als 
5 Mio. ECU und Lieferaufträgen im Wert von weniger als 
1 Mio. ECU 

binnen 30 Tagen seine Zustimmung zu dem ihm vom nationa¬ 
len Anweisurtgsbefugten unterbreiteten Vorschlag für die Auf¬ 
tragsvergabe; 

h) erteilt binnen 30 Tagen seine Zustimmung zu einem nicht 
unter Buchstabe g fallenden Vorschlag für die Auftragsver¬ 
gabe, der ihm vom nationalen Anweisungsbefugten unterbrei¬ 
tet wurde, sofern folgende Bedingurtgen erfüllt sind: das aus¬ 
gewählte Angebot ist das niedrigste Artgebot unter den die 
Ausschreibungsbedingurtgen erfüllenden Angeboten, es ent¬ 
spricht den in den Ausschreiburtgsunteriagen festgelegten 
Auswahlkriterien und es übersteigt nicht die für den Auftrag 
vorgesehenen Mittel; 

i) übermitttelL wenn die Bedingungen nach Buchstabe h nicht 
erfüllt sind, den Vorschlag für die Auftragsvergabe dem Haupt¬ 
anweisungsbefugten, der binnen 60 Tagen nach Eingang des 
Vorschlags bei dem Kommissionsbeauftragten darüber ent¬ 
scheidet. Übersteigt die Angebotssumme die für den Auftrag 
bereitgestellten Mittel, so beschließt der Haupt 2 tnweisungs- 
befugte nach Billigung des Auftrags die erforderlichen Mittel¬ 
bildungen; 

j) erteilt im Falle einer Ausführung in Regie seine Zustimmung 
zu den Aufträgen urxj Kostenvoranschlägon, zu den Nach¬ 
tragsvereinbarungen dazu sowie zu den vom nationalen 
Anweisungsbefugten gegebenen Zahtungsermächtigungen; 

k) prüft nach, ob die Projekte und Programme, die aus den von 
der Kommission verwalteten Mitteln des Fonds finanziert wer¬ 
den, in finanzieller und technischer Hinsicht ordnungsgemäß 
ausgeführt werden; 

l) arbeitet durch regelmäßige Evaluierung der Aktionen mit den 
nationalen Behörden des AKP-Staates. in dem er die Kommis¬ 
sion vertritt, zusammen; 

m) unterhält mtt dem nationalen Anweisungsbefugten enge, stän¬ 
dige Kontakte, um spezifische Probleme, die sich bei der 
Durchführung der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinan¬ 
zierung ergeben, zu analysieren und zu lösen; 

n) überprüft insbesoixfere in regelmäßigen Abständen, ob die 
Aktionen dem in dem Finanzierungsbeschluß vorgesehenen 
Zeitplan gemäß fortschreiten; 

o) übermittelt dem AKP-Staat alle Auskünfte oder Dokumente, 
die hinsichtlich der Verfahren für die Durchführung der Zusam¬ 
menarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung von Nutzen sind, 
insbesondere in bezug auf die Kriterien für die Prüfung und 
Evaluierung der Angebote; 
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р) unterrichtet die nationalen Behörden regelmäßig über 
Gemeinschaftsaktivitäten, die für die Zusammenarbeit zwi¬ 
schen der Gemeinschaft und den AKP-Staaten unmittelbar 
von Interesse sein könnten. 

Artikel 318 

Zum Ende eines jeden Haushaltsjahres während der Geltungs¬ 
dauer des Abkommens erstellt der Kommisskxrsbeauftragte 
einen Bericht über die Durchführung des nationalen Richtpro¬ 
gramms und der Regionalprogramme, insbesondere hinsichtlich 
der von der Kommission verwalteten Maßnahmen des Fonds. 
Dieser Bericht umfaßt unter anderem 

a) das Finanzvolumen des Richtprogramnas, die Mittelbiiadun- 
gen, die Zahlungen und den Zeitplan für die Durchführung des 
Richtprogramms und der Rogionalprogamme; 

b) einen Bericht über den Stand der Durchführung der Projekte 
und Programme; 

с) eine Evaluiemng der Maßnahmen des Fonds in dem betref¬ 
fenden AKP-Staat und im Ftahmen der Regionalprogramme. 

Eine Kopie des Berichts wird gleichzeitig den betrefferKfen 
AKP-Staaten und der Gemeinschaft übermittelt. 

Abschnitt 4 

Zahlungen - Beauftragte Zahlstellen 
Artikel 319 

(1) Zur Ausführung der Zahlungen in den Landeswährungen 
der AKP-Staaten werden in jedem AKP-Staat im Namen der 
Kommission auf die Währung eines Mitgliedstaats oder auf ECU 
lautende Konten bei einem staatlichen oder halbstaatlichen Kre¬ 
ditinstitut eröffnet, das im gegenseitigen Einvernehmen zwischen 
dem AKP-Staat und der Kommission ausgewählt wird. Dieses 
Kreditinstitut nimmt die Aufgaben einer beauftragten Zahlstelle 
wahr. 

(2) Den in Absatz 1 genannten Konten werden von der Gemein¬ 
schaft entsprechend dem geschätzten künftigen Kassenbedarf 
Mittel in der Währung eines Mitgliedstaates oder in ECU so 
rechtzeitig im voraus zugewiesen, daß die Notwendigkeit einer 
Vorfinanzierung durch die AKP-Staaten sowie Zahlungsverzüge 
vermieden werden. 

(3) Die beauftragte Zahlstelle erbringt ihre Dienstleistungen 
unentgeltlich: auf die Einlagen wird kein 2fins gezahlt. 

•4) Zur Ausführung der Zahlungen in ECU werden bei Kredit¬ 
instituten in den Mitgliedstaaten im Namen der Kommission auf 
ECU lautende Konten eröffnet. Die betreffenden Institute nehmen 
die Aufgaben einer beauftragten Zahlstelle in Europa wahr. Die zu 
Lasten dieser Konten gehenden Zahlungen können auf Anwei¬ 
sung der Kommission oder, bei Ausgaben, die vom natxxtalen 
Anweisungsbefugten oder vom Hauptanweisungsbefugten rtach 
vorheriger Zustimmung des nationalen Anweisungsbefugten 
angeordnet werden, auf Anweisung des im eigenen Namen tätig 
werdenden Kommissionsbeauftragten erfolgen. 

(5) Die beauftragten Zahlstellen nehmen im Rahmen der auf 
den Konten verfügbaren Mittel die vom nationalen Anweisungs¬ 
befugten oder gegebenenfalls vom Hauptanweisungsbefugten 
angeordneten Zahlungen vor, nachdem sie die sachliche und 
rechnerische Richtigkeit der vorgelegten Belege sowie die schuld- 
befreiertde Wirkung der Zahlung nachgeprüft haben. 

(6) Die Verfahren für die Feststellung der Ausgabenverpflich¬ 
tung sowie die Arwrdnung und Zahlung der Ausgaben sirtd späte¬ 
stens 90 Tage nach deren Fätligwerden abzuschließen. Späte¬ 
stens 45 Tage vor dem Fälligkeitstermin hat der nationale Anwei¬ 
sungsbefugte die Anordnung der Zahlung vorzunehmen und sie 
dem Beauftragten zu notifizieren. 

(7) Für Reklamationen im Zusammenhang mit Zahlungsverzü¬ 
gen haben der bzw. die betreffenden AKP-Staaten sowie die 


Kommission jeweils für den Teil des Verzugs, für den sie gemäß 
Absatz 8 verantwortlich sind, aus ihren eigenen Mitteln aufzukom¬ 
men. 

(8) Die beauftragten Zahlstellen, der nationale Anweisungsbe¬ 
fugte, der Kommissionsbeauftragte und die zuständigen Dienst¬ 
stellen der Kommission bleiben bis zur endgültigen Billigung 
durch die Kommission finanziell für die Maßnahmen verantwort¬ 
lich, mit deren Ausführung sie beauftragt wurden. 

Abschnitt 5 

Überwachung und Evaluierung 
Artikel 320 

Mit der Überwachung urKi Evaluierung soll eine unabhängige 
Bewertung der Entwicklurtgsmaßnahmen (ihrer Vorbereitung und 
ihrer Durchführurtg) erreicht werden, um die Effizienz der gegen¬ 
wärtig laufertden wie auch der künftigen Maßnahmen zu verbes¬ 
sern. Die betreffenden Arbeiten werden von den AKP-Staaten und 
der Gemeinschaft gemeinsam durchgeführt. 

Artikel 321 

(1) Im einzelnen wird mit den betreffenden Arbeiten insbeson¬ 
dere bezweckt, 

a) eine gemeinsame, regelmäßige und unabhängige Überwa¬ 
chung und Evaluierung der aus dem Fonds finanzierten Maß¬ 
nahmen und Tätigkeiten zu bewirken; 

b) die gemeinsame Überwachung und Evaluierurtg der noch 
taufenden und der abgeschlossenen Maßnahmen zu organi¬ 
sieren und einen Sotl-lst-Vergleich vorzunehmen. Die Verwal¬ 
tung, der Betrieb und die Instandhaltungsarbeiten im Zusam¬ 
menhang mit den betreffenden Maßnahmen sollten systema¬ 
tisch überprüft werden; 

c) dem AKP-EWG-Ministerral über die Ergebnisse der Evalu¬ 
ierungsarbeiten Bericht zu erstatten und die dabei gewonne¬ 
nen Erfahrungen für die Konzeption und Durchfühaing künfti¬ 
ger Maßnahmen zu nutzen; 

d) darauf zu achten, daß die AKP-Staaten sich zu allen Überwa- 
chungs- und Evaluierungsberichten äußern, und in allen Fäl¬ 
len sicherzustellen, daß die Sachverständigen der AKP-Staa¬ 
ten stets unmittelbar an den Überwachungs- und Evalu¬ 
ierungsarbeiten sowie an der Erstellung der Berichte beteiligt 
sind; 

e) dafür zu sorgen, daß die AKP-Staaten und die Gemeinschaft 
die Evaluieoingscubeiten regelmäßig programmieren; 

f) eine Synthese der Überwachtmgs- und Evaluierungsergeb¬ 
nisse nach Sektoren, Instrumenten, Themen, Ländern und 
Regionen zu erstellen. Zu diesem Zweck 

i) werden die Berichte über die Überwachungs- und Evalu¬ 
ierungsergebnisse in vereinbarten zeitlichen Abständen 
erstellt und veröffentlicht; 

ii) wird ein jährlicher Bericht über die Ergebnisse der Durch¬ 
führung der Maßnahmen erstellt; 

g) zu gewährleisten, daß die Überwachungs- und Evaluierungs¬ 
ergebnisse bei der Politik und der Praxis im Entwicklungsbe¬ 
reich in operationeller Welse erneut zum Tragen gebracht 
werden, indem wirksame Mechanismen für eine solche Rück- 
koppelurrg geschaffen, Seminare und Workshops organisiert 
urxl konzise Informationen über die wichtigsten Aufschlüsse, 
Schlußfolgerungen urxl Empfehlungen veröffentlicht und ver¬ 
teilt werden; durch einen Prozeß der Erörterung und ständigen 
Verfolgung des Geschehens gemeinsam mit dem für die 
Maßnahmen und die Leitlinien verantwortlichen Personal sol¬ 
len damit diese Erfahrungen für die Konzeption und Durchfüh¬ 
rung künftiger Maßnahmen sowie für deren etwaige Neuorien¬ 
tierung nutzbar gemacht werden; 
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h) aus den bisherigen Erfahrungen die Lehre zu ziehen und sie 
als Beitrag zur Verbesserung der Konzeption und Durchfüh¬ 
rung künftiger Maßnahmen bekannt zu machen; 

i) gemeinsam mit nationalen und internationalen Organisationen 
für die Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen verfügbare 
einschlägige Informationen zu sammeln und auszuwerten. 

(2) Die Arbeiten gelten insbesondere folgernden Bereichen; 

a) den Sektoren der Entwicklung; 

b) den Instrumenten und Themen der Entwicklung; 

c) den auf nationaler oder regionaler Ebene, vorgenommenen 
Revisionen; 

d) den individuellen Entwicklungsmaßnahmen. 

Artikel 322 

Zur Gewährleistung des [xaktischen Nutzens der ÜbenMachurtg 
und Evaluierung in bezug auf die Ziele des Abkommens und zur 
Verbesserung des Informationsaustausches 

a) unterhält die Kommission enge Beziehungen zu den Überwa- 
chungs- und Evaluierungsstellen in den AKP-Staaten urtd der 
Gemeinschaft sowie zu den natkxtalen Anweisungsbefugten, 
den Delegationen der Kommission und den übrigen betroffe¬ 
nen Diensten der natkxtalen Behörden und der regionalen 
Organisationen der AKP-Staaten; 

b) unterstützt die Kommission die AKP-Staaten bei der Entfal¬ 
tung oder dem Ausbau ihrer Überwachungs- und Evalu¬ 
ierungskapazitäten durch Kortsultationen oder Ausbikfurtgs- 
veranstalturtgen im Bereich der Clberwachungs- urxf Evalu¬ 
ierungstechniken. 

Artikel 323 

Der AKP-EWG-Ausschuß für die Zusammenarbeit bei der Ent¬ 
wicklungsfinanzierung sorgt dafür, daß der gemeinsame Charak¬ 
ter der Überwachungs- und Evaluierungsmaßnahmen gemäß der 
gemeinsamen Erklärung in Anhang LV gewahrt bleibt. 

Abschnitt 6 

AKP-EWG-AuschuB für die Zusammenarbeit 
bei der Entwicklungsfinanzierung 

Artikel 324 

Der Ministerrat prüft miryJestens einmal jährlich die Verwirkli¬ 
chung der Ziele der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinan¬ 
zierung sowie die allgemeirten utkI spezifischen Probleme, die im 
Zuge dieser Zusammenarbeit auftreten. Diese Prüfung erstreckt 
sich auch auf die regionale Zusammenarbeit urtd die Maßnahmen 
zugunsten der am wenigsten erttwickelten AKP-Staaten, der AKP- 
Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten. 

Artikel 325 

Zu diesem Zweck wird im Rahmen des Ministerrats ein Aus¬ 
schuß für die Zusammenarbeit bei der Entwicklur>gsfinanzierung. 
nachstehend AKP-EWG-Ausschuß genannt, eingesetzt. Dieser 
Ausschuß hat folgende Aufgaben: 

a) Er sammelt Informationen Ober die bestehenden Verfahren für 
die Durchführung der Entwicklungszusammenarbeit und gibt 
alle erforderlichen Auskünfte zu diesen Verfahren. 

b) Er prüft auf Antrag der Gemeinschaft oder der AKP-Staaten 
anhand konkreter Beispiele alle bei der Durchführung dieser 
Zusammenarbeit auftrelenden allgemeinen oder spezifischen 
Probleme. 

c) Er prüft die Probleme im Zusammenhang mit den Zeitplänen 
für Mittelbindungen und Zahlungen, sowie mit der Durchfüh¬ 
rung der Projekte und Programme, damit etwaige Schwierig¬ 
keiten und Engpässe beseitigt werden. 


d) Er stellt sicher, daß die Ziele der Entwicklungszusammen- 
arbeit verwirklicht und ihre Grundsätze eingehalten werden. 

e) Er hilft bei der Festlegung der allgemeinen Leitlinien für die 
Entwicklungszusammenarbeit. 

0 Er erstellt gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens die 
allgemeinen Lastenhefte für die Vergabe und Durchführung 
von Aufträgen bzw. paßt sie entsprechetKf an. 

g) Er prüft die Überwachungs- und Evaluierungsarbeiten, gibt 
Anregungen im Hinblick auf deren effiziente Durchführung und 
prüft die Vorschläge in bezug auf künftige Überwachungs- und 
Evaluierungsarbeiten. 

h) Er prüft die Maßnahmen, die getroffen wurden, um bei den 
Programmen der technischen Zusammenarbeit ein gutes 
Kosten-Nutzen-VerhäHnis zu gewährleisten, insbesondere die 
Maßnahmen zur Förderung urxj Entwicklung der nationalen 
und/oder regionalen Kapazitäten bei den menschlichen Res¬ 
sourcen der AKP-Staaten. 

i) Er prüft die Meißnahmen, die getroffen wurden, um bessere 
Bedingungen und einen besseren Rahmen für die Vergabe 
von Aufträgen an AKP-Untemehmen zu gewährleisten. 

j) Er prüft, auf welche Weise die Instrumente des Abkommens 
eingesetzt wurden, um zur Verringerung der finanziellen Bela¬ 
stung der AKP-Staaten aufgnmd ihrer Verschuldung beizu¬ 
tragen. 

k) Er prüft die im Rahmen des Abkommens zur Erreichung der 
Ziele der Förderung von Privatinvestitionen eingesetzten 
Instrumente wirtschaftlicher, technischer, rechtlicher utrd insti¬ 
tutioneller Alt, um die Hindernisse, die der Entwicklung der 
AKP-Staaten gegenwärtig im Wege stehen, sowie die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen zu ihrer Beseitigung zu ermitteln, 

l) Er prüft die Maßnahmen, durch die ein stetigerer Zufluß von 
Privatkapital begünstigt und verstärkt und außerdem folgen¬ 
des gefördert werden könnte: 

i) die Finanzierung von Produktivinvestitionen gemeinsam 
mit dem Privatsektor; 

ii) der Zugang entsprechend interessierter AKP-Staaten zu 
den internationalen Finanzmärkten; 

iii) die Schaffung, die Tätigkeit und die Effizienz nationaler 
Finanzmärkte. 

m) Er prüft die Fragen im Zusammenhang mit der Förderung und 
dem Schulz der Investitionen in den AKP-Staaten und den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, durch welche die Entwick¬ 
lungszusammenarbeit zwischen diesen beeinträchtigt wird. 

n) Er erstattet über die von ihm geprüften Fragen dem Rat 
Bericht und unterbreitet ihm alle Anregungen zur Verbesse¬ 
rung oder Beschleunigung der Durchführung der Entwick- 
lungszusammenarbeiL 

o) Er erstellt die Ergebnisse der Evaluierung der Projekte urkf 
Aktionsprogramme und unterbreitet sie dem RaL 

p) Er sorgt für die Weiterverfolgung und Durchführung der vom 
Rat verabschiedeten Leitlinien und Entschließungen in bezug 
auf die Entwicklungszusammenarbeit. 

q) Er führt alle anderen Aufgaben aus, die ihm vom Ministerrat 
übertragen werden. 

Artikel 326 

(1) Der AKP-EWG-Ausschuß, der vierteljährlich Zusammentritt, 
setzt sich auf paritätischer Grutxflage aus vom Ministerrat bestell¬ 
ten Vertretern der AKP-Staaten urKl der Gemeinschaft oder deren 
Bevollmächtigten zusammen. Der Ausschuß tritt jedes Mal, wenn 
eine der beiden Parteien es verlangt, mindestens aber einmal 
jährlich auf Ministereberte zusammen. Ein Vertreter der Bank 
nimmt an den Sitzungen des Ausschusses teil. 

(2) Der Ministerrat legt die Geschäftsordnung des AKP-EWG- 
Ausschusses fest, insbesondere die Bedingungen der Vertretung 
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und die Anzahl der Mitglieder des Ausschusses, die Beratungs¬ 
modalitäten und die Bedingungen für die Ausübung des Vorsitzes. 

(3) Der AKP-EWG-Ausschuß kann Sachverständigensitzungen 
zur Untersuchung der Ursachen etwaiger Schwierigkeiten oder 
Engpässe, durch welche die effiziente Durchführung der Entwick- 
lungszusammenarbeif behindert wird, einberufen. Die betreffen¬ 
den Sachverständigen geben dem Ausschuß Emfpehlungen für 
Mittel und Wege zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten und 
Engpässe. 

(4) Wird dem AKP-EWG-Ausschuß ein spezifisches Problem 
der Entwicklungszusammenarbeit unterbreitet, so hat er es bin¬ 
nen sechzig (60) Tagen zu prüfen, um eine angemessene Lösung 
herbeizuführen. 

(5) a) Der AKP-EWG-Ausschuß prüft in regelmäßigen Abstän¬ 

den die Fortschritte bei der Durchführung der regionalen 
Zusammenarbeit. Er untersucht insbesondere die ihm 
von den AKP-Staaten oder der Gemeinschaft vorgeleg¬ 
ten Probleme und Fragen im Zusammenhang mit der 
allgemeinen Politik und entwickelt geeignete Vor¬ 
schläge. 

b) Die Durchführung der Bestimmungen zur Entwicklur^g 
des Dienstleistungsverkehrs wird vom AKP-EWG-Aus¬ 
schuß geprüft und überwacht 

(6) Der AKP-EWG-Ausschuß prüft die Durchführung der spezifi¬ 
schen Maßnahmen zugunsten der am wenigsten entwickelten 
AKP-Staaten, der AKP-Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten 
unter bescxtderer Berüchskhügurtg der Maßnahmen, die für wOrt- 
schenswert erachtet werden, um die betreffenden Staaten für 
Privatinvestoren attraktiver zu machen. 


Artikel 327 

(1) Zur Erleichterung der Arbeit des AKP-EWG-Ausschusses 

a) unterbreiten einerseits die AKP-Staaten und deren begün¬ 
stigte regionale Einrichtungen in Zusammenarbeit mit dem 
AKP-Sekretariat und andererseits die Kommission in Zusam¬ 
menarbeit mit der Bank dem Ausschuß Jahresberichte über 
die Abwicklung der Zusammenarbeit bei der Entwicklungs¬ 
finanzierung; 

b) werden dem Ausschuß gemäß der gemeinsamen Erklärung in 
Anhang LV Jahresberichte über die Aktionen bzw. Tätigkeiten 
im Bereich der Überwachung und Evaluienjng unterbreitet; 

c) erstellt die Kommission in Zusammenarbeit mit der Bank in 
regelmäßigen Abständen Berichte zur Unterrichtung des Aus¬ 
schusses über die Ergebnisse der Koordinierungsarbeiten im 
Bereich der Investitionen und der Unterstützung des Privat¬ 
sektors; 

d) erstellt die Kommissicxi Berichte und Untersuchungen zur 
Unterrichtung des Ausschusses über 

- den Invesfitionsfluß zwischen der Gemeinschaft und den 
AKP-Staaten, die wirtschaftlichen, rechtlichen und institu¬ 
tionellen Investitionshemmnisse, die Maßnahmen zur 
Erleichterung privater Kapitalbewegungen, die internatio¬ 
nalen Kofinanzierungen, den Zugang der AKP-Staaten zu 
den internationalen Finanzmärkten sowie das Funkticxrie- 
ren der nationalen Finanzmärkte; 

- die Tätigkeiten der nationalen und internationalen 
Systeme für Investitionsgarantien; 

- die zwischen den Mitgliedstaaten und den AKP-Staaten 
geschlossenen Vereinbarungen zur Förderung ur»d zum 
Schutz der Investitionen. 

(2) Der AKP-EWG-Ausschuß prüft die ihm gemäß Absatz 1 

vorgelegten Berichte über die Zusammenarbeit bei der Entwkh- 


lungsfinanzierung über die Überwachung und Evaluierung sowie 
über die Investitionen. Der Ausschuß 

a) erstellt Jahresberichte über den Stand seiner Arbeiten, die 
vom Ministerrat auf dessen jeweiliger Jahrestagung zur Fest¬ 
legung der allgemeinen Leitlinien für die Zusammenarbeit bei 
der Entwicklungsfinanzierung geprüft werden; 

b) unterbreitet dem Ministerrat alte Bemerkungen, Informationen 
oder Vcxschläge in bezug auf die Durchführung der Zusam¬ 
menarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung cxler in bezug auf 
die allgemeinen Probleme bei dieser Zuscimmenarbeit; 

c) formuliert für den Ministerrat im Rahmen der ihm von diesem 
übertragenen Zuständigkeiten Empfehlungen und Entschlie¬ 
ßungen hinsichtlkb der Maßnahmen, die zur Verwirklichung 
der Ziele der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzie¬ 
rung zu ergreifen sind. 

(3) Anhand der in Absatz 2 genannten Informationen legt der 
Ministerrat die allgemeinen Leitlinien für die Zusammenarbeit bei 
der Entwicklungsfinanzierung fest und nimmt Entschließungen 
cxler Leitlinien zu den Maßnahmen an, die vcxr der Gemeinschaft 
und den AKP-Staaten zur Verwirklichung der Ziele dieser Zusam¬ 
menarbeit zu ergreifen sind. 


Titel IV 

Allgemeine Bestimmungen 

betreffend die am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, 
die AKP-Binnenstaaten und die AKP-Inselstaaten 

Artikel 328 

Den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, den AKP-Bin- 
rrenstaaten und den AKP-Inselstaaten wird entsprechend den 
besonderen Bedürfnissen und Problemen jeder dieser drei Län¬ 
dergruppen besondere Beachtung geschenkt, damit sie die durch 
dieses Abkommen gebotenen Möglichkeiten voll nutzen und ihr 
Entwicklungstempo beschleunigen können. 

Unabhängig von den spezifischen Maßnahmen und Bestim¬ 
mungen, die für jede dieser Gruppen in den verschiedenen Kapi¬ 
teln des Abkommens vorzusehen sind, wird hinsichtlich der am 
wenigsten entwickelten Staaten, der Binnenstaaten und der Insel¬ 
staaten folgenden Aspekten besondere Aufmerksamkeit gewid¬ 
met: 

- dem Ausbau der regionalen Zuammenarbeit; 

- den Verkehrs- und Kommunikationsinfrastrukturen; 

- der effizienten Nutzung der Meeresressourcsn und der Ver¬ 
marktung der betroffenen Erzeugnisse bzw., im Falle der Bin¬ 
nenstaaten, der Binnenfischerei; 

- in bezug auf die Strukfuranpassung dem Entwicklungsstand 
dieser Lärxler sowie, im Durchführungsstadium, den sozialen 
Auswirkungen der Anpassung; 

- der Anwendung von Ernährungsstrategien und der Durchfüh¬ 
rung von integrierten Entwicklungsprogrammen. 

Kapitel 1 

Am wenigsten entwickelte AKP-Staaten 
Artikel 329 

Den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten wird eine beson¬ 
dere Behandlung eingeräumt, um ihnen dabei zu helfen, die 
großen wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu überwin¬ 
den, die ihre Entwicklung behirxlem, so daß sie ihr Entwicklungs¬ 
tempo beschleunigen können. 
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Artikel 330 

(1) Als am wenigsten entwickelte AKP-Staaten im Sinne dieses 
Abkommens gelten folgende Staaten: 


Äquatorialguinea 

Äthiopien 

Äntigua und Barbuda 

Belize 

Benin 

Botsuana 

Burkina Faso 

Burundi 

Dominica 

Dschibuti 

Gambia 

Grenada 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Haiti 

Kap Verde 

Kiribati 

Komoren 

Lesotho 

Malawi 

Mali 

Mauretanien 


Mosambik 

Niger 

Ruanda 

Salomonen 

St. Christoph und Nevis 
St. Lucia 

St. Vincent und die Grenadinen 
Westsamoa 

Säo TomÄ und Priixäpe 

Seschellen 

Sierra Leone 

Somalia 

Sudan 

Swasiland 

Tansania 

Togo 

Tonga 

Tschad 

Tuvalu 

Uganda 

Vanuatu 

Zentralafrikanische Republik 


(2) Die Liste der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten kann 
durch Beschluß des Ministerrates geändert werden, 

- wenn ein sich in vergleichbarer Lage befindender dritter Staat 
diesem Abkommen beitritt; 

- wenn sich die Wirtschaftslage eines AKP-Staates so erheblich 
und dauerhaft ändert, daß seine Einbeziehung in die Gruppe 
der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten erforderlich wird 
oder daßs seine Einbeziehung nicht mehr gerechtfertigt ist. 


10. Stabex 

- Artikel 189 Absatz 3 

- Artikel 196 Absatz 2 

- Artikel 197 Absätze 3 und 4 

11. Sysmin 

- Artikel 215 Absatz 1 

12. Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 

- Artikel 220 Buchstabe o 

13. Rnanzierung der laufenden Kosten 

- Artikel 227 Absatz 2 

14. Aufteilung der Finanzmittel 

- Artikel 238 

15. Strukturanpassung 

- Artikel 246 Absatz 3 

16. Kleinstvorhaben 

- Artikel 252 Absatz 4 

17. Prüfung der Projekte 

- Artikel 287 Absatz 3 

18. Durchführung der spezifischen Maßnahmen 

- Artikel 324 

- Artikel 326 Absatz 6 

19. Protokoll über die Ursprungsregeln 

- Artikel 30 Absatz 2 

- Artikel 31 Absatz 5 


Kapitel 2 


Artikel 331 


AKP-Binnenstaaten 


Die gemäß Artikel 329 in bezug auf die am wenigsten entwickel¬ 
ten AKP-Staaten festgelegten Bestimmungen sind in folgenden 
Artikeln enthalten: \ 

1. Ziele 

- Artikel 8 und 26 

2. Landwirtschaftliche Zusammenarbeit, Emährungssicherheit 
und ländliche Entwicklung 

- Artikel 52 

3. Technisches Zentrum für Zusammenarbeit in der Landwirt¬ 
schaft und im ländlichen Bereich 

- Artikel 53 Absatz 3 

4. Entwicklung der Fischerei 
1- Artikel 62 

5. Industrielle Zusammenarbeit 

- Artikel 97 Absätze 1 und 2 

6. Entwicklung der Dienstleistungen 


Artikel 332 

Es werden spezifische Bestimmungen und Maßnahmen vorge¬ 
sehen, um die AKP-Binnenstaaten bei ihren Anstrengungen zur 
Übenwindung der geographischen Schwierigkeiten und sonstigen 
Hirxfemisse, die ihre Entwicklung hemmen, zu unterstützen, so 
daß sie ihr Entwicklungstempo beschleunigen können. 


Artikel 333 


(1) Die AKP-Binnenstaaten sind: 

Botsuana Ruanda 

Burkina Faso Sambia 

Burundi Simbabwe 

Lesotho Swasiland 

Malawi Tschad 

Mali Uganda 

Niger Zentralafrikanische Republik 


(2) Die Liste der AKP-Binnenstaaten kann durch Beschluß des 
Ministerrates geändert werden, wenn ein Drittstaat, der sich in 
einer vergleichbaren Lage befindeL diesem Abkommen beitritt. 


- Artikel 116 


Artikel 334 


7. Entwicklung des Handels 

- Artikel 136 Absatz 5 

8. Regionale Zusamtnenarbeit 

- Artikel 165 

9. Schutzmaßnahmen - Handelspolitische Zusammenarbeit 

- Artikel 180 


Die gemäß Artikel 332 zugunsten der AKP-Binnenstaaten fest¬ 
gelegten Bestimmungen sirxJ in folgenden Artikeln enthalten; 

1. Ziele 

- Artikel 8 

2. Landwirtschaftliche Zusammenarbeit, Ernährungssicherheit 
und ländliche Entwicklung 


- Artikel 52 
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3. Entwicklung der Fischerei 

- Artikel 62 

4. Industrielle Zusammenarbeit 

- Artikel 97 Absatz 1 

5. Entwicklung der Dienstleistungen 

- Artikel 116 

6. Entwicklung des Handels 

- Artikel 136 Absatz 5 

7. Regionale Zusammenarbeit 

- Artikel 159 Buchstabe g 

- Artikel 165 

8. Schutzmaßnahmen - Handelspolitische Zusammenarbeit 

- Artikel 180 

9. Stabex 

- Artikel 196 Absatz 2 

- Artikel 197 Absatz 4 

10. Sysmin 

- Artikel 215 Absatz 1 

11. Aufteilung der Finanzmittel 

- Artikel 238 

12. Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 

- Artikel 220 Buchstabe o 

13. Durchführung der spezifischen Maßnahmen 

- Artikel 324 

- Artikel 326 Absatz 6 

Kapitel 3 
AKP-Inselstaaten 

Artikel 335 

Es werden spezifische Bestimmungen und Maßnahmen vorge¬ 
sehen, um die AKP-Inselstaaten bei ihren Anstrengungen zur 
Überwindung der natürlichen und geographischen Schwierigkei¬ 
ten und sonstigen Hindernisse, die ihre Entwicklung hemmen, zu 
unterstützen, so daß sie ihr Entwicklungstempo beschleunigen 
können. 

Artikel 336 

(1) Liste der AKP-Inselstaaten; 

Antigua urtd Barbuda Mauritius 

Bahamas Papua-Neuguinea 

Barbados St. Christoph und Nevis 

Dominica St. Luda 

Dominikanische Republik St. Vincent und die Grenadinen 

Fidschi Westsamoa 

Grenada Säo Tomö und Principe 

Haiti Salomonen 

Jamaika Seschellen 

Kap Verde Tonga 

Kiribati Trinidad und Tobago 

Komoren Tuvalu 

Madagaskar Vanuatu 

(2) Die Liste der AKP-Inselstaaten kann durch Beschluß des 
Ministerrates geändert werden, wenn ein DrittstaaL der sich in 
einer vergleichbaren Lage befindet, diesem Abkommen beitritt. 

Artikel 337 

Die gemäß Artikel 335 zugunsten der AKP-Inselstaaten festge¬ 
legten Bestimmungen sind in folgenden Artikeln enthalten: 


1. Ziele 

- Artikel 8 

2. Landwirtschaftliche Zusammenarbeit, Ernährungssicherheit 
und ländliche Entwicklung 

- Artikel 52 

3. Entwicklung der Fischerei 

- Artikel 62 

4. Industrielle Zusammenarbeit 

- Artikel 97 Absatz 1 

5. Entwicklung der Dienstleistungen 

- Artikel 116 

6. Entwicklung des Handels 

- Artikel 136 Absatz 5 

7. Regionale Zusammenarbeit 

- Artikel 165 

8. Schutzmaßnahmen - Handelspxslitische Zusammenarbeit 

- Artikel 180 

9. Stabex 

- Artikel 196 Absatz 2 

- Artikel 197 Absatz 4 

10. Sysmin 

- Artikel 215 Absatz 1 

11. Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 

- Artikel 220 Buchstabe o 

12. Aufteilung der Finanzmittel 

- Artikel 238 

13. Durchführung der spezifischen Maßnahmen 

- Artikel 324 

- Artikel 326 Absatz 6 

14. Protokoll über die Ursprungsregeln 

- Artikel 31 Absatz 5 

Vierter Teil 

Arbeitsweise der Organe 

Kapitel 1 
Der Ministerrat 

Artikel 338 

Der Ministerrat äußert sich im gegenseitigen Einvernehmen der 
Gemeinschaft einerseits und der AKP-Staaten andererseits. 

Artikel 339 

(1) Der Ministerrat ist nur beschlußfähig, wenn die Hälfte der 
Mitglieder des Rates der Europäischen Gemeinschaften, ein Mit¬ 
glied der Kommission und zwei Drittel der die Regierungen der 
AKP-Staaten vertretenden Mitglieder anwesend sind. 

(2) Jedes Mitglied des Ministerrats kzinn sich bei Verhinderung 
vertreten lassen. Der Vertreter übt sämtliche Rechte des verhin¬ 
derten Mitglieds aus. 

(3) Der Ministerrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Diese sieht 
die Möglichkeit vor, auf jeder Tagung des Rates große Themen 
der Zusammenarbeit, die eventuell nach Artikel 342 Absatz 6 
vorbereitet wurden, eingehend zu prüfen. 
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Artikel 340 

Der Vorsitz im Wlnisterral wird abwechselnd von einem Mitglied 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften und einem Mitglied 
der Regierung eines AKP-Staates wahrgenommen. 

Artikel 341 

(1) Der Ministerrat tritt einmal jährlich auf Veranlassung seines 
Präsidenten zusammen. 

(2) Er tritt ferner nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung 
zusammen, so oft dies erforderlich ist 

(3) Die Kopräsidenten, unterstützt von Beratern, können zwi¬ 
schen den Tagungen des Ministerrats regelmäßig miteinander 
Konsultationen führen und Meinungen austauschen. 

Artikel 342 

(1) Der Ministerrat prüft in regelmäßigen Zeitabständen die 
Ergebnisse der in diesem Abkommen vorgesehenen Regelung 
und trifft alle für die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens 
erforderlichen Maßnahmen. 

Zu diesem Zweck prüft der Mintsterrat auf Veranlassung einer 
der Parteien alle von der Paritätischen Versammlung hierzu ange¬ 
nommenen Entschließungen oder Empfehlungen und kann diese 
berücksichtigen. 

(2) Die Beschlüsse, die vom Ministerrat in den in diesem 
Abkommen vorgesehenen Fällen gefaßt werden, sirxJ für die 
Vertragsparteien verbindlich; diese müssen die erfordertichen 
Dutchfühnjngsmaßnahmen treffen. 

(3) Der Ministerrat kann ferner Entschließungen annehmen, 
Erklärungen abgeben, Empfehlungen aussprechen oder Stellung¬ 
nahmen abgeben, die er zur Erreichurtg der festgelegten Ziele 
und zur befriedigenden Durchführung dieses Abkommens für 
erforderlich hält. 

(4) Der Ministerrat veröffentlicht jährlich einen Bericht sowie 
andere von ihm für nützlich erachtete Informationen. 

(5) Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten können den Mini¬ 
sterrat mit allen Fragen betreffend die Anwendung dieses Abkom¬ 
mens befassen. 

(6) Der Ministerrat kann nach Maßgabe von Artikel 346 Absatz 2 
Ausschüsse oder Gruppen oder Ad-hoc-Arbeitsgruppen zur 
Durchführung der von ihm als notwendig erachteten Arbeiten 
einsetzen, insbesondere zur etwaigen Vorbereitung seiner Bera¬ 
tungen über spezifische Bereiche oder Probleme der Zusammen¬ 
arbeit. 

Artikel 343 

In Anwendung des Artikels 30 Absatz 2 BuchsUtbe h und der 
Artikel 20 bis 22 betreffend die dezentralisierte Zusammenarbeit 
sorgt der Ministerrat für Kontakte zwischen sich entsprechenden 
Stellen der Gemeinschaft und der AKP-Staaten (dezentrale 
Behörden und nicht amtliche Stellen), um konkret die Frage zu 
prüfen, wie und unter welchen Bedingungen deren Initiativen 
gestaltet werden können, um zur Verwirklichung der Entwick¬ 
lungsziele der AKP-Staaten beizutragen. Die Beteiligung an den 
Tagungen erfolgt entsprechend den Themen auf der Tagesord¬ 
nung und dem konkreten Potential der genannten Stellen, Bei¬ 
träge zu den Entwicklungszielen in diesen Bereichen zu leisten. 

Diese Kontaktmechanismen erleichtern den Zugang der betref¬ 
fenden Parteien zu den Informationen über die von den AKP- 
Staaten verfolgten Entwicklungspolitiken und zu den Maßnahmen 
der AKP-EWG-Zusammenarbeit und fördern eine bessere gegen¬ 
seitige Unterrichtung und Abstimmung in bezug auf die dezentra¬ 
lisierten Aktionsmöglichkeiten auf dem Gebiet der Zusammen¬ 
arbeit. 

Artikel 344 

Unbeschadet von Artikel 342 Absatz 6 kann der Ministerrat 
während seiner Tagungen paritätisch besetzte engere Minister¬ 


gruppen mit der Vorbereitung seiner Beratungen und Schlußfolge 
rungen zu einzelnen Tagesordnungspunkten betrauen. 

Artikel 345 

Oer Ministerrat kann einen Teil seiner Befugnisse dem Bot¬ 
schafterausschuß übertragen. Der Botschafterausschuß äußert 
sich in diesem Fall nach Maßgabe des Artikels 338. 

Kapitel 2 

Der Botschafterausschuß 

Artikel 346 

(1) Der Botschafterausschuß berichtet dem Ministerrat Ober 
seine Tätigkeit, insbesondere auf den Gebieten,. für die ihm 
Befugnisse übertragen worden sirtd. Er unterbreitet dem Minister¬ 
rat ferner Vorschläge, Entschließungen, Empfehlungen oder Stel¬ 
lungnahmen. die er für notwendig oder zweckdienlich erachtet. 

(2) Der Botschafterausschuß überwacht die Arbeiten aller Aus¬ 
schüsse und aller ständigen oder Ad-hoc-Gremien oder -Arbeits¬ 
gruppen, die in diesem Abkommen vorgesehen sind oder in 
Anwendung dieses Abkommens auf einer artderen als der Mini¬ 
sterebene eingesetzt werden, und unterbreitet dem Minisferrat in 
regelmäßigen Zeitabständen Berichte. 

(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben tritt der Botschafterausschuß 
in jedem Flalbjahr mirtdestens einmal zusammen. 

Artikel 347 

(1) Der Vorsitz im Botschatterausschuß wird abwechselnd von 
dem Ständigen Vertreter eines Mitgliedstaats, welcher von der 
Gemeinschaft benannt wird, und einem Leiter der Mission eines 
AKP-Staats wahrgenommen, welcher von den AKP-Staaten be¬ 
nannt wird. 

(2) Jedes Mitglied des Botschafterausschusses kann sich bei 
Verhindenjng vertreten lassen. Der Vertreter übt sämtliche 
Rechte des verhinderten Mitglieds aus. 

(3) Der Botschafterausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung, 
die dem Ministerrat zur Genehmigung vorgelegt wird. 

Kapitel 3 

Gemeinsame Bestimmungen 
für Ministerrat urxl Botschafterausschuß 

Artikel 348 

Ein Vertreter der Bank nimmt an den Sitzungen des Ministerrats 
oder des Botschafterausschusses teil, wenn auf der Tagesord- 
rtung Punkte stehen, die in die Zustärxligkeitsbereiche der Bank 
fallen. 

Artikel 349 

Die Sekretariatsgeschäfte und die übrigen für das Funktionie¬ 
ren des Ministerrates und des Botschafterausschusses oder 
anderer gemischter Orgarte erfordertichen Arbeiten werden auf 
paritätischer Grundlage nach Maßgabe der Geschäftsordnung 
des Ministerrates wahrgertommen. 

Kapitel 4 

Paritätische Versammlung 

Artikel 350 

Die Paritätische Versammlung prüft den gemäß Artikel 342 
Absatz 4 erstellten Bericht. 
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Sie kann auf den Gebieten, die dieses Abkommen betreffen 
oder darin behandelt werden, Entschließungen verabschieden. 

Sie kann zur Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens dem 
Winisterrat alle Schlußfolgerungen und Empfehlungen unterbrei¬ 
ten, die sie für zweckdienlich hält, insbesondere anläßlich der 
Prüfung des Jahresberichts des Ministerrats. 

Artikel 351 

(1) Die Paritätische Versammlung bestellt ihr Präsidium urxi 
gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Sie tritt zweimal jährlich zu einer ordentlichen Tagung 
zusammen, und zwar einmal in der Gemeinschaft und einmal in 
einem AKP-Staat. 

(3) Sie kann Ad-hoc-Arbeitsgruppen zur Durchführung der von 
ihr festgelegten besonderen Vorarbeiten einsetzen. 

(4) Die Sekretariatsgeschäfte und die übrigen für das Funktio¬ 
nieren der Paritätischen Versammlung erforderlichen Arbeiten 
werden auf paritätischer Grundlage nach Maßgabe ihrer 
Geschäftsordnung wahrgenommen. 

Kapitel 5 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 352 

(1) Streitfälle, die sich bei der Auslegung oder AnwerKlung 
dieses Abkommens zwischen einem Mitgliedstaat, mehreren Mit¬ 
gliedstaaten oder der Gemeinschaft einerseits und einem oder 
mehreren AKP-Staaten andererseits ergeben, werden dem Mini¬ 
sterrat unterbreitet, 

(2) In der Zeit zwischen den Tagungen des Ministerrates wer¬ 
den derartige Streitfälle dem Botschafterausschuß zur Beilegung 
unterbreitet. 

(3) Gelingt es dem Botschatterausschuß nicht, den Streitfall 
beizulegen, so befaßt er damit den Ministerrat auf dessen näch¬ 
ster Tagung, um eine Beilegung herbeizuführen. 

(4) Gelingt es dem Ministerrat nicht, den Streitfall auf dieser 
Tagung beizulegen, so kann er auf Antrag einer der betroffenen 
Vertragsparteien ein Vermittlungsverfahren einleiten, dessen 
Ausgang ihm in einem Bericht anläßlich seiner nächsten Tagung 
mitgeteilt wird. 

(5) a) Wird der Streitfall nicht beigelegt, so leitet der Ministerrat 

auf Antrag einer der betroffenen Vertragsparteien ein 
Schiedsverfahren ein. Die beiden am Streit beteiligten 
Parteien im Sinne von Absatz 1 bestellen innerhalb von 
dreißig Tagen je einen Schiedsrichter. Diese beiden 
Schiedsrichter ernennen ihrerseits innerhalb von zwei 
Monaten einen dritten Schiedsrichter. Erfolgt keine 
Ernennung innerhalb der vorgesehenen Frist, so 
ernennt der Kopräsident des Ministerrats eine Persön¬ 
lichkeit, deren Unabhängigkeit außer Zweifel steht. 

b) Die Schiedssprüche ergehen mit Stimmenmehrheit, und 
zwar normalerweise innerhalb eines Zeitraums von fünf 
Monaten. 

c) Jede der am Streit beteiligten Parteien ist verpflichtet, 
die zur Durchführung des Schiedsspruchs erforder¬ 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 353 

Unbeschadet der Bestimmungen dieses Abkommens setzen 
die Vertragsparteien alles daran, um zu einer gemeinsamen Aus¬ 
legung zu gelangen, wenn es im Rahmen der Anwendung dieses 
Abkommens zwischen der Gemeinschaft und den AKP-Staaten 
zu Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der Auslegung der 
Texte kommt. Zu diesem Zweck werden die betreffenden Pro¬ 


bleme in den AKP-EWG-Organen gemeinsam geprüft, um eine 
Lösung herbeizuführen. 

Artikel 354 

Die Mittel für die Verwaltungskosten der in diesem Abkommen 
vorgesehenen Organe werden nach Maßgabe des Protokolls 
Nr. 2 aufgebracht. 

Artikel 355 

Die aufgrund dieses Abkommens gewährten Vorrechte und 
Immunitäten sind im Protokoll Nr. 3 festgelegt. 


Fünfter Teil 

Schlußbestimmungen 

Artikel 356 

Verträge, Übereinkontmen, Abkommen oder Vereinbarungen 
jeder Form oder Art zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaa¬ 
ten der Gemeinschaft und einem oder mehreren AKP-Staaten 

dürfen der Anwendung dieses Abkommens nicht entgegen¬ 
stehen. 

Artikel 357 

Dieses Abkommen gilt vorbehaltlich der darin vorgesehenen 
besonderen Bestimmurtgen über die Beziehungen zwischen den 
AKP-Staaten und den frartzösischen überseeischen Departe¬ 
ments einerseits nach Maßgabe des Vertrags für die Gebiete, in 
denen der Vertrag angewendet wird, und andererseits für die 
Gebiete der AKP-Staaten. 

Artikel 358 

(1) Wünscht ein dritter Staat den Beitritt zur Gemeinschaft, so 
unterrichtet diese die AKP-Staaten, sobald sie beschlossen hat, 
Verhandlungen über den Beitritt aufzunehmen. 

(2) Die Vertragsparteien vereinbaren ferner, 

a) während der Durchführung der Beitrittsverhcindlungen regel¬ 
mäßige Kontakte herzustellen, bei denen 

- die Gemeinschaft den AKP-Staaten alle zweckdienlichen 
Informationen über den Fortgang der Verhandlungen über¬ 
mittelt; 

- die AKP-Staaten der Gemeinschaft ihre Anliegen und 
Standpunkte mitteilen, damit sie diese möglichst weit¬ 
gehend berücksichtigen kann; 

b) unverzüglich nach Abschluß der Beitrittsverhandlungen die 
Auswirkungen dieses Beitritts auf dieses Abkommen zu prü¬ 
fen und Verhandlungen einzuleiten, um ein Beitrittsprotokoll 
zu erstellen und die Anpassungs- bzw. Übergangsmaßnah¬ 
men zu erlassen, die sich als erforderlich erweisen könnten 
und als Bestandteil dieses Protokolls in es aufzunehmen 
wären. 

(3) Unbeschadet etwaiger Übergangsbestimmungen erkennen 
die Vertragsparteien an, daß die Bestimmungen dieses Abkom¬ 
mens auf die Beziehungen zwischen den AKP-Staaten und einem 
neuen Mitgliedstaat der Gemeinschaft keine Anwendurvg finden, 
solange das in Absatz 2 Buchstabe b genannte Beitrittsprotokoll 
nicht in Kraft getreten ist. 

Artikel 359 

(1) a) Dieses Abkommen wird für die Gemeinschaft entspre¬ 
chend den Bestimmungen des EWG- und EGKS-Vertra- 
ges rechtsgültig geschlossen. Der Abschluß wird den 
Parteien notifiziert. 
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b) Er bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaa¬ 
ten gemäß ihren verfassungsrechtlicchen Vorschriften. 

(2) Die Ratifikationsurkunden und die Akte zur Notifizierung des 
Abschlusses dieses Abkommens werden, soweit es die AKP- 
Staaten betrifft, beim Sekretariat des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften und, soweit es die Mitgliedstaaten betrifft, beim 
Sekretariat der AKP-Staaten hinteiiegb Die Sekretariate unter¬ 
richten die Unterzeichnerstaaten und die Gemeinschaft hiervon 
unverzüglich. 

Artikel 360 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Ratifikationsurkurxfen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und von miridestens zwei 
Dritteln der AKP-Staaten sowie die Urkunde zur Notifiziening des 
Abschlussses dieses Abkommens durch die Gemeinschaft hinter¬ 
legt worden sirxd. 

(2) Ein AKP-Staat. der die in Artikel 359 genannten Verfahren 
bis zum Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens gemäß Absatz 1 
nicht abgeschlossen hat, kann sie nur binnen zwölf Monaten nach 
dem Inkrafttreten zum Abschluß bringen und nur binnen zwölf 
Monaten nach dem Inkrafttreten einleiten, es sei denn, er teilt dem 
Ministerrat vor Ablauf dieser Frist mit. daß er diese Verfahren 
spätestens inrterhalb der auf diese Frist folgenden sechs Monate 
abschließen wiN, und nimmi vor Ablauf der letztgenarmten Frist 
die erforderliche Hinterlegurtg der Ratifikationsurkunde vor. 

(3) Auf AKP-Staaten, die die in Artikel 359 genannten Verfahren 
am Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens gemäß Absatz 1 
nicht abgeschlossen haben, findet es vom ersten Tag des zweiten 
auf den Abschluß dieser Verfahren folgenden Monats an Anwen¬ 
dung. 

(4) Die AKP-Unterzeichnerstaaten, die dieses Abkommen nach 
Maßgabe des Absatzes 2 ratifizieren, erkennen die Gültigkeit aller 
Maßnahmen zur Durchführung dieses Abkommens an, die zwi¬ 
schen dem Inkrafttreten und dem Zeitpunkt, von dem an dieses 
Abkommen auf sie Anwendung findet, getroffen werden. Sie 
erfüllen vorbehaltlich einer zusätzlichen Frist, die ihnen der Mini¬ 
sterrat gegebenenfalls gewährt, spätestens sechs Monate nach 
dem Abschluß der in Artikel 359 genannten Verfahren alle Ver¬ 
pflichtungen, die sie aufgrund dieses Abkommens oder aufgrund 
von Durchführungsbeschlüssen des Ministerrates zu übernehmen 
haben. 

(5) Die Geschäftsordnung der durch dieses Abkommen einge¬ 
setzten gemeinsamen Orgsine bestimmt, ob und unter welchen 
Bedingungen die Vertreter der Unterzeichnerstaaten, die die in 
Artikel 359 genannten Verfahren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Abkommens rroch nicht abgeschlossen haben, als Beob¬ 
achter an den Sitzungen dieser Organe teilnehmen. Die m dieser 
Weise getroffene Regelung ist nur bis zu dem Zeitpunkt wirksam, 
von dem an dieses Abkommen auf die genannten Staaten 
Anwendung findet; sie wird auf jeden Fall unwirksam, sobald der 
betreffende Staat nach Maßgabe des Abatzes 2 dieses Abkom¬ 
men nicht mehr ratifizieren kctnn. 

Artikel 361 

(1) Der Ministerrat wird über jeden Antrag eines Staats auf 
Beitritt zur Gemeinschaft oder Assoziierung mit ihr unterrichtet. 

(2) Der Ministerrat wird über jeden Antrag eines Staats auf 
Beitritt zu einem Wirtschaftszusammenschluß von AKP-Staaten 
unterrichtet. 

Artikel 362 

(1) Stellt ein im vierten Teil des Vertrages genanntes Land oder 
Gebiet, das unabhängig geworden ist einen Antrag auf Beitritt zu 
diesem Abkommen, so wird dieser Antrag dem Ministerrat vorge¬ 
legt. 

(2) Nach Zustimmung des Ministerrates tritt das betreffende 
Land diesem Abkommen durch Hinterlegung einer Beitrifts¬ 
urkunde beim Sekretariat des Rates der Europäischen Gemein¬ 
schaften bei, das dem Sekretariat der AKP-Staaten eine beglau¬ 


bigte Abschrift übermittelt und die Unterzcichnerstaaten davor 
unterrichtet. 

(3) Dieser Staat hat sodann die gleichen Rechte und Rlichten 
wie die AKP-Staaten. Durch einen solchen Beitritt dürfen die 
Vorteile, die sich für die AKP-Unterzeichnerstaaten dieses 
Abkommens aus den Bestimmungen über die Zusammenarbeit 
bei der Entwicklungsfinanzierung und über die Stabilisierung der 
Ausfuhrerföse ergeben, nicht beeinträchtigt werden. 

Artikel 363 

(1) Stellt ein StaaL dessen Wirtschaftsstruktur und Produktion 
mit denen der AKP-Staaten vergleichbar sind, einen Antrag auf 
Beitritt zu diesem Abkommen, so bedarf dieser Antrag der Zustim¬ 
mung des Ministerrates. Der betreffende Staat kann diesem 
Abkommen durch Abschluß eines Abkommens mit der Gemein¬ 
schaft beitreten. 

(2) Dieser Staat hat dann die gleichen Rechte und Pflichten wie 
die AKP-Staaten. 

(3) In dem Abkommen mit diesem Staat kann jedoch der 
Zeitpunkt festgesetzt werden, zu dem einzelne dieser Rechte und 
Pflichten auf ihn Anwendung finden. 

(4) Durch einen solchen Beitritt dürfen jedoch die Vorteile nicht 
beeinträchtigt werden, die sich für die AKP-Unterzeichnerstaaten 
dieses Abkommens aus den Bestimmungen über die Zusammen¬ 
arbeit bei der Entwicklungsfinanzierung, die Stabilisierung dei 
Ausfuhrerlöse und die industrielle Zusammenarbeit ergeben. 

Artikel 364 

Wenn Namibia nach Erlangung seiner Unabhängigkeit den 
Beitritt zum Abkommen beantragt und dieser Antrag nach Beginn 
des tatsächlichen Verfahrens zur Ratifizierung des Abkommens, 
aber vor Inkrafttreten desselben eingeht, so befindet der Minister¬ 
rat über diesen Antrag und beschließt über den Beitritt dieses 
Staates. Bei dieser Gelegenheit faßt er auch alle diesen Staat 
betreffenden geeigneten Beschlüsse in den Bereichen, die unter 
das Abkommen (Dritter Teil, Titel I und IV) und die Anhänge zur 
Schlußakte betreffend diese Teile des Abkommens, einschließlich 
Rindfleisch, fallen. 

Im Falle eines positiven Beschlusses wird Namibia zu den 
Unterzeichnerstaaten des Abkommens gezählt, insbesondere, 
was die Ratifizierung und das Inkrafttreten des Abkommens anbe¬ 
langt. 

Artikel 365 

Vom Inkrafttreten des vorliegenden Abkommens an werden die 
dem Ministerrat durch das Dritte AKP-EWG-Abkommen übertra¬ 
genen Befugnisse soweit erforderlich urK) in Übereinstimmung mit 
den einschlägigen Bestimmungen des vorliegenden Abkommens 
von dem mit dem voriiegerxfen Abkommen eingesetzten Minister¬ 
rat ausgeübt. 

Artikel 366 

(1) Dieses Abkommen wird für einen Zeitraum von 10 Jahren, 
der am 1. März 1990 beginnL geschlossen. 

(2) Spätestens zwölf Monate vor Ablauf des ersten Fünfjahres¬ 
zeitraums unterrichten die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
zum einen und die AKP-Staaten zum anderen die jeweils andere 
Partei von den Bestimmungen dieses Abkommens, für die sie im 
Hinblick auf eine etwaige Änderung des Abkommens eine Revi¬ 
sion beantragen. Unbeschadet dieser Frist und für den Fall, daß 
eine Partei die Revision von Bestimmungen des Abkommens 
beantragt, verfügt die andere Vertragspartei über eine Frist von 
zwei Monaten, um die Ausdehnung dieser Revision auf weitere 
Bestimmungen zu beantragen, die im Zusammenhang mit denen 
stehen, für die der urspirüngliche Antrag gestellt wurde. 

Zehn Monate vor Ablauf dieses laufenden Fünfjahreszeitraums 
tretet] die Vertragsparteien in Verhandlungen ein, um die etwai¬ 
gen Ändeoingen an den Bestimmungen, die Gegenstand dieser 
Unterrichtung waren, zu prüfen. 
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Die Artikel 359 und 360 über den Abschluß, die Ratifizierung 
und das Inkrafttreten des Abkommens gelten auch für die auf 
diese Weise vorgenommenen Änderungen. 

Der Ministerrat trifft gegebenenfalls die bis zum Inkrafttreten der 
geänderten Bestimmungen erforderlichen Übergangsmaß¬ 
nahmen. 

(3) Achtzehn Monate vor Ablauf der Gesamtlaufzeit des 
Abkommens treten die Vertragsparteien in Verhandlungen ein, 
um die Bestimmungen zu prüfen, die in der Folge für die Bezie¬ 
hungen zwischen der Gemeirtschaft urtd den Mitgliedstaaten 
einerseits und den AKP-Staaten andererseits gelten sollen. 

Der Ministerrat trifft gegebenenfalls die bis zum Inkrafttreten 
des neuen Abkommens erforderlichen ÜbergangsmaÖnahmen. 

Artikel 367 

Dieses Abkommen kann von der Gemeinschaft gegenüber 
jedem AKP-Staat und von jedem AKP-Staat gegenüber der 


Gemeinschaft unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten 
gekündigt werden. 


Artikel 368 

Die diesem Abkommen beigefügten Protokolle sind Bestandteil 
desselben. 


Artikel 369 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut¬ 
scher, englischer, französischer, griechischer, natienischer, nle- 
dertändischer, portugiesischer urtd spanischer Sprache abgefaßt, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im 
Archiv des Sekretariats des Rates der Europäischen Gemein¬ 
schaften und beim Sekretariat der AKP-Staaten Nnterlegt; die 
Sekretariate übermitteln der Regierung jedes Unterzeichnerstaats 
eine beglaubigte Abschrift 
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Protokolle 


Finanzprotokoll 

Artikel 1 

(1) Für die im Dritten Teil Titel III des Abkommens genannten 
Zwecke der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanziernng 
beläuft sich der Gesamtbetrag der Finanzhilfe der Gemeinschaft 
für einen am 1. März 1990 beginnenden Zeitraum von fünf Jahren 
auf 12 Mrd. ECU. 

Dieser Betrag umfaßt 

a) 10,8 Mrd. ECU aus dem Fortds, davon 

i) für die in den Artikeln 220, 221 und 224 genannten 
Zwecke 7,995 Mrd. ECU in Form von Zuschüssen; hier¬ 
von wird ein Betrag von 1,15 Mrd. ECU zur Unterstützung 
der Strukturanpassungsmaßnahmen gewährt, der gemäß 
Artikel 281 Absatz 2 Buchstabe e kn Rahmen der lang¬ 
fristigen Entwiddurtgshilfe ergänzt werden karm; 

ii) für die in den Artikeln 220, 221 und 224 genannten 
Zwecke 825 Mio. ECU in Form von Risikokapital; 

iii) für die in den Artikeln 186 bis 212 genannten Zwecke 
1.5 Mrd. ECU in Form von Transfers zur Stabilisierung 
der Ausfuhrerlöse; 

iv) für die in den Artikeln 214 bis 219 genannten Zwecke 
480 Mio. ECU in Form von Zuschüssen für Sysmin; 

b) für die in den Artikeln 220, 221 und 224 genannten Zwecke bis 
zu 1,2 Mrd. ECU in Form von Darlehen der Bank, die diese 
aus Eigenmitteln nach Maßgabe ihrer Satzung gewährt. Für 
diese Darlehen gilt Artikel 235 betreffend die Zinsvergünsti¬ 
gungen. 

(2) Die Bank verwaltet die aus ihren eigenen Mitteln gewährten 
Darlehen, einschließlich der Zinsvergünstigungen, sowie das Risi¬ 
kokapital. Alle anderen Finanzmittel gemäß diesem Abkommen 
werden von der Kommission verwaltet. 

Artikel 2 

Für die Finanzierung der Hilfe gemäß den Artikeln 254 und 255 
wird folgendes vorgesehen: 

a) Im Rahmen des Betrags gemäß Artikel 1 Buchstabe a Ziffer i 
wird eine Sonderrückstellung von 350 Mio. ECU gebildet. 


wovon 250 Mio. ECU für die Hilfen gemäß Artikel 254 und 
100 Mio. ECU für die Hilfen gemäß Artikel 255 bestimmt sind. 

b) Ist die in einem der vorgenannten Artikel vorgesehene Son- 
derrückstellung vor Ablauf des Finanzprotokolls erschöpft, so 
sirvf Übertragungen der in dem anderen Artikel vorgesehenen 
Mittel zulässig. 

c) Bei Ablauf des Finanzprotokolls werden die für Soforthilfen 
und für Flüchtlings-, ROcksiedlungs- und Vertriebenenhilfen 
nicht gebundenen Mittel den Fonds wieder zugeführt und 
können zur Finanzierung anderer Maßnahmen, die in den 
Bereich der Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinarrzie- 
rung fallen, verwendet werden, sofern der Ministerrat nichts 
anderes beschließt. 

d) Ist die Sorrderrückstellung vor Ablauf des Finanzprotokolls 
erschöpft, so genehmigen die AKP-Staaten urxf die Gemein¬ 
schaft im Rahmen der zustärrdigen gemeinsamen Organe 
geeignete Maßnahmen, um bei Situationen im Sinne der 
Artikel 254 und 255 Abhilfe zu schaffen. 


Artikel 3 

(1) Von den gesamten gemäß Artikel 1 verfügbaren Finanzmit¬ 
teln werden 1.25 Mrd. ECU für die Finanzienjng von regionalen 
Vorhaben und Programmen der AKP-Staaten vorgemerkt. 

(2) Aus den gemäß diesem Artikel 3 vorgemerkten Beträgen 
trägt die Gemeinschaft bei 

i) zur Finanzierung des Haushalts des Zentrums für industrielle 
Entwicklung mit einer gesonderten Rückstellung von höch¬ 
stens 60 Mio. ECU; 

ii) zu den in Anhang LXVIll genannten Zielen einen Betrag von 
höchstens 3 Mio. ECU; 

iii) zur Finanzienjng von regionalen Programmen zur Entwick¬ 
lung des Handels gemäß Artikel 138 einen Richtbetrag von 
70 Mio. ECU. 


Artikel 4 

Für den zweiten Fünfjahreszeitraum dieses Abkommens wird 
ein rteues Finanzprotokoll geschlossen. 
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Protokoll Nr. 1 

über die Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


TKel I 

Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren“ 

Artikel 1 

Ursprungskriterien 

Zur Anwendung der handelspolitischen Bestimmungen des 
Abkommerts gilt ein Erzeugnis als Ursprungsware der AKP-Staa- 
ten, wenn es in diesen Staaten entweder vollstärxltg hergestelit 
oder gewonnen oder in ausreichendem Maße be- oder verarbeitet 
worden ist. 

Artikel 2 

Vollständig hergestelite bzw. gewonnerte Erzeugnisse 

(1) Als in den AKP-Staaten, In der Gemeinschaft oder in den in 
AnWtg III aufgefOhrten, nachstehertd ÜLG gertannten Obersee- 

ischen Ländern und Gebieten vollständig hergestelite bzw. ge¬ 
wonnene Erzeugnisse gelten; 

a) dort aus dem Boden oder dem Meeresgrund gewonnene 
mineralische Stoffe; 

b) dort geerntete pflanzHche Erzeugnisse; 

c) dort geborene und aufgezogene lebertde Tiere; 

d) Erzeugnisse von dort gehaltenen lebenden Tieren; 

e) Erzeugnisse der dort betriebenen Jagd und Fischerei; 

f) Erzeugnisse der Seefischerei und andere von ihren Schiffen 
aus der See gewonnene Erzeugnisse; 

g) Erzeugnisse, die an Bord ihrer Fabrikschiffe ausschließlich 
aus den unter Buchstabe f genannten Erzeugnissen herge¬ 
stellt werden; 

h) dort gesammelte Altwaren, die nur zur Gewinnung von Roh¬ 
stoffen verwendet werden können; 

i) Abfälle, die bei einer dort ausgeübten Produktionstätigkeit 
anfallen; 

j) Waren, die dort ausschließlich aus Erzeugnissen gemäß den 
Buchstaben a bis i hergestellt werden. 

(2) Der Ausdruck »ihre Schiffe“ in Absatz 1 Buchstabe I ist nur 
anwendbar auf Schiffe, 

- die in einem MitgliedstaaL einem AKP-Staat oder einem ÜLG 
im Schiffsregister eingetragen oder dort angemeldet sind; 

- die die Flagge eines Mitgliedstaats, eines AKP-Staats oder 
eines ÜLG führen; 

- die mindestens zur Hälfte Eigentum von Staatsangehörigen 
von an dem Abkommen beteiligten Staaten oder eines ÜLG 
oder einer Gesellschaft sind, deren Hauplsitz in einem dieser 
Staaten oder ÜLG gelegen ist, bei der der oder die Geschäfts¬ 
führer, der Vorsitzende des Verwaltungsrats oder des Auf¬ 
sichtsrats und die Mehrheit der Mitglieder dieser Gremien 
Staatsangehörige der an diesem Abkommen beteiligten Staa¬ 
ten oder eines ÜLG sind und im Falle von Personengesell¬ 
schaften oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung das 
Gesellschaftskapital außerdem mindestens zur Hälfte an dem 
Abkommen beteiligten Staaten, öffentlich-rechtlichen Körper¬ 
schaften oder Staatsangehörigen solcher Staaten oder eines 
ÜLG gehört; 

- deren Besatzung, einschließlich der Offiziere und des Kapitäns, 
zu mindestens 50% aus Staatsangehörigen der an dem 
Abkommen beteiligten Staaten oder eines ÜLG besteht. 


(3) Ungeachtet des Absatzes 2 kann ein AKP-Staat, wenn er 
der Gemeinschaft die Möglichkeit zur Aushandlung eines Fische¬ 
reiabkommens anbietet, die Gemeinschaft dieses Angebot jedoch 
nicht annimmL Drtttlandschiffe zum Fischfang in seiner aus¬ 
schließlichen Wirtschaftszone chartern oder leasen und beantra¬ 
gen, daß diese Schiffe im Sinne dieses Artikels als »seine Schiffe“ 
behandelt werden. 

Die Gemeinschaft erkennt die von einem AKP-Staat gecharter- 
lert oder geleasten Schiffe als „seine Schiffe“ an, sofern 

- die Gemeinschaft die Möglichkeit zur Aushandlurrg eines 
Fischereiabkommens mit dem betreffenden AKP-Staat nicht 
genutzt hat; 

- die Besatzung, einschließlich der Offiziere und des Kapitäns, 
zu mindesterts 50% aus Staatsangehörigen der an dem 
Abkommen beteiligten Staaten oder eines ÜLG besteht; 

- die Kommission den Charter- oder Leasingvertrag als Gewähr 
dafür akzeptiert hat, daß er ausreichende Möglichkeiten zur 
Entwicklung der Fischlangtätigkeit auf eigene Rechnung bietet 
und der AKP-Seite insbesondere die Verantwortung für die 
nautische und kommerzielle Verwaltung des ihm für einen 
nennenswerten Zeitraum zur Verfügung gestellten Schiffs 
überträgt. 

(4) Die Begriffe ,AKP-Staaten“, »Gemeinschaft“ und „ÜLG“ 
umfassen auch deren Hoheitsgewässer. 

Die auf See befindlichen Schiffe einschließlich der Fabrik¬ 
schiffe, auf denen ihre Fischfangerzeugnisse be- oder verarbeitet 
werden, gelten als Teil des Gebietes des oder der AKP-Staaten, 
der Gemeinschaft oder der ÜLG, denen sie gehören, sofern sie 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen. 

Artikel 3 

In ausreichendem Maße verarbeitete Erzeugnisse 

(1) Für die Anwendung des Artikels 1 gelten vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 Vormaterialien ohne Ursprungseigenschatt als 
ausreicherxj be- oder verarbeitet, wenn das hergestellte Erzeug¬ 
nis unter einem anderen als dem Code einzureihen ist, unter den 
jedes einzelne bei der Herstellung verwendete Vormaterial ohne 
Ursprungseigenschatt einzureihen ist. 

Unter den in diesem Protokoll verwendeten Begriffen „Kapitel“ 
und »Codes“ sind die Kapitel und die vierstelligen Codes der 
Nomenklatur des Harmonisierten Systems zur Bezeichnung und 
Codierung der Waren, im folgenden als „Harmonisiertes System“ 
bezeichneL zu verstehen. 

Unter dem Begriff „einreihen“ ist die Einreihung von Erzeugnis¬ 
sen oder Vormaterialien unter einem bestimmten Code zu ver¬ 
stehen. 

(2) Bei einem in den Spalten 1 und 2 der Liste des Anhangs II 
genannten Erzeugnis müssen anstelle der Bestimmung des 
Absatzes 1 die für dieses Erzeugnis in der Spalte 3 festgelegten 
Bedingungen erfüllt werden. 

a) Wird in der Liste des Anhangs II zur Feststellung der 
Ursprungseigenschaft eines in einem AKP-Staat hergestellten 
Erzeugnisses eine Prozentregel angewandt, so muß der auf¬ 
grund der Be- oder Verarbeitungen hinzugefügte Wert dem 
Preis ab Werk dieses Erzeugnisses abzüglich des Zollwerts 
der in die Gemeinschaft, in die AKP-Staaten oder in die ÜLG 
eingeführten Vormaterialien entsprechen. 

b) Unter dem Begriff „Wert“ in der Liste des Anhangs II ist der 
Zoltwert der verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungs- 
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eigenschaft zum Zeitpunkt ihrer Einfuhr oder, wenn der Zoll- 
wert nicht bekannt ist oder nicht festgestellt werden kann, der 
erste feststellbare Preis, der im betreffenden Land für die Vor¬ 
materialien gezahlt wird, zu verstehen. 

Wenn der Wert von verwendeten Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft bestimmt werden muß, ist Unterabsatz 1 
sinngemäß anzuwenden. 

c) Unter dem Begriff .Preis ab Weck* in der Liste des Anhangs 11 
ist der Preis zu verstehen, der dem Hersteller gezahlt wird, in 
dessen Unternehmen die letzte Be- oder Verarbeitung durch- 
geführt worden ist, sofern dieser Preis den Wert allen verwen¬ 
deten Vormaterials umfaBL abzüglich aller internen Abgaben, 
die erstattet werden oder erstattet werden können, wertn das 
hergestellte Erzeugnis ausgeführt wird. 

d) Als .Zollwert* gilt der Wert, wie er in dem am 15. Dezember 
1950 in Brüssel Unterzeichneten Abkommen über den Zollwert 
der Waren festgelegt ist 

(3) Zur Anwendung der Absätze 1 und 2 gelten ohne Rücksicht 
darauf, ob ein Wechsel der Position stattgefunden haL folgende 
Be- oder Verarbeitungen als reicht ausreicherxi, um die Ur¬ 
sprungseigenschaft zu verleiten: 

a) Beharxllungen, die dazu bestimmt sind, die Ware währerKl 
des Transports rxfer der Lagerung in ihrem Zustarxf zu erhal¬ 
ten (Lüften, Ausbreiten, Trocknen, Kühlen, Einlegen in Salz¬ 
lake oder in Wasser mit Schwefel oder mit einem Zusatz von 
anderen Stoffen, Entfernen verdorbener Teile und ähnliche 
Behandlungen); 

b) einfaches Entstauben, Sieben, AussocKiem, Eirxxdnen, Sor¬ 
tieren (einschließlich des Zusammerrstellens von Sortimen¬ 
ten), Waschen, Anstreichen, Zerschneiden; 

c) i) Auswechseln von Umschließungen, Teilen oder Zusam¬ 

menstellen von Packstücken; 

ii) einfaches Abfüllen in Flaschen, Fläschchen, Säcke, Etuis, 
Schachteln, Befestigen auf Brettchen usw. sowie alle 
anderen einfachen Behandlungen zur verkaufsmäßigen 
Aufmachung; 

d) Anbringen von Warenmarken, Etiketten oder anderen glei¬ 
chartigen Unterscheidungszeichen auf den Erzeugnissen 
selbst oder auf ihren Umschließungen; 

e) i) einfaches Mischen von Erzeugnissen der gleichen Art, 

wenn ein oder mehrere Bestarrdteile der Mischung nicht 
die im Protokoll festgelegten Voraussetzungen erfüllen, 
um als Ursprungsware eines AKP-Staats, der Gemein¬ 
schaft oder eines ÜLG zu gelten; 

ii) einfaches Mischen von Erzeugnissen verschiedener Art, 
sofern nicht ein oder mehrere Bestandteile die in diesem 
Protokoll festgelegten Voraussetzungen erfüllen, um als 
Ursprungswaren eines AKP-Staats, der Gemeinschaft 
oder eines ÜLG zu gelten, utkI sofern dieser Bestarxlteil 
bzw. diese Bestarxfteae zur Bestimmung der wesentlichen 
Beschaffenheitsmerkmale des fertigen Erzeugnisses bei¬ 
tragen; 

f) einfaches Zusammenfügen von Teilen von Artikeln zu einem 
vollständigen Artikel; 

g) Kumulierung von zwei oder mehr der unter den Buchstaben a 
bis f genannten Behandlungen; 

h) Schlachten von Tieren. 

Artikel 4 

Neutrale Elemente 

Bei der Feststellung, ob ein Erzeugnis eine Urspnjngsware der 
AKP-Staaten, der Gemeinschaft oder eines ÜLG isL wird nicht 
geprüft, ob elektrische Energie, Brennstoffe, Anlagen und Ausrü¬ 
stung, Maschinen und Werkzeuge, die zur Herstellung der ferti¬ 
gen Ware verwendet wurden, oder die bei der Herstellung ver¬ 
wendeten, aber nicht in die endgültige Zusammensetzung der 


Waren eingehenden Vormaterialien und Erzeugnisse ihren Ur¬ 
sprung in Drittländern haben. 

Artikel 5 
Werttoleranz 

Ungeachtet des Artikels 3 Absätze 1 und 2 urxj vorbehaltlich 
der Bestimmungen gemäß Anhang 1 Arwnerkung 4 Nummer 4 
körtnen Erzeugnisse ohne Ursprungseigenschaft bei der Herstel¬ 
lung eines bestimmten Erzeugnisses verwendet werden, sofern 
ihr Wert 10% des Wertes ab Werk nicht übersteigt. 

Artikel 6 
Kumulierurtg 

(1) Zur Anwendung von Titel I gelten die AKP-Staaten als ein 
GebieL 

(2) Wenn vollständig in der Gemeinschaft oder in den ÜLG 
hergestellte bzw. gewonnene Erzeugnisse in den AKP-Staaten 
be- oder verarbeitet werden, gehen sie als vollständig in den AKP- 
Staaten hergestellt. 

(3) Die in der Gemeirtschaft oder in den ÜLG vorgetKxnmenen 
Be- oder Verarbeitungen gelten als in den AKP-Staaten vorge- 
rxxnmen, wenn die hergestellten Vormaterianen später in den 

AKP-Staaten be- oder verarbeitet werden. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für jede in den AKP-Staater. 
vorgenommene Be- oder Verarbeitung, einschließlich der in Arti¬ 
kel 3 Absatz 3 genannten Behandlungen. 

Artikel 7 

Zuerkennung der Ursprungseigenschaft 

Ursprungswaren, die aus in zwei oder mehr AKP-Staaten voll¬ 
ständig hergestellten bzw. gewonnenen oder in ausreichendem 
Maße verarbeiteten Vormaterialien bestehen, gelten als 
Ursprungswaren des AKP-Staates, in dem die letzte Be- oder 
Verarbeitung stattgefunden hat, sofern diese Be- oder Verarbei¬ 
tung über die in Artikel 3 Absatz 3 Buchstaben a, b, c und d 
genannten nicht ausreichenden Behandlungen oder die Kumulie¬ 
rung mehrerer dieser Behandlungen hinausgeht. 

Artikel 8 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeug 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit Geräten, Maschi¬ 
nen oder Fahrzeugen geliefert werden, werden mit diesen zusam¬ 
men als Einheit angesehen, wenn sie als Bestandteil der Normal¬ 
ausrüstung in deren Preis enthalten sind oder nicht gesondert in 
Rechnung gestellt werden. 

Artikel 9 

Warenzusammenstellungen 

Warenzusammenstellungen im Sinne der Allgemeinen Vor¬ 
schrift 3 des Harmonisierten Systems gelten als Ursprungswaren, 
wenn alle dazugehörigen Artikel Ursprur>gswaren sirxf. Jedoch gilt 
eine Warenzusammenstellung aus Ursprungsartikeln und Artikeln 
ohne Ursprungseigenschaft insgesamt als Ursprungsware, sofern 
der Wert der Artikel ohne Ursprungseigenschaft 15% des Preises 
ab Werk der Warenzusammenstellung nicht überschreitet. 

Artikel 10 

Unmittelbare Beförderung 

(1) Die im Rahmen der handelspolitischen Bestimmungen des 
Abkommens vorgeseherte Präferenzregelurtg gilt allein für die 
Erzeugnisse und Vormaterianen, die zwischen dem Gebiet der 
AKP-Staaten, der Gemeinschaft oder der ÜLG befördert werden, 
ohne dabei ein anderes Gebiet zu berühren. Jedoch kann die 
Beförderung von Waren, die eine einzige Sendung bilden, unter 
Durchfuhr durch andere Gebiete als die der AKP-Staaten, der 
Gemeinschaft oder der ÜLG, gegebenenfalls auch mit einer 
Umladung oder vorübergehenden Einlagerung in diesen Gebieten 
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erfolgen, sofern die Waren unter der zollamtlichen Überwachung 
der Behörden des Durchfuhr- oder Einlagerungsslaates verblei¬ 
ben und dort nur ent- und verladen worden sind oder eine auf die 
Erhaltung ihres Zustands gerichtete Behandlung erfahren haben. 

(2) Der Nachweis, daß die in Absatz 1 genannten Vorausset¬ 
zungen erfüllt sind, ist erbracht, wenn den zuständigen Zollbehör¬ 
den folgendes vorgelegt wird: 

a) ein einziges, in dem begünstigten Ausfuhrland ausgestelltes 
durchgehendes Frachtpapier, mit dem die Beförderung durch 
das Durchfuhrl^lnd erfolgt ist, 

b) oder eine von den Zollbehörden des Durchfuhrfands ausge¬ 
stellte Bescheinigung mit folgenden Angaben; 

- genaue Warenbeschreibung, 

- Zeitpunkt des Ent- urxl Wiederverladens der Waren, gege¬ 
benenfalls unter Angabe der benutzten Schiffe, 

- die Bescheinigung über die Bedingungen, unter denen 
sich die Waren im Durchfuhrlarxi aufgehalten haben, 

c) oder, falls die vorgenannten Papiere nicht vorhanden sind, 
eine sonstige beweiskräftige Unterlage. 

Artikel 11 

Territoriale Kontinuität 

Die in Titel I für den Erwerb der Ursprungseigenschaft vorgese¬ 
henen Bedingungen müssen ohne Unterbrechnung in der 
Gemeinschaft, in den AKP-Staaten oder in den ULG erfüllt 
werden. 

Ursprurrgswaren, die aus der Gemeinschaft, aus den AKP- 
Staaten oder aus den ÜLG in ein arxieres Land ausgeführt 
wurden, gelten bei ihrer Wiedereinfuhr als Waren ohne 
Ursprungseigenschaft, es sei denn, es kann den Zollbehörden 
glaubhaft dargelegt werden, 

- daß die wiedereingeführten Waren dieselben wie die ausge¬ 
führten Waren sind und 

- daß sie während ihres Aufenthalts in dem betreffenden Land 
oder während der Ausfuhr keine Behandlung erfahren haben, 
die über das zur Erhaltung ihres Zustandes erforderliche Maß 
hinausgeht. 

Titel II 

Nachweis der Ursprungseigenschaft 

Artikel 12 

Warenverkehrsbescheinigurtg EUR.1 

(1) Der Nachweis, daß Waren die Ursprungseigenschaft im 
Sinne dieses Protokolls besitzen, wird durch eine Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 erbracht, deren Muster in Anhang IV wie¬ 
dergegeben ist. 

(2) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 darf nur ausge¬ 
stellt werden, wenn sie als Urkunde zur Anwerxfung des Abkom¬ 
mens dienen soll. 

(3) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers ausgestellt. Dieser Antrag 
wird auf dem Formblatt nach dem Muster in Anhang IV gestellt 
und gemäß diesem Protokoll ausgefülft. 

Die Anträge auf Warenverkehrsbescheinigungen sirxl von den 
Zollbehörden des Ausfuhtlarxls mindestens drei Jahre lang aufzu¬ 
bewahren. 

(4) Die Ausstellurtg einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
ist unter der Verantwortlichkeit des Ausführers von diesem oder 
von seinem bevollmächtigten Vertreter zu beantragen. 

(5) Der Ausführer oder sein Vertreter fügt dem Antrag alle 
zweckdienlichen Unterlagen zum Nachweis dafür bei, daß für die 
Ausfuhrwaren eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausge¬ 
stellt werden kann. 


(6) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den Zoll¬ 
behörden des AKP-Ausfuhrstaats ausgestellt, wenn die Waren als 
Ursprungswaren im Sinne dieses Protokolls angesehen werden 
können. 

(7) Die Zollbehörden können zur Prüfung, ob die in Absatz 6 
genannten Voraussetzungen erfüllt sirxl, alle Beweismittel verlan¬ 
gen oder alle Kontrollmaßnahmen durchführen, die ihnen zweck¬ 
dienlich erscheinen. 

(8) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats achten darauf, daß die 
in Absatz 1 erwähnten Formblätter ordnungsgemäß ausgefüllt 
werden. Sie überprüfen insbesorxlere, ob die Angaben im Feld 
.Warenbezeichnung" so eingetragen sirxl, daß jede Möglichkeit 
eines mißbräuchlichen Zusatzes ausgeschlossen ist. Zu diesem 
Zweck ist die Warenbezeichnung ohne Zeilenzwischenraum ein¬ 
zutragen. Ist das Feld nicht voHstärxlig ausgefülH, so ist unter der 
letzten Zeile ein waagerechter Strich zu ziehen urxl der nichtaus- 
gelüllte Teil durchzustreichen. 

(9) In dem von der Zollbehörde auszufüllerxlen Teil der Waren¬ 
verkehrsbescheinigung ist der Zeitpunkt der Ausstellung der 
Bescheinigung anzugeben. 

(10) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird bei der Aus¬ 
fuhr der Waren, auf die sie sich bezieht von den Zollbehörden des 
AKP-Ausfuhrstaats ausgesteitt Sie wird zur Verfügung des Aus¬ 
führers gehaKen, sobald die Ausfuhr tatsächlich erfolgt oder 
sichergestellt ist. 

Artikel 13 

Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

(1) Ausnahmsweise kann die Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 auch nach Ausfuhr der Waren, auf die sie sich bezieht, 
ausgestellt werden, wenn sie infolge eines Irrtums, unverschulde¬ 
ten Versehens oder besorxlerer Umstände bei der Ausfuhr nicht 
ausgestellt worden ist. 

(2) Bei Anwendung von Absatz 1 muß der Ausführer in dem 
Antrag 

- den Versandort und -tag der Waren angeben, auf die sich die 

Warenverkehrsbescheinigung bezieht, 

- bestätigen, daß bei der Ausfuhr der betreffenden Waren keine 

Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausgestellt worden ist; 

die Gründe hierfür sirxl anzugeben. 

(3) Die Zollbehörden dürfen eine Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 nachträglich erst ausstellen, nachdem sie geprüft haben, 
ob die Angaben im Antrag des Ausführers mit den entsprechen¬ 
den Unterlagen ubereinstimmen. 

Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigungen 
müssen folgerxle Vermerke tragen: 

.EXPEDIDO A POSTERIORI", .UDSTEDT EFTERFOL¬ 
GENDE", .NACHTRÄGLICH AUSGESTELLT“, .EKAOSEN EK 
TQN YZTEPON“, .ISSUED RETROSPECTIVELY", .DELIVRE 
A POSTERIORI", .RILASCIATO A POSTERIORI", .AFGEGE- 
VEN A POSTERIORI“, “EMITIDO A POSTERIORI“. 


Artikel 14 

Ausstellung eines EUR.1-Duplikats 

Bei Diebstahl, Verlust oder Vernichtung einer Warenverkehrs- 
bescheintgung EUR.1 kann der Ausführer bei den Zollbehörden, 
die sie ausgestellt haben, ein Duplikat beantragen, das anharxl 
der in ihrem Besitz befirxllichen Ausfuhrdokumente ausgefertigt 
wird. 

Dieses Duplikat wird mit einem der folgerxlen Vermerke ver¬ 
sehen: 

.DUPLICADO“, .DUPLIKAT“, .DUPLIKAT“, 

.ANTirPA<bO“, „DUPLICATE“, .DUPLICATA“, 

„DUPLICATO“, „DUPLICAAT“, „SEGUNDA VIA“. 
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Artikel 15 

Ersetzung von Bescheinigungen 

Eine oder mehrere Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 
können stets durch eine oder mehrere andere Bescheinigungen 
ersetzt werden, sofern der Austausch bei der Zollstelle vorgenom¬ 
men wird, bei der sich die Waren befinden. 

Artikel 16 

Geltungsdauer der Warenverkehrsbescheinigurtg EUR.1 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 muß inrterhalb 
einer Frist von zehn Monaten, nachdem sie durch die Zollbehörde 
des AKP-Ausfuhrstaats ausgestellt worden ist. der Zollstelle des 
Einfuhrstaats vorgelegt werden, bei der die Waren gestellt 
werden. 

(2) Die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1. die den Zollbe¬ 
hörden des Einfuhrstaats nach Ablauf der in Absatz 1 genannten 
Vorlagefrist vorgelegt werden, können zur Anwendung der Vor¬ 
zugsbehandlung angenommen werden, wenn die Frist aus Grün¬ 
den höherer Gewalt oder wegen außergewöhnlicher Umstände 
nicht eingehalten werden konnte. 

(3) In allen arxferen Fällen könrten die Zoltbehörden des Ein- 
fuhrstaats die Bescheinigungen anrtehmen, wenn ihnen die 
Waren vor Ablauf der Vorlagefrist gestellt worden sind. 

Artikel 17 
Transitverfahren 

Werden die Waren in einen AKP-Staat oder ein ÜLG verbracht, 
der bzw. das nicht das Urspmngsland ist, so beginnt eine neue 
Frist von zehn Monaten mit dem Zeitpunkt, an dem die Zollbehör¬ 
den des Durchfuhrlarxles in Feld 7 der Warenverkehrsbescheini¬ 
gung EUR.1 folgendes angebracht haben: 

- den Vermerk „Transit“; 

- den Namen des Durchfuhrlandes; 

- den amtlichen Stempel, dessen Abdruck der Kommission 
gemäß Artikel 25 vorab übermittelt wurde; 

- das Datum der genannten Bescheinigungen. 

Artikel 18 
Ausstellungen 

(1) Werden Waren aus einem AKP-Staat zu einer Ausstellung 
in einen anderen als einen AKP-Staat, einen Mitgliedstaat oder 
ein ÜLG versandt und nach der Ausstellung zur Einfuhr in die 
Gemeinschaft verkauft, so ist das Abkommen bei der Einfuhr auf 
sie anzuwenden, sofern sie die Voraussetzungen dieses Proto¬ 
kolls für die Anerkennung als Ursprungswaren eines AKP-Staats 
erfüllen und sofern den zuständigen Zollbehörden des Einfuhr¬ 
staates nachgewiesen wird, daß 

a) ein Ausführer diese Waren aus einem AKP-Staat in den Staat 
der Ausstellung gesandt ur>d dort ausgestellt hat, 

b) dieser Ausführer die Waren einem Empfänger in der Gemein¬ 
schaft verkauft oder überlassen hat, 

c) die Waren während oder unmittelbar nach der Ausstellung in 
die Gemeinschaft in dem Zustand versandt worden sind, in 
dem sie zur Ausstellung gesarxft wurden, 

d) die Waren von dem Zeitpunkt ab, an dem sie zur Ausstellung 
gesandt wurden, nicht zu anderen Zwecken als zur Vorfüh¬ 
rung auf dieser Ausstellung verarendet worden sind. 

(2) Den Zollbehörden ist eine Warenverkehrsbescheinigung 
unter den üblichen Voraussetzungen vorzulegen. In der Beschei¬ 
nigung sind Bezeichnung und Anschrift der Ausstellung anzuge¬ 
ben. Falls erforderlich, kann ein zusätzlicher schriftlicher Nach¬ 
weis über die Beschaffenheit der Waren und die Umstände ver¬ 
langt werden, unter denen sie ausgestellt worden sind. 


(3) Absatz 1 gilt für alle Ausstellungen, Messen und ähnlichen 
öffentlichen Veranstaltungen kommerzieller, industrieller, land¬ 
wirtschaftlicher oder handwerklicher Art, bei denen die Waren 
unter Zollüberwachung bleiben; ausgenommen sind Veranstal¬ 
tungen zu privaten Zwecken für den Verkauf ausländischer Waren 
in Läden oder Geschäftslokalen. 


Artikel 19 

Vorlage der Bescheinigurtgen 

Im Einfuhrstaat ist die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
den Zollbehörden rtach den dort gelterKfen Verfahrertsvorschriften 
vorzulegen. Diese Behörden können eine Übersetzung verlan¬ 
gen. Sie könrten außerdem verlangen, daß die Einfuhrzollanmel¬ 
dung durch eine Erklärurtg des EkifOhrers ergänzt wird, aus der 
hervorgehL daß die Waren die Voraussetzungen für die Anwen¬ 
dung des Abkommens erfüllen. 


Artikel 20 

Einfuhr im Rahmen von Teilsendungen 

Wird auf Antrag des Zollanmelders ein zerlegter oder nicht 
montierter Artikel der Kapitel 84 und 85 des Harmonisierten 
Systems gemäß den von den zuständigen Behörden festgelegten 
Bedingungen in Teilsendungen eingeführt, so wird er als eine 
einzige Ware betrachtet, und es kann bei der Einfuhr der ersten 
Teilsendung eine Warenverkehrsbescheinigung für den vollstän¬ 
digen Artikel vorgelegt werden. 


Artikel 21 
Formblatt EUR.2 

(1) Ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 12 wird der 
Nachweis, daß Waren, die mit der Post versandt werden (ein¬ 
schließlich Postpakete), die Ursprungseigenschaft im Sinne die¬ 
ses Protokolls besitzen -, soweit es sich um Sendungen handett, 
die ausschließlich Ursprungswaren enthalten, deren Wert je Sen¬ 
dung 2 820 ECU nicht überschreiten - durch ein vom Ausführer 
ausgefülltes Fonnblatt EUR.2 erbracht, dessen Muster in Anhang 
V wiedergegeben ist. 

(2) Bis 30. April 1991 entspricht die in der nationalen Währung 
eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft anzuwendende ECU dem 
Gegenwert der ECU in der nationalen Währung dieses Staates 
am 1. Oktober 1988. Für jeden weiteren Zeitraum von zwei Jahren 
entspricht sie dem Gegenwert der ECU in der nationalen Wäh- 
rurtg dieses Staates am ersten Werktag im Oktober des Jahres, 
das diesem Zeitraum von zwei Jahren vorangegangen ist 

(3) Zu Beginn jedes weiteren Zeitraums von zwei Jahren kön¬ 
nen von der Gemeinschaft erforderlichenfalls berichtigte Beträge 
eingeführt werden, die die in diesem Artikel und in Artikel 22 
Absatz 2 in ECU ausgedrückten Beträge ersetzen und dem 
Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen von der Gemein¬ 
schaft spätestens einen Monat vor ihrem Inkrafttreten zu notifizie¬ 
ren sind. Diese Beträge sind in jedem Fan so festzusetzen, daß 
sich der in der nationalen Währung eines Mitgliedstaats ausge¬ 
drückte Wert der Begrenzung nicht verringert 

(4) Ist die Rechnung für eine Ware in der Währung eines 
anderen Mitgliedstaats ausgestellt so erkennt der Bnfuhrstaat 
den von'dem betreffenden Staat angegebenen Betrag an. 

(5) Für jede Postsendung ist ein Formblatt EUR.2 auszustellen. 
Nach Ausfüllung und Unterzeichnung des Formblatts heftet es der 
Ausführer bei Paketpostsendungen an die Paketkarte an. Beim 
Versand mit der Briefpost legt der Ausführer das Formblatt in die 
Sendung. 

(6) Diese Bestimmungen befreien die Ausführer nicht von der 
Erfüllur^g aller sonstigen durch Zoll- oder Postvorschriften festge¬ 
legten Förmlichkeiten. 
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Artikel 22 

Ausnahmen vom Ursprungsnachweis 

(1) Waren, die in Kleinsendungen an Privatpersonen verschickt 
werden oder die sich im persönlichen Gepäck von Reisernlen 
befinden, werden ohne Vorlage einer Warenverkehrsbescheini¬ 
gung EUR.1 oder ohne Ausfüllung eines Fonnblatfs EUR.2 als 
Urspiungswaren angesehen, sofern es sich um Einfuhren hart- 
dett, denen keirte kommerziellen Erwägungen zugrunde Regen, 
und angemeWef wird, daß sie den Voraussetzungen für die 
Anwendung dieser Bestimmungen entsprechen, wobei an der 
Richtigkeit dieser Erklärung kein Zweifel bestehen darf. 

(2) Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten solche, die 
gelegentlich erfolgen und die ausschließlich aus Waren bestehen, 
die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der Empfänger oder 
Reisetxfen oder zum Ge- oder Verbrauch in deren Haushalt 
bestimmt sind, und sofern auch weder die Beschaffenhert rxxrfi 
die Menge vermuten lassen, daß die Einfuhr aus geschäftlichen 
Gründen erfolgt. 

Außerdem darf der Gesamtwert der Waren bei Kleinsendungen 
200 ECU und bei den im persönlichen Gep)äck von Reisenden 
enthaltenen Waren 565 ECU nicht überschreiten. 

Artikel 23 

Informationsverfahren für Kumulierungszwecke 

(1) Bei Anwendung von Artikel 6 berücksichtigt bei der Ausstel¬ 
lung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 die zuständige 
Zollstelle des AKP-Staats, in dem eine solche Bescheinigung für 
Waren beantragt wird, bei deren Herstellung Vormaterialien mit 
Herkunft aus anderen AKP-Staaten, aus der Gemeinschaft oder 
aus den ÜLG verwendet wurden, eine Erklärung, deren Muster in 
Anhang VI A bzw. B wiedergegeben ist; diese Erklärung wird vom 
Ausführer des Herkunftsstaates oder des Herkunfts-ÜLG ent¬ 
weder auf der Handelsrechnung für diese Vormaterialien oder in 
einer Anlage zu dieser Rechnung gegeben, 

(2) Der Lieferant gibt für jede Vormaterialsendung entweder auf 
der Handelsrechnung für die Sendung oder in einer Anlage zu 
dieser Rechnung oder aber auf einem Lieferschein oder jed¬ 
wedem Handelsdokument, das diese Sendung betrifft und eine 
zur Feststellung der Nämlichkeit der betreffenden Vormaterialien 
hinreichend detaillierte Beschreibung aufweist, eine gesonderte 
Lieferantenerklärung ab. 

(3) Die Lieferantenerklärung zu Vormaterialien mit Präferenz¬ 
ursprung erfolgt in der in Anhang VI A vorgesehenen Form. 

(4) Die Lieferantenerklärung zu Vormaterialien ohne Präferenz¬ 
ursprung, die in den AKP-Staaten, den ÜLG oder in der Gemein¬ 
schaft be- oder verarbeitet worden sind, erfolgt in der in An¬ 
hang VI B vorgesehenen Form. 

(5) Die Lieferantenerklärung kann auf einem vorgedruckten 
Formblatt erfolgen. 

(6) Die Lieferantenerklärung wird von Harxf unterzeichnet. Wor¬ 
den die Rechnung und die Erklärung des Lieferanten jedoch mit 
Computer erstellt, so braucht die Lieferantenerklärung nicht unbe¬ 
dingt von Hand unterzeichnet zu sein, sofern der verantwortliche 
Angestellte der Liefergesellschaft für die Zollbehörden des Staa¬ 
tes, in dem die üeferantenerklärungen erstellt werden, hinrei¬ 
chend idenlifizierbar ist. Die genannten Behörden können Bedin¬ 
gungen für die Anwendung dieses Absatzes festlegen. 

(7) Die Lieferantenerklärungen und die Auskunftsblätter, die vor 
Inkrafttreten dieses Protokolls nach Maßgabe der Artikel 20 und 
21 des Protokolls Nr. 1 des Dritten AKP-EWG-Abkommens aus¬ 
gestellt worden sind, behalten ihre Gültigkeit. 

Artikel 24 
Abweichungen 

Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den Angaben in der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1, dem Formblatt EUR.2 oder 
den Lieferantenerklärungen gemäß Artikel 23 und den Angaben in 


den Untertagen, die den Zollbehörden zur Erfüllung der Einfuhr¬ 
förmlichkeiten für die Waren vorgelegt werden, wird die Beschei¬ 
nigung nicht allein dadurch nichtig, sofern einwandfrei nachgewie¬ 
sen wird, daß die Bescheinigung EUR.1, das Formblatt EUR.2 
oder die Lieferantenerklärung sich auf die gestellten Waren be¬ 
ziehen. 

THel III 

Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
Artikel 25 

Übermittlung von Stempelabdrucken 

Die AKP-Staaten übermitteln der Kommisskxt die Abdnjcke der 
verwendeten Stempel sowie die Anschriften der für die Ausstel- 
lurrg der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 und die nach¬ 
trägliche Prüfung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 und 
der Formblätter EUR.2 zuständigen Zollstellen. 

Die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 und die Formblät¬ 
ter EUR.2 werden zum Zwecke der Vorzugsbeharxflung ab dem 
Tag angenommen, an dem die Kommission diese Angaben 
erhält 

Die Kommission leitet diese Angaben an die Zollbehörden der 

Milgliedstaaten weiter. 

Die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 und die Formblät¬ 
ter EUR.2, die den Zollbehörden des Einfuhrstaates vor diesem 
Zeitpunkt vorgelegt werden, werden nach den gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften angenommen. 

Artikel 26 

Prüfung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 
und der Formblätter EUR.2 

(1) Die nachträgliche Prüfung der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 oder der Formblätter EUR.2 erfolgt stichprobenweise; 
sie wird immer dann vorgenommen, wenn die Zollbehörden des 
Einfuhrstaats begründete Zweifel an der Echtheit des Dokuments 
oder an der Richtigkeit der Angaben über den tatsächlichen 
Ursprung der betreffenden Ware haben. 

(2) Um die ordnungsgemäße Anwendung dieses Protokolls zu 
gewährleisten, leisten die Mitgliedstaaten, die ÜLG und die AKP- 
Staaten einander durch ihre Zollverwaltungen Amtshilfe bei der 
Prüfung der Echtheit der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1, 
der Richtigkeit der Angaben über den tatsächlichen Ursprung der 
betreffenden Waren, der Erklärungen der-Ausführer auf den 
Formblättern EUR.2 und der Echtheit und Ordnungsmäßigkeit der 
in Artikel 27 Absatz 2 genannten Auskunftsblätter. 

Die befragten Behörden erteilen alle zweckdienlichen Aus¬ 
künfte über die Voraussetzungen, unter denen die Ware herge- 
stellt worden ist urxl geben dabei insbesorxtere die Vorausset¬ 
zungen an, unter denen die Ursprungsregeln in den verschiede¬ 
nen AKP-Staaten, Mitgliedstaaten oder ÜLG beachtet worden 
sind. 

(3) Wenden die Zollbehörden des Einfuhrstaats bis zum Ein¬ 
gang des Ergebnisses der Nachprüfung das Abkommen nicht an, 
so können sie dem Einführer vorbehaltlich der für notwendig 
erachteten Sicherungsmaßnahmen die Waren freigeben. 

(4) Zur Anwendung von Absatz 1 senden die Zollbehörden des 
Einfuhrstaats die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder das 
Formblatt EUR.2 oder eine Fotokopie dieser Bescheinigung oder 
dieses Formblatts an die Zollbehörden des Ausfuhrstaats zurück 
und nennen dabei gegebenenfalls die sachlichen oder formalen 
Gründe, die eine Untersuchung rechtfertigen. Sie fügen der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder dem Formblatt EUR.2 
die zweckdienlichen Handelsdokumente oder eine Abschrift die¬ 
ser Dokumente bei und teilen alle bekannten Umstände mit, die 
auf die Unrichtigkeit der Angaben in der Warenverkehrsbescheini¬ 
gung oder im Formblatt schließen lassen. 
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(5) Das Ergebnis der nachträglichen Prüfung ist den Zollbehör¬ 
den des Einfuhrstaats innerhalb einer Frist von höchstens sechs 
Monaten mitzuleilen. Anhand des Ergebnisses muß sich feststel¬ 
len lassen, ob die beanstandete Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 oder das beeinstandete Formblatt EUR.2 für die tatsächlich 
ausgeführten Waren gilt und ob auf diese Waren wirklich die 
Vorzugsbehartdiung Anwendung finden kann. 

(6) Lassen die Prüfungsorgeboisse oder artdere verfügbare 
Informationen vermuten, daß die Bestimmungen dieses Protokolls 
nicht eingohatten wurden, so nimmt der AKP-Staat von sich aus 
oder auf Antrag der Gemeinschaft die erforderlichen Untersu¬ 
chungen vor oder trifft die entsprechenden Vorkehrurtgen dafür, 
daß diese Untersuchungen mit der gebotenen Dringlichkeit durch¬ 
geführt werden, damit derartige Übertretungen aufgedeckt wer¬ 
den und ihnen zuvorgekomnten werden kann; der betreffende 
AKP-Staat kann hierzu die Gemeinschaft ersuchen, an diesen 
Untersuchungen mitzuwirken. 

Lassen die Prüfungsergebnisse oder artdere verfügbare Infor¬ 
mationen vermuten, daß die Bestimmungen dieses Protokolls 
nicht eingehalten würden, müssen zunächst die in diesem Proto¬ 
koll vorgesehenen und gegebenenfalls eingeleiteten Amlshilfe- 
verfahren - einschfießkch irtsbesondere des OberprOfungsverfah- 
rens - abgeschlossen sein, bevor den Waren die Ursprungseigerv 
schaft im Sinne des Protokolls Nr. 1 zuerkannt werden kann. 

(7) Beanstandurtgen, welche die Zollbehörden des Einfuhr¬ 
staats und des Ausfuhrstaats nicht klären können oder die Fragen 
der Auslegung dieses Protokolls aufwerlen, werden dem in Arti¬ 
kel 30 vorgeseherten Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwe¬ 
sen vorgelegL 

(8) Die Regelung von Streitfällen zwischen dem Einführer urtd 
den Zollbehörden des Einfuhrstaafs unterliegt stets dessen Recht. 

Artikel 27 

Überprüfung der Ueferantenerklärung 

(1) Die Überprüfung der Ueferantenerklärung erfolgt stichpro¬ 
benweise oder dann, wenn die Zollbehörden des Einfuhrslaats 
begründete Zweifel an der Echtheit des Dokuments oder an der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Angaben Ober den tatsäch¬ 
lichen Ursprung der betreffenden Ware haben. 

(2) Die mit einer Ueferantenerklärung befaßten Zollbehörden 
können die Zollbehörden des Staates, in dem die Erklärung 
vorgelegl wurde, um ein nach dem Muster des Anhangs VII 
dieses Protokolls ausgestelltes Auskunftsblatt ersuchen. Oder sie 
können vom Ausführer veriangen, daß er ein Auskunftsblatt vor¬ 
legt, das von den Zollbehörden des Staates ausgestellt wurde, in 
dem die Erklärung abgegeben wurde. 

Die Zollstelle, die das Auskunftsblatt ausgestellt hat, bewahrt 
hiervon mindestens zwei Jahre lang eine Ausfertigung auf. 

(3) Die Zollbehörden des Einfuhrstaates sind über die Ergeb¬ 
nisse der Überprüfung so bald wie möglich zu unterrichten. In der 
Antwort ist eindeutig anzugeben, ob die Erklärung zur Eigenschaft 
der Waren zutrifft oder nicht. 

(4) Zu Kontrollzwecken haben die Lieferanten eine Kopie des 
die Erklärung enthaltenden Dokuments sowie jedwede Unterlage 
zum Nachweis der tatsächlichen Eigenschaft der Waren minde¬ 
stens zwei Jahre lang aufzubewahren. 

(5) Oie Zollbehörden des Staates, in dem die Ueferantenerklä¬ 
rung abgegeben wurde, können jedweden Nachweis verlangen 
urto sämtliche Kontrollen durchführen, die sie zur Überprüfung der 
Richtigkeit der Ueferantenerklärung als zweckdienlich erachten. 

(6) Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 oder Formblätter 
EUR.2, die auf der Grundlage einer falschen Erklärung des Uefe- 
ranten erteilt beziehungsweise erstellt wurden, sind als nichtig 
anzusehen. 

(7) Bei Beanstandungen hinsichtlich der Ueferanfenerklärun- 
gen oder der Auskunftsblätter ist das Verfahren des Artikels 26 
Absatz 7 anzuwenden. 


Artikel 28 

Sanktionen 

Sanktionen werden gegen denjenigen angewendet, der zwecks 
Erlartgung der Vorzugsbehandlung für eine Ware ein Schriftstück 
mit sachlich falschen Angaben anfertigt oder anfertigen läßt, um 
eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 zu erhalten, oder der 
ein Formblatt EUR.2 mit sachRch falschen Angaben anferhgt oder 
anfertigen läßt 

Artikel 29 

Freizonen 

Die AKP-Staaten treffen alte erforderlichen Maßnahitten, um zu 
verhindern, daß von einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
oder einer Ueferantenerklärung begleitete Waren, die während 
der Beförderung zeitweilig in einer Freizone auf ihrem Gebiet 
verbleiben, dort ausgetauscht oder anderen als den üblichen 
Beharxfiungen unterzogen werden, die zu ihrer Erhaltung 
bestimmt sind. 

Artikel 30 

Ausschuß für Zusammertarbeit bn Zdllwesen 

(1) Es wirdein Ausschuß für Zusammenaibelt kn ZoHwesen, kn 
folgenden .der Ausschuß* genannt, eingesetzt, der beauftragt ist, 
im Hinblick auf die ordnungsgemäße und einheitliche Anwendung 
dieses Protokolls die Zusammenarbeit der Verwaltungen sicher¬ 
zustellen und alle sonstigen Aufgaben auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens durchzuführen, die ihm übertragen werden könnten. 

(2) Der Ausschuß prüft regelmäßig die Auswirkungen der 
Ursprungsregeln auf die AKP-Staaten, insbesondere die am 
wenigsten entwickelten unter ihnen, und empfiehlt dem Minister¬ 
rat geeignete Maßnahmen. 

(3) Der Ausschuß faßt Beschlüsse über Abweichungen von 
diesem Protokoll nach Maßgabe des Artikels 31. 

(4) Der Ausschuß tritt insbesondere zur Vorbereitung der 
Beschlüsse des Ministerrats gemäß Artikel 34 regelmäßig zusam¬ 
men. 

(5) Der Ausschuß besteht einerseits aus Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten und aus für Zollfragen zuständigen Beamten der 
Kommission und andererseits aus Sachverständigen, die die 
AKP-Staaten vertreten, und aus für Zollfragen zuständigen Beam¬ 
ten von regionalen Zusammenschlüssen der AKP-Staaten. Der 
Ausschuß kann erforderlichenfalls weitere geeignete Sachver¬ 
ständige hinzuziehen. 

Artikel 31 
Abweichungen 

(1) Abweichungen von diesem Protokoll können vom Ausschuß 
genehmigt werden, wenn die Entwicklung bestehender oder die 
Ansiedlung neuer Industrien dies rechtfertigen. 

Zu diesem Zweck unterrichten der oder die betreffenden AKP- 
Staaten die Gemeinschaft vor oder zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
AKP-Staaten den Ausschuß befassen, von ihrem Antrag und 
fügen die gemäß Absatz 2 erstellten Unterlagen zur Begründung 
des Antrags bei. 

Die Gemeinschaft gibt allen Anträgen der AKP-Staaten statt, 
die im Sinne dieses Artikels hinreichend begründet sind und die 
nicht zu schweren Schäden für einen Industriezweig der Gemein¬ 
schaft führen können. 

(2) Zur Erleichteruitg der Prüfung der Abweichungsanträge 
durch den Ausschuß für iUjsammenarbeit im Zollwesen legt der 
antragstellende AKP-Staat zur Begründung seines Antrags mit 
dem in Anhang IX dieses Protokolls vorgesehenen Formblatt 
möglichst vollständige Unterlagen vor, in denen insbesondere die 
nachstehenden Fragen beantwortet werden: 

- Bezeichnung der fertigen Ware, 

- Art und Menge der Vormaterialien mit Ursprung in Drittländern, 
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(5) Zur Anwendung der Absätze 3 und 4 gelten die nicht 
ausreichenden Be- oder Verarbeitungen im Sinne des Artikels 3 
Absatz 3 Buchstaben a, b, c und d nicht als Be- oder Verarbeitun¬ 
gen. 

(6) Die Kanarischen Inseln und Ceuta und Melilla gelten als ein 
einziges Gebiet. 

THrt V 

SchluBb«stlmmungen 
Artikel 33 

Mineraldlefzeugnisse 

Die in Anhartg VIII aufgefOhrten Waren sind vorübergehend von 
der Anwendung dieses Protokolls ausgeschlossen. Die Bestim¬ 
mungen für die Zusammenarbeit der Verwaltungen gelten den¬ 
noch sinngemäß für diese Waren. 

Artikel 34 

Überprüfung der Ursprungsregeln 

Nach Maßgabe von Artikel 176 des Abkommens überprüft der 
Ministerrat Jährlich oder Jedesmal, wenn die AKP-Staaten oder die 
Gemeinschaft dies beantragen, die Durchführung dieses Proto¬ 
kolls und seine wirtschaftlichen Auswirkungen, um die rwtwendi- 
gen Änderungen oder Anpassungen vorzunehrrren. 


Der Ministerrat berücksichtigt dabei unter anderem die Auswir- 
kurrgen technologischer Entwicklungen auf die Ursprungsregeln. 

Die ergangenen Beschlüsse treten so bald wie möglich in Kraft. 


Artikel 35 

Anträge auf Abweichungen 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, alle Anträge auf Geneh¬ 
migung einer Abweichut>g von diesem ProtokoR im entsprechen¬ 
den institutioneilen Rahmen zu prüfen, sobald das Abkommen 
unterzeichnet worden ist, damit die Abweichungen zum gleichen 
Zeitpunkt wie das Abkommen in Kraft treten können.. 

Artikel 36 
Anhänge 

Die Anhärrge sind Bestandteil dieses Protokolls. 


Artarel 37 

Durchführung des Protokolls 

Die Gemeirrschaft und die AKP-Staaten treffen jeweils für ihren 
Bereich die zur Durchführung dieses Protokolls erforderlichen 
Maßnahmen. 
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Anhang I 


Anmerkungen 


Vorbemerkung 

Diese Anmerkungen gelten in den entsprechenden F&llen auch 
für alle Erzeugnisse, die unter Verwerxlung von Vormaterialen 
ohne Ursprungseigenschaft hergestellt werden, und zwar auch 
dann, wenn diese Erzeugnisse nicht Gegenstetnd besonderer 
Veränderungen gemäß der Liste des Anhangs II waren, sortdem 
allein der Regel des Wechsels der Position gemäß Artikel 3 
Absatz 1 unterliegen. 

Anmerkung 1: 

1.1. Die ersten beiden Spalten in dieser Liste beschreiben das 
hergestellte bzw. gewonnene Erzeugnis. In der ersten Spalte 
steht die Position oder das Kapitel nach dem Harmonisierten 
System, in der zweiten Spalte die Warenbezeichnung, die im 
Harmonisierten System für diese Positkxi oder dieses Kapitei 
verwendet wird. Für jede Eintragurtg in den ersten beiden Spalten 
ist in der Spalte 3 eine Regel vorgesehen. Steht vor der Eintra¬ 
gung in der ersten Spalte ein „ex“, so bedeutet dies, daß die 
Regel in der Spalte 3 nur für jenen Teil der Position oder des 
Kapitels gilt, der in der Spalte 2 genannt ist. 

1.2. In der Spalte 1 sirrd in bestimmten Fällen mehrere Positio¬ 
nen zusammengefaßt oder Kapitel angeführt: dementsprecherKi 
ist die zugehörige Warenbezeichnung in der Spalte 2 in allgemei¬ 
ner Form enthalten. Die entsprechende Regel in der Spalte 3 
bezieht sich dann auf alle Waren, die gemäß dem Harmonisierten 
System in die Positionen des Kapitels oder in jede der Positionen 
einzureihen sind, die in der Spalte 1 zusammengefaßt sind. 

1.3. Wenn in dieser Liste verschiedene Regeln angeführt sind, 
die auf verschiedene Waren einer Position anzuwenden sind, 
enthält jede Eintragung die Bezeichnung jenes Teils der Position, 
auf die sich die entsprechende Regel in der Spalte 3 bezieht. 

Anmerkung 2; 

2.1. Der Begriff „Herstellen“ umfaßt jede Be- oder Verarbeitung 
einschließlich „Zusammenbau“ oder besonderer Vorgänge. Siehe 
jedoch die folgende Bemerkung 3.5. 

2.2. Der Begriff „Vormaterial“ umfaßt jegliche „Zutaten“, „Roh¬ 
stoffe“, „Komponenten“ oder „Teile“ usw., die beim Herstellen 
der Ware verwendet werden. 

2.3. Unter dem Begriff „Erzeugnis“ ist das hergesteltte bzw. 
gewonnene Erzeugnis zu verstehen, auch wenn es zur späteren 
Verwendung in einem anderen Herstellungsvorgang bestimmt ist. 

2.4. Der Begriff „Waren“ umfaßt sowohl den Begriff „Vormate- 
rial“ als auch den Begriff „Erzeugnisse“. 

Anmerkung 3: 

3.1. Bei allen Positionen oder Teilen einer Position, die nicht in 
dieser Liste angeführt sind, gilt die Regel des Wechsels der 
Position gemäß Artikel 3 Absatz 1. Wenn bei einer Eintragung in 
der Liste das Erfordernis des Wechsels der Position gilt, dann ist 
dies bei der Regel in der Spalte 3 angegeben. 

3.2. Die gemäß einer Regel in der Spalte 3 erforderlichen Be- 
oder Verarbeitungen müssen nur an den verwendeten Vormate¬ 
rialien ohne Ursprungseigenschaft vorgenommen werden. 
Ebenso beziehen sich die in einer Regel in der Spalte 3 enthalte¬ 
nen Beschränkungen nur auf verwendete Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft. 

3.3. Wenn eine Regel besagt, daß „Vormaterialien jeder Posi¬ 
tion“ verwendet werden können, können Vormaterialien dersel¬ 
ben Position wie die hergestellte Ware ebenfalls verwendet wer¬ 
den, wenn die besonderen Beschränkungen beachtet werden, die 


die Regel enthält. Jedoch bedeutet der Ausdruck „Herstellen aus 
Vormaterialien jeder Position, einschließlich artderer Vormateria- 
lien der Position ...“, daß nur Vormaterialien derselben Position 
wie die hergestellte Ware mit einer anderen Warenbezeichnung 
als der, die sich aus Spalte 2 ergibt verwendet werden können. 

3.4. Wird eine Ware, die aus eingeführten Vormaterialien her¬ 
gestellt wurde und dabei durch die Regel des Wechsels der 
Position oder durch ihre eigene Regel in dieser Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat zur Herstellung einer arxie- 
ren Ware verwertdeL so wird auf sie eine für die arxiere Ware 
vorgesehene Regel nicht angewerkiet. 

Beispiel:') Ein Motor der Position 84.07 wird aus vorgeschmiede¬ 
tem, legiertem Stahl der Position 72.24 hergestellt. Die 
Regel für Motoren der Position 84.07 sieht vor, daß 
der Wert der verwendbaren Vormaterialien ohrre 
Ursprungseigeitschaft 40 v. H. des Ab-Werk-Preises 
nicht Obersteigen darf. 

Wenn dieser vorgeschmiedete Stahl in dem betrefferxlen Land 
aus einem Ingot ohne Ursprungseigenschaft geschmiedet wurde, 
hat er bereits die Ursprungseigenschaft durch die Regel der 
Position ex 7224 dieser Liste erworben. Bei der Berechnung der 
Wertanteile für den Motor kann der geschmiedete Stahl daher als 
Ursprungserzeugnis angerechnet werden, ohne Rücksicht darauf, 
ob er im selben Unternehmen oder in einem anderen hergesfeilt 
wurde. Der Wert des Ingots ohne Ursprungseigenschatt wird 
daher nicht zu den bei der Herstellung des Motors verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft gerechnet. 

3.5. Selbst wenn die Regel des Wechsels der Position oder die 
in dieser Liste enthaltene Regel erfüllt ist, hat die hergestellte 
Ware nicht die Ursprungseigenschaft, wenn der vorgenommene 
Herstellungsvorgang insgesamt nicht ausreichend im Sinne von 
Artikel 3 Absatz 3 ist. 

3.6. Maßgebende Einheit für die Anwendung der Ursprungs¬ 
regeln ist jede Ware, die als Grundlage für die Einreihung in die 
Position des Harmonisierten Systems dient. Bei Warenzusam¬ 
menstellungen, die gemäß der Allgemeinen Vorschrift 3 zur Aus¬ 
legung des Harmonisierten Systems einzureihen sind, ist maßge¬ 
bende Einheit jede einzelne Ware der Warenzusammensfellung 
der Positionen 63.08, 82.06 und 96.05. 

Daraus ergibt sich, daß 

- jede Gruppe oder Zusammenstellung von Waren, die nach 
dem Harmonisierten System in eine einzige Position eingereiht 
wird, als Ganzes die maßgebende Einheit darstellt; 

- bei einer Sertdung mit gleichen Waren, die in dieselbe Position 
des Harmonisierten Systems eirrgereiht werden, jede Ware bei 
der Anwendung der Ursprungsregeln für sich berechnet 
werden muß; 

- Umschließungen, wenn sie gemäß der Allgemeinen Vorschrift 
5 zur Auslegung des Harmonisierten Systems wie die darin 
enthaltenen Waren eingereiht werden, zur Feststellung des 
Ursprungs wie die Waren behandelt werden. 

Anmerkung 4: 

4.1. Die Regel in dieser Liste legt das Mindestausmaß der 
erforderlichen Be- oder Verarbeitungen fest ein darüber hinaus- 
gehender Herstellungsvorgang verleiht gleichfalls die Ursprungs¬ 
eigenschaff: umgekehrt verleiht ein weniger weit gehertder Her¬ 
stellungsvorgang nicht die Ursprungseigenschaft. Wenn daher 
eine Regel vorsieht, daß Vormaterial ohne Ursprungseigenschatt 


r) Bei diesem Beispiei r^andeft es sicti tedigrich um eine ErTäutenjng Es ist somit nictit 
rechtsvertModltch. 
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einer bestimmten Verarbeitungsstufe verwendet werden kann, ist 
auch die Verwendung von Vormaterial dieser Art in einer vorher¬ 
gehenden Verarbeitungsstufe zulässig, nicht aber die Verwen¬ 
dung von solchem Vormaferiel in einer höheren Verarbeitungs¬ 
stufe. 

4.2. Wenn eine Regel in dieser Liste vorsieht, da6 eine Ware 
aus mehr als eir>em Vormaterial hergesteitt werden kann, bedeu¬ 
tet dies, daß eines oder mehrere dieser Vormaterialien verwerrdet 
werden können; es müssen aber nicht alle verwendet werden. 

Beispiel;') Oie Regel für Gewebe sieht vor, daß natürliche Fasern 
verwendet werden könrren, daß aber chemische Mate¬ 
rialien - neben anderen - ebenfalls verwendet werden 
könrren. Oas bedeutet rricht, daß beide verwendet 
werden müssen; man kann sowohl die einen wie auch 
die anderen oder beide verwetxlen. 

Bezieht sich hingegen eine Beschränkung auf ein Vormaterial 
und eine andere Beschränkung in derselben Regel auf ein ande¬ 
res Vormaterial, dann ist nur die auf das tatsächlich verwerrdete 
Vormaterial bezügRche Beschränkung anzuwenden. 

Beispiel;’) Die Regel für Nähmaschirren sieht vor, daß der ver¬ 
wendete Mechanismus für die Oberfadenzuführung 
ein Ursprurrgserzeugnis sein muß und daß die ver¬ 
wendeten Steuerorgarre für den Zick-Zack-Stich 
gleichfalls Ursprungseigenschaft haben müssen; 
beide Beschränkurtgen firxJen nur dann Anwendung, 
wenn die betreffenden Mechanismen auch tatsächlich 
in die Nähmaschine eingebaut werden. 

4.3. Wenn eine Regel in dieser Liste vorsiehL daß eine Ware 
aus einem bestimmten Vormaterial hergesteitt werden muss, so 
schließt diese Bedingung die Verwendung anderer Vormaterialien 
nicht aus, die ihrer Natur nach nicht unter diese Regel fallen 
können. 

Beispiel:') Die Regel für die Position 1904 schließt die Verwen¬ 
dung von Getreide und seinen Folgeprodukten aus¬ 
drücklich aus, verhindert aber nicht die Verwendung 
von Salzen, Chemikalien und anderen Zusätzen, die 
nicht aus Getreide hergestellt werden. 

Beispiel;') Bei einer Ware aus Vliesstoffen ist die Verwendung 
nur von Garnen ohne Ursprungseigenschaft zulässig; 
obwohl Vliesstoffe normalerweise nicht aus Garnen 
hergestellt werden können, darf man jedoch nicht von 
Vliesstoffen ausgehen. In solchen Fällen müßte das 
zulässige Vormaterial normalerweise eine Stufe vor 
dem Vliesstoff liegen, d. h. auf der Stufe der Fasern. 

4.4. Sind in einer Regel in dieser Liste als Höchstwert für die 
zulässigen Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft zwei oder 
mehr v. H.-Sätze vorgesehen, so dürfen diese nicht zusammen¬ 
gezählt werden. Der Gesamtwert alter Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft darf den höchsten der vorgesehenen v. H.- 
Sätze niemals überschreiten. Darüber hinaus dürfen die einzel¬ 
nen v. H.-Sätze bezüglich der jeweiligen Vormaterialien, für die 
sie vorgesehen sind, nicht überschritten werden. 

Diese Anmerkung gilt auch für die Werttoleranz gemäß Artikel 5. 

Anmerkung 5: 

5.1. Der in dieser Liste verwendete Begriff .natürliche Fasern" 
bezieht sich auf alle Fasern, die nicht künstlich oder synthetisch 
sind; er ist auf die Verarbeitungsstufen vor dem Spinnen 
beschränkt und schließt auch Abfälle ein. Soweit nichts Gegen¬ 
teiliges bestimmt ist, umfaßt er daher auch Fasern, die kardiert, 
gekrempelt, gekämmt oder in anderer Weise bearbeitet, aber 
noch nicht gesponnen sind. 

5.2. Der Begriff .natürliche Fasern“ umfaßt Roßhaar der Posi¬ 
tion 0503, Seide der Positionen 5002 und 5003, Wolle, feine und 
grobe Tierhaare der Positionen 5101 bis 5105, Baumwolle der 


') Be< diesem Beispiel handelt es sich lediglich um eine Eriäutenjng. Es ist somit nicht 
rechlsveftfifxllicti. 


Positionen 5201 bis 5203 und andere pflanzliche Spinnstoffe der 
Positionen 5301 bis 5305. 

5.3. Die Begriffe .Spinnmasse", .chemische Materialien“ und 
.Materialien für die Papierherstellung“ stehen in dieser Liste als 
Beispiel für alle nicht in die Kapitel 50 bis 63 einzureihenden 
Vormaterialien, die für die Herstellung künstlicher oder syntheti¬ 
scher Fasern oder Game oder solcher aus Papier verwerxlet 
werden können. 

5.4. Der in dieser Liste verwendete Begriff .synthetische oder 
künstliche Spinnfasem* bezieht sich auf synthetische oder kürtst- 
Kche Spinnfasem oder auf Abfälle der Positionen 5501 bis 5507. 

Anmerkung 6: 

6.1. Bei Waren, die in dieser Liste mit einem Hinweis auf diese 
Anmerkung versehen sind, werden die in der Spalte 3 der Liste 
vorgesehenen Bedingurrgen auf alle bei ihrer Herstellung verwen¬ 
deten textilen Grundmaterialien nicht angewendet die zusam- 
mer^genommen 10 v. H. oder weniger des Gesamtgewichts alter 
verwendeten textilen Grundmateiialien ausmachen (siehe jedoch 
auch die folgenden Anmerkungen 6.3 und 6.4). 

6.2. Diese Tderanz kann jedoch nur auf Mischwaren angewen- 
del wenlen, die aus zwei oder mehr textilen Grundmaterialien 
hergestellt sind. 

Textile Grundmaterialien sind; 

- Seide, 

- Wolle, 

- grobe Tierhaare, 

- leine Tierhaare, 

- Roßhaar, 

- Baumwolle, 

- Materialien für die Papierherstellung und Papier, 

- Flachs, 

- Hanf, 

- Jute und andere textile Bastfasern, 

- Sisal und andere textile Agavefasem, 

- Kokos, Abaca, Ramie und andere pflanzliche Spinnstoffe, 

- Synthetische Filamente, 

- Künstliche Filamente, 

- Synthetische Spinnfasem, 

- Künstliche Spinnfasem. 

- Beispiel;’) Ein Garn der Position 5205, das aus Baumwoll- 

fasem der Position 5203 und aus synthetischen 
Spinnfasem der Position 5203 und aus syntheti¬ 
schen Spinnfasem der Position 5506 hergestellt 
ist, ist ein Mischgarn. DEJrer dürfen synthetische 
Spinnfasem, die nicht die Ursprungsregeln erfüllen 
(die die Verwendung von chemischen Vormateria¬ 
lien verlangen), bis zum GevHcht von 10 v. H. des 
Gams verwendet werden. 

- Beispiel;') Ein Kammgamgewebe aus Wolle der Position 

5112, das aus Kammgarn aus Wolle der Position 
5107 und aus Garn aus synthetischen Spxnnfasem 
der Position 5509 hergestellt isL ist ein Misch¬ 
gewebe. Daher darf Garn aus synthetischen 
Spinnfasem, das nicht die Ursprungsregeln erfüllt 
(die die Verwendung von Spinnfasem ohne Ur¬ 
sprungseigenschaft, weder gekrempelt rKx:h 
gekämmt oder anderweit für deis Spinnen vorberei¬ 
tet, verlangen), oder Garn aus Wolle, das nicht den 
Ursprungsregeln entspricht (die die Verwendung 


') Bei diesem Beispiei handelt es sich lediglich um eine Erläuterung. Es ist somit nicht 
rechtsverbindlich. 
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von Naturfasern verlangen), oder eine Kombina¬ 
tion aus diesen beiden Gamarten bis zum Gewicht 
von 10 V. H. des Gewebes verwendet werden. 

- Beispiel:') Ein getuftetes Spinnstofferzeugnis der Position 

5802, das aus Baumwollgarn der Position 5205 
und Baumwollgewebe der Position 5210 herge¬ 
stellt ist, ist nur dann eine Mischware, wenn das 
Baumwollgewebe selbst eine Mischware aus Gar¬ 
nen ist, die in zwei verschiedene Positionen eirtge- 
reiht werden, oder wenn die verwertdeten Baum¬ 
wollgarne selbst eine Mischware sind. 

- Beispiel:’) Wenn das betreffende getuftete Spinnstofferzeug¬ 

nis aus Baumwollgarn der Position 5205 und syn¬ 
thetischem Gewebe der Position 5407 hergesteitt 
worden ist, sind die verwendeten Game zwei ver¬ 
schiedene textile Vormaterialien und ist das getuf¬ 
tete Spinnstofferzeugnis folglich eine Mischware. 

- Beispiel;') Ein getufteter Teppich, der aus künstlichen Gar- 

rren und aus Baumwollgarnen und einem Grurtd- 
gewebe aus Jute hergestellt ist, ist eine 
Misrrfiware, weil drei textile Grundmaterialien ver¬ 
wendet worden sind. Daher kfinnen alle arxieren 
Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft eirter 
weiteren Verarbefturtgsstufe, als die Regel erlaubt, 
verwendet werden, wenn ihr Gesamtgewicht 10 v. 
H. des Gewichts des Teppichs nicht überschreitet. 
Die künstlichen Garne und das Grundgewebe aus 
Jute können in dieser Verarbeitungsstufe einge¬ 
führt werden, vorausgesetzt, die Gewichtsgrertze 
ist eingehalten. 

6.3. Diese Toleranz erhöht sich auf 20 v. H. für Gewebe aus 
Polyurethangamen mit Zwischenstücken aus elastischen Poly¬ 
ethersegmenten, auch umsponnen. 

6.4. Diese Toleranz erhöht sich auf 30 v. H. für Gewebe aus 
Streifen mit einer Breite von nicht mehr als 5 mm, bestehend aus 


Bei diesem Beispiel handelt es sich iedigiich um eine Ertäuten^. Es ist somit nicht 
rechtsverbindlich. 


einer Seele aus einem dünnen Aluminiumstreifen oder aus einem 
mit Aluminiumpuder bedeckten oder nicht bedeckten Kunslstoff- 
streifen, die mit durchsichtigem oder gefärbtem Leim zwischen 
zwei Streifen aus Kunststoff geklebt ist. 

Anmerkung 7: 

7.1. Textile Garnituren und textiles Zubehör, die nicht die Regel 
erfüllen, die in der Spalte 3 dieser Uste für die betreffenden 
Konfektionswaren vorgesehen ist, können denrwch verwendet 
werden, vorausgesetzt, ihr Gewicht überschreitet nicht 10 v. H. 
des Gesamtgewichts aller verwendeten Textilmaterialien; dies gilt 
jedoch nur für jene Koofektionswaren, die in dieser Uste mit einer 
auf diese Anmerkung bezüglichen Fußnote bezeichnet sind. 

Textile Garnituren und textiles Zubehör sind solche, die in die 
Kapitel 50 bis 63 eingereiht werden. Futter und Einlagestotfe 
gelten nicht als GamKuren und Zubehör. 

7.2. Nicht-textile Garnituren und nicht-textiles Zubehör oder 
andere Vormaterialien, die Textilien enthaften und deshalb nicht 
unter die Voraussetzungen der Anmerkung 4.3 fallen, müssen die 
in der Spalte 3 angeführten Bedingungen nicht erfüllen. 

7.3. In Übereinstimmung mit der Anmerkung 4.3 können nicht¬ 
textile Garnituren und rticht-textiles Zubehör ohne Urspnangs- 
eigenschaft oder alte anderen Waren, die keine Textilien enthal¬ 
ten, unbeschrSnkl verwendet werden, weH sie nicht aus den in der 

Spalte 3 genannten Vormaterianen hergesteitt werden können. 

Beispiel:') Wenn eine Regel in der Liste vorsieht, daß für ein 
bestimmtes Textilerzeugnis, wie etwa eine Bluse, 
Garn verwendet werden muß. schließt dies nicht die 
Verwendung von Metallgegenständen, wie etwa 
Knöpfen, aus, weil diese nicht aus textilen Vormaferia- 
lien hergestellt werden können. 

7.4. Ihr Wert muß aber bei der Berechnung des Wertes der 
verwendeten Vomnaterialien ohne Ursprungseigenschatt berück¬ 
sichtigt werden, wenn eine Prozentregel gilt. 


») Bet dtesem B©tspie< harvJelt es sich tediglich um eine Erläuterung. Es ist somit nicht 
rechtsvortoinditch. 
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Anhang II 


Liste der Be- oder Verarbeitungen, die an Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 
vorgenommen werden müssen, um der hergesteilten Ware die Ursprungseigenschaft zu verleihen 


HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialion ohrte 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(!) 

(2) 

(3) 

0201 

Fleisch von Rindern, frisch oder gekühlt 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen Fleisch 
von Rindern, gefroren, der Position 0202 

0202 

Fleisch von Rindern, gefroren 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen Fleisch 
von Rindern, frisch oder gekühlt, der Position 0201 

0206 

Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von 
Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen, Pfer¬ 
den, Eseln, Maultieren oder Mauleseln, frisch, 
gekühlt oder gefroren 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen Tierkör¬ 
per der Positionen 0201 bis 0205 

0210 

Fleisch und genießbare Schlachtnebener¬ 
zeugnisse, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert; bares Mehl von Fleisch oder 
von Schlachtnebenerzeugnissen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgerxxnmen Reisch 
und Schlachtnebenerzeugnisse der Positionen 0201 bis 0206 
und 0208 oder Geflügellebem der Position 0207 

0302 bis 
0305 

Fisch, anderer als leberxf 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vormaterialien des Kapitels 3 
Ursprungswaren sein müssen 

0402, 

0404 bis 
0406 

Milch und Milcherzeugnisse 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen Milch 
oder Rahm der Position 0401 oder 0402 

0403 

Buttermilch, saure Milch und saurer Rahm, 
Joghurt, Kefir und andere fermentierte oder 
gesäuerte Milch (einschließlich Rahm), auch 
eingedickt oder aromatisiert, auch mit Zusatz 
von Zucker, anderen Süßmitteln, Früchten 
oder Kakao 

Herstellen, bei dem: 

- alle venwendeten Vormaterialien des Kapitels 4 Ursprungswaren 
sein müssen 

- verwendete Fruchtsätte (ausgenommen Ananas-, Limonen-, 
Limetten- und Grapefruitsäfte) der Position 2009 Ursprungser¬ 
zeugnisse sind, und 

- der Wert der verwendeten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v. H. 
des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware nicht überschreitet 

0408 

Vogeleier, nicht in der Schale und Eigelb, 
frisch, getrocknet, in Wasser oder Dampf 
gekochL geformt, gefroren oder arKfers halt¬ 
bar gemacht, auch mit Zusatz von Zucker 
oder anderen Süßmitteln 

Herstellen aus Vormaterialien aller Positionen, ausgenommen 
Vogeleier der Position 0407 

ex 0502 

Zubereitete Borsten von Hausschweinen oder 
Wildschweinen 

Reinigen, Desinfizieren, Sortieren urtd Gleichrichten von Borsten 

ex 0506 

Knochen und Stirnbeinzapfen, roh 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprungswaren sein müssen 

0710 bis 
0713 

i 

i 

Gemüse, die zu Emährungszwecken verwert- 
det werden, gefroren, getrocknet oder vorläu¬ 
fig haltbar gemacht; ausgerxxnmen ex 0710 
und ex 0711 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Gemusewaren Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 0710 

Zuckermais, auch in Wasser oder Dampf 
gekocht, gefroren 

Herstellen aus frischem oder gekühltem Zuckermais 

ex 0711 

Zuckermais, vorläufig haltbar gentacht 

Herstellen aus frischem oder gekühltem Zuckermais 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(>) 

( 2 ) 

( 3 ) 

0811 

Früchte, auch in Wasser cxler Dampf gekocht, 
gefroren, auch mit Zusatz von Zucker oder 
anderen Süßmitteln: 



- mit Zusatz von Zucker 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht überschrei¬ 
tet 


- andere 

Herstellen, bei dem alte verwendeten Früchte Urspnjngswaren sein 
müssen 

0812 

Früchte, vorläufig haltbzir gemacht (z. B. 
durch Schwefeldiox'id oder in Wasser, dem 
Salz, Schwefeldioxid oder andere voriäufig 
konservierend wirkende Stoffe zugesetzt 
sind), zum unmittelbaren Genuß nicht geeig¬ 
net 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Früchte Urspajngswaren sein 
müssen 

0813 

Früchte (ausgenommen solche der Positio¬ 
nen 0801 bis 0806), getrocknet; Gemische 
von getrockneten Früchten oder von Schalert- 
frOchten dieses Kapitets 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Früchte Ursprungswaren sein 
müssen 

t 

0814 

Schalen von Zitrusfrüchten oder von Melonen 
(einschließlich Wassermelonen), frisch, gefro¬ 
ren, getrocknet oder zum vorläufigen Haltbar¬ 
machen in Salzlake oder in Wasser mit einem 
Zusatz von arvleren Stoffen eingelegt 

! Herstellen, bei dem alle verwendeten Früchte Urspnjngswaren sein 
müssen 

ex Kap. 11 

Müllereierzeugnisse: Malz, Stärke, Inulin, Kle¬ 
ber von Weizen, ausgenommen Nr. ex 1106, 
deren Anwendungsvorschriften nachstehend 
aufgeführt sind 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Getreide, genießbaren 
Gemüse, Pflanzen, Wurzeln und Knollen der Position 0714 oder 
Früchte Ursprungswaren sein müssen 

ex 1106 

Mehl und Grieß der getrockneten geschälten 
Hülsenfrüchte der Nr. 0713 

Trocknen und Mahlen von Hülsenfrüchten der Position 0708 

1301 

Schellack; natürliche Gummen, Harze, Gum¬ 
miharze und Balsame 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien der 
Position 1301 50 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

1501 

Schweineschmalz; anderes Schweinefett und 
Geflügelfett, ausgeschmolzen, auch ausge¬ 
preßt oder mit Lösungsmitteln ausgezogen: 

- Knochenfett und Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller Positionen, andere als solche 
der Positionen 0203, 0206 oder 0207 oder aus Knochen der Posi¬ 
tion 0506 


- anderes 

Herstellen aus Reisch oder genießbaren Schlachtnebenerzeugnis¬ 
sen von Schweinen der Positionen 0203 oder 0206 oder aus Fleisch 
oder genießbaren Schlachtnebenerzeugnissen von Hausgeflügel der 
Position 0207 

1502 

Fett von Rindern, Schafen oder Ziegen, roh 
oder ausgeschmolzen, auch ausgepreßt oder 
mit Lösungsmitteln ausgezogen: 

- Knochenfett und Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller Positionen, andere als solche der 
Positionen 0201, 0202, 0204 oder 0206 Oder aus Knochen der 
Position 0506 


- anderes 

Herstellen, bei dem alle verwendeten tierischen Vormaterialien des 
Kapitels 2 Ursprungswaren sein müssen 

1504 

Fette und Öle sowie deren Fraktionen, von 
Fischen oder Meeressäugetieren, auch raffi¬ 
niert, jedoch nicht chemisch modifiziert 

- Fette und Öle sowie deren Fraktionen, von 
Fischen und Meeressäugetieren 

Herstellen aus allen Vormaterialien, einschließlich anderer Vormate¬ 
rialien der Position 1504 
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HS-Position 


Warenbezeichnung 


Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft. die Ursprung verleihen 


( 1 ) 


(Z) 


( 3 ) 


1504 

(Fortsetzung) 
ex 1505 
1506 


ex 1507 bis 
1515 


ex 1516 


ex 1517 


ex 1519 


- andere 


Raffiniertes Lanolin 

Andere tierische Fette und Öle sowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, jedoch nicht che¬ 
misch modifiziert 

- feste Fraktionen 


- andere 

Fette, pflanzliche Öle sowie deren Fraktionen, 
auch raffiniert, jedoch nicht chemisch modifi¬ 
ziert 

- feste Fraktionen, ausgenommen jede von 
Jojobaöl 

- arxlefe, ausgerKwnmen: 

- Tungöl (Holzöl) und Oiticicaöl, Myrten¬ 
wachs und Japanwachs; 

- zu technischen oder industriellen 
Zwecken, ausgerx>mmen zum Her¬ 
stellen von Lebensmitteln 

Tierische und pflanzliche Fette und Öle sowie 
deren Fraktionen, wiederverestert, auch raffi¬ 
niert, jedoch nicht weiterverarbeitet 

Genießbare flüssige Mischungen der pflanz¬ 
lichen Öle der Positionen 1507 bis 1515 

Technische Fettalkohole von der Art künst¬ 
licher Wachse 


Herstellen, bei dem alle verwendeten tierischen Erzeugnisse der 
Kapitel 2 und 3 ürsprungswaren sein müssen 

Herstellen aus rohem Wollfett der Position 1505 


Herstellen aus allen Vormaterialien, einschließlich anderer Vormate- 
riatien der Position 1506 

Herstellen, bei dem alle verwendeten tierischen Vormaterialien des 
Kapitels 2 Ursprungswaren sein müssen 


Herstellen aus aixferen Waren der Positionen 1507 bis 1515 

Herstellen, bei dem alle verwendeten pflanzlichen Vormaterialien 
Ursprungswaren sein müssen 


Herstellen, bei dem alle verwendeten tierischen und pflanzlichen 
Vormaterialien Ursprungswaren sein müssen 

Herstellen, bei dem alle verwendeten pflanzlichen Vormaterialien 
bereits Ursprungswaren sein müssen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich aus Fett¬ 
säuren der Position 1519 


1601 


1602 


1603 


1604 


Würste und ähnliche Erzeugnisse, aus 
Fleisch, Schlachtnebenerzeugnissen oder 
Blut; Lebensmittelzubereitungen auf der 
Grundlage dieser Erzeugnisse 

Fleisch, Schlachtnebenerzeugnisse und Blut, 
anders zubereitet oder haltbar gemacht 

Extrakte und Säfte von Fleisch, Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren und anderen wirbel¬ 
losen Wassertierert 

Rsche, zubereitet oder haltbar gemacht; 
Kaviar und Kaviarersatz, aus Fischeiem 
gewonnen 


Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 


Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 


Herstellen aus Tieren des Kapitels 1; alle verwendeten Fische, Krebs¬ 
tiere, Weichtiere und andere wirbellosen Wassertiere müssen jedoch 
Ürsprungswaren sein 

Herstellen, bei dem der Fisch oder die Fischeier Ursprungswaren sein 
müssen 


1605 


Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose 
Wassertiere, zubereitet oder haltbar gemacht 


Herstellen, bei dem alle verwendeten Krebstiere, Weichtiere und 
anderen wirbellosen Wassertiere Ursprungswaren sein müssen 


ex 1701 


Rohr- und Rübenzucker sowie chemisch 
reine Saccharose, fest, aromatisiert oder 
gefärbt 


Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 


1702 


Andere Zucker, einschließlich chemisch reine 
Lactose, Maltose, Glukose und Fructose, fest; 
Zuckersirupe, ohne Zusatz von Aroma- oder 
Farbstoffen; Invertzuckercreme, auch mit 
natürlichem Honig vermischt; Zucker und 
Melassen, karamelisiert 

- chemische reine Maltose und Fructose 


Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 1702 


















90 


Bundesgeselzbiatt, Jahrgang 1991, Teil II 


HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(') 

( 2 ) 

( 3 ) 

1702 

(Fortsetzung) 

- andere Zucker, fest, aromatisiert oder 
gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v. H. des ab-Wetk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere 

Hersteilen, bei dem alle verwendeten VofTnaterialien Ursprungswaren 
sein müssen 

ex 1703 

Melassen aus der Gewinnung oder Raffina¬ 
tion von Zucker, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

1704 

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einschließ¬ 
lich weiße Schokolade) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, vorausgesetzt, daß der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

1806 

Schokolade und arxfere kakaohattige 
Lebensmittetzubereitungen 

Herstelien aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzurelhen sirxf, vorausgesetzt, daß der Wert aller 
arxferen verwerxfeten Vormateriarien des Kapitels 17 30 v. H. des 

ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

1901 

Malzextrakt; Lebensmrttelzuberertungen aus 
Mehl, Grieß, Stärke oder Malzextrakt, ohne 
Gehalt an Kakaoputver oder mit einem Gehalt 
an Kakaoputver von weniger als 50 GHT, 
anderweit weder genannt noch inbegriffen; 
Lebensmittelzubereilungen aus Waren der 
Positionen 0401 bis 0404, ohne Gehalt an 
Kakaopulver oder mit einem Gehalt an 
Kakaopulver von weniger als 10 GHT, ander- 
weit weder genannt noch inbegriffen: 



- Malzextrakt 

Herstellen aus Getreide des Kapitels 10 


- andere 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, vorausgesetzt, daß der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v, H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

1902 

Teigwaren, auch gekocht oder gefüllt (mit 
Fleisch oder anderen Stoffen) oder in anderer 
Weise zubereitet, z. B. Spaghetti, Makkaroni, 
Nudeln, Lasagne, Gnocchi, Ravioli, Canne- 
loni; Couscous, auch zubereitet 

Herstellen, bei dem jedes Getreide (ausgenommen Hartweizen), das 
gesamte Fleisch, alle Schlachtnebenerzeugnisse, alle Fische, alle 
Krebstiere oder alle Weichtiere Ursprungswaren sein müssen 

1903 

Tapiokasago und Sago aus anderen Stärken, 
in Form von Flocken, Graupen, Perlen, Krü¬ 
meln und dergleichen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen aus 
Kartoffelstärke der Position 1108 

1904 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten 
von Getreide oder Getreideerzeugnissen her¬ 
gestellt (z. B. Com Flakes); Getreidekömer, 
ausgenommen Mais, vorgekocht oder in 
anderer Weise zubereitet; 



- keinen Kakao enthaltend 

Herstellen, bei dem 



- jedes verwendete Getreide und seine Folgeprodukte (ausgenom¬ 
men Mais der Type ,Zea Indurata“ und Hartweizen sowie ihre 
Folgeprodukte) vollständig erzeugt sind und 



- der Wert aller verwendeten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v. H. 
des ab-Wetk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


- Kakao enthaltend 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht in die Position 1806 einzurei¬ 
hen sind, vorausgesetzt, daß der Wert aller verwendeten Materialien 
des Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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HS-Position ^ 

j 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

1 

1905 

Backwaren, auch kakaohaltig; Hostien, leere 
Oblatenkapseln der für Arzneiwaren verwen¬ 
deten Art, Siegelobtaten, getrocknete Teig- 
biatter eius Mehl oder Stärke und ähnliche 
Waren 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen aus 
Vormaterialien des Kapitels 11 

2001 

Gemüse, Früchte und andere genießbare 
Pflanzenteile, mit Essig zubereitet oder halt¬ 
bar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Früchte oder Gemüse 
Ursprungswaren sein müssen 

2002 

Tomaten, ohne Essig zubereitet oder haltbar 
gemacht 

Herstellen, bei dem alte verwendeten Tomaten Urspojogswaren sein 
müssen 

2003 

Pilze und Trüffeln, ohne Essig zubereitet oder 
haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Pilze oder Trüffeln Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

2004 und 

2005 

Anderes Gemüse, ohne Essig zubereitet oder 
haltbar gemacht, auch gefroren 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Gemüse Ursprungswaren sein 
müssen 

2006 

Früchte, Fnichtschalen und andere Pflanzen¬ 
teile, mit Zucker haltbar gemacht (durchtränkt 
und abgetropft, glasiert oder kandiert) 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

2007 

Konfitüren, Fruchtgelees, Marmeladen, 
Fruchtmuse und Fruchtpasten durch Kochen 
hergestellt, auch mit Zusatz von Zucker urKl 
anderen Süßmitteln 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v.H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

2008 

Früchte und andere genießbare Pflanzenteile, 
in anderer Weise zubereitet oder haltbar 
gemacht, auch mit Zusatz von Zucker, ande¬ 
ren Süßmitteln oder Alkohol, andenweit weder 
genannt noch inbegriffen 



- Früchte, in anderer Weise als in Wasser 
oder Dampf gegart, ohne Zusatz von 
Zucker; gefroren 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Früchte Ursprungswaren sein 
müssen 


- Schalenfrüchte, ohne Zusatz von Zucker 
oder Alkohol 

Herstellen unter Verwendung von Schalenfrüchten und Ölsaalen mit 
Ursprungseigenschaft der Positionen 0801,0802 und 1202 bis 1207, 
deren Wert 60 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte Ware einzureihen sirxl, vorausgesetzt, 
daß der Wert aller verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft des Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht 
überschreitet 

ex 2009 

Fruchtsäfte (einschließlich Traubenmost) 
nicht gegorert, ohne Zusatz von Alkohol, auch 
mit Zusatz von Zucker oder anderen Süß¬ 
mitteln 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergesteMe Ware einzueihen sind, vorausgesetzt, 
daß der Wert aller verwerxleten Vormaterialien ohrte Ursprungseigen¬ 
schaft des Kapitels 17 30 v. H. des ab-Wetk-Preises der Ware nicht 
überschreitet 

ex 2101 

1 

Geröstete Zichorienwurzeln sowie Auszüge, 
Essenzen und Konzentrate hieraus 

Hersteilen, bei dem die verwendeten Zichonenwurzeln Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 2103 

- Zubereitungen zum Herstellen von Würz¬ 
soßen und zubereitete Würzsoßen; zusam¬ 
mengesetzte Würzmittel 

Herstellen, bei dem alle verwerxleten Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte Ware einzureihen sind. Senfmehl oder 
Senf (einschließlich zubereitefes Senfmehl) dürfen jedoch verwendet 
werden 

1 

- Senf (einschHeßlich zubereitetes Senf¬ 
mehl) 

Herstellen aus Senfmehl 

ex 2104 

- Zubereitungen zum Herstellen von Suppen 
und Brühen sowie Zubereitungen dafür 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen aus 
zubereiteten oder haltbar gemarkten Gemüsen der Positionen 2002 
bis 2005 


- Zusammengesetzte homogenisierte 
Lebensmittelzubereitungen 

Die Regel für die Position, zu der das Erzeugnis in loser Schüttung 
gehören würde, findet Anwendung 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(') 

(2) 

(3) 

ex 2106 

Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

2201 

Wasser, einschließlich natürliches oder kür\st- 
liches Mineralwasser und kohlensäurehattiges 
Wasser, ohne Zusatz von Zucker, arxieren 
Süßmitteln oder Aromastoffen; Eis und 
Schnee 

Herstellen, bei dem das verwendete Wasser Ursprungsware sein 
muß 

2202 

Wasser, einschließlich Mineralwasser urKf 
kohlensäurehaltiges Wasser, mit Zusatz von 
Zucker, anderen Süßmitteln oder Aromastof¬ 
fen, und arxfere nichtalkohotische Getränke, 
ausgenommen Frucht- urxf Gemüsesäfte der 
Position 2009 

Harstelien, bei dem alle verwertdeten Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte Ware einzureihen sind. Jedoch darf der 
Wert aller verwerxleten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreiten und 
die verwendeten Fruchtsäfte (ausgenommen Ananas-, Limonen-, 
Limetten- und Grapefruitsäfte) der Position 2009 müssen Ursprungs¬ 
erzeugnisse sein 

ex 2204 

Wein aus frischen Weintrauben einschließlich 
mit Alkohol angereicherte Weine und Trau¬ 
benmost, dessen Gärung durch Zusatz von 
Alkohol unterbunden oder unterbrochen ist 
(stummgemachter Traubenmost) 

Herstellen aus anderem Traubenmost 

2205 
ex 2207 
ex 2208 
und 

ex 2209 

Folgende Waren Weintrauben enthaltend: 

Wermutwein und andere Weine aus frischen 
Weintrauben, mit Pflanzen oder anderen 
Stoffen aromatisiert; Ethylalkohol und Brannt¬ 
wein, auch vergällt; Branntwein, Likör und 
andere Spirituosen; zusammengesetzte alko¬ 
holische Zubereitungen der zum Herstellen 
von Getränken verwendeten Art; Speiseessig 

Herstellen unter Verwendung von Vormaterialien jeder Position außer 
Weintrauben oder ihrer Folgeprodukte 

ex 2208 

Whisky mit einem Alkoholgehalt von weniger 
als 50% Vol. 

Herstellen unter Verwendung von Branntwein auf der Grundlage von 
Getreide, dessen Wert 15 v. H. des ab-Werk-Preises der Ware nicht 
überschreitet 

ex 2303 

Rückstände von der Maisstärkegewinnung 
(ausgerKxnmen eingedicktes Maisquellwas¬ 
ser) mit einem auf den Trockenstoff bezoge¬ 
nen Proteingehalt von mehr als 40 GHT 

Herstellen, bei dem der gesamte verwerxlete Mais Ursprungsware 
sein muß 

ex 2306 

Olivenölkuchen und andere Rückstände aus 
der Gewinnung von Olivenöl mit einem Gehalt 
an Olivenöl von mehr als 3 Gewichtshundert¬ 
teilen 

Herstellen, bei dem alle venwendeten Oliven Ursprungswaren sein 
müssen 

2309 

Zubereitungen der zur Fütterung verwende¬ 
ten Art 

Herstellen, bei dem das gesamte verwendete Getreide, Zucker oder 
Melassen, Fleisch oder Milch Ursprungswaren sein müssen 

2402 

Zigarren (einschließlich Stumpen), Zigarillos 
und Zigaretten, aus Tabak oder Tabakersatz¬ 
stoffen 

Herstellen, bei dem mindestens 70 GHT des verwendeten unver¬ 
arbeiteten Tabaks oder der verwerxleten Tabaksabfälle der Posi¬ 
tion 2401 Ursprungswaren sein müssen 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex 2403 

Rauchtabak 

Herstellen, bei dem mindestens 70 GHT des verwendeten unver¬ 
arbeiteten Tabaks oder der verwerKfeten Tabaksabfälle der Posi¬ 
tion 2401 Ursprungswaren sein müssen 

ex 2504 

Natürlicher, kristalliner Graphit mit angerei¬ 
chertem Kohlenstoffgehalt gereinigt, gemah¬ 
len 

Anreicherung des Kohlenstoffgehalts, Reinigen und Mahlen von 
kristallinem Rohgraphit 

ex 2515 

Marmor, durch Sägen oder auf andere Weise 
lediglich zerteilt, in Blöcken oder quadrati¬ 
schen oder rechteckigen Platten mit einer 
Dicke von 25 cm oder weniger 

Zerteilen von Marmor, auch bereits zerteiltem, mit einer Dicke von 
mehr als 25 cm, durch Sägen oder auf arxfere Weise 

ex 2516 

Granit Porphyr, Basalt Sandstein utxl 
andere Werksteine, durch Sägen oder auf 
andere Weise lediglich zerteilt in Blöcken 
oder quadratischen oder rechteckigen Platten 
mit einer Dicke von 25 cm oder weniger 

Zerteilen von Steinen, auch bereits zerteilten, mit einer Dicke von 
mehr als 25 cm, durch Sägen oder auf andere Weise 

ex 2518 

Dolomit gebrannt 

Brennen von nicht gebranntem Dolomit 

ex 2519 

Natürliches Magrtesiumcarbonat (Magnesit), 
gebrochen in luftdicht verschlossenen Behält¬ 
nissen; Magnesiumoxid, auch rein, ausge¬ 
nommen Magnesia urvl geschmolzene totge¬ 
brannte (gesinterte) Magnesia 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergeslellte Ware einzureihen sind; jedoch kann natürliches Magne¬ 
siumcarbonat (Magnesium) verwertdet werden 

ex 2520 

Gips, zu zahnärztlichen Zwecken besonders 
zubereitet 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 2524 

Natürliche Asbestfasem 

Herstellen aus Asbestkonzentrat 

ex 2525 

Glimmerpulver 

Mahlen von Glimmer und Glimmerabfall 

ex 2530 

Farberden, gebrannt oder gemahlen 

Brennen oder Mahlen von Farberden 

ex 2707 

Öle, in denen die aromatischen Bestandteile 
gegenüber den nichtaromatischen Bestand¬ 
teilen gewichtsmäßig überwiegen und die 
ähnlich sind den Mineralölen und anderen 
Erzeugnissen der Destillation des Hochtem¬ 
peratur-Steinkohlenteers, bei deren Destilla¬ 
tion bis 250 °C mindestens 65 RHT überge¬ 
hen (einschließlich der Benzin-Bertzol-Gemi- 
sche), zur Verwendung als Kraft- oder Heiz¬ 
stoffe 

Waren des Anhangs VIII 

2709 

bis 

2715 

Erdöle uixf ihre Destillationserzeugnisse; 
bituminöse Stoffe; Mineralwachse 

Waren des Anhangs VIII 

ex Kapitel 28 

Anorganische chemische Erzeugnisse; anor¬ 
ganische oder organische Verbindungen von 
Edelmetallen, Seltenerdmetallen, radioetkti- 
ven Elementen oder Isotopen; ausgenommen 
die Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen ex 2811 und ex 2833 besondere 
Regeln artgeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sirxl; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwertdet werden, wertn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 2811 

Schwefeltrioxid 

Herstellen aus Schwefeldioxid 

ex 2833 

Aluminiumsulfate 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 29 

Organische chemische Erzeugnisse; ausge¬ 
nommen die Waren, für die unter den nach¬ 
folgenden Positionen ex 2901, ex 2902, 
ex 2905, 2915, ex 2932, 2933 und 2934 be¬ 
sondere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 2901 

Acyclische Kohlenwasserstoffe, zur Verwen¬ 
dung als Kraft- oder Heizstoffe 

Waren des Anhangs VIII 

ex 2902 

Cydane und Cyclene, (ausgenommen Azu- 
lene), Benzol, Toluol, Xylole, zur Verwendung 
als Kraft- oder Heizstoffe 

Waren des Anhangs VIII 

ex 2905 

Metallalkoholate von Alkoholen dieser Posi¬ 
tion oder von Ethanol oder Glycerin 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich aus arxle- 
ren Vormaterialien der Position 2905; jedoch können Metallalkoholate 
dieser Position verwerxlet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

2915 

Gesättigte acyclische einbasische Carbon¬ 
säuren ur>d ihre Anhydride, Halogenide, Per¬ 
oxide urxl Peroxysäuren; ihre Halogen-, 
Sutfo-, Nitro- oder Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position; jedoch darf der Wert 
aller Vormaterialien der Position 2915 oder 2916 insgesamt 20 v. H. 
des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreiten 

ex 2932 

- Innere Ether und deren Halogen-, Suifo-, 
Nitro- oder Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position; jedoch darf der Wert 
aller Vormaterialien der Position 2909 20 v. H. des ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht überschreiten 


- Cyclische Acetale urxl innere Halbacetale 
und deren Halogen-, Suifo-, Nitro- oder 
Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position 

2933 

Heterocyclische Verbirxiungen, nur mit Stick¬ 
stoff als Heteroatom(e): Nucleinsäuren urxl 
ihre Salze 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position; jedoch darf der Wert 
aller Vormaterialien der Position 2932 oder 2933 insgesamt 20 v. H. 
des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreiten 

2934 

Andere heterocyclische Verbindungen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position; jedoch darf der Wert 
aller Vormaterialien der Position 2932, 2933 oder 2934 insgesamt 
20 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreiten 

ex Kapitel 30 

Pharmazeutische Erzeugnisse: ausgenom¬ 
men die Waren, für die unter den nachfolgen¬ 
den Positionen 3002, 3003 und 3004 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

3002 

Menschliches Blut; tierisches Blut zu thera- ^ 
peutischen, prophylaktischen oder diagnosti¬ 
schen Zwecken zubereitet; Antisera und 
andere Blutfraktionen; Vaccine, Toxine, Kul¬ 
turen von Mikroorganismen (ausgenommen 
Hefen) urxl Ähnliche Erzeugnisse; 



- Waren besteherxf aus zwei oder mehr 
Bestandteilen, die zu therapeutischen oder 
prophylaktischen Zwecken gemischt wor¬ 
den sind, oder ungemischte Waren zu die¬ 
sen Zwecken, dosiert oder in Aufmachun¬ 
gen für den Einzelverkauf 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; jedoch können Vormaterialien 
dieser Beschreibung verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


- andere; 



- menschliches Blut 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; jedoch können Vormaterialien 
dieser Beschreibung verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


- tierisches Blut zu therapeutischen 
oder prophylaktischen Zwecken 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich arxlerer 
Vormaterialien der Position 3002; jedoch können Vormaterialien 
dieser Beschreibung verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


- Blutfraktionen, andere als Antisera, 
Hämoglobin und Serumglobine 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; jedoch können Vormaterialien 
dieser Beschreibung verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 
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HS-Position j 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

( 1 ) 

( 2 ) 

( 3 ) 

3002 

(Fortsetzung) 

- Hämoglobin, Blutglobuline und 
Serumglobuline 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; jedoch können Vormaterialien 
dieser Beschreibung verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


- andere 

Herstelten aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; jedoch können Vormaterialien 
dieser Beschreibung verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

3003 
und 

3004 

Arzneiwaren (ausgenommen Waren der Posi¬ 
tionen 3002, 3005 oder 3006) 

Herstellen, bei dem 

- der Wert alter verwerxieten VormateriaBen 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

- alte verwertdeten Vormaterialien in eirte arxjere Position als die 
hergestellte Ware eiruureihen sirxf; jedoch körmen Vormaterialien 
der Position 3003 oder 3004 verwendet werden, wenn ihr Wert 
insgesamt 20 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex Kapitel 31 

Düngemittel; ausgerwmmen die Waren, 
für die unter den nachfolgenden Positionen 
ex 3103 oder ex 3105 eine besondere Regel 
angeführt ist 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab- 
Werk-Preises der hergestellten Weue nicht überschreitet 

ex 3103 

Natürliche Calciumaluiniumphosphate, zer¬ 
kleinert und gemahlen, durch Glühen behan¬ 
delt 

Zerideinem urxf Mahlen von durch Glühen behandelten natürlichen 
Caldumatuminiumphosphaten 

ex 3105 

Mineralische oder chemische Düngemittel, 
zwei oder drei der düngenden Stoffe Stick¬ 
stoff, Phosphor und Kalium enthaltend; 
andere Düngemittel; Erzeugnisse dieses 
Kapitels in Tabletten oder ähnlichen Formen 
oder in Einzelpackungen mit einem Rohge¬ 
wicht von 10 kg oder weniger, ausgenommen: 

- Natriumnitrat 

- Calciumcyanamid 

- Kaliumsulfat 

- Kaliummagnesiumsulfat 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises nicht überschreitet 

ex Kapitel 32 

Gerb- und Farbstoffauszüge: Tannine und 
ihre Derivate; Farbstoffe, Pigmente und 
andere Farbmittel; Anstrichfarben urxl Lacke; 
Kitte; Tinten; ausgerKxnmen die Waren, 
für die unter den nachfolgerxlen Positionen 
ex 3201 und 3205 besondere Regeln ange¬ 
führt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergesteltte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 3201 

Tannine sowie deren Salze, Ether, Ester und 
andere Derivate 

Herstellen aus Gerbstoffauszügen pflanzfichen Ursprungs 

3205 

i 

Farblacke; Zubereitungen im Sinne der 
Anmerkung 3 zu diesem Kapitel auf der 
Grundlage von Farblacken(') 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen der 
Positionen 3203 und 3204; jedoch können Vormaterialien der Posi¬ 
tion 3205 verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 33 

Ätherische öle und Reskxioide; zubereitete 
Riech-, Körperpflege- oder Schönheitsmittel, 
ausgerKxnmen die Waren, für die unter der 
nachfolgenden Position 3301 eine besondere 
Regel angeführt ist 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwertdet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht Oberschrertef 


(’) Anmerkung 3 zu KapKe< 32 besagt, daß es sieb bei diesen Zubeferturkgen un solche handeK, wie sie zum Färben beliebiger Stoffe oder zum Herstellen von Farb 2 ubefeiTur>gen 
verwer>det werden, vorausgesetzt, sie sir>d niebt in eine andere Position des Kapitels 32 einzureihen. 
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HS-Posilion 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(Z| 

(3) 

3301 

Ätherische Öle (auch terpenfrei gemacht), 
einschließlich .konkrete" oder .absolute“ Öle; 
Resinoide; Konzentrate Ätherischer öle in 
Fetten, nichtflüchtigen Ölen, Wachsen oder 
Ähnlichen Stoffen, durch Enfleurage oder 
Mzizeration gewonnen; terpenhaltige Neben¬ 
erzeugnisse aus Ätherischen Ölen; destillierte 
aromatische Wässer und wäßrige Lösungen 
ätherischer Öle 

Herstellen aus Materialien jeder Position, einschließlich aus Vormate¬ 
rialien einer anderen Warengruppe (') dieser Position, jedoch können 
Vormatehalien derselben Warengruppe verwerxlet werden, wenn ihr 
Wert 20 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

. 

ex Kapitel 34 

Seifen, organische grenzflächenaktive Stoffe, 
zubereitete Waschmittel, zubereitete Schmier¬ 
mittel, künstliche Wachse, zubereitete 
Wachse, Schuhcreme. Scheuerpulver und 
dergleichen, Kerzen und Ähnliche Erzeug¬ 
nisse, Modelliermassen, .Dental Wachs“ und 
Zubereiturvgen für zahnärztliche Zwecke auf 
der Grundlage von Gips; ausgerxxnmen die 
Waren, für die unter den rtachfoigenden Posi¬ 
tionen ex 3403 und 3404 besondere Regeln 
angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 3403 

Zubereilete Schmiermittel, Erdöle oder Öle 
aus bituminösen Mineralien enthaltend, vor¬ 
ausgesetzt, deren Anteil beträgt weniger als 
70 GHT 

Waren des Anhangs VIII 

3404 

Künstliche Wachse und zubereitete Wachse; 



- auf der Grundlage von Paraffin, Erdöl¬ 
wachsen oder von Wachsen aus bituminö¬ 
sen Mineralien oder von paraffinischen 
Rückständen 

Waren des Anhangs VIII 


- andere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen aus 



- hydrierten Ölen, die den Charakter von Wachsen haben, der 
Position 1516 



- Fettsäuren von chemisch nicht eindeutig bestimmter Konstitution 
und technischen Fettalkoholen, die den Charakter von Wachsen 
haben, der Position 1519 



- Vormaterialien der Position 3404; 



jedoch können alle diese Vormaterialien verwendet werden, wenn ihr 
Wert 20 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware insgesamt 
nicht überschreitet 

! 

ex Kapitel 35 

Eiweißstoffe, modifizierte Stärken; Klebstoffe; 
Enzyme; ausgerxxnmen die Waren, für die 
unter den nachfolgenden Positionen 3505 
und ex 3507 besondere Regeln eingeführt 
sind 

Herstellen aus Vomnateriaiien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

3505 

Dextrine und andere modifizierte Stärken 
(z B. Quellstärke oder veresterte Stärke): 
Leime auf der Grundlage von Stärken, Dextri¬ 
nen oder anderen modifizierten Stärken: 



- Stärkeether und -esler 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich aus ande¬ 
ren Vormaterialien der Position 3505 


- andere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen aus 
solchen der Position 1108 

ex 3507 

Zubereitete Enzyme, anderweit weder ge¬ 
nannt rx)ch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 v. H. des ab-Werk-Peises der hergestellten Waire nicht überschreitet 


(’) Als Wareogruppe gilt jedef Teil der Position, der von den übrigen Waren durch einen Stricf^nkl getrer>nt ist. 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(') 

( 2 ) 

( 3 ) 

Kapitel 36 

Pulver und Sprengstoffe; pyrotechnische Arti¬ 
kel; Zündhölzer, Zündmetallegiemngen; leicht 
entzündliche Stoffe 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine arxlere Position als die 
hergestetite Ware einzureihen sirxl; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, %venn irr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 37 

Erzeugnisse zu photographischen urtd kirte- 
matographischen Zwecken; ausgenommen 
die Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen 3701, 3702 und 3704 besotKlore 
Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch könrten Vormaterialien 
dersetoen Position verwerxlet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestetlten Ware nicht überschreitet 

3701 

Lichtempfindliche photographische Platten 
und Planfilme, nicht belichtet, aus Stoffen 
aller Art (ausgenommen Papier, Pappe oder 
Spinnstoffe); lichtempfindliche photographi¬ 
sche Sofortbild-Ptanfiime, nicht belichteL 
auch in Kassetten 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
Position 3702 einzureihen sind 

3702 

UchtempfmdHche photographische Filme In 

Rollen, nicht belichtet, aus Stoffen aller Art 
(ausgenommen Papier, Pappe oder Spinn¬ 
stoffe); lichtempfindliche photographische 
Sofortbild-Rollfilme, nicht belichtet 

Herstellen aus Vormateriafien, die nicht in die Position 3701 oder 
3702 einzureihen sind 

3704 

Photographische Platten, Filme, Papiere, 
Pappen und Spinnstoffe, belichtet, jedoch 
nicht entwickelt 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht in die Position 3701 bis 3704 
einzureihen sind 

ex Kapitel 38 

Verschiedene Erzeugnisse der chemischen 
Industrie; ausgenommen die Waren, für die 
unter den nachfolgenden Positionen ex 3801, 
ex 3803, ex 3805, ex 3806, ex 3807, 3808 bis 
3814, 3818 bis 3820, 3822 und 3823 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware eirvzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Wetk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 3801 

- Kolloider Graphit in Suspensionen und 
halbkolloider Graphit; kohlenstoffhaltige 
Paste für Elektroden 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


— Graphit in Form von Pasten, besteherxl 
aus einer Mischung von mehr als 30 % 
GHT von Graphit mit Mineralölen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien der 
Positioo 3403 20 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 3803 

Taliöl, raffiniert 

Raffinieren von rohem Taliöl 

ex 3805 

Sulfatterpentinöl, gereinigt 

Reinigen durch Destiineren oder Raffinieren von rohem Sulfat¬ 
terpentinöl 

ex 3806 

Harzester 

Raffinieren von Harzspuren 

ex 3807 

Schwarzpech, auch Pech schlechthin ge¬ 
nannt 

Destillieren von Holzteer 

3808 

bis 

Verschiedene Erzeugnisse der chemischen 
Industrie: 


3814, 

3818 

bis 

3820, 

3822, 

3823 

- Zubereitete Additive für Schmieröle, 
Erdöle oder Öle aus bituminösen Mirrera- 
lien enthaltend, der Position 3811 

- folgende Waren der Position 3823: 

- zubereitete Bindemittel für GieOerei- 
formen oder GieBereikeme auf der 
Gnjndlage von natürlichen Harzpro¬ 
dukten 

Waren des Anhangs VIII 

Hersteilen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergesteilte Ware einzureihen sind; jedoch können Vormaterialien 
derselben Position verwendet werden, wenn ihr Wert 20 v. H. des 
ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 


- Naphtensäuren, ihre wasserunlös¬ 
lichen Salze und Esther der Naphten¬ 
säuren 



4 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

3808 

- Sorbit, ausgenommen Sorbit der Posi- 


bis 

tkxi 2905 


3814, 

3818 

- Petroteomsutfonate, ausgenommen 


solche des Ammoniums, der AtkalP 


bis 

nrvetalle oder der Athartolamine; thio- 


3820, 

3822, 

penhaltige Sulfosäuren von Öl aus 


bituminöson Mineralien urxJ ihre Salze 


(Fortsetzung) 

- kx^enaustauscher 

- absorbierende Zubereitungen (Geter) 
zum Vervollständigon des Hoch¬ 
vakuums in elektrischen Lampen und 
Röhren 

- nicht ausgebrauchte Gasreinigungs¬ 
massen 

- Ammon'iakwasser und ausgebrauchte 
Gasreinigungsmassen 

- Sulfonaphtens&uren und ihre wasser- 
unlösTtchen Salze; Ester der Sulfo- 
naphtensäuren 

- Fuselöle urrd Dippelöle 

- Mischungen von Salzen mit verschie¬ 
denen Anionen 

- Kopierpasten auf der Grundlage von 
Gelatine, auch auf Unterlagen aus 
Papier oder Textilien 



- andere 

1 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware nicht überschreitet 

3901 

Kunststoffe in Primörformen. Abfälle, Schnit- 


bis 

zel und Bruch von Kunststoffen: 


3915 

- Additionshomopolymerisationserzeug- 

Herstellen, bei dem 


nisse 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 50 v. H, des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

- der Wert der verwendeten Vormaterialien des Kapitels 39 20 v. H. 
des ab-Werk-Preises der hergesteilen Ware nicht überschreitet(') 

i 

- andere 

Herstellen, bei dem der Wert der verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 39 20 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet (') 

3916 

Halberzeugnisse aus Kunststoffen: 


bis 

392-: 

- Flacherzeugnisse, weiter behandelt als i 

Herstellen, bei dem der Wert der verwendeten Vormaterialien des 

nur auf der Oberfläche bearbeitet oder 

Kapitels 39 50 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


anders zugeschnitten als lediglich zu 
Rechtecken; andere Erzeugnisse, weiter 
behandelt als nur auf der Oberfläche 
bearbeitet 

- andere: 

nicht überschreitet 


- aus Additionshomopolymerisations- 

Herstellen, bei dem 


erzeugnissen 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht überschreitet und 

- der Wert der verwendeten Vormaterialien des Kapitels 39 20 v. H. 
des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet (’) 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert der verwendeten Vormalerialien des 
Kapitels 39 20 v. H. des ad>-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet (') 


(’) Bei Erzeugnissen, die aus Vorrnalenalien der Posrtiooen 3901 bis 3906 einerserts und aus Vonrtfrtenaiien der Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sirvj. gitt 
diese Beschränkung nur für jene Gnjppe von Vormatenalien, die in der hergesteWlen W€^e gewicbtsmäßig überwiegt. 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

3922 

bis 

3926 

Fertigerzeugnisse aus Kunststoffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
SO v. H. des ab-Werk-Preises der hergesteinen Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 4001 

Geschichtete Platten aus Kautschuk für 
Sohlenkrepp 

Aufeinanderschichten von Platten aus Naturkautschuk 

•4005 

Kautschukmischungen (sogenannte Master¬ 
batches), nicht vulkanisiert, in Primärformen 
oder in Platten, Blättern oder Streifen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien, aus- 
gerxxnmen Naturkautschuk, 50 v. H. des ab-Werk-Preises der herge- 
stetlten Ware nicht überschreitet 

4012 

Luftreifen aus Kautschuk, rurKlemeuert (oder 
gebraucht); Vollreifen oder Hohlkammerreifen 
(auswechselbare Überreifen und Felgenbän¬ 
der). aus Kautschuk 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgenommen aus 
solchen der Position 4011 oder 4012 

ex 4017 

Waren aus Hartkautschuk 

Herstellen aus Hartkautschuk 

ex 4102 

Rohe Felle von Schafen oder Lämmern, ent¬ 
haart 

Enthaaren von Schaffellen oder Lammfellen 

4104 

bis 

4107 

Leder, enthaart, ausgenommen Leder der 
Position 4108 oder 4109 

Nachgerben von vorgegerbtem Leder oder Herstellen aus Vor¬ 
materialien, die in eine andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind 

4109 

Lackleder und follen-kaschierte Lackleder; 
metallisierte Leder 

Herstellen aus Leder der Positionen 4104 bis 4107, wenn sein Wert 
50 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

i 

ex 4302 

Pelzfelle, gegerbt oder zugerichtet, zusam¬ 
mengesetzt; 



- in Platten, Kreuzen oder ähnlichen 
Formen 

Bleichen oder Färben mit Zuschneiden und Zusammensetzen von 
nicht zusammengesetzten gegerbten oder zugerichteten Pelzfellen 


- ztndere 

Herstellen aus nicht zusammengesetzten gegerbten oder zugerichte¬ 
ten Pelzfellen 

4303 

Bekleidung, Bekleidungszubehör und andere 
Waren, aus Pelzfellen 

Herstellen aus nicht zusammengesetzten gegerbten oder zugerichte¬ 
ten Pelzfellen der Position 4302 

ex 4403 

Rohholz, zwei- oder vierseitig grob zugerich- 
tet 

Herstellen aus Rohholz, auch entrirtdet oder vom Splint befreit 

ex 4407 

Holz, in der Längsrichtung gesägt oder 
gesäumL gemessert oder geschäK, mK einer 
Dicke von mehr als 6 mm, gehoben, geschlif¬ 
fen oder keifverzinkt 

Hobeln, Schleifen oder Keilverzinken 

ex 4408 

FumierWätter oder Blätter für Sperrholz (auch 
zusammengefügt), mit einer Dicke von 6 mm 
oder weniger; anderes Holz, in der Längsrich¬ 
tung gesägt, gemessert oder geschärt, mit 
einer Dicke von 6 mm oder weniger, gehobelt, 
geschliffen oder keilverzinkt 

Zusammenfügen, Hobeln, Schleifen oder Keilverzinken 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex 4409 

- Holz (einschließlich Stäbe und Friese für 
Parkett, nicht zusamrnertgesetzt), entlarv 
einer oder mehrerer Kanten oder Oberflä¬ 
chen profiliert (gekehlt, genutet, gefedert, 
gefalzt, abgeschrägt, gefriesl, gerurtdet 
oder in ähnlicher Weise bearbeitet), 
geschliffen oder keilverzinkt 

Schleifen oder Keilverzinken 


- Gefrieste oder profilierte Leisten utkI 
Friese 

Fräsen oder Profilieren 

ex 4410 
bis 

ex 4413 

Gefräste oder profilierte Holzleisten und Holz¬ 
friese für Möbel, Flahmen, Innenausstattum 
gen, elektrische Leitungen oder für ähnliche 
Zwecke 

Fräsen oder Profilieren 

ex 4415 

Kisten, Kistchen, Verschlage, Trommeln und 
ähnliche Verpackungsmittel, aus Holz 

Herstellen aus noch nicht auf die erforderlichen Maße zugeschnitte¬ 
nen Brettern 

ex 4416 

Fässer, Tröge, Bottiche, Eimer urtd andere 
Böttcherwaren und Teile davon, aus Holz 

Hersteilen aus FaBstäben, auch auf beiden Hauptflächen gesägL 
aber nicht weiter bearbeitet 

ex 4418 

- Bautischler- und Zimmermannsarbeiten, 
aus Holz 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Verbundplatten 
mit Hohlraummittellagen und Schindeln („shingles“ und „shakes“) 
verwendet werden 


- Gefrieste oder profilierte Leisten und 
Friese 

Friesen oder Profilieren 

ex 4421 

Holz für Zündhölzer, vorgerichtet; Holznägel 
für Schuhe 

; Herstellen aus Holz jeder Position, ausgenommen aus Holzdraht der 

1 Position 4409 

4503 

Waren aus Naturkork 

Herstellen aus Kork der Position 4501 

i 

ex 4811 

Papier und Pappe, nur liniert oder kariert 

Herstellen aus Vormaterialien für die Papierherstellung des Kapi¬ 
tels 47 

4816 

Kohlepapier, präpariertes Durchschreibe¬ 
papier und rinderes Vervielfältigungs- und 
Umdruckpapier (ausgerxxnmen Waren der 
Position 4809), vollstärtdige Dauerschab¬ 
lonen und Offsetplatten aus Papier, auch in 
Kartons 

Herstellen aus Vormaterialien für die Papierherstellung des Kapi¬ 
tels 47 

4817 

Briefumschläge, Einsteckbriefe, Postkarten 
(ohne Bilder) und Briefkarten, aus Papier ‘ 
oder Pappe; Zusammenstellungen solcher ; 
Schreibwaren, in Schachteln, Taschen und 
ähnlichen Behältnissen, aus Papier oder ; 
Pappe 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sittd und 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 4818 

Toilettenpapier 

Herstellen aus Vormaterialien für die Papierherstellung des Kapi¬ 
tels 47 

ex 4819 

Schachteln, Kartons, Säcke, Beutel, Tüten 
und andere Verpackungsmittel, aus Papier, 
Pappe, Zellstoffwatte oder Vliesen aus Zell- 
stoffasem 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormalerialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind und 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 4820 

Briefpapierblöcke 

Hersteilen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 4823 

Andere Papiere, Pappen, Zellstoffwatfe und 
Vliese aus Zellsfoffasem, zugeschnrtten 

Herstellen aus Vormaterialien für die Papierherstellung des Kapi¬ 
tels 47 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder VerarbeHungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

4909 

Bedruckte oder illustrierte Postkarten; Glück- 
wunschkalten urxi bedruckte Karten mH 
GlOckwOnschen oder persönlichen MUteikav 
gen, auch illustriert, auch mH Umschlägen 
oder Verzierungen aller Art 

Herstellen aus Vormaterianen, die nicht in die Position 4909 oder 
4911 einzixeihen sind 

4910 

Kalender aller Art. bedruckt, einschiieBiich 
Blöcke von AbreiBkaiendem: 



- Dauerkaiender, oder Kalender, deren 
auswechselbaier Block auf einer Unter¬ 
lage altgebracht ist, die nicht aus Papier 
oder Pappe besteht 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine andere PosHion als die 
hergestettte Ware einzureihen sirxl und 

- der Wert aller verwendeten Vormaterianen 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestelHen Ware nicht überschreHet 


- andere 

Hersteilen aus Vormaterialien, die nicht in die PosHion 4909 oder 
4911 einzureihen sirxl 

ex 5003 

Abfälle von Seide (einschäoeSch nkht ab¬ 
haspelbare Kokons, Gamabfälle und ReiS- 
spinnstoff), gekrempeH oder gekämmt 

Krempeln oder Kämmen von Abfällen von Seide 

5501 

bis 

5507 

Synthetische oder künstliche Spinnfasem 

Hersteäen aus chemischen Vormaterialien oder aus Spirmmasse 

ex Kapitel SO 
bis 

Kapitel 55 

Game, Monofile uikI Nähgarne 

Herstellen aus(') 

- natürlichen Fasern, nicht gekrempelt oder gekämmt oder anders 
für die Spinnerei bearbeHet 

- chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die Papierherstellung 


Gewebe: 



- in Verbindung mit Kautschukfäden 

Herstellen aus einfachen Garnen (’] 


- andere 

Herstellen aus(’) 

- Kokosgamen 

- natOrächen Fasern 



- synthetischen oder kürrstlichen Spiruifasem, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder ivcht aixtors für die Spitinerei bearbeHet 



- chemischen VormatertaKen oder Spinnmasse rxler 

- Papier 

oder 



Bedrucken mH mindestens einer Nachbehandlung (wie Reinigen, 
Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, Aufhellen, Kalandrieren, 
krumpfecht Ausrüsten, Fixieren, Dekatieren, Imprägnieren, Ausbes- 
sem und Noppen), wenn der Wert des unbedrucklen Gewebes 
47,5 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestelHen Ware nicht über- 
schreHet 

ex Kapitel 56 

Watte, RIze und Vliesstoffe; Spezialgame; 
Biixlfäden, Seile, Taue und Seilerwaren; aus- 
gerxxnmen die Waren, für (fie unter den nach- 
folgerKfen PosHionen 5602, 5604, 5605 und 
5606 besorxiere Regeln angeführt sirtd 

Herstellen aus(') 

- Kokosgamen 

r natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die Papierherstellung 


(^) Wegen def besonderan VorechrNt be^effend Waren, die aus verschiedenen textäen Vonnatentfen bestehen, stehe EtnleHende Bemedoing 6. 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder VerarbeRungen von Vormatertalien ohne 
Ursprungseigenschaft die Ursprung verleihen 

0) 

(2) 

<3) 

5602 

Filze, auch getränkt, bestrichen, überzogen 
oder mtt Lagen versehen: 



- NadeHHze 

Herstellen ausC) 

- rtatflrächen Fasern 

- chemischen Vormateriaflen oder Spkmmasse; 

jedoch können 

- Monofile aus Polypropylen der PosRion 5402 

- Spinnfasern aus Polypropylen der PosRion 5503 oder 5506 oder 



- Spktnkabel aus RIamertlen aus Polypropylen der PosRion 5501, 



bei denen jeweils eine Faser oder ein Filament ekten TRer von 
weniger als 9 dtex aufweist verweitdel werden, wenn ihr Wert 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteMen Ware nictR OberscheRet 


- andere 

Herstellen aus(') 

- ttaiOrlichen Fasern 

- Spinnfasern aus Kasein oder 

- chemischen Vormaterlalen oder Spktnmasse 

5604 

Fäden und Kordeln aus Kautschuk, mit einem 
Überzug aus Spmnstoffen; Spirwistoffgame. 
Streifen und dergleichen der Position 5404 
oder 5405, mR Kautschuk oder Kunststoff 
getränkt bestrichen, Qberzogen oder umhOOt: 



- Kautschukraden, mR eir>em Überzug aus 
Spinnstoffen 

Hersteilen aus Kautschukfäden urtd -kordeki, nicht mR einem Über¬ 
zug aus Spinnstoffen 


- andere 

Herstellen aus(’) 



- natürlichen Fasern, nicht gekrempeH oder gekämmt oder nicht 
anders für die Spinnerei bearbeRet 



- aus chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die Papierherstellung 

5605 

MetaHgame utkI metallisierte Game, auch 
umsponnen, bestehend aus Garnen und 
Spinnstoffen, Streifen oder dergleichen der 
Position 5404 oder 5405, kt Veibirtdung mR 
Metall kt Form von Faden, Streifen oder Pul¬ 
ver oder mR Metall überzogen 

Herstellen aus(') 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder kOnstKchen Spkinfasem, nicht gekrempeR 
oder gekämmt oder nicht anders fOr die Spinnerei bearbeRet 

- chemischen VormateriaJien oder Spkmmasse oder 

- Vomiaterialien für die Papierherstellung 

5606 

Gimpert unraportnene StreHen und rieiglei- 
chen der PosRion 5404 oder 5405 (ausge¬ 
nommen Waren der PosRion 5605 und 
umsponnene Game aus Roehaar); CheniHe- 
game; .Maschengame* 

Herstellen aus(') 

- natOrüchen Fasern 

- synthetischen oder kOnstüchen Spkmfasem, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht aitders für cfie Spinnerei bearbeRet 

- chemischen Vormaterialien oder Spkmmasse oder 

- Vormatertalien für die Papierherstelkjmg 

Kapitel 57 

Teppiche und andere FuBbodenbetäge, aus ' 
Spifutstoffen; 



- aus Nadelfilz 

Herstellen aus(') 

- natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder Spkmmasse; 
jedoch kör men 

- Morxifile aus Polypropylen der Position 5402 

- Spinnfasern aus Polypropylen der PosRionen 5503 oder 5506 oder 


(^) We 9 en der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textien Vormateriaiien bestehen, siehe Ei n leilende Bemerfttjng 6. 
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HS-Position 

WarenbezeichrHing 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

Kapitel 57 

- aus Nadelfilz 

- Spinnkabel aus Filamenten aus Polypropyien der Position 5501, 

(Fortsetzung) 


bei denen jeweils efoe Faser oder ein Filament einen Titer von 
weniger als 9 dtex aufweist, verwerxlet werdert, wenn ihr Wert 



40 V. H. des ab-Werk-Pieises der hergestellten Ware nicht aberschreitet 


- aus anderem Filz 

Herstellen ausC) 

- natürlichen Fasern, nicht gekrempelt oder gekämmt oder .rieht 
anders fOr die Spinnerei bearbeitet 

— chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse 


- andere 

Herstellen aus(') 

— Kokosgamen 

- Garnen aus synthetischen oder künstlichen Filamenten 

- natürlichen Fasern oder 

— synthetischen oder künstlichen Spirmfasem, nicht kardiert oder 

V 


gek&mmt oder rricht anders für die Spinnerei bearbeitet 

ex Kapitel 58 

Spezialgewebe; getuftete Spinnstofferzeug¬ 
nisse; Spitzen; Tapisserien; Posamentier¬ 
waren; Stickereien; ausgerKxnmen eye Waren 
der Positionen 5805 und 5810; fOr die Waren 
der Position 5810 ist nachfolgend eine beson¬ 
dere Regel angefOhrt 



- in Verbindung mit Kautschukfaden 

Herstellen aus einfachen Garnen (') 


- andere 

Herstellen aus(’) 

- rratürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spinnfasern, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht anders für die Spinnerei bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse 

oder 

Bedrucken mit mindestens einer Nachbehandlung (Reinigen, Blei¬ 
chen, Merzerisieren, ThermoTixieren, Aufhellen, Kalandrieren, 
krumpfecht Ausrüsten, Fixieren, Dekatieren, Imprägnieren, Ausbes- 
sem urxl Noppen), wervi der Wert des unbedruckten Gewebes 
47,5 v. H. des ab-Weik-Preises der hergestellten Ware nicht Ober- 
schreilet. 

5810 

Stickereien als Meterware, Streifen oder als 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialen 


Motive 

50 v. H. des ab-Werk-Pieises der hefgesteMsn Ware nicht überschreitet 

5901 

Gevrabe, mit Leim oder starkehaMgen Stoffen 
bestrichen, von der zum Eirfoitxten von 
BOchem, zum Herstellen von Futteralen, Kar- 
tonagen oder zu ähnlichen Zwecken verwen¬ 
deten Alt; Pausleinwarxi; präparierte Malleitv 
wand; Bougram und ahnUche steile Gewebe, 
von der fOr die Hutmacherei verwerKteten Art 

Herstellen aus Garnen 

5902 

Reifencordgewebe aus hochfesten Garnen 
aus Nylon oder anderen Polyamiden, Poly- 
estem oder Viskose: 



- mit einem Anteil an textilen Vormaterialien 
von rvicht mehr als 90 GHT 

Herstellen aus Garnen 


- arxiere 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien oder aus Spinnmasse 


(') Wdgen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen VormaterMen bestehen, siehe Eif^ftende Bemericung 6. 
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HS-Position 

Warei^jezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

<Z) 

O) 

5903 

Gewebe, mit Kunststoff getränkt, bestrichen. 
Oberzogen oder mit Lagen aus Kunststoff ver¬ 
sehen, andere ab solche der Position 5902 

Herstetten aus Garnen 

5904 

Unoieuro, auch zugeschnMen; FuSbodariie- 
lSge, aus einer Spinrtstoffijnlertage mit einer 
Deckschicht oder einem Überzug bestehend, 
auch zugeschnitten 

Herstetien aus GamenO) 

5905 

Wandverkleidungen aus Spinnstoffen: 



- mit Kunststoff getrSnM, bestrichen, Gber- 
zogen oder mit Lagen aus Kaubchuk, 
Kunststoff oder arxlerem Material verse¬ 
hen 

Herstellen aus Garnen 


- andere 

Herstellen aus(') 

- Kokosgarrten 



- natürlichen Fasern. 

- synthetischen oder kOnstichan Spinntasem. nicht gekrempeit 



oder gakftmrt oder nicht anders für db Spinnerai bearbeitet oder 

- chemischen Vonnaterialien oder Spinnmasse 

oder 

Bedrucken mit mindestens einer Nachbehandlung (wie Reinigen, 
Bleichen. Merzerbieran, Thermoflxieraa Aulhalan, Kalandrieren, 
krumpfecht Ausrüsten, Fixieren, Dekatieran, Impragriieren, Ausbes- 
sem und Noppen), wenn der Wert des unbedruckten Gewebes 
47,5 V. H. des ab-Werk-Prebes der hergesteMen Ware nicht über¬ 
schreitet 

5906 

Kautschutierte Gewebe, andere als solche 
der Position 5902: 



- aus Gewirken oder Gestricken 

Herstellen aus(') 

- natürlichen Fasern 

^ synthetischen oder künstlichen Spirmfasem, nicht gekrempelt 
oäer gekfimmt oder nicht anders für die Spinnerei bearbeitet oder 

- chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse 


- andere Gewebe aus synthetischem Rb- 
mentgam, mit eirtem Anteil an textflen 
MateriaRen von mehr ab 90 GHT 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien 


- andere 

Herstellen aus Garnen 

5907 

Arxlete Gewebe, geIrSnid. bestrichen oder 

Herstellen aus Ganten 


Qberzogen; bemalte Gewrabe (Qr Theater¬ 
dekorationen, AtefierhintergrOnde oder der- 



gleichen 


ex 5908 

GIQhstiOmple, getrfinkt 

Hersteilen aus schlauchförmigen Gewirken für Glühstrümpfe 

5909 

Waren des technischen Bedarb aus Spinrt- 


bis 

stoffen: 


5911 

- Polierscheiben und -ringe, arxlere ab aus 

Herstellen aus Garnen, Abfällen von Geweben oder Lumpen der 


Filz, der Position 5911 

Position 6310 


- andere 

Herstetien aus(') 

- Kokosgamen 

- rtatürRchen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spinnfasern, nicht kardiert oder 
gekämmt oder nicht anders für die Spkmerei beaibeitet oder 



- chemischen Vormaterfafien oder Spinnmasse 


C) Wegen der besonderen Vorschrift b etreflen d Waren, die aus verschiedenen textien V o r ms teriaften bestehen, siehe Einleilende Bemerkung 6. 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

0) 

(2) 

(3) 

Kai^el 60 

Gewirke und Gestricke 

Hersteilen ausf) 



- natOrfichen Fasern 



- synthetischen oder künstlichen Spinnfasern, nicht gekrenryielt 
0 ^ gekömmt oder nicht anders für die Spinnerei bearbeitet oder 



- chemischen Vormaterialien oder Spirmmasse 

Kapitel 61 

Bekleidung und Bekleidungszubehör, aus 
Gewirken oder Gestricken: 



- die durch Zusanvnennahen oder sonsti¬ 
ges Zusammenfügen von zwei oder mehr 
zugeschnittenen oder abgepaßten gewirk¬ 
ten oder gestrickten Teilen hergestellt 
wurden 

Herstellen aus Gamenf) 


- andere 

Herstellen ausC) 

- naUMIchen Fasern 



- synthetischen oder künstlichen Spinnfasern, nicht gekrempelt 
o^ gekflmmt oder nicht anders für die Spinnerei bearbeitet, oder 



- chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse 

ex Kapitel 62 

Bekleidung und Bekieidungszubehör, nicht 
gewirkt oder gestrickt; ausgerxxnmen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden Posi¬ 
tionen ex 6202, ex 6204, ex 6206, ex 6209, ex 
6210, 6213, 6214, ex 6216 und ex 6217 
besondere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Garnen n 

ex 6202, 
ex 6204, 
ex 6206, 
ex 6209 
und 

ex 6217 

Bekleidung für Frauen, Mädchen oder Klein¬ 
kinder, bestickt; .anderes konfektioniertes 
Bekieidungszubehör*, bestickl 

Herstellen aus Garnen (*) 

oder 

Herstellen aus nicht bestickten Geweben, wenn der Wert der verwen¬ 
deten nicht bestickten Gewebe 40 v. H. des ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet (') 

ex 6210, 
ex 6216 
und 

ex 6217 

Feuerschutzausrüstung aus Geweben, mit 
einer Folie aus aluminisiertem Polyester über¬ 
zogen 

Herstellen aus Garnen (*) 

oder 

Herstenen aus nicht überzogenen Geweben, wenn der Wert der 
verwendeten nicht überzogenen Gewebe 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet (*) 

6213 
und 

6214 

Taschentücher und Ziertaschentücher. 
Schals, Umschlagtücher, Halstücher, Kragen¬ 
schoner. Kopftücher, Schleier und ähnliche 
Waren: 



- bestickt 

Hersteilen aus rohen, einfachen Gamen(') (*) 



oder 



Kterstellen aus nicht bestickten Geweben, wenn der Wert der verwen- 
deten nicht besückten Gewebe 40 v. H. des ab-Werk-Preises der 
hergestelltsn Ware nicht überschreitet (’) 


— andere 

Hersteilen aus rohen, einfachen Qamen(') f) 


<^) Wogen der besonderen Vorschrift bebeffend Waren, die aus verschiedenen lextaen Vormatertalien bestehen, siehe EkHeitonde Bemedoing 6. 
Wegen der Behandlung von textaen Garnituren urxl textüeni Zubehör siehe Ekileftende Bemedcung 7 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

<2) 

(3) 

6301 

bis 

6304 

Decken; Bettwäsche usw.; Gardinen usw.; 
andere Waren zur bmenausstattung: 



- aus % oder VIesstoffen 

Herstellen aus(’) 

- .natürlichen Fasern oder 

— chemischen Vormaterialien oder Spirmmasse 


- arxlere: 

Herstellen aus rohen, einfachen Gamen(') 


- bestickt 

oder 



Hersteten aus nidtt bestickten Geweben (andere als gewirkte oder 
gestrickte), wenn der Wert der vettnrendeten nicht bestickten Gewebe 
40 v. H. des ab-Weik-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere 

Herstetten aus rohen, einfachen Gtemen(*) 

6305' 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken 

Herstellen aus(*) 

- natürlichen Fasern 



- synthetischen oder kOnstBchan Spinnfasem, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht anders für die Spinnerei bearbeitet oder 


1 

- chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse 

6306 

Ptarwn, Segel für Wasserfahrzeuge, für Surf¬ 
bretter und fOr Landtahizeuge, Markisen, 
Zette und CampingausrOstungen: 



- aus VSesstoflen 

Herstellen aus(^ 

- natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormateriaten oder Spirmmasse 


- andere 

Herstellen aus rohen, einfachen Garnen 

6307 

Andere konfektionierte Waren, einschließlich 
Schnittmuster zum Herstellen von Bekleidurrg 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestettten Ware nicht über¬ 
schreitet 

6308 

Warertzusammerrstellungen, aus Geweben 
urKi Garn, auch mit Zubehör, für die Herstel¬ 
lung von Teppichen, Tapisserien, bestickten 
Tischdecken oder Servietten oder AhnRchen 
Spinnstoffwaren, In Aufmachungen für den 
Einzelverkauf 

Jede Ware in der Warenzusammenstollung muß die Regel erfüllen, 
(fie artzuwetxten wäre, werm sie nicht in der Warenzusammenstel¬ 
lung enthalten wäre; jedoch können Waren ohne Ursprungseigen¬ 
schaft mitverwendet werden, werm lir Wert 15 v. H. des ab-Werk- 
Preises der Warenzusammenstellung nicht überschreitet 

6401 

bis 

6405 

Fußbekleidung 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ausgervxnmen aus 
Zusammensetzungen von Obettoflen. die mit einer Brandsohle oder 
anderen Sohlenteilen verbunden skxl, der Position 6406 

6503 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, aus FHz, j 
aus Hutstumpen oder Hutplatten der Position | 
6501 herge^ettt, auch «jogestattet 

Herstellen aus Garnen oder Spinnfasem(') 

6505 

Hüte UTKl andere Kopfbedeckungen, gewirkt 
oder gestrickt oder aus Stücken (ausgenom¬ 
men Streifen) von Spitzen, Rlz oder anderen 
Spirmstofferröugnissen hergestettt, auch aus¬ 
gestattet; Haarnetze aus Stoffen aller Art, 
auch ausgestattet 

Herstellen aus Garnen oder Spirmtesem(’) 

6601 

RegenscNrme und Sonnenschirme (ein- 
schlieSlich Stockschirme, Gartenschirme und 
ähnliche Waren) 

HersteHen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
SOv. H. des ab-Werk-Preises der hergestettten Ware nicht über¬ 
schreitet 


(^) Vitagen <ler bMorxtoren Vortchrtft bdrtftaod Warwi, öm aus varachiadanan taxtian Vormatariafcan basiahen, siehe Bnlellanda B emert c ung 6. 
Wegen der Behmyfiung von tsxtilan Garnituren und taidlem Zubehör aiahe E i niaftenda Bemarkung 7. 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

0) 1 

(2) 

(3) 

ex 6803 

Waren aus Tonschiefer oder aus PreOschiefer 

Herstellen aus bearbeitetem Schiefer 

ex 6812 

Waren aus Asbest oder aus Mischungen auf 
der Grundlage von Asbest oder auf der 
Grundlage von Asbest und Magnesiumcar¬ 
bonat 

Herstellen aus bearbeiteten Asbestfasem oder aus Mischungen auf 
öer Grundlage von Asbest oder auf der Grundlage von Asbest urxl 
MagneskJtTxaubortat 

ex 6814 

Waren aus Glimmer; agglomeriefter oder 
rekonstituiener Glimmer, auf Unterlagen aus 
Papier, Pappe oder aus arxieren Stoffen 

Herstellen aus bearbeitetem Glimmer (einschiieBlich agglomeriertem 
oder rekonstituiertem Glimmer) 

7006 

Glas der Position 7003, 7004 oder 7005, 
gebogen, mft bearbeiteten Kanten, graviert, 
gelocht, emaHliert oder anders bearbeitel. 
jedoch weder gerahmt rxich in Verbirxlung mtt 
arxleren Stoffen 

HersteUen aus Vormaterialien der Position 7001 

7007 

Vorgespannles-Einschichlen-Sicharhettsglas 
und Mehrschichten-Sicherheitsglas (Verbund- 
gias) 

HersteOen aus Vormaterialien der Position 7001 

7008 

Mehrschichtige Isolierverglasungen 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 7001 

7009 

Spiegel aus Glas, auch gerahmt, einschüeS- 
li^ ROckspiegel 

Herstellen aus Vormateriafien der Position 7001 

7010 

Flaschen, Glasbatlons, Korbflaschen, Fla¬ 
kons, Krüge, Töpfe, Röhrchen, Ampullen utxl 
arxlere Behältnisse aus Glas, zu Transport¬ 
oder Verpackungszwecken; Korrservenglä- 
ser; Stopfen, Deckel und andere Verschlüsse 
aus Glas 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergesteltte Ware einzureihen sind, 

oder 

Schleifen von Glaswaren, wenn ihr Wert 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

7013 

Glaswaren zur Venvendung bei Tisch, in der 
Küche, bei der Toilette, im Büro, zur Innen¬ 
ausstattung oder zu ähnlichen Zwecken (aus¬ 
genommen Waren der Position 7010 oder 
7018) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, 

oder 

Schleifen von Glaswaren, wenn ihr Wert 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet, 

oder 

mit der Harxl ausgeführtes Verzieren (ausgertommen SiebdnKk) von 
murxlgebiasenen Glaswaren, wenn ihr Wett 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 7019 

Waren aus Glasfasern (ausgerxxnmen 
Game) 

/ 

Herstellen aus: 

- ungefärbten Glasstapelfasem, Glasseidensträngen (Rovings) und 
Garnen, geschnittenem Textilglas oder 

- GtaswoHe 

ex 7102, 

Edelsteine urtd Schmucksteine (natürliche. 

Herstellen aus nicht bearbeiteten Edelsteinen oder Schmucksteinen 

ex 7103 
und 

ex 7104 

7106 

synthetische oder rekonstituierte), bearbeitet 

Edelmetalle 


7108 

und 

7110 

i 

- in Rohform 

- als Halbzeug oder Pulver 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht in die Positionen 7106, 7108 
oder 7110 einzureihen sind, 

oder 

elektrolytische, thermische oder chemische Trennung von Edelmetal¬ 
len der Positionen 7106, 7108 oder 7110 

oder 

Legieren von Edelmetallen der Positionen 7106, 7108 oder 7110 
untereinander oder mit unedlen Metallen 

Herstellen aus Edelmetallen in Rohform 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex 7107, 
ex 7109, 
und 
ex 7111 

Metalle, mH Edelmetallen plattiert, als Halb¬ 
zeug 

Herstellen aus mit Edelmetallen plattierten Metallen, in Rohform 

7116 

Waren aus echten Perlen oder Zuchtperlen, 
aus Edeisteinett, Schmucfcsteirten, syntheti¬ 
schen oder rekorrstituierten Steinen 

HersteNen, bei dem der Wert aller verwerxfeten Vormaterialien 
50 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicN überschreitet 

7117 

Phantasieschmuck 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergesteltte Ware einzureihen sirxf, 

oder 



Herstellen aus Teflen aus unedlen Metaflen, nicht versilberL vergoldet 
oder plaliniefL wenn Ihr Wert 50 v. H. des ab-Werk-Preises der 
hergesteiften Ware nicht überschreitet 

7207 

Halbzeug aus Eiaan oder nichtlegiertem Stahl 

Herstellen aus Vormalefiafien der Positionen 7201,7202,7203,7204 
oder 7205 

7208 

bis 

7216 

Rachgewaizte Erzeugnisse, Walzdraht, Stab¬ 
stahl und Profile aus Eisen oder nichtlegier¬ 
tem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder atxleren Rohformen der 
Position 7206 

7217 

Draht aus Eisen oder nichtlegiertem Stahl 

Herstellen aus Hafczeug der Position 7207 

ex 7218, 

7219 

bis 

7222 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, Walz- 
draht, Stabstahl urxl Profile aus nichtrosterv 
dem StaW 

Herstelien aus Rohblöcken (Ingots) oder atxleren Rohformen der 
Position 7218 

7223 

Draht aus nichtrostendem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug rJer Position 7218 

ex 7224, 

7225 

bis 

7227 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, Walz¬ 
draht, Stabstahl und Profile aus anderem 
legierten Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder arxjeren Rohformen der 
Position 7224 

7228 

Stabstahl und Profile aus anderem legierten 
StaN; Hohtx)hrerstabe aus legiertem oder 
nichttegiertem Stahl 

Herstelten aus Rohblöcken (Ingots) oder aixieren RoNormen der 
Positionen 7206, 7218 oder 7224 

7229 

Draht aus anderem legiertem StaN 

1 

Herstellen aus Hafljzeug der Position 7224 

ex 7301 

SpurxtwAnde 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 7203 

7302 

Oberbaumaterial für Bahrren, aus Eisen oder 
Stahl, wie Schienen, Leitschienen urxf Zahn¬ 
stangen, Weichenzungen, Herzstücke, Zurv 
genverfaindungsstangen urxf anderes Mate¬ 
rial für Kreuzungen oder Weichen, Bahn- 
schweflen, Laschen, Schienenstähle, Winkel, 
Unteriagsplanen, Klemmpiattsn, Spurplatten 
urxf Spurstangen, urxf anderes fOr das Verle¬ 
gen, ZusammenfOgen oder Befestigen von 
Schienen besorxiers hergerichtetes Material 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 7206 

7304, 

7305 
und 

7306 

Rohre und Hohlprofile, aus Eisen (ausgenom¬ 
men GuBeisen oder StaN) 

Herstelten aus Vormaterialien der Positiorten 7206, 7207, 7218 oder 
7224 
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HS-Position 

- j 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

7308 

Konstruktionen und Korrstruktionsteile (z. B. 
Brücken und BrOckenelemente. Schteriean- 
tore, TOrme, GMennaste. Pfeilar, Sftulen. 
Gerüste, Dächer, Dachstühle, Tora, Türen, 
Fenster UfxJ deren Rahmen und Vertdeldurr- 
gen, Tor- und TOrschwellen, Tür- urrd Fen¬ 
sterläden, Geländer), aus Eisen oder Stahl, 
ausgenommen vor^arligta Gebäude der 
Position 9406; zu Konstruktionszwecken vor¬ 
gearbeitete Bleche, Stäbe, Profile, Rohre und 
dergleichen, aus Eisen oder Stahl 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eirte andere Position als die 
hergesteOte Ware eirtzureihen sind; jedoch dürfen durch Schweißen 
hergestellte Profile der Position 7301 rticht verwendet werden 

ex 7315 

Gleitschutzketten 

HersteRen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien der 
Position 7315 SO v. H. ries ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 7322 

Heizkörper für Zentralheizungen, nicht eiek- 
trisch behdizt 

Herstelten, bei dem der Wert aller verweryjeten Vormaterialien der 
Position 7322 5 v. H. des ab-Weik-Preises der hergestellten Ware 
rticht überschreitet 

ex Kapitel 74 

Kupfer imd Waren daraus; ausgertommen die 
Waren der Positiorren 7401 bis 7405; für die 
Waren der Position ex 7403 ist rtachfolgertd 
eine besondere Regel angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vomraterialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sirxf utxf 

- der Wert aller verwerxtoten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware rticht überschreitet 

ex 7403 

Kupfeilegierungen, in Rohform 

Hersteilen aus raffiniertem Kupfer, in Rohform, rxfer aus Abfällen und 
Schrott 

ex Kapitel 75 

Nickel und Waren daraus; ausgenommen die 
Waren der Positionen 7501 bis 7503 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind und 

- der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 76 

Aluminium und Waren daraus; ausgerKXiv 
men die Waren der Positionen 7601, 7602 
und ex 7616; für die Waren der Position ex 
7601 sirxf nachfolgend besorxlere Regeln 
arrgeführt 

Hersteilen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterieüien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind und 

- der Wert aller verweixJeten VormateriaTien SO v. H. des ab-Wetk- 
Preises der hergestellten Ware rticht überschreitet 

ex 7601 

- Ahiminiumlegierungan 

Herstellen aus rtichtlegiertem Ahjmirtium oder aus Abfällen urxl 
Schrott 


- Reinstaluminium (ISO Nr. AL 99,99) 

Herstellen aus rtichtiegierlem Alumittium (ISO Nr. AL 99,8) 

ex Kapitel 78 

Blei und Waren daraus; ausgenommen die 
Waren der Positionen 7801 urtd 7802; für die 
Waren der Position 7801 ist nachfolgend eine 
besorrdere Regel angeführt 

Herstelien, bei dem 

- alte verwerxleten Vormaterlanen In eirte andere Position als oie 
hergesteMe Ware elruurettien sirxf urxf 

- der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises rfer hergestellten Ware rticht überschreitet 

7801 

Blei in Rohform: 



- raffii^erles Blei 

Herstelten aus Banertblei oder Werkblei 


- arideres 

Herstelten aus Vormatericdien, die in eine arxfere Position als die 
hergesteilte Ware einzureihen sirxf; jedoch dürfen Abfälle urxf Schrott 
der Position 7802 rticht verwerxlet werden 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 79 

Zink und Waren daraus; ausgenommen die 
Waren der Positionen 7901 urtd 7902; für cfie 
Waren der Position 7901 ist nachfoigertd ekte 
besorxfere Regel angeführt 

Hersteilen, bei dem 

— aie verwendeten VocmateriaSen in eine andere Position als die 
heigestelNe Ware einzureihen sind und 

- der Wert aäer verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteMen Ware nicht überschreitet 

7901 

Zink in Rohform 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
. hergestettte Wate einzureihen sind; jerloch dürfen Abfälle und Schrott 
der Position 7902 nicht verwendet werden 

ex Kapitel 80 

Zinn und Waren daraus; ausgerKxnmen die 
Waren der Positionen 8001,8002 und 8007; 
für die Waren der Position 8001 ist nacMol- 
gend eine besorxfere Regel angeführt 

Herstellen, bei dem 

— alle verwendeten VormateriaNen in eine andere Position als die 
hergesteilte Ware einzureihen sirxf und 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises rfer hergestellten Ware nicht überschreitet 

8001 

Zinn in Rohform 

Herstellen aus VormatariaAert, <Ae in eine arxiere Position als tAe 
hergesteAle Ware einzureAten sind; Jedoch dürfen AbtaAe und Schrott 
rtor Position 8002 nicht verwendet werden 

ex Kapitel 81 

Andere urtedle Metalle, bearbeitet; Waren 
daraus 

Hersteilen, bei dem der Wert aAer verwerxieten VormateriaNen, die in 
rlieselbe PosHion wie rüe hergesteAte Ware einzureihen sind, 50 v. H. 
des at>-Werk-Preises tler hergesteltten Waran nicht übersdireftet 

8206 

ZusammensteOurtgen von Werkzeugen aus 
zwei oder mehr der Positionen 8202 bis 8205, 
in Aufmachungen für den Einzelverkauf 

Herstellen aus VormateriaNen, die nicht in die Positionen 8202 bis 
8205 einztjreihen sind; jedoch kann die Warenzusammenstellung 
auch Waren der Positionen 8202 bis 8205 enthalten, wenn ihr Wert 
15 v. H. des ab-Werk-Preises der Warenzusammenstellung nicht 
überschreftet 

8207 

Auswechselbare Werkzeuge zur Verwendurtg 
in mechanischen oder nichtmechanischen 
Handwetkzeugen oder in Werkzeugmaschi¬ 
nen (z. B. zumTiefziehen, Gesenkschmieden, 
Stanzen, Lochen, Gewindeschneiden, Gewkt- 
debohren, Bohren, Reiben, Räumen, Fräsen, 
Drehen, Schrauben), einschlieSlich Ziehwerk¬ 
zeuge und PreSmatrizen zum Ziehen oder 
Strangpressen von Metallen, und Erd-, 
Gesteins- oder Tiefbohrwerkzeuge 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind urxl 

- der Wert aAer verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8208 

Messer urtd SchnekAdingen, für Maschinen 
oder mechanische Geräte 

HersteAen, bei rlem 

- ^ verwerxielen VormateriaNen in eine andere Position als die 
hergesteAte Ware einzureAien sind urxi 

- der Wert aller verwerKtolen VrxmateriaNen 40 v. H. rtes ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 8211 

Messer mit schneidender Klinge, auch j 
gezahnt (einschließlich Klappmesser für den 
Gartenbau), ausgenommen Messer der Posi¬ 
tion 8208 

Herstellen aus VormateriaNen, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; jedoch können Klingen und Griffe 
aus unedlen Metallen verwendet werden 

8214 

Andere Schneidwaren (z.B. Haarschneide- 
urxf Scherapparate, Spaltmesser, Hackmes¬ 
ser, Wiegemesser für Metzger oder für den 
Kochengebrauch und Papiermesser); btstru- 
mente urx) Zusammenstellungen, für die 
Hand- oder Fußpflege (einschließlich Nagel¬ 
feilen) 

HersteAen aus VormateriaNen, <Ae in eine andere Position als die 
hergesteme Ware einzureAten sind; jedoch könrten Griffe aus unedlen 
Metallen verwendet werden 

8215 

LOflel, -Gabeln, Schöpfkellen, Schaumläffel, 
Tortenheber, Fischmesser, Buttermesser, 
Zuckerzangen und ähnRche Waren 

Herstellen aus VrxmateriaNen, cNe in eine arxlere Positkxi als die 
hergestellte Ware eiruureihen sind; jertech körxren Griffe aus unedlen 
Metallen verwerxfet werden 
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HS-Position 

.Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(t) 

(2| 

(3) 

ex 8306 

Statuetten und arxiere Ztergegenstfinde, aus 
unedlen Metalen 

Herstellen aus Vormateriafien, die in eirre arxiere Position als die 
hergestefite Ware einzureihen sind; jedoch können arxiere Vormate- 
rlaflen der Position 8306 verwerxlet werden, wenn ihr Wert 30 v. H. 
des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht Oberschreitet 

ex Kapitel 84 

Kernreaktoren, Kessel, Maschinen, Apparate 
urxl mechanische Gerate; Teile davt^ aus¬ 
genommen die Waren, fOr die unter den nach¬ 
folgenden Positioneh 8402, 8403, ex 8404, 
8406 bis 8409,8411,8412, ex 8413, ex 8414, 
8415, 8418, ex 8419, 8420, 8423, 8425 bis 
8430, ex 8431,8439,8441,8444 bis 8447, ex 
8448, 8452, 8456 bis 8466, 8469 bis 8472, 
8480, 8482, 8484 und 8485 besondere 
Regeln arrgefOhrt sItkI 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterlalien 40 v. H. des ab-Weik- 
Preises der hergestaltten Waren nicht Qberschreitet und 

- Vormatertalien, die In diesebe Position wie tfie hergesteltte Ware 
efftzureihen siixl, bvierhatt) der obectsteherxlen Begrenzung nur 
bis zu eirMm Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwerxlet werden 

8402 

Dampflceeeel (Oampterzeugef). ausgenom¬ 
men Zenlralheizungskessel, <fle eownhl hai- 
Bes Wasser als auch Niederdruckdampf 
eaeugen körwwn; Kessel zum Erzeugen von 
Oberhitztem Wasser 

Herstellen, bei dem 

- derWertallervefwerxleten VofmatetfaTienAOv. H. desabWerk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

— Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obensteherxlen Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des abWerk-Preises der herge- 
stelKen Ware verwerxlet werden 

8403 

ur>d 

ex 8404 

Zentralheizungskessel, ausgerxxnmen sol¬ 
che der Position 8402; Hitfsapparate für Zen¬ 
tralheizungskessel 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine arxiere Position als die 
Position 8403 oder 8404 einzureihen sirxl; jedoch können Vormate¬ 
rialien der Position 8403 oder 8404 verwerxlet werden, wenn ihr Wert 
insgesamt 10 v. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

8406 

Dampfturbinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8407 

Hub- und Rotationskolbenverbrennungs¬ 
motoren, mit FremdzOndung 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
40 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8408 

Kolbenverbrennungsmotoren mit Selbstzün¬ 
dung (Diesel- oder Halbdieselmotoren] 

Hersteilen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8409 

Teile, erkennbar ausschlieBlich oder haupt¬ 
sächlich fOr Motoren der Position 8407 oder 
8408 bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterlalien 
40v. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware recht über¬ 
schreitet 

8411 

Turbo-Strahttriebwerke, Türbo-Propellertrieb- 
werke und arxiere Gasturbinen 

Herstellen, bei dem 

— der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 40 v. H. des abWerk- 
Preises der hergestellten Ware rticht überschreitet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des abWerk-Preises der hetge- 
stellten Ware verwerxlet werden 

8412 

Arxiere Motoren urxl Kraftmaschinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
40v. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 8413 

Rotierende Verdrängerpumpen 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 40 v. H. des abWerk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirxl, innerhalb der obertsteherxlen Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des abWerk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwendet werden 
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HS-PosWon 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohrte 
Ursprurtgseigertschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex 8414 

Ventilatoren und dergleichen, für industrielle 
Zwecke 

HersteNen, bei dem 

- rter Wert ater verwertdeten Vormateriafien 40 V. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteMen Ware rticht überschreitet urtd 

- Vormaterialert, die in rSesettte Position wie die hergestellte Ware 
eirtzureihen sind, irtttethalb der obertstehertden Begrertzurtg rtur 
bis zu eirtem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her- 
gesieNten Ware verwertdet werden 

8415 

Klimagerste, bestehend aus eirtem molor* 
betriebenen Ventilator urtd Vorrichtungen zur 
Artderung der Temperatur und das Feuchdg- 
keiisgehalts der Luft. einschBeSBch solcher, 
bei rlenan riar Luftfeuchligheitsgrad nicht 
unabhSrtgig von der Lufttemperatur reguiert 
wird 

HersteOert, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v.H. des ab-Werk-Preises der hergesteMen Ware nicht überschreitet 

8418 

Kühl- uixt GefrierschrSnke, Gefrier- und 
TiefkOhllruhan und attdere Bnrichlurtgon. 
Maschinen. Apparate und GarSte zur KMa- 
arzeugung, mit aiaklrlscher oder anderer Aus* 
rOstung; Wirmepumpan. ausgenommen 
KHmagerSta der Position 8415 

Hersteilen, bei dem 

- <farWertalarvenwettdetanVonnatetiaiien40v.H.desab-Werk- 
Pielses der hergesteMen Ware nicht überschreitet und 

- Vormalorialert, rte in dieeefce PosMion wie rfie hergestellte Ware 
einzureilten sirtd, htnerhalb der obenstehenden Begrertzurtg nur 
bis zu eirtem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwerxtet werden und 

- der Wert aller verwertdeten Vormatertalien ohrte Ursprurtgseigert- 
schaft den Wert rler Vormaterialien mit Ursprurtgseigertschaft 
rticht überschreitet 

ex 8419 

Apparate urtd Vorrichturtgen für rfie Hob-, 
Papierhalbstoff-, Papier- urtd Pappindustrie 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirtd, innerhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 25 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet werden 

8420 

Kalander urtd Walzwerke (ausgertommen 
Metallwatzwerke urtd Glaswalzmaschinen) 
sowie Walzen für diese Maschinen 

Herstellen, bei dem 

- der Wett aller verwertdeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Wetk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet urtd 

- Vormaterialien, rke in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
eirtzureihen sirtd, irtitethan> der obertstehertden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 25 v. H. rfes ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet werden 

8423 

Waagen (eirtschlieOlich ZShI- urtd Korttroll- 
waagan), ausgertommen Waagen mit einer 
Empfirtdiichkeit von 50 mg oder fester; 
Gewichte für Waagen aller Art 

HersteNen. bei dem 

- derWettiNlerverwendel0nVormaterialien4Ov.H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteMen Ware nicht überschreitet und 

- Vomtateriaiiert, die in diesefce Position wie die hergesteltte Ware 
eirtzureftten sind, httterhab der obertstehertden Begrertzung nur 
bis zu einem Wett von 10 v. H. des abWerk-Preises der her- 
gestellten Ware verwertdet werden 

8425 

Maschirten, Apparate urtd GerSte zum 

Herstellen, bei dem 

bis 

8428 

8429 

Heben, Beladen, Entladen oder Fördern 

Selbstfahrertde Plartierrttaschirten (Bulldozer 
urtd Artgledozer), Erd- oder StraBenhobel 
(Grade^^ SchSrfwagen (Scraper), Bagger, 
SchSrf- urtd andere Schaufellader, Straßen¬ 
walzen urtd artdere Bodertverdichter 

- Straßenwalzen 

- der Wert aller verwertdeten Vormaterialien 40 v. H. des abWerk- 
Preises der hergesteltten Ware rticht überschreitet und 

- Vormaterialien, die in die Position 8431 einzureihen sind, inrter- 
hatb der obertstehertden Begrenzung rtur bis zu eirtem Wett von 
10 v. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware verwendet 
werden 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwertdeten Vormaterialien 
40 v. H. des abWerk-Preises der hergesteltten Ware nicht überschreilei 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

8429 

- andere 

Herstellen, bei dem 

(Fortsetzung) 


- der Wert aller verwendeten Vormateriafien 40 v. H. des ab-Weik- 
Preises der hergesteOten Ware nicht Qberschraitet und 



- Vormateriafien, die in dte Position 8431 ahizurettien sind, inner¬ 
halb der obenstehertden Begrenzung nur bis zu ebtem Wert von 
10 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteRten Ware venverxtet 
werden 

8430 

Andere Maschinen, Apparate und Gerftte zur 
Erdbewegung zum Planieren, Verdichlen 
oder Bohren des Bodens oder zum Abbauen 
von Erzen oder anderen Mineralien: Rammen 
urrd Pfahlzieher, Schneerftumer 

Herstellen, bei dem 

- der Wert alter verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestetiten Ware nicht Oberschreitet 

- Vormaterialien, die in die Position 8431 einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden Begrertzung nur bis zu einem Wert von 
10 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware verwerxtet 
werden 

ex 8431 

Teile, etlrennbar ausschfieflich oder haupt¬ 
sächlich Mr StraSenwalzen besOmmt 

Herstelten, bei dem der Wert aller verwendeten Vormateriafien 
40 v. K des ab-Wetk-Preises der hetgeslelisn Ware nicht Oberschreitat 

8439 

Maschinen und Apparate zum Herstellen von 
Halbstoff aus cellulosehaltigen Faserstoffen 
oder zum Herstellen oder Fertigstellen von 
Papier oder Pappe 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vomtaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht OberschreHet ur>d 

- Vormateriafien, die in diesaibe Position wie die hergestelfie Ware 
einzureihen sind, kwwrhalb der obensteherxten Begrenzung t>ur 
bis zu eirtem Wert von 25 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet werden 

8441 

Andere Maschinen und Apparate zum Be- 
oder Verarbeiten von Papierhalbstoff, Papier 
oder Pappe, einschließlich Schneidemaschi¬ 
nen aller Art 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxieten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet urnl 

- Vormateriafien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obensteherxten Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 25 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwerxtet werden 

8444 

bis 

8447 

Maschinen für die TextiKrxiustrie der Positio¬ 
nen 8444 bis 8447 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwetxteten Vormaterialien. 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Wate nicht überschreitet 

ex 8448 

Hilfsmaschinen und -apparate für Maschinen 
der Position 8444 oder 8445 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxteten Vormateriafien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8452 

Nähmaschinen, andere als Fadenheftmaschi¬ 
nen der Position 8440; Möbel, Sockel urxt 
Deckel, für Nähmaschiften besonders herge¬ 
richtet; Nähmaschinennadeln; 



- Steppstichnähmaschinen, deren Kopf 
ohne Motor 16 kg oder weniger oder mit 
Motor 17 kg oder weniger wiegt 

Herstefien, bei dem 

- der Wett aller verwerxteten Vormateriafien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteRten Ware nicht überschreitet urxt 



- der Wert aller Vormateriafien ohne Ursprungseigenschaft, die 
zum Zusammenbau des Kopfes (ohne Motor) verwerxtet werden, 
den Wert der verwerxteten Vormateriafien mit Ursprungseigen¬ 
schaft nicht überschreitet urxt 



- der Mechanismus für die OberfadenzufOhrung, der Steuer-Greifer 
mit Antriebsmechanismus urxt die Organe für den Zick-Zack-Stich 
Ursprungserzeugnisse sirxt 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxteten Vormateriafien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteRten Ware nicht Qberschreitet 

8456 

bis 

8466 

Werkzeugntaschinen, Teile und Zubehör, aus 
diesen Positionen 

Herstelten, bei dem der Wert aHer verwendeten Vormateriafien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteRten Ware nicht Qberschreitet 

8469 

bis 

8472 

Büromaschinen urxl -apparate (Schreibma¬ 
schinen, Rechenmaschinen, automatische 
Datenverarbeitungsmaschinen, Vervielfälti¬ 
gungsmaschinen, Büroheftmaschinen) 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxteten Vormateriafien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vomnaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

8480 

Gießerei-Foimkästen; Gnindplatten für For¬ 
men; GieOereifnodelle; Formen für Metalle 
(andere als solche zum QeSen von Ingols, 
Masseln oder der(Heichen), Hartmetalle, Glas, 
mineralische Stoffe, Kautschuk oder Kurtst- 
stoffe 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8482 

Wälzlager (Kugellager, Rollenlager und 
Nadellager) 

Herstellen, bei dem 

- darWertallerverwerKJetenVormaterialien40v. H. desab-Werk- 
Preises der haigesteltten Ware nicht überschreitet und 

- Vormalerialien, dto in rfieseibe Position wie die hergestellte einzu¬ 
reihen sirxl, inneibaK) der obert^henden Begrenzung nur bis zu 
einem Wert von 10 v. H. des ab-Weik-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 

8484 

Metalioplastische Dichtungen; Sätze oder 
Zusaminenslellungen von Dichtungen ver- 
ecWederwr stoWlicher Beschaffenheit, in Beu- 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware nicht Ober- 
achraliet 


taln. Kartons oder ähnlichen UmschSeSungen 


8485 

Teile von Maschirren, Apparaten oder Gerä¬ 
ten, in Kapitel 84 arxlerweit weder genannt 
rKx:h inbegriffen, ausgerKxnmen Teile mit 
eieidrischer Isolierung, elektrischen Ar>- 
schkiGstOckan, Wicklungen, Kontakten oder 
artoeren charakteristischen Merkmalen elek¬ 
trotechnischer Waren 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex Kapitel 85 

Elektrische Maschinen. Apparate. Geräte und 
andere elektronische Waren, Teile davon, 
Tonaufnahme- oder Tonwiedergabegeräte, 
Bild- urxl Tonaufzeichnungs- und -Wiederga¬ 
begeräte für das Fernsehen, Teile und Zube¬ 
hör für diese Geräte; ausgerxxnmen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden Posi¬ 
tionen 8501, 8502, ex 8522, 8523 bis 8529, 
8535 bis 8537, 8542, 8544 bis 8548 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H, des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, inrterhalb der obensteherxlen Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet werden 

8501 

1 

Elektromotoren urxl elektrische Generatoren, 
ausgerKxnmen Stromerzeugungsaggregate 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteliten Waren nicht überschreitet und 

- VormateriaSen, die in die Poeition 8503 einzureihen sind, inner- 
haR) der obenslehenden Begrenzung nur bis zu einem Wert von 
10 v. H. ries ^Werk-Preises der hergesteliten Ware verwerxlet 
werden 

8502 

Stromerzeugungsaggregate und elektrische 
rotiererxle Umformer 

I 

I 

I 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Waren nicht überschreitet und 

- Vormaterialien, die in die Position 8501 oder 8503 einzureihen 
sind, ingesamt und innethatt) der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert vrxi 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware venwerxlet werden 

ex 8522 

Teile urxl Zubehör für kinematographische 
Apparate (Bädaufnahme- urtd Tonautoahme- 
apparate, auch kombiniert; Vorführapparate 
mit oder ehrte Tonwiedergabe) für Filme von 
16 mm oder mehr 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8523 

Tonträger urxl ähnfiche zur Aufnahme vorge¬ 
richtete AufzeichrHmgsträger, ohne Aufzeich¬ 
nung, ausgerKxnmen Waren des Kapitels 37 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprurtgseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

8524 

Schallplanen, Magnetbänder urxl andere 
Tonträger und ähnliche Aulzeichnungsträger, 
mH Aufzeichttung, einschfleBlich der zur 
SchaHplattenhersteflung dienenden Matrizen 
und Galvartos, ausgerKtnimen W<uen des 
Kapitels 37: 



- Matrizen und Galvanos, für die Schallplat- 
tenherstelkjng 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormateriatien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der heigestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere 

Hersteiten. bei dem 



- der Wert aller vefwervfeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Waren nicht überschreitet urKf 



- Vormateriatien, die in die Position 6523 einzureihen sind, inner¬ 
halb der obensteherrden Begrenzur>g nur bis zu einem Wert von 
10 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware verwendet 
werden 

8525 

SendegedUe für den Funksprech-oder Funk- 
telegraphieverkehr, den Rurxffunk oder das 
Fernsehen, auch mit eingebautem Empfangs¬ 
gerät, Tonaufnahmegerät oder Tonwieder¬ 
gabegerät; Fernsehkameras 

Heratollen, bei dem der Wett aler verwendeten VotmateriaRen 
40v. H. des ab-Werk-Prelses der hergesteltten Ware nicht Über¬ 
schreitet 

8526 

FurtkmeSgeräte (Radargeräte), Funkrtaviga- 
tkxtsgeräte und Funkfemsteuergeräte 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 



- der Wert aller venwendeten Vormaterialien ohne Urspoingseigen- 
schaft den Wert der Vormaterialien mit Ursprungseigenschatt 
nicht überschreitet 

8527 

Empfangsgeräte für den Funksprech- oder 
Funktelegraphieverkehr oder den Rundfunk, 
auch in einem gemeinsamen Gehäuse mit 
einem Tonaufnahme- oder Tonwiedergabe¬ 
gerät oder einer Uhr kombiniert 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller venwerxieten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet urvi 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien mit Ursprungseigenschaft 
nicht überschreitet 

8528 

Femsehempfangsgeräte (einschließlich Video- 
monitore und Videoprojektoren) auch in 
einem gemeinsamen Gehäuse mit einem 
Rurxffunkempfangsgerät oder einem Torv 
oder Biidaufzeichnungs- oder -wiedergabe- 
gerät kombiniert 

Herstellen, bei dem 

- der Wett aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hetgestoRton Ware nicht überschreitet und 

- der Wert aler verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien mit Ursprungseigenschaft 
nicht überschreitet 

8529 

Teile, erkennbar ausschließlich oder haupt¬ 
sächlich für Geräte der Positionen 8525 bis 
8528 bestimmt 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxieten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet utxf 



- der Wert aller verwerxieten Vormaterialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien mit Ursprungseigenschaft 
nicht überschreitet 

8535 
und 

8536 

Elektrische Geräte zum Schließen, Unter¬ 
brechen, Schützen oder Verbinden von elek¬ 
trischen Stromkreisen 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller venwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestollten Ware rxcht überschreitet urxl 



- Vormaterialien, die in die Position 8538 einzureihen sirxl, inner- 
hatt) der obensteherxlen Begrenzung rxjr bis zu einem Wert von 
10 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware verwerxlet 
werden 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien olme 
Ursprurrgseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(!) 

(2) 

(3) 

8537 

Tafeln, Felder, Konsolen, Pulte, Schränke 
(einschließlich Steuerschränke für rKimeri- 
sche Steuerungen) und aixlere Träger mit 
mehreren Geräten der Position 8535 oder 
8536 oder auch Instrumenten oder Geräten 
des Kapitels 90 ausgerüstet, zum elektri¬ 
schen Schatten oder Steuern oder für de 
Stromvertettimg. ausgenommen Vermitt¬ 
lungseinrichtungen der Position 8517 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaleriafian 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergeslellten Ware nicht Oberschreitet und 

- VormaiatiaSen, rfie in tSe Position 8538 einzuteihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden Begrenzung nur bis zu einem Wert von 
10 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware verwendet 
werden 

ex 8541 

Dioden, Transistoren und ähnliche Halbleiter¬ 
bauelemente, ausgettommen noch nicht «i 
Mikroplättchen zerschnitlene Scheiben 
(Wafers) 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwervfeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Weik- 
Preises der hergestettten Ware nicht überschreitet und 

- Vormateriaiien, die in (äeselbe Position wie die hergestellte Ware 
eiruureihen sind, irmerhalb der oberrstehenden Begrenzung ixir 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des abWerk-Preises der herge¬ 
steltten Ware verwendet werden 

8542 

Elektronische integrierte Schaltungen und 
zusammengesetzte aleldtonische Mttoo- 
schattungen (MHoobausteirM) 

HersteSen. bei dem 

- der Wett aler verwendoleti Vonwatorlaäen 10 v. H. des ab-Werk- 
Preises dar hergestattlen Ware nicht Oberachrettet und 

- Vormaterialien, die ln die Position 8541 oder 8542 einzureihen 
sirxt, msgesamt urxf innerhalb der obenstehenden Begrenzurrg 
nur bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Wetk-Preises der her- 
gesteitten Ware verwendet werden 

8544 

Isolierte (auch lackisolierte oder elektrolytisch 
oxidierte) Drähte, Kabel (eirtschlieSlich Ko¬ 
axialkabel) urtd andere isolierte elektrische 
Leiter, auch mit AnschluBstücken; Kabel aus 
optischen, eirueln umhüllten Fasern, auch 
elektrische Leiter enthaltend oder mit 
Anschlußstücken versehen 

Herstellen, bei dem der Wert aller varwandetan VormateriaNen 
40 V. H. des ab-Werk-Pteises der hergesteltten Ware nicht Oberschreitet 

8545 

Kohieelektroden, Kohlebürsten, Lampenkoh¬ 
len, Batterie- und Elementekohlen und 
andere Waren für elektrotechnische Zwecke 
aus Graphit oder anderem Kohlenstoff, auch 
in Verbirtdung mit Metall 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8546 

Elektrische Isolatoren aus Stoffen aller Art 

Hersteilen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormateriaiien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware nicht überschreitet 

8547 

Isolierteile, ganz aus Isolierstoffen oder nur 
mit in die Masse eingepreßten einfachen 
Metallteilen zum Befestigen (z. B. mit einge¬ 
preßten Hölsen mit Innengewinde), für elektri¬ 
sche Maschirten, Apparate, Geräte oder 
Installationen, ausgerwmrrren Isolatoren der 
Position 8546; IsoGerrohre und Verbirxfungs- 
stücke dazu, aus urredlen MetaHen, mit Inneiv 
isolierung 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Wetk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8548 

Elektrische Teile von Maschinen, Apparaten i 
oder Geräten, in Kapitel 85 anderweitig weder 
genannt ruch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxieten Vormateriaiien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

8601 

bis 

8607 

Lokomotiven, schierrertgebunderte Wagen 
ur>d Teile davon 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterianen 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware rücht überschreitet 

8608 

Ortsfestes Gleismaterial; mechanische (auch 
elektromechanische) Signal-, Sicherungs-, 
Oberwachungs-oder Steuergeräte für Schie- 
rtenwege oder der^eichen, Straßen, Binnert- 
wasserstraßen, Parkplätze oder Parkhäuser. 
Hafenanlagen oder Flughäfen; Teile davon 

Hersteilen, bei dem 

- der Wett aller verwendeten Vormateriaiien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht Oberschreitet und 

- Vormaterialien, die in räeselbe Position wie die hergesteltte Ware 
eiruureihen SHxf, innerhalb der obenstehenden Begreruung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her- 
gestellten Ware verwendet werden 












Nr. 1 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 12. Januar 1991 


117 


HS-Position 

Warenbezeichnung 

1 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

8609 

Warenbehälter (Container), einschließlich sol¬ 
cher für Flüssigkeiten oder Gase, spezieO für 
eine oder mehrere Beförderungsarten gebaut 
und ausgestattet 

Herstelien, bei dem der Wert aller verwerxfeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Weik-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex Kapitel 87 

Zugmaschinen, Kraftwagen, Krafträder, Fahr¬ 
räder und arxfere nicht schienengeburxfene 
Landfahczeuge, TeOe davon und Zubehör, 
ausgenommen die Waren, für die unter 
den trachfolgertden Positionen 8709 bis 8711, 
ex 8712, 8715 und 8716 besondere Regeln 
angeführt sirxf 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxfeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8709 

Kraftkarren Ohrte Hebevorrichtuitg, von der in 
Fabrflcen, Lagerhäusern, Hafenaniagan oder 
auf Fkigptätzan zum Kuraattackentranaport 
von Waran varwertdelen Art; ZUgkraflkarren, 
von der auf Bahnhöfen verwendeten Art; Tefle 
davon 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten VormateriaKen 40 V. K des ab-Wetk- 
Preises der hergesteltten Ware rächt Oberachreltet urxf 

- VormateriaRen, die in diesefce Poeitfon wie dto hergesteltte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obensteherxfen Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her- 
gestellten Ware verwerxfet werden 

8710 

Panzerkampfwagen und artdere seä^stfah- 
rende gepanzerte Kampffahrzeuge, auch mk 
Waffen; Teile davon 

HersteUen, bei dem 

- der Wert alter verwerxfeten Vormalerialien 40 v. H. des ab-Wetk- 
Preises der hergestellten Ware nicht Oberschreitst urxf 

— Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirxf, innerhalb der obenstehenden Begreruurrg nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwerxfet werden 

8711 

Krafträder (einschließlich Mopeds) ufKt Fahr¬ 
räder mit Hilfsmotor, auch mit Beiwagen; Bei¬ 
wagen 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet urxf 

- der Wert aller verwerxfeten Vormaterialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der VormateriaKen mit Ursprungseigenschaft 
nicht überschreitet 

ex 8712 

Fahrräder, ohrte Kugellager 

Herstellen aus VormateriaKen, die nicht in die Position 8714 einzu¬ 
reihen sirxf 

8715 

Kirxlerwagen urxf Teile davon 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxfeten VormateriaKen 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht überschreitet urxf 

- VormateriaKen, die in diesebe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirxf, innerhalb der obensteherxfen Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gesteltten Ware verwerxfet werden 

8716 

Anhänger, einschließlich Satteianhärtger, für 
Fahrzeuge aller Art; arxfere nicht selbstfah- 
rerxle Fahrzeuge; TeHe davon 

HersteKen, bei dem 

- der Wert aller verwerxfeten VormateriaKen 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet urxf 

- VormateriaRen, (Re in dieselbe Posifion wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirxf, irxierhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gesteltten Ware verwerxfet werden 

8803 

Teile von Waren der Position 8801 oder 8802 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxfeten Vormaterialien der 
Position 8803 5 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

<3) 

8804 

Fallschinne (einschKeßtich lenkbare oder 
rotierende Fallschinne); Teile davon und 
Zubehör 



- rotierende Fallschirme 

. Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 8804 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien der 
Position 8804 10 v. H. des ab-Wetk-Preises der hergestellten Ware 
nicht ttrerschreitet 

8805 

Startvorrichturrgen für Luftfahrzeuge; 

Abtxemsvorrichtungen für Schiffsdecks und. 
Ähnliche Landehilfen für Luftfahrzeuge; 
BodengerAte zur Flugausbikfurrg; Teile davon 

HersteAen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien der 
Position 8805 5 v. H. des ab-Wetk-Preises der hergesteltten Ware 
nicht ä>erschrsitst 

Kapitel 89 

Wasserfahrzeuge urtd schwimmerKle Vorrich- 
tungen 

Hersteilen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestsAla Ware ebnutelhen sind; jedoch dürfen Rümpfe der Posi- 
Aon 8906 nichl verwendet werden 

ex Kapitel 90 

Optische, photographische, kinematographi- 
sche Instrumente, Apparate und GerAte; 
Meß-, Prüf- und PrAzisionsinstrumente; medi¬ 
zinische UTKf chirur^sche Instrumente, Appa¬ 
rate urKf GerAte; Teile und Zubehör dieser 
Waran; ausgerwmrrten die Waren, für die 
unter den nachfolgerxfen Positionen 9001, 
9002,9004, ex 9006, ex 9014, 9015 bis 9020 
urnl 9024 bis 9033 besondere Regeln ange¬ 
führt sind 

Herstellen, bei dem 

— der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht übeischreitel und 

— VormateriaAen. die bi diasebie Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sbid, btnerhab der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des abWerk-Preises der her¬ 
gesteltten Ware verwendet werden 

9001 

Optische Fasern und Bündel aus optischen 
Fasern; Kabel aus optischen Fasern, ausge¬ 
nommen solche der Position 8544; polarisie- 
rerxle Stoffe in Form von Folien oder Platten; 
Linsen (einschließlich Kontaktlinsen), Pris¬ 
men, Spiegel und andere optische Elemente, 
aus Stoffen aller Art, nicht gefaßt (ausgenom¬ 
men solche aus optisch nicht bearbeitetem 
Glas) 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9002 

Linsen, Prismen, Spiegel und andere opti¬ 
sche Elemente, aus Stoffen aller Art für 
Instrumente, Apparate und GerAte, gefaßt 
(ausgenonwnen solche aus optisch nicht 
bearbeitetem Glas) 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten. Ware nicht über¬ 
schreitet 

9004 

Brillen (Korrektionsbrillen, Schutzbrillen und 
andere Brillen) urtd Ähnliche Waren 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestelften Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 9006 

Photoapparate, ausgenommen folgertde 

Apparate; 

- Photoapparate von der zum Herstellen 
von Klischees oder Oruckformzylindem 
verwendeten Art 

- Photoapparate von der zur Aufnahme von 
Dokumenten auf Mikrofilm, Mikrofiche 
oder anderen MikrotrAgem verwertdeten 
Art 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 45 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreiteL und 

- Vormaterialien, die bi dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, bmerhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet werden 


- Spezialphotoapparate für Unterwasser¬ 
oder Luftbildauktahmen, für die medizini¬ 
sche Untersuchung irtnerer Organe oder 
für gerichtsmedizinische oder kriminalisti¬ 
sche Laboratorien 



- Sofortbildkameras 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(2) 

(3) 

ex 9006 
(Fortsetzung) 

- Andere Photoapparate: 

- Spiegelreflexkameras fOr Filine in Rol¬ 
len mit einer Breite von 35 mm oder 
weniger 



- andere, fOr Filme in Rollen mit eit>er 
Breite von weniger als 35 mm 



- andere, für Filme in Rollen mit einer 
Breite von 35 mm 


ex 9014 

Andere Navigationsinstrumente, -apparate 
urtd -gerdte 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Wetk-Preises der hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9015 

Instrumente, Apparate und Geräte für die 
Geodäsie, Topographie, Photogrammetrie, 
Hydrographie, OzearKrgraphie, Hydrologie, 
Heteorologie rxler Geophysik, ausgenomtrten 
Kompasse; Entfemungsrrresser 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9016 

Waagen mit ekter Emprirxllichkeit von 50 mg 
rxler feiner, auch mit Gewichten 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9017 

Zeicher>-, AnreiB- oder Recheninstrumente 
urrd -geräte (z. B. Zeichenmaschinen, Panto- 
graphen, Winkelmesser, Reißzeuge, Rechen¬ 
schieber und Rechenscheiben); Längenmeß¬ 
instrumente und -geräte, für den Handge¬ 
brauch (z. B. MaOstäbe und Maßbänder, 
Mikrometer, Schieblehren und andere Leh¬ 
ren); in Kapitel 90 anderweit weder genannt 
rvxh inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwertdeten Vormaterialien 
40y. H. des ab-Wetk-Preises der hergestelltan Ware rticht über¬ 
schreitet 

ex 9018 

Zahnärztliche Behandlungsstühle mit zahn¬ 
ärztlichen Vorrichtungen oder Speifontänen 

Herstellen aus Vormateriarien jeder Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 9018 

9019 

Apparate und Geräte für Mechanotherapie; 
Massageapparate und -geräte; Apparate und 
Geräte für Psychotechrtik; Ap^ate und 
Geräte für Ozontherapie, Sauerstofftherapie 
oder Aerosoltherapie, Beatmungsapparate 
zum Wiederbeleben und arxlere Apparate 
utkI Geräte für Atmungstherapie 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht überschreitet imd 

- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obensteherxlen Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her- 
gesteBten Ware verwendet werden 

9020 

Andere Atmurtgsapparate und -geräte und 
Gasmasken, ausgenommen Schutzmasken 
ohne mechanische Teile und ohne auswech¬ 
selbares Filterelement 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwer>det werden 

9024 

Maschinen, Apparate urtd Geräte zum Prüfen 
der Härte, Zu^estigkeK, OruckfestigkeiL Ela¬ 
stizität oder anderer mechanischer Eigert- 
schaften von Materialien (z. B. von Metallen, 
Holz, Spinnstoffen, Papier oder Kunststoffen) 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9025 

Dichtemesser (Aräometer, Senkwaagen) und 
ährtliche schv^nmertde ktstrumerrte, Ther¬ 
mometer. Pyrometer, Barometer, Hygrometer 
und Psychrometer, auch mit Registriervor¬ 
richtung, auch miteinander kombiniert. 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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HS-Position 

WarenbezeichtHmg 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft, die Ursprung verleihen 

Ol 

<2| 

(3) 

9026 

Instrumente, Apparate urxl Geräte zum Mes¬ 
sen oder Übeniirachen von OurchfluS, FOä- 
höhe, Druck oder anderen verärtdedichen 
Gr&Ben von f=Ussiglceiten oder Gasen (z. B. 
Durchflu6messer, FIDssigkejtsstand- oder 
Gasstandarueiger, Manometer, Wännemert- 
gertzähier), ausgenommen Irtstrumerrte, 
Apparate und Geräte der Position 9014, 
9015, 9028 oder 9032 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 v. H. das ab-Wetk-Pneises der hergestellten Ware nicht Ober- 
sclvaitet 

9027 

Instrumente, Apparate urtd Geräte (ür physi- 
kaüache oder chemtoche Untersuchungen 
(Z.B. Potarimeter. Refraktometer, Spektro¬ 
meter und Untersuchungsgeräte für Gase 
oder Rauch); krsttumante, Apparate und 
Geräte zum Bestimmen der Viskosität, Poro- 
sität. Dilatation, Oberflächertspannung oder 
dergMchan oder fOr kalorimetrische, akusti¬ 
sche oder photometrische Messungen (eirt- 
echlieSfich Befichtungsmesser); Mkrotome 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9028 

Gaszähler, FUssigkettszähler oder Elektrizi¬ 
tätszähler; einschtteBfich Eichzähler dafür 

Herstelten, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9029 

Andere Zähler (z. B. Tourenzähler, Produk- 
tionszähler, Taxarrteter, KaometerzäNer oder 
SchrWzähter); Tachometer utkI arxiere 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergesteMen Ware nicht über¬ 
schreitet 


Geschwindigtoitscnosssf« ausQooofnnxtn sof* 
che der Position 9015; Stroboskope 


9030 

Oszilloskope, Spektralanalysatoren und 
andere Instrumente, Apparate urrd Geräte 
zum Messen oder Prüfen elektrischer Grö¬ 
ßen; Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Messen oder zum Nachweis von Alpha-, 
Beta-, Gamma-, Röntgenstrahlen, kosmi¬ 
schen oder anderen ionisierenden Strahlen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
40 v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9031 

Instrumente. Apparate, Geräte und MascfW- 
nen zum Messen oder Prüfen, in Kapitel 90 
anderweit weder genarvrt rtoch inbegriffen; 
Profilprpjektoren 

Hersteilen, bei dem der Wert lüler verwendeten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9032 

Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Regeln 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vonnaterialien 
40 v. H. des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9033 

Teile und Zubehör (in Kapital 90 anderweit 
weder genannl noch inbegriffen) für Maschi¬ 
nen, Apparate, Geräte, Instrumente oder 
andere Waren des Kapitels 90 

Hersteilen, bei dem der Wert aOer verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestettten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex Kapitel 91 

Uhrmacherwaren: ausgenommen die Ware, 
für die unter den nachfolgerxien Positionen 
9101 bis 9105 und 9110 bis 9113 besondere | 
Regeln angeführt sind 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwertdeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9101 

bis 

9105 

Uhren 

j 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
45V.H. des ab-Werk-Preises der hergesteMen Ware nicht über¬ 
schreitet 

9110 

Nicht oder nur teilweise zusammengesetzte, 
vollständige Uhrwerke (Schablonen), unvoM- 
stärxfige, zusamntengesetzte Uhrwerke, Uhr¬ 
rohwerke 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestoUten Ware nicht überschreitet und 

- Vormaterialien, die in die Position 9114 einzureihen sind, inrter- 
halb der obensteherxlen Begrenzung nur bis zu einem Wert von 
10 V. H. des ab-Werk-Preises der hergesteMen Ware verwendet 
werden 
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HS-Position 

1 

Warenbezeichnung j 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Ursprurtgseigenschaft, die Ursprung verleihen 

<1) 

(2) 

(3) 

9111 

Gehäuse für Uhren der Position 9101 oder 
9102. Teile davon 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht Oberschreitet und 



- VormatariaRen, die in dieselbe Position wie die hergestetite Ware 
elnzureRten sind, innerhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Wetk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet werden 

9112 

Gehäuse für andere Uhrmachenwaren, Teile 

Herstellen, bei dem 


davon 

- der Wert aller verwendeten Vormaterialien 40 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 10 v. H. des ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwerxlet werden 

9113 

Uhrarmbänder, Teile davon; 

- aus unedlen Metallen, auch vergoldel 
oder versilbert oder aus Edelmetallplattie¬ 
rungen 

Herstetan, bei dem der Wert afler verwendeten Vormaterialien 
40v. H. des ab-Werk-Preises der hergesteHten Ware rticht Qber- 
schreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
SOv. H. des ab-Wark'Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

Kapitel 92 

Musikinstrumente; Teile und Zubehör für 
diese Instrumente 

Hersteilen. bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
40 V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

Kapitel 93 

Waffen und Munition; Teile davon und 
Zubehör 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwendeten Vormaterialien 
50 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 9401 
und 

ex 9403 

Möbel aus unedlen Metallen, mit nicht ge¬ 
polsterten Baumwollgeweben mit einem 
Quadratmetergewicht von 300 g oder weniger 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, 

oder 



Herstellen aus gebrauchsfertig konfektionierten Baumwollgeweben 
der Position 9401 oder 9403, wenn 



- ihr Wert 25 v. H. des ab-Wetk-Preises der hergestellten Ware 
rxcht überschreitet urxl 



- alle anderen verwendeten Vormaterialien Usprungserzeugnisse 
urxl in eine arxlere Position als die Position 9401 oder 9403 
einzureihen sirxl 

9405 

! 

Beleuchtungskörper (einschließlich Schein¬ 
werfer) und Teile davon, anderweit weder 
gertannt rKx:h inbegriffen; Reklameleuchten, 
Leuchtschilder, beleuchtete Namensschilder 
und dergleichen, mit fest angebrachter Licht¬ 
quelle, urxf Teile davon, arrderweit weder 
gertanrtt noch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
50 V. H. des abWerk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9406 

Vorgefertigte Gebäude 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwerxleten Vormaterialien 
SO V. H. des ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 9502 

Puppen, mit Elektromotor 

Herstellen, bei dem der verwerxlete Elektromotor Ursprungsware 
sein muß urxl alle anderen verwerxleten Vormaterialien in eine 
arxlere Position als die hergestellte Ware einzureihen sirxl 
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HS-Position 

Warenbezeichnung 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien ohne 
Urspmngseigenschaft, die Ursprung verleihen 

(1) 

(Z) 

(3) 

9503 

Anderes Spielzeug; maßstabgetreu verklei¬ 
nerte Modelle urtd Ähnliche Modelle fOr Spiele 
und zur Unterhaltung, auch mit Antrieb; 
Puzzles alter Art 

Herstellen, bei dem 

- alle verweixfeten Vormateriaflen in eine arxfere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sirxf urxf 

- der Wert afler verwendeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht überschreitet 

ex 9506 

Ferliggesteltte KApfe von Golfschldgem 

Herstellen aus Rohlir^gen für GolfschlAgerköpfe 

ex 9507 

Angelruten, Angelhaken und arxieres Angel- 
gerSt; Harxinetze zum Landen von Fischen, 
Schmetteilirtgsnetze urtd ihnBche Netze; 
Lockvögel (ausgerxxnmen solche der Posi- 
tkxten 9206 oder 9705) und Ähnliche Jagd- 
gerAte: 



- montierte Angelhaken mit kOnsttidiem 
Köder, montierte Angelschnüre, ein¬ 
schließlich Vorfach 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine arxfere Position als die 
hergesteltte Ware einzureihen sirxf; jedoch körxien arxfere Vormate- 
riaiien derselben Position verwerxfet werden, wenn ihr Wert 25 v. H. 
des ab-Weck-Preises der heigeatoMen Ware nicht Obersetveitet 

ex 9601 
und 

ex 9602 

Waren aus tierischen, pflanzfichen uitd mine¬ 
ralischen Schnitzstoffen 

Herstellen aus bearbeiteten Vormaterialien derselben Position 

ex 9603 

Besen, Bürsten ufxf Pinsel (einschließlich sol¬ 
cher, <to Teile von Masthirten. Apparaten 
oder Fahrzeugen sind), von Harxf zu füh- 
rertde mechanische Fußbodenkehrer ohne 
Motor, Mops und Staubwedel; Pinselköpfe, 
Kissen urKf Roller zum Anstreichen; Wischer 
aus Kautschuk oder Ähnlichen geschmeidi¬ 
gen Stoffen; ausgenommen Reisigbesen und 
dergleichen sowie Bürsten und Pinsel aus 
Marder- oder Eichhömchenhaar 

Herstellen, bei dem der Wert aller verweixfeten Vormateriaflen 
SOv.H. des ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware nxht Ober- 
schreilet 

9605 

Zusammenstellungen für die Reise (Nöces- 
saires), von Waren zur Körperpflege, zum 
NAhen, zum Reinigen von Schuhen oder 
Bekleidung 

Jede Ware in der Warenzusammenstellung muß die Regel erfüllen, 
die anzuwerxfen wAre, werxi sie nicht in der Warenzusammen¬ 
stellung enthalten wAre; jedoch können Waren ohne Ursprungs¬ 
eigenschaft mitverwendet werden, wenn ihr Wert 15 v. H. des 
ab-Wetk-Preises der Warenzusammenstellung nicht überschreitet 

9606 

Knöpfe, Druckknöpfe; Knopfformen urtd 
arxfere Teile; Knopfrohlinge 

Herstelten, bei dem 

— alle verweixfeten Vormateriaflen in eine arxfere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sirxf urxf 


1 

— der Wert aller verwerxfeten Vormaterialien 50 v. H. des ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 9608 

Kugelschreftter; Schreiber und Markierstifte, ! 
mit Fiizspitze oder artderer poröser Spitze; 
Füllfederhalter urxf andere FOIIhatter; Ourch- 
schreibstifle; Füllbleisttfle; Federhalter, Blei¬ 
stifthalter uixl Ahnflehe Waren; Teile davon 
(einschließlich Kappen urxf Klipse), ausge¬ 
nommen Waren der Position 9609: 



- Füllfederhalter urxf arxfere Füllhalter mit 
Schreibfeder 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine arxfere Position als die 
hergestellte Ware emzureflwn sirxl, oder aus Schreibfedem oder 
Schreibfederspitzen; jedoch können auch andere Vormateriaflen der¬ 
selben Position verwerxfet werden, twerxt ihr Wert 10 v. H. des ab- 
Wetk-Preises der hergesteltten Ware rxcht überschreitet 

9612 

FarhbAnder für Schreibmaschinen urxl Ähn¬ 
liche FarbbAtxler, mit Tinte rxter arxlers für 
Abdrucke prApaifert, auch auf Spulen oder in 
Kassetten; Stempelkissen, auch getrAnkt, 
auch mtt Schachteln 

Herstellen, bei dem 

— alle Vormateriaflen in eine arxfere Position als die hergestelHe 
Ware einzureihen sirxf urxf 

- der Wort aller verwerxfeten Vormateriaflen 50 v. H. dos ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 9614 

Tabakpfeifen, einschfleßlich Pfetfenköpfe 

Herstellen aus Pfeifenrohformen 
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Anhang III 

.Länder und Gebiete" im Sinne dieses Protokolls sirxl die im Vierten Teil des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft genannten Länder und Gebiete: 

(Diese Liste präjudiziert weder den Status dieser Länder und Gebiete rxx^ dessen Entwicklung.) 

1. Lätxler. die besondere Beziehungen zum Königreich Dänemark unterhalten: 

- GrönlarKf. 

2. Überseeische Gebiete der Französischen Republik: 

- Neukaledonien und Nebengebiete, 

- Französisch-Poiynesien. 

- Französische Süd- und Antarktis-Gebiete, 

- Wallis und Futuna. 

3. Gebietskörperschaften der Französischen Republik: 

- Mayotte, 

- Saint-Pierre-et-Mkiuelon. 

4. Überseeische Lärtder, räe besondere Beziehurtgen zum Königreich der Niederlande urtterhalten; 

- Aruba, 

- Niederländische Aittillen: 

- Bonaire, 

- Curagao, 

- Saba. 

- St. Eustatius, 

- St. Maarten. 

5. Überseeische Länder urxf Gebiete, die besondere Beziehurtgen zum Vereinigten Königreich GroBbritannien und Nordirland 
unterhalten: 

- Anguilla, 

- Kaimaninseln, 

- Falklandinseln, 

- Südliche Sandwich-Inseln urrd Nebengebiete, 

- Montserrat, 

- Pitcaim, 

- St. Helena und Nebengebiete, 

- Britisches Antarktis-Territorium, 

- Britisches Territorium im Indischen Ozean, 

- Turks- und Caicos-Inseln, 

- Britische Jungfeminseln. 
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Anhang IV 


Warenverkehrsbescheinigungen 

(Formblitter) 

1. Die Warenverkehrsbescheinigung EUR 1 ist auf dem Fofmblatt auszusteOen. dessen Muster in (tosen) Anhang «viedergegeben ist. 
Dieses Formblatt ist in eir)er oder mehrarsn Sprachen gedruckt, in denen das Abkommen verfaBt ist Es ist in einer dieser Sprachen 
abzufassen und mu6 den Inleman Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats errtsprecher). Wird es handschriftlich ausgefOItt, so muß 
dies mit Tmte oder Kugelschreiber imd in Druckschrift erksigen. 

2. Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, twobei <Be Lfinge höchstens 5 mm weniger imd 8 mm mehr betragen darf. Es ist 
weißes, holzfreies, geleimtes Schreftipapier mit einem Quadratmeiergewicht von mindestens 60 g zu verwenden. Dieses ist mit 
einem grOnen, guillochierten Überdruck zu versehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vorgerwmmene Verfälschung 
sichtbar wird. 

3. Die Ausfuhrstaaten kOnnen sich den Druck der Warenverkehrsbescheinigungen Vorbehalten oder ihn Druckereien Obetiasser), die 
sie hierzu ermächtigt haben, im letzteren Fal mu6 in jeder Waienverkehrsbescheinigung auf diese Ermächtigung hingewiesen 
wenlen. Jede Bescheinigung muß den Namen und die Arrschrift oder das Kennzeichen der Druckerei enthalten. Sie trftgt ferner zur 
Kenrtzeichnung eine Serienraimmer, die auch aufgedruckt sein kann. 

4. Die Formblätter, deren Muster in Anhang 4 des Beschlusses Nr. 1/B9 des AKP-EWG-MMsterrates wiedetgegeben ist, können 
weiter verwendet werden, bis die vorhandenen B estän d e aufgebraucht sind, spätestens jedoch bis 31. Dezember 1992. 
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WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG 


Bei unver- 
peckten 
WirenM 
die Anzahl 
der Gegeiv 
etAnde 
oder Joee 
geschottet* 
anzugebea 


>) Nur euszu* 
fOUen. 
wenn nach 
den Inter- 
nen Rechts¬ 
vorschriften 
des Ausfuhr- 


Oder -ge- 
bietes er¬ 
forderlich. 


1. Ausföhrer/Exporteur (Name, vollständige Anschrift. Staat) 


EUR. 1 Nr. A 000.000 


Vor dem Auslüllen Anmeduinsen auf der ROcKseHe beachten 


3. EmpBinfler (Name, «Ottatlndtge AnachrM, Staat) 
(AuaUdung fceigaatoW} 


2. BMCheinigung für den Mferenxvertiehr zwischen 


und 


(Angaba dar belreflanden Staalan, Slaatertgruppan oder Gabiate) 


6. Angaben Ober die Beförderung (AusfoiiungfretgesteiK) 


4 . Staat. Staatengruppe 
oder Gebiet, als dessen 
bzw. (ieren Ursprungs¬ 
waren die Waren gelten 


5. Bestimmungsstaat, 
-staatengnjppe 
oder -gebiet 


7. Bemerfcungen 


8. Laufende Nr.; Zeichen, Numrrtem, Anzahl urtd Art der Packstücke'); 
Waren bezeichnurtg 


11. SICHTVERMERK DER ZOLLBEHÖROE 
Die Richtigkeit der Erklärung wird bescheinigL 
Ausfuhrpapier^) 

Arl/Muster_Nr._ 

vom_ 

Zollbehörde_ 

AusstellerKtef/s Staat/Gebiet_ 


Stempat 


(Ort und Dalum) 


(UnlarachrifI) 


9. Roh¬ 
gewicht (kg) 
oder artdere 
Maße 

(I. m* usw.) 


10. Rech¬ 
nungen 
(Ausfüllung! 
freigestellt) 


12. ERKLÄRUNG DES AUSFOHRERS/ 
EXPORTEURS 

Der Unterzeichrter erklärt, daß die vorge¬ 
nannten Waren die Voraussetzungen erfül¬ 
len, um diese Bescheinigung zu erhalten. 


(Oft und Ostum) 


(Ünters^rift) 
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13. ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG, zu Qbersenden 
an: 

14. ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 

Die Nachprüfung hat ergeben, daß diese Bescheini¬ 
gung ') 

1—1 von der auf ihr angegebenen Zollbehörde ausge- 

1_i stelit worden ist und daß die darin enthaltenen 

Angaben richtig sind. 

Es wird um OberprOfung dieser Bescheinigung auf ihre 
Echtheit und Ric^tigken ersucht 

1 1 nicht den Erfordernissen für ihre Echtheit und für 

'—' die rachtigkeit der darin enthalterren Angaben ent¬ 

spricht (siehe beigefügte Bemerkungen). 

lOrtund OaUicii) 

(Oll und Odiwn) 

S(amp*( 

Stempel 

(Untoraclirmi 

(UnWuehrtW) 


*) ZulrefleAdet Feld enkreuzen. 


AnnMf1cung«n 

1. Die Warenverkehrsbescheinigung darf weder Rasuren noch Übermalungen aufweisen. Etwaige Änderungen sind so 
vorzunehmen, daß die irrtOmlichen Bntragungen ge^rlchen und gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen 
hinzugefOgt «verden. Jede so vorgenommene Änderung muß von demjenigen, der die Bescheinigung ausgefültt hat, 
gebilligt und von der Zollbehörde des ausstellenden Staates oder Gebietes bestätigt werden. 

2. Zwischen den in der Warenverkehrsbescheinigung angefOhrten Warenposten dürfen keine Zwischenräume beste¬ 
hen, jeder Warenposten muß mit einer laufenden Nummer versehen sein. Unmittelbar unter dem letzten Warenposten 
ist ein waagerechter Schlußstrich zu ziehen. Leerfelder sind durch Streichungen unbrauchbar zu machen. 

3. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch so genau zu bezeichrwn, daß die Feststellung der Nämlichkeit möglich ist. 
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ANTRAG AUF AUSSTELLUNG EINER WARENVERKEHRSBESCHBNiGUNG 


’) Bei unver¬ 
packten 
Hteen M 
die Anzahl 
der Gegen¬ 
stände 
oder .lose 
geschüttet* 
anzugeben. 


1. Ausführer/Exporteur (Nam«, vollsUndige Anschrift, Staat) 


EUR. 1 Nr. A 000.000 


Vor <>ani AuafOtlan Aimwffcungan aut der BOdtaattt baachten 


3. Empflinger (Nama. woOaUndiaa AnaetirM, Staat) 
(AutfOtking MgaaMM) 


2. Antrag auf Auastellung ainer Bescfieinigung fOr 
den Prifarenzvarlcahr ztwiachan 

und 

^J^)oab^a^a to aaendg^^atan^^|t«ngruppa«^dai^abtet<^^ 


4 . Staat, Staatengruppe 
oder Gebiet, aJs dessen 
bzw. deren Ureprurtgs- 
waren die Waren gelten 


S. Bestimniungsstaat, 
-staatengruppe 
oder-gebiet 


6. Angaben Aber die Beförderung (Austotiurtgiratgestem) 


7. Bemerlomgen 


8. Laufende Nr.; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der PackstOcke'); 
Warenbezeichnung 


9. Roh¬ 
gewicht (kg) 
oder artdere 
Maße 

(I. m* usw.) 


10. Rech¬ 
nungen 
(AusfOllungj 
freigestellt) 
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ErMäning des Ausführers/Exporteurs 


Der Unterzeichner, AusfOhrer/Exporteur der auf der Vorderseite beschriebenen Waren, 


erWärt, dafi diese Waren die Voraussetzungen etfOUen, um die beigefOgte Bescheinigung zu erlangen; 


beschreibt den Sachverhalt, auf Gnaid dessen diese Waren die vorgenannten Voraussetzungen erfdllen, wie folgt: 



legt folgetKle Nachweise vor ’): 



verpflichtet sich, auf Verlangen der zuständigen Behörden alle zusätzlichen Nachweise zu erbringen, die für die Ausstellung der bei- 
gefOgten Bescheinigung erford^ich sind, und gegebenenfalls jede Kontrolle seiner Buchführung und der Herstellungsbedingungen 
für die obengenannten Waren zu dulden; 


beantragt die Ausstellurrg der beigefügten Bescheinigurtg für diese Waren. 


(Ort und Datum) 


(UnteracTtrMt) 


*) Zum Baiapw); Elnfuhrpapiarn, Waranvafkahrabaachainigungan, Rachnungan, ErMtningan daa HaraMlara uaw. Obar dia verwandatan Erzaugniaaa odar dia in 
unvarandaitam Zuatand wiadar auagafObitan Waran. 
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Anhang V 


Fonnblatt EUR. 2 

1. Das Formblatt EUR. 2, dessen Muster In diesem Anhang «viedergegeben ist, ist vom Ausfahrer auszuftMen. Es Ist in einer der 
Amtssprachen abzufassen, in denen das Abkommen verfaBt ist, und muB den kttemen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats ent¬ 
sprechen. Falls es handschriftfich ausgefOUt wird, muß dies mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift geschehen. 

2. Das Formblatt EUR. 2 besteht aus einem einzigen Blatt kn Format von 210 x 148 mm. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes 
Schreibpapier mit einem Quadratmetergewicht von mkidesterrs 65 g zu verwerxfen. 

3. Die Ausfuhrstaaten könrten sich den Druck der Fdtmbißtter Vorbehalten oder Ihn Druckereien Oberlassen, die sie dazu ermächtigt 
haben. Im letzteren Fall muß auf jedem Formular auf diese Ennftchtigung hingewiesen werden. Jedes Formblatt muß das 
Kennzeichen der Druckerei sowie ^ne SerianrHimmer tragen, die auch aufgedruckt sein kann. 

4. Die Formblätter, deren Muster ki Anhang V des Beschlusses Nr. 1/89 des AKP-EWG-Ministerretes wiedergegeben ist, können 
weiterverwendet werden, bis die vorhandenen Bestände aufgebraucht sind, spätestens jedoch bis 31. Dezember 1992. 


5 
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(Vorderseite) 

Vor denn Ausfüllen sind die Hinweise auf der Rückseite sorgfältig zu lesen. 


FORMBLATT EUR. 2 Nr. 

_ 

Formblatt für den begünstigten Warenverkehr 

ru/i«rrhnn iinri i) 


2 Ausführer (Nam«, «ollstAndige Anschrift, Staal) 

3 1 ErldSning des AusfOhrers 

Ich, der Unterzeichner, AusfOhrer der rrachstehend 
beüichrteten Waren, erkläre, daß diese die für die 
Ausstellung dieses Formblatts geförderten Vbraus- 
setzungen erfüllen und daß sie die Eigenschaft von 
Ursprungswaten gemäB den Bedingungen für den-in 

4 1 EmpRInger (Nanw, «olMSndig« Anschrift, Stsst) 

Feld 1 genaitnten begünstigten Warenverkehr envor- 
ben habea 


Ort und Datum 


Unterschrift des AusfOhrers 

7 Bemerkungen >) 

8 Ursprungsslaat*) 

B Bestimmungsstaat <) 

10 Rohgewicht (kg) 

11 Zeictien, Nummern der Sendurtg uttd Wterenbezelchnung 

12 BshOrde oder Dienststelle des Ausfuhr- 
staats *), der die Nachprüfung der Erklä¬ 
rung des Ausführers obliegt 


Angab« bar batraffarKlan Staatan. Staatervgruppan odar Gebiete. 

9) Htmvetae airf PrCifungan durch di« zuständige Bf hdrde oder Oienststetle. soweit sie schon stattgefunden haben. 

Als Ursprungsstaat gilt der Staat die Staatengruppe oder das Gebiet, als dessen bzw. deren l^sprungswraren die Vieren gelten. 
Als Staat gilt auch eine Staatengruppe oder ein Gebiet. 


(Rückseite) 


13 Ersuchen um Nachprüfung 

Es wird um Überprüfung der auf der Vorderseite die¬ 
ses Formblatts abgegebenen Erklärung des Ausfüh¬ 
rers ersucht T 

ripn 19 

14| Ergebnis der Nachprüfung 

Die Nachprüfung hat ergeben, daß') 

I 1 die auf diesem Formblatt eingetragenen Anga- 
1—1 ben richtig sind; 

1 1 das Formblatt nicht den Erfordernissen für die 

1—1 Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben 
entspricht (siehe beigefügte Bemerkungen) 

rien 19 

Stern pal 

Stempal 

<Unl«r«chrW) 

(Untarachritt) 

') Zuirtfitfidm ankTMjzan. 


*) Die nachtrftgliche PrtMung des Formbtatts erfolgt stichprobenweise oder immer dann, wann die ZoMbahdrdan des Onfuhrstaats begrOf>dete Zweifel an 
der Echtheit des Formblatts und an der Richtigkeit der Angaben Ober den latsAchlichan Ursprung dar batrsffandan Wdran haben. 


Hinweise zur Ausstellung des Fonnblatts EUR. 2 

1. Ein Formblatt EUR. 2 darf nur für Waren ausgestellt werden, die im Ausfuhrstaat den Bestimmungen für den in Feld 1 
genannten Warenverkehr entsprechen. Diese Bestimmungen sind vor dem Ausfüllen des Formblatts sorgfältig zu 
lesen. 

2. Im Postverkehr heftet der Ausführer bei F^ketserrdungen das Formblatt an die Paketkarte an; bei Briefsendungen legt 
er das Formblatt in die Sendung. Außerdem trägt er entweder auf dem grünen Etikett C1 oderauf der Zollinhaltserklä¬ 
rung C 2/C P 3 den Hinweis .EUR. 2* sowie die Seriennummer des Formblatts ein. 

3. Diese Bestimmungen befreien den Ausführer nicht von der Erfüllung aller sonstigen durch Zoll- oder Postvorschriften 
festgelegten Förmlichkeiten. 

4. Die Verwetxlung dieses Formblatts begrürKfet für den Ausführer die Verpflichtung, den zuständigen Behörden alle 
Nachweise zu erbringen, die sie für erforderfich halten, und jede Kontrolte seiner Buchführung utxl der Herstellungs¬ 
bedingungen der in Feld 11 des Formbtatts genannten Waren durch die zustärxfigen Behörden zu dulden. 
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Anhang VI A 


Erklärung für Waren mit Präferenzursprung 


Der Unterzeichner erklärt, daB die in dieser Rechnung.’) 

aufgefOhiten Waren hergesteOt worden sind in.....*) 


urxl den Ursprungsregeln für den Präferenzverkehr zwisdten der Europäischen Gemeinsdtaft und den AKP-Staaten ent¬ 
sprechen. 

Er verpflichtet sich, den Zollbehörxfen auf Verlangen Nachweise zu dieser Etfdärving vorzulegen. 

. *) . *) 

. 


Anmerkung: 

Oer Wortlaut im Kasten stellt nach Ergäruung getnäB den Fußnoten die Lieferantenerklärung dar. Die Fußnoten brauchen nicht 
wiedergegeben zu werden. 


<’> - Sind nur besUnvnMWaim aut dwRwr)raingtMlrafl«n,wWidai«WidautB zu kfnnzaicrilwniairfdtoMKannzaMinunglatmMiolgandamVarmailthkttuweiaan;...... das die 

in dieser Rechnung aufgefOhrten und ... gekermzeichrMtan Waren herpestoff worden sind in .. .* 

- Wird ein anderes Papier als die Rechnung oder eine Antage zu der Rechnung ve r wende t so Ist die Bezeichnung dieses Pepiers enstele von .Rechnung* einzueetzen. 

^ Gemeinschaft Mitgiedstaat, OLG oder AKP-StaaL Wird ein AKP-Staat oder ein ÜLG aufgeföhrt sind famer anzugeben; cSe Zdi st e l e der QemeinechalL der gegabenenfals die 
Warenverkehrstoecheinigungen EUR 1 oder Formbtttter EUR 2 vodiegen, dto Nummern dieser Warenver k e h rsbe s c h ei n i gu nge n oder FormbIMer unö wenn 
möglich die betrefferxle ZofleinCragungsnummer. 

Ort und OatL^ 

*) Name Stellung h der Firma 
Unterschrift 
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Anhang VI B 


Erklärung für Waren ohne Präferenzursprung 


Der Unterzeichner erklärt, daß die in dieser Rectmung...’) 

aufgefuhrten Waren hergestellt worden sind in...•) 

urxl folgende TeOe oder Waren enthallen, cfie bn Präferenzverkahr nicht als Ursprungswaren der Gemektschaft gelten: 

.•) .. 


.*) 

Er verpflichtet sich, den Zollbehörden auf Verlarrgen Nachweise zu dieser Erklärung vorzutegen. 

.T .•) 

. *) 


Anmerkung: 

Oer Wortlaut im Kasten stellt rrach Ergänzung gemäß den Fußnoten die Lieferantenerktärung dar. Die Fußrwten brauchen nicht 
wiedergegeben zu werden. 


- Sind nur basUfnrMWw«) auf dwItechnunglMlfallw.wtindaiaainSsulig zu lwira«<cl«wi:aulSieMKennzaichnutigMnVIMgen(la(n Vermerk hinzuiMAisan:.daBdie 

In dieaar FtoainunB aufBafütirlan und ... gatrannznichrwien Waran ha rg aa t a S worden aM In ...'. 

- Wird ein andaraa Papier ala die RacTnung oder aina Anfaga zu rtar Racrmung varwandal, ao M die Bezaidinung diaaaa Papiara anatede von .Iterivaing* ainzuaafzan. 
^ Gamainaclrart. Mdgliadalaal, AKP-Staat oder OLG. 

Waranbazaiehnung In alan FMan. I3la Baaalcrnuna rrniS ■ n aa m aaaa n und ao ganau aaln, daS dia TarMaruns dar balraSandan Waran annWalt «anton kann. 

*) ZodwarL fada arlordarfch. 

d) Unprungaland, taia arlordaidch. Dar aniueabanda Unpnjng muB aki Pitfaranzurapruig aaln; Jadar andara Unprung lal ala JttManrr anzugabarv 

*) ZuaaTz .und In (dar C anialnachall)( IW g n i i a r aa l )|AK t*Ota afl|OLOifolgandanBa-«dar Vararbaldjnganuraarzrjganwonianalndr'nid einer D aa ch r a fc u ng dar durchgefOhrtenBe- 
odar Vararbadungan. fada erferdartch. 

^ Ort und Datum 

d) Name und Stetiung in rfar Firma 

*) Unterar:hritt 
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Anhang Vit 


Auskunftsblatt 

1. Für das Auskunftsblatt sind die FdcmbUtier zu benutzen, deren Muster in diesem Anhai^ wiedergegeben ist; sie sM in eirter oder 
mehreren der Amtssprachen zu drucken, in denen das Abkommen verlaßt ist, und müssen den internen Rechtsvorschriften des 
Ausfuhrstaates entsprechen. Die AuskunftsbUtter sind in eirMr dieser Sprachen auszufOllen. Werden sie harxlschrifliich ausgefOllt, 
so muß dies mtt Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift erfolgen. Sie tragen zur Kennzeichnung eine Seriennummer, die auch 
eingedruckt sein kann. 

2. Das Auskunftsblatt hat das Format DIN A4 (210 x 297 mm), wobei die Länge höchsterrs 5 mm weniger utxl 8 mm mehr betragen 
darf. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreibpapier mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 6S g zu verwenden. 

3. Die einzelstaatlichen Verwaltungen kfinnen sich den Druck der Formblätter Vorbehalten oder ihn Druckereien Obertassen, rfie sie 
hierzu ermächtigt haben, im letzteren Fall muß der Vcxdruck den Namen urvi die Anschrift rxler das Kerwuekhen der Druckerei 
enthalten. 



134 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1991, Teil II 


EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 


1. Versender') 


AUSKUNFTSBLATT 

für den Erhalt einer 

WARENBESCHEINIGUNG 

bn Rahmen darVbrachiWanWrdanWbrenverhehrzwIachen der 

2. Empfänger') 


EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
und den 

AKP-STAATEN 


3. Verarbeiter') 

4. StaaL bi dem die Be- rxler Vararbeitung erfolgta 

6. EinfuhrzotlbehOrde») 

S. Für amtliche Zwacke 

7. Einfuhrpapiere») 

Muster , Nr. 

Serie - 

vom 1 II 


WAREN ZUM ZEITPUNKT OES VERSMIDS NACH DEM BESTIMMUNGSSTAAT 


8. Zeichen, Nummern. Anzahl 
und Art der PackstOcke 

9. Nummer dea BZT und Warenbezeichnung 

10. Menge*) 



11. Wert*) 


VERWENDETE EINGEFÜHRTE WAREN 


12. Nummer des BZT und Warenbezeichnung 


13. Ursprungsstaat 


14. Menge*) 


15. Wett»)*) 


16. Art der Be- oder Verarbeitung 


17. Bemertujngen 


18. SICHTVERMERK DER ZOLLBEHÖRDE 

Die Richtigkeit der EiWArung witd bescheinigt: 
Dokument: 

Aft/Muster_Nr. 

Zollbehörde_ 

Den 


(UnMncXrtRI 


19. ERKLÄRUNG DES VERSENDERS 

Ich, der Unterzeichner,__ 

•ildara, daß die aul diesem Blatt erteilten AuskOnfte 
richtig sind 

---«le" I \ I 


<Unl«<«chrlfU 


St«mp6l d«f 
Zolto^drd« 


'). »). =■). ‘). ®) Siehe Rückseite 
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Ersuchen um Nachprüfung 


Ergebnis der Nachprüfung 


Der unterzeichnende Zollbeamte ersucht um OberprOfurrg 
des Auskunftsblattes auf seine Echtheit und Richtigkeit 


Oie Nachpiüfung hat ergeben, daß dieses Auskunftsbtatt 

a) von der In ihm angegebenen Zollbehdrde ausgesteM 
«vurde und die ki Vun enthaltenen Angaben richtig 
Bind*) 

b) ificht den Effordemiaaan fOr >»« Echtheit und fOr die 
Rtehtlgkail der darin enthaltenen Angaben entspricht 
(stehe beigefOgte Bemedomgen *)) 


.den 


, den 


Stempel der 
ZoHbehdrde 


Stempel der 
Zollbehdfde 


(Untarschrm das Zollbaamtan) 


(UnlarschrW das Zollbaamfan) 


*} Nichttutrsflandas biha stiaichan. 


Hinweise zur Vorderseite 

*) Name oder Firmenbezeichnung und vollständige Adresse. 

*) Freiwillige Angabe. 

®) kg, hl. m® oder andere Maße. 

Umschließungen gelten als zu den in Ihnen veipackten Waren gehörig. Diese Vorschrift findet jedoch keine Arrwendung auf 
Umschließungen, wenn sie fOr die in ihnen verpactden Waren nicht Oblich sind und sie unabhängig von Ihrer Verwendung als 
Umschließung einen dauernden selbständigen Gebrauchswert habea 

Der Wert ist entsprechend den Vorschriften des Abkommens anzugeben, auf das Bezug genommen wird. 
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Anhang VIII 


Liste der Waren, auf die in Artikel 33 verwiesen wird und die vorläufig nicht unter dieses Protokoll fallen 


HS-PosHion 

Warenbezeichnuhg 

ex 2707 

Öle, in denen die aromatischen Bestandtete gegenüber den nicht aromatischen Bestandteilen gewichts- 
mäfiig übenwiegen und die ihnfich sM den Mineralölen und anderen Erzeugnissen der Destillation des 
Hochtemperatur-SteMoohlenteefs, bei deren Destillation bis 2S0 *C mindestens 6S RHT Obergehen 
(eicwchlieSfich der Benzm-Benzol-Qemische), zur Verwendur^ als Kraft- oder Heizstoffe 

2709 bis 2715 

Erdöle ur>d 9ire DestiNationsefzeugnisse; bituminöse Stoffe; Mineralwachse 

ex 2901 

Acydische KoNenwasserstoffe, zur Verwendung als Kraft- rxier Heizstoffe 

ex 2902 

Cydane utkI Cydene (ausgenorrmen Azulene), Benzol, Toluol, Xylole, zur Verwettdung als Kraft- rxier 
Heizstoffe 

ex 3403 

Zubereitete Schmiermittel, Erdöl oder öle aus bituntinösen Mineralien enthaltertd, vrxausgesetzt, deren 
Anteil betrögt wertiger als 70 GHT 

ex 3404 

KOrtstfiche Wachse und zubereltate Wachse auf der Qtunrflage von Paraffin, Erdölwachsen rxier von 
Wachsen aus bMurrdnösen Msterafien orier von paraffittischan ROckstftnden 

ex 381': 

Zubereitete Additive für Schmieröle, Erdöl oder öl aus bitumittösen Mitterarien enthaltend 
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Anhang tX 


Musterformblatt für einen Antrag auf Abweichung 


1. Handelsbezeichnung der Fertigware: 

1.1. Tarifierung (HS-Position): 

2. Voraussichtliches Jahiesvolumen der Ausfuhren nach 
der Gemektschait (Oewicht, Stückzahl, Meter oder soi>- 
stige MaBeinheif): 

3. Handelsbezeichnung der verwerxleten Vormateriaflen 
mit Ursprung in DrittlärKlem: 

Tarifierung (HS-Poslöon): 

4. VoraussichtRches Jahiesvolumen der verwerxleten Vor- 
materiaiien mit Ursprung bi DrMIAndem: 

5. Wert der verwendeten Vormaterialien mit Ursprung in 
DrittläTKlem: 

6. Wart der Fertigware ab Werk: 

7. Ursprung der Vormaterialien mtt Herioiitft aus Oritll9i>- 
dem: 

8. Gründe, weshab dar Ursprungsregel für die Fertigware 
flictit •nCspfochsn wBfdsn Ictfvi. 

9. Handelsbezeichmmg der zu verwendenden Vormateria¬ 
lien mit Ursprung in AKP-Staaten, der EWG oder den 
ÜLG: 

10. Voraussichtliches Jahresvolumen der verwendeten Vor¬ 
materialien mit Ursprung in AKP-Staaten, der EWG oder 
den ÜLG: 

11. Wert der zu venvenderKien Vormaterialien mit Ursprung 
in AKP-Staaten. der EWG oder den OLG; 

12. An den Vormaterialien mit Herkunft aus Dritttändem 
vorgerxxnmene Be- urxl Verarbeitungen (ohne Erlan¬ 
gung der Ursprungseigenschaft): 

13. Dauer der beantragten Abweichung: 

vom.bis. 


14. Genaue Beschreibung der in AKP-Staaten vorgenom¬ 
menen Be- oder Verarbeitung; 

15. Struktur des Grurxlkapitals des betreffenden Unter¬ 
nehmens: 


16. Wert der voigenommenerVgeplanten Investitionen: 

17. Gegenwftrtige/geplante Beschftfügtenzahl: 

18. Mehrwert aufgrurKi der in AKP-Staaten vorgenommenen 
Be- oder Verarbeitung; 

18.1. Arbeitskosten 

18.2. Gemeinkosten 

18.3. Sonstige Kosten 

20. Lösungsmöglichkeiten zur künftigen Vermeidung der 
Notwendigkeit einer Abweichung: 

19. Arvlere in Betracht kommende Versorgungsquellen für 
die verwendeten Vormaterialien: 

21. Bemerkungen: 
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Anmerkungen 

1. Sollten die auf dem Formblatt vorgesehenen Felder fOr alte sachdienlichen Angaben nicht ausreichen, so können dem Formblatt 
Anlagen beigefOgt werden. FOr diesen Fa> sollte in dem errtsprechertden Feld der Hinweis .siehe Anlage* erfolgen. 

2. Dem Formblatt sind - soweit möglich - Muster oder Abbildungen (Photographien, Zeichnungen, Piöne, Kataloge, usw.) der 
Fertigware und der verwendeten Vormateriaten beizufOgan. 

3. FOr jede Ware, fOr die ein Antrag eingereicht wird, ist Jeweils ein Formblatl auszufOHen. 

Felder 3, 4, 5, 7: Unter dem Begriff .Drittiartder* ist jedes Larvl auSer den AKP-Staaten, den Mitgliedstaaten oder den ÜLG zu 
verstehen. 

Feld 12: SirxlVormateriaiien mit Herkunft aus Ortttlöndem in der Gemeinachalt oder den ÜLG be-oder verarbeitet worden, 

ohne Ursprungseigenschaft erlangt zu haben, bevor sie in dem AKP-Staat, der den Antrag auf Abweichung ^tt, 
erneut verarbeHat werden, so ist <fie Art der bi der Gem^nschall oder den OLG vorgenommenen Be- oder 
Verarbeitung anzugeben. 

Feld 13: Hier ist der Beginn und das Ende des ZeHiaums anzugeben, in dem EUR. 1-Warenverkehrsbescheinigungen im ■ 

Rahmen der Abweichung ausgestellt werden können. 

Feld 18: Hier M entweder der Proae n l sa tt des Me hn eerte e gegenOber dem Preis ab-Werk Fertig¥rate oder der 

Geldbetrag des M e hrwe r t e s pro Wetenebihek anzugeben. 

Feld 19: Sind aivlere Versorgungsquellen für Vormaterialien vorhanden, so sind diese anzugeben und - soweit möglich - 

die Gründe (Kosten- oder sonstige Aspekte) dafür zu nennen, weshalb auf diese Quellen nicht zurückgegriffen 
wird. 

Feld 20: Angabe der bivestmonen oder der Diversifizierung der Versorgungsquelten, ifie geplant sbid, damit die Abwei¬ 

chung nur für einen befristeten Zeitraum erforderfich ist 
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Protokoll Nr. 2 

über die Verwaltungskosten der gemeinsamen Organe 


Die Vertragsparteien sind Ober folgettde Bestimmuttgen Ober- 
eingekomtnen, (fie dem Abkommen beigefOgt sind: 

Artikel 1 

Die MHgtiedstaaten und die Gemeirtschaft einerseits urtd (Se 
AKP-Staaten andererseits Obemehmen sowohl die Persotrai-, 
Reise- und Aufenthaltskosten als auch die Post- und Femmeide- 
gebOhren, die ihnen aufgrund ihrer Teilnahme an den Tagun^n 
des Ministerrates utrd der von ihm abhängigen Organe entstehen. 

Die Kosten fOr das Dolmetschen in Sitzungen. fOr die Überset¬ 
zung und Vervielfältigung der Dokumente sowie für die technische 
Organisation der Tagungen (Räumlichkeiten, Büromaterial, Amts- 
dierrer usw.) werden von der Gemeinschaft oder von einem der 
AKP-Staaten Obemommen, je nachdem, ob die Tagurtgen im 
Gebiet eines Mtgfiedstaats oder Im Gebiet eines AKP-Staats 
stattfinden. 

Artikel 2 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten übernehmen die auf sie 
entfalterxien Reise- urxl Aufenthaltskosten für Ihre Teilnehmer an 
den Tagurrgen der Paritätischen Versammlung. 

Sie Obemehmen kt gleicher Weise die Reise- urtd Aufenthalts¬ 
kosten für das für (fiese Tagurtgen erforderliche Persocwl sowie 
die Post- und FemmeldegebOhren. 


Die Kosten fOr das Dolmetschen in Sitzungen, fOr die Oberset- 
zurtg und VervielfNtigung der Dokumente sowie fOr die technische 
Organisation der Tagungen (Räumfichkeiten, BOromaterial, Amts- 
(fiener usw.) werden von der GemeinschafI oder von den AKP- 
Staaten Obemommen, je nachdem, ob <fie Tagungen kn Gebiet 
eines MHgfiedstaats oder kn Gebiet eines AKP-Staates statt¬ 
finden. 

Artikel 3 

Die gemäS Artikei 352 des Abkommens bestellten Schiedsrich¬ 
ter haben Anspruch auf Erstatturrg ihrer Reisekosten urvt ihrer 
Aufenthaltskosten. Letztere werden vom Ministerrat festgesetzt. 

Die Reise- und Aufertthaitskosten der Schiedsrichter werden 
von der GemeinschafI und den AKP-Staaten je zur Hälfte Ober¬ 
nommen. 

Die Ausgaben fOr dto von den ScWed ari chtem errichte t e Kanz- 
teL (fie Untersuchung der Streitfälle uird die technische Organisa¬ 
tion (ter Gerichtssitzungen (Räumlichkeiten, Personal. Dolmet¬ 
scher usw.) Obemknml (fie GemeinschafL 

Die Kosten für auOerordentfiche Untersuchung sm aßnahmen 
werden mit den anderen Ausgaben beglichen: hierfOr gewähren 
(fie Parteien rach Maßgabe des Beschlusses der Schiedsrichter 
Vorschüsse. 


Protokoll Nr. 3 

über die Vorrechte und Immunitäten 


Die Vertragsparteien - 

in dem Bestreben, das reibungslose Funktkxiieren des Abkrxn- 
mens sowie (fie Vorbereitung der Arbeiten kn Rahmen des 
Abkommens urxl (fie Anwervlung der zu sekter Durchführung 
getroftorwn Maßrtahmen durch den AbschkiB ekres Protokolls 
Ober die Vorrechte und Immunitäten zu erieichlem, 

in Erwägung rtachsteherxler Gründe: 

Es ist zu diesem Zweck angebrachL die Vorrechte und Immuni¬ 
täten für die Personen, die an Arbeiten kn Zusammenhang mit der 
Durchführung des Abkommens teilnehmen, sowie die Regelung 
für die amtliche Nacrfirichtenübermittlung über diese Arbeiten fest¬ 
zulegen, und zwar unbeschadet der Bestimmungen des am 
8. April 1965 in BrOssel Unterzeichneten Protokolls Ober (fie Vor¬ 
rechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften. 

Es ist ferner angebracht, die Regelung für die Vermögens¬ 
gegenstände, Liegenschaften und Guthaben des AKP-Minister- 
rates und für dessen Pers(xtal vtxzusehen. 

Mit dem Abk(jmmen vrxr Georgetown vom 6. Juni 1975 wurde 
die AKP-Staatengruppe gebildet und ein AKP-Ministerrat sowie 
ein AKP-Botschafterausschuß eingesetzt. Die Sekrotariatsge- 
schäfte der Organe der AKP-Staatengruppe werden vom Sekreta¬ 
riat der AKP-Staaten wahrgenommen - 

sind über folgende Bestimmungen Obereingekommen, die dem 
Abkommen beigefügt sind: 


Kapitel 1 

Personen, die an den Arbeiten 
im Rahmen des Abkommens tettnehmen 

Artikel 1 

Die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten und der 
AKP-Staaten urxl (fie Vertreter der Organe der Europäischen 
Gemeinschaften sowie ihre Berater und Sachverständigen und 
(fie Mitglieder des Personals des Sekretariats der AKP-Staaten, 
die kn Gebiet der MitgTiedstaaten oder der AKP-Staaten an den 
Arbeiten der Organe des Abkrxnmens oder der Koordinierungs¬ 
organe oder an Arbeiten kn Zusammerthang mit der Durchführurtg 
des Abkommens teilnehmen, genießen wähierxi der Ausübung 
ihrer Tätigkeit urxl auf der Reise von und zum Oienstort die 
üblichen Vorrechte, Immunitäten und Erleichterungen. 

Absatz 1 gilt auch für die Mitglieder der Paritätischen Versamm¬ 
lung des Abk(xnmens, für (fie Schiedsrichter, (fie aufgruixf des 
Abkommens bestellt werden können, für (fie MitgReder der bera¬ 
tenden Gremien der Wirtschafts- urxi Sozialkreise, die eingesetzt 
werden können, urxl die Beamten urxl Berfiensteten dieser 
Organe, für die Mitglieder der Organe der Europäischen Investi¬ 
tionsbank urxl deren Personal sowie für das Persrxial des Zen¬ 
trums für industrielle Entwkfidung urxi des Technischen Zentrums 
für Zusammenarbeit in der Larxfwirtschaft und kn ländlichen 
Bereich. 
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Kapitel 2 

Vermögensgegenstände, Liegenschaften und Guthaben 
des AKP-Minlsterrates 

Artikel 2 

Die Räumlichkeiten und Gebäude, die vom AKP-Ministerrat 
amtlich gerxitzt werden, sind unverietdch. Sie dOrfan nicht durch- 
suchL beschlagnahmL Ungezogen oder enteignet wecdeit. 

Die Vermögensgeganstände und Guthaben des AK P MWs t er- 
rates dOrfen Ohrte Ermächtigung des durch das Abtcommen einge¬ 
setzten Ministerrates nicht Gegenstand von Z wang a m aB nahmen 
der Verwattungsbehfirden oder GetIcMe sein, soweit <fes nicht fOr 
Untersuchungen kn Zusammenhang mit Unfällen, die durch ein 
dem Rat der AKP-Minister gehörendes bzw. für ätn kn Verkehr 
befindliches Kraftfahrzeug verursacht werden, oder kn Falle eines 
VerstoBes gegen die StraBenverkehrsordnung oder kn Falle von 
Unfällen erforderlich isL (fie durch ein soiches Fahrzeug verur¬ 
sacht werden. 

Artikel 3 

Die Archive des Rates der AKP-Minister sirtd unverletzlich. 

Artikel 4 

Oer AKP-MinisterraL seine Guthaben, BnkQnAe und sonstigen 
Vermögensgegenstände sirxf von jeder direkten Steuer befralL 

Erwirbt der AKP-Ministerrat in größerem Umfang bewegliche 
oder unbewegliche Güter, die zur Ausübung seiner amtlichen 
VerwaJtungstäligkeit unbedingt erfcxderich sind, und sind in den 
Preisen hierlOr indkeide Steuern oder Verkaufsabgaben inbe^lf- 
fen, so trifft dar Aufenihallsstaat in aNan Fällen, in detten es ihm 
möglich ist, geeignete MaBnahmen für den Erlaß oder die Erstat¬ 
tung dieser Steuern utkI Abgaben. 

Von den Abgaben und Gebühren, die lediglich die Vergütung 
von Dienstleistungen darstellen, wird keine Befreiung gewährt. 

Artikel 5 

Der AKP-Ministerrat ist von alten Zöllen sowie Ein- und Ausfuhr¬ 
verboten und -beschränkungen bezüglich der zu seinem Dienst¬ 
gebrauch bestimmten Gegenstände befreit; die kt dieser Weise 
eirtgeführten Gegenstände dürfen im Gebiet des Staats, kt den sie 
eingeführt worden sind, weder verkauft noch kt anderer Weise 
gegen Entgelt oder urtentgeitHch abgetreten werden, es sei denn 
zu Bedirtgurtgen, welcfte die Regierung dieses Staats genehmigt. 


Kapitel 3 

Amtliche Nachrlchtenübermittiung 
Artikel 6 

Der Gemeinscitaft, den gemeinsamen Orgarten des Abkom¬ 
mens urtd den Koordktierurtgsorgatten steht für ttre amllcite 
Nachrichtertübermittlurtg urtd die Ubermittlurtg aler ttrer Schrift¬ 
stücke kn Gebiet der Vertragsparteien die gleicite Behartdiurtg wie 
den interrtationalen Organisatiorten zu. 

Der amtliche Schriftverkehr urtd die sortstige amtliche Nacitrtch- 
tertübermitdurtg der Gemektschaft, der gemeinsamen Orgarte des 
Abkommerts und der Koordktierurtgsorgarte unterliegen nicht der 
Zertsur. 

Kapitelä 

Persoital des Sekretariats der AKP-Staaten 
Artikel 7 

(1) Dem Sekretär (den Sekretären) urtd dem stellvertretertden 
Sekretär (den steifvertretertden Sekretären) des AKP-Mktister- 
rates und den artderen stärtdigen Mitgliedem seirtes höheren 
Personals, die von den AKP-Staaten benannt werden, stehen 


unter der Verantwortung des amtierenden Präsidenten des AKP- 
Botschafterausschusses kt dem StaaL in dem der AKP-Minister¬ 
rat seinen Sitz haL die den Mitgliedem des diplomatischen Perso- 
rtals der diplomatischen Vertretungen zueckannten Vorteile zu. 
Ihren Ehegatten und ihren in ihrem Haushalt teberxfen minderjäh¬ 
rigen Kindern stehen unter den gleichen Bedingungen die dem 
Btegatten urtd den mktdeijährigen Kktdem der Mitglieder des 
dipiomatiachen Persortals zuerkannten Vorteile zu. 

(2) Oie dem Statut untorSegertden Mitgledar das AKP-Perso- 
nals, (fie nicht kt Absatz 1 genannt werden, sind kn GasUarxl von 
jeglicher Besteuerung dar Gehälter, Löhne und sonstigen 
Bezüge, die sie von den AKP-Staaten beziehen, befrett, sobald 
sie für (fiese Bnkünfte eine Steuer zugunsten der AKP-Staaten 
abfOhren. 

Unterabsatz 1 gilt weder für die vom AKP-Sekretariat an seine 
ehemafigen Bediensteten bzw. deren Anspruchsberechtigte 
gezahlten VereoigungsbezOge noch für die Gehälter, Löhne und 
sonstigen Bezüge, die es seinen örtlichen Bediensteten zahlt. 

Artikel 8 

Der StaaL in dem der AKP-Mkiisterrat seinen Sitz hat, gewährt 
den kl Aitical 7 nichl genanrftan stäncfigan Becfienstelen des 
Sekretariats der AKP-Staalsn (fie Immunität von dar Gerichtsbar¬ 
keit nur für (fiel von Iman in amifichor Eigenschaft und kn Rahmen 
•«er amtfichen Bafugnisae vorgeikxnmenen Handlungen. Diese 
Immurvtät gilt jedoch nicht In Fällen, ki denen ein ständiger 
Becfiensteter des Sekretariats der AKP-Staaten gegen die Bestkn- 
mur^gen der StraBenverkehrsordnurrg verslöBt oder kl denen das 
•«n gehörecKte oder von awn geienkle Kraftfahrzeug Schäden 
verursachL 

Artikel 9 

Name, Dierrstrang und -Stellung sowie Anschrift des amtieren¬ 
den Präsidenten des AKP-Botschafterausschusses, des Sekre¬ 
tärs (der Sekretäre) urvl des stellvertretenden Sekretärs (der 
stellvertretenden Sekretäre) des AKP-Ministenrates sowie der 
ständigen Bediensteten des Sekretariats der AKP-Staaten wer¬ 
den vom Präsidenten des AKP-Ministerrates in regelmäßigen 
Zeitabstärrden der Regierung des Staats mitgeteitt, in dem der 
AKP-Ministerrat seinen Sitz hat. 


Kapitel 5 

Delegationen -der Kommission In den AKP-Staaten 
Artikel 10 

(1) Der Kommissionsbeauftragte und das im Auftrag der Dele¬ 
gationen tätige PersonaL mit Ausnahme der örtlichen Bedienste¬ 
ten. sind kt dem AKP-Sftaat, kt dem sie woivten, von jegficher 
Besteuenjng befieiL 

(2) Für das unter Absatz 1 faHende Perstxtal gilt auch Arti¬ 
kel 309 Buchstabe g. 

KapHelB 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 11 

Die kt (fiesem Protokol vorgeseherten Vorrechte, Inwnunitaten 
und Erfeicttterungen weiden den Betreffenden ausschlieBlich kn 
Interesse ihrer Amtstätigkeit gewährt 

Die kt (fiesem Prolokofi gectanrtten gemeinsamen Orgarte und 
Ektrichtungen haben (fie kiwnuitität kt aflen Fällen aufzuheben, kt 
denen dies nach ihrer Auffassuitg Itren ktteressen nicht zuwider¬ 
läuft. 

Artikel 12 

Auf Streitfälle bezüglich dieses Protokolls findet Artikel 352 des 
Abkommerts Anwertdurtg. 

Der AKP-Mktistefrat urtd <fie Europäische Investitionsbank kön¬ 
nen kt einem Schiedsverfahren als Parteien auftreten. 
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Protokoll Nr. 4 

betreffend die Durchführung des Artikels 178 


(1) Die Vertragsparteien des Abkommerts sirxf Obereingekom- 
men, alles daran zu setzen, um die Anwertdung der In Artikel 177 
vorgesehenen SchutzmaBnahmen zu vermeiden. 

(2) Die beiden Parteien sktd der Überzeugung, da8 es ihtten die 
Durchführung des Artikels 178 Absätze 4 und S etmfigfichen 
dOrftei etwaige Probleme von Anfang an zu erkennen und unter 
Berücksichtigung aller einschlägigen Faktoren soweit wie mflgich 
MaOrtahmen zu vermeiden, die die Gemeinschaft gegenüber 
ihren praiereiubegünstigten Handelspartnern lieber nicht anwert- 
den möchte. 

(3) Die beiden Parteien erkennen die Notwendigkeit der Einfüh¬ 
rung eines in Artikel 178 Absatz 4 vorgesehenen Mechanismus 
für vorherige Informationen an, mit dem bei empfindlichen Waren 
die Gefahr verringert werden soll, daß plötzlich und unvorhergese¬ 
hen Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Die betreffenden 
Bestimmungen würden einen ständigen InfbrmationsfluB betref¬ 
fend den Handel und die gleichzeitige Anwendung der Verlahren 
für regehnftSige Konsultationen emtöglichen. So können die bei¬ 
den Parteien die Entwiddung in empflndichen Sektoren gertau 
verfolgen utid etwaige Schwierigkeiten feststellen. 

(4) Daraus ergeben sich die beiden folgenden Verfahren: 
a) Mechanismus für die statistische Übenvachung 

Unbeschadet der internen Maßnahmen, welche die Gemein¬ 
schaft zur Überwachung ihrer Einfuhren treffen kann, sieht 
Artikel 178 Absatz 4 des Abkommens die Bnfühtur^ eines 
Mechanismus zur Gewährleistung der statistischen Überwa¬ 
chung bestimmter AKP-Ausfuhren rtach der Gemeirtschaft 
und zur Erleichterung der Prüfung der Fakten vor, die Markt¬ 
störungen hervorrufen können. 

Dieser Mechanismus, der nur einem besseren Informations¬ 
austausch zwischen den beiden Parteien dient, sollte tnir für 
die Waren gelten, die die Gemeinschaft für sich als empfind¬ 
lich erachtet. 

Angewandt wird dieser Mechanismus im gegenseitigen Ein¬ 
vernehmen aufgrund der Informationen, die die Gemeinschaft 
übermitteln wird, sowie mit Hilfe statistischer Informatiotten, 
welche die AKP-Staaten der Kommission auf deren Wunsch 
hin mitteilen würden. 

Im Hinblick auf eine wirksame Anwendung dieses Mechanis¬ 
mus ist es erforderlich, daß die betreffenden AKP-Staaten 
möglichst }eden Monat in bezug auf die von der Gemeirachaft 
als empfindfich angeseherten Waren der Kommission dte Sta¬ 
tistiken über ihre diesbezüglichen Ausfuhren nach dar 
Gemeinschaft und jedem eittzelnen ihrer Mitgtiedstaaten über¬ 
mitteln. 


b) Regelmäßige Konsultationen 

Der vorstehend genannte Mechartismus für die statistische 
Überwachung wird es beiden Parteien ermögnchen, dte Ent¬ 
wicklungen kn Hatvlel, dte Anlaß zu Besorgnissen geben 
köitnten, besser zu verfolgen. Aufgruttd dieser Informatiorten 
sowie gemäß Artikel 178 Absatz 5 werden dte Gemeinschaft 
und dte AKP-Staaten dte Mögüchkeit haben, in regelmäßigen 
Abständen Konsultationen durchzuführen, um sich zu verge¬ 
wissern, daß dte Zteie dieses Artikels erreicht werden. Diese 
Konsultationen finden auf Antrag einer der Parteien statt. 

(5) Sind dte Voraussetzungen für dte Anwerbung der in Arti¬ 
kel 177 vorgesehenen Schutzmaßnahmen gegeben, so wäre es 
Sache der Gemeinschaft, gemäß Artikel 178 Absatz 1 betreffend 
dte vorherigen Konsultationen über die Anwendung von Schutz¬ 
maßnahmen unverzüglich Konsultationen mit den betreffenden 
AKP-Staaten ernzuieiten, wobei sie fonen alle für dtese Konsulta¬ 
tionen erforderkchen Informalionen übermittelt, und zwar Insbe¬ 
sondere dte Daten, anhartd deren festgestoM werden kann, kt 
welcham Maße dte Einfuhren einer bestimmten Ware aus einem 
oder mehreren AKP-Staaten ernste Störungen für einen Wirt- 
schaflsbereich der Gemeinschaft oder eines oder mehrerer Mit¬ 
gliedstaaten hervorgerufen haben. 

(6) Nach Ablauf der für dtese Konsultationen vorgesehenen 
Frist von 21 Tagen köntten dte zuständigen Behörden der 
Gemeinschaft, wenn kt der Zwischenzeit keirte andere Verein- 
barurtg mit dem betreffenden AKP-Staat oder den betreffenden 
AKP-Staaten getroffen werden konnte, dte zur Artwendung von 
Artikel 177 des Abkommens geeigneten Maßnahmen ergreifen. 
Diese Maßnahmen werden den AKP-Staaten sofort mitgeteilt und 
sind sofort anwertdbar. 

(7) Dieses Verfahren würde unbeschadet der Maßrtahmen 
Anwendung finden, die bei besonderen Umständen ktt Sinrte von 
Artikel 178 Absatz 3 des Abkommerts getroffen werden könnten. 
In diesem Fall werden den AKP-Staaten unverzüglich alle ein¬ 
schlägigen Informationen übermittelt. 

(8) Auf jeden Fall wird den Irtteressen der am wenigsten entwik- 
kelten AKP-Staaten, der AKP-Binnertstaaten und der AKP-Insel- 
staaten besondere Aufmerksamkeit gewidmet, wie dies in Arti¬ 
kel 180 des Abkommens vorgesehen ist. 

(9) Dte AKP-Staaten urrd dte Gemeinschaft sind davon über¬ 
zeugt, daß mit der Durchführung der Beslimmurtgen des Abkom- 
merts sowie dieses Protokolls unter Berflcksichligung der beider¬ 
seitigen Interessen der Partner dte Verwirklichung der Ziele des 
Abkommerts kn Bereich der hartdetepoiWschen Zusammerrarbeit 
gefördert werden kann. 


Protokoll Nr. 5 
betreffend Bananen 


Die Gemeinschaft urxi dte AKP-Staaten kommen über dte Ziele 
hirrsichtlich der Verbesserung der Produktions- und Vermark¬ 
tungsbedingungen für Bananen der AKP-Staaten und hkisichtrich 
der Aufrechterhaltung der Vorteile, dte den herkömmlichen Liefe¬ 
ranten gemäß Artikel 1 dieses Protokolls gewährt werden, überein 
urtd beschließen, daß geeignete Maßnahmen zu ihrer Verwirk¬ 
lichung getroffen werden. 

.. Artikel 1 

Kein AKP-Staat wird bei der Ausfuhr seiner Bananen nach den 
Märkten der Gemeinschaft hinsichtlich des Zugangs zu seirren 
herkömmlichen Märkten und seiner Vorteile auf diesen Märkten 
ungünstiger gestellt sein als bisher oder derzeit. 


Artikel 2 

Der betreffende AKP-Staat und die Gemeinschaft besprechen 
sich miteinander, um dte zur Verbesserung der Produktions- und 
Vermaiktungsbedingungen für Bananen durchzuführerxien Maß¬ 
nahmen zu bestimmen. Zu diesem Zweck werden alte kn Rahmen 
der Bestimmungen des Abkommens Ober die finanzielle, techni¬ 
sche, larxiwirtschaftliche, industrielle und regionale Zusammen¬ 
arbeit vorgesehenen Mittel eingesetzt Dte betrefferxlen Maßnah¬ 
men sollen den AKP-Staaten urxi besonders Somalia unter 
Berücksichtigung kver jeweiligen Lage dte Möglichkeit geben, ihre 
Wettbewerbsfähigkeit sowohl auf ihren herkömmlichen Absatz¬ 
märkten als auch auf den arxieren Märkten der Gemeinschaft zu 
verbessern. Sie werden in allen Stadien vom Produktionsstadium 
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bis zum Verbrauchssladium durchgeführt und betreffen insbeson¬ 
dere: 

- die Verbesserung der Produktionsbedingungen und der Quali¬ 
tät durch Maßnahmen in den Bereichen Forschung, Ernte, 
Aufmachung und Behandlung, 

- die Beförderurtg und Lagerung im Inland, 

- die Vermarktung und die Absatzförderung. 

Artikel 3 

Um diese Ziele zu erreichen, kommen die beiden Vertragspar¬ 
teien überein, sich in einer slärtdigen gemischten Gruppe mitein¬ 


ander zu besprechen; diese wird von einer Sachverständigen¬ 
gruppe unterstOtzL deren Aufgabe es ist, die spezifischen 
Probleme, die bei der Anwendung dieses Protokolls auftreten 
konnten, laufend zu prüfen, um Losungen vorzuschlagen. 

Artikel 4 

Sollten sich die AKP-ErzeugerUnder veranlaßt sehen, eine 
gemeinsame Organisation zur Verwirklichung der Ziele dieses 
Protokolls zu gründen, so unterstützt die Gemehrschaft eine sol¬ 
che OrganissAon und prüft ala an sie gerichteten Anträge auf 
UnlarstOlzung dar Titigkeilan rfteser Organisation, die in den 
Bereich der ragiotralen M a ßr ta hmen Im Rahnren der Zusammen¬ 
arbeit bei der Entwiddungstinanzierung fallen. 


Protokoll Nr. 6 
betreffend Rum 


Artikel 1 

Bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Alkohol werden die Waren der Unterpositiorren 2208 40 10, 
2208 4090, 22089011 und 2208 9019 der Kombinierten 
Nomenklatur mit Ursprung in den AKP-Staaten zottfrei zur Einfuhr 
in die Gemeinschaft zugelassen, und zwar unter Beringungen, 
(ie eine Entwicklung der tracMioneaen HarrdelsstrOme zwischen 
den AKP-Staaten utkI der Gemeinschaft einerseits und zwischen 
den Mitgliedstaaten andererseits gestattea 

Artikel 2 

a) Zur Anwendung von Artikel 167 setzt die Gemeirtschaftabv^ 
chend vrxi Artikel 168 Absatz 1 des Abkommens jährlich bis 
zum 31. Dezember 1995 die Mengen fest die zollfrei einge¬ 
führt werden können. 

Diese Mengen werden wie folgt festgesetzt: 

- Biszum31.Dezember1993werdendiegröetenjähriichen 
Mengen zugrundegelegL rie aus den AKP-Staaten im 
Laufe der letzten drei Jahre, für die Statistiken voriiegen. In 
die Gemeinschaft eingefOhrt wurden, zuzüglich einer Jähr¬ 
lichen Wachstumsrate von 37% auf dem Markt des Ver¬ 
einigten Königreichs bzw. von 27% auf den arxteren Märk¬ 
ten der Gemeirrschaft für die Zeit bis zum 31. DezerTk>er 
1992. 

Die jährliche Menge beträgt jedoch in keinem Fal weniger 
als 172000 hl reinen Akohols. 

- Für die Jahre 1994 und 1995 entspricht die Menge des 
gesamten Kontingents jedes Mal der um 20 000 N reinen 
Alkohols aufgeslockten Mertge des Vorjahres. 

b) Für die ab 1996 geltende Regelung legt die Gemeinschaft vor 
dem 1. Februar 1995 unter Zugrundelegung eines Berichts, 
den die Kommission dem Rat vor dem 1. Februar 1994 
vorlegen wird, die Einzelheiten für den bereits in Betracht 
gezogenen Abbau des Gemeinschaftszollrontingents fesL 


wobei ilarfar Lage und dar vorau s aichtlichen Entwicklung des 
Gemeinschaftsmaikts für Rum und der Ausfuhren der AKP- 
Staaten Rechnung tragen wird. 

c) Falls die Anwertdung von Buchstabe a die Entwicklung der 
traditiortellen Handelsstiüma zwischen den AKP-Staaten urtd 
einem Magiedrtant behindert ergreift die Gemeinschaft die 
geeigrtelen Maßnahmen zur Behebung dieser Situation. 

d) Sollte rier Verbrauch von Rum In der Gemeinschaft erheblich 
zurtehmen, so verpfichlet sie sich, den in cSesem Protokoll 
festgelegten jährkchen Prozentsatz der Erhöhung erneut zu 
prüfen. 

e) Oie Gemeinschaft erklärt sich bereit entsprechende Konsul¬ 
tationen durchzuführen, bevor sie die in Buchstabe c vorgese¬ 
henen Maßnahmen ertäßL 

f) Die Gemeinschaft erklärt sich ferner bereit, zusammen mit 
den betreffenden AKP-Staaten rrach Maßnahmen zu suchen, 
die eine Ausweitung der Rumverkäufe dieser Staaten auf dem 
Gememschaftsmarkt ermögkchen könnten. 


Artikel 3 

Um diese Ziele zu erreichett kommen die Vertragsparteien 
Oberein, sich in einer parilätischan Gruppe miteinander zu bespre¬ 
chen, deren Aufgabe es M, dw spezifischen Probleme, die bei der 
Anwendung rteses Ptotokoas auftretan könnten, laufend zu 
prüfen. 


Artikel 4 

Die Gemeinschaft hilft den AKP-Staaten auf deren Antrag kn 
Rahnren des Titels X des Zweiten Teils des Abkommens, ihre 
Rumveikäufe auf dem Gemeinschaflsmarkt zu fördern und aus¬ 
zuweiten. 
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Protokoll Nr. 7 
betreffend Rindfleisch 


Die Gemeinschaft und (Se AKP-Staaten vereinbaren die nach¬ 
stehenden besonderen MaBiuihmen. um den tradKlonellen RIikI- 
fleischexporteuren unter den AKP-Staaien die Aufiechterhallung 
ihrer Position auf dem Gemeinschaftsmaitd zu ermöglichen und 
damit ihren Erzeugern ein gewisses Einkommensniveau zu 
sichern. 

Artikel 1 

Die auf Rindfleisch mit Ursprung in den AKP-Staaten erhobe- 
rren Einfuhrabgaben, die nicht in Zöllen bestehen, werden kn 
Rahrrren der in Artikel 2 genannten Mengen um 90% gesenkt 

Artikel 2 

Unbeschadet des Artikels 4 gilt die Senkung der Einfuhrabga¬ 
ben gemöB Artarel 1 je Kalenderjahr und Land für folgende 
Mengen, ausgedrOckt In Rindlleiech ohne Knochen: 


Botsuana 

18 916 t 

Kerrla 

142 t 

Madagaskar 

7 579t 

Swasilarxf 

3363t 

Simbabwe 

9100t 


Artikel 3 

FOr den Fall, daB ein Rückgang dieser Ausfuhren infolge von 
Katastrophen wie DOrre, WirbelstQrme oder Viehseuchen voraus¬ 
sehbar ist oder festgestelH wird. Ist die Gemeirachaft bereit 
geeignete Maßnahnten zu prOfert damit die in eirrem Jahr aus 
diesen Gründen nicht ausgeführten Mengen kn Jahr davor oder 
im darauffolgenden Jahr geliefert werden können. 


Artikel 4 

Ist in emem bestimmten Jahr einer der in Artikel 2 gertannten 
AKP-Staaten nicht kl der Lage, die festgesetzte Gesamtmerrge zu 
Kefem, urtd wünscht nicht in den GenuB der in Artikel 3 genann¬ 
ten Maßnahmen zu kommen, so kann die Kommission die feh- 
leixle Menge auf die übrigen betreffenden AKP-Staaten aufteilen. 
In einem solchen Falle schlagen die betreffenden AKP-Staaten 
der Kommission spötestens am 1. Oktober jedes Jahres den oder 
die AKP-Staaten vor, die in der Lage sind, die rteue zusätzliche 
Menge zu liefern, utxf nenrren den AKP-Staat der nicht hi der 
Lage ist die gesamte Ihm zugeteilte Menge zu liefern; aufgrund 
(£eser neuen vorübergehenden Zuteilung werden jedoch die 
ursprünglichen Mengen nicht geörxlert 


Artikel 5 

Die Durchführung cReses Protokolls wird kn Rahmen der Ver¬ 
waltung der gemeinsamen Marktorganisation für Rindfleisch 
gewährleistet; dies darf jedoch die von der Gemeinschaft gemäß 
diesem Protokoll eingegangenen Verpflichturtgen nicht berühren. 


Artikel 6 

Bei Anwendung der ki Artarei 177 Absatz 1 des Abkommens 
vorgesehenen Schutzidausel auf dem Rindfleischsektor ergreift 
die Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, damit das Volu¬ 
men der Ausfuhren der AKP-Staaten nach der Gemeinschaft auf 
einem Niveau aufrechterhalten werden kann, das mit den in 
diesem Protokoll eingegangenen Verpflichturrgon vereinbar ist. 


Protokoll Nr. 8 

mK dem Wortleut de« Protokolls Nr. 3 betreffend AKP>Zucker 
im Anhang zu dem am 28. Februar 1975 Unterzeichneten AKP-EWG-Abkommen von Lomd 
und den entsprechenden Erklärungen, die dem genannten Abkommen beigefügt' sind 


Protokoll tfr. 3 
betreffend AKP-Zucker 

Artikel 1 

(1) Die Gemeinschaft verpfRchtet sich für unbestimmte Zeit 
bestimmte Mengen rohen oder weißen Rohrzucker mit Ursprung 
in den AKP-Staaten, zu deren Lieferung sich diese Staaten ver¬ 
pflichten, zu garantierten Preisen zu kaufen und einzuführea 

(2) Die Schutzklausel des Artikels 10 des Abkommerts ist nicht 
anwetvfbar. Die Durchführung dieses Protokolls erfolgt kn Rah¬ 
men der Verwaltung der gemeirtsamen Marktorganisation für 
Zucker, durch welche jedoch die Verpflichtung der Gemeinschaft 
nach Absatz 1 nicht berührt wird. 

Artikel 2 

(1) Unbeschadet des Artikels 7 können vor Ablauf eines vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens gerechneten Zeit¬ 
raums von fünf Jahren keine Änderungen in diesem Protokoll in 
Kraft treten. Danach können ÄrKlerungen, die gegebenenfalls im 
gegenseitigen Einvernehmen festgelegt werden, zu einem zu 
vereinbarenden Zeitraum in Kraft treten. 


(2) Die Bedingungen für die Erfüllung der kl ArtRcel 1 genannten 
Verplfichtung werden vor Ablauf des sieWen Jahres ihrer Anwen¬ 
dung neu überprüft 

Artikel 3 

(1} Die kl Artikel 1 erwähnten in metrischen Tonnen Weißzucker 
ausgedrückten Rohrzuckermertgen, nachsteherxl .vereinbarte 
Mengen“ genannt die in dem in Artikel 4 Absatz 1 genanrrten 
Zeitraum von jeweils zwölf Monaten zu lefem sind, sktd folgerxie: 


Barbados 

49 300 

Fidschi 

163 600 

Guayana 

157 700 

Jamaika 

116300 

Kenia 

5 000 

Madagaskar 

10000 

Malawi 

20000 

Mauritius 

487 200 

Swasilarxi 

116 400 

Tansania 

10000 

Trinidad und Tobago 

69 000 

Uganda 

5 000 

Volksrepublik Kongo 

10 000 



144 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1991, Teil 11 


(2) Vorbehaltlich des Artikels 7 können diese Mengen ohne 
Zustimmung der einzelnen betroffenen Staaten nicht herabge¬ 
setzt werden. 

(3) Für den Zeitraum bis 30. Juni 1975 sind jedoch fotgervte in 
metrischen Tonnen Weißzucker ausgedrückte Mengen verein¬ 
bart: 


Barbados 

29 600 

Fidschi 

25600 

Guayana 

29 600 

Jamaika 

83 800 

Madagaskar 

2000 

Mauritius 

65 300 

Swasiland 

19 700 

Trinidad und Tobago 

54 200 


Artikel 4 

(1) wahrend eines Zeftraums von jeweils zwölf Monaten vom 
1. Jul bis zum 30. Juni - nachstehend .Uefeizeitraum* genannt- 
verpflichten sich die zuckerausführenden AKP-Staaten, die in 
Artikel 3 Absatz 1 genannten Mertgen vorbehaltlich etwaiger 
Berichtigungen infolge der An we rtdung von Artloal 7 zu fc eie m . 
Eine entsprechertde Verpflchtung gM gMchermaBen fOr ifie ki 
Artikel 3 Absatz 3 genannten M e ngen für den Zeitraum bis zum 
30. Juni 1975, der ebenfalls als ein Ueferzeitraum angesehen 
wird. 

(2) Die in Artikel 3 Absatz 3 genannten bis zum 30. Juni 1975 zu 
liefernden Mengen schließen die Lieferurtgen ein, die vom Ver- 
scNffut^gshafen oder kn FaDe von Binnenstaaten Ober die Grertze 
unterwegs sind. 

(3) Auf die Lieferungen von AKP-Rohrzucker während des 
Zeitraums bis zum 30. Juni 1975 werden die in dem am 1. Juli 
1975 beginnerxlen Zeitraum geltenden garantierten Preise ange- 
wandL Entsprechende Vereinbarurtgen können für die nach¬ 
folgenden Lieferaeiträume getroffen werden. 


Artikel 5 

(1) Weißer oder roher Rohrzucker wird auf dem Gemeinschafts¬ 
markt zu zwischen Käufern und Verkäufern frei ausgehandelten 
Preisen abgesetzt 

(2) Die Gemeinschaft greift nicht ein, wenn ein Mitgfiedstaat 
zuläßt, daß die Verkaufspreise kmerhab seiner Greruen den 
Schwellenpreis der Gemeirtschalt Qberschreiten. 

(3) Die Gemeinschaft verpflichtet sich, innerhalb des Rahmens 
der vereinbarten Mengen, Weiß- oder Rohzuckermengen, die 
nicht kl der Gemeinschaft zu einem Preis vemwktet werden 
köntien. der mindestens dem g a rantierten Preis ents p richt, zu 
dem garantierlen Preis zu kaufen. 

(4) Der in Rechrvjngseinheiten ausgedrOckte garantierte Preis 
bezieht sich auf unverpackten Zucker cif europäische Häfen der 
Gemeirrschaft ur«f wird fOr Zucker der Starxlardqualität festge¬ 
setzt Er wird Jähriich nach Maßgabe der kt der GemeinschafI 
erzielten Preise unter Berücksichtigung aller wichtigen wirtschaft¬ 
lichen Faktoren ausgehandelt und spätestens bis zum 1. Mai, der 
dem Ueferzeitraum, fOr den er gelten soll, unmittebar vorausgeM, 
festgefegt. 


Artikel 6 

Die Käufe zu dem in Artikel 5 Absatz 3 genannten garantierten 
Preis werden von den Interventionsstellen oder anderen von der 
Gemeinschaft benannten Stellen durchgeführt. 

Artikel 7 

(1) Liefert ein zuckerausfOhrender AKP-Staaten während eines 
bestimmten Ueferzeitraums aus GrOttden höherer Gewalt die 
vereinbarta Mange nicht kl voOer Höhe, so räumt die Kommission 
ihm auf Antrag die notwendige zusätzliche Ueferfrist ein. 

(2) Teilt ein zuckerausfOhrender AKP-Staat der Kommission im 
Laufe eines Ueferzeitraums mtt, daß er die vereirbarte Menge 
nicht in votier Höhe liefem kann und daß er cfe in Absatz 1 
erwähnte zusätzliche Frist nicht fci Anspruch zu nehmen wOnscM, 
so wird die nicht geBeferte Menge von der Kommission zur 
Uefenitrg währerxf des betreffenden Ueferzeitraums neu zuge- 
teiit Die Kommission kann die Neuzuteilung nach Konsultation 
nüt den betreffenden Staaten vornehmen. 

(3) Liefert ein zuckerausfOhrender AKP-Staat während eines 
Ueferzeitraums aus arxferen GiOrvfen als höherer Gewalt die 
verakbarte Menge nicht kt voäar Höhe, ao wkd die vereinbarte 
Menge fOr ale apätaran Uefer z eittäume um <Se nbht g el eie r t e 
Menge gekOrzL 

(4) Die Kommission karwi beschfießen, daß die nicht geHeferte 
Menge für die späteren Lieferzeiträume den in Artikel 3 genannten 
anderen Staaten neu zugeteilt wird. Diese Neuzuteilung geschieht 
in Konsultation mit den betreffenden Staaten. 

Artikel 8 

(1) Auf Antrag eines rxfer mehrerer Staaten, die Zucker nach 
Maßgabe dieses Protokolls liefem, oder auf Antrag der Gemein¬ 
schaft finden Konsultationen Ober alte für die Atrwendung dieses 
Protokolls erforderlichen Maßnahmen in einem geeigneten, von 
den Vertragsparteien festzulegenden institutioneilen Rahmen 
statt. Zu diesem Zweck könrten die durch das Abkommen einge¬ 
setzten Organe während des Zeitraums der Anwendung des Ab¬ 
kommens in Anspruch genommen werden. 

(2) Wird das Abkommen nicht mehr angewandL so beschließen 
die kl Absatz 1 erwähnten Lieferstaaten und die Gemeinschaft 
geeignete institutionelle Maßnahmen, um die weitere Anwendung 
dieses Protokolls sicherzustellen. 

(3) Die in diesem Protokoll vorgesehenen regelmäßigen Über¬ 
prüfungen finden in dem vereinbarten institutionellen Rahmen 
statt. 

Artikel 9 

Die von einigen zuckerausfOhrerxien AKP-Staaten traditionell 
an (fie Milgliedstaaten geleferten besonderen Zuckerarten wer¬ 
den in dm in Artikel 3 genarviten Mengen ekbezogen utb eberuo 
wie diese behandelL 

Artikel 10 

Dieses Protokoll bleibt nach dem in Artikel 91 des Abkommens 
genannten Zeitpunkt in Kraft. Nach (Besem Zeitpurtkt kann das 
Protokoll von der Gemekischaft gegenüber jedem AKP-Staat urxf 
von jedem AKP-Staat gegenOber der Gemeinschaft unter Ekbal- 
tung einer zweijährigen KOrxligungsfrist gekündigt werden. 



Nr. 1 - Tag der Ausgabe; Bonn, den 12 . Januar 1991 


145 


Anhang 
zum Protokoll Nr. 3 


Erklärungen zum Protokoll Nr. 3 

1. Gemeinsame Erkläning betrefferKi etwaige Anträge aut Teilnahme an dem Protokoll Nr. 3 

Wünscht ein AKP-Staat, der Veitragspartei des Abkommens, Im ProtokoH Nr. 3 aber nicht 
namentlich aufgefOlvt ist, an den Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 tellzunehmen, so wird 
sein entsprechender Antrag geprüft.*) 

2. Eckläruitg der Gemeinschaft betreftend Zucker mit Ursprung in Belize, St Christoph und Nevis- 
Anguilla und Surinam 

a) Oie Gemeinschaft verptUchtet sich, die erfordertichen MaBnahmen zu treffen, um für die 
nachstehenden Mertgen rohen oder weiSen Rohrzucker mit Ursprung in 

Belize 39 400 metrische Tonnen 

St Christoph und Nevis-Artguilla 14 800 metrische Torvten 

Surinam 4 000 metrische Tonnen 

die gleiche wie die Im Protokoll Nr. 3 vorgeseherte Behandlung sicherzustellen. 

b) Für den Zeitraum bis zum 30. Juni 1975 werden jedoch folgende Mengen festgesetzt; 

Belize 14 800 metrische Tonnen 

St Christoph urxf Nevis-Anguiila 7 900 metrische Tonnea*) 

3. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 10 des Piotokofls Nr. 3 

Die Gemeinschaft erklärt <taB Artikel 10 des Prolokotis Nr. 3, welcher <fie Möglichkeit einer 

Kündigurtg des Protokolls nach Maßgabe des genannten Artikels vorsieht der Rechtssic^herheit 
dient und für die Gemeinschaft keinerlei Ändenjng oder Einschränkurrg der in Artikel 1 des 
Protokolls Nr. 3 aufgesteltten Grundsätze darsfellt.*) 

<) Antung XIII dar ScNUtokW da« AKP'fWQ.Abkommn*. 

<) ArdMf« XXI dar SchkilWda de« AKP.ewo.Abl<oRvnM«. 

Anhang XXII dar SchkrSald« da« AKP.EWG-Abl(onvn«n«. 


Anhang 
zum Protokoll Nr. 8 


Briefwechsel 

zwischen der Dominikanischen Republik urtd der Gemeinschaft 
über das Protokoll betreffend AKP-Zucker 

Schreiben der Regierung der Dominikanischen Republik 
(Schreiben Nr. 1) 

Sehr geehrter Hen Präsident 

ich beehre ntich. Ihnen zu bestätigen, daß die Dominikanische Republik weder gegenwärtig rxxdt 
zu einem späteren Zeitpunkt dem Protokoll des AKP-EWG-Abkommens betreffend AKP-Zucker 
beizutreten wünscht Die Dominikanische Republik verpflichtet sich somit einen Antrag auf Beitritt 
zu diesem Prolokolt nicht zu stellen. Sie richtet ein Schreiben gleichen kthalts an <Se Gruppe der 
AKP-Staaten. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Eingang dieses Schreibens bestätigen würden. 
Genehmigen Sie, Herr Präsident den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Schreiben des Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
(Schreiben Nr. 2) 

Sehr geehrter Herr Minister, 

ich beehre nüch, den Eingartg Ihres heutigen Schrett)ens mit folgendem Wortlaut zu bestätigen: 

.Ich beehre mich. Ihnen zu bestätigen, daß die Dominikanische Republik weder gegenwärtig rx>ch 
zu einem späteren Zeitpunkt dem Protokoll des AKP-EWG-Abkommens betrefferxf AKP-Zucker 
beizutreten wünscht Die Dominikanische Republik verpflichtet sich somit einen Antrag auf Beitritt 
zu diesem Protokoll nicht zu stellen. Sie richtet ein Schreiben gleichen Inhalts an die Gruppe der 
AKP-Staaten." 

Die Gemeinschaft bestätigt ihre Zustimmung zum Inhalt dieses Schreibens. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 
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Protokoll Nr. 9 

über die Waren, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen 


Artikel 1 

Waren, die unter die Zusiändigkeil der Europäischen Gemeicv 
schaft für Kohle und StaN fallen, sind, wenn sie Mven Ursprung in 
den AKP-Staaten haben, frei von ZAIien und Abgaben mit gleicher 
Wirkung zur Einfuhr in die Gemeinschaft zugelassen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannton Waten mit Ursprung in den Mitglied¬ 
staaten sirxf gemflü Titel I Kapitel 1 des Dritten Teils des Abkom¬ 
mens zur Einfuhr in die AKP-Staaten zugelassen. 

Artikel 3 

Sind Aitgebots von Unlatnehmen der AKP-Staaten geeigrtet, 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes zu beeint rächti g ot t, 
und ist cSese D eei n t rächU gung auf einen U n ter s chied in den 
Wettbewerbsbedingungen bei den Preisen zurOckzufOhren, so 


kann <fie Gemeinschaft zweckrfienliche MaBnahmen treffen und 
insbesondere die in ArtMcel 1 vorgesehenen Zugeständnisse 
zurOcknehmen. 

Artikel 4 

In allen Fällen, in denen die Durchführung der Artikel 1 bis 3 
dies nach Ansicht einer der Parteien erfordert, finden zwischen 
den beteiligten Parteien Konsultationen statt. 

Artikel 5 

Die Bestimmungen Ober die Ursprungsregeln lür die Anwen¬ 
dung des Abkommens sind ebenlalls auf dieses Protokoll 
anwendbar. 

Artikel 6 

Die Befügnisae und Zustämägkailan, die sich aus dem Vertrag 
Ober (äs Gründung dar EurepMachen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl ergeben, werden durch (ieses Protokol nicht berührt 
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Schlußakte 


Die Bevollmächtigten 
Seiner Majestät des Kfinigs der Belgier, 

Ihrer Majestät der Kfinigin von Dänemarlt, 
des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschlarxl, 
des Präsidenten der Griechischen Republik, 

Seiner Majestät des Königs von Spanien, 
des Präsidenten der Französischen Republik, 
des Präsidenten Irlarxis, 
des Präsidenten der Italienischen Republik, 

Seirter Königlichen Hoheit des GroBherzogs von Luxemburg, 
Ihrer Majestät der Königin der Niederlande, 
des Präsidenten der Portugiesiachen RepublBc, 

Ihrer Majestät der Königin des VereMglen Königreichs GroBbrl- 
tannien und Norditland, 

Vertragsparteien des Vertrags über die GrürKtung der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft für Kohle urtd Stahl und des Vertrags zur 
Grürxlung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, nachste¬ 
hend .Gemeinschaft* genannt, deren Staaten im folgertden als 
.Mitgliedstaaten’ bezeichnet werden, 

urxf des Rates urtd der Kommission der Europäischen Gemein¬ 
schaften 

einerseits 

und 

die Bevollmächtigten 

des Präsidenten der Volksrepublik Angola, 

Ihrer Majestät der Königin von Antigua und Barbuda, 
des Staatsoberhauptes des Bundes der Bahamas, 

des Staatsoberhauptes von Barbados, 

\ 

Ihrer Majestät der Königin von Belize, 
des Präsidenten der Volksrepublik Benin, 
des Präsidenten der Republik Botsuana, 

des Präsidenten der VolksfronL Staatsoberhaupt, Regierungschef 
von Burkitta Faso, 

des Präsidenten der Republik Burundi, 

des Präsidenten der Republik Kamerun, 

des Präsidenten der Republik Kap Verde, 

des Präsidenten der Zentralafrikanischen Republik, 

des Präsidenten der Islamischen Burxfesrepublik Komoren, 

des Präsidenten der Volksrepublik Kortgo, 

des Präsidenten der Republik Cöte d’lvoire, 

des Präsidenten der Republik Dschibuti, 

der Regierung des Dominicanischen Burxles, 

des Präsidenten der Dominikanischen Republik, 

des Präsidenten der Demokratischen Volksrepublik Äthiopien, 

des Präsidenten der Republik Fidschi, 

des Präsidenten der Gabunischen Republik, 

des Präsidenten der Republik Gambia, 

des Staatsoberhauptes und Präsidenten des Vorläufigen nationa¬ 
len Verteidungsrats der Republik Ghana, 


Ihrer Majestät der Königin von Grenada, 

des Präsidenten der Republik Guinea, 

des Präsidentan des Staatsrates von Guinea-Bissau, 

des Präsidenten der Republik Äquatorialguinea, 

des Präsidenten der Kooperativen Republik Guyana, 

des Präsidenten der Republik Haiti, 

des Staatsoberhauptes von Jamaika, 

des Präsidenten der RepubIHr Kenia, 

des Präsidenten der RepubNk Kiribati, 

Seiner Majestät des Körtigs des Königreichs Lesotho, 

des Präsidenten der Republik Liberia, 

des Präsidenten der Demokratischen Republik Madagaskar, 

des Präsidentan der Republik Malawi, 

des Präsidenten der Republik Mali, 

des Präsidenten des Nationalen militärischen Wohlfahrtsaus¬ 
schusses. Staatsoberhaupt der Islamischen Republik Maureta¬ 
nien, 

Ihrer Majestät der Königin von Mauritius, 
des Präsidenten der Volksrepublik Mosambik, 

des Präsidenten des Obersten Militärrats, Staatsoberhaupt des 
Staates Niger, 

des Chefs der Bundesregierung von Nigeria. 

des Präsidenten der Republik Ugarxfa, 

Ihrer Majestät der Königin von Papua-Neuguinea, 

des Präsidenten der Republik Ruanda, 

Ihrer Majestät der Königin von SL Kitts und Nevis, 

Ihrer Majestät der Königin von Santa Luda. 

Ihrer Majestät der Königin von SL Vincent und den Grertadinen, 

des Staatsoberhauptes von Westsamoa. 

des Präsidenten der Demokratischen Republik Säo Tomä und 
Principe, 

des Präsidenten der Republik SenegaL 
des Präsidenten der Republik Seschellen, 
des Präsiderrten der Republik Siena Leone, 

Ihrer Majestät der KönigHt der Salomonen, 
des Präsidenten der Demokratischen Republik Somalia, 
des Präsidenten der Republik Sudan, 
des Präsidenten der Republik Surir\ame, 

Ihrer Majestät der regierenden Königin des Königreichs Swasi- 
larxi. 

des Präsidenten der Vereinigten Republik Tartsania, 
des Präsidenten der Republik Tschad, 
des Präsidenten der RepubRk Togo, 

Seiner Majestät König Taufa'ahau Tupou IV von Tonga, 
des Präsidenten der Republik Trinidad und Tobago, 

Ihrer Majestät der Königin von Tuvalu, 
der Regierung der Republik Vartuatu, 
des Präsidenten der Republik Zaire, 
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des Präsidenten der Republik Sambia, 
des Präsidenten der Republik Simbabwe, 

deren Staaten im folgenden als ,AKP-Staaten" bezeichnet 
werden, 

andererseits 

die am fünfzehnten Dezember neunzehnhundertneunundacht¬ 
zig zur Unterzeichnung des Vierten AKP-EWG-Abkommens von 
tomä zusammengetreten sind, haben folgernde Texte festgelegt: 

Das Vierte AKP-EWG-Abkommen von Lomä 
sowie die folgenden Protokolle; 

Fmartzprotokoll 

Protokoll Nr. 1 Ober die Bestimmung des Begriffs .Ursprurtgs- 
waren* und Ober die Methoden der Zusammen¬ 
arbeit der Verwatturtgen 

Protokoll Nr. 2 über die Verwaltungskosten der gemeinsamen 
Organe 

Protokoll Nr. 3 über die Vorrechte urtd tmmurMtäten 
Protokoll Nr. 4 betreffend die Durchführung des ArtStels t78 
Protokoa Nr. 5 betreffend Bananen 
Protokoll Nr. 6 betreffend Rum 
Protokoll Nr. 7 betreffend Rindfleisch 


Protokoll Nr. 8 mit dem Wortlaut dos Protokolls Nr. 3 betreffend 
AKP-Zucker im Anhang zu dem am 28. Februar 
1975 Unterzeichneten AKP-EWG-Abkommen 
von Lomä urxl den entsprechenden Erklärungen, 
die dem genannten Abkommen beigefOgt sind 


Protokoll Nr. 9 über die Waren, die unter die Zuständigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
fallen 


Anhang XII 

Anhang XIII 
Anhang XIV 
Anhang XV 
Anhang XVI 

Anhang XX 

Anhang XXII 

Anhang XXIII 

Anhang XXV 

Anhang XXVI 

Anhang XXVII 

Anhang XXVIII 

Anhang XXIX 

Anhang XXX 
Anhang XXXI 


Anhang XXXII 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft und die Bevollmächtigten der AKP-Staaten haben ferner 
den Text der nachstehend aufgeführten und dieser Sohlußakte 
beigefügten Erklärungen fesigelegt; 

Anhang XXXIII 

Anhang I Gemeinsame Erklärung betreffend den BeHrW 

Haitis und der Dominikanischen Republik zum 
Abkommen 

Anhang II Gemeinsame Erklärung zu Artikel 2 des XXXIV 

Abkommens: Interdeperxleru 

Anhang IV Gemeinsame Erklärung zu Artikel S: Men¬ 
schenrechte 

Anhang V Gemeinsame Erklärung Ober Wanderaibeit- Anhang XXXV 
nehmer und Studenten der AKP-Staaten in der 
Gemeinschaft 

Anhang VI Gemeinsame Erklärung betrefferxl die Arbeits- XXXVI 

kräfte, die Staatsangehörige einer der Vertrags¬ 
parteien sind und sich rechtmäßig im Gebiet 
eines MttgKedstaates oder eines AKP-Staates 
aufhallen Anhang XL 


Anhang VII 
Anhang VIII 

Anhang IX 


Gemeinsame Erklärung Ober die Vertretung 
regionaler Organisationen 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 39 Ober den 
Verkehr mH gefährlichen Abfällen und mH radio- 
aktiven Abfällen 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 39 Ober den 
Verkehr mH gefährlichen Abfällen und mH radio¬ 
aktiven Abfällen 


Anhang XLII 
Anhang XLIII 
Anhang XLIV 


Anhang XI Gemeinsame Erklärung zu Artikel 50: Verfüg¬ 
bare landwirtschaftliche Erzeugnisse 


Gemeinsame Erklärung über den Sitz des 
Technischen Zentrums für Zusammenarbeit in 
der Landwirtschaft und im ländlichen Bereich 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 76: Aus¬ 
schuß für landwirtschaftliche Grurtdstoffe 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 91: Zentrum 
für industrielle Entwicklung (ZIE) 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 92 Absatz 2: 
VerwaHungsral des ZIE 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 127: Über¬ 
einkommen der Vereinten Nationen Ober einen 
Verhaitenskodex fitr Unienkonferenzen 

Gemeinsame Erklärung Ober eine bessere Nut¬ 
zung der Bestimmungen des Abkommens Ober 
die Entwiddurtg von Harxlel und Dienstleistun¬ 
gen 

Gemeinsame Erklänmg zu Artikel 141 Ober die 
Stifhmg für die kuHureUe ZusammenarbeH zwi¬ 
schen den AKP-Staaten und der EWG 

Gemeinsame EtMärung zur Bestimmurtg des 
Begriffs , 4 > o eign e te Technologie* 

Gemeinsame Erklärung zu den Urheberrechten 

Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 145 bis 
149 über den audiovisuellen Raum 

Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 167 bis 
170: Handelsregelung 

Gemeinsame Erklätung betrefferrd Zucker auf 
dem portugiesischen Markt 

Gemeinsame Erklärung zur Liberalisierung des 
Handels 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 181 

Gemeinsame Erklärung Ober den BeHritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft 

Gemeinsame Erklärung über die Zusammen- 
arbeH zwischen den AKP-Staaten und den 
benachbarten OLG und französischen Obersee- - 
ischen Departements 

Gemeinsame Erklärung betreffend die Vortage 
des Abkommens beim Allgemeinen ZoH- und 
Handelsabkommen (GATT) 

Gemeinsame Erklärung betreffend die Rege¬ 
lung des Zugangs zu den Märkten der französi¬ 
schen überseeischen Departemenls fOr die 
unter Artikel 168 Absatz 2 fallenden Waren mH 
Ursprimg in ilen AKP-Staaten 

Gemeinsame Erklärung betreffend die unter die 
gemeinsame AgrarpoMNc fallenden Waren 

Gemeinsame Erklärung betreffend den Handel 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsge¬ 
meinschaft urxl Botsuana, Lesotho und Swasi- 
laixl 

Gemeinsame Erklätung betrefferxl die in Arti¬ 
kel 168 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer H genann¬ 
ten larxiwirtschaftlichen Erzeugnisse 

Gtemeinsame Erklärung zu den Ausfuhren der 
AKP-Staaten nach den ÜLG 

Gemeinsame Erklätung zum statistischen 
Bedarf (Artikel 199 Absatz 2) 

Gemeinsatne Erklärung betreffend die Konzer¬ 
tierung AKP-EWG bei Einführung eines weH- 
weHen Systems zur Stabilisierung der Ausfuhr¬ 
erlöse 
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Anhang XUV 

Anhang XLVI 

Anhang XLVIl 
Anhang XLiX 

Anhang L 
Anhang LH 
Anhang LIII 

Anhang LIV 
Arrtiang LV 

Anhang LVI 

Anhang LVII 
Anhang LXII 

Anhang LXIII 

Anhang LXIV 
Anhang LXV 


Anhang LXVIll 

Anhang LXXIII 

Anhang LXXIV 
Anhang LXXVI 
Anhang LXXVIl 


Gemeinsame Erklärung zu Artikel 189 Absatz 1 
Buchstabe b 

Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 210 
und 211 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 169 Absatz 3 

Gemebtsame Erklärung zu Artikel 224 Buch- 
stabe d 

Gemebtsame Erklärung zur Verschuldung 
Gemebtsame Erklärurtg zu Artikel 255 

Gemebtsame Erklärnng zum Dritten Teil Titel 111 
Kapitel 3 Abschnitt 2 

Gemeinsame Erklärurtg zu Artikel 294 

Gemebtsame Erklärurtg zu den Artarebt 320, 
321, 322, 323 und 327 

Gemebtsame Erklärurtg zum Dritten Teil Titel IV 
Kapitel 2 

Gemebtsame Erklärurtg zu Artikel 362 

Gemebtsante Erklärung zu Protokoll Nr. 1 
betreffend dto Artikel 175 und 177 

Gemebteame Erklärung zu Protokol Nr. 1 

Gemeirtsame Erklärung zu bestimmten Teilen 
des Protokolls Nr. 1 

Gemeirtsame Erklärurtg zu Protokoll Nr. 1 
betreffertd den Ursprurtg der Fischereierzeug¬ 
nisse 

Gemebtsame Erklärung zu den Artikebt 1 und 2 
des Protokolls Nr. 2 

Gemebtsante Erklänirtg zu Protokoll Nr. 3 
betreffend die Delegationen der Kommission 

Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 5 
Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 6 
Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 7 


Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten urtd der Gemein¬ 
schaft urtd die Bevollmächtigten der AKP-Staaten sbtd ferner 
übereingekomnrten, dieser Schlußakte die rtachstehend aufge¬ 
führten Erklärungen beizufOgen: 

Anhang XVII A. Erklärurtg der Gemebtschaft und der Mit¬ 
gliedstaaten zu den ArtRrebi 126,127,128, 
130 urtd 131 

B. Erklärurtg der AKP-Staaten zu der Erklä¬ 
rung der Gemeinschaft und Ihrer Mtglied- 
staalen zu den Artikebt 126,127,128,130 
urtd 131 

Anhang LX A. Erklärurtg der Gemeinschaft zum Finanz- 
prolokoll 

B. Erklänrng der AKP-Staaten zur Erklärung 
der Gemeirtschaft zum Rnanzprotokd 


Die Bevollmächtigten der AKP-Staaten haben Kenntnis von den 
nachstehend aufgeführten urtd dieser Schlußakte beigefügten 
Erklämngen genommen: 

Anhaitg III Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 2: Sou¬ 
veräne Verfügungsgewalt der AKP-Staaten 
Ober ihre natürlichen Ressourcen 

Arthartg XIX Erklärurtg der Gemeinschaft zu den Artikeln 
126 Absatz 2, 127 urtd 128 betreffertd den 
Seeverkehr 

Anhartg XXI Erklärurtg der Gemeirtschaft zu Artikel 136 
Absatz 3 


Anhang XXXVII Erklärurtg der Gemebtschaft zu Artikel 174 
Absatz 2 Buchstabe a 


Arthartg XXXVIII Erklärurtg der Gemebtschaft zu Artikel 177 
Absatz 3 


Anhang XU 
Anhang XLVIll 


STABEX: Erklärurtg der Kommission zur Ver¬ 
waltung des Systems 

Erkläruttg der Gentebtschaft zu Artikei 188 


Anhang LV1II 


Anhang UX 


Erkläruttg des Vertreters der Regierung der 
Bundesrepubäk Deulschlartd zur Bestimmung 
des D egr Ws .Deutscher Staatsartgehörlger* 

Erklärurtg des Vertreter s der Regieruttg der 
Bundesrepublik Deutschlartd über die Geltung 
des Abkommerts für Berlbt 


Arthartg LXI Erklärurtg der Gemeinschaft zum Ftrtanzproto- 
kol 


Arthartg LXVI Erklärurtg der Gemebtschaft zu Protokoll Nr. 1 
betreffertd rfie Ausdehtturtg der Hoheitsgewäs¬ 
ser 


Anhang LXIX 
Arthartg LXX 
Anhartg LXXI 
Anhang LXXII 
Anhang LXXV 


Erklänjrtg der Gemeirtschaft zu Protokoll Nr. 2 
Erklärung der Gemeirtschaft zu Protokoll Nr. 2 
Erklärung der Gemebtschaft zu Protokoll Nr. 3 
Erklärurtg der Mitgliedstaaten zu Protokoll Nr. 3 

Erklärung der Gemeinschaft zu Protokoll Nr. 5 
(Geographischer Geltungsbereich: Haiti und 
Dominikanische Republik) 


Arthang LXXVIll Erklärung der Gemeinschaft zu Protokoll Nr. 7 

Die Bevotbnächtigten der MitgLiedstaaten und der Gemein¬ 
schaft haben Kertntrtis von den rtachstehertd aufgeführten urtd 
(fieser Schlußakte beigefügten Erklärurtgen genommen: 


Anhang X 
Anhang XVIII 

Arthang XXIV 

Arthartg XXXIX 
Anhartg LI 
Anhartg LXVIl 


Erklärung der AKP-Staaten zu gefährlichen, 
nuklearen und radioaktiven Abfällen 

ErWäruitg der AKP-Staaten zu den Artikebt 126 
Absatz 2,127 und 128 betreffend den Seever¬ 
kehr 

Erklärung der AKP-Staaten über die ROckfüh- 
rurtg bzw. Rückgabe von kuttureben Gütern 

Erklärung der AKP-Staaten zu Artikel 168 

Erklärung der AKP-Staaten zur Verschuldurtg 

Erklärurtg der AKP-Staaten zu Protokoll Nr. 1 
betreffertd den Ursprurtg der Fischereierzeug- 
rtisse 
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Anhang I 

Gemeinsame Erklärung 
betreffend den Beitrttt Haitis 
und der Dominikanischen Republik 
zum Abkommen 

Die Vertragsparteien kommen itach Abschluß der PrOfung der 

Arrträge Haitis und der Dominikanischen RepubUr auf Beitritt zum 

Abkommen zu folgendem SchkiB: 

- In Anbetracht des Artikels 289 des Dritten AKP-EWG-Abkom- 
mens; 

- bekräftigen sie, daß der geographische Geltungsbereich des 
Abkommens auf die Länder bl Afrtca, bn karibischen Raum utxf 
bn Pazifischen Ozean beschränkt bleiben muß; 

- steOen sie fesL daß die Anträge Haitis und der Dombricani- 
schen Repubbk von zwei Ländern stammen, 

- die geographisch zu ebter der rirei von dem Abkommen 
erfaßten geographischen Zonen gehören; 

- deren Wirtschaftsstruklur und Produktion nach den Krite¬ 
rien des Artikels 289 des Dritten AKP-EWG-Abkommerts 
mit denen dar AKP-Sttalan vargiaichbiir sbrd, rfie gegett- 
wsnig MWQMOSf om MMonviwns sno, 

- bekräftigen sia. daß der BolMIHailis und der Dominikanischen 
Republik daher nicht als nrOgächer Präzedenzfall für die außer¬ 
halb dieses Gebiets liegenden Staaten artgesehen werden 
kartn; der karibische Raum umfaßt zum Zwecke des Abkom¬ 
mens nur die Staaten dieses Gebiets, die bereits Mitglied des 
Dritten AKP-EWG-Abkommens sbid, sowie (fie btsel Hispaniola 
urvf die bertachbartan OLG, <fie urtafahängig geworden sbid 
oder urtabhängig werden; 

- kommen sie Oberebi, die bi den Artikeln 288 urvf 289 des 
Dritten AKP-EWG-Abkommerts enthalterten Bestimmuttgen bi 
dem Abkommen beizubehalten, wobei Artikel 289 hinsichtlich 
des karibischen Raums bi dem obigen Sinne zu präzisieren ist; 

- nehmen sie zur Kenntnis, daß sich die Dominikanische Repu¬ 
blik vertraglich verpflichtet hat darauf zu verzichten, ihren 
Beitritt zum Zuckerprotokoll zu beantragen, und daß diese 
Verpflichtung Gegeretand ebies dem Protokoll betreffend AKP- 
Zucker beigefügten Briefwechsels zwischen diesem Land und 
der Gemeinschaft bzw. den AKP-Staaten gewesen ist; 

- beschfießen sie, dem Antrag Haitis und der Dominikanischen 
Republik auf Beitritt zum Abkommen stattzugeben. 


Anhang 11 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 2 des Abkommens: 

Inlsfdependenz 

Die Vertragsparteien stellen ihre Zusammenarbeit unter das 
Vorzeichen der Interdependenz, von der ihre gegenseitigen 
Beziehungen bi den verschiedanon Bereichen geprägt sbid. Auf¬ 
grund der besonders engen und dauerhaften Beziehungen zwi¬ 
schen den AKP-Staaten und der Gemeinschaft hält diese sich für 
verpflichtet, mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln zur Entwick¬ 
lung ihrer Partner beizutragen. 

Ebie weitere Grundlage der Zusammenarbeit sind überdies die 
bnmer enger nverdenden Zusammenhänge zwischen der Entwick¬ 
lung der verschiedenen Gesellschaften und ihrer Wirtschaftsord¬ 
nungen. Jede dieser Gesellschaften kann somit auf kürzere oder 
längere Sicht zur Bereicherung und Entfaltung der anderen im 
sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Bereich beitragen. 

Dieser Einsatz auf beiden Seiten gilt insbesondere der Entwick¬ 
lung von Außenmärkten, dem Zugang zu den natürlichen Res¬ 
sourcen und deren rationeller Bewirtschaftung und Nutzung, der 
Verknüpfung der Ziele urvf Anstrengungen beider Parteien im 
Rahmen der dezentralisierten Zusammenarbeit auf jeweils glei¬ 
cher Ebene sowie dem kulturelten Austausch, und er trägt damit 
weltweit zu Verständigung und Frieden bei. 


Die Vertragsparteien bemühen sich jeweils für ihren Bereich, 
dieses Konzepit der Interdependenz in der fiffentiichen Meinung 
ihrer Völker zu verankern. 


Anhang III 

Erkläning der Gemeinschaft zu Artikel 2: 

Souveräne VerfügungsgeweK der AKP-Staaten 
Ober Ihre natOrOchen Ressourcen 

Die grundsätzfiche Achtung der Souveränität der Partner 
schäeßt die souveräne Verfügungsgewalt der AKP-Staaten Ober 
ihre nalürfchen Re sso urcen und äv Recht auf ErschlieBung und 
rationelle Nutzung rler Fischerebessourcen und der untersee¬ 
ischen Erzvorkommen bi alen bwen Hoheltsgewässem ebi. 

Um (Se effektive Ausübung räeser souveränen Verfügungs¬ 
gewalt zu gewähilatsten, erfdärt sich die Gemeinschaft bereit die 
AKP-Staaten mit den Iman durch rfas Abkommen zur Verfügung 
gestellten Mittebi bei der rationellen Nutzung ihrer Ressourcen 
zum WoNe ihrer Bevölkerungen zu unterstützen. Dieser Beitrag 
kann bisbesondare bi Form ebier Hilfe zur Entwicklung und 
UlIiSiOHUnQ ■WW nOGUNDOfW* UnO rlafKWISSaumJfBn UDO OwCn 

vsrechiedeiie Formen der UnAerelQtzung, einschießich wisaen- 
schafttchsr und technologisclier hduriiiationon und AusrOstun- 
gen, erfolgen, wobei das gnaidlegende Ziel die Befriedigung der 
Inlandsnachfrage bi den AKP-Staaten und die Ausweitung der 
regionalen Märkte und anderen Außenmärkte ist 


Ardiang IV 

Gemeinsame Efkürung zu Artikel 5: 
Menschenrechte 

Die Vertragsparteien erklären ihre Entschlossenheit, sich wir¬ 
kungsvoll für die Abschaffung der Apartheid, die eine Verletzung 
der Menschenrechte und eine Mißachtung der menschlichen 
Würde darstetK, einzusetzen. 


Anhang V 

Gemeinsame Erklärung Ober Wanderarbeitnehmer 
und Studenten der AKP-Staaten 
bl der G eme in s ch aft 

1. Wanderarbeitnehmer der AKP-Staaten bi der Gemeinschaft 

1. Jeder Mitgliedstaat der Gemeinschaft und jeder AKP-Staat 
gewährt Arbeitnehmern, die Staatsangehörige der anderen 
Seite sbid und auf seinem Gebiet legal ebie Tätigksil ausOben, 
sowie ihren bei äinen wohnenden Familienangehörigen bn 
Rahmen und bn Einklang mit Iven Jeweiligen Rechtsvorschrif¬ 
ten die sich aus den algemebien Prbizipien des Vöfkerrechts 
ergebenden Giundfreiholten. 

2. Die Gemebischaft baut Ive Maßnahmen zur Unterstützung 
der Bemühungen von NichtregierungsorgarMsationen der Mit¬ 
gliedstaaten um eine Verbesserung der sozialen und kulturel¬ 
len FazHitäten für Arbeitnehmer aus, die Staatsangehörige der 
AKP-Staaten sbid (Alphabetisierung, soziale Fürsorge usw.). 

3. Die Gemeinschaft ist berett, auf Wunsch der betreffenden 
AKP-Staaten bn Rahmen der Verfahren der Zusammenarbeit 
bei der Entwiddungsfbianzienjng und bn Ebikiang mit diesen 
die Finanzietung von Programmen oder Vorhaben zur Ausbil¬ 
dung von AKP-Staatsangehörigen, die bi ihre Länder zurOck- 
kehren, bn Hbibäck auf ihre berufbche Integration auf genau 
umrissenen Gebieten zu unterstützen. Diese Programme kön¬ 
nen im Gebiet der Gemeinschaft oder der AKP-Staaten unter 
Mitwirkung der betreffenden Industrien beider Seiten durchge¬ 
führt werden, wobei bi erster Unie Programme oder Vorhaben 
zu berücksichtigen wären, die Arbeitsplätze bi den AKP-Staa¬ 
ten schaffen. 
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4. Die AKP-Staaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um 
eine irreguläre Einwarxlerung ihrer Staatsangehörigen in die 
Gemeinschaft zu unterbinden. Die Gemeinschaft kann ihnen 
auf ihren Wunsch den erforderlichen technischen Beistand zur 
Festlegung und Durchführung ihrer nationalen Politik auf dem 
Gebiet der Migration ihrer Staatsangehörigen leisten. 

II. Studenten der AKP-Staaten In der Gemeirtschaft 

5. Die Mitgliedstaaten bekräftigen, daß Fragen im Zusammert- 
hang mit der Lage der AKP-Studenten kt ihrem Gebiet urtd 
insbesorxlere des Zugangs zu Bildungseinrichtungen in 
geeignetem bilateralen Rahmen geprüft werden könrten. 

6. Die Gemeinschaft fördert auch weiterhin die Ausbildung von 
AKP-Studenten in ihrem Hetftunftslaixf oder in einem anderen 
AKP-Staat gemäß Arlikef 151 Absatz 4 des Abkommens. 

Bei den von ihr durchgefOhrten Maßnahmen sorgt die 
Gemeinschaft dafür, daß die Ausbildung von AKP-Staats- 
angehörigen, die in den MHgliedstaaten studieren, auf äve 
berufliche Integration in ihrem Herkunftsland abgestimmt ist. 
Die AKP-SUiaten ihrerseits verpflichten sich, sich um eine 
wirksame Programmierung der beruflichen Integration ihrer zu 
Ausbildungszwecken in die Mitgliedstaaten entsarxften 
Staatsangehörigen zu bemühen. 

III. Für Arbeitnehmer 

urxf Studenten zugleich geltertde Bestimmurtg 

7. Unbeschadet der nationalen Zustärxligkeiten auf diesem 
Gebiet können die Gemeinschaft und die Gruppe der AKP- 
Staaten jeweils, soweit zweckmäßig urtd erforderlich, den 
MirMslerrat auf Fragen aufmerksam machen, die ausländische 
Arbeitnehmer oder Studenten auf unter die entsprechertden 
Erfdärurtgen fallertden Gebieten betreffen. 


Anhang Vt 

Gemeinsame Erklärung 

betreftend die Arbettakräfte, die Staatsangehörige 
einer der Vertragsparteien aind utkI sich rechtmäßig 
Im Gebiet eines Mitgliedstaates 
oder eirtes AKP-Staates aufhatten 

1. Jeder Mitgliedstaat gewährt den Arbeitnehmem, die die 
Staatsangehörigkeit eines AKP-Staates besitzen und in sei¬ 
nem Gebiet rechtmäßig gegen Entgelt beschäftigt sind, eine 
Regelung, die hinsichtfich der Arbeits- urvi Entgeltbedingurv 
gen keine auf der Staatsangehörigkeit beruherxte Diskriminie- 
rung gegenüber seirten eigenen Staatsangehörigen beinhal¬ 
tet. 

Jeder AKP-Staat gewährt den Arbeitnehmem aus den Mit¬ 
gliedstaaten, die in seinem Gebiet rechtmäßig gegen Entgelt 
beschäftigt sind, die gleiche Regelung. 

2. Die Arbeüttehmer, <äe die Staatsangehörigkeit eines AKP- 
Staates besitzen und kn Gebiet eines Mitgliedstaates recht¬ 
mäßig gegen Entgelt beachäfßgt sind, und die mK ihnen leben¬ 
den Familienangehörigen genießen Nnsichtfich der an die 
Beschäftigurtg gekrtüpften Leisturtgen aus der sozialen 
Sicherheit in diesem Mitgliedstaat eine Regelung, die keine 
auf der Staatsangehörigkeit beruhende Diskriminierung 
gegenüber den Staatsangehörigen dieses Mitgiiedstaates 

. beinhaltet. 

Jeder AKP-Staat gewährt den Arbeititehmem aus den Mit¬ 
gliedstaaten, (fie kt seinem Gebiet rechtmäßig gegen Entgelt 
beschäftigt sind, sowie deren Familienangehörigen eine 
Regelung, die der ki Absatz 1 vorgesehenen Regelung ent¬ 
spricht. 

3. Diese Bestimmungen berühren rticht die Rechte und Pflichten 
aus bilateralen Abkommen zwischen. AKP-Staaten urtd Mit¬ 
gliedstaaten, soweit diese zugunsten der Staatsartgehörigen 
der AKP-Staaten oder der Staatsangehörigen der Mitglied¬ 
staaten eine günstigere Regelung vorsehen. 


4. Die Parteien dieser Erklärurtg sind Obereingekommen, daß die 
sich aus dieser Erklärung ergebertden Fragen in befriedigen¬ 
der Weise und, soweit erforderlich, kn Wege bilateraler Ver¬ 
handlungen kn Hinblick auf den Abschluß entsprechervfer 
Übereinkünfte geregelt werden. 


Anhang VII 

Gemeinsame Erklärung 
über die Vertretung regionaler Organisationen 

Der Ministerrat erläßt die erforderlichen Bestimmungen, damit 
die regionalen Organisationen von AKP-Staaten kn Ministertat 
und kn BotschaftermjsschuS als Beobachter vertreten sein 
können. 

Oer Ministerrat prüft die entsprecherxien Anträge von Fall zu 
Fall. 


Atthang VHI 

Ge m ei n sa m e ErMftnmg ai Artikel 39 
über lien Verkehr mK gaMhrliehen AbflNen 
und mH ra d i oa k t i ve n AbMilen 

Im klaren Bewußtsein der mit radioaktiven Abfällen verburxie- 
nen besorxieren Gefahren untersagen die Vertragsparteien jeg¬ 
liche Form der Ablagerung oder Einleitung solcher Abfälle, die die 
Souveränität von Staaten beeinträchtigen oder eine Bedrohurrg 
für die Umwelt oder die Gesurxiheit der Bevölkerung In arxleren 
Ländern darstellen kötväa. Sie messen dem Ausbau der kitema- 
tionalen Zusammenarbeit zum i^wacke des Schutzes der Umwelt 
und der Gesurxiheit der BevöAetung gegen diese Gefahren 
größte Bedeutung bei. In diesem Skxte bekräftigen sie ihre Ent¬ 
schlossenheit, zu den lauferxlen Arbeiten in der lAEO im Hinblick 
auf die Ausarbeitung eines auf krlemationaler Ebene gebilligten 
Verhaltenskodex aktiv beizutragen. 

Bis zur Festlegung einer genaueren Definition in diesem Rah¬ 
men gelten als .radioaktive Abfälle* alle Stoffe, für die keine 
spätere Verwerxiung vorgesehen ist und die Radkxxjklide enthal¬ 
ten oder durch Radionuklide kontaminiert sind, deren Radioaktivi¬ 
tät imd Koruentration die Grettzwerte übersteigen, die sich die 
Gemeinschaft selbst zum Schutz Rver Bevökterung in Artikel 4 
Buchstaben a und b der Richtlinie EURATOM 801836, zuletzt 
geärxfert durch die Richtlinie EURATOM 84/467, vorgegeben hat. 
Für die Radioaktivität reichen (Sese Grenzwrarte von 5 X10* Bq bei 
Nukliden sehr hoher RadiotoKlzitat bis 5x 10* Bq bei Nukliden 
niedriger Radiotoxizität. Für die Konzentration betragen diese 
Grenzwerte 100 Bq.g - bzw. 500 Bq.g - bei festen natürlichen 
radioaktiven Stoffen. 


Anhang IX 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 39 
über den Verkehr mit gefährlichen Abfällen 
und mit radioaktiven Abfällen 

_ Die Vertragsparteien setzen alles daran, dam» das Baseler 
Übereinkommen Ober die KdntroHe der grenzüberschreiterxlen 
Verbringung gefährlicher Abfälle urxi Virer Beseitigung so bald wie 
möglich unterzeichnet urxJ ratifiziert wird. 


Anhang X 

Erklärung der AKP-Staaten 
zu gefährlichen, nuklearen und radioaktiven Abfällen 

Die AKP-Staaten sirxl sehr besorgt über die ökologischen Pro¬ 
bleme kn allgemeinen und über die grenzüberschreiterxle Ver¬ 
bringung von gefährtkben, nuklearen und radioaktiven Abfällen 
kn besorxlefen. 
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Im Hinblick auf die Auslegung und die Durchführung des Arti¬ 
kels 39 Absatz 1 UnterabsStze 3 und 4 dieses Abkommens haben 
die AKP-Staaten ihren Willen bekundet, sich auf die Grundsätze 
und die Bestimmungen der in Dokument AHG182 (XXV) enthalte¬ 
nen Entschließung der OAU Ober die Kontrolle der grenzüber¬ 
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle urtd tftrer Beseiti¬ 
gung kl Afrika zu stützen. 


Anhang XI 

Gemeinsaine Erklärung zu Artikel SO: 

Verfügbare landwirtscliaftlicha Eraaugnisee 

Die Gruppe der AKP-Staaien und die Gemektschaft kontmen 
Oberein, Ave Korttakte ki bezug auf die Lieferung verfOgbarar 
lattdwirtschafUicher Erzeugrtisse an die verschiedeiten AKP-Staa- 
ten entsprechend Artikel 50 des Abkommens kxtzuselzaa 

Die beiden Parteien kommen kn Lichte der Beraturtgen der 
Sachverständigengtuppe kn Rahmen des Dritisn AKP-EWG- 
Abkomnnens Oberem, auf geeigneter Eberte zu prüfen, wie bei der 
Gestaltung des Erstattungssystems Onsbesottdere kn Rahmen 
der Regekritg für Getreide) den spezlfbchen Problemen der AKP- 
Staaten besser Rechnung getragen wardan kann. 

Ein Bericht Ober dis unter den obenge na nnten Bedkigungen 
durchgefOhrte PrOfurtg wird dem MinistefTat spätestens ein Jahr 
nach Unterzeichnung des Abkommens unterbreitet. 


Anhartg XU 

Qemeinaaiiw Erklirung 
Ober den SNz des Teehnisehsn Zentrums 
für Zusammen ar be i t bi der Landwirtschaft 
und Im ländlichen Bereich 

1. Die Vertragsparteien erirmem daran, daß - um rasch ein 
Technisches Zentrum für Zusammenarbeit in der Landwirt¬ 
schaft und im ländlichen Bereich einrichten zu kfinnen und die 
AKP-Staaten unverzüglich kt den Genuß der aus dessen 
Tätigkeit erwachsenden Vorteile kommen zu lassen - verein¬ 
bart worden war, dieses Zentrum vorläufig ki Wageningen 
(Niedertande) einzurichten. 

2. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Frage der Unter¬ 
bringung des Zentrums kt einem AKP-Staat so bald wie mög¬ 
lich kn Lichte der ki Wagenhigen gesammelten Erfahrungen 
zu prüfen und dabei auch zu berücksichtigen, daß eine Infra- 
struktur sowie Arbeitsbedkigungen erforderl i ch sind, rSe ekie 
größtmögliche Effizienz des Zentrums bei der Durchführung 
der ihm übertragenen Aufgaben gewährleisten. Die Ergeb¬ 
nisse dieser Prüfung werden auf jeden Fal vor Ablauf der 
Geltungsdauer des Abkommens vorgelegL damit ein Be¬ 
schluß Ober den endgültigen Sitz des Zentrums ergehen karvi. 


Anhang XIII 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 76: 

Ausschuß für landwirtschaftliche Grundstoffe 

Die Vertragsparteien kommen überein, bei der Ausarbeitung 
der Geschäftsordnung des Ausschusses für landwirtschanfiche 
Grundstoffe der Ausweitung des Zuständigkeitsbereichs des Aus¬ 
schusses des Artikels 47 des Dritten AKP-EWG-Abkommens und 
der NotwendigkeH, seine Effizienz zu steigern, gebührend Rech¬ 
nung zu tragen. 


Anhang MV 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 91: 

Zentrum für inrhistrielle Entwicklung (ZIE) 

1. Die Vertragsparteien kommen Obereki, daß die Posten des 
Direktors und des stellvertretenden Direktors des ZIE nach 


dem Rotationsprinzip mit Angehörigen der AKP- bzw. der 
EWG-Länder zu besetzen sind. 

Dieses Rotationsprinzip wird nach Ablauf einer FünQahresfrist, 
der maximalen Amtsdauer des vom Ausschuß für industrielle 
Zusammenarbeit ernannten Direktors bzw. stellvertretenden 
Direktors, angewarxit 

Zur Ernennung des Direktors und des steHvertretenden Direk¬ 
tors hallen rlie beiden Parteien Konsultalionen Ober lire jewei¬ 
ligen Vorschläge ab und berOcksichtigan dabei den paritäti¬ 
schen Charakter des ZIE. 

2. Jede Partei schlägt dem Ausschuß für kidustiielle Zusammen¬ 
arbeit drei Personen als Mitglieder des Verwallungsrats vor. 

Soweit möglich weiden Mitglieder des Beirats des Ausschus¬ 
ses für industrielle Zusammenarbeit als Mtgüeder des Verwal- 
tungsrates gewählt 

3. Die Befugnisse des paritätischen Verwaltungsrats auf dem 
Gebiet der Verwaltung des 29E sind kt der Satzung des ZIE 
eindeutig festgelegt. 

Anhang XV 

Gameinaame Erklärung zu ArtNial 92 Abaalz 2: 

VarwaNungarat itea ZIE 

Die Vertragsparteien sind Oberekigekommen, rIaS das AKP- 
Sekretarial und das Generalsekrelariat des Rates der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften an den Sitzungen des Verwaltungsrates 
teilnehmen. 

Anhang XVI 

Gemeinsame Erklätung zu Artikel 127: 

Übereinkommen der Vereinten Nationen 
Ober einen Verhattenskodex für Unlenkonferenzen 

Da dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über einen 
Verhaltenskodex für Linienkonferenzen große Bedeutung 
zukommt und seine rasche Durchführung wünschenswert ist, 
fordern die Vertragsparteien die Mitgliedstaaten der Gemein¬ 
schaft und die AKP-Staaten, die am Seeverkehr interessiert sind, 
auf, dem Kodex möglichst bald nach Unterzeichnung des Abkom¬ 
mens beizutreten oder ihn zu ratifizieten, soweit sie dies noch 
nicht getan habea Die Vertragsparteien erkennen hierbei an, daß 
die MitgRedstaaten der Gemeinschaft die Ratifikation ries Kodex 
bzw. den Beitritt zum Kodex gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 
954/79 Ober die Ratifikation des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen Ober einen VerhaNensfcodex lür UnietAonferenzen 
durch die Mitgliedstaaten oder über den Beitritt der Mitgfiedstaa- 
ten zu diesem Übereinkommen vornehmen werden. 


Anhang XVII 

A. Erklärung der Gemetoiachatt 
und dar KMgiledateaten 

zu den Artikeln 126,127,128,130 und 131 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten legen den Ausdnxk 
.Vertragsparteien* dahkigehefKl aus, daß er einerseits die 
Gemekischafl und ihre Mitgfiedstaaten oder die Gemeinschaft 
oder die Mitgliedstaaten und andererseits die AKP-Staaten 
bezeichnet Der Sinn, der diesem Ausdnrck jeweils zu geben ist 
ergibt sich aus den betreffenden Bestimmungen des Abkommens 
sowie aus den entsprechenden BestkTwnungen des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen WklschaftsgemeinschafL 

B. Erklärung der AKP-Staaten 
zu der Erklärung der Gemeinachaft 

und Mwar IMtglledataatan 
zu den Artikaln 126, 127,128,130 und 131 

Die vorstehende Erklärung der Gemekischafl berührt nicht die 
Bestimmungen des Artikels 1 des Abkommens betreffend die 
Definifion der Vertragsparteien. 
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Anhang XVIII 

Erklärung der AKP-Staaten 
zu den Artikeln 126 Absatz 2,127 und 128 
betreffend den Seeverkehr 

Oie AKP-Staaten heben erneut die große Bedeutung hervor, die 
sie sowohl den Verkehrsdiensten der Seeschiffahrt als einer der 
Haupttriebkräfte ihrer wirtschaftlichen Entwicklung als auch der 
Förderxmg eines wirklichen Haixfelsaustausches zwischen Ihnen 
und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft beimessen. 

in dem Bewußtsein, daß fOr den Seeverkehrssektor der AKP- 
Staaten die Möglichkeit sichergestellt werden muß, einen gerech¬ 
ten Anteil an den von den mächtigen Interrtationalen Reedereien 
beherrschten Märkten zu erhalten, bekräfSgen die AKP-Staaten, 
daß die Artikel 126 Absatz 2.127 urkf 128 des Abkommens ätrer 
Ansicht nach nicht bedeuten, daß die gerwrmten kitemalionalen 
Reedereien hn Rahmen der Unienkonferenzen oder auch außer¬ 
halb dieses Rahmens ohne Beschränkung tätig sein köiwien. 

Nach dem Geiste des Abkommerts darf der Grundsatz des 
freien Wettbewerbs nicht ausschließflch zugunsten dieser Reede¬ 
reien ausgelegt werden, sondern es muß auch dem Recht der 
AKP-Staaten auf stärkere uitd gerechtere BeteOlgung am gesam¬ 
ten Transpoitautkommen Im Rahmen Ives Außenhandels sowie 
der NotweiKfigkeit. <fie Entwiddung iver Industrien zu arleichlem, 
Rechnung getragen werden. 

Die AKP-Staaten bekräftigen, daß sie, obwohl Artikel 86 Absatz 2 
sowie die Artikel 67 urtd 88 des Dritten AKP-EWG-Abkommens 
unverändert in das neue Abkommen übernommen wurden, ent¬ 
schlossen sirKf, kn Rahmen dieses Abkommens altes kt ätrer 
Macht Stehende zu tun, um kl Zukunft deren etwaige negative 
Auswirkungen auf ihra Seeschlffahrtskiteressen ekizuschränken 
und zugleich ihren Anteil an den Massenguttransporten erhebTich 
zu steigern. 

Die AKP-Staaten erklären erneut, daß ihrer Ansicht nach den 
regionalen Seetransportunternehmen, die zur Festigung der 
regionalen Zusammenarbeit imd AutorKxnie kl diesem Sektor 
geschaffen wurden, die Möglichkeit gegeben werden muß, ihre 
Tätigkeiten zu entwickeln, ohne dabei ungerechtfertigten wirt¬ 
schaftlichen Pressionen durch Drittlandreedereien ausgesetzt zu 
sein. 


Anhang XIX 

Erfdirung der Gemeinschaft 
zu den Artikeln 126 Absatz 2,127 und 128 
betreffend den Seeverkehr 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten erkennen die 
Bedeutung der Seeschiffahrt für die Wirtschaftsentwicklung der 
AKP-Staaten sowie die Notwendigkeit an, die Zusammenarbeit ki 
diesem Bereich fortzusetzen und zu intensivieren. 

Nach dem Abkommen zieit diese Zusammenarbeit unter ande¬ 
rem darauf ab, die Mitwirkung aller Parteien ki diesem Bereich zu 
erleichtem und somit effiziente und zuverlässige Seeschiffahrts¬ 
dienste zu entwickeln, wobei das Streben der AKP-Staaten nach 
einer stärkeren Beteiligung an den kitemationalen Seeschiffahrts¬ 
diensten anerkannt wird. 

Die kl Artikel 126 Absatz 2,127 und 128 festgelegten Regeln für 
einen unbeschränkten Verkehrszugang auf kommerzieller Basis 
schließen restriktive und unlautere Praktiken, die allen Reede¬ 
reien schaden, aus. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 
bekräftigen erneut, daß diese Regeln auf eine Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Reedereien und somit der Lage der 
Exporteure und Importeure abzielen. Oie Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten verweisen kn übrigen darauf, daß die Teilnahme 
am Wettbewerb kn MassengOterverkehr nicht behindert werden 
darf. 

In diesem Zusammenhang bekräftigen die Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedstaaten erneut ihren Wunsch, mit den AKP-Staaten 
zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der Seetransportunterneh¬ 


men namentlich im Rahmen der regionalen Entwicklung und 
durch Gründung von Gemeinschaftsunternehmen umfassend 
zusammenzuarbeiten. 


Anhang XX 

Gemeinsame Erkürung 
über eine bessere Nutzung 
der Bestimmungen des Abkommens 
über die Entwiddung 
von Handel und Dienstleistungen 

Die AKP-Staaten und die Gemeinschaft bekräftigen erneut die 
Notwendigkeit einer stärkeren Förderung des Handels und der 
Dienstleistungen im Rahmen der nationalen und regionalen Hilfs¬ 
programme der Gemeinschaft. 

Zu diesem Zweck werden die AKP-Staaten und die Gemein¬ 
schaft, Ohrte die Bedeutuitg der Hartdeisentwiddung als solche zu 
präjudizieren, bei der Aufleguttg von Programmen, besortders auf 
den Gebieten der Agrarprodukßon, der ländlichen Entwicklung 
und der ktdustriellen Zusammertarbeft, kisbesorxlere dafür sor¬ 
gen, daß gebührend der Notwendigkeit Rechnung getragen wird, 
kt den globalen Programmen auch ein Element der Attalyse urtd 
dar Hartdeisentwicklung vorzusehea 

Die Vertragsparteien etkenrtan an, daß eine stärkere Förderung 
der Ausfuhren oder der Vermarktungstechniken die Exportleistun¬ 
gen der AKP-Staaten verbessern kattn. In diesem Zusammen¬ 
hang verpflichtet sich die Kommission zur Zusammenarbeit mit 
den AKP-Staaten, um kurzfristig ein Handeisentwicklungsptojekt 
auszuarbeiten, das zunächst aus MMekt des Sechsten Euro^'- 
schen EntwicMungsfortds zu finanzieren ist Ziel Ist dabei die 
Ekwichturtg einer Altlaufstelle kt Brüssel, cfie bei der Förderung als 
Katalysator und als Motor wirken soll, sowie die Ermittlurtg der 
Faktoren, die eiiter effizienten Nutzung der Bestimmungen des 
Abkommens entgegenstehen. Dies erfordert den Einsatz von 
Fachkräften aus den AKP-Staaten oder der Gemeinschaft, die 
Kenner des AKP-EWG-Handels und des internationalen Haixiels 
sind. 


Anhang XXI 

Erklärung ifer Gemeinschaft 
zu Artikel 136 Absatz 3 

Die Gemeinschaft hat sich damit einverstanden erMärt daß im 
Fan der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten, die an Messen 
urxl Ausstellungen teilnehmen, die Reisekosten des Personals 
und die Kosten für den Transport der auszustellenden Gegen¬ 
stände und Waren von dem Beauftragten der Kommi ssi on kt dem 
betreffenden Staat zum Zeitpunkt der Reise oder Versendung 
direkt gezahlt werden. 


Anhang XXII 

Gemeinsame Erklärurtg zu Artikel 141 
über die Stiftung für die kulturelle Zusammettarbeit 
zwischen den AKP-Staaten und der EWG 

Die Gemeinschaft stellt der Stiftung im Rahmen der Zusam¬ 
menarbeit für die Entwicklungsfinanzierung ekten finanziellen Bei¬ 
trag zur Verfügung, um ttir die Durchführung ihrer Aufgabe zu 
ermöglichen. 

Diese finanzieile Unterstützung wird auf einer Mehrjahres- 
grurxflage gewährt, die kn Rahmen einer mit der Kommission zu 
schKeßeixfen Vereinbarung zu bestimmen M, welche t>ach Maß¬ 
gabe der von der Stiftung erzieiten Leislungen erneuert werden 
kann, wobei unter anderem den Ergebnissen Rechrxjng zu tragen 
isL die kl bezug auf die Bereitstellung von anderen als den kn 
Rahmen des Abkommens zur Verfügung stehenden externen 
Mitteln erreicht worden sind. 



154 


Bundesgesetzblatt. Jahrgang 1991, Teil II 


Anhang XXIII 

Gamelnsame Erklärung 

zur Bestimmung des Begriffs „geeignete Technologie“ 

Im Sinne des Abkommens ist unter dem Begriff .geeignete 
Technologie“ eine Technologie zu verstehen, 

- die in bezug auf Arbeitskräfte, Kapitaleinsatz, Artwendung und 
Wartung geeignet ist. 

- die mit der natOrächen Umwelt uixl den verfügbaren örtlichen 
Ressourcen vereinbar ist, 

- deren Know-how anwendbar oder artpassungsfähig ist, 

- die den Gesundheits- urtd Sicherheitsvorschriften entspricht, 

- die mit den kulturellen und sozialen Besonderheiten der Bevöl¬ 
kerung vereinbar ist. 

- die die sozialen Kosten äirer Auswirkungen auf die einheimi¬ 
sche Kultur berücksichtigt, 

- die krtappe Ressourcen nicht QbermäBig in Anspruch nintmt 

- urtd sich an die sozioökottomischen Bedingungen artpassen 
läßt 


AnhangXXIV 

ErMirung der AKP-Staaten 
Ober die ROckführung bzw. Rückgabe 
von kulturellen Gütern 

1. Die AKP-Staaten bitten die Gemeinschaft urtd die Mitgfied- 
staaten, soweit sie das IsgUime Recht der AKP-Staaten auf 
kulturele Identitit arterkartnan, die ROckführung bzw. ROck- 
gabs der kultursllen Güter aus den AKP-Staatert, (fie sich in 
den Mitgliedstaaten befinden, zu fördern. 

2. Die AKP-Staaten ersuchen die Mitgliedstaaten, anzuerkert- 
nen, daß die betreffenden Völker der AKP-Staaten, um ihre 
kulturelle Identität bewahren und bereichem zu können, 
zumindest diejenigen kulturellen Güter zurOckerhalten müs¬ 
sen, die eine besortdere symbolische, religiöse, mit einem 
Wort: kulturelle Bedeutung haben. 

3. Die AKP-Staaten ersuchen die Gemeinschaft urxi die MitgGed- 
staaten, die Erstellung eines Verzeichnisses derjenigen kultu¬ 
rellen Güter der AKP-Staaten zu erfeichtem, die sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten in öffentlichen urxf halb¬ 
öffentlichen Ekvichtungen befindert 

4. Die AKP-Staaten bitten die Gemeinschaft urxf die Mitglied¬ 
staaten, den Zugang der AKP-Staaten zu den Archiven Ober 
die Geschichte und die Lage derjenigen AKP-Staaten, die vor 
Erlangung der Unabhängigkeit unter ihrer Treuhandschaft 
starxfen, zu begüitsOgen. 

5. Die AKP-Staaten ersuchen (8e Gemeinschaft, geeignete Maß¬ 
nahmen zur Ausbädung insbesondere auf dem Gebiet der 
Erhaltung und des Schutzes kultureller Güter wie auch den 
Erlaß der zu diesem Zweck erfdrderCchen Rechtsvorschriften 
firtanziell und technisch zu unterstützen. 


Anhang XXV 

Gemeinsame ErMirung zu den Urheberrechten 

Die Vertragsparteien erketmen an, daß die Förderung des 
urheberrechtlichen Schutzes eine Komponente der kulturellen 
Zusarrtmertarbeit darstellt, mit der eitte verbesserte Nutzung der 
menschlichen Ressourcen in aflen Iwen Ausdrucksweisen ange¬ 
strebt wird. Der Schutz der Urheberrachto ist außerdem eine 
unabdingbare Voraussetzung dafür, daß Tätigkeiten kn Bereich 
der Produktion, des Vertriebs und des Verlagswesens entstehen 
urtd sich weiterantwickein. 

Die beiden Parteien werden sich daher im Rahmen der kulturel¬ 
len Zusammertarbeit zwischen den AKP-Staaten und der EWG 


bemühen, die Wahrung und Förderung der Urheberrechte und der 
damit verbundenen Rechte zu begünstigen. 

Die Gemeinschaft kann in diesem Rahmen gemäß den in 
diesem Abkommen vorgesehenen Regeln und Verfahren die Ver- 
breiturrg von Informationen urM die Ausbildung von Wirtschafts- 
teilnehmem in bezug auf den Schutz dieser Rechte sowie die 
Ausarbeitung nationaler Rechtsvorschriften zur Verbesserurtg 
ihres Schutzes finanziell und technisch unterstützen. 


Anhang XXVI 

Gemeinsame Erklärung 
zu den Artikaln 145 bis 149 
Ober den audiovisuelien Raum 

1. Im HinbGck auf die Schaffung des .Binnenmarktes* urtd des 
.Gemeinsamen afiäcanischen Kufturmarktes* sowie auf ent¬ 
sprechende Initialiven der Staaten hu karXtischen Raum urtd 
bn Pazifischen Ozean urtd unter BerOcksictttigurtg der Umwäl¬ 
zungen hn audiovisuelien Bereich, die durch die rteuen Irtfor- 
matioits- urtd Korrtmurtikafiortstachftaren (Mikroelektronäc und 
Telematik: Satelliten für die Direktübertragung, Kabelfem¬ 
sehen uitd hochauflösendes Fernsehen) bewirkt wurden, 
kommen tfle Vertragsporiaian Oberaht, 

a) neue Fomten der Zusammenarbeit anzustrsben, um der 
Herausforderurtg durch die zuttehmertde btlemafloftalisle- 
rung, die im Bereich der Kutturirtdustrten bei den Finattzie- 
rungs-, Produktions-. Vertriebs-, Vermarktungs-, Ausbil- 
dungs- urtd Entwicklungssystemen stattfindet, zu begeg¬ 
nen; 

b) htsbesortdere durch gemehtsame Produktiotten ehte Bürt- 
dekjrtg der Kräfte zu begürtstigert, um ttre Teärtahme an 
den btterrtatiottalen Bikf- urtd Tonntärkten in dem Bestre¬ 
ben um eine gegenseitige kulturelle Bereicherurtg auszu¬ 
weiten und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. 

2. Die Gemeinschaft erklärt sich bereit, hn Anschluß an die 
effektive Verwirklichung der Bestimmungen des Abkommens 
über die kulturelle und soziale Zusammenarbeit außerdem im 
Sinne des hrterkulturellen Dialogs 

a) den Vertrieb urtd den Austausch kultureller Erzeugungen 
der AKP-Staaten urtd der Mitgliedstaaten zu begünstigen, 
damit ein unverfälschtes Bikf ihrer kulturellen Selbstdar- 
stellurtg verbreitet wird; 

b) Initiativen öffentlicher und prit^er Einrichtungen und 
Orgartisationen sowohl der AKP-Staaten als auch der 
Gemeirtschaft, die zur Verwirklichuftg der obigen Ziele 
beitragen köttiten, anzuregen urtd zu unterstützen. 


Anhang XXVII 

Ge m ein s ame Erfclänmg 
zu den ArtHcein 1C7 bis 170: 

Die Vertragsparteien erkenrten ait, daß die Besthnmurtgen des 
Abkommens hirtsichtlich des Zugaitgs lartdwirtschaftlicher 
Erzeugnisse möglicherweise geärtdert werden müssen, um den 
Ergebrtissen der multilateralen Handetsverhartdlurtgen hn Rah¬ 
men des GATT Rechrturtg zu tragen. 


Aithattg XXVIll 

O emelnsa m s ErMirung 

betreffend Zucker auf dem portugie si sc h en MarM 

1. Die AKP-Staaten und (fie Gemeinschaft kommen-wie in dem 
Protokoll Ober den Beitritt Portugals zum Dritten AKP-EWG- 
Abkcxnmen vorgesehen - Oberein, hn Rahmen der einschlä¬ 
gigen Bestimmungen des Abkontmerts, insbesondere Arti¬ 
kel 166 Absatz 2 Buchstabe c, die Anträge der AKP-Staaten 
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auf noch stärker präferenzbegünstigten Zugang zum portugie¬ 
sischen Markt für AKP-Zucker weiterzuprüfen. 

2. Im Hinblick auf die Prüfung der Versorgungslage auf dem 
portugiesischen Markt im Jahre 1991 verpflichtet sich die 
Gemeinschaft, die AKP-Staaten vor einer Entscheidung zu 
konsultieren und dabei den Meressen sämtlicher traditioneller 
AKP-Ueferanten dieses Martdes Rechrxjng zu tragen sowie 
den Antrag zu' berücksichtigen, den die AKP-Staaten der 
Gemeinschaft vor und nach dem Beitritt Portugals zum Oittten 
AKP-EWG-Abkommen und im Rahmen der Verhandlungen 
Ober das Vierte AKP-EWG-Abkommen vorgelegt haben. 


Anhang XXIX 

Genrtelnsame Erklärung 
zur Liberalisierung des Handels 

Die Vertragsparteien rtehmen zur Kenntnis, daß die Gemein¬ 
schaft sich bewußt ist, daß durch <fie Anwerxhittg des Abkom- 
meits insgesamt dafür gesorgt werden muß. daß die Wettbe¬ 
werbslage der AKP-Staaten in den Fällen gewahrt bieftit. in denen 
ihre Handelsvorteile auf dem Gemeinschaftsmarfct durch Maßnah¬ 
men zur allgemeinen Uberaäsfetung des Handels beeMrächUgt 
werden. 

Oie Gemeinschaft erklärt sich bereit, in allen spezffischen Fäl¬ 
len, die ihr von den AKP-Staaten zur Kenntnis gebracht werden, 
mit ihnen gemeinsam entsprechertde spezifische Maßrtahmen zur 
Wahrung der Interessen dieser Staaten zu prüfen. 


Anhang XXX 

GemeinsariM Erkläruirg zu Artikel 181 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß die in Artikel 181 
vorgesehenen Konsultationen nach fotgerxlen Verfahren statt- 
finden müßten: 

i) Beide SeKen legen zu gegebener Zeit sämtliche erforder¬ 
lichen und sachdienlichen Informationen Ober das bzw. die 
spezifischen Probleme vor, damit die Erörterungen bald, in 
j^em Falt aber spätestens in dem auf den Eingang des 
Antrags auf Konsultationen folgenden Monat, aufgenommen 
werden können. 

M) Der dreimonatige Konsultationszeitraum beginnt mit dem 
Zeitpunkt des Eirtgangs dieser Informationen. Während die¬ 
ses Dreimonatszeitraums wird die technische Prüfung der 
Informationen innerhalb eines Monats abgeschlossen; die 
gemeinsamen Konsultationen auf der Ebene des Botschaf¬ 
terausschusses werden in den darauffolgenden zwei Morta- 
ten beerxleL 

Hi) Kartn kein für beide Seiten arvtehmbares Ergebnis erzielt 
werden, so wird der Ministerrat mit der betreffenden Frage 
befaßt 

iv) Verabschiedet der Ministerrat keine für beide Seiten 
annehmbare Lösurtg, so beschließt der Rat, andere Maßnah¬ 
men zur Regelung der im Rahmen der Konsultationen fest¬ 
gestellten Meinungsverschiedenheiten. 


Anhang XXXI 

Gemeinsame Erklärung 

über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß der Beitritt neuer Mit¬ 
gliedstaaten zur Gemeinschaft vorübergehend ein Ungleichge¬ 
wicht bei der Behandlung der Einfuhren von AKP-Erzeugnissen in 
den neuen Mitgliedstaaten und der Einfuhren von Erzeugnissen 
des neuen Mitgliedstaates in bestimmte AKP-Staaten zur Folge 
haben könnte, und sie erklären, daß im Rahmen der Verhandlun¬ 
gen über das Protokoll betrefferxf den Beitritt des neuen Mitglied¬ 
staates zu diesem Abkommen eine angemessene Lösung für 


diese vorübergehenden Probleme herbeigeführt werden sollte. Ist 
das Ergebnis dieser Verhandlungen für eine der Parteien in bezug 
auf die Ausgewogenheit nicht befriedigertd, so prüft die Gemein¬ 
schaft in enger Zusammertaibeit mit dem oder den betreffenden 
AKP-Staaten, welche Maßnahmen erforderlich sirtd, um das 
Urtgleichgewicht zu korrigieren. 


Anhang XXXII 

Gemeinsame Erklärung über die Zusammenarbeit 

zwischen den AKP-Staaten und den benachbarten ÜLG 
und (ranzösiachen Qberseelachen Departements 

Die Vertragsparteien ermutigen zu einer engeren regionalen 
Zusammertarbeit im karfljischen Raum, im Pazifik und im fi¬ 
schen Ozean, die <fie AKP-Staaten utkI die bertachbarten OLG 
und französischen überseeischen Departements umfaßt. 

Die Vertragsparteien fordern die betreffenden Vertragsparteien 
auf, Konsultatiorten über den Prozeß der Förderung dieser 
Zusammenarbeit durchzuführen urfo in diesem Zusammenhartg 
in Übereinstimmung mit ■wer )eweSgen Pofilik und Rwer spezifi- 
echen Lage in der Region Maßnahmen zu ergreifen, dfo MUativen 
mä wktschaftHchem GebieL einschfießBch der Entwicklung des 
Handels, sowie im sozialen urxl kuttureHen Bereich ermögflchen. 

Hartdelsabkommen betreffend die frartzösischen übersee¬ 
ischen Departentents (ÜD) könrten spezifische Maßnahmen 
zugurrsten von Erzeugnissen der ÜD vorsehen. 

Die Fragen in Verbindung mit der Zusammerrarbeit in diesen 
Bereichen werden dem MirHsterrat zur Kerwitnis gebrachL damit 
er über die diesbezüglichen Fortschritte regulär unterrichtet 
werden kann. 


Anhang XXXIII 

Gemeinsame Erklärung 
betreffend die Vorlage des Abkommens 
beim Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 

Die Vertragsparteien konsultieren sich anläßlich der Vorlage 
und der Prüfung der handelspolitischen Bestimmungen des Ab¬ 
kommens im Rahmen des GATT. 


Anhang x!xxiV 

Gemeinsama Erkläiung b etreffe n d die Regelung 
des Zugangs zu den Märkten 
der französischen übe r seei sch en Departements 
für die unter Artikal 188 Absatz 2 faltenden Waren 
mit Urspruttg bi den AKP-Staaten 

Die Vertragsparteien bekräftigen, daß Kapitel 1 in Titel I des 
Dritten Teils und Titel VI des Zweiten Teils des Abkommens für 
die Beziehungen zwischen den AKP-Staaten und den französi¬ 
schen überseeischen Departements gelten. 

Oie Gemeinschaft kann während der Laufzeit des Abkommens 
die Regelung des Zugangs zu den Märkten der französischen 
überseeischen Departements für die unter Artikel 168 Absatz 2 
fallenden Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten entsprechend 
den Erfordernissen der wirtschaftlichen Entwicklung dieser 
Departements ändern. 

Bei der Prüfung der etwaigen Nutzung dieser Möglichkeit 
berücksichtigt die Gemeinschaft den unmittelbaren Handelsver¬ 
kehr zwischen den AKP-Staaten und den französischen übersee¬ 
ischen Departements. Die Verfahren zur Unterrichtung und Kon¬ 
sultierung der betreffenden Parteien werden nach Maßgabe des 
Artikels 181 durchgeführt. 
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Anhang XXXV 

Gemelnaam« ErklSrung betrenend 
die unter die gemeinsame Agrarpolitik fallenden Waren 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß die unter die gemeirv- 
same Agrarpolitik fallerxlen Waren, Insbesondere hinsichtlich der 
Schutzmaßnahmen, besonderen Regefcrtgen urtd Verordrxmgen 
urrtertiegen. Oie die Schutzklausel betrefferKlen Bestimmungen 
des Abkommens sind auf diese Waren nur insoweit anwendbar, 
als sie mit dem besonderen Charakter dieser Regehjrrgen urxl 
Verordnungen vereinbar sItkI. 


Anhang XXXVI 

Gemeinaame Erfcttrung 
bet r effend den Handel 

zwischen der Europilschen WirtachafUgemeinschafl 
und Botsuana, Lesotho und Swasiland 

Im HmbKck auf das Protokoll Nr. 22 Abschnitt I Punkt 3 zur Akte 
von 1972 über die Beitrittsbedmgurtgen und die Anpassungen der 
Verträge geben die Regieningan von Botsuana, Lesotho und 
Swasiland folgende EikUkung ab, dw von dar Gamainachait 
entgegengenommen wkd:. 

- Dia drei Regienjngan vetpWch te n sich, mR fokr a M i elen des 

Abkommens auf die Einfuhr von Waren mit Ursprung in der 
Gemeinschaft die gleiche Zollregelung wie auf die Einfuhr von 
Waren mit Ursprung in dem anderen Larxl anzuwerrden, das an 
der Zollunion beteiligt ist, der sie angehOrea 

- Diese Verpflichtung wird unbeschadet der verechiedarMn Ver¬ 
fahren eingegangen, die gegebenenfalls zur Finanzierung der 
Haushalte der drei Regierurtgen bestehen, soweit eine Bezie¬ 
hung zwischen dieser Finanzierung und der Einfuhr von Waren 
mit Ursprung in der Gemeinschaft bzw. dem anderen Land der 
Zollunion besteht, der sie angehOren. 

- Oie drei Regienjngen verpflichten sich, durch ihre Zollregelun¬ 
gen und insbesondere durdi die Anwendung der im Abkom¬ 
men aufgestellten Ursprungsregeln dafür Sorge zu tragen, daß 
keine Verkehrsverlagerung erfoIgL die sich für die Gemein¬ 
schaft dadurch nachteilig auswickt, daß diese Länder mit einem 
anderen Larxl an einer Zollunion beteiligt sirxl, der sie ange¬ 
hören. 


Anhang XXXVIi 

Erklärung der Gemeinschaft 
zu Artikel 174 Absatz 2 Buchstabe a 

kxlem sich die Gemeinschaft damit emverstarxlen erklärt, daß 
der Wortlaut von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a des Zweiten 
AKP-EWQ-Abkommens bi Artikel 174 Absatz 2 Buchstabe a 
Gbemommen wkd, hOR eie an der Auelegung dwsee Textes fesL 
wonach die AKP-Staalen der Gemebochaft kebw ungünstigere 
Behandlung ebträumen als die BeharxRung, dw sie entwickellen 
Staaten kn Rahmen von Handelsabkommen einräumen, sofern 
diese Staaten den AKP-Staaten nicht wertergeherxle Präferenzen 
gewähren als die Gemeinschaft. 


Anhang XXXVIII 

Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 177 Absatz 3 

Sollte die Gemeinschaft die in diesem Artikel erwähnten Maß¬ 
nahmen mit einer auf das unbedingt erforderliche Maß begrenzten 
Tragweite treffen, so würde sie sich bemühen, diejenigen Maß¬ 
nahmen zu erniMebi, die durch Rire geographische Auswirkung 
undfoder die Art der betroffenen Waren dfo Ausfuhren der AKP- 
Staaten am wenigsten beebiträchUgen würden. 


Anhang XXXIX 

Erklärung der AKP-Staaten zu Artikel 168 

In dem Bewußtaebi, daß dfo Regel der MeistbegOnstigungs- 
klausel, dto gemäß Artikel 168 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer ii auf 
dem Markt der Gfomebiachaft auf die Erzeugnisse mR Ursprung in 
den AKP-Staaten anwerxftiar ist, ebi Ungleichgewicht und Diskri¬ 
minietungen zur Folge hat, bekräftigen die AKP-Staaten ihre 
Auslegung, wonach die bi dfosem Articel vorgesehenen Konsui- 
tationan bewbkan soRan, daß Rven wfohBgslsn exportfähigen 
Produktionen ebie Regelung zugute kommL dfo zumbxfest 
ebenso günstig ist wie di ej enige, dfo dfo Gemebwchatt den Drftt- 
ländem gewährt, denen die Meistbegünstigung eingeräumt ist. 

Ferner müssen Konsuttationen stattfinden, wenn 

a) ein oder mehrere AKP-Staaten potentietle Lieferanten bei 
einem oder mehreren besotxferen Erzeugnissen sind, bei 
denen Präferenzdiiitländer eine günstigere Regelung in 
Anspruch nehmen können; 

b) ein oder mehrere AKP-Staaten in Betracht ziehen, nach der 
Gemeinschaft ein oder mehrere besorxfere Erzeugnisse aus¬ 
zuführen, bei denen Präferenzdrittländer eine günstigere 
Regelung in Anspruch nehmen können. 


Anhang XL 

Gemeinsame Erklärung betreffend 
die In Artikel 168 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer ii 
genannten landwirtschaftlichen Erzeugnisse 

Die Vertragspaiteien haben zur Kenntnis genommen, daß die 
Gemebischafl beabsichligL die bi der Anlage aufgeführten Maß¬ 
nahmen zu ergreifen, die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des 
Abkommens festgelegt werden, um sicherzu^ellen, daß die AKP- 
Staalen bei bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
VeraibeRungsetzeugnissen bi den Genuß der Voizugsregelung 
nach Artikel 168 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i kommen. 

Sie hbben zur Kermtiäs genommen, daß die Gemeinschaft 
(fiesbezOgRch erklärt hat, daß sie alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen wird, damR dw entsprechenden Agrarverordnungen recht¬ 
zeitig erlassen werden und nach MögRchkeR gleichzaRig mit der 
Interi m s re gelung nach dem Auslaufen des Dritten AKP-EWG- 
Abkommens in Kraft treten. 
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Einfuhrregelung 

für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel 
mit Ursprung in den AKP-Staaten 


Gemeinsame Marictorganisation 

Sonderregelung für die AKP-Staaten 

1. Rindfleisch 


KN-Code; 

Befreiung von Z&Hen für alte Waren, die der gemeinsamen Marictorganisation 

010210 00 

unterliegen. 

0102 90 10 

Übersteigen die Einfuhren in die Gemeinschaft von Rindfleisch der Ccxles 0201, 

0102 90 31 

0202, 020610 95, 0206 29 91, 1602 50 10 und 1602 90 61 mit Urspntng in 

0102 90 33 

einem AKP-Staat im Laufe eines Jahres eine Menge, die der Einfuhr in die 

0102 90 35 

Gemeinschaft im Laufe des Jahres, in dem zwischen 1969 und 1974 die größten 

0102 90 37 

Warenmengen mit Ursprung in dem betreffenden AKP-Staat In die Gemeinschaft 

0201 

eirtgeführt wurden, zuzüglich eines jährlichen Steigerungssatzes von 7%, ent- 

0202 

spricht, so wird die Zollbefreiung für die Wven mit Ursprung in dem betreffenden 

0206 10 91 

AKP-Staat teilweise oder vollständig ausgesetzt. 

0206 10 95 

Die Kommisskxi erstattet in diesem Fall dem Rat der Europäischen Gemein- 

OZUd i0 99 

schäften Bericht, der auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 

0206 22 90 

über die Einfi^egeiung für die betreffenden Einfuhren beschließL 

0206 29 91 


0206 29 99 


0210 20 


0210 90 41 


0210 90 49 


0210 90 90 


1502 00 91 


1602 5010 


1602 50 90 


1602 90 61 


1602 90 69 


2. Schaf- und Ziegenfleisch 


KN-Code: 

Befreiung von Zöllen für alle Waren, die der gemeinsamen Marktorganisation 

0104 

unterliegen. 

0204 

Nichtanwendung der Abschöpfung gegenüber Drittländern für; 

0206 80 99 

KN-Ccxles; 

0206 90 99 


0210 90 11 

a) 0104 10 90 

0210 90 19 

0104 20 90 

0210 90 60 

(andere als reinrassige Zuchttiere) 

1502 00 99 

b) 0204 

1602 90 71 

0210 9011 

1602 90 79 

0210 90 19 


(ausgerKxnmen bei Hausschafen). Für Hausschafe Herabsetzung der 


Abschöpfimg um 50% im Rahmen eines jährlichen Kontingents in Höhe von 


250 L 

3. Geflügelfleisch 


KN-Code: 

Herabsetzurrg der Abschöpfung gegenüber Drittländem um 50% für: 

0207 

- Geflügelfleisch im Rahmen eines jährlichen Kontingents vcxi 200 t. 

1602 31 

- Fleisch und Schlachtnebenerzeugnisse von Geflügel, zubereitet oder haltbar 

1602 39 

gemacht, im Rahmen eines jährlichen Kontingents von 250 L 

4. Milcherzeugnisse 


KN-Code: 

Herabsetzung der Abschöpfung gegenüber Drittländem um 50% für: 

04 02 

- Milch und Rahm, eingedickt oder mit Zusatz von Zucker im Rahmen eines 


jährfichen Kontingents von 500 t 

0406 

- Käse urxf C3uark im Rahmen eines jährlichen Kontirrgents von 500 L 

5. Schweinefleisch 


KN-Code. 

Herabsetzung der Abschöpfung gegenüber Drittiarxlem um 50% im Rahmen 


eines jährlichen Kontingents von 250 t für: 

16 01 00 

- Würste urxf ähnliche Erzeugnisse aus Fleisch urxf Schlachtnebenerzeugnis- 


sen oder Blut. 
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Gemeinsame Mailctorganisation 


Sondenegelung für die AKP-Staalen 


6. Fischereierzeugnisse 
KN-Code: 

C3 

0511 91 90 

1604 

1605 

1902 2010 
2301 20 00 


Befreiung von ZOllen für alle Waren, die der gemeinsamen Marktorganisation 
unterliegen. 


7. Zucker 
KN-Code: 


1703 


8. ölaaatan und Alhattige FrGctite 
KN-Code: 


1201 

00 

90 

1202 

10 

90 

1202 

20 

00 

1203 

00 

00 

1204 

00 

90 

1205 

00 

90 

1206 

00 

90 

1207 

10 

90 

1207 

20 

90 

1207 

30 

90 

1207 

40 

90 

1207 

SO 

90 

1207 

60 

90 

1207 

91 

90 

1207 

92 

90 

1207 

99 

91 

1207 

99 

99 

1208 



1504 



1507 



1508 



1509 

90 

00 

1510 

00 

90 

1511 



1512 



1513 



1514 



1515 

11 

00 

1515 

19 


1515 

21 


1515 

29 


1515 

50 


1515 

90 

21 

1515 

90 

29 

1515 

90 

31 

1515 

90 

39 

1515 

90 

40 

1515 

90 

51 

1515 

90 

59 

1515 

90 

60 

1515 

90 

91 

1515 

90 

99 

1516 

10 


1516 

20 

91 

1516 

20 

99 

1517 

10 

90 

1517 

90 

91 


Herabsetzung der Abschöpfung gegenüber Drittl&ndem um 0,5 ECU/100 kg im 
Rahmen emes j&hrtichen Kontingents von 600 000 t für: 

- Melassen. 


Befreiung von Zöllen für alle Waren, die der gemeittsamen Marktorganisation 
unterliegen. 


Zoflbefrenxtg 
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Gemeinsame MarWorganisation 


1517 90 99 

1518 00 31 
1518 00 39 
1522 00 91 
1522 90 99 

2304 00 00 

2305 00 00 

2306 10 00 
2306 20 00 
2306 30 00 
2306 40 00 
2306 5000 
2306 60 00 
2306 90 91 
2306 90 93 
2306 90 99 


Zollbefreiung 


Sonderregelung (ür die AKP-Slaaten 


9. Getreide 

KN-Code: 

0709 90 60 Mais 
0712 90 19 
1005 1090 
1005 90 00 

1007 00 Sorghum 


1008 20 00 Hirse 


Herabsetzung der Abschöpfung gegenüber Drittländern um 1,81 ECUA. 


Herabsetzung der Abschöpfung gegenüber Drittländern um 60% im Rahmen 
eirtes iährfichen Kontingents von 100 000 L Außerdem Senkung um 50% für die 
über dieses Kontingent hinausgeherxie Menge. 

Nichtanwendung der Abschöpfung gegenüber Drittländern im Rahmen eines 
jährlichen Kontingents von 60 000 t (und Herabsetzung der Abschöpfung um 
50% für die über dieses Kontingent hinausgehende Mengen), 


10. Reis 
KN-Code: 


1006 10 21 Rohreis (Paddyreis) 
10061098 

1006 20 geschälter Reis 

1006 30 halbgeschliffener 

oder vollständig 
geschliffener Reis 


1006 40 00 Bruchreis 


Gemäß der Gemeinsamen Marktorganisation Herabsetzung der Abschöpfung 
gegenüber Drittländern je 100 kg: 

- bei Rohreis (Paddyreis) um 50% und um 0,36 ECU 

- bei geschältem Reis um 50% und um 0,36 ECU 

- bei vollständig geschliffenem Reis um den Schutzanteil für die Industrie, um 
50% und um 0,54 ECU 

- bei haftjgeschfiffenem Reis um den Schutzanteil für die Industrie, geärxlert 
entsprechend dem Koeffizienten für die Umrechnung von vollständig geschlif¬ 
fenem Reis in hatbgeschliffenen Reis, um 50% und um 0,54 ECU 

- bei Bruchreis um 50% und um 0,30 ECU 

Diese Ausnahmebestimmung gilt nur, sofern bei der Ausfuhr durch die betreffen¬ 
den AKP-Staaten eine gleichwertige Abschöpfung angewandt wird. 

Im Falle des Überschreitens von 125 OOO t Reis (Äquivalenz geschälter Reis) 
(1006 10 21 bis 1006 10 98,1006 20 und 1006 30) und von 20 0001 Bruchreis 
(1006 40 00) Anwendung der allgemeinen OritUandsregelung. 


11. GetreidesubstHutlonsefzeugnlsse 
und VerarbeHungserzeugnlsse 
aus Getreide und Reis 

KN-Code: 


0714 


Nichtanwendurrg des festen Teilbetrags der Abschöpfung gegenüber Drittlän¬ 
dern bzw. des Zollsatzes auf alle Waren, die der gemeinsamen Marktorganisa¬ 
tion unterliegen. 

Außerdem Herabsetzung des beweglichen Teilbetrags der Abschöpfung je 
100 kg: 
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Gemeinsame Maridorganisation 


Sonderregelung lür die AKP-Staaten 


1102 20 
1102 30 00 

1102 90 

1103 12 00 
110313 
110314 
110319 

1103 29 

1104 
1106 20 

1107 

1108 (ausgenommen der Code 
1108 20 00) 

1109 00 00 
1702 30 91 
1702 30 99 
1702 40 90 
1702 90 50 
1702 90 75 
1702 90 79 
1702 90 55 
230210 
2302 20 
2302 30 

2302 40 
230310 

2303 30 00 
23081000 

2308 90 30 
23091011 
23091013 

2309 1031 
2309 10 33 
2309 10 51 
2309 10 53 
2309 90 31 
2309 90 33 
2309 90 41 
2309 90 43 
2309 90 51 
2309 90 53 


- um 0,181 ECU für 0714 10 99 und 0714 90 19 (Wurzeln oder Knollen von 
Maniok, Salep und ähnliche Wurzeln und Knollen mit hohem Gehalt an Stärke, 
ausgerxxnmen Wurzeln von Maranta) 


- um 0,363 ECU für 0714 10 10, ex 1106 20 (MeN und Grieß von Sagomark, 
Maniok, Salep und arxferen Wurzeln urxf Knollen des Code 0714, ausgenom¬ 
men Mehl und Grieß von Maranta) 


- um 50%lürex1108 1400 und ex 1108 19 90 (Stärke, andere, ausgenommen 
Stärke von Maranta) 


Nichtanwendung des beweglichen Teilbetrags der Abschöpfung gegenüber 
Dritttändem auf Wurzeln, Mehl, GrieB und Stärke von Maranta der Codes ex 
071490, 0714 90 19, ex 1106 2010. ex 1106 20 91 und ex 1106 20 99 der 
Kombinierten Nomenklatur. Nichtanwerxfung des bewewglichen Teilbetrags auf 
die Codes 0714 10 91 und 0714 90 11 (einschließlich Yamswurzeln) der Kombi¬ 
nierten Nomenklatur, mit Ausnahme der Wurzeln von Maranta 


12. Obst und Gemüse, 
frisch und gekühH 

KN-Code: 

6X 0706 90 90 
0708 

0709 30 00 
0709 40 00 
0709 6010 
0709 90 70 
0709 90 90 
0802 50 00 
0802 9010 
0802 90 90 
0805 4000 
0805 30 90 
0805 90 00 
0807 10 
0807 20 00 
0810 40 30 


2Ulbefreiung ohne Zeitplan für die Vermarktung für 
Rettich (Raphanus sativus), genannt .rTxxiii* 

HfHsengemOse 

Auberginen 

Sellerie, ausgenommen Knotlensellerie 

Gemüsepaprika oder Paprika ohne brennenden Geschmack 

Zucchini (Courgettes) 

Anderes Gemüse 
Pistazien 

Pekarv(Hickory-)nüsse 
Andere Schalenfrüchte 
Pampelmusen und Grapefruits 
Limetten (Citrus aurantifolia) 

Andere Zitrusfrüchte 

Melonen (einschiiedlich Wassermelonen) 

Papaya-Früchte 

Heidelbeeren der Art Vacdnium myrtillus 
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Gemeinsame Marktorganisation 

Sonderregelung für die AKP-SUtaten 

0810 90 

Andere frische Früchte 

Schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz bzw. Zollsentaiiig 

ex 0702 00 10 

Tomaten (andere als Kirschtomaten): vom 15. November bis zum 30. April 
Zollsenkung um 60% im Rahmen eines Kontingents von 2000 t 

ex 0702 00 10 

Kirschtomaten: vom 15. November bis zum 30. April schrittweiser Zollabbau bis 
zum Nullsatz bn Rahmen eines Kontingents von 2000 t 

ex 0703 10 19 

Zwiebeln: vom 1. Februar bis zum 15. Mai schrittweiser Zollabbau bis zum 
Nullsatz im Rahmen einer Referenzmenge von 800 t 

ex 0704 20 00 

Knoblauch: vom 1. Februar bis zum 31. Mai schrittweiser Zollabbau bis zum 
NuHsatz im Rahmen eirter Referenzmenge von 500 t 

ex 0704 90 90 

Chinakohl: schrittweiser Zollabbau bis zum NuHsatz vom 1. Nrjvember bis zum 
31. Dezember kn Rahmen einer Referenzmenge von 1000 t 

ex 0705 11 10 

Eisbergsalat: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz vom 1. Juli bis .'um 
31. Oktober im Rahmen einer Referenzmenge von 1000 t 

ex 070610 00 

Karotten urxi Speisembhren: schrittweiser ZoHabbau bis zum NuHsatz vom 
1. Januar bis zum 31. März kn Rahmen einer Refererumertge von 8001 

>0706 90 30 

Meerrettich: schrittweiser Zollabbau bis ztrm Nullsatz 

ex 0706 90 90 

Rote Rüben: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz im Rahmen einer Refe¬ 
renzmenge von 100 t 

ex 0707 00 11 und 
ex 0707 00 19 

Kleine Wintergurken: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz im Rahmen einer 
Referenzmenge von 100 t 

ex 0709 10 00 

Artischocken: schrittweiser ZoHabbau bis zum NuHsatz vom 1. Oktober bis zum 
31. Dezember kn Rahmen einer Referenzmenge vrxt 1000 t 

ex 0709 20 00 

Spargel: 

- schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz vom 15. August bis zum 15. Januar 

- Senkung um 40% vom 16. Januar bis zum 31. Januar 

0709 51 90 

Andere Pilze: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz 

0802 31 00 und 

0802 32 00 

Walnüsse in der Schale oder ohne Schale: schrittweiser Zollabbau bis zum 
Nullsatz im Rahmen einer Referenzmenge von 700 l 

ex 0804 20 10 

Feigen (frisch): schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz vom 1. November bis 
zum 30. April im Rahmen eines Kontingents von 200 t 

0805 10 

Orangen: 


- schrittweiser ZoHabbau bis zum NuHsatz vom 15. Mai bis zum 30. September 
im Rahmen einer Referenzmenge von 25 000 t 


- ferner für die über diese Menge hinausgehende Menge .während des ganzen 
Jahres Zollsenkung um 80% 

0805 20 

Mandarinen (einschließlich Tangermen urxf Satsumas), Klementkten, Wilkings 
urxl ähnliche Kreuzungen von Zitrusfrüchten: 


- schrittweiser ZoHabbau bis zum Nullsatz vom 15. Mai bis zum 30. September 
kn Rahmen einer Referenzmenge von 4000 t 


- ferner für die über diese Menge hinausgehende Menge währerxi des ganzen 
Jahres Zollsenkung um 80% 

0808 10 

Äpfel: schrithweise Zollsenkung um 50% im Rahmen eines Kontingents von 10001 

ex 0808 20 

Bknen: schrittweise Zollsenkung um 50% im Rahmen eines Kontingents von 
1000 t 

ex 0809 10 00 

Aprikosen: schrittweiser ZoHabbau bis zum Nullsatz vom 1. September bis zum 
30. April kn Rahmen einer Referenzmenge von 2000 t 

ex 0809 20 90 

Kirschen: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz vom 1. November bis zum 
31. März im Rahmen einer Referenzmenge von 2000 t 

ex 0809 30 00 

Pfirsiche, Brugnolen und Nektarinen: schrittweiser ZoHabbau bis zum Nullsatz 
vom 1. Dezember bis zum 31. März im Rahmen einer Referenzmenge von 20001 

ex 0809 40 19 

Pflaumen: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz vom 15. Dezember bis zum 
31. März kn Rahmen einer Referenzmenge von 2000 t 

0809 40 90 

. Schlehen: schrittweiser Zollabbau bis zum Nullsatz im Rahmen einer Referenz¬ 
menge von 500 t 


6 
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ex 0810 10 90 


Erdbeeren: schrittweiser Zotlabbau bis zum Nullsatz vom 1. November bis Ende 


Februar im Rahmen eines Kontingents von 1500 t 


0813 50 30 


Mischurtgen ausschteOHch von SchalenfrOchten der Positionen 0801 und 0802: 
schrittweiser ZoRabbau bis zum Nultsatz 

Senktmg der Zölle auf folgendes Niveau: 


0810 40 50 


- 3% für Früchte der Arten Vacdnhjm macrocaipum und Vacdnium corym- 
bosum 


0810 40 90 


- 5% iOr andere Früchte der Gattmg Vaccinium 

NB: Oer schrittweise ZoRabbau bis zum Nullsatz bzw. rfie schrittweise Zollsen- 
kung erfolgt in denselben Zeiträumen urtd demselben Tempo, wie rfies auch 
in der Akte über den Beitritt Spanierts urxf Portugals zur Gemeinschaft für 
die gleichen aus diesen Lfindem in die Gemeinschaft In ihrer Zusammen- 
setzung am 31. Dezember 1985 eingeführten Erzeugnisse vorgesehen ist. 


13. VerarbeHungserzeugnlsse 
aus Obst und Gemüse 

KN<k)des: 


ex 0710 (ausgenommen 0710 40 00, 
0710 80 10 und 0710 80 59) 

ex 0711 (ausgerxxnmen 0711 20, 

0711 9010 und 0711 90 30) 

ex 0712 (ausgerMmmen 0712 10 00, 
0712 90 11, 0712 90 19 und 0712 90 90) 

0804 20 90 
0806 20 
0811 
0812 

0813 10 00 
0813 20 00 
0813 30 00 
0813 40 
0813 5011 
0813 50 19 
0813 50 91 
0813 50 99 
0814 00 00 
09042010 
ex 1302 20 
2001 10 00 
2001 20 00 
2001 90 10 
2001 90 50 

2001 90 90 

2002 

2003 

200410 10 

2004 10 99 
2004 90 30 
2004 90 50 
2004 90 91 
2004 90 95 

2004 90 99 (ausgetxxnmen Oliven) 
ex 2005 (ausgerxxnmen 2005 70 00, 

2005 80 00 und 2005 90 10) 

2006 00 

2007 

2008 (ausgertommen 2(X)811 10, 

2008 91 00, 2008 99 85, 

2008 99 91, 2008 99 99) 
ex 2009 (ausgenbmmen 2009 60) 


200710 10 


ZoRbefrsiung fOr alle Waren, dw der gemeinsamen Marklorganisation unter- 
fiegen 


Ferner Nichterhebung des Zucker-Zusatzzolls bei fdgerxlen Erzeugnissen: 

KonfitCken, Fruchtgelees, Marmeladen, Fruchtmuse urxf Fruchtpasten, durch 
Kochen hergestellt: 

- homogenisierte Zubereitungen 
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2007 

2007 
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99 10 
99 20 
99 31 
99 32 


- Konfitüren, Fruchtgelees, Marmeladen, Fruchtmuse und Fruchtpasten 
(.andere als Zitrusfrüchte“) 


2007 99 33 
2007 99 35 
2007 99 39 
2007 99 51 
2007 99 59 


Früchte, zubereitet oder haltbar gemacht, mit Zusatz von Zucke' und mit oder 
ohne Zusatz von AHcohol 


ex 2008 20 


- Ananas 


ex 2008 30 
ex 2008 40 
ex 2008 80 
ex 2008 92 
ex 2009 99 


- Segmente von Pampeimusen und Grapefruits 

- Birnen 

- Erdbeeren 

- Mischungen aus Ananas, Papaya-Früchten und Grettadillen 

- Weintrauben 

- Pflaumen 

- Passionsfrüdite, Guaven und Tamarinden 


2009 20 11, 2009 20 91 


- Saft aus Pampelmusen 


ex 2009 40 


- Saft aus Passionsfrüchten und Guaven 


ex 2009 80 


- Ananassaft 


ex 2009 90 


- Mischungen aus Ananas-, Papayafrucht- und Grenadillensafl 


14. Wein 

KN-Codes: 

2009 60 
2204 30 91 
2204 30 99 


Zollbefreiung für: 

Traubensdfte (einschließlich Traubenmost), nicht gegoren 


15. Rohtabak 
KN-Codes; 
2401 


Zollbefreiung. 

Ergeben sich ernsthafte Störungen aufgrund einer erheblichen Zunahme der 
zollfreien Enfuhr von Rohtabak (2401) mit Ursprung in den AKP-Staaten oder 
verursacht diese Einfuhr Schwierigkeiten, die zur Verschlechterung der Wirt¬ 
schaftslage in einem Gebiet der Gemeinschaft führen, so kwn die Kommission 
gemAB Artikel 177 Absatz 1 des Abkommens die erforderlidten Schutzma^ah- 
men einschReßiich solcher treffen, mit denen einer Verkehrsverlagerung begeg¬ 
net werden soll, oder den betrefferxfen Mitgnedstaat dazu ermAchtigen. 


16. BesUmmte Waren. 

die durch die Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
gewonnen werden 

KN-Code: 


0403 10 51 bis 0403 10 99 

0403 90 71 bis 0403 90 99 

0710 40 00 

0711 90 30 

15171010 

1517 90 10 

1702 50 99 

1704 (ausgenommen 1704 90 10) 
1806 

1901 

1902 (ausgenommen 1902 20 10 
und 1902 20 30) 


Befreiung des gesamten Sektors der Verarbeitungserzeugnisse aus larKfwirt- 
schaftüchen Erzeugnissen [Verordnung (EWG) Nr. 3033/80] vom festen Teil¬ 
betrag. 




164 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1991, Teil 11 


1903 

1904 
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1905 

2001 90 30 
2001 90 40 

2004 9010 

2005 80 00 

ex 2005 90 90 Zuckermais 
(Zea mays var. saocharata) 

2008 99 85 
2008 99 91 
2101 3019 

2101 30 99 
210210 31 

2102 10 39 

2105 

2106 (ausgenommen 2106 10 10 
und 2106 10 91) 

2202 90 91 
22029095 
22029099 
2905 43 00 
2905 44 

3501 (ausgenommen 3501 90 10) 
3505 10 (ausgenommen 3505 10 50) 
3505 20 
3809 10 
3823 60 


Darüber hmaus Aussetzung des beweglichen Teilbetrags für folgertde Erzeug¬ 
nisse: 


1702 50 00 Chemisch reine Fructose 

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einschließlich weiße Schokolade) 


1704 90 30 


- Sogenannte .weiße Schokolade’ 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 


1806 20 


- Zubereitungen in Blöcken oder Stangen mit einem Gewicht von nrtehr als 2 kg 
oder flüssig, pastenförmig, als Pulver, Granulat oder in ähnlicher Form, in 
Behältnissen oder unmittelbaren Umschließungen mit einem Inhalt von mehr 
als 2 kg (ausgenommen 1806 20 70) 


1806 31 00, 1806 32 


- artdere, in Form von Tafeln, Stangen oder Riegeln, gefüllt oder nicht gefüllt: 


1806 9011 
1806 90 19 
1806 90 31 
1806 90 39 
1806 90 50 


- andere Schokolade und Schokoladeerzeugnisse, kakaohaltige Zuckerwaren 
und entsprechende kakaohaltige Zubereitungen auf der Grundlage von Zuk- 
keraustauschstoffen 


1901 


1903 00 00 

1905 


Malzextrakt; Lebensmittetzubereitungen aus Mehl, GrieB, Stärke oder Malz¬ 
extrakt ohne Gehalt an Kakaopulver oder mit einem Gehalt an Kakaopulver von 
weniger als 50 GHT, anderweit weder genannt noch inbegriffen; Lebensmittel¬ 
zubereitungen aus Waren der KN-Codes 0401 bis 0404, ohne Gehalt an Kakao¬ 
pulver oder mit einem Gehalt an Kakaopulver von weniger als 10 GHT, anderweit 
weder genannt noch inbegriffen (ausgenommen die KN-Codes 1901 9011 und 
1901 90 90), ohne Milchfettgehalt oder mit einem Milchfettgehatt von weniger als 
1,5% GHT, mit einem Gehalt an Stärke von 50 GHT oder mehr, jedoch weniger 
als 75 GHT. 

Tapiokasago utxf Sago aus anderen Stärken, in Form von Flocken, Graupen, 
Perlen, Krümeln und dergleichen 

Backwaren, auch kakaohattig; Hostien, leere Oblatenkapseln von der für Arznei¬ 
waren verwerxieten Art, Siegeloblaten, getrocknete Teigblätter aus Mehl oder 
Stärke urxl ähnliche Waren: 


ex 1905 30 


Kekse und ähnliches Kleingebäck, gesüßt; Waffeln: 
- Kekse und ähnliches Kleingebäck 
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ex 1905 40 00 

- Zwiebadf, geröstetes Brot und ähnliche geröstete Waren, ausgenommen 
Schiffszwieback 

ex 1905 90 


- Andere: 



- Kekse und ähnliches Kleingebäck 

2008 99 85 


Mais, in arxferer Weise zubereitet oder haltbar gemachL ohne Zusatz von Zucker 
urtd Alkohol, ausgerxxnmen Zuckermais (Zea mays var. saccharata) 

17. Sonderregelung für die Einfuhr 

bestimmter landwirtschaftlicher Waren 
mit Ursprung In den AKP-Staaten 
und den OLG in die französischen 
überseeischen Departements 


KN-Code: 


Nichtanwertdung der Abschöpfung gegenüber Drittländem. 

0102 90 10 
0102 90 31 
0102 90 33 
0102 90 35 
0102 90 37 

Hausrifxler, 
lebend, außer 
reiivassigen 

Zuchttiefen 


0201 

0202 

0206 10 95 
0206 29 91 

Fleisch 
von Rirtdem, 
frisch, gekühlt 
oder gefroren 

Nichtanwendung der Abschöpfung gegenüber Drittländem. 

0709 90 60 
0712 9019 
1005 10 90 
1005 90 90 

Mais 

Nichtanwertdung der Abschöpfung gegenüber Drittländem. Erfoideiliche Maß- 
itahmen der Gemeinschaft gegen Störtjrtgen des Gemeinschaftsmarktes bei 
Einfuhren von mehr als 25 000 t im Jahr. . 

0714 10 91 
0714 90 11 

(.einschließlich 

Yamswurzeln“) 

Nichtanwendung der Abschöpfung gegenüber Drittländern im Rahmen eirtes 
jährlichen Kontingents von 2000 L 

18. Sonderregelung 

für die Einfuhr von Reis In das 
überseeische Departement Reunion 

Nichtanwendung der Abschöpfiwig gegenüber Drittländern. 
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Anhang XU 

STABEX: 

Erklärung der Kommission 
zur Verwaltung des Systems 

Zur Gewährleistung der gewürtschten Transparecu bei der 
OurchfOhnjng des Systems bestätigt die Kommission, daB sie 
dem AKP-BotschaftereusschuB zusätzHch zu dem In Artikei XU 
Absatz 4 genarviten Bericht alle etwaigen Zusatzinformationen 
auf Wunsch übermitteln wird. 


Anhang XUl 

STABEX: 

Getneittsame Erklärung 

zu den Ausfuhren der AKP-Staaten nach den OLG 

Bei der Anwendung des Artikels 189 Absatz 1 Buchstabe b tmd 
Absatz 2 werden die Ausfuhren der AKP-Staaten nach den OLG 
berücksichtigL 


Anhang XUII 

STABEX: 

Gemelnswne Ertdirung zum statistlachen Bedarf 
(Artikei 199 Absatz 2) 

1. Im Hinbflck auf das erste Anwendungsjahr teilen die AKP- 
Staaten der Kommission folgendes mH: 

a) Wert ihrer gesamten Warenausfuhren nach jedweder 
Bestimmung während des dem Anwendungsjahr voraus- 
gehenden Jahres; 

b) Umfsmg der vermarkteten Produktion des bzw. der betref¬ 
fenden Erzeugnisse während des Bezugszeitraums urvl 
während des Anwerxlungsjahres; 

c) Umfang und Wert der Ausfuhren des bzw. der betreffen¬ 
den Erzeugnisse rtach jedweder Bestimmung während 
des Bezugszeitraums und während des Anwerxlung^ah- 
res. Die AKP-Staaten, auf die Artikel 189 Absatz 2 
anwerKlbar isL teilen der Kommission auch den Umfang 
ihrer Ausfuhren des bzw. der betreffenden Erzeugnisse 
nach artderen AKP-Staaten während des Bezugszeit¬ 
raums und während des Anwendungsjahres mit; 

d) Umfang und Wett rler Ausfuhren des bzw. der betieffen- 
rlen Erzeugnisse rrach der EWG während des Bezugszeit¬ 
raums und während des Anwendungsjahres. 

2. In den darauffolgenden Jahren der Durchfühning des 
Systems erstreckt sich der jeweilige statistische Bedarf nur auf 
das Jahr, das durch die Mitteilungen des Vorjahres nicht 
abgedeckt ist. 


Anhang XUV 

STABEX: 

Gemeinsatne Erfclänittg 
betreffend die Konzertierung AKP-EWG 
bei Einführung einee weltweiten Systeme 
zur StabHIeferung der Auefuhrerlöee 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, sich im Rahmen des 
Abkommens zu konzetderert, um etwaige doppelte Ausgleichslei¬ 
stungen zu vermeideo, falls während des Anwendungszeitraums 
des Abkommerts ein weltweites System zur Stabilisierung der 
Ausfuhrerlöse geschaffen werden sollte. 


Anhang XLV 

STABEX: 

Gemeinsame Erklärung 
zu Artikel 189 Absatz 1 Buchstabe b 

Die Vertragsparteien kommen überein, die gemäß Artikel 27 
des Zweiten AKP-EWG-Abkommens gefaßten Beschlüsse zu¬ 
gunsten von Kokosnüssen und Kokosnussöl für die Ausfuhren 
aus Dominic a uixi von Niebe (vigna unguiculata) für die Aus¬ 
fuhren aus dem Niger aufrechtzuerhalten. 


Anhang XLVI 

STABEX: 

Gemelneame Erklärung zu den Ardkeln 210 und 211 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, möglichst einfache Ver¬ 
fahren für die Durchführung der Artikel 210 und 211 Absätze 2 
und 3 eirtzufOhren, und zwar insbesondere mit dem Ziel, den 
AKP-Staaten die Transfers möglichst rasch zur Verfügung zu 
steterv 


Anhang XLVIi 

STABEX: 

Gemeirtsame Erklärurtg zu Artikel 189 Absatz 3 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß die in Anhang XXI 
des Dritten AKP-EWG-Abkommens aufgefOhrten AKP-Staaten 
unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 189 Absatz 3 wäh- 
rerxJ eines Interimszeitraums von 3 Jahren weiterhin in den 
Genuß der Ausnahmeregelung für die Ausfuhren nach jedweder 
Bestimmung kommen. 

Die Vertragsparteien kommer ferner überein, daß der Minister¬ 
rat vor Ablauf des vorerwähnten Interimszeitraums die Lage die¬ 
ser Lärrder insbesondere im Uchte der Entwicklung überprüft, die 
sich für die Ausfuhren dieser Lärrder bei den unter das STABEX- 
System fallenden Erzeugnisse ergeben hat. 


Anhang XLVIII 

STABEX: 

Eiklinaig der Geme irrs chaft zu Artikel 188 

Die Gemeinschaft hat Kermlnis genommen von den während 
der Verhandlungen gesteMen Anträgen der AKP-Staaten betref- 
ferxf BaumwoOsaatöl, Sämischleder sowie lebende Rinder, 
Schafe und Ziegen. 

Sie erklärt sich bereit, diese Anträge im Rahmen der Bestim¬ 
mungen des Artikels 188 zu prüfen, sobald entsprechende Unter¬ 
lagen mit einer ausführlichen Begründung vorgelegt werden. 


Anhang XUX 

Gemeinaatne Erklärung zu Artikel 224 Buchstabe d 

Bei der Wahl der Instrumente zur Unterstützung der Struktur¬ 
anpassung sowie bei den Modalitäten der Bildung der Gegenwert¬ 
mittel werden die Währungsmaßnahmen arrgemessen berück¬ 
sichtigL die die AKP-Staaten im Rahmen des Währungsgebietes 
ergriffen haben, dem sie angehören. 
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Anhang L 

Gemeinsame Erklärung zur Verschuldung 

Angesichts des gravierenden Problems der internationalen Ver¬ 
schuldung und seiner Auswirkungen auf d 2 ß Wirtschaftswachs¬ 
tum erklärt die Gemeinschaft ihre Bereitschaft, unbeschadet der 
spezifischen Erörterungen in den errtsprechenden Gremien den 
Gedaitkenaustausch Ober die allgemeine Verschulduitgsproble- 
matik bn Rahmen der bilemationalen Gespräche kxtzufQhren. 


Anhang U 

Erklärung der AKP-Staaten zur Verschuldung 

1. Die AKP-Staaten begrüßen die positive Reaktion der Gemein¬ 
schaft auf ihre Besorgnisse in der Frage der Verschuldung 
und nehmen die kortkreten Maßnahmen zur Kenntnis, die zur 
Erleichterung der Schuldenlast getroffen wurden. Mit Genug¬ 
tuung vermerken sie insbesondere 

a) den BeschhiB, die Sonderdarlehen bn Rahmen des neuen 
Abkommens zu streichen; 

b) den Beschluß, die Verpflichtung zur Erstattung der im 
Rahmen des Stabex-Systems erfolgten Transfers abzu¬ 
schaffen; 

c) die neuen Verefaibarungen für das Sysmin-System; 

d) die Verfoesserurtg der Bestimmungen für die Gewährung 
von Risikokapital und Darlehen der Europäischen Irrvesti- 
tionsbank. 

2. In Anbetracht des Ausmaßes der Schuldenproblematik appel¬ 
lieren die AKP-Staaten dringend an die Gemeinschaft, im 
Geiste der Bestimmungen von Absatz 1 noch weiterreichende 
Schritte zu unternehmen und 

a) sämtliche gegeirOber der Gemeinschaft bi Form von Son- 
derdartehen bestehenden Schulden zu streichen; 

b) alle noch nicht aufgenommenen Sonderdarlehen in 
Zuschüsse umzuwetndeln; 

c) auf alle noch fälligen Erstattungen im Rahmen des Stabex- 
Systems und im Zusammenhang mit dem Sysmbt-Mecha- 
nismus zu verzichten. 


Anhang Ul 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 2S5 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, daß sie bei der Anwen¬ 
dung von Artikel 255 folgenden Punkten besondere Aufmerksam¬ 
keit widmen: 

i) den Projekten, die einer freiwilligen Repatriierung und Re¬ 
integration von Flüchtlingen förderlich sind; 

ii) der kulturellen Identität der FlOchttinge bt den Aufnahmelän- 
dem sowie der im eigenen Land zwangsumgesiedelten Per¬ 
sonen; 

iii) den Bedürfnissen der Frauen, Kinder, älteren Personen oder 
Behinderten unter den FlüchtRngen und Zwangsumsiedlem; 

Kr) der Sensibilisierung dafür, daß die Hilfen im Rahmen von 
Artikel 255 dazu beitragen können, den langfristigen Bedarf 
der Flüchtlinge, Zwangsumsiedier und Repatriietten sowie 
der Bevölkerungsgruppen bi den Aufnahmeregionen zu 
decken; 

v) der Verstärkung der Koordinienjng zwischen den AKP-Staa¬ 
ten, der Kommission und sonstigen Stellen bei der Durchfüh¬ 
rung dieser Projekte. 


Anhang LIII 

Gemeinsame Erklärung 
zum Dritten Teil Titel III 
Kapitel 3 Abschnitt 2 

1. Um die Aushandlung von bilateralen Abkommen über die 
Förderung und den Schutz von bwestitionen zu erieichtem, 
kommen die Vertragsparteien Oberebi, die wichtigsten Klau- 
sebi eines Standard-Schutzabkommens zu prüfen. 

Unter Zugrurvielegung der zwischen den Vertragsstaaten 
bestehenden bilateralen Abkommen werden hierbei bisbeson¬ 
dere folgende Fragen geprüft: 

0 Rechtsgarantien für eine gerechte und angemessene 
Behandlung sowie den Schutz ausländischer Investrxen; 

H) die MeistbegOnstigungsklausel für bivestoren; 
iii) der Schutz bei Enteignung und Verstaatlichung; 

Kr) der Kapitzti- und Gewinntransfer und 

v) die internationale Schiedsgerichtsbarkeit bei Streitigkeiten 
zwischen dem bivestor und dem Aufnahmestaat 

2. Die Vertragsparteien kommen Oberebi zu prüfen, biwiefem die 
Garanliesystame bi der Lage sind, den epezfllechen Bedürf¬ 
nissen der KMU hbisichtrich der Sicherung Ihrer Investitionen 
in den AKP-Staaten zu entsprechen. 

3. Die obengenannten Prüfungen beginnen so rasch wie möglich 
nach Unterzeichnung des Abkommens. Sobald sie abge¬ 
schlossen sbid, werden die Ergebnisse dem AKP-EWG-Aus- 
schuß für die Zusammenarbeit bei der Entwiddungsfinanzie- 
rung zur Prüfung vorgelegt, damit entsprechende Maßnahmen 
ergriffen werden können. 


Anhang LIV 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 294 

Eiei der Anwendung von Artikel 294 wird die Definition des 
Begriffs .Ursprungswaren“ gemäß den einschlägigen bitemalio- 
nalen Übereinkünften beurteilt. 


Anhang LV 

Gemeinsame Erklärung 
zu den Artikeln 320, 321, 322, 323 und 327 

Um die Aufgabe des AKP-EWG-Ausschusses für die Zusam¬ 
menarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung zu erieichtem, wer¬ 
den die gemebisamen Überwachungs- und Evatuierungsmaflnah- 
men von der Kommission und dem Generaisekretariat der AKP- 
Staaten ausgearbeitet und durchgeführt; dem Ausschuß wird 
hierüber gemäß Artärel 327 des Abkommens Bericht erstattet. Der 
Ausschuß legt bei sebiem ersten Zusammen tr e te n nach Unter¬ 
zeichnung des Abkommens die Modalitäten fest mit denen der 
gemeinsame Charakter der Maßnahmen sichergestellt werden 
soll, und verabschiedet jedes Jahr das in Artikel 325 genannte 
Arbeitsprogramm. 


Anhang LVI 

Gemeinsame Erklärung 
zum Dritten Teil Titel IV KapHsl 2 

Obgleich Zaire aufgrund seiner geogrc^ihischen Lage nicht auf 
der Liste der AKP-Binnenstaaten erscheint haben die Gemein¬ 
schaft und die AKP-Staaten doch die besonderen Zwänge und 
Probleme anerkannt mit denen Zaire bisofem konfrontiert ist, als 
es nicht über geeignete Zugangswege zum Meer und eine ange¬ 
messene Infrastruktur verfügt und somit keinen Umschlagplatz an 
seiner eigenen Küste hat. 
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Die Gemeinschaft verpflichtet sich, währeiKl der Dauer dieses 
Abkommens alle etwaigen Anträge der zairischen Behörden zu 
prüfen, um diese Behörden bei ihren BemOhungea die Schwierig¬ 
keiten 2!aires im Bereich der Beförderung, des Trarrsits urrd der 
Ausfuhrentwicklung zu beheben, im gleichen positiven Geist urxj 
aus der gleichen besonderen Sicht zu unterstützen, die bei der 
Anwendung der Abkommertsbestimmungen über de AKP-Bitv 
nenstaaten maBgebend sind. 


Anhang LVU 

Gemeinsame Erklärung zu Artlkei 362 

Die Gemeinschaft und die AKP-Staaten sirKl bereit, den im 
Vierten Teil des Vertrags genannten Ländern und Gebieten, die 
unabhängig werden, den Beitritt zu dem Abkommen zu gestatten, 
wenn sie ihre Beziehungen zur Gemeinschaft in rfieser Form 
fortsetzen möchten. 


Anhang LVIII 

Erkläfung des Vertrelsi« 
d6f n#fltonino BwidwftpubWk Dvutwtilwid 
zur BesMmmung des BegrWs 
„Deutscher Staatsartgehöriger* 

Soweit in diesem Abkommen von den Staatsangehörigen der 
Mitgfiedstaaten die Rede ist bedeutet dies für die Bundesrepubiik 
Deutschland .Deutsche kn Sinne des Gnatdgesetzes der Burt- 
desrepubiar Deutschland*. 


Anhang UX 

Erklärung des Vertreters 
der Regierung rler Bundesrepublik Deutschland 
über die Geltung des Abkommens für Berlin 

Das Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die 
Regierurtg der Bundesrepublik Deutschlarxj gegenüber den übri¬ 
gen Vertragsparteien binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt 


Anhang LX 

A. Erklärung der Gemeinschaft zum FInanzprotokoM 

Die Gemeinschaft erklärt, daß der kn Rnanzprotokoll gerwrmte 
Betrag von 12 Mrd. ECU für die Finanzhilfe der Gemeinschaft für 
alle AKP-Staaten gitt, die an der Aushandlung des Abkommens 
teilgecK>tnmen haben oder auf die Artikal 364 angewandt wurde, 
und zwar unabhärrgig vom Zeitpunkt ätres Beitritls. 

B. Erklärung der AKP-Staaten 
zur Erklärung der Gemelnachaft 
zum Rnanzprotokoll 

Die AKP-Staaten nehmen das Angebot der Gemeirrschaft an 
und bestätigen ihr die Entgegennahme ihrer Erklärung. 


Anhang LXI 

Erklärung der Gemeinschaft zum Rnanzprotokoll 

Die kn Rnanzprotokoll angegebenen Beträge zur Deckung alter 
den AKP-Staaten von der Gemeinschaft zur Verfügung gesleäten 
Fkranzmittel werden in ECU ausgedrOckt; diese ECU ist definiert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 318(V78 des Rates vom 
18. Dezember 1978, geändert durch die Verordnurtg (EWG) 
Nr. 1971/89 des Rates vom 19. Juni 1989 oder gegebenenfalls 
durch eine spätere Verordnung des Rates zur Definition der 
Zusammensetzung der ECU. 


Anhang LXII 

Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 1 
betreffetKl die Artikel 175 und 177 

Falls von den /tKP-Slaaten eine besondere Zollregelurrg auf die 
Einfuhr von Ursprungswaren der Gemeinschaft einschlieOlich der 
Kaltarischen Inseln und Ceuta und MeMla angewendet werden 
soäte, würden die Bestimmungen des Protokotts Nr. 1 sinngemäß 
gelteit. In aäen übrigen Fääen, in deiten die von den AKP-Staaten 
angewandte Ekifuhrregehmg die Ursprungsbescheinigurtg erfor¬ 
derlich machL akzeptieren die AKP-Staaten Ursprungsbescheini¬ 
gungen, die den Bestimmungen der einschlägigen intematiortalen 
Übereinkommen entsprechen. 


Anhang LXIII 

Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 1 

1. Zur Anwenduftg von Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe c des 
Protokolls gilt das Seefrachtpapier, das in dem Hafen ausge¬ 
stellt wird, in dem die Waren erstmais mit Bestimmung nach 
der Gemeinschaft verladen werden, als einziges Frachtpapier 
für die Waren, für die in AKP-Biimenstaaten Warenverkehrs- 
beschokiigungon ausgesteät worden. 

2. Für aus AKP-Binnenslaalen ausgefOhrte Waren, die 
anderswo als in AKP-Staaten oder in den in Anhang III des 
Protokolls erwähnten Läixlem urxl Gebieten zwischengela¬ 
gert werden, können nach Maßgabe von Artikel 13 dieses 
Protokolls Warenverkehrsbescheinigungen ausgestellt 
werden. 

3. Zur Anwendung von Artikel 12 Absatz 6 des Protokolls werden 
die von einer zuständigen Behörde ausgestellten und von den 
Zollbehörden mit einem Sichtvermerk versehenen Warenver¬ 
kehrsbescheinigen EUR.1 angenommen. 

4. Um den Unternehmen der AKP-Staaten die Suche nach 
neuen Versorgungsquellen zu erleichtem, damit sie die 
Bestimmuitgen des Protokolls Ober Ursprungskumulierung 
soweit wie möglich ausnutzen können, ¥vird dafür gesorgt, daß 
das Zentrum für industrielle Entwicklung die Unternehmer der 
AKP-Staaten bei der Herstellung geeigiteter Kontakte zu den 
Lieferanten in den AKP-Staaten, der Gemeinschaft und den- 
Ländern und Gebieten unterstützt und daß die Beziehungen 
im Rahmen der industriellen Zusammenarbeit zwischen den 
betreffenden Unternehmern gefördert werden. 


Anhang LXIV 

Gemeinsame Erklärung 
zu bestimmten Teilen des Protokolls Nr. 1 

1. Die Vertragspaiteien ersuchen darum, daß die ÜberprOfungs- 
anträge der Behörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
rasch beantwortet werden. 

2. Die Vertragsparteien bekräftigen errteuL daß die in der Liste 
des Anhangs II zum Protokoll Nr. 1 aufgeführten Regeln die 
vor Verabschiedung des Beschlusses Nr. 1/89 des /VKP- 
EWG-Ministerrates gültige Handelspräferenzregelung nicht 
beeinträchtigen dürfen. Falls durch die in der Liste aufgeführ¬ 
ten Ursprungsregeln die vor dem Beschluß Nr. 1/89 geltenden 
Regeln geändert werden und sich erweist, daß diese Ände¬ 
rung den Interessen der betroffenen Sektoren schadet urxj 
falls eine der Vertragsparteien bis zum 31. Dezember 1993 
einen entsprechervlen Antrag steift, so bemüht sich der AKP- 
EWG-Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen sofort um 
MHlel und Wege, um die vor dem Beschluß Nr. 1/89 geltende 
Regel äirem Inhalt nach wiederherzustellen. 

In jedem Fall trifft der Ausschuß binnen drei Monaten nach 
Eirigang des Antrags einen Beschluß. 

Die Parteien des Abkommens legen einen rechtlichen Rah¬ 
men lest, wonach die nach dem 1. Januar 1990 irrtümlich auf 
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Oie betreflenden Waren erhobenen Zölle zurückerstattet 
werden. 

3. Die Vertragsparteien kommen Oberein, so bald wie möglich 
ein Handbuch der Ursprungsregeln für die betroffenen Beam¬ 
ten und Händler erstellen zu lassen. 

Sie kommen ferner Oberein, für die DurchfOhrung von Informa- 
tkxtsseminaren Ober die Ursprungsregeln kn Rahmen der 
Zusammenarbeit bei der EntwickkingsOitactzierung zu sorgen. 


Anhattg LXV 

Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 1 
betreffend den Ursprung 
der Fischereierzeugnisse 

Die Gemeinschaft erkennt das Recht der AKP-Küstenstaaten 
auf Nutzung utkI rationelle ErschHeOurtg der Rschereiressourcen 
in den ihrer Hoheitsgewalt unterstehertden Gewässern an. 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, daS die bestehervfen 
Ursprungsregeln zu prüfen sind, damit festgestellt wird, welche 
Anderur^en unter BerOcksicMigung des vorhergehenden Absat¬ 
zes an diesen Regeln vorgerKxrtmen werden köitnlen. 

Eingedenk ihrer Anliegen uixl ihrer {eweifigen Interessen kom¬ 
men die AKP-Slaaten und die Gemeinschaft überein, im Hinblick 
auf eine beiderseits zufriedenstellende Lösung das Problem wei¬ 
terzuprüfen. das sich im Zusammenhang mit dem Zugang zu den 
Märkten der Gemeinschaft bei Fischereierzeugnissen stellt die 
aus den Färtgen stammen, «velche in den der rtationalen Hoheits¬ 
gewalt der AKP-Staaten unterstehertden Zorten getätigt werden. 
Diese Prüfung erfolgt nach Inkrafttreten des Abkommens im Rah¬ 
men des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen, der 
gegebenenfalls unter Hinzuziehung der erforderlichen Sachver¬ 
ständigen tagt. Die Ergebnisse dieser Prüfurtg werden im ersten 
Anwendungsjahr des Abkommens dem Botschafterausschuß und 
spätestens im zweiten Jahr dem Ministerrat vorgelegL damit 
dieser sich damit befaßt um zu einer beiderseits zufriedenstellen¬ 
den Lösung zu gelangen. 

Was die Verarbeitung der Fischereierzeugnisse in den AKP- 
Staaten anbelangt, so erklärt die Gemeinschaft sich zunächst 
bereit, diejenigen Anträge auf Abweichung von den Ursprungsre¬ 
geln für Verarbeitungserzeugnisse dieses Produktionsbereichs 
unvoreingenommen zu prüfen, die sich darauf stützen, daß in 
Fischereiabkommen mit Drittlärtdem obligatorische Anlandungen 
von Färrgen vorgesehen sind. Boi der Prüfurtg der Anträge wird 
die Gemeinschaft insbesondere berücksichtigen, daß die betref¬ 
fenden DrittlärKler nach der Verarbeitung das normale Funktionie¬ 
ren des Marktes für diese Erzeugnisse sicherstellen sollten, 
soweit die Erzeugnisse nicht für den nattortalen oder regionalen 
Verbrauch bestimmt sind. 

In diesem Zusammenhartg wird die Gemeinschaft in bezug auf 
Thunfischkonsorven die Anträge der AKP-Staaten von Fall zu Fall 
unvoreingenommen prüfen, sofern aus den jedem Antrag beizufü¬ 
genden wirtschaftlichen Unterlagen klar hervorgeht, daß einer der 
im vorhergehenden Absatz genannten Fälle vortiegt in dem 
Beschluß, der innerhalb der Fristen gemäß Artikel 31 des Proto¬ 
kolls Nr. 1 ergeht werden unter Berücksichtigung von Artikel 31 
Absatz 10 dos genannten Protokolls die vorgesehenen Mertgen 
sowie seine Geltungsdauer festgelegt. 

Die im Rahmen dieser Erklärung gewährten Abweichungen 
berühren nicht die Rechte der AKP-Staaten, Abwoichungw nach 
Artikel 31 des Protokolls Nr. 1 zu beantragen und bewilligt zu 
erhalten. 

Anhang LXVi 

Erklärung der Gemeinschaft zu Protokoll Nr. 1 
betreffend die Ausdehnung der Hoheitsgewässer 

Die Gemeinschaft erinnert daran, daß nach den anerkannten 
einschlägigen Völkerrechtsgrundsätzen die maximale Ausdeh¬ 


nung der Hoheitsgewässer auf zwölf Seemeilen begrenzt isL und 
sie erklärt, daß sie bei allen Bezugnahmen auf diesen Begriff im 
Protokoll dessen Bestimmungen unter Berücksichtigung dieser 
Begrenzung anwenden wird. 


Anhang LXVIl 

Erklärung der AKP-Staaten zu Protokoll Nr. 1 
betreffend den Ursprung der Fischereierzeugnisse 

Die AKP-Staaten bekräftigen den SlandpunM. den sie im Ver¬ 
lauf der Verhandlungen Ober die Ursprungsregeln bezüglich 
Fischereierzeugnissen stets zum Ausdruck gebracht haben imd 
halten folglich an ihrer Auffassung fesL daß aufgrund ihrer 
Hoheitsrechte über die Fischereiressourcen in den ihrer nationa¬ 
len Gerichtsbarkeit untertiegerrden Gewässern sowie in der aus- 
schließlichen Wirtschaftszone gemäß der Festlegung in dem See¬ 
rechtsübereinkommen der Vereinten Nationen alle in diesen 
Gewässern gelätigten utxf im Hirtbiick auf die Verarbeitung obli¬ 
gatorisch in Häfen der AKP-Staaten angelandeten Fänge 
Urspiungseigenschaft erhalten müssen. 


Anhang LXVIll 

Gemeinsame Erklärung 
zu den Artikeln 1 und 2 des Protokolls Nr. 2 

1. Bei den Stellen, die die Sekretariatsgeschäfte des Ministerrats 
und der Paritätischen Versammlung für den AKP-Teil wahr¬ 
nehmen, wird von den AKP-Staaten ein Forrds geschaffen, 
der von diesen Stellen verwaltet wird und ausschließlich dazu 
dient, zur Finanziening der Ausgaben beizutragen, die den 
Teilnehmern aus AKP-Staaten bei von der Paritätischen Ver¬ 
sammlung (mit Ausnahme ihrer ordentlichen Tagungen) ver¬ 
anstalteten Tagungen und bei den vom Ministerrat mit den 
Stellen der Gemeinschaft und der AKP-Staaten im Rahmen 
der dezentralisierten Kooperation veranstalteten Kontakt¬ 
tagungen entstehen. 

Die AKP-Staaten leisten ihren Beitrag zu diesem Fonds. Die 
Gemeinschaft leistet ihrerseits gemäß Artikel 166 einen Bei¬ 
trag. der für die Laufzeit des Finanzprotokolls kn Anhang zum 
Abkommen den Betrag von 3 Mio. ECU nicht übersteigen darf. 

2. Eine Finanziening durch diesen Fonds setzt voraus, daß bei 
den Ausgaben abgesehen von Nummer 1 folgende Bedingun¬ 
gen erfüllt sind: 

— Es muß sich um Ausgaben handeln, die durch dis Teil¬ 
nahme von Abgeordneten oder gegebenenfalls von ande¬ 
ren AKP-M'itgliedem der Paritätischen Versammlung ent¬ 
stehen, welche aus den Ländern, die sie vertreten, zu 
Sitzungen von Arbeitsgruppen der Paritätischen Ver¬ 
sammlung oder kn Rahmen von durch diese Versammlung 
veranstalteten Sortdermissionen anreisen wie auch aus 
der Teilnahme dieser Personen urxf von Vertretern der 
Wirtschafts- urvJ Sozialkreise der AKP-Staaten an den 
Konsultationssitzungen nach Artikel 30 Absatz 2 Buch¬ 
stabe h und Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe b des Abkom¬ 
mens; 

- die Beschlüsse über die Einberufung von Arbeitsgruppen 
oder die Organisation von Missionen sowie Ober die Häu¬ 
figkeit und den Ort der Sitzungen oder Missionen müssen 
gemäß den Geschäftsordnurrgen des Ministerrats uikI der 
Paritätischen Versammlung gefaßt werden. 

3. Die Gemeinschaft zahlt die einzelnen Jahrestranchen (mit 
Ausnahme der ersten Tranche) erst ein, wenn die Stellen, die 
die AKP-Sekretariatsgeschäfte des Ministerrats ur>d der Pari¬ 
tätischen Versanmiung wahmehmen, eine Obersicht Ober die 
Verwendung der zuvor gezahlten Tranchen entsprechend den 
Nummern 1 und 2 unterbreitet hat. 
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Anhang LXiX 

Erklärung dar Gemelnachaft 
zu Protokoll Nr. 2 

Nach Kenntnisnahme von dem Antrag der AKP-Staaten aut 
Gewährung eines finanziellen Beitrags zu den Verwaltungskosten 
ihres Sekretariats erklärt sich die Gemeinechaft im Geiste der auf 
der zweiten Tagurtg des AKP-EWG-Minteterrats In PideoN dwsbe- 
zOgüch Qbemommenen Verfrflichtungen berall, die konkreten 
Anträge, die äw zu gegebener Zeit vocgelegt teerden. mit besort- 
derer Aufmerksamkeit zu prOfen, damit das Sekretariat über das 
gegebertenfalls erforderliche Personal verfügen kann. 


Anhang LXX 

Erklärung der Gemeinechaft 
zu Protokoll Nr. 2 

In dem Bewußtsein, daß die Kosten für das Ooknetschan in 
Sitzungen sowie für die Übersetzung dar Dok u merfte bn «mserk* 
Sehen aufgruixi Rver eigenen OedOrtni ss e ent s tehari, M efie 
Gemeinschaft bereit, weiterhin das bisherige Verfahren a n z u we n - 

den und diese Kosten sowohl für die Sitzungen der Organe des 
Abkommens im Gebiet eines Mitgliedstaats als auch im Gebiet 
eines AKP-Staats zu übernehmen. 


Anhang LXXi 

Erklärung der Gemeinechaft 
zu Protokoll Nr. 3 

Das Protokoll Nr. 3 stellt einen multilateralen Akt des ärtematio- 
nalen Rechts dar. Jedoch müßten die spezifischen Probleme, die 
sich aus der Anwervlung des Protokolls Nr. 3 in dem Aufnahme¬ 
staat ergeben, durch ein bilaterales Abkommen mit diesem Staat 
geregelt werden. 

Die Gemeinschaft hat die Anträge der AKP-Staalen zur Kennt¬ 
nis genommen, die dahin gehen, einige Bestimmungen des Proto¬ 
kolls Nr. 3 zu ändern, insbesorKfere hinsichtlich des Status des 
Personals des AKP-Sekretariats, des Zentrums Ur ätdustrieOe 
Entwicklung (ZI E) urtd des Technischen Zentrums für die Zusam¬ 
menarbeit in der Landwirtschaft und im ländlichen Bereich (TZL). 

Die Gemeinschaft ist bereit gemeinsam rtach gesitteten 
Lösungen für die von den AKP-Staaten in tiren Anträgen aufge¬ 
worfenen Fragen zu suchert um ein gesondertes Rechtsktstru- 
ment kn obertgenarmten Sinne zu schaffsa 

In diesem Zusammenhartg wird das AufnahmelarKf ohne Beeirv 
trächtigung der derzeitigen Vorteile für das AKP-Sekretariat das 
ZIE und das TZL sowie deren Persortal: 

1. bei der Interpretierurtg des Begriffs .Personal mit höherem 
Dienstgrad“, der in gegenseitigem Einvernehmen definiert 
wird, verständnisvoll verfahren; 

2. die vom VorsitzerxSen des AKP-EWG-MinisterTats an den 
Vorsitzertden des AKP-EWG-Botschafterausschusses über¬ 
tragenen Befugnisse anerkennen, um die nach Aikkel 9 des 
genannten Prckokolls anwerxfoaren Verfahren zu vereinfa¬ 
chen; 

3. den Mitgfiedem des Personals des AKP-Sekretariats, des ZIE 
und des TZL bestimmte Erleichteningen gewähren, um ihrten 
ihre erstmalige Niederlassung kl dem Aufnahmeland zu 
erleichtern; 

4. in angemesserter Weise die Fragen der Besteuerung prüfen, 
die das AKP-Sekretariat das ZIE und das TZL sowie ktr 
Personal betreffen. 


Anhang LXXII 

Erklärung der Mitgliedstaaten 
zu Protokoll Nr. 3 

Oie Mitgliedstaaten bemühen sich, im Rahmen ihrer jeweiligen 
einschlägigen Regelurtgen, ktsbesortdere für Visa, ki ihrem jewei¬ 
ligen Hoheitsgebiet die Reisen zu erleichtem, die die bei der 
Gemeinschaft akkreditierten AKP-Oipkxnaten und die kt Artikel 7 
des Protokolls Nr. 3 erwähnten Mügiieder des AKP-Sekretariats, 
deren Name, Diertstrang und Dienststellung gemäß Artikel 9 
dieses Protokolls rtotifiziert werden, sowie die leitertden AKP- 
Bediensteten des ZIE urtd des TZL im Rahmen ihrer dienstlichen 
Pflichten unternehmen. 


Anhang LXXIII 

Gemelrwame Erklärung zu ProtokoN Nr. 3 
betreffend die Delegationen der Kommission 

Damit die Delegationen der Kommission die Ihnen durch das 
Abkommen übertragerten Funktiorten so wirksam wie möglich 
ausfüilen können, gewähren die AKP-Staalen kn Rahmen ihrer 
Jaweäigen einschlägigen Bestimmurtgen räessn Delegationen 
Vorrechte utrd Immunitäten, wie sie rlen rSplomatischen Vertre- 
turtgen ekigeräumt werden. 


Anhang LXXIV 

Gemeinsame Erklärung 
zu Protokoll Nr. 5 

Die Vertragsparteien konvnen überein, daß die Gemeirtschaft 
durch Artikel 1 des Protokolls Nr. 5 nicht daran gehindeft werden 
darf, unter umfassender Konsultation mit den AKP-Staaten 
gemeinsame Regeln für Bananen mit der Maßgabe aufzustellen, 
daß kein AKP-Staat, der herkömmlicher Lieferant der Gemein¬ 
schaft ist, hinsichtlich des Zugangs zur Gemeinschaft und seiner 
Vorteile in der Gemeinschaft ungünstiger gestellt wird als er es 
bisher war oder derzeit ist. 

Sollten infolge der VoHertdung des europäischen Binnenmark¬ 
tes größere Änderungen in diesem Bereich mit Ausnahme ektes 
natürlichen Rückgangs des Bananenverbrauchs in der Gemein¬ 
schaft eintreten, so verpflichtet sich die Genteinschatt, die her¬ 
kömmlichen Bananenfieferanten anzuhören und dabei die neu 
entstarxierte Lage zu berücksichtigen, um sämtliche legitimen 
Interessen der Vertragsparteien dieses Protokolls zu wahren. 


Anhang LXXV 

Erklärung der Gemeinschaft 
zu Protokoll Nr. 5 
(Geographischer Geltungsbereich: 

Haiti und Dominikanische Republik) 

Das Protokoll Nr. S sowie die gemeinsame Erklärung kn 
Anhang des Protokolls beziehen sich ausdrücklich auf die AKP- 
Staaten, die herkömmliche Lieferanten der Gemeinschaft sittd. 
Ziel des Protokolls und der Erklärung ist es sicherzustellen, daß 
die derzeitigen besonderen Vorteile für bestimmte AKP-Staaten 
auf dem Genteinschaftsmarkt auch weiterhin gewährt werden. 

Da die dem Abkommen neu beigetretenen AKP-Staaten gegen¬ 
wärtig nicht kt die Gemeinschaft ausführen, gelten sie nicht als 
herkömmliche Lieferanten. 


Anhang LXXVI 

Gemeinsame Erklärung 
zu Protokoll Nr. 6 

1. Die Gemeinschaft verpflichtet sich, kn Falle der Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Alkohol mit den 
traditionellen Rumexporteuren Konsultationen zu führen. 
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damit deren Interessen bei einer Veränderung der Markt¬ 
bedingungen gewahrt bleiben. 

2. Sollten infolge der Erweiterung der Gemeinschaft größere 
Änderungen mit Ausnahme eines natürlichen Rückgangs des 
Rumverbrauchs auf dem Gemeinschaftsmarkt auftreten, so 
verpflichtet sich die Gemeinschaft, die heikömmüchen 
Rumexporteure anzuhören und dabei die neu entstandene 
Lage zu berücksichtigen, um die Interessen der herkömm¬ 
lichen Lieferanten zu wahren. 

3. Die Mitgliedstaaten sagen zu, daß ihre Uzertzregelurtg von 
den einzelstaatlichen Behörden nicht in einer Weise ange¬ 
wandt wird, die die Einfuhr der in Artikel 2 Buchstabe a 
festgelegten Runtmengen behindern könrtte. 

4. Die Vertragsparteien stellen fesL daß die Gemeinschaft Arti¬ 
kel 4 unter der Bedingung zugestimmt haL daß 

a) jeder AKP-StaaL der in den Genuß dieses Artikels kom¬ 
men möchte, in sein nationales Richtprogramm geeignete 
Projekte zur Fördenjng des Absatzes von Rum aufnimmt; 

b) dadurch die Rechtsvorschriften der Mitgriedstaaten über 
die Werbung für Alkohol rticht präjudiziert werden. 


Anhang LXXVIl 

Gemeinsame Erklärung 
zu Protokoll Nr. 7 

- Für den Fall, daß ein AKP-Staat, der nicht unter das Protokoll 
über Rindfleisch fällt, in der Lage ist, Ausfuhren in die Gemein¬ 
schaft zu tätigen, wird das durch diesen Staat aufgeworfene 
Problem im geeigrteten Rahmen geprüft. 


Anhang LXXVIll 

Erklärung der Gemeinschaft 
zu Protokoll Nr. 7 

Die in Protokoll Nr. 7 vorgesehene Gesamtmenge trägt rticht 
dem etwaigen Beitritt Narntttias zum Abkommen Rechnung. Im 
Beitrittsfall wird die Gemeinschaft eine beiderseits zufriedenstel- 
lertde Lösung wohlwollend prüfen, ohrte dabei den Interessen der 
AKP-Staaten zu schaden, die gegenwärtig unter dieses Protokoll 
falten. 
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Protokoll der Unterzeichnung 
des Vierten AKP-EWG-Abkommens 


Falt Ä Lomä, le 15 d^cembre 1989 
Done at Lom4, 15 Oecember 1989 

Proces-verbal 

de signature de la quatriöme Convention ACP-CEE de Locnö 
Minutes 

of the signkig of ihe fourth ACP-EEC Convention of Lom6 

Les ptAnipotenliaires des Etats ACP, des Comntunautös euro- 
pöennes et des Etats membres de celtes-d ont procödö ce joir A 
la signature de la quatriöme Convention ACP-CEE de Loin8 et de 
rAcie final ooriespondant 

A oetle oocasion. I a dtd convenu entre la Communauld teono- 
mique europdenrw et les Etats ACP d'annexer au präsent procte- 
verbal les dödarations d-jointes. 

The Plenipotentiaries of the ACP States, of the European 
Communities artd of the Member States of the Corrartunities today 
signed the fourth ACP-EEC Convention of Lome arxl the Pinai Act 
thereto. 

On this oocasion, the European Economic Community and the 
ACP States agreed to armex to these Minutes the fdiowing 
declarations. 


(Obersetzung) 

.Oie BevoiknAchtigten der AKP-Staaten, der Europäischen 
Gemeinschatlen und der MitgHedstaaten der Europäischen 
Qemeinachaflsn haben heule das Vierte AKP-EW6-Abtommen 
von Lomä und <Se dazugehSrIge ScNuBakte unterzeichneL 

Bai (fieser Gelaganhatt wurde zwischen der Europäischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft urxl den AKP-Staaten vereinbart, diesem 
Protokoll die folgerxien Erklärungen als Anhang beizufügen. 


Au nom du Conseil 
des Communautäs europäennes 
For the Coundl 
of the European Communities 

Au nom du Conseil des ministres 
des Etats d'AfrIque, des Caraibes et du Padfique 
For the Council of Ministers 
of the African, Caribbean and Padfic States 


Im Namen des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 


Im Namen des Ministerrats 
der Staaten in Afrika, im karibischen Raum 
urxj im Pazifischen Ozean“. 
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Anhang I 

Gemeinsame Erklärung 
zur traditionellen Fischereitätigkeit 

In den zweiseitigen Verhandlungen zwischen einem AKP-Staat 
und der Gemeinschaft ist einer der zu berücksichtigenden Fakto¬ 
ren die von Schiffen unter der Flagge eines Mitgliedstaates der 
Gemeinschaft gegenwärtig oder in jOrtgster Vergangenheit ausge- 
Obte Fischereitätigkeit sowie das gemeinsame Interesse, das an 
der künftigen Entwickhmg neuer Rschereitätigkeiten bestehen 
kann. 


Anhang N 

Gemeinsame Erklärung zu der gemeinsamen Ertdirung 
Im Anhang der SchluSakie Ober die Zusammenarbeit 
zwischen den AKP-Staaten 
und den benachbarten überseeischen Lindem und 
Gebieten und frartzöslschen überseeischen Departements 

Die Ausführungen unter Nummer 4 der gemeinsamen Erklä¬ 
rung über die Zusammertarbeit zwischen den AKP-Staaten und 
den benachbarten über seeis c h en Lindem und Gebieten und 
französischen überseeischen Departements bringen für die AKP- 
Staaten keine VerpfücMurtgen mit sich, die Ober >ve Verpflichturt- 
gen im Rahmen des Abkommens hinausgehen. 


Anhang ill 

Erklärung der Gemeinschaft 
zur hartdelspolitischen Zusammenarbeit 
betreffend Artikel 168 Absatz 2 

ln bezug auf die Agrarerzeugnisse, für die die AKP-Staaten in 
den Verhandlungen Anträge auf Präferenzbedingungen gestellt 
haben, erklärt sich die Gemeinschaft bereit, alle nach der Unter¬ 
zeichnung des Abkommens eingereichten ordnungsgemäß 
begründeten Anträge anhand von Artikel 168 Absatz 2 Buchstabe c 
von Fall zu Fall zu prüfen. 


Anhang IV 

Erklärung der Gemeinschaft 
zur handelspolitischen Zusammenarbeit 

Die Gemeinschaft erklärt, daß der Antrag von Mauritius betref- 
ferx) die Einfuhr von Weizenkleie in das Departement Räunkm kn 
Rahmen der Durchführung des Gemeinschaftsprogramms 
POSEIDOM und der regionalen handelspolitischen Zusammen¬ 
arbeit wohlwollend geprüft wird. 


Anhang V 

Erklärung der Gemeinschaft 
zur handelspolitischen Zusammenarbeit 

Die Gemeinschaft bestätigt daß die nationalen mengenmäßi¬ 
gen Beschränkungen, die gemäß Artikel 169 Absatz 2 des 
Abkommens und Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 1035^2 
vom 18. Mai 1972 anwendbar skkl, für foigendes Erzeugnis mit 
Ursprung in den AKP-Staaten aufgehoben werden; 

KN-Code _ Erzeugnisse 


Anhang VI 

Erklärung der Gemeinschaft 
zur handelspolitischen Zusammenarbeit 

Die Gemeinschaft bestätigt, daß die Aufteilung des nach dem 
Prr^okoll Nr. 6 eröffneten Gemeinschaftskontingents für Rum in 
einzelstaatliche Anteile nach folgendem Zeitplan schrittweise 
abgebaut wird: 

- Wirtschaftsjahr Juli 1990-Juni 1991; 

EWG-Reserve 40% des Kontm^ts 

- Wirtschaftsjahr Juli 1991-Juni 1992: 

EWG-Reserve 60% des Kontingents 

- Wirtschaftshalbjahr JuK 1992-Oezember 1992: 
EWG-Reserve 80% des Kontingertts 

- 1. Januar 1993 - völliger Abbau der einzelstaatlichen Anteile 


Anhang VM 

Qemelnsaine Ertdirung zu Artlkal 9 
und Anhang XXVIII des Zweiten AKP-EWG-Abkommens 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß die folgende 
Erklärung im Anhang des Abkommens über den Beitritt der Repu¬ 
blik Simbabwe zum Zweiten AKP-EWG-Abkommen Gültigkeit 
behält; 

.Unter Berücksichtigung von Artikel 9 des Zweiten AKP-EWG- 
Abkommens uttd der Erklärung im Anhattg XXVIII zu jenem 
Abkommen anerkennt die Gememschaft und erklärt die Regie¬ 
rung von Simbabwe folgendes: 

- Wird irgendeine Änderung des Zolltarifs von Simbabwe und 
seiner Präferenzvereinbarungen mit einem entwickelten Dritt¬ 
land erwogen, so leitet die Regierung von Simbabwe unverzüg¬ 
lich mit der Gemeinschaft Konsultationen über diese Absichten 
ein. 

- Die Regierung von Simbabwe und die Gemeinschaft konsultie¬ 
ren einander auf Antrag eirter der beiden Parteien unverzüg¬ 
lich, wenn die einem arxferen entwickelten Larxl gewährte 
Präferenzbehandlurtg möglicherweise zu einer weniger günsti¬ 
gen Behandlung der Ausfuhren der Gemeinschaft Anlaß geben 
könnte.“ 


Anhang VIII 

STABEX: 

Gaffleinsame Erkläning 

betreffend daa erste Kalertderlahr der Anwendung 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß das erste Anwen¬ 
dungsjahr des in den Artikeln 186 bis 212 vorgesehenen Systems 
zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse das Kalerrderjahr isL ki dem 
das Abkommen tatsächlich in Kraft tritt. Werwi der Zeitplan für die 
Inkraftsetzung es jedoch erfordert werden alle geeigneten Maß¬ 
nahmen getroffen, um die AnwerxJung des Systems für das erste 
Kaietxfeijahr zu gewährleisten, für das die Umstände es gestat¬ 
ten. 


ex 07 08 20 


Bohnen 
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Internes Abkommen vom 16. Juli 1990 
über die zur Durchführung des vierten AKP-EWG-Abkommens 
zu treffenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfahren 


Die iiT' Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft. nachsteherxi .Vertrag* genannt, und auf 
das am 15. Dezember 1989 hi Lome Unterzeichnete Vierte AKP- 
EWG-Abkommen, nachstehend .Abkommen* genannt, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Vertreter der Gemeinschaft müssen im Rahmen des durch 
das Abkommen vorgesehenen Ministerrats, nachsteherxf .AKP- 
EWG-Ministerrat* genannL gemeinsame Haftungen ehmehmea 
Die Durchführung der Beschlösse, Empfehlungen und Steftung- 
nahmen dieses Rates kann Jedoch Je nach Fal ein Vorgehen der 
Gemeinschaft, ein gemeinsames Vorgehen der MHgiiedstaaten 
oder das Vorgehen eines Mitgliedstaats erforderlich machen. 

Daher ist es für die Mitgliedstaaten erforderlich, die Bedingun¬ 
gen zu präzisieren, unter denen in den unter ihre Zuständigkeit 
fallenden Bereichen die von den Vertretern der Gemeinschaft im 
AKP-EWG-Ministerrat einzunehmenden gemeinsamen Haftun¬ 
gen festgelegt werden. Es obliegt ftmen ferner, in den gleichen 
Bereichen die Maßnahmen zur Durchführung der Beschlüsse, 
Empfehlungen und Stellungnahmen dieses Rates zu treffen, die 
ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten oder das Vor¬ 
gehen eines Mitgliedstaats erforderlich machen könnten. 

Außerdem sollte vorgesehen werden, daß die Mitgliedstaaten 
einander und der Kommission alle zwischen einem oder mehre¬ 
ren Mitgliedstaaten und einem oder mehreren AKP-Staaten 
geschlossenen oder zu schließenden Verträge, Übereinkommen, 
Abkommen oder Vereinbarungen und alle Teile hiervon, die sich 
auf in dem Abkommen behandelte Angelegenheiten erstrecken, 
mitteilen. 

Ferner sind Verfahren vorzusehen, nach denen die Mitgtied- 
staaten die Streitigkeiten beilegen, die sich zwischen ihnen im 
Zusammenhang mit dem Abkommen ergeben könnten; 

nach Anhörung der Kommission - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Artikel 1 

(1) Die gemeinsame Haftung, welche die Vertreter der Gemein¬ 
schaft im AKP-EWG-Ministerrat einzunehmen haben, wenn sich 
dieser mit unter die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallenden 
Fragen befaßt, wird vom Rat nach Anhörung der Kommisskxi 
einstimmig festgelegL 

(2) Wenn der AKP-EWG-Ministerrat beabsichtigt, dem im 
Abkommen vorgesehenen Botschafterausschuß gemäß Arti¬ 
kel 345 des Abkommens die Befugnis zu übertragen, ki den unter 
die Zuständigkeit der MitgKedstaaten fallenden Bereichen 
Beschlüsse zu fassen, Empfehlungen auszusprechen oder Stel¬ 
lungnahmen abzugeben, vM die gemeinsame Haltung vom Rat 
nach Anhörung der Korhmission einstimmig festgelegt. 

(3) Für die Festlegung der gemeinsamen Haltung der Vertreter 
der Gemeinschaft im Botschafterausschuß gilt Absatz 1 ent¬ 
sprechend. 


Artikel 2 

(1) Zur Durchführung der Beschlösse urxf Empfehlungen des 
AKP-EWG-Ministerrats In den unter die Zuständigkeit der Mit¬ 
gliedstaaten fallenden Bereichen erlassen diese entsprechende 
Vorschriften. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Beschlüsse und Empfehlungen, die 
der Botschafterausschuß nach Maßgabe des Artikels 346 des 
Abkommens gefaßt oder ausgesprochen hat 

Artikel 3 

Aile zwischen einem oder mehreren Mi^iedstaaten und einem 
odeir mehreren AKP-Staalen geachfoseenen oder zu schNeeende 
Verträge, Übereinkommen. Abkommen oder Vereinbarungen 
jeder FOrm oder Art und ale Tele hiervon, dto sich auf bi dem 

Abkommen behandelte Angelegenheiten erstrecken, werden von 
dem oder den betreffenden Mitgliedstaaten unverzüglich den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mitgeteilt. 

Auf Antrag eines Mitgfiedstaats oder der Kommission berät der 
Rat über die auf diese Weise milgeteiften Texte. 

Artikel 4 

(1) Jeder Mitgliedstaat, der - auch vor Inkrafttreten dieses 
Abkommens - mit einem AKP-Staat einen Vertrag, ein Überein¬ 
kommen. ein Abkommen oder eine Vereinbaoing zur Förderung 
und zum Schutz von Investitionen geschlossen oder sich an 
einem solchen Vertrag, Übereinkommen, Abkommen oder einer 
entsprechenden Vereinbarung beteiligt hat, teilt den betreffenden 
Wortlaut so bald wie mögnch dem Generalsekretariat des Rates 
mit, das die anderen Mitgnedstaaten und die Kommission davon 
untenichtet. 

(2) Jeder MitgliedstaaL der die Absicht hat mit einem AKP- 
Staat einen Vertrag, ebi Übereinkommen, ein Abkommen oder 
eine Vereinbarung zur Förderung und zum Schutz von Investitio¬ 
nen zu schlieBen oder sich an einem solchen Vertrag, Überein¬ 
kommen, Abkommen oder einer entsprechenden Vereinbarung 
zu beteiligen, kann die anderen Mitgliedstaaten und die Kommis¬ 
sion über das Generalsekietariat des Rates davon unterrichten. 

(3) Auf Antrag jedes Mitgfiedstaats, der ein Interesse daran hat, 
kann aufgrund der bi den Absätzen 1 und 2 genannten Mitteitun¬ 
gen ebi Gedankenaustausch bn Rat stattfirxlen. Der Mitgliedstaat, 
der Verhandlungen aufgenommen hat die Gegenstand ebies 
solchen Gedankenaustausches waren, teilt den anderen Mitgfied- 
staaten und der Kommission Ober das Generalsekretariat des 
Rates die zu deren Unterrichtung rKitwendigen zusätzlichen 
Angaben mit. Nach Abschluß der Verhandlungen teilt er unter 
denselben Bedingungen den paraphierten Wortlaut der sich hier¬ 
aus ergebenden Überebikunft mit 

Artikel 5 

Hält ebi Mitgliedstaat bi Berewhen, die unter rfie Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten fallen, die Anwendung des Artikels 352 des 
Abkommens für erforderlich, so konsultiert er vorher die anderen 
Mitgliedstaaten. 

Hat der AKP-EWG-Mbiisterrat zum Vorgehen des bi Absatz 1 
genannten Mitgfiedstaats Stellung zu nehmen, so entspricht die 
Haltung der Gemeinschaft der des betreffenden Mitgliedstaats, es 
sei denn, daß die im Rat vereinigten Vertreter der Regieoingen 
der Mitgliedstaaten etwas anderes beschließen. 
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Artikel 6 

Streitigkeiten, die sich zwischen Mitgliedstaaten im Zusammen¬ 
hang mit dem Abkommen, den ihm beigefOgten Protokollen sowie 
den zur Durchführung des Abkommens Unterzeichneten internen 
Abkommen ergeben, werden auf Antrag der betreibenden Partei 
dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften nach Maß¬ 
gabe des Vertrages und des Protokolls Ober die Satzurrg des 
Gerichtshofes im Anhang zum Vertrag vorgelegL 

Artikel 7 

Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierurrgen der Mitglied¬ 
staaten können dieses Abkommen jederzeit nach Anhörung der 
Kommission ändern oder ergärrzen. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen wird von den einzelnen Mitgliedstaaten 
nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften geneh¬ 


migt. Die Regierungen der einzelnen Mitgliedstaaten notifizieren 
dem Generalsekrefariat des Rates, daß die für das Inkrafttreten 
dieses Abkommens erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. 

Dieses Abkommen tritt zum gleichen Zeitpunkt wie das Abkom¬ 
men in Kraft, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt 
sind. Es bleibt für denselben Zeitraum wie das Abkommen 
anwerKfbar. 


Artikel 9 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, 
englischer, französischer, griechischer, italienischer, niederländi¬ 
scher, portugiesischer imd spanischer Sprache ab^faßt, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird bn Archiv 
des Generalsekretariats des Rates hinterlegt; dieses übermittelt 
der Regierung jedes Urrterzeichnerstaats eirte beglaubigte Ab¬ 
schrift. 
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Internes Abkommen vom 16. Juli 1990 

Uber die Finanzierung und Verwaltung der Hilfen der Gemeinschaft im Rahmen 

des vierten AKP-EWG-Abkommens 


Oie im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 

der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeirtschaften - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft, 

in Erwägung rutchsteherKler Gründe: 

kl dem am 15. Dezember 1969 in Lome unietzeichnelan 
Vierten AKP-EWG-Abtommen, nachstehend .<las Abkommen* 

genannt, ist der Gesamtbetrag der Hilfe der Gemeinschaft an <9e 
AKP-Staaten für den Zeitraum 1990-1995 auf 12 000 Millionen 
ECU festgesetzt worden. 

Die kn Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied¬ 
staaten Skid Oberekigekommen, den Betrag der Hkfe zu Lasten 
des Europäischen EntwiddungsforKts und zugunsten der über¬ 
seeischen Länder und Gebiete, auf die der vierte Teil des 
Vertrags anwendbar ist - nachsteherxf .Länder und Gebiete* 
genannt - auf 140 Millionen ECU festzusetzen. Ferner ist vorge¬ 
sehen, daß die Europäische Investitionsbank - nachstehend .die 
Bank* genannt - aus eigenen Mitteln einen Betrag von 25 Millio¬ 
nen ECU für die Länder und Gebiete bereitsteltt. 

Oie für die Anwendung dieses Abkommens verwendete ECU ist 
definiert kl der Verordnung (EWG) Nr. 3180ff8 des Flates, geän¬ 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1971/B9, oder gegebenen¬ 
falls kl einer späteren Verordnung des Rates zur Festlegung der 
Zusamlnensetzung der ECU. 

Im Hinblick auf die Durchführung des Abkommens und des 
Beschlusses betreffend die Länder und Gebiete - nachstehend 
.Beschluß* genannt - ist es angebracht, einen 7. Europäischen 
Entwicklungsfonds zu schaffen und die Einzelheiten der Ausstat¬ 
tung dieses Fonds sowie die Beiträge der Mitgliedstaaten hierzu 
festzulegen. 

Es ist angezeigt die Verwaltungsvorschriften für die fkianzieHe 
Zusammenarbeit das Verfahren für die Planung, Prüfung und 
Billigung der Hilfen sowie die Ekueltieiten für die Kontrolle der 
Verwendung der Hilfe festzuiegen; 

Es ist angezeigt, einen Ausschuß aus Vertretern der Regierun¬ 
gen der Mitgliedstaaten bei der Kommission und einen gleichen 
Ausschuß bei der Bank einzusetzen. Es ist notwendig, die Arbeit 
der Kommission und der Bank zur Anwendung des Abkommens 
urxf der entsprecherxJen Bestimmungen des Beschlusses ki Ekv 
klang zu bringen. Es ist deshalb wünschenswert, daß der Aus¬ 
schuß bei der Kommission und der Ausschuß bei der Bank soweit 
irgend möglich dieselbe Zusammensetzung aufweisen. 

Der Rat hat am 5. Juni 1984 und am 16. Mai 1989 Entschließun¬ 
gen über die Koordinierung der Kooperationspolitiken urxf -maß- 
nahmen innerhalb der Gemeinschaft angenommen; 

nach Anhörung der Kommission - 

sirKl wie folgt übereingekommen: 


Kapitel I 


Artikel 1 


(1) Die Mitgliedstaaten errichten einen 7. Europäischen Ent- 
wickhingsfotxfs (1990) - nachstehetxf .Forxfs* genannt. 


(2) a) Der Forxls wird trrit einem Betrag von 10940 Millionen 
ECU auagestatlaL der von den l^tgliedstaaten wie folgl finanziett 
wkd; 

Belgien 


Dänemark 

Bundesrepublik Deutschland 

Griechenlaixf 

Spanien 

Frarrkreich 

Irlarxf 

Italien 

Luxemburg 

Niederlarxie 

Portugal 


433,234 MilfionenECU 
227,032 Millionen ECU 
2 840,480 Millionen ECU 
133,920 Millionen ECU 
644,999 MilfionenECU 
2 665,892 Millionen ECU 
60,0325 Millionen ECU 
1 417,772 Millionen ECU 
20,7385 Millionen ECU 
609,120 Millionen ECU 
96,140 Millionen ECU 
1 790,640 Millionen ECU 


Vereinigtes Königreich 

b) Der in Buchstabe a genannte Schlüssel kann vom Flat im 
Falle des Beitritts eines neuen Staates zur Gemeinschaft ein¬ 
stimmig geärxfert werden. 


Artikei 2 

(1) Der in Artikel 1 genannte Betrag wird wie folgt aufgeteilt: 

a) 10800 Mflfionen ECU für die AKP-Staaten, davon: 

i) 7995 Millionen ECU in Form von -Zuschüssen, davon 
1150 Millionen ECU speziell für die Förderung der Struk¬ 
turanpassung, 

k) 825 Millionen ECU ki Form von Risikokapitai, 

iü) 1500 Millionen ECU in Form von Transfers nach Titel II 
Kapitel 1 des dritten Teils des Abkommens, 

hr) 480 Millionen ECU in Form der tjesonderen Fman- 
zierungsfazilHät nach Titel II Kapitel 3 des dritten Teils 
des Abkommens; 

b) 140 Millionen ECU für die Läixfer urxf Gebiete, davon: 

i) 106,5 Millionen ECU kl Form von Zuschüssen, 

ii) 25 Millkxren ECU kl Form von Risikokapital, 

Hi) 2,5 Millionen ECU kl Form der besonderen Finanzie- 
rungsfazilität gemäß dem Beschluß Ober die Bergbau¬ 
erzeugnisse, 

hr) 6 Millionen ECU kl Form von Transfers für die Länder urxf 
Gebiete gemäß dem Beschluß über das System zur 
Stabilisierung der Ausfuhrerlöse. 

(2) Tritt ein Land oder Gebiet nach Erlangung der Unabhängig¬ 
keit dem Abkorrwrien bei, so werden die Beträge nach Absatz 1 
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Buchstabe b Ziffern i, ii und iü durch einstimmigen BeschluB des 
Rates auf Vorschlag der Kommission herabgesetzt und die 
Beträge nach Absatz 1 Buchstabe a entsprechend erhäht. 

In diesem Falle erhält das betreffende Land weiterhin die in 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer iv vorgesehene Zuweisung, jedoch 
nach den Verwaltungsregetoi des Titels II Kapitel 1 bn dritten Teil 
des Abkommens. 

Artikel 3 

Zu dem in Artikel 1 festgesetzten Betrag kommen Darlehen bis 
zu 1225 Millionen ECU, welche die Bank zu den von ihr gemäß 
ihrer Satzung festgelegten Bedingungen aus Eigenmitteln ge¬ 
währt. 

Diese Darlehen sind für folgende Zwecke bestimmt: 

a) bis zu 1200 Milfionen ECU fOr Finanzierungen in den AKP- 
Staaten, 

b) bis zu 25 Millionen ECU für Finanzierungen In den Ländern 
und Gebieten. 

Artikel 4 

FOr die Finanzierung der in Aitarel 235 des Abkommens und in 
den entsprechenden Besti m m u n g en des Beschlusses gerwmnten 
ZinsvergOtungen wkd ein Höchstbatrag von 280 Milfionen ECU 
aus den in Artfirel 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i genannten 
Zuschüssen ur>d ein Höchstbetrag von 6 Millionen ECU aus den in 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannten ZuschOssen 
vorgesehen. 

Der bei Ablauf des Zeitraums fOr die Gewährung der Darlehen der 
Bank nicht gebundene Teil dieses Betrags fließt wieder den für 
Zuschüsse vorgesehenen Mitteln zu', aus derten sie stammen. 
Der Rat kann auf Vorschlag der Kommissioit, der bn Ebivemeh- 
men mit der Bank erstellt wird, einstimmig eine Aufstockung 
dieses Höchstbetrags beschließen. 


Artikel 5 

Alle Finanzgeschäfte zugunsten der AKP-Staaten sowie der 
Länder und Gebiete hi Übereinstimmung mit dem Abkommen und 
dem Beschluß werden nach Maßgabe dieses Abkommens zu 
Lasten ries Frxids abgewickelt; ausgenommen hiervon sind Dar¬ 
lehen, wek^ die Bank aus ihren Eigenmitteln gewährt. 

Artikel 6 

(1) Die Kommission legt jährlich unter Berücksichtigung der 
Vorausschau der Bank für die Maßnahmen, deren Verwaltung sie 
wahmimmL den Zahlungsansatz für das folgende Haushaltsjahr 
sowie den FäHigkeilsplan für den Abruf der Beiträge fest und teilt 
sie dem Rat vor rlem 1. Oktober mIL Der Rat be sc hlie ß t darüber 
mit der bl Artikel 21 Absatz 4 vorgesehenen guafifizierten Mehr¬ 
heit Die Ebizeflielten für dto Zahlung der Beiträge durch die 
Mitgliedstaaten sbid bi der bt Artikel 32 vorgesehenen Finanz¬ 
regelung festgelegt. 

(2) Die Kommission fügt dem jährlichen Beitragsansatz, den sie 
dem Rat unterbreiten muß, ihre Ausgabenvoranschläge - ein¬ 
schließlich derjenigen zu den vorhergehenden Abkommen - für 
jedes der vier Jahre bei, die auf das Jahr folgen, auf das sich der 
Abruf der Beiträge bezieht 

(3) Reichen die Beiträge nicht aus, um den tatsächlidien Bedarf 
des Fonds bn Laufe des betreffenden Haushaltsjahres zu decken, 
so legt die Kommission dom Rat Vorschläge für zusätzlicho 
Zahlungen vor; der Rat befindet hierüber so rasch wie möglich mit 
der in Artikel 21 Absatz 4 vorgesehenen qualifizierten Mehrheit. 

Artikel 7 

(1) Der etwaige Restbetrag des Fonds wird bis zur vollständi¬ 
gen Ausschöpfung nach den bn Abkommen, bn Beschluß und bn 
vorliegenden Abkommen vorgesehenen Bestimmungen ver¬ 
wendet. 


(2) Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, auch nach Ablauf der 
Geltungsdauer dieses Abkommens den noch nicht abgen/fenen 
Teil ihrer Beiträge gemäß Artikel 6 und der bi Artikel 32 vor¬ 
gesehenen Finanzregelung zu zahlen. 

Artikel B 

(1) Die Mitgfiedstaaten verpifichtan sich, der Bank gegenüber 
die selbstschuldnerische Bürgschaft für alle finanziellen Verpflich¬ 
tungen zu übernehmen, die sich für fiwe Dartehensnehmer aus 
den Verträgen ergeben, weiche <fie Bank aufgrund von Artficel 1 
des Fbianzprotokolls bn Anhang zum Abkommen und der ent- 
sprecherxlen Beslbnmungen ries Beschlusses als auch gegebe¬ 
nenfalls der Artiksl 104 und 109 des Abkommens über Darlehen 
aus Hiren Eigenmittebi geschlossen hat 

(2) Die bl Absatz 1 genarmle Bürgschaft beschränkt sich auf 
75% ries Gesamtbetrags der von der Bank aufgrurxl sämtficher 
Darlehensverträge bereitgestellten Mittel; sie wird für (Se Deckung 
jeglichen Risikos übernommen. 

(3) Bei den Mitteflibidungen bn Sbine der Artikel 104 und 109 
des Abkommens können die .Mitgliedstaaten unbeschadet der bi 
den Absätzen 1 und 2 genannten Gesamtbürgschaft auf Antrag 
der Bank bi besonderen Fäfien gegenüber dtoser zu ebiem Satz 
von über 75 %, der bis zu 100% der von der Bank bn Rahmen der 
entsprechenden Darlehen s ver trä ge bereitgestellten Mittel gehen 
kann, die Bürgschaft übernehmen. 

(4) Die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aufgrund der 
Absätze 1, 2 urid 3 weiden bi Bürgschaftverträgen zwischen den 
einzelnen Mitgliedstaaten und der Bank niedergelegL 

Artikel 9 

(1) Die an die Bank geleisteten Zahlungen für Sonderdarlehen, 
die den AKP-Staaten und den Ländern und Gebieten sowie den 
französischen überseeischen Departements nach dem 1. Juni 
1964 gewährt worden sind, sowie die Erlöse und Erträge aus den 
nach dem 1. Februar 1971 zugunsten dieser Staaten, Länder und 
Gebiete sowie Departements erfolgten Transaktionen von haften¬ 
dem Kapital stehen den Mitgliedstaaten entsprechend ihrer Bei¬ 
tragsleistung an den Fonds, aus dem diese Beträge stammen, zu, 
sofern der Rat nicht einstimmig auf Vorschlag der Kommission 
beschließt, sie zur Bildung von Reserven oder anderweitig zu 
verwenden. 

Die Provisionen, die der Bank für die Verwaltung der bi Unter¬ 
absatz 1 genannten Darlehen und Transaktionen zustehen, wer¬ 
den vorher bi Abzug gebrachL 

(2) Unbeschadet des Artikels 192 des Abkommens werden die 
Zinseinnahmen aus den Mittebi, die bei 4ien bt Artikel 319 
Absatz 4 des Abkommens genannten beauftragten Zahlstellen bi 
Europa eingezahlt wurden, einem auf den Namen der Kommis¬ 
sion eröffneten Konto gutgeschriebea 

Die Kommission verwendet (fiese Ebinahnien, nachdem der bi 
Artikel 21 genannte EEF-Aussctajß mit (qualifizierter Mehrheit 
Stellung gerKxnmen hat um 

- die aus der Kassenhaltung für den F(xids erwachsenden Ver- 
waltungs' und Finanzkosten zu bestreiten, 

- kurzfristig und für begrenzte Beträge Studien und Gutachten 
vor allem mit dem Ziel erstellen zu lassen, bv analytisches, 
diagnostisches und konzeptkxieaes Potential auf dem Gebiet 
der Strukturanpassungspolitik zu steigern. 


Kapitel H 
Artikel 10 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 22, 23 und 24 wird der Fonds 
unbeschadet der Befugnisse der Bank für die Verwaltung 
bestimmter Beihilfeformen von der Kommission gemäß der in 
Artikel 32 vorgesehenen Finanzregelung verwaltet. 
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(2) Vorbehaltlich der Artikel 28 und 29 werden das Risikokapital 
und die aus dem Fonds finanzierten ZinsvergOtungen von der 
Bank gemäS ihrer Satzung und rtach Maßgabe der in Artikel 32 
vorgesehenen Finanzregelung für Rechnung der Gemeinschaft 
verwaltet. 

Artikel 11 

Die Kommission sorgt für (Se DurchfOhnjng der vom Rat fest¬ 
gelegten Hilfepolitik und der LeWkiien für die vom AKP-EWG- 
Ministerrat gemflß Artikel 32S des Abkommens festgelegte 
Zusammenarbeit bei der Entwiddungsfinaiuierung. 


Artikel 12 

(1) Oie Kommission und die Bank unterrichten einarxier regel¬ 
mäßig Ober die fitnen vorgelegten FinanzierungsantrSge sowie 
Ober die ersten Kontakte, welche die zuständigen Stellen der 
AKP-Staaten, der Lfirtder urxl Gebiete oder anderer BegOnstigter 
der in Artikel 230 ries Abkommens urvl den entsprechenden 
Bestimmungen des Beschlusses vorgesehenen Hilfe vor Einrei¬ 
chung ihrer Antrfige mit ihnen aufgerxxnmen haben. 

(2) Oie Kommission und rfe Bank unlenichlen einander Ober 
den Verlauf der Prüfung dar FinanziatungaanMoa. Sie tauschen 
alle Irrfdrmationen allgemeiner Art aus. um rto Harmonisierung 

der Verwaltungsverfahren und der entwicktungspofitischen Aus¬ 
richtung der Arbeit sowie die Beurteilung der Anträge zu erteich- 
tem. 

Artikel 13 

(1) Die Kommission prOft die Vorhaben und Programme, die 
nach Artikel 233 des Abkommens und den entsprecherxlen 
Bestimmurrgen des Beschlusses fOr eine Finanzierung durch 
Zuschüsse aus dem Forxls in Betracht kommen. 

Die Kommission prüft ferner die Transferanträge, die gemäß 
Titel 11 Kapitel 1 des dritten Teils des Abkommens und den 
entsprechenden Bestimmungen des Beschlusses vorgelegt wer¬ 
den, ebenso wie die Vorhaben und Programme, die für die 
besondere Finanzienirtgsfazilität nach Titel II Kapitel 3 des dritten 
Teils des Abkommerrs und den entsprechenden Bestimmungen 
des Beschlusses in Betracht kommen. 

(2) Die Bank prüft die Vorhaben und Programme, die nach ihrer 
Satzung und gemäß den Artikeln 233 urxl 236 des Abkommens 
sowie den entsprechenden Bestimmungen des Beschlusses für 
eine Finaiuierung durch Darlehen aus ihren Eigenmitteln mit 
Zinsvergütung oder durch Risikokapital in Betracht kommen. 

(3) Die produktionsbezogenen Vorhaben und Programme in 
den Bereichen Irxlustrie, Agro-Induslrie, Fremdenverkehr, Berg¬ 
bau, Energie sowie die damit zusammenhängeiKlen Vorhaben 
und Programme im Verkehrs- und Telekommunicationssektor 
werden der Bank vorgelegt, die prüft, ob sie für eine der von ihr 
verwalteten Hilfen in Betracht kommen. 

(4) Stellt sich bei der Prüfung eines Vorhabens cxler e^s 
Programms durch die Kommisskm oder durch cfie Bank heraus, 
daß dieses Vorhaben oder Programm nicht für eine der von ihnen 
verwalteten Hilfen in Betracht kommt, so übermitteln sie einander 
diese Anträge nach Unterrichtung des etwaigen Begünstigten. 


Artikel 14 

Unbeschadet des allgemeinen Auftrags, den die Bank von der 
Gemeinschaft für cfie Einbeziehung des Kapitals urnl der Zinsen 
der Sonderdarlehen und der Transaktionen im Rahmen der 
besonderen Finanzierungsfazilität der vorhergehenden Abkcxn- 
men erhielt, übernimmt die Kommission für Rechnung der 
Gemeinschaft die finanzielle Abwkhhing der Geschäfte, die in 
Form vcxi Zuschüssen, Transfers oder der besonderen Finanzie- 
rungsfazilKät aus Mitteln des Fcxids getätigt werden; sie leistet die 
Zahlungen nach Maßgabe der in Artikel 32 vorgesehenen Finanz¬ 
regelung. 


Artikel 15 

(1) Die Bank übernimmt für Rechnung der Gemeinschaft die 
finanziele Abwickelung der aus Mitteln des Fexids gewährten Hilfen 
in Form von Risikokapital. Dabei harxJelt die Bank im Namen und 
auf Gefahr der Gemeinschaft. Die Gemeinschaft hat alle daraus 
folgenden Rechte, insbesexidere cfie Rechte eines Gläubigers 
oder Eigentümers. 

(2) Die Bank übernimmt cfie finanzielle Abwicklung der aus 
Bgenmitteln gewährten Darlehen, für cfie ZinsvergOtungen aus 
Mitteln des Fcxxls gezahlt werden. 


Artikel 16 

Zur Erreichung der Ziele des Abkommens im Bereich der 
Investitionsfinanzierung und -lOrderung wird ein bedeutender Teil 
des Risikokapitals zur Förderung vcxi Investiticxien des privaten 
Sektexs, vor allem der kleinen und mittleren Unternehmen, ver¬ 
wendet 

Kapitel lU 

Artikel 17 

<1} Um tfie Kohärenz der Kooperationsmaßnahmen zu gewähr¬ 
leisten und ihre Komplementarität mit den bilateralen Hilfen der 
MitgRedstaaten zu verbessern, übermittett cfie Kcxnmissicxi den 
Mitgliedstaaten und deren Vertretern an Ort und Stelle die Kurz¬ 
beschreibung der Vexhaben, sobald cfie Prüfung des Vorhabens 
beschlossen wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten Obemtitteln ttirerseits der Kommissiext 
regelmäßig cfie fortgeschriebenen AufsteHungen der Entwick¬ 
lungshilfen, die sie gewährt haben oder zu gewähren beabskh- 
tiglen. 

(3) Die Mitgliedstaaten und die Kommission übemnitteln sich 
ebenfalls im Rahmen der Arbeiten des in Artikel 21 genannten 
EEF-Ausschusses die ihnen verfügbaren Daten über die anderen 
bilateralen, regionalen und multilateralen Hilfen, die zugunsten 
der AKP-Staaten gewährt wurden cxler vorgesehen sind. 

(4) Die Bank infcxmierl die namentlich benannten Vertreter der 
Mitgliedstaaten und der Kexnmission regelmäßig und vertraulich 
über die Vexhaben zugunsten der AKP-Staaten, die sie zu prüfen 
beabsichtigt. 

Artikel 16 

(1) Die in Artikel 281 des Abkommens vorgesehene Program¬ 
mierung wird in jedem AKP-Staat unter der Verantwortung der 
Kommission und unter Beteiligung der Bank durchgeführt 

(2) Zur Vorbereitung der Programmienjng nimmt cfie Kommis- 
^ im Benahmen mH den Mügiedstaalen, insbesondere den an 
Ort und Stelle vertretenen Mitgiiedstaaten. sowie in Verbindung 
mit der Bank eine Analyse der wflftschaftlichenlJQe Jedes AKP- 
Staates vex, um die Hindernisse für cfie Entwicklung ermitteln und 
beurteilen zu können, welche Ausrichtungen dementsprechend 
notwendig sind. 

(3) Die in Absatz 2 genannte Analyse betrifft ferner die Sektexen, 
in denen die Gemeinschaft besonders aktiv ist, sowie Sektoren, 
für die ein Antrag auf Unterstützung durch die Gemeinschaft in 
Betracht gezogen werden kann; dabei wird die Interdependenz 
zwischen den Sektoren berücksichtigt und eine eingehende 
Evaluierung der bisherigan Gemehischaflshilfen sowie der dabei 
gesammellen Erfahrungen zugrunde gelegt 

(4) Die in Absatz 2 genannte Analyse erstreckt sich auch auf 
Umfang und Wirksamkeit dar bisherigen oder geptanten gesamt¬ 
wirtschaftlichen oder sektexbezogenen Refexmen des betreffen¬ 
den Staates und auf seinen Fmanzbedarf, um insbescxxlere 
die Durchführung der Bestimmungen von Titel III, Kapitel 2, 
Abschnitt 3 im dritten Teil des Abkexnmens Ober die Unterstützung 
der Strukturainpassungsmaßnahmen zu erlekhtem. 
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(5) Unter Zugrundelegung der in Absatz 2 genannten Analyse 
und der von dem betreffenden AKP-Staat unterbreiteten Vor¬ 
schläge erfolgt ein Gedankenaustausch zwischen diesem Staat, 
der Kommission und der Bank für den in ihre Zuständigkeit 
fallenden Bereich gemäß Artikel 282 des Abkommens, um das 
Richtprogramm für die Gemeinschaftshilfe zu erstellen. 

Artikel 19 

(1) Bevor die Kommissloa die Bank - für den In ihre Zuständig¬ 
keit fallenden Bereich - und der betreffende Staat gemeinsam das 
in Artikel 281 des Abkommens votgeseherte Richtprogramm 
erstellen, bereitet die Kommission mit der Bank für jedes LarKf 
eine Zusammenfassung mit den Eigebnissan der Ptogramn^ 
rungsvorbereiturrg, dem oder den in Betracht gezogenen Schwer¬ 
punktbereichen für die Gemeinschaftshitfe und den geplanten 
Maßnahmen zur Durchsetzur>g der Ziele in diesen Bereichen vor; 
gegebenenfalls wird darin auch die Frage erörtert ob der betref¬ 
fende Staat die Strukturanpassungsmittel in AnspnK:h nehmen 
kann, und ferner die Hilfe der Gemeinschaft in großen Zügen 
skizziert. 

Die Vertreter der Mitgliedstaaten, der Kommission und der Bank 
prüfen dieses Dokumeitt in dem in Artikel 21 genannten EEF- 
AusschuS, um den allgemeinen Rahmen darZüsammanarbaitder 
Gemeinechaft mit jedem AKP-Staat festzulegan und soweit wie 
mögfich die Kohärenz und die Komplementarität der Gemeirt- 
schaftshiHe mit der Hilfe der Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

Möglichst bald nach dieser Prüfur^ legen die Kommission, die 
Bank - für den in ihre Zuständigkeit fallenden Bereich - urKf der 
betrefferKte Staat gemeinsam ein Richtprogramm vor. 

(2) Das Richtprogramm für die Gemeinschaftshitfe für die ein¬ 
zelnen AKP-Staaten wird den Mitgliedstaaten zugeleitet, damit 
eine Erörterung zwischen den Vertretern der Mitgliedstaaten, der 
Kommission und der Bank stattfirKfen kann. Diese Erörterung 
findet auf Antrag der Kommission oder eines bzw. mehrerer 
Mitgliedstaaten statt. 

(3) Die Bestimmungen des Artikels 18 und des vorliegenden 
Artikels über die nationale Programmierung gelten rrrit den ent- 
sprecherKlen Anpassungen für die regionale Programmierung 
unter Zugrurrdelegung von Artikel 160 dos Abkommens. 

Artikel 20 

(1) Die Bestimmungen des Abkommens über die Fördenjng 
von Strukturanpassungsmaßnahmen werden ausgehend von 
folgerxlen Grundsätzen durchgeführt: 

a) Die Kommission beurteilt bei ihrer Untersuchurrg der Lage der 
betreffenden Staaten auf der Grundlage einer Diagnose, die 
anhand der in Artikel 246 des Abkonwnens gerannlen Indika¬ 
toren erstellt wurde, die Reichweite und die Wirksamkeit der 
eingeleiteten oder geplanten Reformen in den unter diesen 
Artikel fallenden Bereichen, insbesondere auf dem Gebiet der 
Währungs-, Haushalts- und Steuerpolitik. 

b) Die Strukturanpassungshilfe ist direkt an Aktionen und Maß¬ 
nahmen zu binden, die der betreffende Staat kn Rahmen einer 
solchen Anpassung durchführt 

c) Die Auftragsvergabeverfahren müssen hinreichend flexibel 
sein, so daß sie auf die in den betreffenden AKP-Staaten 
üblichen Verfahren in Verwaltung und Handel abgestimmt 
werden können. 

d) Vorbehaltlich des Buchstaben c legt jedes zur Förderung der 
Strukturanpassur^ bestimmte Programm das Vergabeverfah¬ 
ren für die Einfuhren und kl diesem Rahmen die Auftragswerte 
für die drei folgerxlen Vetgabeverfahren fest: 

- internationale Ausschreibung; 

- beschränkte Konsultation; 

- freihärxlige Vergabe. 

Was jedoch die Einfuhren des staatlichen urxl halbstaatlichen 
Sektors betrifft, so sind die für öffentliche Aufträge üblichen 
Verfahren anzuwenden. 


e) Auf Antrag des betreffertden AKP-Staats und im Einverneh¬ 
men mit diesem wird der für die Durchführung des Programms 
verantwortlichen AKP-Stelle technische Hilfe bereitgestellt. 

Bei den Verhatxllungen über die technische Hilfe trägt die 
Kommission dafür Sorge, daß diese technische Hilfe die Auf¬ 
gabe übernimmt, 

- die operationefle Durchführung des Programms zu kon¬ 
trollieren; 

- dafür zu sorgen, daß die Einfuhren nach einer möglichst 
umfasserxlen Konsultation der Lieferanten aus EWG urxl 
AKP zu den besten Preis/Leistungsbedingungen vorge- 
txxnmen werden; 

- den Importeuren - soweit es technisch möglich urxl wirt¬ 
schaftlich gerechtfertigt ist -, Ratschläge zu erteilen, wie sie 
ihre Absatzmärkte erweitern können. 

Die technische Hilfe kann den Importeuren gegebenenfalls, 
sofern sie dies wünschen urxl wenn die einzuführerxien Güter 
honxjgen sind, bei der Bündelung ihrer Aufträge behilflich 
sein, damit sie ein besseres Preis/Leistungsverhältnis er¬ 
zielen. 

(2) Die Konwnission unterrichtet die MtgKedstaaten - soweit er¬ 
forderlich, jedoch miixlestans einmal kn Jahr - Ober die Durch¬ 
führung der Hilfsprogramme für rfie Sbukturanpassur^g urxl Ober 
alle Probleme im Zusammenhang mit der Frage der weiteren 
Anspruchsberechtigung. Diese Unterrichtung, der alle für eine 
Beurteilurrg erforderlichen Daten - einschließlich statistischer 
Daten - beigefügt skxl, erstreckt sich insbesondere auf die 
ordtxjtrgsgemäße Anwerxlung des Abkommens, das nrit der für 
die Durchführung des Programms verantwortlichen AKP-Stelle 
geschlossen wurde, einschließlich der Bestimmungen Ober die 
Konsultalionen nach Absatz 1 Buchstabe e zweiter Gedanken¬ 
strich. Anharxl dieser Information, aufgnirxl der Abwicklung der 
Einfuhrprogramme und der Koordinierung mit den übrigen Mittel¬ 
gebern kann der Rat auf Vorschlag der Kommission die in Ab¬ 
satz 1 fesigelegfen Durchfühnjngseinzelheiten dieser Programme 
anpassen. 


Kapitel IV 
Artikel 21 

(1) Bei der Kommission wird für die von ihr verwalteten Mittel 
des Fotxls ein Ausschuß aus Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten, .EEF-AusschuB* genannL eingesetzt 

Den Vorsitz in dem EEF-Ausschuß führt ein'Vertreter der Kom¬ 
mission; die Sekretariatsgeschäfte werden von der Kommission 
wahrgenommen. 

Ein Vertreter der Bartk nimmt an den Arbeiten des Ausschusses 
ten. 

(2) Der Rat beschließt einstirrxnig die Geschäftsordrxjng des 
EEF-Ausschusses. 

(3) Die Stimmen der Mitgliedstaaten im EEF-Ausschuß werden 


wie folgt gewogen: 

Belgien 8 

Dänemark 5 

Burxlesrepublik Deutschland 52 
Griechenland 4 

Spanien 13 

Frankreich 49 

Irtand 2 

Italien 26 

Luxemburg 1 

Niederlande 12 

Portugal 3 

Vereinigtes Königreich 33 
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(4) Oer EEF-AusschuQ gibt seine Stellungnahme mit einer 
qualifizierten Mehrheit von 133 Stimmen ab, die die Zustimmung 
von mindestens sechs Mitgliedstaaten zum Ausdruck bringt 

(5) Die in Absatz 3 vorgesehene Wägung der Stimmen und die 
in Absatz 4 genannte qualifizierte Mehrheit können in dem in 
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b genannten Fall durch einstimmi¬ 
gen Beschluß des Rates geändert werden. 

Artikel 22 

(1) Oer EEF-Ausschuß konzentri^ seine Arbeitan auf die 
wesentlichen Probleme der Zusammenarbeit mit jedem einzeirten 
Land und bemüht sich kn Hinblick auf die angesirebto Kohärenz 
und Komplementarität um eine artgemessene Koordinierurtg der 
Konzepte und Maßnahmen der Gemeinschaft und ttver Mitglied¬ 
staaten. 

(2) In den Aufgabenbereich des EEF-Ausschusses fallen: 

- die Prograntmierung der GemeinschaftshHfe, 

- die Kontrolle der Abwicklung der Gemeirtschaftshilfe, 

- der Entscheidungsprozeß. 

Artikel 23 

Im Rahmen der Programmierung zielt die PrOKmg gemäfi 

Artikel 19 darauf ab, zu dem wünschenswerten Konserts zwi¬ 
schen der Kommission urtd den MKgliedstaaten zu gelartgen. 
Diese Prüfung erfolgt kn EEF-Ausschuß und erstreckt sich 

- auf den aHgemeirten Bahnten der Zusammenarbeit der 
Gemektschaft mit jedem AKP-StaaL kisbesortdera auf den 
oder die kt Betracht gezogenen Schwerpurtktberaiche und die 
MaßrtahtTtett, durch die die Zielvorstelluttgen für diese Bereiche 
durchgesetzt werden sollen, sowie die kt Aussicht gertomnte- 
nen allgemeinen Leitlinien für die Durchführurtg der regkxtalen 
Zusammenarbeit; 

- auf die Kohärenz und die Komplerrtentarität der Gemein¬ 
schaftshilfe mit der Hilfe der Mitgliedstaaten. 

Solite sich der in Unterabsatz 1 genannte Konsens nicht erzielen 
lassen, so gibt der Ausschuß auf Antrag eines Mitgliedstaates 
oder der Kommission seirte Stellurtgnahme nach Maßgabe des 
Artikels 21 mit qualifizierter Mehrheit ab. 

Artikel 24 

Zum Punkt Kontrolle der Durchführung der Zusammertarbeit 
werden im EEF-Ausschuß erörtert: 

- die entwicklungspolitischen Probleme und alle allgemeinen 
Probleme kn Zusammenhang mit der Durchführung der ver¬ 
schiedenen Vorhaben oder Programme, cfie aus den von der 
Kommission verwalteten Mitteln firtaruieit werden, wobei <Se 
Erfahrungen und Maßnahmen der Mitgliedstaaten berück¬ 
sichtigt werden; 

- das KoruepL das die Gemeinschaft urtd tve Mit(^Mstaaton 
der Strukturanpassungshilfe für die betreffertden Staaten 
zugrunde legen; 

- die Prüfung gegebenenfalls nötiger Ändervmgen und An¬ 
passungen der Richtprogramme und Strukturanpassungs- 
hitfen. 

- eine HalbzeHüberprüfung, rfie von der Kommission bei Pro¬ 
grammen im Zusammenhang mit der Programmierung oder bei 
entsprechendem Antrag vom Ausschuß bei der Genehmigung 
von Vorschlägen vorgenommen wird; 

- Evaluieruttgen der Gentekischaftshilfen, wertn sie Fragen kn 
Zusammenhang mit der Arbeit des Ausschusses aufwerfen. 

Artikel 25 

(1) Zum Punkt Entscheidungsprozeß nimmt der EEF-Ausschuß 
mit der qualifizierten Mehrheit nach Artikel 21 zu folgendem 
Stellung; 


a) zu der Frage, ob die AKP-Staaten die Mittel für die Struktur¬ 
artpassungshilfe kt Anspruch nehmen können - außer in den 
Fällen, kt derten dieser Artspruch gemäß Artikel 246 Absatz 2 
des Abkommens automatisch besteht, 

b) zu den Rrtartzierungsvorschlägen für Vorhaben und Pro¬ 
gramme kn Wett von mehr als 2 Mio. ECU rtach eittem schrift¬ 
lichen Verfahren oder nach ektem normalen Verfahren, des¬ 
sen Berfirtgurtgen und Einzeiheiten kt der Geschäftsordnuttg 
nach Artikel 21 Absatz 2 fesigelegt werden, 

c) zu den Rrtanzierurtgsvorschiagen für eirte StrtJkturartpas- 
sungshiKe oder zur Anwertdung der besortderen Fiitanzie- 
rongsfazilität (SYSMIN), urtabhärtgig davon, wie hoch der 
jeweilige Betrag 

d) zu den FvtanzierungsvorscNägen, die regelmäßig gemäß 
Artikel 9 Absatz 2 (Verwertdurtg der Zinsen) urtterbreitet 
werden. 

(2) Die Kommission ist befugL Maßttahmen kn Wert von weni¬ 
ger als 2 Mio. ECU Ohrte Anhörung des EEF-Ausschusses zu ge¬ 
nehmigen. 

(3) Oie Fktartzierurtgsvorschläge geben ktsbesortdere Auskunft 
über den Zusammenhartg zwischen Vorhaben urtd AkUortspro- 
grantmen urtd C r tt wi d dun g aau s sichlen des oder der betreffenden 
Länder eowie über ihre Oberektadmntung mit den von der 
Gemeinschaft unterstützten sektorbezogerten oder gesamtwirt- 
schaftkcheh Politiken. Sie geben Aufschluß über die Verwendung 
früherer GemeirtschaftshiKen an diese Uktder für den gleichen 
Sektor; soweit vorhanden wird die Evaluierung der einzeirten 
Vorhalt für den betreffertden Sektor beigefOgL 

(4) Zwecks Beschleurtigurtg der Verfahren können die Rnanzie- 
rortgsvorscNäge Globalbeträge betreffen, sofern es um folgertde 
Bereiche geht: 

a) Ausbildung; 

b) Kleinstvorhaben; 

c) Absatzförderung; 

d) Maßrtahmenbündel begrenzten Umfangs in eirtem bestimm¬ 
ten Sektor; 

e) technische Zusammenarbeit. 


Artikel 26 

(1) Beantragt der EEF-Ausschuß wesentliche Ärtderurtgen 
eines Vorschlags rtach Artikel 25 Absatz 1 oder wurde dieser 
Vorschlag nicht befürworteL so konsultiert die Kommission die 
Vertreter des oder der betrofferten AKP-Sta^en. 

Nach dieser Kortsuftation teilt dw Kommisäon den Milgliedstaaten 
auf der nächsten Sitzung des EEF-Ausschusses die KortsuHa- 
bortsergebrtisse mä. 

(2) Nach der kt Absatz 1 gertaitrtten Konsultation kartn die 
Kommission dem EEF-Ausschuß auf ekter folgertden Sitzung 
ekten überarbeiteten oder ergänzten Fktartzierungsvorschlagvor- 
legert. 

(3) Bleibt der EEF-Ausschuß bei seiner ablehrtenden Stellung¬ 
nahme, so unterrichtet die Konvnisskxt den oder die betreffenden 
AKP-Staaten, die beantragen können, daß 

- das Problem kn AKP-EWG-Ministerausschuß erörtert wird, der 
kl Artikel 324 des Abkommens vorgesehen ist und nachste¬ 
hend „Ausschuß für Zusammenarbeit bei der Entwicklungs- 
Ikianzierung* genannt wird; 

- sie von den beschlußfaseeixlen Organen der Gemeinschaft 
nach Artikel 27 Absatz 2 gehört werden. 


Artikel 27 

(1) Die Vorschläge nach Artlrel 25 Absatz 1 werden der 
Kommission mit der Stellungnahme des EEF-Ausschusses zur 
Beschlußfassung vorgelegt. 
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(2) Beschließt die Kommission, von der Stellungnahme des 
EEF-Ausschusses abzuweichen oder hat dieser einen Vorschlag 
nicht befürwortet, so muß sie den Vorschlag entweder zurück- 
ziehen oder so bald wie möglich dem Rat vorlegen, der unter den 
gleichen Abstimmungsbedingungen wie der EEF-Ausschuß irwier- 
halb einer Frist, die hi der Regel zwei Monate nicht Obersetveiten' 
darf, beschließt. 

In letzterem Fall kann, wenn es um FmaruieningsvorscMage 
geht, der betreffende AKP-Staat, sofern er nicht beschüeflt, den 
Ausschuß für Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung 
zu befassen, dem Flat gemäß Artikel 289 Absatz 3 des Abkom¬ 
mens vor der endgültigen Entscheidung alle Unterlagen übermit¬ 
teln, die him zur vollständigeren Information des Rates notwendig 
erscheinen, und er kann von dem Präsidenten und den Mitgfie- 
dem des Rates gehört werden. 


Artikel 28 

(1) Bei der Bank wird ein Ausschuß aus Vertretern der 
Regierungen der Mitgliedstaaten - nachstehend ,>Uisschuß 
,Artikel 28'* genannt - eingesetzt. 

Den Vorsitz bn Ausschuß .ArtRcel 28* führt der Vertreter des 
MitgRedstaates, der den Vorsitz bn Rat der Gouverneure der Bank 
hat; die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses werden von der 
Bank wahrgenommen. 

Ein Vertreter der Kommission nimmt an den Arbeiten des Aus¬ 
schusses teil. 

(2) Oer Rat legt die Geschäftsordnung des Ausschusses 
.Artikel 28* einstimmig fest 

(3) Die Stimmen der Mitgfiedstaaten und die qualifizierte Mehr¬ 
heit im Ausschuß werden nach Artikel 21 Absätze 3, 4 und 5 
gewogen bzw. festgestellt. 


Artikel 29 

(1) Der Ausschuß .Artikel 28“ nimmt zu den ihm von der Bank 
unterbreiteten Anträgen auf Darlehen mit Zinsvergütung sowie 
zu den Vorschlägen für eine Finanzierung mit Risikokapital mit 
qualifizierter Mehrheit Stellung. 

Bei der Beratung dieser Vorschläge kann der Vertreter der 
Kommission dartegen, wie diese die Vorschläge beurteilt Diese 
Beurteilung erstreckt sich auf die Übereinstimmung der Vorhaben 
mit der Entwicklungshilfepolitik der Gemeinschaft, den im Abkom¬ 
men festgelegten Zielen der Zusammenarbeit bei der Finanzie¬ 
rung der Entwicklung und den vom AKP-EWG-Minlsterrat fest¬ 
gelegten aügemebien LeiUbiiert 

Oer Ausschuß kann ferner auf Antrag der Bank bzw. ebies oder 
mehrerer Mitgliedstaaten oder mit Zustimmung der Bank allge¬ 
meine oder spezifische Fragen bn Zusammenhang mit den EIB- 
Tätigkeiten bi AKP-Staaten sowie Fragen betreffend die Evalu¬ 
ierungen der Tätigkeiten der Bank gemäß Artikel 30 Absatz 6 
erörtern. 

(2) Die dem Ausschuß „Artikel 28“ von der Bank vorgelegten 
Unterlagen geben insbesondere Aufschluß über den Zusammen¬ 
hang zwischen dem Vorhaben und den Entwicklungsaussichten 
des oder der betreffenden Länder und enthalten gegebenenfalls 
Angaben über die von der Gemeinschaft gewährten rückzahl¬ 
baren Hilfen und den Stand ihrer Beteiligungen wie auch zur 
Verwendung der früheren Hilfen für den gleichen Sektor; soweit 
vorhanden werden die Evaluierungen der einzelnen Vorhaben bi 
besagtem Sektor beigefügt. 

(3) Befürwortet der Ausschuß .Artikel 28“ einen Antrag auf ein 
Darlehen mit Zinsvergütung, so wird der Antrag mit der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme des Ausschusses und gege¬ 
benenfalls der Beurteilung durch den Vertreter der Kommission 
dem Verwattungsrat der Bank unterbreitet, der darüber satzungs¬ 
gemäß beschließt. 


Gibt der Ausschuß keine befürwortende Stellungnahme ab, so 
zieht die Bank den Antrag zurück oder beschließL ihn aufrecht¬ 
zuerhalten. Im letzteren Fall wird der Antrag mit der mit Gründen 
versehenen Stellungnahme des Ausschusses und gegebenen¬ 
falls der Beurteilung durch den Vertreter der Kommission dem 
Verwaltungsrat der Bank unterbreiteL der darüber salzungs¬ 
gemäß beschließL 

(4) Befürwortet der Ausschuß .Artikel 28* ebie vorgeschlagene 
Fnanzietung mit Risikokapital, so wird der Vorschlag dem Ver¬ 
waltungsrat der Bank unterbreiteL der darüber satzungsgemäß 
beschließL 

Gärt der Ausschuß keine befürwortende Stellungnahme ab, so 
unterrichtet die Bank gemäß Artikel 289 Absätze 2 und 3 des 
Abkommens die Vertreter des oder der betreffenden AKP-Staa- 
ten; diese können beantragen 

- daß die Frage im Ausschuß für Zusammenarbeit bei der Ent- 
wickiungsfinaruierung zur Sprache gebracht wbd, oder 

- daß sie von der zuständigen Stelle der Bank angehört werden. 
Nach dieser Anhörung kann die Bank 

- entweder beschließen, diesem Vorschlag nicht stattzugeben, 

- odeir den MHgliedstaaL der im Aussc h uß Artikel 28* den 
Vorsitz führt ersuchen, so bald wie mögich den Rat zu befas¬ 
sen. 

Im letzteren Fall wird der Vorschlag mit der Stellungnahme des 
Ausschusses „Artikel 28* und gegebenenfalls der Beurteilung 
durch den Vertreter der Kommission sowie allen Unterlagen, die 
dem betreffenden AKP-Staat zur vollständigeren Information des 
Rates notwendig erscheinen, dem Rat vorgelegL 

Der Rat beschließt unter den gleichen Abstimmungsbedingungen 
wie der Ausschuß .Artikel 28*. 

Bestätigt der Rat die Stellungnahme des Ausschusses .Arti¬ 
kel 28“, so zieht die Bank ihren Vorschlag zurück. 

Befürwortet der Flat dagegen den Vorschlag der Bank, so leitet 
diese die satzungsmäßigen Verfahren ein. 


Artikel 30 

(1) Die Kommission und die Bank vergewissern sich - jede für 
ihren Zuständigkeitsbereich -, unter welchen Bedingungen die 
von ihnen verwaltete Hilfe der Gemeinschaft von den AKP- 
Staaten, den Ländern und Gebieten oder etwaigen sonstigen 
Begünstigten verwendet wird. 

(2) Die Kommission und die Bank vergewissern sich ferner - 
Jede für ihren Zuständigkeitsbereich - bi enger Verbindung mit 
den verantwortfichen Behörden des oder der betreffenden Län¬ 
der, unter welchen Bedingungen die mit Gemebtschaflshilfe finan- 
zierfen Vorhaben von den Begünstigten genutzt werden. 

(3) Im Rahmen der Absätze 1 und 2 untersuchen die Kommis¬ 
sion urvf die Bank, inwieweit die tai den Artikeln 220 und 221 des 
Abkommens und in den entsprechenden Bestimmungen des 
Beschlusses gesetzten Ziele erreicht wurden. 

(4) Die Bank übermittelt der Kommission regelmäßig alle Infor¬ 
mationen über die Durchführung der mit von ihr verwalteten 
Fondsmitteln finanzierten Vorhaben. 

(5) Die Kommission urxl die Bank unterrichten den Rat nach 
Ablauf des Finanzprotokolls im Anhang zum Abkommen über die 
Einhaltung der bi den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Bedingun¬ 
gen. Der Bericht der Kommission und der Bank enthält außerdem 
ebie Bewertung des Einflusses der Gemeinschaftshilfe auf die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Empfängerfänder. 

(6) Der Rat-wird regelmäßig von dem Ergebnis der von der 
Kommission und der Bank vorgenommenen Evaluierung der lau¬ 
fenden oder abgeschlossenen Vorhaben, insbesondere mit Blick 
auf die angestrebten Entwicklungsziele, unterrichtet. 
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KapKel V 
Artikel 31 

(1) Die Beträge der in Titel II, Kapitel 1 im dritten Teil des 
Abkommens und in den entsprecherrden Bestimmungen des 
Beschlusses genannten Stabex-Transfers werden in ECU aus- 
gedrückt 

(2) Oie Zahlungen erfolgen kt ECU. 

(3) Oie Kommission legt den Mitgfiedstaaten jährlich einen 
zusammenfasserxien Bericht Ober das Funkttonieren des 
Systems zur StabiHsierung der Ausfuhrerfose und Ober die Ver¬ 
wendung der Transfermittei durch die AKP-Staaten vor. 

In diesem Bericht werden insbesondere die Auswirkungen der 
Transfers auf die Entwickturtg der Sektoren, in denen sie verwen¬ 
det wurden, dargelegt 

(4) Absatz 3 gilt auch für die Länder urtd Gebiete. 


Kapitel VI 
Artikel 32 

Die OurchfOhnmgabeat i mttt u nQen zu (Sesam Abkommen wer¬ 
den in einer Finanzregelung festgelegt die der Rat bei Inkrafttre¬ 
ten des Abkommens mit der in Artikel 21 Absatz 4 vorgeseherten 
qualifizierten Mehrheit arthand eines Entwurfs der Kommission 
und nach Anhörung der Bank zu den sie betreffenden Bestimmun¬ 
gen sowie nach Anhörung des gemäß Aithal 206 des Vertrages 
eingesetzten Rechrnrngshofs erläßt 


Artikel 33 

(1) Am Ende eines jeden Haushaltsjahres stellt die Kommission 
die Rechnung des betreffenden Haushaltsjahres sowie die Über¬ 
sicht über das Vermögen und die Schulden des Forxls auf. 

(2) Unbeschadet von Absatz 5 übt der gemäß Artikel 206 des 
Vertrages eingesetzte Rechnungshof seine Befugnisse entspre¬ 
chend der Erklärung zu Artikel 206 des Vertrages auch in bezug 
auf die Geschäfte des Fortds aus. Die Art und Weise, wie der 
Rechnungshof seine Befugnisse ausübt, wird in der in Artikel 32 
vorgesehenen Finanzregelung festgeiegt. 

(3) Oie Entlastung bei der Finanzverwaitung des Fonds wird der 
Kommissicxt vom Europäischen Parlament auf Empfehlung des 
Rates erteilt, der mit der qualifizierten Mehrheit gemäß Artikel 21 
Absatz 4 beschließt. 

(4) Oie Kommissioo steW dem Rechnungshof die Informationen 
entsprechend Artikel 30 Absatz 4 zur Verfügung, damit er (ta aus 
Fondsmitteln geleistete Hilfe anhand von Belegen kontrolfieren 
karm. 

(5) Die Fmanzienjngen aus den von der Bank verwalteten 
Mitteln des Fonds unterliegen den KontroH- und Enttastungsver- 
fahren, die in der Satzung der Bank für aMe von ihr getätigten 


Geschäfte vorgesehen sind. Die Bank übermittelt dem Rat und 
der Kommission jedes Jahr einen Bericht über die Abwicklung der 
Maßnahmen, die aus den von ihr verwalteten Forvlsmitteln finan¬ 
ziert werden. 

(6) Die Kommission erstellt im Einvernehmen mit der Bank die 
Liste der Informationen, die die Bartk ihr in regelmäßigen Abstän¬ 
den übermittelL um ihr cfie Beurteilurig der Bedingungen, unter 
denen die Bank ihr Mandat ausüM, zu ermögfichen und eine enge 
Abstimmung zwischen Kommission und Bank zu fördern. 

Artikel 34 

(1) Oer Restbetrag des Fcxids, der durch das Interne Abkom¬ 
men von 1975 über die Fmaruierung und Verwaltung der Hilfe der 
Gemeinschaft geschaffen wurde, wird weiterhin gemäß dem 
genannten Abkommen und der am 1. März 1960 geltanden Rege- 
king verwaltet 

Der Restbetrag des Fortds, der durch das Inteme Abkommen von 
1979 über cfie Finanzierurtg urvi Verwaltung der Hilfe der Gemein¬ 
schaft geschaffen wurde, wird weiterhin gemäß dem genannten 
Abkcxnmen urtd der am 28. Februar 1985 geltenden Regelung 
venvalteL 

Der Restbetrag des Fonds , der durch das Jnleme Abkommen von 
1985 Ober (fie Finanzierung und Vemrailung der Hilfe der Gemein- 
schafl geschaffen wurde, wird weiterhin gemäß dem gerwtnnten 
Abkommen und der am 28. Februar 1990 geltenden Regelung 
verwaltet. 

(2) Gefährdet nach vofiständiger Verwendung des Restbetra¬ 
ges das Fehlen von Mitteln die .ordnungsgemäße DurchfOhrung 
von Vorhabea die kn Rahmen der in Absatz 1 genannten Fcxxls 
finanziert werden, so kann die Kcxnmission gemäß Artikel 21 
zusätzliche Finanzierungsvcxschläge unterbreiten. 

Artikel 35 

(1) Dieses Abkommen wird von den einzelnen Mitgliedstaaten 
nach ihren verfassungsrechtlichen Vorscrfiriften genehmigt. Die 
Regierungen der einzelnen Mitgliedstaaten notifizieren dem 
Generalsekretariat des Rates der Europäischen Gemeinschaften, 
daß die für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfcxderlichen 
Verfahren abgeschlossen sirxf. 

(2) Dieses Abkommen wird für dieselbe Dauer geschlossen wie 
das Finanzprotokoll im Anhang zum Abkcxnmen. Es bleibt jedoch 
so lange in Kraft, bis die vom Fonds nach dem Abkommen und 
dem genannten Protokoll durchgeführten Finanzierungen voll¬ 
ständig abgewickelt sind. 

Artikel 36 

Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in därtischer, deutscher, 
engRscher, französischer, griechischer, italienischer, niedertän- 
(fischer, poctugiesiacher und spanischer Sprache abgeteBL wobei 
jeder Wcxtiaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv 
des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Gemein¬ 
schaften hinterfegt; dieses übermittelt der Regierurtg jecfes Unter¬ 
zeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift. 
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Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 29. Mai 1990 zur Errichtung der Europäischen Bank 

für Wiederaufbau und Entwickiung 

Vom 19. Dezember 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Paris am 29. Mai 1990 von der Bundesrepublik 
Deutschlarxi Unterzeichneten Übereinkommen zur Errich¬ 
tung der Europäischen Bank für Viriederaufbau und Ent¬ 
wicklung wird zugestimmt Das Übereinkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland aus dem Beitritt zum Übereinkommen 
über die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwick¬ 
lung erwachsen, wird die Bundesregierurrg ermächtigt, 
vom Grundkapital 85 175 (in Worten; Fünfundachtzigtau- 
sendeinhundertfünfundsiebzig) Anteile im Wert von 


851 750 000 ECÜ fm Worten; AchthunderteinurKifünfzig 
Millionen Siebenhundertfünfzigtausend ECU), davon 
59 225,5 Anteile als abrufbares Haftungskapital zu er¬ 
werben. 

Artikel 3 

Die Deutsche Buttdesbank Ist Hinterlegungsstelle für die 
Europäische Bank fOr Wiederaufbau und Entwicklung 
nach Artikel 34 Abs. 1 des Übereinkomfnens. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach Artikel 
62 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


■ Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 19. Dezember 1990 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Finanzen 
Th. Waigel 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 
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The contracting parties, 

CommMed to the furxfamental prirx:ipies of multiparty derixx;- 
lacy, the rule of law. respect for human rights arxf market 
ecorxxnics; 

Recalling the Final Act of the Helsinki Confererx» rxi Security 
arxf Cooperation in Europe, arxf in particular its Dedaration on 
Prirxäpies; 


erfreut über die Absicht der mittel- und osteuropäischen Lärxfer. 
die praktische Umsetzung der Mehrparteierxlemokratie. die Stär¬ 
kung der demokratischen Bnrichtungen. die Rechtsstaatlichkeit 
urxf die Achtung der Menscherxechte zu fürdem. sowie Ober kxe 
Bereitschaft, am Ziel der Marktwirtschaft ausgerichtete Reformen 
durchzuführen; 

kl Anbetracht der Bedeutung einer engen und abgestimmten 
Zusanxnenarbeit in dam BemOhen. den wirtschaftlichen Fort¬ 
schritt der mittel- und osteuropäischen Lftrxler zu fördern, um 
ihren Volkswirtschaften zu mehr kitemationaler Wettbewerbsfä¬ 
higkeit zu verhelfen, sie bei ihrem Wiederaufbau urxf ihrer Ent¬ 
wicklung zu unterstützen urxf dadurch gegebenenfalls Risiken kn 
Zusammenhang mit der Finanzierung ihrer Volkswirtschaften zu 
verringern; 


Welcoming the krtent of Central arxf Eastem European coun¬ 
tries to further the practical Implementation of nxjttiparty democ- 
racy, strengthening denxxxatic kistitutions, the rule of law arxf 
respect for human rights arxf their wiHingness to Implement 
reforms in order to evolve towards market-oriented ecorxxnies; 


Conskfering the knportarx» of dose arxf coordinated Coopera¬ 
tion kl Order to proinote the economic progress of Central and 
Eastem European courrtries Io help their ecorxxnies become 
more intemationaily competitive arxf assist them in their recorv 
stnjction arxf development arxf thus to reduce, where appropriate, 
any risks related to the finarxäng of their ecorxxnies; 
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Les parties contractantes, 

AttacMes aux principes fondamentaux de la ddmocratie plura- 
liste, de l’6tat de droit, du respect des droits de l'homme, et de 
rdconomie de marchd; 

Rappelant l'Acte final de la Conference d'Helsinki sur la sdcutite 
et la coopdration en Europe, et en particulier la Oddaration sur les 
principes: 

Se fdlidtant de l'intention des pays d’Europe centrale et orien¬ 
tale de promouvoir la mise en prattque de la ddmocratie pluraliste, 
en renforpant leurs institutions ddnxxratiques, l'dtat de droit et le 
respect des droits de rhomme, ainsi que leur vokxitd de procdder 
aux rdformes propres ä favoriser la transition vers des doorKxnies 
de marcbd; 

Considdrant l'importance d'une ooopdration dtroite et coordon- 
nde pour promouvoir l'essor dconomique des pays d'Europe 
centrale et orientale, akter leurs dconomies d devenir plus compd- 
titives au plan international, les assister dans leur reconstruction 
et leur ddveloppement et rdduire ainsi, le cas dchdant, les risques 
assodds au financement de leurs dconomies; 


AorosapMBaKxqMecn Ctopohu, 

öyAyHM npMeepxreHbi ocHoeononaraioiqMM npMHqMnaM.MHoro- 
nap-müHofi AeMOKpaTMM, npaeoeoro rocyAapcTBa, ysasKeHtm 
npae MenoBexa h pwhohhoA 9kohommkm; . 

HanoMMHan o xenfaCMHxcKOM 3aKnK>m(TenbHOM axre Coee- 
iqaHMn no deaonacHOCTM m corpyAHMHecrey b Eepone m, b 
MacTHOcTM, o coqepxrauieHCR b hcm /JeKnapaqMM npMHqiinoB; 

npneeTCTeyn HauepeHHe crpaH LleHrpanbHod h Boctohhom 
EB ponb« cnocodcTBOBaTb ocyutecTB/ieHMio na npaicTMKe mhoto- 
r^TMdHOfi ABMOxpaTMH, yxpenneHMo ASMOKpaTMsecKMX mhctm- 
Tyroe, npaeoeoro rocyAapcTsa m ysaxteHHio npae HenoeeKa, a 
TaiOKe MX roTOBHOCTb ocyu^ecTBRRTb pecpopMU c qenbK) nepe- 
xoqa K aKOHOMMKe, opMeHTMpoBaHHod Ha pmhok; 

yMMTbiean eaxtHocTb TecHoro m cxoopAHHi^xiBaHHoro corpy/^- 
HMHecTBa B ffpne aKOHOMHsecKOMy nporpeccy 

crpaH MeHTpantiHoi) m BoctohhoA Eeponbi, oxaaaHMfl oomou^m 

MX aKOHOMMKe B IK>BbltueHMM KOHKypeHTOCnOCOdHOCTM Ha 
MexcAyHapoqHwx puHKax, b peKOHCrpyKqMM m paaBMTMM m tbm 
caMbiM, npM HeodxoAMMOCTM, b CHMxreHMM pMCKOB, cenaaHHbix c 
CbMHaHCMpOBaHMeM MX aKOHOMMKM; 
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überzeugt, daß die Gründung eines multilateralen Finanzinsti¬ 
tuts, das im wesentlichen europäisch urxl bezüglich seiner Mitglie¬ 
der weitgehend international ist, dazu beitragen würde, diesen 
Zielen zu dienen, und eine neue und einzigartige Struktur der 
Zusammenarbeit in Europa schaden würde - 


sind Obereingekommen, hiemiit die Europäische Bank für Wie¬ 
deraufbau und Entwiddurtg Om foigettden als .Bank* bezeichnet) 
zu errichten, die nach Maßgabe folgender Bestimmungen tätig 
wird; 


Kapitel I 

Zweck, Aufgaben urtd Mitgliedschaft 

Artikel 1 

Zweck 

Zweck der Bank ist es, durch Unterstützung des wirtschaftli¬ 
chen Fortschritts und Wiederaufbaus in den mittel- und osteuro¬ 
päischen Ländern, die sich zu den Grundsätzen der Mehrpartei- 
etxtetrtokralie,de8Plutagamusunddef Ma r fctwi r tac h altbakBnrten 
und (fiese amivenden. rlen Übergang zur offenan Marktwirtschafl 
zu begOnstigen sowie die private urxi unternehmerische Initiative 
zu fördern. 

Artikel 2 

Aufgaben 

(1) Um langfristig ihren Zweck zu erfüllen, den Übergang der 
mittel- urxi osteuropäischen Lärxier zur offenen Marktwirtschaft 
sowie die private und unternehmerische Initialive zu fördern, 
unterstützt cfie Bank die Empfängermitgliedländer bei der Durch- 
fühoing struktureller und sektoraler Wirtschaftsreformen ein¬ 
schließlich Beseitigung der Monopole, Dezentralisierung urtd Pri¬ 
vatisierung, um ihren Volkswirtschaften zu voller Integration in die 
intentationale Wirtschaft zu verhelfen, und zwar durch Maßrtah- 
men mit dem Ziel, 

i) mit Hilfe privater urtd sortstiger interessierter Investoren die 
Schaffung, Verbesserung urtd Ausweitung der produktiven, 
wettbewerbsorientierten und privatwirtschaftlichen Tätig¬ 
keit irtsbesondere von Klein- und Mittelbetrieben, zu för¬ 
dern; 

ii) zu dem unter Ziffer i beschriebenen Zweck intärxfisches urtd 
ausländisches Kapital aufzubringen urtd erfahrertes Mana¬ 
gement zu gewinnen; 

iii) produktive Investitiorten einschließlich solcher im Oiertstiei- 
stungs- urtd Finanzsektor und in der damit zusammenhän¬ 
genden Infrastruktur zu Mrdam, «ro dies zur StOtzung der 
privaten urtd unterrtehnterischen Initiative ttotwentfig ist um 
dadurch zur Schaffung eines vom Wettbewerb geprägten 
Umfelds sowie zur Verbesserurtg der ProdcictivitaL des 
Lebensstandards und der Arbeüsbedirtgurtgen beizutragen; 

iv) technische Hilfe bei der Vorbereiturtg, Brtaruierurtg und 
Durchführurtg in Frage kommertder V(xhaben zu leisten, 
wobei es sich um Einzetvorhaban oder solche im Rahmen 
bestimmter Investitionsprogramme hartdebt kam; 

v) die Entwicklung von Kapitalmärkten anzuregen urtd zu 
unterstützen; 

vi) solide und wirtschaftlich gescjrtde Voctiaben zu fördern, an 
denen mehr als ein Empfängermitgliedland bateligl ist; 

vii) im Rahmen ihrer gesamten Tätigkeiten eirte ökoktgisch 
auch langfristig unbedenkfiche Entwicklung zu fördern; 

viii) alle scxtstigen Tätigkeiten auszuOben und alle sonstigen 
Dienste zu leisten, die der Erfüllung dieser Aufgaben förder¬ 
lich sein können. 


Convinced that the establish.ment of a multilateral financial 
institutktn which is European in its basic (haracter and broadly 
international in its membership wcxild help serve these ertds and 
would constitute a rtew and unique structure of ccxtperation in 
Europe; 


Have agreed to estabSsh hereby the European Bartk for Recon¬ 
struction and Development (hereiitafter calied *the Bank”) which 
shall operate in acooniance with the following: 


Chapter I 

Purpose, functions and membership 

Article 1 
Purpose 

kl contributing to economic progress and reconstructicxt, the 
purpose o( the Bank shall be to foster the transition towards open 
market (xiented economies and to pr(xnote private and entre- 
pranetjrial initiative in ttw Central aiKl Eastem European oountries 
oommiUed to and appiying the prindples of multiparty democracy, 
piuralism and market eoorxxnics. 


Article 2 
Functions 

1. To fulfil on a kxig-term basis its purpose of fostering the 
transition of Central and Eastem European oountries towards 
open market-oriented economies and the promotion of private and 
entrepreneurial initiative, the Bank shall assist the recipient 
member cxtuntries to implement structural and sectcxal ecortcxnic 
reforms, induding demonopotization, decentralizatkxi and privati- 
zation, to help their ecoromies beccxrte fully integrated into the 
international ecortomy by measures: 


(i) to promote, thrcxjgh private and other interested Investors, ■ 
the establishmenL hnprovement and expansion of prcxfuc- 
tive, competitive and private sector activhy, in particular 
small and medium sized enterprises; 

(ä) to mobilize domestic and foreign (»pital and experiertced 
management to the end described in (i); 

(iii) to foster prcxkKitve investmenL ktduding in the Service and 
financial sectors. arto in related infrastiuctura where that is 
necessary to support private and entrepreneurial initiative, 
thereby assisting kt making a competitive envirorwnent and 
raisktg productivity, the Standard of living and oonditions of 
labour, 

(iv) to provide te<;hnic;al assistance for the preparation, finartc- 
ing and implementation of relevant projects, whether indi¬ 
vidual or in the (xxitext of specific Investment programmes; 

(v) to stimulate and enccxrrage the development of Capital 
markets; 

(vi) to give support to scxjrxt and economically viable projects 
kivolvirtg rmre than <xte recipient member ccxxttry; 

(vn) to promote kt the full ränge of its aotivities environmentally 
sound and sustainable development; and 

(viii) to undertake such other activities and provide such other 
Services as may further these functions. 
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Convaincues que l'^tablissement d'une Institution finand^re 
multilaterale, europeenne dans son essence et largement Interna¬ 
tionale par sa composition, aiderait ä servir ces objectifs et 
constituerait en Europa une structure nouvelle et tmique de Coo¬ 
peration; 


Sont convenues d'lnstltuer la Baiviue europeenne pour la 
reoonstructlon et le deveioppement (denommee d-aprte la «Bart- 
que>), qul fonctionnera oontormement aux dispositions aulvantes: 


Chapitre Premier 
Object, fonctions, membres 

Articia 1 
Objet 

L'objet de la Barxiue est, en contribuant au progres et & la 
reconstruction economiques des pays d'Europe centrale et orien¬ 
tale qul s'engagent 4 respecter et mettent en pratique les prin- 
dpes de la democratie piuraiista, du pluralisine et da rdoonomie 
de maiche, de fevoriser la transition de ieurs doonomie a vers des 
eoorxxnies de marche, et d'y prorrKXivoir llnitlative privee et 
l'esprit d’entrepmse. 

Article 2 

Fonetlona 

1. Pour remplir ä long terme ses objectifs qul consistent 4 
favoriser la transition des Economies des pays d'Europe centrale 
et orientale vers une äcorxxnie de marchd et 4 y encourager 
l'initiative priv4e et l'esprit d'entreprise, la Banque aide les pays 
membres bdnöficiaires 4 mettre en ceuvre des r6formes 4conomi- 
ques structurelles et sectorielles, y compris celles visant au 
d4mant4lement des monopoles, 4 la d4centralisation et 4 la 
privatisation, propres 4 alder Ieurs 4conomies 4 devenir pleine- 
ment intögrdes 4 l'aoocKxnie Intemationafe', pour ce faire, la 
Banque prend des mesures destindes 4: 

(i) promouvoir, par l'intermädiaire d'investisseurs priv4s et 
d'autres investisseurs int4ress4s, l'dtablissement, l'amölio- 
ration et le d4veloppement des activitös du secteur produc- 
tif, concurrentiel et priv4, et en particulier des petites et 
moyennes entreprises; 

(ii) mobiliser, dans le but döcrft 4 l'alirtöa (i), des capitaux 
nationaux et 4trangers ainsi que des 4quipes de cadres 
exp4riment4s; 

(Hi) favoriser rinvestissentent productif, y oompris dans le sec¬ 
teur des Services et dans le secteur fituncier ainsi que dans 
les hifrastnjctures kxsque oela est n4oessaire pour eoutonir 
l'initiative privde et l'e^xit d'entreprise, aidant 4 la mise en 
place d'un environnement oorxxjnentiel 4 l'amMoradon de 
la productivitd, du niveau de vie et des corxfitiotts de travaH; 

(iv) foumir l'assistance technique pour l'^laboration, le Tinance- 
ment et l'exOcution des projets relevant des objoctifs de la 
Barx^ue, qu'ils soient isol4s ou qu'ils s'inscrivent darts le 
cadre de programmes sp4cifiques d'investissement; 

(v) stimuler et encourager le d4veloppement des march4s de 
capitaux; 

(vi) apporter un soutien aux projets fiables et 4oonomiquement 
vlables int4ressant pkisieurs pays membres b4n4ficiaires; 

(viO promouvoir dans le cadre de l’ensemble de ses acUvHös un 
ddveloppement saHi et durable du point de vue de l'environ- 
nement; et 

(viii) entreprendre toutes autres activit4s et foumir tous autres 
Services' destin4s 4 lui permettre de s'acquitter de ces 
fonctions. 


öyflyviM ybexTAeHbi, mto ynpexTflaeMbiü MHorocropOHHMvi 
(t>MHaHCOBbiit MHCTMTyr, eeponeMCKMit no ceoeMy ocHOBHOMy 
xapaKTepy h lUMpoKo MexrAy^apoAHbiH rx> ceoeMy ^neHCKOMy 
cocraey, noMoxcer AocTM>KeHMio yxasaHMbix qeneA m byAOT 
npeqcraBnflTb coöcm Hoeyio m yHMKanbMyw crpytcrypy corpyAHM- 
MBcrea b Eepone; 

HacToeutHM oornacMnMCb ynpeAMTfa EaponeAcKMft 6aHK 
petcoHCTpyKqMM m pasBMTMS (Aanee W MO HyeMwtt .EaKK*), noto- 
pbtft AS^Byer a cooTeeTcreMM c HtoKeMsnoxwHHbiM: 


Tnasa I 

Ljenb, 4}yHKqMM m nneHCTBO 

CraTbn 1 
Uenb 

Ljenb BaHKa coctomt a tom, HTobfai, bhocm BKnaA e skohomm- 
MecKHM nporpecc m peKOHcrpyKqHio, coAeAcTeoBatb nepexQAy k 
OTK pfatTOft aKOHOMMKe. OpMeHTMpOBaHHOA Ha pbIHOK, a TaKxce 
paSBMTMO saCTHOA N npaAnpMHMMaTeUbCKOA MHMqMaTMBU B 
crpaHax MeKrpanbHoA m BoctomhoA Esponbi, npMsepxceHHbix 
npMHqMnaM MHoronapTMfiHoA abmokpbtmm, nnK>panM3Ma h 

pbIHOMHOM 3KOHOMHKM M npOBOASU^MX MX B JKMSHb. 

CraTbn 2 

0yHKqMM 

1. Adb AocTMxreHMn Ha AonrocpOHHOä ochobb caoeü qe/iM no 
coAe4cTBHK> nepexoAy crpaH IJeHTpa/ibHOM m BoctohhoA 

Eeponbl K OTKPUTOM SKOHOMMKe, OpMBHTMpOBaHHOM HB pbIHOK, M 

no pasBMTMio MacTHoii m npeAnpMHMMarenbCKOH MHMqMaTMBbi 
BaHK OKaauBaer coAeüCTBHe crpaHaM-rwnyMaTennM, MnenaM 
BaHKa B ocyutecTBneHMM crpyiaypHbix m OTpacneBux skohomm- 
MecKMx pecpopM, BK/itosan AeMOHononMsaqMio, AeqeHTpanMaa- 
qMK) M paarocyAapcTBneHMe (npHBaTMsaiiMio), HTObM rwMOHb 
SKOHOMMKe 3TMX CTpaH nOnHOCTbtO BKniOMMTbCS B MMpOByiO 3KO- 
HOMMKy nyreM; 

(i) coAeücTBHn Hepes nacTHux m mmbix saHHTepecoBaHHbix 
HHBBCTopoB HanaxcMBaHMio, coeeptueHCTBOBaHMio m 
pacujHpeHMio npoAyKTMBHoü, KOHKypeHTOcnocobHOA m 
M acTHonpeAnpMHHMaTe/ibCKoA ABerenbHOCTM, b hbctho- 

CTM, MeuibtM M cpeAHMM npeAnpMnTMBM; 

(ii) npMBneHeHMH BHyrpeHHero m HHocrpaHHoro KanMrana, a 
TaiOKe ynpaeneHMecKoro onura Ans AOCTMxreHHn qenM, 
yxasaHHOfi b riywiae (i); 

Cni) COAeÜCTBMR npOAyKTMBHbIM MHBeCTMMIWM, BKTOOHae HHBe- 
cmqMM B c(1)epbi ycnyr H <t)MHaHcoe, M a cooTeeTCTByioiityio 
MHCppacrpyKTypy, KOTAa *TO hboöxoahmo Arie noAABpxcKM 
HacTHoA M npeAnpMHHMarenbCKOit MHMqMaTHBbi, cno- 

COeCTByn TOM CaMbIM OOSABttWO KOHKypeHTHOA CpeAbl M 
rxiBuujeHMto npoHasoAMTe/ibHOCTM TpyAa, ypoBHfl NCMSHM, a 
TBKSKe y/iyntueHMK) ycnosMM TpyAa; 

(iv) OKasaHMB TexHHHecKoro coAeHcTBMn b noAroroBKe, 
(pMHaHCMpoBaHMH M ocyiqecTBneHMM oooTBercTByKxqHX 
npoeicroB, kbk OTAe/ibHbix, tbk m b paMxax cneqMa/ibHbix 
MHBecTMqMOHHMX iiporpaMM; 

(v) CTMMy/iMpoBaHMfl M rKXXAPBHHS paaBMTiui pfaiHKoe KanH- 
Tana; 

(vi) noAAepxocM obocHOaaHHbix m SKOHOMMsecKM MOOHecno- 
codHbix npoetcTOB, a Horopsoc npHMMMaer ysacTMe öonee 
OArioro MneHa-nonyMaTei»; 

(vii) coAeAcTBue eo eceA ceoeA AeerenbHOCTM aKonoTMHecKM 
SAOpOBOMy M ycToAHMBOMy paaBMTvuo; m 

(viii) ocyutacTBneHMfl tbkoA mhoA Aanre/ibHocTM m OKasaHMS 
TBKMx MHbix ycnyr, KOTopsie Moryr cnocoöcTBoeaTb 
BunonHeHMio yxasaHMbix q>yHKqMM. 
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(2) Bei der Ertüllung der in Absatz 1 genannten Aufgaben 
arbeitet die Bank eng zusammen mit allen ihren Mitgüedem sowie 
in einer Weise, die sie nach Maßgabe dieses Clbereinkommens 
als angemessen erachtet, mit dem Internationalen WShrungs- 
foTKfs, der Internationalen Barrk für Wiederaufbau uivf Entwick¬ 
lung, der Irrterrtationaien Finanz-Corporation, der Multilateralen 
Investitions-Gafantie-Agentur und der Organisation für Wirtschaft- 
Rche Zusammenarbeit und Entwicklung; sia arbaitat ferner 
zusammen mit den Vereintan Nationen und daran Sondarorgani- 
sationan sowie sonstigen damit in Beziehung stehenden Gremien 
urxi allen öffentlichen oder privaten Stellen, die sich mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung der mittel- urxl osteuropäischen Län¬ 
der UTKl mit Kapitalanlagen in diesen Ländern befassen. 


Artikel 3 
Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Bank können werden 

i) 1. europäische Länder und 2. nichteuropäische Lärtder, die 
Mitglieder des Intematiortaien Währungsfonds sind; 

iO die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäi¬ 
sche Inve s tIt i ort sb ank. 

(2) Ländsr, die nach Absatz 1 als MHgfieder in Etage kommen, 
aber nicht nach Artikel 61 Mitglieder werden, können zu von der 
Bank festgelegten Bedingurtgen als Mitglieder aufgetXMnmen 
werden, wenn mindestens zwei Orittel der Gouverneure, die rrün- 
destens drei Viertel der Gesamtstinwnenzahl der Mitglieder vertre¬ 
ten, zustimmen. 


Kapitel II 
Kapital 

Artikel 4 

Genehmigtes Stammkapital 

(1) Das ursprüngliche genehmigte Stammkapital beträgt zehn 
Milliarden (10000000000) ECU. Es ist aufgeteilt in eine Million 
(1 000000) Anteile mit einem Nennwert von )e zehntausend 
(10 000) ECU, die nur von Mitgüedem nach Maßgabe des Artikels 
5 gezeichnet werden können. 

(2) Das ursprüngßche Stammkapital ist aufgeteilt in eingezahtte 
Anteile und abrufbare Anteile. Der Gesamtnerviwert der eirrge- 
zahlten Anteile beträgt zunächst drei Milliarden (3000000000) 
ECU. 

(3) Das geriehmigte StammkapiUrf kartn zu dem ZMtpuräd und 
zu den Bedirtgungen, die für ratsam erachtet werden, mit den 
Stimmen von mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, die 
tTWKlestens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
vertreten, erhöht werden. 


Artikels 

Zeichnung von Anteilen 

(1) Jedes Mitglied zeichnet vorbehaltlich der Erfüllung seirter 
gesetzlichen Voraussetzungen Anteile des StammkapitMs der 
Bank. Jede Zeichnung von ursprOngächem genehmigtem Stamm¬ 
kapital erfolgt für eingezahlte und für abrulbare Anteile Im Verhält- 
nis 3 zu 7. Die AnzaN der Antaäe, die von Unterzeichnem täeses 
Übereinkommens, die itach Artikel 61 Mitglieder werden, 
ursprOrtgüch gezeichnet'werden können, ist in Artlage A fest¬ 
gelegt. Die ErstzeichrHing eines Mtgfleds darf nicht weniger als 
100 Anteile betragen. 


2. In carrying out the funcUons referred to in paragraph 1 of this 
Article, the Bank shall work in dose Cooperation with all its 
members artd, in such mariner as it may deem appropriate within 
the terms of this AgreemenL with the International Monetary Fund, 
the International Bank for Reconstruction and Development the 
International Fmance Corporation, the Multilateral Investment 
(kiarantee Agerxqr, arxl the Organisation for Economic Coopera¬ 
tion and DevelopmenL and shall oooperate wHh the United 
Nations and Hs Speda fe ed Agendes and other related bocHes, 
and any enOly, whether public or private, concemed with the 
economic development of, and Investment in. Central and Eastem 
European countries. 


Article 3 
ätembershlp 

1. Membership in the Bank shall be open: 

(i) to (1) European countries and (2) rKxvEuropean countries 
which are members of the International Monetary Fund; and 

(H) to the European Economic Community arxf the European 
Investmerft Bank. 

2. Countries eägble for membership under Paragraph 1 of this 

Artide, which do not become members in accordance with Article 
61 of this Agreement, may be admitted, under such terms and 
coriditions as the Bank may determine, to membership in the 
Bank upon the affirmative vote of not lass than two-thirds of the 
Governors, representing rwt less Ihan three-fouiths of the total 
voting power of the members. 


Chapter II 
Capital 

Article 4 

Authorized capitai stock 

1. The origirral authorized Capital stock shall be ten thousand 
milKon (10,000,000,000) ECU. ft shall be divided into one million 
(1,000,000) shares, havmg a par vakie of ten thousand (10,000) 
ECU each, which shaN be available for subscription only by 
members in accordance with the provisions of Aiiide 5 of this 
Agreement 

2. The original Capital stock shaN be divided into paid-in shares 
arxf caNable shares. The initial total aggregate par value of pakf-in 
shares shall be three thousand million (3,000,000,000) ECU. 


3. The authorized Capital stock may be increased at such time 
arxf under such terms as may seem advisable, by a Vota of not 
less than two-thirds of the Gcwemors, representing not less than 
three-fourths of the total voting power of the members. 

Article 5 

Subscription of shares 

1. Each member shafl subscribe Io shares of the Capital stock of 
the Bank, subject to fulfilment of the menber's legal requirements. 
Each subeoriplion to the original authorized Capital stock shal be 
for pakf-in shares and caHabte shares in the Proportion of three (3) 
to seven (7). The initial number of shares available to be sub- 
scrtoed to by Signatortes to this Agreement which beoome mem¬ 
bers in aooordanoe wHh Articie 61 of this Agreement shall be Ihat 
set forth in Anrtex A. No member shall have an initial subscription 
of less than one hurxfred (100) shares. 
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2. Dans l’exerdce des fonctions mentionndes au paragraphe 1 
du präsent artide, ta Banque travaille en ätroite coopäration avec 
tous ses membres et, de la faQon qui (ui paraltra appropriäe dans 
le respect des dispositions du präsent Acoord, avec le Forxls 
monätaire international, la Banque internationale pour la recons* 
truction et le däveloppeinent, la Sociätä finandäre interrfationale, 
l’Agence multilatärale de garantie des investissefnents et l'Ogani- 
sation de ooopäration et de däveloppentent äoonocniques; eile 
coopdre avec l'Organisation des naOons-unies, ses btstitutions 
spädalisäes et tout autre organisfne oonnexe, ainsi qu'avec toute 
entitä, publique ou priväe, qui serait concemäe par le däveloppe- 
ment äconomique et l'investissement dans les pays d'Europe 
centrale et orientale. 

ArtideS 

Mefflbces 

1. La quaWä de membre peut Atre aocordäe: 

(i) 1) aux pays europäens et 2) aux pays non-europäens qui sont 
membres du Fonds Monätaire International; et 

(ii) ä la Communautä äcotKxntque europäenne et & la Banque 
europäenne d’investissamenL 

2. Les pays li qui la qualtä de membre peut ätre aocordäe 
conformäment au paragraphe 1 du präsent artide, mais qui ne le 
deviennent pas conformäment ä l'artide 61 du präserrt Accord, 
peuvent ätre admis oomme membres, selon des corxlitiorts et 
modalitäs que ta Barxjue peut dätarminer. par döctskxi expresse 
des deux ttere au moins nombre des gouvemeurs, repräsen- 
tant au moins les trois quarts du rxxnbra total des voix attribuäes 
aux membres. 

Chapitre II 
Capital 

Artide 4 

Capital social autorlsä 

1. Le Capital sodal autorisä initial est de dix (10) milliards 
d'äcus. II se divise en un miirion (1 000 000) d'adions d’une valeur 
au pair de dix mille (10 000) 6cus chacune, ces actions ne 
pouvant ätre souscrites que par les membres et contormäment 
aux dispositions de l'artide 5 du präsent Accord. 

2. Le Capital sodal initial se compose d'adions Kbäräes et 
d'adions sujettes ä appel. La valeur totale initiale des adions 
libäräes entiärement s'äläve ä trds (3) milliards d'äcus. 


3. Le Capital sodal autorisä peut ätre augmentä, 4 tout moment 
et datns les oonditions qui paraissent les pKis appropriäes, par un 
vote ä la majoritä des deux tiers au moins du rxxnbre des 
gouvemeurs, repräsentant au moins les trois quarts du nombre 
total des voix attribuäes aux membres. 

Afticle S 

Souscription des actions 

1. Chaque membre, sous räserve de l'accomplissement des 
procädures juridiques, souscrit des parts du Capital de la Banque. 
Chaque so(»cription au Capital social initial autorisä se fait dans la 
Proportion de 3 pour 7 pour les actions Nbäräes et les actions 
sujettes 4 appel. Le nonibre initial d'adions auxquelles peuvent 
souscrire les signataires du präsent Accord qui deviennent mem¬ 
bres conformäment 4 l'artide 61 du präsent Acoord est le rxxr^e 
prävu 4 l'Annexe A. Aucun membre n'effedue de souscription 
initiale infärieure 4 cent (100) adions. 


2. npM BbrrKJiiHeHHM <}>yHKqkiM, yxasaHMbix s nyHicre 1 nacTO- 
fluieA craTbM, Bshk paöOTaer a xecHOM corpyAHMMecree co 
BceMM caoMMM MneftaMH m, b toA rpopue, Kaxyto oh cosrex 
qenecoo6pa3Ho4 b pauKax Hacxonutero CornaureHHn, c Mexvty- 
HapoAHbiM Ba/noxHWM (poH^M, Mexr/tyHapOAHbiM ÖaHKOM 
peKOHcrpyto^ m passuxMe, MextAy^^äpoAHoA (pMHaHcoeoli 
Kopnopä^tefl, MHOtöcropoHHMM areHxcxBOM no rapaKXMpoea- 
HM» KanMTBnoenoxwHMfl m OpraHMsaqMeA SKOHOMMMeocoro 
ooxpyfl HH M O cr u a n paseuxMa, a xaroxe coxpyAHMsaer c OpraHu- 
saqMeA OfiMAMHeHHux HaqMtl m ee cneqHanMsiqxwaHHbiMH 
y^pexvteHMBMM m ApyruMM cooxBexcxeyioutMMH opraHaMM, paBHO 
KBK M c nio6ofi nyöriMHHO-npaBOBOM mom MacxHOä opraHHsaqHed, 
ceeaaHHofi c SKOHOMMMecKMM paasMXMeM m mhbbcxmmmbmh b 
cxpaHax LjsMxpanbHOfl m Bocxohhoü Eeponbi. 

CxaTbe 3 
SiieHCTBO 

1. HnencxBO b EaHxe oxxpfarxo pfm: 

(i) (1) eBponeflcKMX cxpaH m (2) HeeeponencKMx cxpaH, nannio- 
upwcfl KnenaMM MextAynapoAHoro eanioxHoro (pOHAa; m 

(ii) EaponeAcKoro SKOHOMMHecKoro cooöutecxea h EeponeA- 
CKoro MHBecxMqMOHHoro fiaMca. 

2. CxpaHbi, MMeioutMe npaao cxaxb HneHaMu s cooxBexcxBMM c 
nyHKXOM 1 HacxofiuteA cxaxbu, Koxopfaie He cxaHoenxcn nne- 
uaMM cornacHO cxaxbe 61 Hacxomiiero CornauieHMe, Moryx Obm» 
npMHBXbi B HneHbi Ha ycnoBMBX, Koxopbie Moxrex ycxaHOBHXb 
EaHK, eciM sa sxo nporo/xscyex He Menee pp/K xpexeA ynpas- 
iMKxqMX, npeAcraanmouiMx He MeHee xpex MexBepxeA ox oäufero 
KOitHHecTBa ronocoB, na xoxopoe mmbtox npaeo M/ieHbi. 


fnaea II 
Kannran 

CxaxbB 4 

PaspeuiBHHbiA K Bfainycicy aKquonepHMA icanMTaii 

1. nepeoHaMa/ibHbiA paspeuJOHHuA k BbinycKy aiotHOHepHbiA 
•canHxan ycxaHaanHBaexcn b pasuepe p/acsrm MunnHapAoe 
(10 000 000 000) 3KIO. OHAenMXCB naoAHH mh/vimoh (1 000 000) 
BKqHA no Aocaxb xbtcm (10 000) 3KIO KaxrAaa no HOMMHany, 
noAnMcaxfaCB Ha Koxopue Moryx xo/hiko Hnenbi b cooxaexcxBHM c 
ixjnoxreHHBMM cxaxbM 5 HacTOfttqero CornaureHHe. 

2. riepBOHaManbHbiA arotHOHepHbiA KanMxan a^^^xch Ha 
onnaHHBaeMbie aia4HM m skuhh, noArr^xcaiqMe onnaxe no xpe- 
öoeaHH». riepeoHasanbHCM o6^an HOMHHanbHae cyMua 
onnaHHBaeMbix aKqnA oocxaannex xpu MHnnHapAa 
(3 000 000 000) 3KIO. 

3. PaspeujeHHfarA k BwnycKy aiotHOHepHbiA icanMxan EaHxa 
Moxcex 6bm> yeenHHeH b xaKoe speMB m na xskmx ycnoeMBx, 
Koxopbie Moryx 6i>txb npusHaHbi qenecooäpasHbiMM, ecnu sa sxo 
nporonocyex He MSHee Aeyx xpexeA ynpaanniotqHx, npeACxae- 
nnioiiiHX HO MOHee xpex nexBepxeA ox oötqero KonnnecxBa 
ronocoB, na xoxopoe HMetox npaao sneHbi. 

Cxaxbfl 5 

noAHMCKa Ha aiotMM 

1. KaxvibiA HneH noAnMCfaiBaexcB Ha aiatMH atoiHOHepHoro 
Kanvrrana BaHxa npu ycnoBHH BbtnonHeHMB xpeOosaHMA ceoero 
saKOHGABTenbcxBa. Bcfucae noAnHdca na nepBOHasa/tfaHbiA 
paspeureHHbiA k BfainycKy aKquoHepHbiA Kanitxan ocyutecxs- 
mexcB Ha onnasHBaeMbie m noAnexcauiMe onnaxe no xpeOoea- 
HMio aratHH B cooxHouieHHM xpM (3) K OBMH (7). riepBOHaHanbHoe 
KonMHecxBO BKqHA, Ha Koxopbie Moryx noAnHcaxfacn cxopoHbt, 
noAnHcaBUJHe Hacxoeutee CornauieHHe m cxaBuine HnenaMH b 
cooxBexcxBMM co cxaxbeA 61 Hacxonu 4 ero CornaujeHH», ycxa- 
HoeneHO b npMrxsxceHHM A. KaxrAbiA sneH AonxceH nepBonas- 
anbHO noAnncaxbCB ne Menee, hom Ha cxo (100) aKqMH. 
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(2) Die Anzahl der von Ländern, die nach Artikel 3 Absatz 2 als 
Mitglieder aufgenommen werden, ursprünglich zu zeichnenden 
Anteile wird vom Gouvemeursrat beschlossen; iedoch darf keine 
derartige Zeichnung genehmigt werden, die zur Folge hätte, daß 
der von Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft zusammen mit der Europäischen Wirtschaftsgemeirtschaft 
und der Europäischen Investitionsbank gehaltene Teti des 
Stammkapitals unter die Mehrheit des gesamten gezeichrteten 
Stammkapitals abskikL 


(3) Der Gouvemeursrat überprüft das StammkapiUd der Bank 
mindestens alle fünf (5) Jahre. Bei einer Erhöhung dm genehmig¬ 
ten Stammkapitals wird jedem Mitglied ausreichend Geiegertheit 
gegebert, zu vom Gouvemeursrad festgesetzten einheitlichen 
Bedingungen den Teil dm Erhöhungsbetrags zu zeichnen, der 
dem Anteil dm von dem betreffenden Mitglied gezeichneten 
Kapitals am gesamten gezeichneten Stammkapital unmittelbar 
vor der Erhöhung entspricM. Die MitgGeder sind nicht verpflichteL 
sich an der Zeichnung von Erhöhungen des Stammkapitals zu 
beteiligen. 


(4) Der Gouvemeursrat kann vorbehaltlich dm Absatzm 3 auf 
Antrag emm Mitgleds dessen Zeichnungsbetrag erhöhen oder 
ihm von anderen MHgfiedem rächt Obantommene Anteile dm 
genehmiglan Stammkapitals zu t eien; jedoch darf akia derartige 
Erhöhung rächt zur Folgs haben. daS der von MftgHedstaatan der 
Europäischen Wirtachaftsganteinachaft zusammen nät der Eteo- 
päischen Wirtschaftsgemeirtschaft urxf der Europäischen Investi¬ 
tionsbank gehalterte Teil dm Stammkapitals unter die Mehrheit 
dm gesamten gezeichneten Stammkapitals absinkt. 


(5) Die von den Mitgliedern ursprünglich gezeichneten Kapital¬ 
anteile werden zum Nertnwert ausgegebea Weitere Anteile wer¬ 
den zum Nennwert ausgegeben, sofern räcM der Gouvemeursrat 
mit den Stimmen von mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, 
die mirtdestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der MitgRe- 
der vertreten, beschCeSL sie bei Vorfiegen besorxierer Umstände 
zu anderen Bedingungen auszugeben. 

(6) Oie KapHalanteHe dürfen weder verpfändet noch belastet 
werden urvt sirtd rächt übertragbar; ausgenommen sktd Übertra¬ 
gungen auf die Bank nach Kapitel VII. 

(7) Die Hafturtg der MHgReder aus AnteBen ist auf den nicM 
eingezahlten Teil ihrm Ausgabepreism beschräräd. Ein UBiffioü 
haftet rächt aufgrund seiner MtgÜedschaft für Verbindlichkeiten 
der Bank. 

Artikel 6 

Elruahiung der gezeichneten Beträge 

(1) Die Einzahlung der eingezahlten Anteile kn Rahmen dm 
von jedem Unterzeichner diesm Oberekäcommens, der rtach Arti¬ 
kel 61 Mitglied wird, ursprünglich gezeicheten Betrags erioigt in 
fünf (5) Raten von je zwanzig (20) v. H. dm Betrags. Oie erste 
Rats wird von jedem Mitglied binnen sechzig (60) Tagen rtach 
Inkrafttreten diesm Übereink o mmens oder nach Hkitorfegung 
seiner Ratifikations-, Annahma- oder Qenahmigungsuttcunde 
gemftS Artikel 61 gezahll, faRs diese nach dem Inkr a fttreten 
erfoIgL Die restlichen vier Raten werden jeweBs ein Jahr nach 
Fälligwerden der vorhergegangenen Rats fällig und werden vor¬ 
behaltlich der Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen jedm 
Mitglieds eingezahlL 


2. The irätial number of shares to be subscribed to by countries 
which are adrrätted to membership in accordance with paragraph 
2 of Article 3 of this Agreement shall be determined by the Board 
of Governors; provided, however, that no such subscripUon shall 
be authorized wtäch woukf have the effect of reducing the percen- 
tage of Capital stock held by countrim wfäch are membeis of the 
European Economic Commuiäty, together with the European 
Ecoriomic Commuräty and the European Investment Barät, below 
the majority of the total sttoscribed Capital stock. 


3. The Board of Governors shall at intenrals of not more than 
five (5) years review the Capital stock of the Bank. In case of an 
kicrease in the authorized Capital stock, each member shall have 
a reasoitable opporturäty to subscribe, under such uräform terms 
arxf cortditions m the Board of Goverrxxs shall determine, to a 
Proportion of the increase in stock equivalent to the Proportion 
which Hs stock subscribed bears to the total subscribed Capital 
stock inwnediately prior to such mcrease. No member shall be 
obTiged to subscribe to any pari of an increase of capHal stock. 


4. Subject to the provisions of paragraph 3 of this Article, the 
Board of Governors may, at the request of a member, ktcrease the 
sttoscription of that member. or allocate sharm to that member 
wHhin the authorized capHal stock which are not taken up by other 
members; ptovidad, however, that such ktctease shall rtot have 
the effect of reducing the percentage of Capital stock held by 
countrim which are members of the European Ecorwtiäc Com- 
munHy, together wHh the European Ecottomic CommunHy arxi the 
European Invmtment Bank, below the majority of the total sub¬ 
scribed Capital stock. 


5. Sharm of stock inHially subscribed to by members shall be 
issued at par. Other sharm shaH be issued at par uräess the 
Board of Governors, by a vote of not lass fhan two-thirds of the 
Govenxxs, representing not less than two-thirds of the total voting 
power of the members, decides to issue them in special drcum- 
stancm on other tenns. 

6. Sharm of stock shaN rrot be pledged or encumbered in any 
rnanner whalsoever, arvf they shall not be translerabie except to 
the Bank in accordance with Chapter VII of this Agreement 

7. The iatälity of Ihe members on sharm shaM be Hnäted to the 
unpaid portion of Iheir issue pik». No mentoer shaN be liable, by 
raason of Hs membership, for obSgations of the Bank. 


Article 6 

Payment of subscriptions 

1. Payment of the paid-in shares of the amount irutially sub¬ 
scribed to by each Signatory to this Agreemertt, wfäch becomm a 
metTäMT in accordance wtth Artide 61 of this A^eemenL shall be 
made in five (5) instalments of twenty (20) per cent each of such 
amounL The first kistaknent shal be pakf by each member wittän 
sixty (60) days after tha data of the eniry into force of tläs 
AgteamanL or after Ihe dato of deposH of Hs fnstniment of 
ratification, aooeptanoe or approval in accordance wtth Article 61, 
M this lattor is toter than the dato of the entiy kito force. The 
remakäng four (4) kistalmattts shal each beooma due succm- 
sivety one yaar from the dato on wtäch the preceding instalment 
became due and shal each, subject to the legislative require- 
ments of each merräjer, be pakf. 
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2. Le nombre initial d'actions ä souscrice par les pays admis ä 
devenir membres conformöment au paragraphe 2 de l'artide 3 du 
präsent Accord est dätermind par le Conseil des gouvemeurs, 
6 tant entendu, cependanL qu'une teile souscrIption ne peut avoir 
pour effet de ramener le pourcentage d'actions d^tenues conjoin- 
tement par les pays membres de la Communautö öcorxxnique 
europtenne, ia Communautö öconomique europöenne et la Ban- 
que europöenne d’investissement ä moins de la majoritö de la 
totalitö du Capital souscriL 


3. Au moins tous les dnq (5) ans, le Conseil des gouvemeurs 
procöde ä une rövision du Capital sodai de la Banque. En cas 
d'augmentation du Capital sodat autorisö, chaque membre se voit 
offrir, selon les conditions et modalitös uniformes fixöes par le 
Conseil des gouvemeurs, une possibilitö raisonrtable de souscrire 
une fraction de l'augmentation öquivaiente au rapport qui existe 
entre le ixxnbre des actions döjä souscrites par lui et le Capital 
social total de la Banque immödiatement avant l'augmentation. 
Aucun membre n'est tenu de souscrire une fraction quekxxtque 
d'une augmentation de Capital. 


4. Sous röserve des dispositions du paragraphe 3 du prösent 
Article, le Conseil des gouvemeurs peut, ä la demande d'un 
membre, augmenter la pari de ce membre ou allouer ä ce 
membre des parts du Capital social autorisö qui n'ont pas ötö 
souscrites par d'autres membres; mais cetta augmentation ou 
allocalion de parts ne doK pas avoir pour effet de ramener le 
pourcentage d'actions dötenues oortjointement par les pays mem¬ 
bres de la Commurtautö öconomique europöenne, la Commu¬ 
nautö öconomique europöenrte et la Banque europöenne d'inves- 
tissement ä moins de la majoritö de la totalitö du Capital souscrit. 


5. Les actiorts initialement souscrites par les membres sont 
ömises au pair. Les autres €K:tiorts sont ömises au pair ä moins 
que, par un vote ä la majoritö des deux tiers au moins du nombre 
des gouvemeurs, reprösentant au moins les deux tiers du nombre 
total des voix attribuöes aux membres, le Conseil des gouver- 
neurs döcide, dans des drconstanoes particuliöres, d'une sous- 
cription selon d'autres modaRtös. 

6 . Les parts ne doivent ötre ni donnöes en nantissemenL ni 
grevöes xie charges de quelque maniöre que ce soH, ni cödöes, 
sauf ä la Banque dans les corxUtions prövues par le chapitre VII 
du prösent Accord. 

7. La responsabilitö ervxxaue par les membres au titre des 
actions est Imitöe ö la partie non versöe de leur prtx d'ömission. 
Aucun membre ne peuL du fait de sa quaRtö de membre, ötre tenu 
pour responsable des obOgations contractöes par la ^rtque. 

Articie 6 

Palement des souscriptlons 

1. Le paiement des actions Kböröes du Capital initial souscrit par 
les signataires du prösent Accord qui devierment rrtembres 
conformöment aux dispositions de l'artide 61 du prösent Accord 
s'öffectue en dnq (5) versements reprösentant vingt (20) pour 
Cent chacun. Le prämier versement est effectuö par chaque 
membre dans un dölai de soixante (60) jours, soit aprös la date 
d'entröe en vigueur du prösent Accord, soit aprös la data du döpöt 
de srxi Instrument de ratificatioa d'acoeptation, ou d'approbation 
conformöment aux dispositions de l'artide 61, si celui-d intervient 
aprös la date d'entröe eq vigueur. Les quatre versements suivants 
viehnent k öchöance suocessivement le demier Jour de la pöriode 
d'un an qui suit immödiatement l'öchöance pröcödente et sont 
effectuös SOUS röserve des dtspositiorts lögisiatives propres k 
chaque membre. 


2. nepaoHaManbHoe KonMHecreo aKqMä, na KOTopwe flcnxcHW 
rMAOMcaTbcn crpaHbi, npHnnrue e sneHbi a cooTaercTaMM c 
nyHKTOM 2 cTaTbM 3 Hacroniqero CornaiueHMn, otpe/^e/ineTca 
CoaeroM ynpaannKxqHX, npa ycnOBMU, OAHaxo, wro He 
AonycKaTbca TaKoö rK>AnMCKM Ha aKqMM, Koropaa npHBeAer k 
CHM xceHMto npoqeHTHOö fl/onM aKquoHepnoro Karutrana, npuHSA- 
nexcaiqsro crpaHaw-H/ieHaM EaponeAcKoro SKOHOMusecKoro 
ooo6utecTBa coBMecTHo c EaponeAcrawi SKOHOMMsecKUM coo6- 
iqecTBOM M EaponeAcKMM MHaecTMqMOHHbM CaHKOM, Himce 
ypoBHs«, cooTBeTcrayKxqero OonbuiMHcray or o6u(efl cyMMw 
aKMMOHepHoro Kannrana, Ha KOTopbiA ocyutecTarweTcs noA- 
nMCKa. 

3. Coaer ynpaanmxqMx nepecMaipMeaer aKqMOHepHfaiil KanM- 
Tan Banxa He pexce oahoto pasa a iwTb (5) ner. B cnysae 
yae/NtHeHMs pasMepa paspeuieHHoro k aunycKy aKqiwHepHoro 
KanHTana, KaxtAaifl Hnen nonysaer pasyMHy» BOSMOxworrrb 
rrpoMsaecTM noAnucKy Ha eAMHOoöpasHbix ycnoBHSx, ycTanaa- 
nHBaeMbK Cobotom ynpaannHxqMX, na onpeAonoHnyio nponop- 
MMOHanbHy» AOfW> or yae/umeHHa aKqMOHepHoro KafiMrana, 
SKBMBaneHTHyio npoix>pqMOHanbHo(i ppne aKqMö, na Koropbie 
ocyu^ecTanena noAnMcxa, no OTHOUjeHMO k oöuteMy pasMepy 
aKqMOHepHoro Kaiwrana EaHKa, na Koropaifl npoMsaqAuna npA- 
tMCKa, HenocpsACTBeHHO nepeA ytcasaHHbM yaeniMeHMeM. Hm 
PAmh nnoH ho oönsaH npAnMCbiaaibcn Ha loucyio-nMöo sacTb or 
yaenifHeHMn pasMapa aKquoHspHoro learwrana. 

4. npM ycnoBMM coOmoAeHM« nonoxreHMö tiyntcra 3 HacrofliqeM 
craTbM CoaeT ynpaeniiioiqMx woxrer rK> npocböe Kaxoro-nMöo 
HneHa yaenMMHTb cyMuy noAnacKM yxasaHHoro sneHa mom 
pacnpeAenMTb sroMy «meHy, a npsAenax paapeujeHHoro k 
BfaNtycKy aKqMOHepHoro Kanurana, aKqHM, hs npMHrrrbia APy- 
rMMM MnenaMM, npu ycnoaMM, OAHaico, hto raicoe yaeruMeHMe He 
npMBeAer k ooxpaujeHMio npcx^eHTHoA ao/w aKquoHepHoro 
KanMTana, npMHaAnexratqero crpaHaM-MneHaM EaponeAcKOro 
sKOHOMMsecKoro cooöiqecTBa coBMecrno c EBponeöcKMM sko- 
HOMHHeCKMM C 006 u|eCTB 0 M M EBpOnoACKHM MHBeCTMqMOHHblM 
CaHKOM, HMxre ypOBHn, cooTBeTcrayKxqero öo/ibtuHHcray ot 
oöiqeH cyMMbt aKqnoHepHoro KannTeuia, Ha KOTOpbid ocyrqecTB- 
rmercn rwAhMcxa. 

5. AKqMH, Ha KOTopwe nepaoHauanbHo noAnMCWBaiOTCfl 
HneHw, BbinycKaiOTcn no HOMMnany. ßpynm axqMM abinycKaioTcn. 
no HOMMHany, ecna Coaer ynpaB/isKxqHX 6o/ibUjHHCTBOM ne 
MeHee AByx TpreTevi ynpaanntoiqMx, npeAcraBnBKxqMX ne Menee 
Aayx TpereH ot oCujero KO/iMHecraa ronocoa, na KOTopisie 
MMeiOT npaao Mnenbi, ne npHuer peiueHMfl o BsinycKe aKqMö a 
ocoOwx oOcTonrenbCTBax na flpyrm ycnoBMnx. 

6. AicqMM He Moryr 6brTb 3ano)KeHbi m/im oOpeMeneHbi tcaKHM- 
nnbo MHbiM cnocoöoM. ohm hb Moryr 6 brn>-nepeA^Hbi HMKOMy, 
KpoMe BaHKa a cooTaeTcraHM c rnaaöA VII Hacroaiqero 
CornaujeHHn. 

7. OraeTcraeHHocTb sneHoe no aKqusM orpaHMKMBaeTca 
HeonnaHeMHoO MacTbio qoHU exquA, ycraHoaneHHoA a momoht 
MX afainycxa. MneHU ne nacyr OTa oTCTOo t i i wcth. a ctmy caoero 
•meHcraa. no oössaTenbcraaM EaHxa. 

CraTwi 6 

OnnaTB axqMA, na Koropfaie npoMsaeAeHs noAnMcxa 

1. BbinnaTa a chbt ormaHMaaeMbix axqHM, na cyuMy nep- 
BOHaManbHOM noAnMCKM xaxvV^A cropoHbi, noAhHcaaujeA Hacro- 
fuqee CornauieHMe m craauieA HnenoM a cooraeTcraMM co cran»- 
en 61 HacTonu^ero CornauieHHn, npoMsaoAMTcn r»m>K) (5) bsho- 
caMH no ABaAqarb (20) npoqeHToa ot TaxoM cyMMW xaiKAi>*^- 
(lepabiA BSHoc BfairuiaMMBaeTca xaxrAMM nnsHOM a TeMeHMe 
luecTHAecsTM (60) ahsA ot AaTu acTynneHMS a cuny HacTomqero 
CornauieHMH m/ih ot astu AonoHMpoeaHMS ero AOKyMunra o 
paTM4>MKaqMM, trpMHXTMM MnM QAO^peHMM a cooTaeTcraHH co 
craTbeA 61, ecnu AsnoHMpoeaHHe öyAST MtMTb Mecro nocne 
Bcryn/ieHMH a cuny. KaxrAt^A ms Herbipex ocraauiMxcn bshocob 
rxJAnexcMT ynnaTe cnycrn c MOMOHra HacrytmeHMfl 

cpoxa ynnaTbi npeAbiAyuiero asHOca, m xaxrAbiA ms hmx onnasM- 
aaeTcn c co6/iK)AeHMeM TpeöoaaHMä saxoHOAaTenbCTBa xaxr- 
Aoro H/ieHa. 
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(2) Die Zahlung jeder Rate nach Absatz 1 dieses Artikels oder 
die Zahlung durch ein Mitglied, das nach Artikel 3 Absatz 2 
aufgenommen wurde, - kann zu fünfzig <50) v. H. in von dem 
betreffenden Mitgfied ausgegebenen Schuldscheinen oder sonsti¬ 
gen Schuldverschreibungen erfolgen, die auf ECU, US-Dollar 
oder Yen lauten; sie werden in dem Umfang abgetuten, in dem die 
Bank Mittel für Zahlungen hn Rahmen >wer Geschäftstätigkeit 
benötigt Diese Schuldscheine oder SchuMverschreiburtgen sind 
nicht Obeilragbar, unverzinslch und auf Verlangen zum Nennwert 
an die Bartk zahlbar. Zahhjngsauffbtdaiungen für solche SchtAI- 
scheine oder Schuldverschrefeurtgen haben wfthrend artgemes¬ 
sener Zeitröinne so zu erfolgen, daß der von eirtem Mitglied 
eingefoiderte Betrag in ECU zum ZOkpunkt der Zahlungsaufforde¬ 
rung der AtuaN der eingezahlten Anteile entspricht, die das 
betreffende Mtglied, das solche Schuidscheirte oder Schuldver- 
schreiburtgen hinterlegt gezeichrtet hat und hält 

(3) Sämtliche Zahkmgsverpfiichturtgen elftes Mitgtieds aus der 
Zeichrturtg von Anteilen am ursprünglichen Stammkapital werden 
entweder in ECU oder in US-Dollar oder Yen auf der Grurxflage 
des durchschnittlichen ECU-Wechselkurses der jeweiligen Wäh¬ 
rung für den Zeilraum vom 30. September 1989 bis zum 31. März 
1990eMltt 

(4) Der auf das abrufbare Stammkapital dar Bank gezeichnels 

Betrag wird unter BerOcksichtigung der Artikel 17 und 42 nur in 
dem Umfang und zu dem Zeitpunkt abgerufen, wie ihn die Bank 
zur Erfüllung ihrer Verbirtdlichkeiten bertötigt. 

(5) Im Fa> eines Abrufs nach Absatz 4 erfolgt rtie Zahhjrtg durch 
das Mitgiied kt ECU, US-OoOaroder Yert Dabei haben die Abrufe 
für alle abrufbaren Anteile zu ektem ektheitlichen ECU-Wert zu 
erfolgen, der zum Zeitpunkt des Abrufs berechnet wird. 


(6) Der Ort für Zahlurtgen aufgrurtd dieses Artikels wird späte- 
sterts einen Monat nach der Eröffrturtgssitzurtg des Gkxivemeurs- 
rats von der Bank festgelegt: bis dahkt wird die erste Rate rtar^ 
Absatz 1 an die Europäische Investitiortsbank als Treuhänderin 
der Bartk gezahlt 


(7) Bei artderen Zeichnungen als den kt den Absätzen 1,2 und 
3 vorgeseherten erfolgen die Zahlurtgen rler Mitglieder aufgrurtd 
der Zeichnurtg eingezahlter Anteile am genehmigten Stammkapi¬ 
tal kt ECU, kt US-Dollar oder kt Yen entweder bar oder kt Form 
von Schuldscheinen oder sonstigen Schuldverschreiburtgen. 


(8) Im Sinne dieses Artikels umfaSt die Zahlung oder Denomi- 
nierung kt ECU cto Zahlung oder Denomktierung kt Jeder voll 
kortveilierbaren Währung, wobei rler Wert am Tag rler Zahlurtg 
txler Einlösurtg rlem Wert rler betreffenrlen Verpfüchturtg kt ECU 
entspricht 


Artikel 7 

Ordentliches Kapital 

In diesem Übereinkommen bezeichrtet rler Ausdruck .ordent¬ 
liches Kapital“ der Bartk 

i) das nach Artikel S gezeichnete gertehmigte Statrtmkapital 
rler Bank, zu rlem sowohl die ektgezahtten als auch tfie abruf¬ 
baren Anteile gehören; 

ii) Mittel, die tltrrch Kreditaufhahme rler Bank kraft der 9tr kt 
Artikel 20 Ziffer i zugewieserten Befugnis aufgebracht wer- 
rlen urtd auf welche rfie Bestimmurtg ries Artikels 6 Absatz 4 
über den Abruf Anwertdung firtdet; 


2. Fifty (50) per Cent t>f payrrtent rtf each instalment pursuant to 
Paragraf 1 of this Artide, rx' by a member admttted kt accord- 
ance with ptaragraph 2 of Artide 3 of this Agreement rrtay be 
made kt promlsstxy notes or olher rtbügatirxts issued by such 
member artd deitrxnirtated kt ECU, kt UrtHed States rlollars rx in 
Japartesa yett, to be rlrawn rlown as the Bartk neerls furtds ftx 
rfisbursemant as a tesuR of Hs operatkxi s . Such noles or obHga- 
tkxts shal be non-rtegoliable, iton-kilerest-bearing and payable to 
the Bank at par vakie upon demand. Demands upon such notes rx 
obiigatkxts shaN, rrver reastxtable periods of time, be matle so that 
the value cf such rlentarttls kt ^U at the time of rletrtand from 
each member is proportiortal to the number of paid-in shares 
subscribed to artd held by each strch member rleprtsiting such 
rtotes rx cbligatiorts. 


3. An payment obligatirxts of a member kt resped r>f subscrip- 
tion to shares kt the ktitial capHal stock shal be setUed either in 
ECU, kt UnHed States rlollars rx kt Japanese yen rxt the basis of 
the average exchartge rate of the relevant currency kt terms of the 
ECU for the period form 30 September 1989 to 31 March 1990 
ktchrsive. . 

4. Payment of the amounl subscribed to the calable capHal 
st(x:k of the Bank shalt be subjed to caH, takirtg accrxjnt t>f Artides 
17 artd 42 of this Agreement, rxtly as and when rer^uired by the 
Bank to meet Hs liabilHies. 

5. kt the event of a cal refened to In Paragraph 4 of this Artide, 
paymertt shal be made by the member kt ECU, kt United States 
doltars or kt Japanese yen. Such cals shal be uniform kt ECU 
value uprxt each callabie share calculated at the time of the call. 


6 . The Bank shall determine the place frx arty payment under 
this Artide nrX later than orte month after the ktaugural meeting of 
Hs Board rtf Govemtxs, provided that, beftxe such determirtalkxt, 
the paymertt of the tirst ktstaknent referred Io kt paragraph 1 of 
this Artide shal be matle to the European Investmertt Bartk, as 
trustee ftx the Bank. 

7. Ftx subscriptirxis t>ther than thrtse described kt paragraphs 1, 
2 and 3 of this Artide, payments by a metrtber kt resped of 
subscriptirxt to paid-in shares in tfte authrxized capHal stock shall 
be matle kt ECU, kt UnHed States rMlars or kt Japanese yen 
whether in cash rx in promissrxy rttXes rx kt tXher ttbTigatirxts. 


8 . Frx the prxposes of this Artide, payment rx tlantxrtinalicxt in 
ECU shal ktdude payment or tientxninalion kt any luly convert- 
feie ctxrency which is equivalent rxt the date cf payment rx 
encashrrtent to the value of the relevant rtbügatkxt kt ECU. 


Artide 7 

Ordlnary capHal lesttuices 

As used in this Agreement, the term “ordktary capHal resrxir- 
ces’ of the Bank shal indude the follt>wittg; 

(i) authorized capHal stock of Ihe Bank, ktdutlktg bolh paid-in 
and calable shares, subscribed to puräuant to Artide 5 of this 
AgreemerU; 

(k) funds raised by borrowings of the Bank by virtue of powers 
conferred by aubparagraph (i) of Artide 20 of this Agreement, 
to which the oonxnHmertt to calls provided for in Paragraph 4 
of Artide 6 of this Agreemertt is applicable; 
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2. Cinquante pour Cent du paiement de chaque versement du 
au titre du paragraphe 1 du präsent article ou par un membre 
admis conform6ment au paragraphe 2 de l'article 3 du präsent 
Accord peut fetre fait en billets ä ordre ou tout autre instrument 
emis par le membre et libelld seit en öcus, soit en dollars des 
Etats-Unis, soit en yens, et prölevö en tdnction des besoins de 
d^caissement de la Banque Ms & ses opörations. Ces billets ou 
bistfuments, irx»ssibles et non porteurs d'intöröts, sont ectcaisses 
ä leur valeur nominale ä la demande de la Banque. L'ertcaisse- 
ment de ces billets ou instruments est effectud de (aqon ä ce que. 
sur des p^riodes raisonnabies, leur valeur en 6cu soit ^ la date de 
la demande, propodionnelle au nombre d'actions ii Kbdrer sous- 
crites et dötenues par chaque membre ayant ddposd lesdits billets 
ou instruments. 


3. Tout paiement fait par un membre au titre de sa souscription 
d'actions du Capital social initial s'effectue soit en 4cus, soit en 
dollars des Etats-Unis, soit en yens, sur la base du taux de 
Change moyen de la monnaie en question par rapport ä l’^cu pour 
la Periode allant du 30 septembre 1989 au 31 mars 1990 indus. 

4. Les montants souscrtts an acttons du capHai aocial de ta 
Bar>que sujettes 8 appel (bnt l'objet d'un appel, oonformdment aux 
artictes 17 et 42 du präsent Accord, seulement aux dates et 
conditions fixäes par la Barx^ue pour faire face ä ses engage- 
ments. 

5. Dans le cas d'un appel tel que prdvu au paragraphe 4 du 
präsent article, le paiement est effectuä par le membre soit en 
äcus, soit en dollars des Etats-Unis, soit en yens. L'appel est 
effectuä uniformäment sur la base de la valeur en äcus de chaque 
action sujette ä appel, calculäe au moment de l'appel. 

6 . Un mois au plus tard apräs la säance 'maugurale du Conseil 
des gouvemeurs, la Banque dätermine le Neu oO tous les paie- 
ments prävus par le präsent article seront effectuäs, älant 
enterKlu que, jusqu'ä ce que la Banque prenne cette däcision, le 
paiement du premier versement visä au paragraphe 1 du präsent 
article se fait aupräs de la Banque Europäenne d'lnvestissement, 
en sa qualitä de mandataire (trustee) de la Banque. 

7. Pour les souscriptions autres que celles visäes aux para- 
graphes 1, 2 et 3 du präsent article, les paiements effectuäs par 
un membre au titre de sa souscription des parts libäräes du C2M3ital 
social autorisä de la Banque le seront en äcus, en dollars des 
Etats-Unis ou en yens, qu'N s'agisse de paiement en numäraire, 
par billets ä ordre ou par tout autre instrument. 

8 . Aux fins du präsent artide, le paiement ou la dänomination en 
äcus däsigne notamment le paiement ou ta dänomination dans 
toute monnaie pleinement convertible qui äquivaut ä la date du 
paiement ou de l'encaissement, ä la valeur de l'obligation concer- 
näe en äcus. 


Article? 

Ressourcea ordiitalres en Capital 

Aux Tins du präsent Accord, le terme «ressources ordinaires en 

Capital» de la Banque indut: 

(i) le Capital social autorisä de la Banque, souscrit en appHcation 
de l'artide 5 du präsent Accord, et composä d'actions ä 
libärer et d'actions sujettes ä appel; 

(ii) les fonds obtenus par la Banque par voie d'emprunt en vertu 
des pouvoirs qui lui sont conf^äs par l'aUrräa (i) de l'artide 20 
du präsent Accord, et auxquels s'appliquent les disposHions 
relatives aux appels mentionnäs au paragraphe 4 de l'arti- 
cle 6 du präsent Accord; 


2. riflThflecflT (50) npoqeHTOB eunnaTbi ot cyuMbi Kaxc^oro 
BSHOca cornacHO nyHicry 1 HacronuieH craTMt, Mnx BbinnaTbi, 
KOTOpafl npOMSBOflUTCn H/ieHOM, npMHUTblM B COOTSeTCTBMM c 
nyHKTOM 2 craTbH 3 Hacronmero CornaujeHun, Moxer öbiTb 
npoHseeAeHo npocTbiMM seKcennMM mom /tPyrHMM obnaarenbCT- 
BaMH, BbKrrasneHHbiMM tbkmm MneHOM m AOHOMMHHpoeaHHbiMM 
8 3100, B Aonnapax CUJA mnM b fmoHCKMX Metrax, KOTopete 
npeAbmranoTcn k onnare Tor/ta, Kor/va Eanay norpedyioTcn 
cpeACTBa atn Bunnar no ero önepattHnM. Taraie seKcenn tviH 
oänaarenbCTBa nenmoTCfl HeoöopoTHbiMM, öecnpoqeHTHbiMM h 
noAnexcaiqMMM onnare no TpeäOBaHMW BaHKa no HOMMHany. 
TaKMe BeKcenn miM obRsarenbCTBa no McreMeHMH pasyMHoro 
nepMoqa apeMOHM npeAr>flBnflioTcn k onnare rax, >m>6bi hx 
cyMMa B 3KI0 b MoueHr npeAbneneHwi k onnare KaxrAOMy 
HneHy 6bina nponopqMOHanbHa KonHwecrey onnaMHBaeMbix 
aKqMH, Ha Koropfaie noAnncancii m KoropbiMM enaAeer KaoxAuiH 
raKOH HneH, A^noHHpyKxiiHA Bexcenn nnn oönsarenbcrBa. 

3. Bce nnarejxHwe oensarenbcrBa xaxoro-nHte nneHa b 
orHOUiCHMH noAnncKH Ha axqHH nepeoHananbHoro axqHOHep- 
Horo xanurana HcrwnHaxjrcn b 3KIO, b Aonnapax ClilA nnn b 
nrwHCXMX HeHeuc na ochobb cpeAHero o^eHHoro xypca coor- 
BercTByiouteA BanK>rbi x 3KIO sa nepMOA c 30 ceHrnbpn 1989 
r. no 31 Mapra 1990 r. BxnxjHMrenbHo. 

. 4. Bfamnara cytiu b cwt ncAnetKaiqero onnare no ipeOoea- 
HMK) axqMOHepHoro xaroirana BaHxa, na xoropiadi ocyutecre- 
nena noAnncxa, npoHSBOAMrcn no rpeäOBaHMX) c yneroM crareü 
17 M 42 Hacronutero CornaujeHMfl, nnujb xorpa BaHxy sro neoö- 
xoAHMo Ana HcnonneHMn cbomx oönsarenbcrB. 

5. B cnynae rpeöoBaHHfl, ynoMsmyToro b nyHxre 4 Hacronuteü 
crarbM, Bbinnara öyAer npoMsaoAMrbcn nneHOM b 3100, b Aon- 
napax ClilA nnn b nrxMCXMX Menax. TaxMe rpeäoeaHMP ao'^hu 
6bm> oAHHaxoBbiMH no ctohmoctm b 3100 npMMeHMrenbHO x 
xaxTAOH axqMH, noAne>Kauteti onnare no rpeöoeaHHX), b mchhc- 
neHHH Ha MOMeur npeA'bneneHMa rpeöoBaHMa. 

6. BaHX onpeAennr Mecro nto6oro nnarexca no Hacronuteü 
crarbe He nosAHee, hbm nepea oamh Mecaq nocne BcrynHrenb- 
Horo saceAaHHH Coeera ynpaBnnKxqHx, npn ycnoBHM, mto pp 
raxoro onpeAeneHna nepBbiü bshoc, ynoMnnyrbiH b nynxre 1 
Hacronu)eM crarbH, byAer CAenan EeponeMCKOMy HHBecrnqHOH- 
HOMy öaHxy b KaHecrse Aoa^peHHoro nHqa BaHxa. 

7. B cnyMae noAnwcKM na axqMH na hhwx ycnoenax, Mem re, 
MTO yxaaaHbi b nynxrax 1, 2 m 3 HacronuieH crarbH, nnen 
npoHsaoAHT Bbrnnarw b othouibhhh noAnncxH na onnaHHea- 
eMMe axqHH paspeuieHHoro x Bunycxy axqHOHepHoro xannrana 
Banxa b 3KIO, b Aonnapax ClilA nnn b nnoHCXHX nenax nnöo 
HanHHHbtMH, nHpo npocrwMH BexcennMH, nnöo APyruMH oönsa- 
renbCTBaMH. 

8. Ann qeneü Hacronuteü crarbH onnara nnH AeHOMHHaqnn b 
3100 BKnx>Maer onnary nnn AenoMHHaqHK) b nK)6oH ra/iHocrbX) 
KOHBepTHpyeMOH BanK>re, sxBHBaneHTHoA Ha A^ry nnare>Ka, 
HOH HHxaccaqHH ctohmocth coorBercrByxxqero oänaarenbcrea 
B 3KIO. 


Crarbfi 7 

ObUHHue ocHOBHbie pecypcbi 

noHnrne .obbiHHue ochobhub pecypcu* ßaHxa b roM 
CMbicne, 8 xaxoM oho npHMeHnercn b HacronuieM CornaiueHHH, 
BKnK>Maer b ceCn HHJxecneAyotU^i 

(i) paapeuieHHbiü x Bunycxy axqMOHepHbiA xannran EaHxa, 
BxnxjHan onnaMHoaeMMe axqHH h axqHH, rKJAnex<au|He 
onnare no rpeboaaHHio, na xoropuA ocyuiecrenena noA* 
HHcxa rx) crarbe 5 Hacronu|ero Cornauiennn; 

(h) cpeAcrsa, nonyHenHwe nyreM aaHMcrBoeaHHü BaHxa, Ha 
ocHoeaHHH mnHOMOHHfl, onpeAeneHHbix b noAnyHxre (i) 
crarbH 20 Hacronu|ero CornaujeHHn, x xoropuM orHOcnrcn 
oönsarenbCTBa rx) rpebosaHHAM, yrxHumHyrbiM b nyHxre 4 
crarbH 6 Hacronaiero Cornaujennn; 
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iii) Gelder aus der Rückzahlung von Darlehen oder Garantien 
und aus dem Erlös aus der Veräußerung von Kapitalbeteili¬ 
gungen, für welche die unter den Ziffern i und « genarwiten 
Mittel verwendet worden sind; 

iv) Einnahmen aus Darlehen urxf Kapitalbeteiligungen, für wel¬ 
che die unter den Ziffern i und ii genannten Mittel venwertdet 
worden sind, sowie Einnahmen aus Garantien utkI Emis- 
skxisObemahmen, die nicht Bestaixfteil der besonderen 
Geschäftstätigkett der Bank sind; 

v) alle sonstigen Mittel oder Einnahmen, welche die Bank erhält 
und die nicht BestaixAeil ihrer bi Artikel 19 vorgesehenen 
Sonderfondsmtttel sind. 

Kapitel III 
Geschäftstätigkeit 

Artikel 8 

Empfängefländer und Verwendung der Mittel 

(1) Oie Mittel und FazOtäten dar Bank werden ausschliaSiich 
zur Erfüllung des In ArtM 1 bezeichnelen Zweckes und zur 
Wahrnehmung der bl Artikel 2 bezaichnelen Aufgaben venwendet 

(2) Die Bank kann ihre Geschäftstätigkeit in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern ausüben, die beim Übergang zur Markt¬ 
wirtschaft und bei der Förderung dar privaten und unternehme¬ 
rischen Initiative stetig voranschreitan und die durch konkrete 
Schritte und auf andere Weise die bi Artikel 1 bezeichneten 
Grundsätze anwenden. 

(3) In Fällen, in denen ein Mitglied eine Politik verfolgt, die mit 
Artikel 1 unvereinbar ist, oder bei Voriiegen außergewöhnlicher 
Umstände prüft das Direktorium, ob der Zugang eines Mitglieds 
zu den Mitteln der Bank ausgesetzt oder sonst geändert werden 
sollte und kann dem Gouvemeursrat entsprechende Empfehlun¬ 
gen unterbreiten. Beschlüsse Ober diese Angelegenheiten faßt 
der Gouvemeursrat mit ebier Mehrheit von mindestens zwei Drit¬ 
teln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel der Gesamt¬ 
stimmenzahl der Mitglieder vertreten. 

(4) i) Jedes bi Frage kommende Empfängerland kann die 

Bank ersuchen, ihm während ebies Zeitraums von 
drei (3) Jahren, der nach Inkrafttreten dieses Überein¬ 
kommens beginnt, für begrenzte Zwecke Zugang zu 
ihren Mittebi zu gewähren. Jedes derartige Ersuchen 
wird, sobald es gestellt ist, diesem Überebikommen 
als Bestandteil beigefögt. 

ii) Während dieses Zeitraums 

a) gewährt die Bank dem betreffenden Land sowie 
Unternehmen in seinem Hoheitsgebiet auf Er¬ 
suchen technische Hilfe und andere Arten von 
Unterstützung zur Finanzierung seiner Privat¬ 
wirtschaft, zur Erleichterung des Übergangs 
staatseigener Unternehmen bi Privateigentum 
und unter private Kontrolle sowie zur Unterstüt¬ 
zung von Unternehmen, die auf Wettbewerbs- 
grundlage arbeiten und eine Teilnahme an der 
Marktwirtschaft anstreben; dabei gilt das bi Arti¬ 
kel 11 Absatz 3 festgelegte Verhältnis; 


b) darf der Gesamtbetrag dieser Hille und Unter¬ 
stützung den von dem betreffenden Land für 
seine Anteile gezahlten Gesamtbetrag in Barmit¬ 
teln und Schuldscheinen nicht übersteigen. 


(iii) funds received in repayment of loans or guarantees and 
proceeds from the disposal of equitv investment made with 
the resources indicated in sub-paragraphs (i) and (ii) of this 
Article; 

(iv) income derived from loans and equity bivestment, made from 
the resources bxficated bi sub-paragraphs (i) and (ii) of this 
Artide, and biooine derived from guarantees and underwrit- 
big not formbig part of the special operatkxis of the Bank; and 


(v) any other funds or bicome received by the Bank which do not 
form part of tts Special Funds resources referred to in Article 
19 of this Agreement 


Chapter III 
Operations 

Article 8 

Recipient countrtes and use of resources 

1. The resources and facMties of the Bank shaJI be used 
exdusively to implaniant Iha purposa and cany out ttie funcüons 
set forth, respecttively, bi Arttdos 1 and 2 of ttiis Agreement 

2. The Bank may condud Ms operations bi countries from 
Central and Eastem Europe whKh are proceeding steadily in the 
transition towards maricet orienied economies and the promotion 
of private and entrepreneurial bittiative, and which apply, by 
concrete Steps and otheiwise, the prtaidples as set forth bi Arti- 
de 1 of this Agreement 

3. In cases where a member might be implementing policies 
which au-e biconsistent with Article 1 of this Agreement or in 
exceptional drcumstarKes, the Board of Diredors shall conskler 
wtiether access by a member to Bank resources shouW be 
suspended or otherwise modified and may make recommenda- 
lions accordbigty to the Board of Governors. Any dedskxi on 
these matters shaM be taken by the Board of Governors by a 
majority of not less than two-thbds of Ihe Governors, representing 
not less Ihan three-fourths of the total votbig power of the 
members. 

4. (i) Any potential redpient country may request that the 

Bank provide access to Ms resources for limited pur- 
poses over a period of three (3) years beginning alter 
the entry bito force of this ^reement Any such 
request shall be attached as an integral part of this 
Agreement as soon as tt is made. 


(ii) Düring such a period: 

(a) the Bank shall provide to such a country, and to 
enterprises bi Ms territory, upon their request, 
technb^al assistance and other types of assist- 
ance direded to finance its private sector, to 
fadlMate the transMion of state-owned enter¬ 
prises to private ownership and control, and to 
hetp enterprises operating competttively and 
movhig to partkäpation bi the market oriented 
economy, subjed to the proportwn set forth in 
Paragraf 3 cM Artk:le 11 of this Agreement; 


(b) the total amount of any assistance thus provided 
ShaM not exceed the total amount of cash dis- 
bursed and promissory notes issued by that 
country for tts shares. 
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(iii) les fonds re^us en remboursement de prfits ou de garanties, 
ou provenant de cessions de partiäpations effectuds gräce 
aux ressources visdes aux alindas (i) et (H) du präsent article; 

(iv) les revenus provenant des präts et des investissements en 
Capital financäs au moyen des ressources visäes aux alinäas 

(i) et (ii) du präsent artide, et les revenus provertant de 
garanties et de sousciiptions femtes ne ressortissant pas aux 
opärations spädales de la Barx^ue; et 

(v) tous autres forxls ou revenus de la Banque ne ressortissant 
pas aux ressources des Fonds Spädaux däfinis ä l’artide 19 
du präsent Accord. 


Chapitre III 
Opärations 

Article 8 

Paya bäitäflclaires et emploi des tessouroes 

1. Les ressources et fadlHäs de la Banque sollt exdusivement 
employäes pour ranipGr l'objet et les lonclions dädnb lespective- 
ment ä l'artide 1 et ä l'artide 2 du präsent Accord. 

2. La Banque peut exäcuter ses opärations dans des pays 
d'Europe centrale et orientale qui procädent ä une transition 
räsdue vers räoonomie de mardiä, partidpent ä la promolion de 
l'biitiative priväe et de l'esprit d'entreprise et appliquent grftce ä 
des mesures concrätes ou autres moyens, les prindpes änoncäs 
ä l'artide 1 du präsent Accord. 

3. Au cas oCi un membre mettrait en ceuvre une politique 
incompatible avec l'artide 1 du präsent Accord, ou dans des 
drconstances exceptionnelles, le Conseil d'administration exa- 
mine si l'accäs d’un membre aux ressources de la Banque doit 
ätre suspendu ou modiriä, et peut faire les recommandations 
näcessaires au Conseil des gouvemeurs. Toute dädskxi en la 
matiäre est prise par le Conseil des gouvemeurs ä la majorttä d'au 
moins deux tiers des gouvemeurs, repräsentant au moins trois 
quarts du total des voix attribuäes aux membres. 

4. (i) Tout pays bänäfidaire potentiel peut demander que la 

Banque lui permette l'accäs ä ses ressources ä des 
fins limitäes et sür une päriode de trois (3) ans ä 
compter de la date d'enträe en vigueur du präsent 
Accord. Toute demande de cette nature est jointe en 
tant que partie intägrante du präsent Accord däs 
qu'elle a ätä präsentäe. 

(ii) Au oours de cette päriode: 


(iii) cpe/tcrea, nonyMeHHwo e cser norauieHtia saMMoe unti no 
rapaHTHRM, a Taioxe BbipysKa ot peanMsaqMM MHaecTMqMü 
B axMMOHepHbiü Kanirran, ocyutecTB/ieHHbix h 3 pecypcoe, 
yKasaHHbix b noAnyHtcrax (i) m (ii) Hacroau^eä CTaTbu; 

(iv) floxoAbi, nonyseHHbie ot npeAocraB/ieHHbix saüMOB m ot 
MHB ecrmqHM b aKqMOHepHbiA Karorran, ocyu^ecTBneHHbix ms 
pecypcoe, yxasaHMbix b noAnyHKrax (i) m (ii) Hacronuteü 
craibM, H AoxoAbi ot rapaHTMü m ot rapaHTMpoBaHHoro 
pasMeuteHMB qeHHb« öyMar, He OTHoaiu;Mxcn k cnetpumb- 
HbiM onepaqMflM BaHKa; h 

(v) nioäfaie MHbie cpeAcrea nnn aoxoaw, nonyHeHHbie BaHKOM, 
KOTopbie He nBimioTcn HacTMO pecypcoe cneqManbHbix 
Aoe, ynoMnnyTbix e craTbe 19 Hacroeuiero CornauieHMe. 

rnasa III 

Onepai(MM 

Crarbn 8 

CrpaMfai-nonyMaTenM m iicnonbsoaaMMe pecypcoe 

1. PecypcM M ycnynt EaMca Hcnonbsyiorcii McxnioHMTenbHO 
Am AOcnoKeHMii ero itaiw M BfaHnfweHMn act> «tiyraapiA. onpe- 
AeneHHbix, coOTBeTcreeHHO, e craTbnx 1 m 2 Hacrofnitero 
CornatueHMn. 

2. EaHK MoixeT npoeoAMTb caoM onepaqMM b CTpanax UeH* 
TpanbHoü M Boctohhom Eeponbt, xoTopbie nocneAoeaTenbHO 
ocyu^ecransiioT nepexpA k skohommko, opMeHTMpoeaHHOA na 
pbIHOK. H K paSBMTMK) HaCTHOÜ M npäAUPMHMMaTe/lbCKOA MHMqM- 
aTMBbi M npMMeHmoT, nocpeAcrsoM KOHKpeTKbix mep mom KaKMM- 
/iMöo MHbiM nyreM, npMHqHnbi, ManoxreHHbie e craTbe 1 Hacro- 
«utero CornauieHMa. 

3. B criynae, ecnn KaKoä-nMbo nneH ocyuiecrenneT noriMTMKy, 
HecoBMecTMMyio co crarbeü 1 Hacroautero CornaujeHna, m/im b 
cny^ae MpesBbiMaäHbix oöcroaTenbCTB, Coeer Airp^xropoB 
paccMarpHBaer Bonpoc o npMocraHOBKe m/ih xaKOM-nHäo mhom 
MSMeHeHMM AOCTyna Taxoro H/iena k pecypcaM BaHxa m Moxrer 
CAenaTb cooTBeTCTByKxqHe peKOMeHAaitHH Coeery ynpaa/iaio* 
utMX. CoBer ynpaBnaKxqMx npuHMMaer nioäoe peuieHMe no tskhm 
BonpocaM äo/ibujMHCTBOM He MeHee Aayx Tpereä ynpaenaioutHx, 
npeACTaenaioutMX He Menee rpex HeTBepreM ot oöutero Kona- 
MecTBa ronocoB, Ha xoropoe MMeioT npaeo H/ieHbi. 

4. (i) Aio6aa crpaHa-npeAnonaraeMUM nonyHarenb 

Moxrer o6paTtm>ca k BaHxy c npocbäoü o6 oTKpw- 
TMM AOCTyna k ero pecypcaM orpaHMHennbix 
qeneM Ha nepMOA rpa (3) roAa,.HaHMHaKxqMäca co 
BCTynnoHMn B CMny HacToautero CornauieHMa. Atodaa 
TBKaa npocbäa 6yAor npHnoxrena e KaHecree 
HeoTbeMneMOä MacTM Hacroautero Cor/iauieHMa, xaK 
TonbKO OHa CyACT c^naHa. 

(ii) B TeseHMe Taxoro nepMOAa: 


a) la Banque frximit audit pays et aux entreprises 
situäes sur son territoire, ä leur demande, une 
assistance technique et tout autre type d'assis- 
tance visant ä financer son secteur privä, ä facili- 
ter le passage d'entreprises d'Etat ä la propriätä 
et au contröle priväs et ä aider les entreprises 
fonctionnant de maniäre concurrentielle et se 
präparant ä opärer selon les rägles de l'äcono- 
mie de marchä, et ce dans la proportion visäe au 
paragraphe 3 de l'artide 11 du präsent Accord; 


b) le montant total de toute assistance ainsi foumie 
ne peut excäder le montant total des liquiditäs 
däcaissäes et des billets ä ordre ämis par ledit 
pays au titre de ses adions. 


(a) Banx oxasbieaeT raxoA crpaHe m npeAnpn- 
«TMaM, HaxoAautMMca Ha ee TeparoppHM, no mx 
npocfaäe, TexHimecxoe coAeMCTBHe h APyrne 
BHAbi coAeäCTBMa, HanpaeneHNbie na cpanaH- 
otpoBaHMe ee HacTHoro cexropa, na oänerMe- 
HHe nepexoAa rocyAapcreeHHbix npeAnpaaTHM 
B HaCTHyiO COÖCTBeHHOCTb M fX3A MaCTHbIM XOH- 
Tponb H Ha oxasaHMe rxiMoutM npeAnpaaTMaM, 
AbAcTByxxAMM b ycnoBMax xoHxypeHTHo^ 
cpeAu M nepexoAnutMM x ynacTHK) e sxoho- 
MMxe, opMeHTHpoBaHHoA Ha pbiHOK, npM ycno- 
BMM co6nK>AeHMn cooTHOujeHMR, ycraHosneH- 
Horo B nyHxre 3 crarbM 11 Hacroautero 
CornauieHMa; 

(b) o6utaa cyMua nio6oro raxoro coAeMCTBaa ne 
npesbiuiaeT oGuteä cyMMbt nnaTexreä nanHw- 
HbiMM H npocTbix Bexce/ieü, BbiCTaeneHHbix 
TaxoM CTpaHOM rx> ee axitHRM. 
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iiil Am Ende dieses Zeitraums wird der Beschluß, einem 
solchen Land über die unter den Buchstaben a und b 
festgesetzten Grenzen hinaus Zugang zu den Mitteln 
zu gewähren, vom Gouvemeursrat mit der Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der Gouverneure, die 
mindestens fünfundachtzig (85) v. H. der Gesaml- 
stimmenzahl der Mitglieder vertreten, gefaßt 


Artikel 9 

Ordentliche und besondere Geschäftstitigkett 

Die Geschäftstätigkeit der Bank gliedert sich in eirte ordentliche 
Geschäftstätigkeit, die aus dem ordentlichen Ki^>itai der Bar4( 
nach Artikel 7 flnanziert wird, uixf eine besortdere Geschäftstätig¬ 
keit, die aus den in Artikel 19 vorgesehenen Sonderfondsmitteln 
finanziert wird. Die beiden Arten der Geschäftstätigkeit känrten 
kombiniert werden. 


Artikel 10 

Trennung der Geschäftsbereiche 

(1) Das ordentiche kapital und die Sonderfcxtdsmittel dar Barät 
werden }ederzeit und in jeder Hhtsicht vöHg getrennt gehallea 
verwenrtet, lestgeiegt, angelegt oder andetweWg verwertet bn 

Finanzausweis der Bank werden die Rücklagen der Bank zusam¬ 
men mit der ordentlichen Geschäftstätigkeit und - getrennt davon 
- die besondere Geschäftstätigkeit der Bank aufgeführt. 

(2) Das ordentliche Kapital der Bank wird unter keirten Umstän¬ 
den mit Verlusten oder Verbindlichkeiten aus der besorxleren 
Geschäftstätigkeit oder anderen Tätigkeiten, für die ursprOrtglich 
Sonderfondsmittel verwerxlet oder bestimmt wurden, belastet 
oder zur Deckung derselben verwendet. 

(3) Ausgaben, die unmittelbar mit der ordentlichen Geschäftstä¬ 
tigkeit Zusammenhängen, gehen zu Lasten des ordentlichen 
Kapitals der Bank. Ausgaben, die unmittelbar mit der besortderen 
Geschäftstätigkeit Zusammenhängen, gehen zu Lasten der Son- 
derfondsmittel. Alle sonstigen Ausgaben gehen vorbehaltlich des 
Artikels 18 Absatz 1 zu Lasten desjenigen Kontos, das die Bank 
bestimmt. 

Artikel 11 

Geschäftsmethoden 

(1) Die Bank kann in Erfüllung ihres Zweckes und ihrer Aufga¬ 
ben nach den Artikeln 1 und 2 jedes der nachstehenden 
Geschäfte einzeln oder zusammen betreiben: 

i) Gewähnmg beziehungsweise - zusammen mit muttiiatera- 
len Institutionen, Geschäftsbanken oder sonstigen interes¬ 
sierten Kapitalgebem - Kofinanziening von Darlehen oder 
Beteiligurtg an Darlehen an privatwirtschafUiche Unterneh¬ 
men oder an auf Wettbewerbsgrundlage arbeitende und 
eine Teilnahme an der Marktwirtschaft anstrebende staats¬ 
eigene Unternehmen sowie an staatseigene Unternehmen, 
deren Übergang in Privateigentum und unter private Kon¬ 
trolle dadurch erleichlert werden soM; Insbesondere soll 
dabei die Beteiligung von privatem und/oder ausländischem 
Kapital an solchen Unternehmen erleichtert beziehungs¬ 
weise verstärkt werden; 

ii) a) Kapitalbeteiligung an privatwütschaftnchen Unterneh¬ 

men; 

b) Kapitalbeteiligung an auf Wettbewerbsgnjndlage arbei¬ 
tenden und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft 
ansti€benden staatseigenen Unternehmen sowie an 
staatseigenen Unternehmen, deren Übergang in Privatei¬ 
gentum und unter private Kontrolle erleichtert werden 


(iii) At the end of this period, the decision to allow such a 
country access beyond the limits spectfied in sub- 
paragraphs (a) and (b) shall be taken by the Board of 
Governors by a majority of not less than three-fourths 
of the Governors represenling not less than eighty- 
five (85) per cent of the total voting power of the 
members. 


Article 9 

Ordlnary and special operations 

The operations of the Bank shall oortsist of ordirtary operations 
Imanced from the ordinary Capital resources of the Bank referred 
to in Article 7 of this Agreement and special operations financed 
from the Special Funds resources referred to in Artide 19 of this 
Agreement. The two types of operations may be combined. 


Article 10 

Separation pf operations 

1. The ordinary Capital resouroes artd the Special Funds resour¬ 
ces of the Bank shal at al times and bi al re^iects be held, used, 
commMed, bivested or olherwise dtsposed of enHrety separately 

from each other. The rinancial Statements of the Bank shall show 
the reserves of the Bank, together with Hs ordinary operations, 
and, separately, its special operations. 

2. The onänary Capital resources of the Bank shaH under no 
circumstancas be charged wHh. or used to discharge, losses or 
RabilHies arising out of special operations or other acrtivities for 
which Special Funds resources were originatly used or committed. 


3. Expenses appertaining directly to ordinary operations shall 
be charged to the ordinary capHal resources of the Bank. Expen¬ 
ses appertaining directly to special operations shall be charged to 
Special Funds resources. Any other expenses shall, subject to 
Paragraph 1 of Articie 18 of this Agreement, be charged as the 
Bank shall determine. 

Article 11 

Methods of Operation 

1. The Bank shall carry out Hs operations in furtherance of its 
purpose and functions as set out in Articles 1 and 2 of this 
Agreement bi any or all of the followbig ways: 

(i) by makbig, or cofinancbig together with multilateral institu- 
tions, commercial banks or other biterested sources, or par- 
tidpating bi, loans to private sector enteiprises, loans to any 
state-owned enterprise operatbig oompetHively and moving 
to parlicipation bi the market oriented economy, and loans to 
any state-owned enterprise to fadlitate Hs transHion to private 
ownership and control; in partkxilar to fadlitate or enhance 
the partidpation of private and/or foreign Capital in such 
enterprises; 


(ii) (a) by bivestment in the equHy Capital of private sector 
enterprises; 

(b) by bivestment bi the equHy capHal of any state-owned 
enterprise operating rxxnpetitively and movbig to partid¬ 
pation bl the market oriented economy, and bivestment 
in the equHy capHal of any state-owned enterprise to 
fadlHate Hs transHion to private ownership and control; 
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(in) A la fin de cette p4riode, la d^sion de permettre 
l'accäs aux ressources audit pays au-delä des limites 
indiqu^es aux alinöas (a) et (b) est prise par le 
Conseil des gouvemeurs ä la majoritö d'au moins 
trois quarts des gouvemeurs, reprösentant au moins 
quatre-vingt dnq (85) pour oent du rtombre total des 
voix attribudes des membres. 


Article 9 

Operation« ordinairM et apdcialea 

Les opdrations de la Banque oomprennent les opärations ordi- 
naires financöes sur des ressources ordinaires en Capital de la 
Banque, d^rmies ä l'aiticle 7 du prtoent Aooord, et les opörations 
spödales financöes sur des ressources des Fortds Spöciaux 
d<6rinies ä l'arücle 19 du prteent Acoord. Les deux types d'opöra- 
tions peuvent 6tre combinte. 


Article 10 

Separation des opdrations 

1. Les ressources ordinaires en Capital et cellea des Fonds 
Spddaux de la Banque sont, ä tout moment et i tous Ogaids, 
d4tenues, utilisees, engag^es, bivesties ou autrement employöes 
de maniere totalement söparöe. Les Otats financters de la Banque 
font apparaitre les röserves de la Banque ainsi que ses opOrations 
ordinaires et, de maniäre s6par6e, ses opörations sp^öales. 

2. Les ressources ordinaires en capital de la Banque ne peu¬ 
vent en aucun cas supporter ou servir ä apurer les pertes ou les 
Obligations döcoulant d’opörations spOciales ou d'autres activit4s 
pour lesquelles des ressources des Fonds Spödaux ont Otö ä 
l'origine utilisöes ou engagöes. 

3. Les d^penses directement ii4es aux op^rations ordinaires 
sont imputäes sur les ressources ordinaires en Capital. Les 
döpertses directement liöes aux opörations sp^ciales sont impu- 
töes sur les ressources des Forxls Sp6ciaux. Toute autre forme 
de d^pense est imput^e, sous r^serve du paragraphe 1 de l'arti- 
cle 18 du präsent Accord, dans les conditions däfinies par la 
Banque. 

Article 11 

Mäthodes de fonctionnement 

1. Dans la poursuite de ses objectifs et l'exerdoe de sa mission 
tels qu'iis sont däfinis aux artides 1 et 2 du präsent Aooord, la 
Banque effectue ses opäralions de l'une queloottque ou de toutes 
les maniöres suivantes: 

0) Soit en aocordarrt des pcäts en faveur d'entreprises du sec- 
teur privä, de toute entreprise d'Etat fortcborvtant de martiäre 
concurrentielle et se präparant ä opärer selon les rägles de 
l'äconomie de marchä ou de toute entreprise d'Etat an vue de 
favoriser sa transition vers la propriätä et le contröle prtväs, 
soit en cofinangant de tels präts avec des institutions multi- 
latärales, des banques commerdales ou d'autres sources de 
financement intäressäes, soit en partidpant ä de tels präts, le 
but ätant notamment de renforcer ou de fadliter la partidpa- 
tion des capitaux priväs et/ou ätrangers dans ces entre- 
prises; 


(ii) (a) en prenant des partidpations dans des entreprises du 
secteur privä; 

(b) en prenant des partidpations darts toute entreprise 
d'Etat fonctionnant de maniäre concurrentielle et se 
präparant ä opärer selon les rögles de l'äcorxxnie de 
marchä et en prenant des partidpations dans toute 
entreprise d'Etat en vue de favoriser sa transition vers la 


(iii) B KOHqe Taxoro nepxo/ia Coeer ynpaenaioutkix 6 onb- 
uiMHCTBOM He MBHee xpex MeTBepxeM ynpaenntou^MX, 
npe/tCTaennioutHx He uenee, mcm BoceuhAecnr n«Tb 
(85) npoqeHTOB ox o 6 mero KonnHecxBa ronocoe, na 
Koxopoe MMeiox npaao sneHbi, npHHMMaex pemeHne o 
npe^ocxaeneHMM xaKOtl cxpaHe Aocxyna, buxoa- 
nu(efo sa npeAenw orpaHMHeHMü, yxasaHMbix e noA- 
nyHKxax (a) m (b). 

Cxariifl 9 

ObMHMbw M cneqiuuibHbie otiepaiiMN 

OnepaqHM BaHxa oocxoitx ms obfarsHbix ortepaqMA, (|>MHaHCM- 
pyeMbix MS obfaiMHiiix ocHOBMiiix pecypooB BaHica. ynoMMHyxbix e 
craTM 7 HacTOMUtero CornaiuoHMH, m cnettManwibix onepaqMA, 
(bMHaHCMpyeMbix ms pecypooe cneqHanbHbix (ponflpB, ynoMMHy- 
Xbix B cxaxbo 19 HaCTonutero CornauieHMM. Bosmoxow coMexa- 
Hvie oboMx XMTxw onepauMA. 


CXBXbSI 10 

PasAeneMMB onepatprA 

1. OöbiHHfaie ocHOBHbw pocypcu M pecypcfat .cnetpianfaHfaix 
<})OHAOB EaHKa noCTOMHHO N BO Boex OTMOUMHMMX yMMTMeaiOTCfl, 
McnonbSywTC«, nepoASioxcn r» obnsaxenbcxBaM, MHBecxMpy- 
•oxcn nnn pasMeu^aioxcn mhum oöpasoM nonnocxbio oxAeneno 
APyr ox APya. B banaHcoBbix cMexax BaHxa noKaabiBaioxca 
pesepBbi BaHxa euecxe c ero oöbiMHbiMH onepaqHBMH, a cne- 
L(HeuibHbie onepaiiHM noxasbieaioxcn oxAensHO. 

2. ObbiHHue ocHOBHwe pecypcbi BaHKa hm npM xaraix ycno- 
BMnx He Moryx 6btxb MspacxoAOBaHbi mam McnonbsoeaHbi /\np 
rx>Kpbrrvui ybbixKoa mom McnonHOHMB obesaxenbcxe, BbixeKaio- 
utMx M3 cneqManbHbix onepaipiA mah mhoA AaarenbHocxM, Ana 
KoxopoH nepBOHana/ibHo McnonbaoeanMCb mam npeAHaaHana- 
AMCb pecypcbi H3 cneqHanbHux (tx>HA 08 . 

3. PacxoAbi HerKXT>eACXBeHHo tx> oöbiMHbiM onepaqMAM ocy- 
utecxBnnioxcfl sa oiex oöuMHbix ochobhux pecypcoe BaHxa. 
PacxpAbi HemcpeACxeeHHO no cneqManbHMM onepaqMAM ocy- 
utecxenntoxcn sa csex pecypcoe crteqManbHbix ()x)ha<>b. i1io6bie 
MHbie pacxoAbi, npM ycnoBMM coönioAeHHn nyHKxa 1 cxaxbH 18 
Hacxonutero CornaureHMn, ocyu^ecxenAioxcn no ycMoxp)eHMto 
BaHKa. 

CraxbM 11 

Cno<»6bi npoeeAeHMfl onepaqMM 

1. BaHK eeAex cbom onepaqMM e cooxbbxcxbmh co ceoeA 
qenbio m <|>yHKqMnMM, MsnoxteHHbiMM b craxbm 1 m 2 nacxo- 
Mutero CornaujeHMn, nio6bM mam bobmm HMxcenepeMMcnoHHWMM 
cnocodaMM: 

(i) ApBAOCxaBAeHHe saAMoe, am6o coBMecxHoe c mhotocxo- 

POHHMMM MHCXMXyXaMM, KOtllMepHeCKMMM baHKSMM HAH 
MHbiMM saMHxepecoeaHHbiMM ynpextA^^MM 4>MHaHCHpo- 
BBHMe, am6o ynacxMe a saAinax npoAnpMAXMRM sacxHoro 
ceKxopa, AiobOMy rocyAapcxeeHHOMy npeAnpMnxHio, 
AeAcxByKxiteuy e ycnoBHAX KOHxypeHqHM m nepexoA«- 
U|eMy K ynacxHio e skohomhkb, opHeHXHpoBaHHOA Ha 
pbiHOK, M saHMOB AloboMy xocyABpcxBeHHOMy npeAnpn- 
AXMio B qennx obAerseHHA ero nepexoAa b uacxHyio coGcx- 
BeHHOCXb M rXVt naCXHblA KOHXpOAb; B HaCXHOCXM, A^A 

xoro, Mxobbi cnocobcxBoeaxb ham obnerHHXb ynacxMe 
nacxHoro m/hah MHOCxpaHMoro Kannxana b xaxHx npeA- 

npMAXMAX; 

(ii) (a) HH8ecxMi|MM b arapiOHepHbiA xanMxaA npeAnpMnxMH 

HacxHoro ceicropa; 

(b) MHBecxMqMM b aiotMOHepHbiA xanMxaA Aioboro rocy- 
AapcxBeHHoro npeAnpMnxMfl, AaAcxByKxqero e ycno- 
BMAx KOHKypeHL|MM H nepBxoAAUtero k ysacxMK) b sko- 
HOMHKe, opneHXMpoeaHHoA na pbiHOK, m MHBecxHqHH b 
aKL(HOHepHb<A KanMxan nioöoro rocyAapcxeeHHOro 
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soll; insbesondere soll dabei die Beteiligung von privatem 
und/oder ausländischem Kapital an solchen Unterneh¬ 
men erleichtert beziehungsweise verstärkt werden; 


c) Übernahme von Wertpapieremissionen privatwirtschaftli¬ 
cher Unternehmen sowie der unter Buchstabe b gettanr\- 
ten staatseigenen Unternehmen fOr die unter jenem 
Buchstaben genannten Ziele, falls artdere Finanzierurtgs- 
formen nicht geeignet sind; 

iii) Erleichterung des Zugangs zu inländischen und intematio- 
iwlen Kapitabnärlden für privatwittschaftlicha Unternehmen 
oder arKlere unter Ziffer i bezeichnete Unternehmen zur 
ErfQlluttg der unter der gerannten Ziffer erwähnten Ziele 
durch Gewährung von Garantien, falls atxlere Finanzie¬ 
rungsformen nicht geeignet sind, sowie durch Fntanzbera- 
tung ur>d sonstige Formen der Unterstützung; 

iv) Einsatz von Sonderfondsmitteln entsprechend den für ihre 
Verwendung gehenden Übereinkünften; 

v) Gewährung von Darlehen oder BeteOigung an Dartehen 
sowie Bereitstellung technischer Hilfe zum Wiederaufb«i 

oder zum Ausbau der für die Entwicklung einer Privatwirt¬ 
schaft und den Übergang zur Marktwirtschaft erforderlichen 
Infrastruktur einschließlich Umweltprogramme. 


im Sinne dieses Absatzes gilt ein staatseigenes Unternehmen nur 
dann als auf Wettbewerbsgrurtdlage arbeitertd, wenn es wei- 
surtgsungebunden ist und in einem vom Wettbewerb geprägten 
marktwirtschaftlichen Umfeld tätig ist sowie dem Konkursrecht 
unterliegt. 

(2) i) Das Direktorium überprüft mindestens einmal jährlich 
die Geschäftstätigkeit und die Kreditvergabestrategie 
der Bank in den einzelnen Empfängerländem, um 
sicherzustellen, daß dem Zweck und den Aufgaben 
der Bank nach den Artikeln 1 utkI 2 voll enlsprochen 
wird. Beschlüsse auf der Gundlage eirter solchen 
Überprüfung bedürfen einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der Direktoren, die mindestens drei Vier¬ 
tel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten. 


ii) im Ftahmen dieser Überprüfung werden unter ande¬ 
rem die Fortschritte der einzelnen Empfärtgerfänder 
bei der Dezentralisierung, Beseitigung der Monopole 
und Privadsierurrg sowie die jeweWgen Anteile der 
Darlehen an privatwirtschaftiicha Untemehtnea an 
staatseigerte Unternehmer«, die sich kn Übergang zur 
Teilnahme an der Marktwirtschaft oder in Privatisie- 
rur«g befinden, für Infrastruktur, technische Hilfe und 
sonstige Zwecke geprüft. 


(3) i) Ur«beschadet der in diesem Artikel genannten sonsti¬ 
gen Tätigkeiten der Bank werden höchstens vierzig 
(40) V. H. des Gesamtbetrags der von rfer Bank 
gewährten Darlehen, Garantien ur«d Ki^JitaBieteili- 
gurrgen «jem staatlichen Sektor zur VerfOgurtg 
gestellt Diese prozentuale Einschränkung gilt 
zunächst für einen Gesamtzeitraum von ztwei (2) Jah¬ 
ren ab dem Tag der Aufnahme der Geschäftstätigkeit 
der Bank, tfanach für jedes einzelne Geschäftsjahr. 


in particular to fadlitate or enhance the participation of 
private and/or foreign Capital in such enterprises; and 


(c) by Underwriting, «where other means of financing are not 
appropriate, the equity Issue of securities by both private 
sector enterprises and such state-owned enterprises 
referred to in (b) above for the er«ds mentioned in that 
Subparagraph; 

(iii) by fadlitatmg access to domestic and international capital 
n«arkets by private sector ertterprises or by «}ther enterprises 
referred to in stjbparagraph (i) of this parz^iraph for the ei«ds 
mentiotred in that subparagraph, through the Provision of 
guarantees, where olher meara of finandrtg are not appro¬ 
priate, and through fir«ar«dal advioe and other forms of assist- 
ance; 

(iv) by deploying Spedal Funds resources in accordance with the 
agreements determinirrg their use; and 

(v) by maldng or pailicipating in loans and provkfing technical 
assManoe for the racottslniclion or developmant of infta- 

structure, ir«duding environmental programmes, necessary 
lor private sector development and the transition to a mar¬ 
ket oriented economy. 


For the purposes of Ihis paragraph, a state-owned enterprise 
shall not be regarded as operating competitively uniess it operates 
autoftomously in a competitive market errvirorrment ar«d uniess it 
is subject to bankruptcy laws. 

2. (i) The Board of Directors shall review at least annually 

the Bank s operations and lerxling strategy in each 
redpient country to ensure that the purpose and the 
funcborrs d the Bank, as set out in Artides 1 ar«d 2 of 
this Agreemeirt, are fully served. Any dedsion pur- 
suant to such a review shall be taken by a majority of 
r«ot less than two-thirds of the Directors, representing 
not less than three-fourths of the total voting power of 
the members. 


(ii) The sakf review shaN involve'the consideration of, 
fetter aHa, each redpient countiy's progress made on 
decenlraiization, demonopoSzdion and privatization 
and the relative shares of the Bank's lendfetg to pri- 
«rate enterprises, to state-owned enterprises fei the 
prooess of transition to partidpation in the market- 
oriented ecotKtmy or privatiza&tn, for feifrastructure, 
for technical assistance, and for other purposes. 


3. (0 Not more than förty (40) per Cent of the amount of the 

Bank's total committed loans, guarantees and equity 
investments, «rithout prejudice to its other operations 
referred to in this Artfe^, shall be provided to the state 
sector. Such percentage Nmit shall apply feiitially over 
a two (2) year petiod, from the dato of commence- 
ment of the Bank's operations, taking orte year with 
another, and thereafter kt resped of each subsequent 
finandal year. 
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propri6t6 et le contröle priv6s, le but 6tant rwtamment de 
fadliter ou de renforcer la participation des capitaux 
priv6s et/ou 6trangers deuis ces entreprises; 


(c) en garantissant, lorsque d'autres moyens de (inance- 
ment ne sont pas ad4quats, t'ömission de litres par des 
entreprises du secteur priv4 et des entreprises d'Etat 
telles que oettes visöes ft l'alinfta (b) d-dessus aux fins 
mentionnftes dans cet alinfta; 

(ijj) en facilitant l'accfts des marchfts de capitaux nationaux et 
intemationaux aux entreprises du secteur privft ou aux autres 
entreprises visftes ft l'alinfta (i) du prftsent paragraphe aux 
fins dftcrites par cet alinfta, par t'octroi de garanties, lorsque 
d'autres moyens de finanoement ne sont pas adöquats, et 
par la mise ft disposition de conseils en matiftre financtftre ou 
de toutes autres formes d'assistanoe; 

(iv) en employant les ressources des Forvds Spftdaux conformft- 
ment aux accords dftfinissant leur utilisation; et 

(v) en accordant ou en participant ft des prftls et en foumissant 
une assistance technique pour la reconstnjcüon et le dftve- 
loppement des infrastructures, y compris les programmes 
lids ä la protection de i'environnement, nftcessaires au dftve- 
loppement du secteur privft et ft la transition vers une ftcono- 
mie de marchft; 

Aux fins du prftsent paragraphe, une entreprise d'Etat n'est paS 
considftrfte comme fonctionnant de maniftre ooncurrentielle si eite 
n'est pas gftrfte de facon autonome dans un environrwment de 
marchft corxxirrentiel et si eile n'est pas soumise aux lois rftgis- 
sant la faillite. 

2. (i) Le Conseil d'administration procftde ft un examen au 

moins annuel des opftrations et de la stratftgie de la 
Banque en matiftre de prftts dans chaque pays bftnft- 
ficiaire pour s'assurer que l'objet et la mission de la 
Banque tels qu'ils sont dftfinis aux artides 1 et 2 du 
prftsent Accord sont pleinement remplis. Toute dftd- 
sion rftsultant de cet examen est prise ft la majofitft 
des deux tiers au moins des administrateurs, reprft- 
sentant au moins les trois quaits du nombre total des 
voix attribuftes aux membres. 


(ii) Cet examen comprend, entre autres, l'analyse des 
progrfts rftalisfts par chaque pays bftnftficiaire en 
matiftre de dftcentralisation. de dftmantftlement des 
monopdes et de privatisation de son ftoonomie; 11 
Uent compte ftgalement de la proportion des prftts 
consentis aux entreprises privftes et aux entreprises 
d'Etat engagftes dans un processus d'ftvolution vers 
l'ftcoTKynie de marchft ou de privatisation, au titre des 
infrastructures, de l'assistance technique et ft d'autres 
fins. 


3. (i) Sans prftjudice des autres opftrations visftes par le 

prftsent article, quarante (40) pour cent au plus du 
montant total des ertgagements de la Bant^ en 
matiftre de prftts, de garanties et de prises de partici¬ 
pation, sont consacrfts au secteur d'Etat. Dans un 
Premier temps, cette ümite s'appliquera pendant une 
pftriode de deux (2) ans considftrfte globalement ft 
compter du dftbut des opftrations de la Barx^ue, puis 
pour chaque exerdce ultftrieur. 


npeAnpHnrun e qennx oftnerMeHMR ero nepexo^a b 

MaCTHyiO COÖCTBeHHOCTb M nOfl MaCTHbrft KOHTpOnb; B 
sacTHocTM, Ane Toro, wrodbi oftner^HTb unu cfKxx>6cT- 
BoeaTb yHacTUK) saCTHoro m/m/im MHOcrpaHHoro Kanu- 
Tana B TBKMX npeAnpMnTMBx; h 

(c) KOTAa ApyrMe cnocodu <t>MHaHCMpoBaHHfl Heqenecoo- 
ftpasHbi, rapaKTnpoeaHHoe pasMeutOHMe qeHHbix 
^Mar, BbinycKaaMbix KaK npOAnpiuniMMH MacTHoro 
ceKTopa. Tax m rocyAapcreeHHbiMH npeAnpMrminMM, 
ynoMflHyruMM e npAnyHKre (b) Bbiuie, Ana qeneft, yica- 

aaHHMX B 3 T 0 M noAfiyHicTe; 

(iii) odnerHeHue APcryna npeAnpuarMA HacTHoro cexropa m 
A pyrttx npeAnpMfrmft, ynoMriHyTbix e noAnyHioe (i) Kacro- 
aufero nyHicra. k BHyrpeHHMM m MextA/HapoAHbiM pbiHKaM 
Kantrrana Ana AOcnoKeHMa qenefl, yxasaHHUx a tom xre 
noAnyHKTe, nyreM npeAOCTaa/ieHMa rapaHTMft, KorAa 
HeqenecooftpasHO npuMeHarb ppyrm cpeAcraa d)MHaHCM- 
poeaHMa, a Taioxe nyreM npeAOcraeneHMa rptmaHcoBbix 
KOHCynbTaqMüi h OKasaHna coAeäcraMa a Apyrrx (tx>pMax; 

(Kr) pasMeu^eHHe pecypcoB cnequanbHbix 4 x)haob b coot- 
aeTCTBMM c cornaujeHMaMM, onpeAenaioupiMM hx Mcnonbao- 
aaHMe; m 

(v) npeAocTaaneHMe khm yMaciMe a saAMax M oKaaaHMe Tex- 
HMHecKoro CQAeAcTBMa Ana peKOHCTpyKqMM wm paa- 
BMTua MHqjpacTpyKTypbi, BKnioMaa npMpoAOOxpaHHbie 
nporpaMMu, HeoftxoAMMOM Ana pasBMTMa KacTHoro cex- 
Topa H Ana nepexoAa k aKOHOMaxe, opHeHTMpoBaHHOH Ha 

pbIHOK. 

ßfw qeneA Hacroaiqero nyHtcra rocyAapcraeHHfaiM npeAnpM- 
aTHeM, AaAcrayioutMM a KOHtcypeHToA pmhohhoA cpeAe, chmts- 
erca Tonaxo to npeArv>MaTMe, Koropoe AeAcrayer csmocto- 
arenbHO a KOHKyjDeHTHOM pbihomhom cpeAe m noAnaAaer noA 
saKOHOAarenbCTBO o öaHKpoTCTBe. 

2 . (i) CoBBT AapeKTopoe He pexre oahoto pasa e roA. 

paccMarpHBaer ocyuiecranaeMbie b KaxrAOä 
CTpaHe-nonyMarene onepaqHH BaHxa m ero crpare- 
mio b oftnacTH npeAocraBneHMa saAMoe Ana o 6 e- 
cneneHMa nonHoro codniOAftHMa qeoH m 4 >yHtC 4 MA 
EaHKa, KBK OHH onpeAeneHbi b crarbax 1 h 2 hbcto- 
au^ero CornauieHHa. /Iioftoe peujeHHe, BbrreKaioutee 
M 3 yxasaHHoro paccMorpeHMa, npaHMMaerca 
ftonbUJHHCTBOM He MOHee AByx TpereA AapaxTopoB, 
npeAcrasnaioutHX ne Menee rpex MereepTeM ot 
oftutero KonHHecraa ronocoa. Ha Koropoe hmbiot 
npaeo HneHw. 

(ii) VKasaHHoe paccMorpeHHO aicnioMaeT, iwmhmo 
npoHero, paccMorpeHMe nporpeoca kidkaoA 
crpaHbi-nofiyMaTena a oftnacTM ABtteHTpa/iKaaqHH, 
AeMOHononHaaqMM m paarocyAapcTanaHHa (npuaa- 
TMaaqMH), a Taioxe paccMOTpeHue OTHOCMTenbHbix 
AoneM saftMOB, ttpeAocTaanaeMbtx BanxoM nacr- 
HbtM npeAnpHaTHBM, rocyAapcTBeHHMM npeAnpn- 
aTMaM, HaxoAautMMca b npoqecce rtepexoAa x ysa- 

CTHK> B SKOHOMHxe, OpMBHTHpOBaHHOA HB pUHOK, 
HnM B npoqecce pasrocyAapcTBneHMa (npHBarasa- 
i|hm). Ha HH(}>pacTpyKTypy, na oxaaaHMe rexHHHec- 
xoro coAeAcTBun m na APy^MS qenM. 

3 . (i) rocyAapcTBeHHOMy cexropy npeAocTaenaeTca ne 

6 onee copoxa ( 40 ) npoqsHTOB cyMMu ecex saftMOB, 
rapaHTviA m MHBecTMqMM b axqMOHepHbift xanMTan, 
npeAOCTaanneMbix Bbhxom, 6 e 3 yutepfta Ana APyrax 
ero onepaqHA, ynoMaHyrux b Hacroauteft crarbe. 
yxasaHHoe npoqeHTHoe orpaHHHeHMe nepeoHa- 
ManbHo npHMenaeTca b TeneHMe AnyxneTHero 
nepHOA^ OT Aft^bi naMana onepaqMA BaHxa, npHMOM 
AByxneTHMü nepMOA noHHMaerca b SHaHeHUM Asa 
( 2 ) roAa noApaA. a Brxx^neACTBMH yxasaHHoe orpa- 
HMseHMe öyAeT oTHOCHTbca x xaxrAOMy nocneAyx>- 
tqeMy cpHHaHCOBOMy roAy. 
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ii) Unbeschadet der in diesem Artikel genannten sor^- 
gen Tätigkeiten der Bank werden je Land höchstens 
vierzig (40) v. H. des Gesamtbetrags der von ihr 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteili¬ 
gungen während eines Gesamtzeitraums von fünf (5) 
Jahren dem staatlichen Sektor zur Verfügung gestellt 


iii) Im Sinne dieses Absatzes 

a) umfaßt der staatliche Sektor die Zerdralregiwun- 
gen und GebietskOrperschaften, ttm Behörden 
sowie die ihnen gehörerxlen oder von ihnen kon¬ 
trollierten Unternehmen; 

b) gelten Darlehen oder Garantien an staatseigene 
Unternehmen, die ein Programm zur Überfüh¬ 
rung In Privateigentum urtd unter private Kon¬ 
trolle durchführen, oder Kapitalbeteiligungen an 
solchen Unternehmen r\icht als tlem staatfichen 
Sektor zur Verfügung gestellt; 

c) gelten Darlehen an einen Finartzmittier zur Wei- 
lergabe an die Privatwirtschaft nicht als dem 
staatlichen Sektor gewährt 


Artikel 12 

Grenzen der ordentlichen Geachäftstätlgicelt 

(1) Der ausstehende Gesamtbetrag der von der Bank im Rah¬ 
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit gewährten Darlehen, 
Kapitalbeteiligungen urd Garantien darf zu keiner Zeit erhöht 
werden, wenn dadurch der Gesambetrag des unverminderten 
gezeichneten Kapitals und der zum ordentlichen Kapital gehö¬ 
renden Rücklagen urxl Überschüsse überschritten würde. 

(2) Der Betrag emer Kapitalbeteiligung darf nomalerweise einen 
vom Direktorium aufgrurtd einer allgemeinen Regel als angemes¬ 
sen festgesetzten Hundertsatz des Grundkapitals des betreflert- 
den Unternehmens nicht überschreiten. Die Bank wird durch eine 
derartige Beteiligung keinen beherrschenden Gnfluß auf das 
Unternehmen anstreben; sie wird keinen derartigen Gnfluß auS- 
üben rwch eine direkte Verantwortung für die Leitung eines Unter- 
rrehmens übernehmen, an dem sie beteiligt isL es sei denn bei 
tatsächlicher oder drohender Nichterfüllung der Verpflichlungen in 
bezug auf die Beteiligurrg, bei tatsächlicher oder drohender Zah- 
lurrgsunfähigkeit des Untemehmerrs, an dem sie beteiligt isL oder 
bei Vorfiegen arxferer UmstärKfe, die nach Auffassung der Bank 
die Beteiligung zu gefährden drohen; hl diesem Fafl kann <äe Bank 
alle Maßnahnren ergraifan und alle Rechte ausüben, die sie zum 
Schutz ihrer Interessen für erforderlich erachtet 


(3) Der Betrag der von der Bank eingegangenen Kapitalbeteili¬ 
gungen darf den Gesamtbetrag ihres unverminderten eingezahl¬ 
ten gezeichneten Kapitals, htrer Überschüsse urxl ihrer allgemei¬ 
nen Rücklage zu keiner Zeit überschreiten. 

(4) Die Bank darf weder Garantien für Exportkredite überneh¬ 
men rxx^ Versicherungsgeschäfte betreSien. 


Artikel 13 

Geschäftsgrutxfsätze 

Für die Geschäftstätigkeit der Bank gelten folgende Grund¬ 
sätze: 

i) Die Bank wendet bei allen ihren Geschäften gesurxfe Bank- 
grurxfsätze an; 


(ii) For any country, rK)t more than forty (40) per cent ol 
the amount of the Bank's total committed loans, 
guarantees arxl equity Investments over a period of 
live (5) years, taking one year with another, and. 
without prejudice to the Bank's other operations reler- 
red to in this Artide, shall be provided to the state 
sector. 

(iä) Fbr the purposes of this paragraph, 

(a) the state sector indudes rtational and local gov- 
emments, their agendes, and enterprises owned 
or controlied by any of them; 


(b) a loan or guarantee to, or equity investment hi, a 
state-owned enterprise which Is hnplementing a 
Programme to adiieve private ownership arxl 
control shafl not be considered as made to the 
state sector; 


(c) loans to a finarxäal intermediary for onlerxling to 
the private sector shal not be oonskfered as 
made to the state sector. 


Arlicle 12 

Umitationa on ordlnary operations 

1. The total amount of outstandhig loans, equity Investments 
and guarantees made by the Bank in its ordinary operations shall 
rxit be increased at any time, if by such irxx'ease the total arrxHrnt 
of its unimpaired subscribed Capital, reserves arxl surpluses 
induded in its ordinary Capital resources would be exceeded. 


2. The amount of any equity investment shall not rxirmally 
exceed such percentage of the equity Capital of the enterprise 
ccmcemed as shall be determined, by a general rule, to be 
appropriate by the Board of Directors. The Bank shall not seek to 
obtain by such an investment a Controlling Interest in the enter¬ 
prise concemed and shafl not exerdse such control or assume 
direct responsRxlity for managirtg any enterprise bi which it has an 
InvestmenL excepi bi the event of actual or threatened default on 
any of its bivestments, actual or threatened insolvency of the 
enterprise in which such investment shall have been made. or 
other situations wtiKh, bi the opbikxi of the Bank, threaten to 
jeopardize such bwestmenL bi which case the Bank may take 
such actkxi and exerdse such rights as it may deem necessary for 
the protection of Ms Interests. 


3. The amount of the Bank's disbursed equity bivestments shall 
not at any time exceed an amount corresponding to its total 
unbnpaired paid-bi subscribed Capital, surpluses and general 
reserve. 

4. The Bank shall not issue guarantees for export credits nor 
undertake bisurarx» adtivities. 


Artide 13 

Operatbig prfnciples 

The Bank shall operate bi accordance with the followbig prin- 
dples: 

^ the Bank shall apply sound banking prindples to all its 
operations; 
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(ii) Ouel que soü te pays, et sans pr^judice des autres 
opdrations visöes par le prdsent article, quarante (40) 
pour Cent au plus du montant total des engagements 
de la Banque en matidre de pr6ts, de garanties et de 
prises de partidpation sont consacrds au secteur 
d'Etat perxlant une pörtode de drxi (5) ans considd- 
r6e globalement 

(iii) Aux fins du präsent paragraphe, 

a) le secteur d'Etat cocnpreixl les gouvemements 
natiortaux, les administrations locales, les orga- 
rxsmes et les entreprises qu'Ms possädent ou 
contrölent; 

b) ne sont pas considäräs comme ooncours au 
secteur d'Etat les präts et garanties accordäs ä 
des entreprises d'Etat ou les prises de partidpa¬ 
tion effectuäes au sein de telles errtreprises qui 
mettent en oauvre un Programme les privatisant 
ou faisant passer leur direction sous propriätä et 
contröle priväs; 

c) ne sont pas consMärte oomtne oonoours au 
secteur d'Etat les prdts ooitsentis & des intermä- 
diaires finandem qui les utilisent pour financer 
des opärations du secteur privä. 

Articia 12 

Limitation des opdrationa ordlnalres 

1. Le nvxitant total de l'enoours des präts, des partidpations et 
des garanties räalisäs par la Banque au titre de ses opärations 
ordinaires ne dort ä aucun rrwnent 6tre augmentä si cette aug- 
mentation entraine un däpassement du montant total de son 
Capital sodal net d'obligations, des räserves et des excädents 
compris dans ses ressources ordinaires en Capital. 

2. Le montant total de toute prise de partidpation ne däpasse 
pas, en rägle gänärale, le pourcentage du Capital sodal de 
l'entreprise concemäe que le Conseil d'administration juge appro- 
priä. La Banque ne ctiercbe pas ä obtenir par de telles prises de 
partidpation le contröle de l'entreprise concennäe; eile n'exerce 
pas un tel contröle et n'assume pas de responsabilrtö directe darrs 
la gestion des entreprises dans lesqueHes eile a investi, sauf en 
cas de döfaut ou de menace de döfaut pesant sur ses investisse- 
ments, ou en cas d'insoivabilitä effective ou potentielle de l'entre- 
prise auprös de laquelle eile a fait ces investissements, ou dans 
d'autres situations qui, du point de vue de la Barx^ue, menacent 
lesdits investissements, la Banque peut prendre toute initiative ou 
exercer tout droit qu'elle juge rtöcessaire auxqueis cas pour 
protöger ses intöröts. 


3. L'encours des prises de partidpation döcaissöes par la 
Banque ne dort ä aucun moment däpasser le montant de son 
Capital souscrit en actkxrs ft Kbftrer net d'obligations, augmentft 
des excftdents et de la röserve gftrrftrale. 

4. La Banque n'accorde pas de garanties sur des crftdits ft 
l'exportation et n'exerce aucune acUvitft d'assurance. 

Article 13 

Priticipes des opftratlons 

Les opörations de la Banque sont menftes selon les prindpes 
suivants; 

(i) la Banque applique les prirrdpes d'une saine gestion ban- 
caire dans toutes ses opftrations; 


fii) rocyAapcTBeHHOMy ceKTOpy KaKOü-nnöo crpaHbi 
npsAOCraennercn ne öonee copoxa (40) npoqeHToe 
cyMiMbi Bcex saäMOB, rapaHTMvi h viHBecTMqMü e 
aKqMOHepHbift KanMran, npeAOcraenneMbix Bshkom, 
öes yu^epöa Ann APy*'^ cro onepaqnH, ynounHyrhix 
B HacTonuteft cxaTbe, a TeneHMe nnTM/ieTHero 
rwpMpAa, npMMBM nimvieTHMit nepuoA noHMMaercn 
B SHaMeuMM ruTTb (5) ner rxvtpnA- 

Oii) ßfw qeneit Hacronutero nyHicra: 

(a) rocyAapcTBeHHbiAceKTopBKnioMaeTiteKTpanb- 
Hbie M MecTHbie opraHbi Bnacrvi, hx ynpe- 
xrABHMB, a TaiOKe npeAnpHBTHn, KOTopue 

HaxoArmcn b hx coöcTBeHHOCTM m/ih mA 
KOHTponeM; 

(b) saeM MIM rapaHTMn, unu MHBecTMqMM b aKquo- 
HepHWfl Karorran rocyABpcreeHHoro npeA- 
npHimm, Koropoe ocyuiecranneT r^JorpauMy, 
HanpasneHHyio Ha nepexQA b MacTHyio coöcr- 
BeHHocn» M noAHacTHbift KOHxponb, He paccua- 
TpHBaiOTCB KBK npeAOCTaBnneMbie rocyAapcT- 
eeHHOMy cetcTopy, 

(c) saflMfai,' npeAPcraanneMbie «{xtHaHOOBOMy noc- 
peiAUMKy c iienbio nepsAauM mx MacnroMy oex- 
TOpy, He paccMarpHBaiOTcrr Kax npeAOcraBnne- 
Mbie rocyAapcTBeHHOMy ceicropy. 

CraTM 12 

OrpaMNseHMii no oömhhmm onepaqiuiM 

1 . Oöu^ae cyMMa HemraiueHHbix saMMoe, HHBecTHqHM b bkliho- 
HepHUM Kannran h rapaHTMü, npeAocTasneHHbix BaHKOM no 
CBOMM oöbiHHbiM onepaqMnM, He Ao/urora yBe/iHMMsaTbcn hh npn 
KaxHX ycnoBHHX, ecnn npn TaxoM ysennHeHMH npeetsiujaeTcn 
oöu^an cyMMa HeoöpeMeHeHHoro xanxTana, na xoTOpbiH ocy- 
u^ecTanena noAnMcxa, pesepsoB m aKTHBHorocanbAO, Bx/iioHeH- 
Hbix B oöbNHbie o 6 u 4 He pecypcbi Banxa. 

2. CyMMa xaxMx-nMöo MHBOCTHqMM b axMMOHepHbiH xannran 
oöbTMHO He Aonxora npeebiujaTb Ty npoqeHTHyK} ao^«) axuMOHep-. 
Horo xanxTana cooTBeTcreyioinero npeAnpMflTMB, xoTopan 
onpeAenena Cobbtom A^PaxTopoB qenecooöpasHOH no 
oöu^eMy npaBMjiy. Banx ne CTpeMHTcn nyreM raxHx HHBecTMqHü 
X rx)nyMeHMio xoHrponbHoro naxera axqMü cooTBeTCTByxxqero 
r^AnpHHTHfl M He ocyiAecTBiweT xoHrponb wih ne necer 
HerxrcpeACTBeHHOft OTBeTCTBeHHocTH sa ynpasneHMe nioöbiM 
npeAnpMBTHeM, b xoTopoe oh snorxHn xanirran, xpoMe rex 
cnynaeB, xorAa pesb »weT o cpaxTHHecKOH'HeynnaTe no xaxMM- 
/tMöo ero MHBecTMt|HnM, o rpaxTHHecKoA HennarerxocrwcoöHo- 
CTM npeAtVonm, b xoropoe BaHx bikuxmii xarmran, muh o6 
yrpose Heynnaru n HennaTexcecnocoöHOcni, imöo o pp^thk 
CMTyaqMRX, mropbm, no MHeHuio BaHxa, Moryr nocraBurb noA 
yrposy yxasaHHue HHeecTMqHH; b tbxom cnysae Banx Morxer 
npHHMMaTb TaxHe uepu m ocyu|ecTB/«iTb Taxue npaaa, xoropue 
OH coHTer HeoöxoAMMbtMH AtM sauiHTbi caoHX MHTepecoa. 

3. CyMMa HHsecTHqMft Banxa b oiviaMeHHbiH axqMOHepHbiH 
xanxTeui hh b xobm cnyMae ne AoruxHa npeBbiuiarb oöu^eü 
cyMMbT HeoöpeMeHBHHoro onnaMMBaeMoro xannra/ia Bauxa, na 
KOTopbTft ocyutecTBneHa noAnucxa, axTHaHoro ca/ibAO h oöu^hx 
peaepeoB. 

4. Banx He suAaeT rapaHTUvi no axcnopTHUM xpeAuraM h hb 
saHHMaeTcn CTpaxosaHHeM. 

CTBTbfl 13 

npMHqMnM ACHTe/lbHOCTM 

BaHK AciicTByeT b cootbbtctbhh c HWxecneAyxxAHMH npxH- 
qHTiaMH: 

(i) Banx bo Bcex cbomx onepaqunx pyxoBOACTByeTCfl SAopo- 

BblMH ÖaHXOBCKHMH npHHqHnBMH; 
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ii) die Geschäftstätigkeit der Bank dient der Finanzierung 
bestimmter Vorhaben, bei denen es sich entweder um 
Eiruelvorhaben oder um Vorhaben im Rahmen bestimmter 
Investitionsprogramme handeln kann, sowie der Bereitstel¬ 
lung technischer Hilfe zur Erfüllung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben nach den Artikeln 1 urtd 2; 

iii) die Bank finanziert kairte Vorhaben kn Hoheitsgebiet emes 
Mitglieds, wenn dieses MilgRed dagegen Einspruch erhebt; 

iv) die Bank läßt nicht zu, daß eki unverhältnismäßig großer 
Teil Ihrer Mittel zugurrsten eines einzelnen Mitglieds ver¬ 
wendet wird; 

v) die Bank achtet bei allen ihren Kapitalanlagen auf eine 
angemessene Streuurtg; 

vi) ein Darlehen oder eine Garantie wird erst dann gewährt 
oder eine Kapitalbeteffigung wkd erst dann eingegangen, 
wenn der Antragstelier einen geeigneten Vorschlag einge¬ 
reicht und der Präsident der Bank dem Direktorium einen 
auf eine Untersuchung der Bank gestützten schriftlichen 
Bericht mit Empfehlungen vorgelegt hat; 

vR) die Bank stett keine Fkwnzietungamillel oder Fazitäten 
zur Verfügung, wenn der Ant ragste äe r anderweitig ausrei- 
cherxfe Finanzierungsmittel oder FazWtäten zu Bedingun¬ 
gen erhalten kann, die der Bank als ihm zumutbar erschei¬ 
nen; 

viii) bei der Beschaffung oder Garantierung von Finanzierungen 
wird die Bank gebührend berücksichtigen, ob der Darle¬ 
hensnehmer und gegebenenfals der Bürge Aussicht bie¬ 
ten, ihre Verpflichtungen aus dem Finanzierungsveitrag zu 
erfüllen; 

ix) im Fall eines von der Bank gewährten direkten Darleherrs 
gestattet die B 2 mk dem Darlehensnehmer die Inanspruch¬ 
nahme der Mittel nur in Höhe der tatsächlich entstehenden 
Ausgaben; 

x) die Bank wird sich bemühen, ihre Mittel durch Verkauf von 
Kapitalemlagen an private Anleger wieder zu mobilisieren, 
wann immer dies angemessen utkI zu zufriedenstellenden 
Bedingungen möglich ist; 

xi) bei Kapitalanlagen in eirtzelnen Untentehmen gewährt die 
Bank ihre Firtanzierungsmittel zu Bedingungen, die ihr unter 
Berücksichtigung des Bedarfs des Untemehmerts, dar von 
der Bank übernommenen Risiken urtd der von privaten 
Anlegern für ähnliche Finanzierungen üblichenweise erziel¬ 
ten Bedingungen angemessen erscheinen; 

xii) die Bank unterwirft die Beschaffung von Waren urtd Diertst- 
leisturtgen kt einem Laitd mit Hilfe der Mittel aus Dartohert, 
Kapitalanlagen oder sortsOgen Fmanzierurtgan, dte kn Rah¬ 
men der ordenUichan oder der besortderen Geschäftstätig¬ 
keit der Bank getätigt worden sirtd, kekterlei Beschränkun¬ 
gen; kt allen geeigneten Fällen macht sie ihre Dartohen urtd 
sortstigen Geschäftstätigkeiten von der Durchführurtg inter¬ 
nationaler Ausschreiburtgen abhärtgig; 

xiii) die Bank trifft alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzu¬ 
stellen, daß die Mittel aus Darlehen, welche die Bank 
gewährt oder garantiert oder an denen sie sich beteiligt hat. 
oder aus Kapitalbeteiligungen nur für die Zwecke, für die 
das Darlehen gewährt oder die Beteiligung eingegangen 
worden ist, und unter gebührender Berücksichtigung von 
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit verwendet wor¬ 
den. 

Artikel 14 

Bedlngungeii für Darlehen und Garantien 

(1) Bei Darlehen, welche die Bank gewährt oder garantiert oder 

an denen sie sich beteiligL werden die jeweiligen Bedingungen, 

darunter diejenigen für die Zahlung von Kapital, Zinsen und 


(ii) the operations of the Bank shall provide for the financing of 
specific projects, whether individual or in the context of 
specific investment programmes, arxf for technical assist- 
ance, designed to fulfil its purpose and functions as set out 
in Artides 1 and 2 of this Agreement; 

Ciii) the Bank shaH not finartce any undertaking in the territory of 
a member if that member Objects to such finarKing; 

fiv) the Bank shall not allow a disproportionate amount of its 
resources to be used for the benefH of any member; 

(v) the Bank shall seek to maintain reasonable diversification in 
all its investments; 

(vi) befora a loan, guarantoe or equity krvestment is granted, 
the appNcant shal have stAmüted an adequate proposal 
and the President of the Banlcshatl have presented to the 
Board of Directors a written report regarding the proposal, 
togelher with recommendations, on the basis of a staff 
study; 

(vR) the Bank shal not undertake any financing, or provide any 
farJWes, when the appficanl is able to obtakt sufficient 
financing or facüities elsewhete on terms and oonditions 
that the Bank considers reasonable; 


(viii) in providing or guaranteeing finarKing, the Bank shall pay 
due regard to the prospect that the borrower and its guaran- 
tor, if any, will be kl a Position to meet thek obügatiorts under 
the finarKing contract; 

Cix) in case of a direct loan made by the Bank, the borrower shall 
be permitted by the Bank to draw its funds only to meet 
expenditure as it is actually incurred; 

(x) the Bank shall seek to revolve Hs funds by selling its 
investments to private kivestors whenever it can appropri- 
ately do so on satisfactory terms; 

(xi) in its investments ki kxfividual enterprises, the Bank shall 
undertake Hs financing on terms arid oonditions which it 
cortsiders appropriate, takirtg into acoount the requkements 
of the enterprise, the risks beirtg urxlertaken by the Bank, 
and the terms arvt oonditions rKrmally obtained by private 
Investors for similar financirtg; 

(xii) the Bank shal place no restridion upon the procurement of 
goods and Services from any courttry form the prooeeds of 
any loen, investment or other financing undertaken in the 
ordinary or spedai operations of the Bank, and shall, ki all 
appropriate cases, make its loans and other operations 
conditional on international kivitations to tender being ar- 
ranged; and 

(xiii) the Bank shall take the necessary measures to ensure that 
the proceeds of any loan made, guaranteed or partidpated 
kl by the Bank, or any equity kivestmerrt, are used only for 
the purposes for which the loan or the equity investment 
was granted and with due attention to considerations of 
economy and etticiency. 


Article 14 

Terms and condMons for loans and guarantees 

1. In the case of loans made, partidpated ki, or guaranteed by 
the Bank, the contrad shall establish the terms and conditions for 
the loan or the guarantee concemed, kiduding those relating to 
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(ii) les opörations de la Banque assurent te financemenf de 
projets sp^riques, qu'ils soient ponctuels ou qu'ils s'inscri- 
vent dans le cadre de prograrnmes spMfiques d’investisse- 
ment, ainsi que la mise en oeuvre de l'assistance technique, 
correspondant ä l’objet el aux fonctions d^crits aux articles 
1 et 2 du präsent Accord; 

(iii) la Banque ne financeaucuneentreprisesurletenttoired’un 
metnbre si celui-ci s'y oppose; 

(iv) la Banque ne permet pas qu'une part disproportionnöe de 
ses ressources sott employöe au proftt de Tun quelconqua 
de ses membres; 

(v) la Banque s'efforoe de maintenir une diversification raison- 
nable en ce qui oonoeme ses kivestissements; 

(vi) avant qu'un prdt ou une garantie ne soient acoonMs, ou 
qu'une prise de partidpation ne sott röaliste, le deman^r 
doit avoir soumis une proposttion adöquate et le President 
de la Banque doit avoir prösent4 au Conseil d'administra- 
tion un rapport 6crit concemant la proposition, ainsi que ses 
recommandations, ötabUes sur la base d'une 6tude t6aüsäe 
par les servicas de la Banque; 

(viO ia Banque n’acoorde aucun linanoemenl ni aucune facttttö 
lorsque le demandeur peut obtenir ailleurs des linanoe- 
ments ou fadlit6s suftisants, selon des oondttions et moda- 
litös que la Banque juge raisonnables; 

(vüi) la Banque, en acoordant ou en gararrtissant un finance- 
ment, donne l'importanoe qui lui est due ä l'exanten de la 
capactt6 de l'emprurtteur et, te cas dchdant, du garant, de 
faire face ä leurs engagements dans le cadre du oontrat de 
financement; 

(ix) lorsque la Banque accorde un prdt direct, eile n'autorise 
l'emprunteur ä prdlever les fonds que pour couvrir les frais 
au für et ä mesure qu'ils ont engagös; 

(x) chaque fois qu'elle peut le faire de maniöre appropride et 
dans des conditions satisfaisantes, la Banque s'efforce de 
renouveler ses ressources en cMant ses investissements ä 
des investisseurs priv6s: 

(xi) la Banque, selon les conditions et modaiitös qui lui parais- 
sent appropri^s, procöde des investissements dans des 
entreprises individuelles en tertant oompte des besoins de 
ces entreprises, des risques qu'elle encourt, ainsi que des 
conditions et rrradalitös qui sont normalement obtenues par 
les investisseurs priv^s pour des financements similaires; 

(xii) la Banque n'knpose aucurte restriction l'utilisation du 
produit d'un pr6t, d'un irweslissement ou d'un autre firtance- 
ment consentis dans le cadre de ses opörations ordinaires 
ou au titre de ses op^ations spödales, en vue de raoquisi- 
tion de biens et de Services dans quelque pays que ce sott; 
dans tous les cas approprids, ses pröts et autres opörations 
sont accordös sous rteerve de l'organisation d'appels d'of- 
fres intemationaux; et 

(xlii) la Banque prend les dispositions nöcessaires pour s'assu- 
rer que le produit d'un pr6t quelconque consenti ou garanU 
par eile ou auquel eile participe, ou de toute prise de 
partidpation en Capital est employä exclusivement aux Tins 
auxquelles ledit pr£t ou ladite partidpation a 4tö accordöe, 
en donnant aux considdrations d'^conomie et d'efficadtö 
l'importance qui leur est due. 


Article 14 

Conditions et modalltis d’octrol des pr£ts et des garanties 

1. Les contrats de pr6ts consentis par la Banque, auxquels eile 
partidpe ou qu'elle garantit, en fixent les conditions et modalitds, 
notamment en ce qui concerne le remboursement du prindpal, le 


(ii) onepaqMM BauKa oöecnoHMBaioT rbviHaHCMpoBaHMe koh- 
KpeTHbix npoeKTOB, kbk MHflMBMflyanbHbix, rax m b paMKax 
KOHKpeTHbix MHBecTviqMOHHbix nporpaMM, a raiOKe tbxhm- 
HecKoro coAeüCTBnn b cooTBeTCTBMM c qenbio n (pyuK- 
qHBMM, onpe/^eneHHbiMM b CTarunx 1 m 2 HacTonu^ero 
CornaiueHun; 

Ciii) BaHK He (pMHaMCMpyeT HHKaKMX MeponpMtrrMA na reppu- 
TopMM KaKoro-nMdo MneHa, ecjiM stot snoH Boapaxcaer 
npoTMB TaKoro rpMHaHCMpoBaHMn; 

Ov) EaHK He AonyctcaoT HenponopqnoHanbHoro Mcnonuso- 
BaHMB CBOHX pocypcoB B tionbsy KaKoro-nMöo sneHa; 

(v) BaHK crpeMMTcn k pasyMHOfl AtwepcMrpMKaqHH ecex 

CBOMX MHSeCTMMMfl; 

(vi) pp npeAocraBnBHMfl KaKoro-mdo saflMa, rapaHTMM HnH 
MHBecTMqHM B aKMMOHepHfaifi Karmran, sanBurenb ApniKeH 
npeAcraBMTb cooTBeTcrayioutee r4>eAno)KeHMe, a npesH- 
ppHT BaHKa ppnmiBH npepprsBMXh Coeery AnpercropoB 
riMCBMeHHoe saKmoHeHue b OTHoureHHH sroro npe/(- 
noKeHMn BMecre c peKOMeHAaqMBMM na ochobb MccneAO- 
BaHMR, BfamonHBHHoro corpyAHMicaMM BaHKa; 

(vfi) BaHK HB npei/qocTaBimeT HMKBKoro «{xMaMCMpoBaHMB m hb 
OK asbrnaer HMKato« ycnyr, mrpp sansHrenb moncbt 
nonyviHTb /^ocraTOHHoe (pMHaHCMpoBaHMe Mnn ycnym ms 

PPyTMX HCTOHHMKOB Ha yCnOBMBX, KOTOpwe BaHK CMMTaeT 
pasyMHbiMM; 

(viU) npM npeAPcraaneHMM m/im rapaHTMpoeaHMM (pMHaHCMpo- 
BaHMB Baiec AOiOKHUM odpasoM yHHTbiBaaT BosMOJKHOcTb 
BfamonHeHMB saeMuptKOM m ero rapaHTOM, npM HanuHMM 
TaKOBoro, CBOHX odflsarenbCTB no Aoroeopy o rpHnancH- 
poBaHMM; 

(ix) B cnyHae npeAOCTaBneHMn Bshkom npnuoro saHua saeu- 
iqMK nonynaeT ot BaHKa paspeujeHne HtxionbsOBaTb ero 
cpeACTBa TonbKO no uepe BosHMKHOBeHMB hboöxoahmo- 
CTM b pacxoAax; 

(x) BaHK CTpeMMTCH K nepMOAHMBCKOMy o6HoeneHHK> cbomx 
dxsHAOB nyreM npoAaxM cbomx mhbbctmiimH nacTHbiM 
MHBecTopaM, KorAa oh Moxrer ocymecrannTb TaKMe one- 
paqMM Ha yAOBneTBopMrenbHux ycnoBMnx; 

(xi) npM MHBBCTMpoBaHHM B MHAMBMAyanbHbie npeAnpMnTMB 
Bbhk ocyutecTBnsrer rpHnaHCMpoBaHMe hb ycnoBMBX, 
KOTopwe OH CMMTaeT npMeMneMbiMH, yMMTbiBan noTpeöHO- 
CTM npeAnpMHTHn, pmckm, KOTopue BaHK npMHHMaeT na 
cedB, a TaioKe ycnoBMB, oCumho nonyMaeubie MacrnbiMM 
MHBecTopaMM npM aHemrxTiMHOM cpHHaHCMpoBaHMM; 

(xii) BaHK He ycraHaBnHBaeT KaKHx-nMöo orpaHviMeHMtt Ha 
npModpeTeHMe ToeapoB M ycnyr M3 niodoA crpaHU sa CMBT 
cpeACTB KaKoro-nndo saÄjvia, MHBecTMqMfi MnH Apyroro 
tpHraHCHpoBaHMn, ocynAecranneMb« ix> odMMHbtM Mnn 
cneqManbHbiM onepaqMBM Banna, m bo Bcex cooTBercr- 
ByKxqMx cnyMBRX Bbhk npeAOcraBnneT cbom saAMbi m ocy- 
utecTBnneT APytMe onepaqMM Ha ycnoBMBX opranMsaqMM 
Mex<AyHapoAHbix Toproa; m 

(xiii) Bbhk npMHHMaeT HeodxoAMMbie uepbi A^n toto, MTodu 
cpeACTBa ot KaKoro-nndo saAua, npeAOcraBneHHoro nnn 
rapaHTMpoBBHHoro BaHKOM, khm aaüMa, b kotopom Bbhk 
npMHRn yMacTMe, nndo ot yMacTM« BaHKa b aKUMOHepnoM 
KaoMTeuie HcnonbSOBanMCb TonbKo b qennx, Ann KOTopbix 
Bbhk npeAocraBHn yKasaHHbiA saeu mom npMHnn ysacTMe 
B BKMMOHepHOM KartMTanB, AOtbKHbIM OdpaSOM yMMTbiSan 
npM 3TOM COOdpaXCeHMfl SKOHOMMH M sdxpeKTHBHOCTM. 


CraTbH 14 

ycnoBMii npeAocraBneHMii saüMOB h rapaHTMü 

1. B cnysae npeAocraBneHMn Bshhom saAMoe, ynacTHn 
BaHKa B HMX M/iM BWAaMM BaHKOM rapBHTMA ycnoBMB npeAOCTB' 
BneHHfl yxasaHHoro saAua mom rapaHTMM onp>eAenBK>TCB b Aoro- 
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sonstigen Gebühren und Spesen, sowie die jeweiligen Fälligkeits¬ 
und Zahlungstermine im Vertrag festgelegt. Bet der Festsetzung 
dieser Bedingungen trägt die Bank tler erforderlichen Sicherung 
ihrer Einnahmen voll Rechnung. 

(2) Ist der Empfänger eines Darlehens oder einer Oarleherrs- 
garantie nicht selbst Mi^Hed, sondern ein staatseigenes Unter¬ 
nehmen, so kann die Bank, wenn dies wOnschenswert erscheint 
unter Berücksichtigung des fOr OffenMche und im Übergang in 
Privateigentum utKf urtter privater Kontrolle beärKfliche staatsei- 
gene Unternehmen geeigneten unterschiedtichen Vorgehens ver¬ 
langen, daß das oder die Mitgfieder, in deren Hoheitsgebiet das 
betreffende Vorhaben durchgefOhrt werden soll, oder eine der 
Bank annehmbar erscheinende Affentüche Stelle oder Einrichturtg 
des oder der betreffenden Mitglieder rfie ROckzahkirtg des Ks^Ji- 
tals und die Zahlung der Zinsen urxi sonstigen Gebühren urtd 
Spesen für das Darlehen rtach Maßgabe der jeweiligen Darfe- 
hensbedingungen garantieren. Die diesbezOs^iche Praxis der 
Bank wird unter gebührender Berücksichtigung ihrer Kreditwür¬ 
digkeit alljährlich vom Direktonum überprüft 

(3) Im Darlehens- oder Garantievertrag wird ausdrücklich fest¬ 
gelegt in welcher Währung oder welchen Währuttgen alle ver- 
tragik^ten Zahlungen an rfie Bank zu erfolgen haben, oder <]b sie 
in ECU zu erfolgen haben. 


Artikel 15 

ProvIskMten und Gebühren 

(1) Die Bank erhebt außer den Zirtsen eirte Provision für Dar¬ 
lehen, die sie im Rahmen ihrer ordentRchen Geschäftstätigkeit 
gewährt oder an denen sie sich in diesem Rahmen beteiligt. Die 
Bedingungen für diese Provision werden vom Direktorium fest¬ 
gelegt. 

(2) Bei der Garantierung eines Darlehens im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäftstätigkeit oder der Übernahme von Wert¬ 
papieremissionen erhebt die Bank als angemessene Entschädi- 
gur>g für die von ihr übernommenen Risiken Gebühren, deren 
Höhe und Zahlungstermine vom Direktorium festgelegt werden. 

(3) Das Direktorium kann beliebige andere Spesen der Bank im 
Rahmen ihrer ordentiichen Geschäftstätigkeit sowie Provisionen, 
Gebühren oder sonstige Spesen im Rahmen ihrer besorfoeren 
Geschäftstätigkeit festsetzen. 

Artikel 16 
Sonderrückiage 

(1) Die nach Artikel 15 von der Bank eingenommenen Provisio¬ 
nen und Gebühren werden als Sondenüddage zuiOckgesleltt, (Se 
zur Deckung von Verlusten der Bank nach Artikel 17 verwertdet 
wird. Die Sonderrückiage wird in einer von der Bank zu beschlie¬ 
ßenden Form yquide angelegt 

(2) Stellt das Direktorium fest, daß die Sonderrückiage aus¬ 
reicht, so kann es beschließen, daß die Provisionen oder Ge¬ 
bühren künftig ganz oder teilweise zu den Einnahmen der Bank 
gehören sollen. 

Artikel 17 

Methoden der Deckung von Verlusten der Bank 

(1) Tritt bei Darlehen, welche die Bank im Rahmen ihrer ordent¬ 
lichen Geschäftstätigkeit gewährt oder garantiert oder an denen 
sie sich beteiligt, Zahlurrgsverzug oder Nichtzahlung ein, oder 
treten bei Emissionsübemahmen oder Kapitabeteiligungen, wei¬ 
che die Bank in diesem Rahmen vomimmt, Verluste auf, so trifft 
die Bank die ihr angebracht erscheinerxlen Maßnahmen. Die 
Bank bildet angemessene Rückstellungen für etwaige Verfuste. 


payment of prindpal, Interest and other fees, charges, maturities 
artd dates of payment in respect of the loan or the guarantee, 
respectively. In setting such terms arfo oorKfitions, the Bank shali 
take fuliy into arxxxint the need to safeguard its income. 

2. Where the recipient of k>ans or guarantees of loans is not 
itsetf a member, but Is a staie-owned anterprise, the Bank may, 
when it appears desirable, beating in mind the different 
apptoaches appropriate to pubäc and state-owned enterprises in 
traitsition to private ownership and oonliol, require the member or 
members in whose tenitory Ihe prpject ooncemed is to be carrfed 
out, or a public agecKy or arry fostrumentality of such merrfoer or 
members aoceptable to the Bank, to guarantee the repayment of 
the Principal and the payment of Interest and other fees and 
char^ of the loan in acoordance wüh the terms thereof. The 
Board of Direclors shali review arvNialfy the Bank's practice in this 
matter, payirtg due attention to the Bank's creditworthiness. 


3. The loan or guarantee corrtract shaH expressly state the 
currency or currencies, or ECU, in which all payments to the Bank 
thereunder shaH be inade. 


Article 15 

Commission and fees 

1. The Bank shaH Charge, In addttion to intefest, a Commission 
on loans made or participated in as patt of Hs ordkiary operations. 
The terms and conditions of this Commission shali be determined 
by the Board of Directors. 

2. In gu8uanteeing a loan as part of its ordinary operations, or in 
Underwriting the sale of securities, the Bank shali Charge fees, 
payable at rafes and times determined by the Board of Directors, 
to provide suitable cxxnpensation for its risks. 


3. The Board of Directors may dctermine any other charges of 
the Bank in its ordinary operations and any Commission, fees or 
other charges in its special operatkxts. 


Article 16 
Special reserve 

1. The amount of oommissiOTO and fees received by the Bank 
pursuant to Articie 15 of this Agreement shal be set aside as a 
special reserve which ShaH be kept for meedng Ihe losses of the 
Bank in accordance with Article 17 of this Agreemertt The special 
reserve shaN be held in such Rquid form as the Bank may deckle. 

2. If the Board of Directors determines that the size of fhe 
special reserve is adequate, it may deckle that all or part of the 
seid Commission or fees shali hertceforth form part of the income 
of the Bank. 


Article 17 

Methods of meeting the losses of the Bank 

1. In the Bank's ordinary operations, kt cases of arrears or 
default on loans made, participated kt, or guaranteed by the Bank, 
and in cases of iosses on Underwriting and kt equity investment, 
the Bank shali take such action as K deems appropriate. The Bank 
shali maintain appropriate provisions against possible losses. 
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paiement des intörfets et autres commissions ou charges, les 
echdances et les dates de paiement. En arrölant ces conditions et 
modalit^s, la Banque F>rend pleinement en compte la n4cessite de 
pröserver ses revenus. 

2. Dans le cas oü le bönöficiaire de pr6ts ou de garanties de 
pröts n'est pas un membre mais une entreprise d'Etat, la Banque 
peut, lorsqub cela lui apparalt souhaHabie, en gardant ä l'esprit 
des appraches difförentes seien ftuH s'agtt d'entrepdses p«Äii- 
ques ou d'Etat dvoluant vers un Systeme de proprio et de 
contröle privds, exiger du membre ou des membres sur le teni- 
toire duquel ou desquels le projet dolt ötre r4alis4, ou d'un 
organisme public ou de loute Emanation de ce membre ou ces 
membres agrMs par la Banque, qu'ils garantissent, conform4- 
rrtent au oontrat de prdt, le rembouieement du prindpal, le paie- 
mertt des int6r6ts et autres charges et oommissiorts Ms au pr6L 
Le Conseil d'administration procMe i un examen annuel de la 
Strategie de la Banque en ce domaine, en prenant dOment en 
compte sa solvabilitö. ’ 

3. Le contrat de prOt ou de garantie irtdique expressöment la ou 
les mottnaies, ou l'teu, dans lesquels lous les paiements dus ä la 
Banque au titre de ce prM ou de cette garantie seront effectuds. 

Article 15 

Commission et redevanoes 

1. La Banque pergott, en sus des intdrdts, utm Commission sur 
les prdts qu'elle consent ou auxquels eile participe au tHre de ses 
opörations ordinaires. Les corxlitions et modantös de cette Com¬ 
mission sont fix^es par le Conseil d'administration. 

2. Lorsqu'elle apporte sa garantie ä un pr§t dans le cadre de 
ses op^rations ordinaires, ou lorsqu'elle garantit la vente de titres, 
la Banque pergoit, comme juste oompensation des risques qu'elle 
assume, une redevance payabie selon des taux et ä des dates 
fix6s par le Conseil d'administration. 

3. Le Conseil d'administration peut fixer les autres charges ä 
payer au titre des opörations ordinaires de la Banque ainsi que les 
commissions, redevances et charges diverses afferentes aux 
operations speciales. 

Article 16 
Reserve spteiale 

1. Le montant des commissions et redevartoes peigu par la 
Banque an vertu de raiHde 15 du present Acoord est oocistitue en 
rdserve spdciale que la Banque oonserve pour faire face 4 ses 
pertes conformerrtent ä ^^uticie 17 du present Acoord. La rdserve 
spedale est conservee sous la forme de liquidite que la Banque 
jugera appropriee. 

2. Si le Conseil d'administration estime que le montan! de la 
reserve sp6cia!e est süffisant, il peut decider que tout ou partie 
desdites commissions ou redevances seront desormais consi- 
deres comme faisant partie des revenus de la Banque. 

Article 17 

Methodes permettant <i la Banque de faire face ä ses pertes 

1. Pour ses op4rations ordinaires, en cas d'arriörds ou de 
ddfaut de paiement reJatifs aux prftts qu'etles a consentis, aux¬ 
quels eile participe ou qu'elle garanttt, et en cas de pertes Mes ä 
des garanties d'^isskxi ou ä des prises de partidpation, la 
Banque engage toute action qu'elle juge appropride. La Banque 
conserve des provisions süffisantes de fagon ä couvrir les pertes 
Eventuelles. 


Bope, BK/iKHan ycnoeim BbinnaTbi ocHooHoro Aonra, npoqeHToe, 
cöopoB, HaMMcneHMü, epoKOe m flar nnarexa no saüMy innn 
rapaHTMM cooTBercTBeHHo. flpw onpeAeneHiiM stmx yenoenü 
BaHK B nonHOü Mepe yHHTbieaeT HeodxoflMMOCTb odecneHeHtm 
CBOMX flpxof^oa. 

2. B Tex enysanx, KorAa nonysaretib saMMOB tuiM rapaHTMÜ no 
saüMaM He nannercr« sneHOM, ho nenneTcn rocyAapcraeHHbiM 
rtpeArpMRTMeM, Eshk MoxteT, ecriM sro npeAcrasiuteTcn xtena- 
Te/ibHfaM, yMMTweaa pasnMHHbw noAXOAb* k nyGnMHHO-npaao- 
BbiM M rocyAapcTBeHHfaiM npeAnpMRTMRM, nepexoARUtMM b hbct- 
Hyto oodcTseHHOCTb m iiqa uacTHbiA KOHtponb, noTpedoearb ot 
H nena mtim Hnenoe, na reppHTopHM KOTopbix ao/ukbh 
B fainonHRTbCR cooTBeTCTByKXAMM npoetcr, Hnn ot KaKoro-nMdo 
nydnMMHO-npaBoeoro yMpextASHMn HnH flpyvm npHOMneMbix 
Arm EaHKa opranoe sroro Hnena mtm Hnenoe, rapaHTMpoeaTb 
rxy-aujeHHe ochobhoto f^iva m BunnaTy npoqeHroB, a TaioKe 
npoHMx cöopoB M HaHHcneHMM rx> saüMy b cooTBeTCTBMM c ero 
ycnoBMRMM. CoBBT AMpeKTopoB exreroAHo paccuaTpHBaeT 
npaicTHKy BaHxa b 3tom odnacTM, yAenrm fipnxxHoe BHMManne 
KpeAHTOcnocodHocTM BaHKa. 

3. B AO''OBOP& o saMMe mam rapanTHH ycraHaenHeaeTcn 
BamoraMTiM Ba/uoTw, mjImDKIO, b KoropwxocyiqecTBnruoTcn Bce 
nnaTex« Banicy no Taxotiiy safttiy miM rapaHnw. 


CTSTbR 15 
Komhccmm M CbopM 

1. no*iiHMO npoqeHToe Eanx BSMMaer komhccmo no npeAoera- 
BneHHUM MM saüMaM mam no saüMaM, b KOTopbix oh ynacTeyeT, 
B paMxax CBOMX odbiHHbix onepaqMvi. Vcaobmo BbinnaTbi kommc- 
CMM onpeAenniOTCfl Cobctom AnpeiaopoB. 

2. npH npeAoeraBAeHMM rapaHTMM no saüMy b paMxax cbomx 
odbiHHbix onepaqnA mam npn rapaHrnpoBSHHOM pasMeuteHHM 
qeHHbix dyuar Bbhk BsuMaeT edopu, ynnaHHBaeMbie no ctbb- 
KBM M B epoKM, onpeAeAReMbie Cobbtom A>rpeKTopx>B c tbm, 
yrodbi odecneHMTb cooTeeTCTByiomyio KOMneHcaqino sa cbom 
pncKM. 

3 . CoBBT AHpeKTopoB MoxTCT ycTaHaBAMBaTb niodbie APyrne 
HaMMcneHMR, KOTopbie BaHK BSMMaer rx) cbomm odbiHHUM one- 
paqMRM, a Taioxe niodbie kommccmm, edopu m nHbie naHMcneHMR 
rx) cbomm cneqMeuibHbiM onepaqMRM. 

CraTbR 16 

CnettMBAbHbiA pesepB' 

1. CyMMa kommccmA m edopoB, nonyHeHHan BaHKOM b coot- 
BOTCTBMM 00 CTaTfaefl 15 HacTOMiteTO CornauteHMA, BMAeAneTCR 
B icaHecTBe cneqMaAbHoro pesepBa, npeA'tas^ta'taeMoro aha 
ixxrpbaMA ydbiTKOB BaHKa b cooTBercTBMM co cratbeCi 17 
HacTOAiqero CornauieHMA. CneqMa/MiHbiM pesepB coAepxtMTcn b 
TBKOü amkbmahom (tx>pMe, KOTopyx) moxtot ycraHOBMTb Bbhk. 

2. Ecam CoBeT Ai^Pe*<TopoB COHTOT, MTO pasMep cneqManb- 
Horo pesepea AoeraToneH, oh MoxreT rtpMHATb peuieHMe o tom, 
MTO B ABAbHeMUlBM BblUieyKasaHHbie KOMMCCMM MAM CdOpbl IXSA- 
HOCTblO MAM HaCTMMHO dyAyT COCraBAATb HaCTb AOXOAa BaHKa. 

CrSTbA 17 

Cnocodbi norqsMTMA ydMTKOB BaHxa 

1. ripM ocyutecTBAeHMM Bohkom cbomx odbiHHbix onepaqMvi b 
CA ynae npocpoHKM nnaTexta mam neynnaTbi no sanMaM, npe- 
AOCTaBAeHHUM BaHKOM, saftMaM, b KOTopbix OH yHacTByeT mam 
KOT opbie OH rapaHTMpyeT, a Taioxe b cnyHae ydwTKOB rx) rapan- 
TMpoBaHHOMy pasMeuteHMio qeHHbix dyMar m rx} MHBecTMqMAM b 
aKLiMoneFHibiH KanHTan BanK npMHMMaer TaKne uepbi, Koropue 
OH COHTOT yueCTHblMM. BaHK COOTBeTCTByiOUtMe 

peSepBbI npOTMB BOSMOXtHblX ydblTKOB. 
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(2) Mit Veriusten im Rahmen der ordentlichen Geschäftstätig¬ 
keit der Bank werden belastet 

i) an erster Stelle die in Absatz 1 genannten Rückstellungen; 

ii) an zweiter Stelle die Reineinnahmen; 

iii) an dritter Stelle die in Artikel 16 vorgesehene SonderrOck- 
läge; 

iv) an vierter Stelle die allgemeine Rücklage und die Über¬ 
schüsse; 

v) an fünfter Stelle das unverminderte eir>gezattite Kapital; 

vi) an letzter Stelle ein entsprechender Betrag des urtabgerufe- 
nen, bei Abruf zahlbaren gezeichneten Kapitals, der nach 
Artikel 6 Absätze 4 utrd 5 abgerufen wird. 


Artikel 18 
Sonderfonds 

(1) Oie Bank kann die Verwaltung von Sottdetfonds Obameh- 
men, die luern 2weck dienan und in Ihren Aulgdbonbareich fsian. 
Sämtliche Kosten für die Verwalturrg eirtes solchen Sottdarfonds 

gehen zu Lasten des betreffenden Sonderfonds. 

(2) Die von der Bank übernommenen Sonderforxls können in 
jeglicher Weise und zu jajglichen Bedinguttgen verwandet werden, 
die mit dem Zweck und den Aufgabm der Bank, rlan sonstigen 
einschlägigen Bestimmurtgan dieses Übereinkommera sowie der 
oder den Ober diese Fonds geschlossenen ÜbereirticOnften ver¬ 
einbar sind. 

(3) Die Bank erläßt alle für die Errichtung, Verwaftung und 
VeoMertdung der einzelnen Sonderfonds erforderlichen Regelun¬ 
gen. Diese müssen mit den Bestimmungen dieses Übereinkorrv 
mens mit Ausnahme derjenigen, die ausdrücMich nur auf die 
ordentliche Geschäftstätigkeit der Bank anwerxlbar sind, veteitv 
bau* sein. 

Artikel 19 
Sonderfortdsm Ittel 

Der Ausdruck .Sonderfondsmittel* bezeichnet die Mittel der 
einzelnen Sorxlerfonds; dazu gehören 

i) Mittel, welche die Bank zur Aufnahme in einen Sonderfonds 
übernommen hat; 

H) Mittel aus Rückzahlungen kn Zusammenhang mit Darlehen 
oder Garantien sowie Erlöse aus Kapitalbatelligungan, die 
mit Sonderfondsmitteln finanziett wurden und (Sa nach dan 
für <)en betreffandan Sondarfonds geltenden Regelungen 
diesem Sortderfortds Zufällen; 

iii) Einnahmen aus der Anlage von Sonderfondsmitteln. 


Kapitel IV 

Kreditaufnahme und sonstige Befugnisse 

Artikel 20 

AHgamaina Befugnisse 

(1) Neben den anderweitig in diesem Übereinkommen gertann- 
ten Befugnissen hat rfie-Bank die Befugnis, 

i) in den Mitgliedländem rxfer anderswo Kredite aufzuneh¬ 
men, vorausgesetzt, 


2. Lösses arising in the Bank's ordinary operations shall be 
charged; 

(i) first, to the provisions referred to in paragraph 1 of this Artide; 


(ii) second, to net income; 

(hi*) thiid, against the special reserve provided for in Artide 16 of 
this Agreemerrt; 

fiv) foutlh, against Ks gerteral reserve and surpkises; 

(v) fiflh, agamst the urtimpaired pakf-ki Capital; and 

(vi) iasL against an appropriate amount of the imcalied sub- 
scribed callable Capital which shall be caiied in aocordance 
with the provisions of paragraphs 4 atx) 5 of Artide 6 of this 
Agreement 


Artide 18 
Special Funds 

1. The Bank may aooept 1ha Administration of Special Funds 
which are designed to satve Ihe purpoee and oome wühin the 
tonctiortt of the Bank. The fuR cost of administering any such 

Spedal Fund shall be charged to that Spedal Fund. 

2. Special Funds accepted by the Bank may be used in any 
manner and on any terms aixl oonditions consistsnt wHh the 
purpoee and the furidions of the Bank, wüh the other applicable 
provisions of Ihis Agreement, and with the agreement or agree- 
merrts retating to such Funds. 

3. The Bank shall adopt such rules and regulations as may be 
required (or the establishment, administration artd use of each 
Special Fund. Such rules and regulations shall be consistent with 
the provisions of this Agreement except for those provisions 
expressly applk»bte only to ordinary operations of the Bank. 


Artide 19 

Special Funds resources 

The term 'Spedal Furxls resources” shall refer to the resources 

of any Special Fund and shall itx^lude; 

(i) Tunds accepted by the Bank for indusion in any Spedal Fund; 

fs) funds repaid in respect of loans or guarantees, and the 
proceeds of equity kive s t m e n l s , linan<»d hom the resources 
of any Spedal Fund which, under the mies and regulations 
governing that Spedal Furtd, are received by such Spedal 
Fund: atKl 

(iii) income derived from Investment of Spedal Funds resources. 


Chapter IV 

Borrowing and other miscellaneous powers 

Artide 20 
General powers 

1. The Bank shall have, in addition to the powers spedfied 
elsewhere in this Agreement the power to: 

(0 bonow furvis in member countries or elsewhere, provided 
always that: 
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2. Les pertes intervenant au titre des opörations ordinaires de la 

Banque sont imputdes; 

(i) en Premier lieu, sur les provisions visdes au paragraphe 1 du 
präsent article; 

(ii) en deuxiäme lieu, sur son revenu net; 

(iii) entroisiöfneReu, surlaräservespäcialeprävueirarticleie 
du präsent Accord; 

Ov) en quatriöme Keu, sur la räserve gänärale et les exoädents; 

(v) en cinquiäme lieu, sur le Capital d'actions libäräes net d'obti- 
gations; et 

(vi) en demier Keu, sur un montant appropriä du Capital souscrit 
en actkxts sujettes ä appelmais rxxt etKore appeläes ^ dont 
l'appel est effectuä oonformäment aux disposttiotts des para- 
graphes 4 et 5 de rarüde 6 du präsent Acoord. 


Article 18 
Fonds Späclaux 

1. La Banque peut aooepter la gestion de Forvls Spädaux crääs 
pour la ttoSsalion de son obiet et entranl dans le cadre de sa 
mission. Les frais de gestion de chaque Fonds Spädal sont 
imputäs ä ce fortds. 

2. Les Fonds Spädaux acceptäs par la Banque peuvent ätre 
utüisäs de quelque maniäre que ca soit selon toutes oonditions et 
rTKxlalitäs compatibles avec l'objet et la mission de la Banque, 
avec toute autre disposHion applicable du präsent Accord ainsi 
qu'avec la ou les conventions rägissant ces Fonds. 

3. La Banque adopte les rägles et räglements näcessaires ä 
l'institution, ä la gestion et ä l'utilisation de chaque Fonds Spädal. 
Ces rägles et räglements doivent ätre compatibles avec les dispo- 
sitions du präsent Accord, ä l'exception de celles se rapportant 
expressäment et exdusivement aux opärations ordinaires de la 
Banque. 

Article 19 

Ressources des Fonds Spädaux 

L'expression «ressources des Fonds Spädaux» däsigne les 
ressources de tout forxls spädal et corrtprend: 

(i) les fonds acceptäs par la Banque en vue de leur affectation ä 
un Forxls Spädal; 

(H) les fonds remboursäs au tHre de präts ou garanties ainsi que 
le produit de prises de participatioäs, financäes au moyen 
des ressources d'un fonds spädal, et qui font retour audit 
fonds, conformäment aux rägles et räglements appTicables ä 
ce fonds; et 

(iii) les revenus provenant de l'investisserrtent des ressources 
des Fonds Spädaux. 


Chapitre IV 

Pouvoir d'emprunt et autres pouvoirs 

Article 20 
Pouvoirs gänäraux 

1. Outre les pouvoirs qui lui sont confäräs par d'autres disposi- 
tions du präsent Accord, la Banque est habilitäe ä: 

(i) emprunter des fonds dans les pays membres ou ailleurs, ä 
condition que: 


2. yöbrrKM no oöbiMHWM onepaquaw BanKa OTHOCflTcn; 

(i) B nepayto OHepeflb, Ha pesepew, ynoManyibie a nyHicre 1 
HacToauteM crarbM; 

(ii) BO BTopyto osepe/tb. Ha mmctwm fipxoA: 

(Ki) B Tpetb» OMepeAb, Ha cmot cneqManbHoro pesepea, npe- 
/tycMorpeHHoro craTbeü 16 HacToaiqero CornauieHMa; 

(iv) 8 MeTBepryio osepeAb, Ha ero o6u4He peaepeu M Hepacnpe- 
AeneHHyio npMäbinb; 

(v) B nmyio OHepe;t>>, na HeoäpeMeHeHHbiü onnaHMeaeMbiH 
KariMTan; 

(vi) M HaKOHeq, Ha cooTBetcrByioutyio sacTb HeeocrpeäoaaH- 
Horo Karurrana, na KOTopuA ocyu^acTB/ieHa noAhMCKa h 
KOTopaifi noAnexorr onnare no TpeäoBaHMio b cooTBexcT- 
BMM c nonoKeHMBMM nyHKTOB 4 M 5 craTbM 6 HacToautero 
CornauieHvin. 

CraTsa 18 

CnetpianbHbie 4 >oham 

1. Eshk moxcbt npMHarb ua oe6a ynpaaneHiw cneqManbHMMM 
(IxiHAaMM, npeAMa.SH a< w re ax iyiM Ana AocTMxteMM qenM BaHKa m 
BfatrxjnHeHMa ero (}>yHKi|Mfl. Bce pacxoAM rx) ynpaeneHHio ntoäbtM 
TSKHM crteqHanbHbiM (poHAOu OTHocarca na stot cneuMansHbiH 
rpOMA- 

2. CneqManbHbie (fxsHAbi, npuHarbie BanxoM, Moryr Mcnonsso- 
BaTiiCfl nx)6bM crKXX>6oM h na moöbix ycnoBMax, cooTBetcTByto- 
iqHx qenM m ({tyHKqMaM BaHKa, a raiOKe b cooTseTCTBMH 
C APy^M npMMeHHMbtMM nonoxceHMaMH Hacroatqero 
CornaujeHMa m c cornaiueHMeM hom cornaiueHHaMM, xacaKxqH* 
MMca raxMx cpoHAOB. 

3. BaHK npMMHMaer npasHna m nonoxreHHa, Koropue Moryr 
rxiTpeäoBaTbca Ana coaAanMa, ynpaanenHa m McnonssoBaHMa 
KaxcAoro cneqnanbHoro «poHAa. TaxMe npaenna m nonoxreHMa 
AonxcHbi cooTBexcTBOBaTb nonoxreHMaM nacToautero Co- 
rnaujeHMa, sa MCKmoseHMeM rex nonoxreHnä, KOTopue npauo 
npHMeHMMu TonbKO K oöbiMHbiM onepaqHaM BaHKa. 

CxaTba 19 

Pecypcbi cneqHanbHbix rpoHAOB 

noHaTHe .pecypcbi cneqaanbHbix 4 x>haob* OTHOCHTca k 
pecypcaM nioOoro cneqManbHoro rpoHAa m BKniosaeT; 

(i) cpeACTBa, npanaTbie BanxoM Ana BKniOMeHMa b Kaxoit- 
naöo cneqManbHUH (txxtA; 

(K) cpeACTBa, BbirviaseHHbie b rwraujeHHe saüMoe mom no 
rapaHTMaM, a raioKe cpeACTBa, rKmyseHHfaie or HHeecTM- 
MmA b axqMOHepHbiA Kamtran, (txtHaHctqjyeMue h 3 pecyp- 
COB KaKoro-nMÖo cneqManbHoro «(xsHAa. KOTopfaie no npa- 
BMnaM H rxjnoxteHMaM, perynHpyKxqMM raKod cneqManbHUM 
({xxtA. nonyMOHbi yxaaaHHbiM cneqManbHbiM (pOHAOu; m 

(iii) ppxofffii, nonyMeHHue or MHeecTMqMM, npoMseeAeHHbix ms 
pecypcoB cneqaanbHbix (pOHAOB. 

r/iasa IV 

SaMMCTBOsaHMa m npoMne no/iHOMOHna 

CrarbM 20 

Obiqiie no/iHOMOSMa 

1. B AononHeHMe k rnnHOMOMMMM, onpeAeneHHbiM b xaKMx- 
nate APyrct nonoxreHMax Hacroautero CornaujeHMa, Bohk 
MM eer cneAyKxqMe rK>nHOMOHMa: 

(i) saMMCTBoeaTb cpeACTsa b crpaHax-nneHeix mom rAe-nMöo 
eure npM nenpeMeHHOM ycnoBHM, mto: 
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a) daß die Bank vor Veräußerung eigener Schuldverschrei¬ 
bungen im Hoheitsgebiet eines Landes dessen Zu¬ 
stimmung einholt; 

b) daß die Bank, wenn ihre Schuldverschreibungen auf die 
Währung eines Mitglieds lauten sollen, dessen Zu¬ 
stimmung einholt; 

n) Mittei, die sie (Or lye Geschäfte nicht benötigL anzulegen 
oder anderwettig einzuzahlen; 

iii) Wertpapiere, die sie ausgegeben oder garantiert oder in 
denen sie Mittel angelegt haL auf dem Sekurtdärmarkt zu 
kaufen und zu vericaufen; 

iv) Wertpapiere, in denen sie Mittel angelegt haL zu garantie¬ 
ren. um ihren Verkauf zu erteichtem; 

v) die Emission von Wertpapieren zu Qbemehmen, die von 
einem Unternehmen fOr mft dem Zweck und den Aufgaben 
der Bank in Übereinstimmung stehende Zwecke ai^e- 
geben werden, beziehungsweise sich an derartigen Über¬ 
nahmen zu betelHgen; 

vi) technische Beratung und Hilfe zu gewähren, die ihrem 
Zweck dienen und in Kven Aufgabenbereich fallen; 

vh) aäa soitstigen Behignisaa auszuOben und alle Regelungen 
zu erlassen, die zur Ffitderung Rires Zweckes und Ihrer 
Aufgaben im Einklang mit diesem Übereinkommen rx9t- 
weridig oder sachdienlich sind; 

viü) ÜberainkOnfta zur Zusammenarbeit mit öffentlichen oder 
privaten Rechtsträgern zu schließen. 

(2) Jedes von der Bank ausgegebene oder garantierte Wertpapier 
hat auf der Vorderseite einen deutlich sichtbaren Vermerk zu 
tragen, daß das Wertpapier keine Verbindlichkeit emer Regierung 
oder eines Mitglieds damteW, es sei denn, daß es sich tatsächlich 
um die VerbirKliichkeit einer bestimmten Regierung oder eines 
bestimmten Mitglieds handelt; in diesem Fall hat der Vermerk 
entsprechend zu lauten. 

Kapitel V 
Währungen 

Artikel 21 

Festlegung und Verwendung von Währungen 

(1) Wird es aufgrund dieses Übereinkomrrrens notwendig, fest¬ 
zulegen, ob eine Währung im Sinne dieses Übereinkommens vofl 
konvertierbarisLsotnfftdieBankdieseFestiegunguntsrBerOck- 
sichtigung der vorrangigen NolwendigkeiL äve eigenen finanziel¬ 
len b^eressen zu wahren, falls erfoideräch nach Konsultation mit 
dem Internationalen Währurrgsfonds. 

(2) Die Mitglieder dürien der Bank keine Beschränkungen 
bezüglich der Entgegennahnre, des Besitzes, der Verwendung 
oder der Übertragung folgender Mittel auferlegen; 

i) Währungen oder ECU, welche die Bank rtach Artikel 6 für 
Zeichnungen auf ihr Stammkapital erhält; 

ii) Währungen, welche die Bank durch Kreditaufnahme erwirbt; 

iii) Währungen tmd sonstige Mittel, die als Sonderfondsbeittäge 
von der Bank verwaltet werden; 

iv) Währungen, welche die Bank durch Kapitabückzahking oder 
durch Zahlung von Zinsen, Dividendan oder sonstigen Spe¬ 
sen für Darlehen oder Kapitalanlagen oder als Erlös aus der 
Veräußerung solcher Anlagen, die mit den unter den ZHTem i 
bis Hi genannten Mitteln votgenommen wurden, oder durch 
Zahlung von Provisionei% Gebühren oder sonstigen Spesen 
erhält. 


(a) before making a sale of its obligations in the territory of a 
country, the Bank shall have obtained its approval; and 

(b) where the obligations of the Bank are to be denominated 
in the currency of a member, the Bank shall have 
obtairred its approval; 

fH) Invest or deposit furtds not needed in its operations; 

(iü) buy attd seil securities, in the secondary market which the 
Bank has issued or guaranteed or in which it has invested; 

(iv) guarantee securities in which it has invested in Order to 
facilitats their sale; 

(v) underwrite, or partictpate in the urxlerwriting of, securities 
issued by any enterprise for purposes consistent with the 
porpose and fimctions of the Bank; 


(vi) provide technical advice and assistance which serve Hs 
purpose and come wHhin Hs fimctions; 

(vä) exerdse such other powers and adopt such tules and 
regulafions as nuiy be necessary or appropriate in further- 
ance of Hs purpose ar>d furrctions, consistent with the provi- 
sions of this Agreement; and 

(viü) condude agreements of Cooperation with any public or 
private entity or entities. 

2. Every security issued or guaranteed by the Bank shall bear 
on Hs face a conspicuous Statement to the effect that H is not an 
Obligation of any Government or member, unless H is in fact the 
Obligation of a particular Government or member. in which case it 
shall so state. 


Chapter V 
Currencies 

Artlcle 21 

Determination and use of currencies 

1. Whonever ft shall become necessary under this Agreement 
to determine whether any currency is fully convertible for the 
purposes of this AgreemenL such delermination shaN be made by 
the Bank, taking HHo account the paramount need to presenre Hs 
own finandal Interests, öfter oonsultation, if necessary, wHh the 
Intematkmal Monetary Fund. 

2. Members shall not impose any restrictions on the receipL 
holding, use or transfer by the Bank of the following; 

(i) currerväes or ECU received by the Bank in payment of 
subscriptiotrs to Hs capHal stock, in accordance wHh Artide 6 
of this Agreement; 

(ii) currencies obtained by the Bank by borrowing; 

(Hi) currencies arrd other resources admirristered by the Bank as 
oontributions Io Spedal Funds; atrd 

frv) currerrcies received by the Bank in payment on acoount of 
prindpal, krteresL rfividends or other charges in respect of 
loans or Investments, or the prooeeds of disposal of such 
Investments made out of any of the funds referred to in sub- 
paragraphs (0 to (iH) of this paragraph, or in paymerft of 
Commission, fees or other charges. 
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a) avant de mettre ses obligations en vente sur le territoire 
d'un pays, eite ait obtenu l'assentiment dudit pays; et 

b) lorsque ses obligations doivent dtre libelläes dans la 
nionnaie d'un membre, eile ait obtenu l'assentiment de 
celui-ci; 

(ii) placer ou mettre en döpöt les (dnds dont eile n'a pas besoin 
pour ses opörations; 

(iii) acheter et verxlre, sur le manche secondaire, les titres 
qu'elle a ömis ou garantis ou dans lesquels eile a placö des 
fonds; 

(iv) garantir les titres dans lesquels eile a fait des placennents, 
pour en faciliter la vente; 

(v) souscrire ferme ou partidper & la souscrIption ferme de 
titres 6mis par toute entreprise dans un but oompatible avec 
l’objet et la mission de la Banque: 


(vi) donner tous les conseils et toute l'assistance techniques qui 
servent ses obiectifs et entrent darts le cadre de ses foric- 
tions; 

(vü) exeicertousautrespouvoirsetadoptertoutesrftglesettous 
rdglements compatibles avec les dispositions du präsent 
Accord qui pourraient 6tre n^cessaires ou appropriees ä la 
poursuite de ses objectifs et ä l'accomplissement de ses 
fonctions; et 

(viii) condure des aooords de ooopdration avec toute entitö 
publique ou privde. 

2.11 est clairement indiqu^, au recto de tout titre 4mis ou garanti 
par la Banque que ce titre tte oonstitue pas un engagement pour 
un gouvemement ou un membre quel qu'il soit, ä moins que la 
responsabilit^ d'un gouvemement ou d'un membre d6termin6 ne 
soit effectivement engagöe, auquel cas mention expresse en est 
portee sur le titre. 


Chapitre V 
Monnaies 

Article 21 

Determination et utillsatlon des monnaies 

1. Lorsqu'il devient necessaire, aux ternies du präsent Accord, 
de determiner si une monnaie est pleinement oonvertible aux fins 
de celui-d, 11 appartient ä la Banque de le faire en tenant compte 
de la ndcessite primordiale de prteerver ses interets finanders et, 
si ndcessaire, aprös oonsultation du Rinds mondtaire interna¬ 
tional. 

2. Les membres n'imposent aucune restricUon i la Banque en 
ce qui conceme la reception, la detention, l'utilisation ou le trans- 
fert; 

(i) des monnaies ou des 6cus que la Banque regoit en paiement 
des souscriptions au Capital sodal, conformöment aux dispo¬ 
sitions de l'artide 6 du prösent Accord; 

(ii) des monnaies que la Banque se procure par vde d'emprunt; 

(iii) des monnaies et autres lessources que la Banque göre au 
titre des contributions aux Fonds Sp^aux; et 

(Kr) des monnaies que la Banque regoit en paiement du prindpai, 
des intöröts, des dtvidendes et autres diarges, pergus au 
titre des pr6ts, ou -investissements ou du produn de la ces- 
sion de ces investissements, effectuös au moyen des res- 
sources visäes aux alinöas (i), (H) et (iii) du prdsent para- 
graphe, ainsi qu'en paiement de commissions, de rede- 
vances ou d'autres charges. 


(a) nepeA npoflaiKed cbomx obnsaTenbCTB Ha TeppHTopnn 
crpaHbi, BaMK nonysHT ee oflobpeuMe; m 

(b) Kor/^a obeaaTenbcrea EauKa aooxhu buTb 
BbipaxceHbi B BanioTe sneHa, EauK AomKCH nonyMHTb 
ero OAobpeHHe; 

(ii) MHBecTMpoeaTb hom pasMeutarb a AenosMThi cpeAcraa, a 
KOTOpwx BaHK He HyxcAasTca Ana cbomx onepai^; 

(iii) noKynaTb m npOAaeaTb Ha btopmmhom pbiHKe qeHHbie 
bywarM, xoropue Bshk BfamycTMn hom rapaHTupoBan, Mnn 
8 KOTopbie OH HHBecTMpoBan cboh cpeACTsa; 

fiv) rapaHTMpoBaTb qeHHbie dyMarM, b KOTopue oh MHBecTMpo- 
Ban CBOH cpeACTBa, c qenbio obnerHeHHSi hx npoAaxai; 

(v) ocyufacTBnaTbrapaHTMpoBaHHoepaaMeuiBHMeHnMysacT- 

Boeatb B rapaKTMpoBaHHOM pasMeufaHMM qeHHfaix byuar, 
BbinyiqeHHbix KaKHM-AMfio npeAftpHaTMSM Menefi, 

cooTBeTCTByKxqMx qenH m 4>^KqMnM BaHxa; 

(vi) npeAOcraBnsiTb TexHMHBCKMe KOHcy/ibTaqMM m cpAeitCT- 
BMe, KOTopfaie cnyxcaT ero qenM m BxpAar b ero 4>yräa4HM; 

(vä) ocyiqecTBntnb mobb» nonHOMOMMd m npMHMMarb 

npaBMna h nonoxteHMa, xoropfaie Moryr bfam» HeobxoAM- 
MbiMM HnM yMecTHbiMM coAeHCTBMB caoeA qenM m 
(pyHKL|MnM, B cooTBercTBMM c nonoxeHHBMM HacToaiqero 
CornameHMn; m 

(viii) satcniosaTb cornauieHMa o oorpyAHMHecTse c mobwM 
nybnHHHo-npaBOBMM anu MacTHUM cytSbeiooM Mna cybv- 
eicraMM. 

2. Ha BMAHOM Meere no nMqeBofi cropone Kax(AO<l qeHHOM 
bywarM, BunyuteHHoA vuim rapaHTMpoBaHHoA BauKOM, AonxcHa 
bbiTb noMBTKa o TOM, MTO ASHHaa qeHHaa byuara ho aanaerca 
obesarenbCTBOM KaKoro-nnbo npaBMrenbCTBa ham Hnena, 
KpoMe rex enysaes, xoTAa penb AeticTBMTenbHo tvtsT ob obnsa- 
reobCTBe roro mam MHoro npaaMrenbCTBa mam nneHa. o neu Ha 
raxoM obnaarenbCTBe Aonaerca cooTBeTcrayKxqaa noMerKa. 


Tnaea V 
BanioTbi 

CraTba 21 

OnpeAeneHHB m McnonbsoBaHMe aamor 

1. Ec/ih no HacToauieMy CornaujeHHioHebxoAHMOonpeAenMTb, 
BBnaeTca na xaKaa-nabo Bamora nonHoerfa» KOHBeprapyeMoä 
Ana qeneA Hacroautero CornauieHMa, raicoe onpsAeneHae 
Asnaerca BaHxoM, npai mMan bo o iiaM ni i ao nepBOOMspeAHyio 
HeobXOAMMOCTb COÖmOflßUm cbomx OObCTBeHHblX ({MHaHCOBblX 
HHTepecoB, noene KOHcynbraitaA, b enynae HeobxoAHMocTa, c 
MeMAya^>POAHbiM aanioTHbiM (txxtAOM. 

2 . MneHu HO ycTaHaBnaeaioT aaKMX-nMbo orpaHMHeHaA b 
OTHoiueHHH nonyseHaa, BnaAeHaa, aenonbaoBaHaa ana nepe- 
BOAa BaHKOM; 

(i) BanioT ana 3KIO, nonysaeMbix Ecmkom b cmbt ynnarbi no 
noAnacKe Ha ero aKqaoHepHbiA aanaran b cooTBercTBaa 
co crarbea 6 Hacroau^ero CornauieHaa; 

(ii) BanioT, nonywaeMbix EanaoM npa saaMCTBoaaHMa; 

(Mi) BanioT a APyrax pecypooB, MOTopbiMa ynpaanaer BaHK b 
KBH ecTBe rxxnynneHMfl b cneqaanbHbie 4 >oha>>*: a 

(Kr) BaniOT, nonysaeMboc BaHKOM b onnary b chbt ochobhoto 
A onra, npoqeHroe, AHsaASHAoe ana ffpynoc HaHMcneHMü b 
OTH ouieHHM aaüMOB, aHBecraMaA ana Bbipynica or peanaaa- 
qaa ranax aHBecratiaü. npoaaseAeHHbix aa niobbix 
cpeACTB, Vx^ujaHHbix b noAnyHKrax (i) - CMO aacronutero 
nyHKTa, ana sa cner Bunnar kommccmA, cbopoe ana APytMX 
HaHHcneHHä. 
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Kapitel VI 

Organisation und Geschäftsfühaing 

Artikel 22 
Aufbau 

Die Bank hat einen Gouvemeutsrat, ein Direktorium, einen 
Präsidenten, einen oder mehrara Vizepräsidenten aowie alte 
weiteren für eriordertch arachiatan MtarKlan und aonstigen 
Bediensteten. 


Aitikai 23 

Gouvemeurarat: Zuaammanaatzung 

(1) Jedes Mitglied ist im Gouvemeurarat vartialan und ernennt 
eir>en Gouverneur und einen Stalvertretar. Jeder Gouverneur und 
jeder Stellvertreter bleibl bn Amt, eoianga Vwi das Mitglied, das ihn 
ernannt hat, nicht abberuft. Steilvertretar nehmen nur bei Ab¬ 
wesenheit ihres Gouverneurs an der Abstimmung teil. Auf jeder 
seiner Jahrestagungen wählt der Rat einen der Gouverrteure zum 
VorsitzetKien: dieser bleibt bis zur Wahl des nächsten Vorsitzerv 
den bn Amt 

(2) Die Gouverneure und SteMvertrelar sind bi dieser Eigen¬ 
schaft ohne Vergütung durch die Bank tätig. 

Artikel 24 

Gouvemeurarat: ßefugnlaae 

(1) Alle Befugnisse der Batik liegen beim Gouvemeutsrat 

(2) Der Gouvemeursrat kann seine Befugnisse ganz oder teil¬ 
weise auf das Direktorium übertragen; davon ausgenommen ist 
jedoch die Befugnis, 

i) neue Mitglieder aufzunehmen urxi die Bedingungen für ihre 
Aufnahme festzuseteen; 

ii) das genehmigte Stammkapital der Bank zu erhöhen oder 
herabzusetzen; 

iii) ein Mitglied zu suspendieren; 

iv) über Berufungen gegen die Auslegung oder Anwertdung 
dieses Übereinkommens durch das Direktorium zu ent¬ 
scheiden; 

v) den Abschluß allgemebier Übereinkünfte zur Zusammerr- 
arbeit mit anderen internationalen Organisatiorten zu ge¬ 
nehmigen; 

vi) die Direktoren urKkden Ptäsidenlen der Bank zu wähiett; 

vii) die Bezüge der Direktoren und Iver Stellvertreter sowie das 
Gehalt und die sortstigen Beringungen des Dienstvertrags 
des Präsidenten festzusetzen; 

viii) nach Prüfung des Berichts der Rechnungsprüfer rfie all¬ 
gemeine Bilanz und die Gewinn- uttd Veriustrechnurtg der 
Bank zu genehmigen; 

ix) über die Rücklagen sowie die Zuweisung und Verteilung der 
Reingewinne der Bank zu befinden; 

x) dieses Übereinkrxnmen zu ändern; 

xi) die Beendigung der Geschäftstätigkeit rler Bank urrd die 
Verteilung ihrer Vermögenswerte zu beschließen; 

xii) alle sortstigen Befugnisse auszuüben, die in diesem Über- 
einkcxnmen ausdrücklich dem Gouvemeursrat zugewiesen 
sind. 

(3) Der Gouvemeursrat behäH volle WeiMngsbefugnis bi allen 
nach Absatz 2 cxJer anderswo in diesem Übereinkommen dem 
Direktorium übertragenen oder zugewiesenen Angelegenheiten. 


Chapter VI 

Organization and management 

Article 22 
Structure 

The Bank shall have a Board of Governors, a Board of Direc- 
tors, a President, one or more Vice-Presidents and such other 
officers and staff as may be oonsidered necessary. 


Article 23 

Board of Governors: Compositlon 

1. Each member shall be represented on the Board of Gover¬ 
nors and shaN appobit one Governor and one Altemate. Each 
Governor and Altemate shaM serve at Ihe pleasure of the appoint- 
big member. No Altemate may vote except bi the absence of his 
or her Principal. At each of its annual meetings, the Board shall 
elect one of the Governors as Chairman who shall hold Office until 
the election of Ihe next Chairman. 


2. Governors arxi AKemates shaN serve as such without remun- 

eration from Ihe Bank. 


Article 24 

Board of Governors: Powers 

1. All the powers of the Bank shall be vested in the Board of 

Governors. 

2. The Board of Governors may delegate to the Board of 

Directors any or all of its powers, except the power to: 

(i) admit new members and delermine Ihe conditions of their 
admission; 

(ii) increase or decrease the authorized Capital stock of the 
Bank; 

(iii) suspend a member; 

(iv) deckle appeals from interpretations or applications of this 
Agreement given by the Board of Directors; 

(v) authorize the condusion of general agreements for Co¬ 
operation wHh other international organizations; 

(vO elecl the Directors and the President of the Bank; 

(vii) determbie the remuneration of the Directors and Altemate 
Directors and the salary and other terms of the oontraci of 
Service of the President; 

(viii) approve, after reviewing the auditors' report, the general 
balance sheet and the Statement of profb and loss of the 
Bank; 

(ix) determine the reserves and the allocation and distribution of 
the net prolits of the Bank; 

(x) amend this Agreement; 

(xO deckte to terminate the operatkxis of the Bank and to 
distribute Hs assets; arxl 

(xii) exercise such other powers as are expressly assigned to 
the Board of Governors bi this Agreement 

3. The Board of (aovemors shaH retabi fuü power to exercise 

authority over any matter delegated or assigned to the Board of 

Directors under paragraph 2 of this Article, or elsewhere in this 

Agreement. 
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Chapitre VI 

Organisation et gestion 

Article 22 

Structure 

La Banque est dot6e d'im Conseil des gouvemeurs, d'un 
Conseil d'administration, d'un prösidenL d'un ou plusieurs vice* 
prteidents et de tous aulres foncdonnaires et agents jugös nöces- 
saires. 

Article 23 

Conseil des gouvemeurs: ComposHlon 

' 1. Chaque membre est reprösentö au Conseil des gouvemeurs 
et nomme un gouvemeur et un suppidant. Chaque gouvemetr et 
chaque suppläant est rövocable & tout moment au gr4 du membre 
qui l'a nomm4. Aucun supplöant n'est admis 4 voter si ce n'est en 
l'absence du titulaire. Lors de chaque assembl4e annuelle, le 
Conseil choisit pour President t'un des gouvemeurs, qui exercera 
ses fonctions iusqu'4 l'ölection du President 4 rassembi4e 
annuelle suivante. 

2. Les gouvemeurs et suppl4ants ne reqoivent pas de r4tribu- 

tion de la Banque. 

Article 24 

Conseil des gouvemeurs: Pouvoirs 

1. Tous les pouvoirs de la Banque sont d4volus au Conseil des 
gouvemeurs. 

2. Le Conseil des gouvemeurs peul d4l4guer au Conseil d'ad* 
ministralion (out ou partie de ses pouvoirs 4 l'exception du pou* 
voir; 

(i) d'admettre de nouveaux membres et de fixer les conditions 
de leur admission; 

(ii) d'augmenter ou de r4duire le Capital social autoris4 de la 
Banque; 

(iii) de suspendre un membre; 

(iv) de statuer sur les recours exerc4s contre les d4cisions du 
Conseil d'administration en mati4re d'interpr4tation ou d'ap- 
plication du präsent Accord; 

(v) d'autoriser la condusion d'accords gänäraux de coopära- 
tion avec d'autres organisations internationales; 

(vi) d'äUre les administrateurs et le Präsident de la Banque; 

(vii) de fixer la rämunäralion des administraleurs et de leurs 
supptäants ainsi que les ämoluments et les autres dauses 
du contrat qui He le Präsident 4 la Barxiue; 

(viii) d'approuver, apräs examen du rapport de värification des 
comptes, le bilan gänäral et le compte des pertes et profits 
de la Banque; 

(ix) de däterminer le montan! des räserves, l'affectation et la 
räpartition des bärtäfices nets de la Banque; 

(x) de modifier le präsent Accord; 

(xi) de dädder l'arrät däfinitif des opärations de la Banque et de 
räpartir ses avoirs; et 

(xii) d'exercer tous autres pouvoirs que le präsent Accord 
confäre expressäment au Conseil des gouvemeurs. 


fnaBa VI 

OpraHMsaqn« m ynpaaneHMe 

CraTbM 22 
Crpyirrypa 

BaHK äyAer MueTb Coeer ynpasnarautiix. Coeer AMpetcropoe, 
npesMAeHTa, oahoto m/w 6 onee amie-npesMASHTOB, a Taioxe 
TaxMX MHbM AonxcHOCTHbix nnq M oorpyAtmMOB, Koropeix oh 
coHTer Heo6xoAHMbiMM. 


Cratbsi 23 

Coeer ynpaantiK>ii(Mx: Cocrae 

1. Kax(Abi4 HneH npeAcraaneH e Coeere ynpaenmout^ m 
K asHanaeT oahoto ynpaannioutero m oahoto ero saMecTirrenn. 
KajKAMfi ynpeBnmou(HA m saMecnTre/tb Moxrer äfatrb orosaaH a 
mo6oH MOMOHT no xcenaHMto ero Mnena. SaiMCTMTenb Moxcer 
npHHHMaTb yMacTvte a ronocoeaHMM roribKO a orcyrcrBHe 
yttpaannioutero. Ha KaxtAOW caoeM exreroAtroM saoeAaHHH 
Coaer MSäupaer OAt*oro ms ynpaanmoutMx a Kasecrae npeAoe- 
Aaranii, kotopmA a«>MionHaeT cbom ooräaMHOCTM ap MSfiparävi 
cneAyKxqero npeAceAare/ifl. 

2. 3a BfamonHeHMe cbomx cänsaHHOcreO ynpaanaioutMe m mx 

saMecTHTe/iH BOSHarpaxcAeHun ot BaHKa He rranyMaiOT. 

CraTMi 24 

Coaer ynpaaiiniouiMx: floiiNOMomM 

1. Bce nonHOMOMMH BaHxa flannKxrcn npeporarMBoA Coaera 
ynpaanaKxqux. 

2. Coaer ynpaannioutMx Moxrer AenerMposarb Coaery AxpeK- 
TopoB KaKHe-ziMbo m/ih ace csom nonHOMOHMn, sa MOcniOHeHHeM 
HMxrenepeHMcneMHbix: 

(i) nptiHMMaTb HOBbix HneHOB M onpeAensTb ycnoBM» mx 
npneMa; 

(ii) yaenHSHBarb m/im yMOHbuiaTb paspeujeHHufi K BbinycKy 
axiiHOHepHbiM Kannran BaHxa; 

(iii) npMOCTaHaenMBaTb HneHcrao; 

(iv) npMHHMarb peujeHna rx) anennaqiwM, ceasaHHUM c to/iko- 
aaHHeM Hacroauiero CornaiueHMa mom c ero npHMeneHMeM 
CoaeroM AnpeKropoe; 

(v) ABaarb nonnoMOHHa na saK/uoneHMe reHepa/ibHbix 
cornaujeHHü o corpyAHMHecrae c APyrMMu MexrAyHapoA* 
HMMM opraHMsaiiMaMH; 

(^) BwäMparb AMpeiCTOpoa m npestvieHra BaHxa; 

(vS) onpeAenarb aosHarpaxtAeHHe AapoKTopoa n samecrMre- 
nefi A**P®KTOpoB, a raKxre sapnnary m flfvtve ycnoBMx 
Aoroeopa c npesttAOHTOM; 

(viii) yraepxtAaTb, nocne paccMorpeHMa otMera ayAMTopoa, 
oCu^mA banaHc m cner npMäbineA m ybbrixoa BaHKa; 

(ix) onpeAenxTb pesepeu, Hanpaenarb m pacnpeAenarb 
HHcryio npMÖbUib BaHKa; 

(x) anocHTb MSMeneHMa a Hacroautee CornauieHMe; 

(xi) npMHMMarb peujeHMe .oö OKOHHare/ibHOM npexpauteHMM 
onepaqHA BaHKa h o pacnpeAdhOHMM ero aKTMaoe; m 

(xii) ocyutecra/mrb rooäbte Apyrxe nonHOMOHMa, Koropfaie a 
HacToauteM CornauieHMM npawo aosnaraioTca na Coaer 
ynpaanaKxqMx. 


3. Le Conseil des gouvemeurs conserve tout pouvoir pour 3. Coeer ynpaanaKxqMX coxpanaer acio no/iHory nonHOMOHMA 
exercer son autoritä au sujet de toute affaire qu'H a däiäguäe no nroäbiM aonpocaM, AenerMpoaaHHbiM mom nopyseHHUM 
ou confiäe au Conseil d'administration conformäment au para- Coaery AMpetcropoa cornacHO nyHicry 2 Hacroau|eA crarbH mom 
graphe 2 du präsent article ou 4 toute autre disposition du präsent nioäoMy HHOMy nonoxreHHio Hacroau(ero CornatueHMa. 

Accord. 
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Artikel 25 

Gouverneursrat: Verfahren 

(1) Der Gouvemeursrat hält eine Jahrestagung ab; weitere 
Tagungen können vom Gouvemeursrat selbst oder vom Direkto¬ 
rium anberaumt werden. Das Direktonum beraumt eine Tagung 
des Gouvemeursrats an. sobald dies von mindestens fOnf (5) 
Mitgliedetn der Bank oder von Mitgliedem mit einem Stimmen¬ 
anteil von mirtdestens einem Viertel der Gesamtstimmefuahl der 
Mitglieder verlangt wird. 

(2) Der Gouvemeursrat ist verhandlurtgs- und beschhjOfähig, 
wenn auf einer Sitzung zwei Drittel der Gouverneure anwesend 
sind urtd diese Mehrheit mndestens zwei Drittel der Gesamt- 
stimmenzahi der Mitglieder vertritt. 

(3) Der Gouvemeursrat kam durch Verfügung ein Verfahren 
festtegen, wortach das Direktorium, wervi es dies für ratsam hAit, 
eine Abstinwnung der Gouverneure Ober eine bestimmte Frage 
erwirken kann, ohne eine Tagung des Gouvemeursrats anzube¬ 
raumen. 

(4) Der Gouvemeursrat und, soweit dazu ermächtigt, das Direk¬ 
torium können die für die Führuitg der Geschäfte der Bank er- 
fbrderftchen oder geeigneten Regelungen erlassen urtd Nebert- 
organe einsetzen. 


Artikel 26 

Direktorium: Zusammensetzung 

(1) Das Direktorium besteht aus dreiurrdzwanzig (23) Mitglie¬ 
dern, die nicht dem Gouverrteursrat angehören dürfen; davon 
werden 

i) elf (11) von den Gouverneuren gewählt, die Belgien, Däne¬ 
mark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Grie¬ 
chenland, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Portu¬ 
gal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische Investitions¬ 
bank vertreten; 

ii) zwölf (12) von den Gouverneuren gewählt, die andere Mit¬ 
glieder vertreten, und zwar 

a) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als mittel- und osteuropäische Lärxler, die für die Unter¬ 
stützung durch die Bank in Frage kommen, aufgeführten 
Länder vertreten; 

b) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als andere europäische Länder aufgeführten Länder 
vertreten; 

c) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als nichtsuropäische Länder aufgefOhrten Länder ver¬ 
treten. 

Die Direktoren können neben den Mitgliedem, von deren Gou¬ 
verneuren sie gewählt worden sind, auch Mitglieder vertreten, die 
ihnen ihre Stimmen übertragen. 

(2) Die Direktoren müssen hochqualifizierte Wirtschafts- und 
Finanzfachleute sein; sie werden nach Maßgabe der Anlage B 
gewählt. 

(3) Der Gouvemeursrat kann mit Zustimmung von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel der 
GesamtstimmenzaN der MitgNeder vertreten, die Zahl der Mitglie¬ 
der des Direktoriums erhöhen oder verringern oder seine Zusam- 
mensetzurtg ändern, um Änderungen in der Zahl der Mitglieder 
der Bank RecfwHJng zu tragen. Unbeschadet der Ausübung dieser 
Befugnisse bei späteren Wahlen richten sich die Zahl der Mitglie¬ 
der und die Zusammensetzung des zweiten Direktoriums nach 
Absatz 1. 

(4) Jeder Direktor ernennt einen Stellvertreter, der bevollmäch¬ 
tigt ist, in seiner Abwesenheit für ihn zu handeln. Die Direktoren 


Article 25 

Board of Governors: Procedure 

1. The Board of Governors shall hold an annual meeting and 
such other meetings as may be provided for by the Board or calied 
by the Board of Directors. Meetings of the Board of Governors 
shaH be caäed, by the Board of Directory, whertever requested by 
not less than five (5) members of the Bank or members holding 
t)ot less than one quaiter of the total voting power of the ntembers. 

2. Two-ihifds of the Governors shall constitute a quorum for any 
meeting of the Board of Governors, provided such majority repre- 
sents not less than two-thirds of the total voting power of the 
members. 

3. The Board of Governors may by regulation establish a 
procedura wheieby the Board of Directors may, when the iatter 
deems such aclion advisabie, oblain a vote of the Governors on a 
spedfic question without caäing a meeting of the Board of Gover¬ 
nors. 

4. The Board of Governors, and the Board of Directors to the 
extent authorized, may adopt such rules and regulations and 
estabish such aubeidiary bodies as may be necessary or approp- 
riate to conduct the budness of the Bank. 


Articte 26 

Board of Directors: Composition 

1. The Board of Directors shal be oomposed of twenty-three 
(23) members who shal not be members of the Board ol Gover¬ 
nors, and of whom: 

(i) Eleven (11) shal be elected by the GoverrKxs representing 
Belgium, Denmaik, Frarx», the Federal RepubRc of Ger- 
many, Greece, Irelarxj, Italy, Luxembourg, the Nethertands, 
Portugal, Spain, the United Kingdom, the European 
Economic Community and the European Investment Bank; 
arxi 

(ii) Twelve (12) shall be elected by the Governors representing 
other members, of wtirxn: 

(a) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as Central artd Eastem European 
countries eligible for assistcince from the Bank; 


(b) four (4), by the Govemrxs representing those countries 
listed in Annex A as other European countries; 

(c) four (4), by the Governors representing those countries 
Isted in Anrtex A as non-European oountries. 

Directors, as wen as tepreserfting members whose (äoverrxxs 
have elected them, may also represent members who assign their 
votes to them. 

2. Directors shall be persons of high competence in ecortomic 
and financial matters and shall be elected in accordance with 
Annex B. 

3. The Board of Governors may increase of decrease the size, 
or revise the composition, of the Board of Directors, in Order to 
take into account changes in the number of members of the Bank, 
by an affirmative vote of not less than two-thhds of the Governors, 
representmg not less than three-fourths of the total voting power 
of the members. Without prejudice to the exercise of these powers 
for subsequent eleclions, the number and composition of the 
second Board of Directors shal beasset out in Paragraph 1 ofthis 
Article. 

4. Each Director shal appoint an Altemate with full power to act 
for him or her when he or she is not present. Directors and 
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Article 25 

Conseil des gouverneurs: ProcMure 

1. Le Conseil des gouverneurs lient une assembl6e annuelle et 
se röunit en outre ä sa propre initiative ou sur convocation du 
Conseil d'administration. Une röunion du Conseil des gouver¬ 
neurs est convoquö par le Conseil d'administration kxsque cinq 
(5) membres au moins de la Bant^, ou des membres d4tertant 
au moins un quart du nombre total des voix attribuäes aux 
membres en tont ta demarxle. 

2. Le quorum, pour toute r^union du Conseil des gouverneurs, 
est atteint lorsque deux tiers au moins des gouverneurs sont 
prösents, ä corxlition qu'ils reprösentent au moins les deux tiers 
du nombre total des voix attiibuöes aux membres. 

3. Le Conseil des gouverneurs peuL par voie de röglemerA, 
instituer urw procddure permettant au Consefl d'admMstration, 
lorsque celui-ci le juge opportun, d'obtenir sur une question d^er- 
minde, un vote des grxjvemeurs sans rxtnvoquer d'assembl4e du 
Conseil des gouverneurs. 

4. Le Conseil des gouverneurs ainsi que, dans la nnesure oü ii y 
est autorisd, le Conseil d'admirüstration, peuvent creer les 
Organes subsktiaires et adopter les r^les et tes r^lemervts 
ndcessaires ou approprtte pour la oonduite des affaires de la 
Banque. 

Article 26 

Conseil d'administration: Composition 

1. Le Conseil d'administration est oompos4 de vingt-trois (23) 
membres qui ne font pas partie du Conseil des gouverneurs et 
dont; 

(i) Onze (11) sont ^lus par les gouverneurs repr^sentant la 
Röpublique F6d6rale d'Allemagne, la Belgique, le Dänemark, 
l'Espagne, la France, la Gr6ce, rirlar>de, l'ltalie, le Luxem¬ 
bourg, les Pays-Bas, le Portugal, le Royaume-Uni, la Com- 
munautö öconomique europ^enne et la Banque europöenne 
d'investissement; et 

(ii) Douze (12) sont 6lus par les gouverneurs repr^sentant d'au- 
tres membres, et dont; 

a) quatre (4) sont 6lus par les gouverneurs repr6sentant 
les pays enum^rös ä l'annexe A dans la categorie pays 
d'Europe centrale et orientale et qui peuvent bdn^flcier 
de l'assistance de la Barrque; 

b) quatre (4) sont 6lus par les gouverneurs repr4sentant 
les pays enumeres ä l'Annexe A du present Accord 
dans la categorie autres pays europeens; 

c) quatre (4) sont eius par les gouverneurs reprösentant 
les pays enumdres d l'Annexe A dans la categorie pays 
non-europeens. 

Les administrateurs representent les membres par les gouver¬ 
neurs desquels ils ont ete eius et peuvent egalement representer 
les membres qui leur confient leurs voix. 

2. Les administrateurs sont des personrtes de haute compe- 
tence en matiere economique et financiere; ils sont eius sulvant la 
procedure definie ä l'Armexe B. 

3. Le Conseil des gouverneurs peut, par une deciskxi expresse 
des deux tiers au moins des gouverneurs, representant au moins 
les trois quarts du nombre total des voix attribuees aux membres, 
augmenter ou rdduire le nombre des membres du Conseil d'admi¬ 
nistration, ou revoir la composition de celia-d afin de prerxlre en. 
considdration les modifications intervenues dans le nombre des 
membres de la Banque. Sans pröjudice de l'exercice de ces 
pouvoirs pour les ölections suivantes, le rxxnbre des membres et 
la composition du deuxi^e Conseil d'administration sont ceux 
vis6s au paragraphe 1 du prdsent article. 

4. Chaque adminlstrateur d§signe un suppl^ant qui, en son 
absence, agit en son nom. Les administrateurs et les suppldants 


CraTbn 25 

CoseT ynpaenmoutMx; dpoqe/^ypa 

1. Coaer ynpaennKsu^HX npoeoflur exceroflHoe saceAaHtie, a 
Tatoxe niodbie APy^e sace^aHMn no ycMorpeHMio Coaera hoh no 
TpeöoeaHMK) Coeera AttpeKTopoe. SaceAauMe Coeera ynpaa- 
/»iKXAMx cosfataaeTCfl CoseTOM AMpeioopoe no TpedoeaHMio He 
MOHee rarra (5) M/ieHoe BaHKa mtim MneHoe, Ha Aonio KOTopbix 
npMXQAMTCfl He M OHoo qA**(>A HereepTm ot odu^ero KortHMecraa 
ronoooB, na Koropoe hmoiot npaeo miOHbi. 

2. ßpe TpeTM ynpaaiunoup« cocraB/mioT KaopyM na niodoM 
sacoAaHMM Coeera ynpae/viKxqMX. npH ycnoetiH, mto raKoe 
öo/ibumHCTBO npeAcraarvieT He Monee Asyx rpereü or odutero 
KonMHecTaa ronocoe, na Koropoe mmoiot npaeo snenbi. 

3. Coeer ynpaannKxqMX uoxcer cbomm pacmopmiceHMeM ycra- 
HoaMTb npoqeAVPy. cornacHO KoropoA Coeer AttpoKTopoe 
Moxter, ecHH conrer aro qenecoodpasHbiM, npoeecm ronoooea- 
HMe nyreM onpoca ynpaarmKxqMx no KaicoMy-nMöo KOHKperHOMy 
Bonpocy des coswea saceAaHMH Coeera ynpaennKxqMX. 

4. Coeer ynpaenmoutMX m Coeer AMpexropoe e npeAertax 
ceoHx noiiHOMOHMA Moryr npuHMMare raioie npaeitna m 
non(»KSHMti M cosAaearb Taiote ecnoMorarenbHbie opraHbi, 
KOTopfaie Moryr dfanb HeodxoAMWbi ww nenecoodpasHhi Ana 
ocyu^ecTBineHMn AonraribHocrM Banica. 

CrarbR 26 

Coaer AapeKTopoa: Cocrae 

1. Coeer AMpetcropoe coctomt ms AeaAMarvt rpex (23) Mnenoe, 
Koropbie He nenniorcfl MiieHauH cioeera ynpaenaiouiMx, m ms 

KOTOpblX; 

(i) OAMHHaAuaTb (11) MsdMpaiorca ynpaenaiou^HMH, npeAcraa- 
nniouiMMM BenbTMio, FpeqMio, AaHHio, Idp/iaHAHX), McnaHHio, 
UranMKj, /lioKceMdypr, HMAepnaHAW, ITopryranMio, CoeAH- 
HeHHoe Koponeecreo, OeAeparMBHyio Pecnyd/inKy Fep- 
MaHMn, (t>paHi 4 Mio, EeponeticKoe SKOHOMviMeCKoe cood- 
uiecTBO, EeponedCKMÜ HHBecrMqiioHHbiA danx, a 

(ii) ABeHaAqarb (12) Msdepatorca ynpaenaxxqHMM, npeAcrae- 
naxxqHMM APyrMX M/ieHoe, ms xoropwx: 

a) Mertaipe (4) MsdMpaxjrca ynpaBnatoiqMMM, npeAcrae- 
nnxMAMMM crpaHbi, xoropwe nepeMMcneHbi e npn/ioxce- 
HMM A xax crpaHbt UoHrpa/ibHOH m Boctohhom 
Eeponw, MMeKxqHe npaeo Ha nonyHeHMe noMou^M or 
BaHxa; 

b) Herbipe (4) MsdMpaiorcfl ynpaenaioiqMMM, npeAcras- 
nnHsu^MMM re crpaHu, xoroptaie nepesMcneHbi e npn- 
noxceHMM A xax APyree eeponeHcxHe crpaHbi; 

c) HeiMpe (4) MsdMpaioTcii ynpaenaxxqMMM, npeAcraa- 
/laxxqMMM re crpaHM, xoropfaie nepeHMcneHb) e npM- 
noxreHMM A xax HeeeponeAcxMe crpaHU. 

/iMpexropa, npeACTaenseoutMe MneHoe, m>M ynpae/iflKMqMe 
Msdpa/iM MX, Moryr raxxre npeAcraanarb rex H/ieHOB, xoropbie 
nepeAa/iM mm ceon ronoca. 

2. ^MpexTopaMM aennioTcn BbKXSXOXOMnereKTHbie b skohomm- 
HecKMx M «pMHaHCOBbix Boppocax riMqa, xoropue Msdnpaiorca b 
coorsercreMM c npHTKUKeHHew B. 

3. Coeer ynpaennKxqMX Moxrer yeeriMHMrb mom yMeHbUJMrb 
HMC/K) MneHOB Coeera aRP^ktopob um nepecMorperb ero 
cocrae, mcxoar hs MSMeHeHMn SMcna sneHoe BaHxa, ecnn sa 
sro nporonocyer He Meuee Asyx rpereA ynpaBnaxxqHX, npeA- 
craenaxxAHX ne Meuee rpex nereepreA or oduiero xonMMecrea 
ro/xxxre, na xoropoe MMeK>r npaeo HneHU. Bes yiqepda Ana 
ocyu^ecreneHMa srnx do/ihomommA b orHouieHMM nocneAyxxqMx 
Bbidopoe, HMcno AHpaxropoe m cocrae eroporo Coeera arP^k- 
Topoe ycraHaenMeaerca nyHxroM 1 Hacroau^eA crarbM. 

4. KaxcAbiA AHpexrop HasHasaer oahoto saMecrMrena, non- 
HocThw yrHSHHOMOHeHHoro AaAcTBOBarb or ero mmchm b ero 
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und ihre Stellvertreter müssen Staatsangehörige von Mitglied- 
ländem sein. Ein Mitglied darf nur von einem einzigen Direktor 
vertreten werden. Stellvertretor dürfen an den Sitzungen des 
Direktoriums teilnehmen, jedoch nur dann mit abstimmen, wenn 
sie für ihren Direktor handeln. 

(5) Die Amtszeit der Direktoren beträgt drei (3) Jahre; sie 
könrien wiedergewähtt werden; jedoch wird das eiste Oireklorium 
vom Gouvemeursrat auf seiner. Eröffnungssitzung gewählt und 
bleBA bis zur nächsten unmittebar folgenden Jahrestagung des 
Gouvemeursrats oder, falls der Gouvemeursrat dies auf (fieser 
Jahrestagung beschfieBt, bis zur nächsten darauffolgenden Jah¬ 
restagung im Amt Ein Direktor blebt im Amt, bis sein Nachfolger 
gewählt ist urxf sein Amt antritt. Verwaist das Amt eines Direktors 
mehr als hundertachtzig (180) Tage vor Ende sekter Amtszeit, so 
wählen cfie Gcxivemeure, die den früheren Direktor gewählt hal¬ 
ten, nach Maßgabe der Anlage B einen Nachfolger für den Rest 
der Amtszeit. Dabei ist die Mehrheit der von diesen G(xjverrwuren 
abgegebenen Stimnwn erforderlich. Verwaist das Amt eines 
Direktors hundertachtzig (180) oder weniger Tage vor Ende sei¬ 
ner Amtszeit so können die Gouverneure, die den frOheren 
Direktor gewählt hatten, auf dieselbe Weise eilten Nachfolger für 
den Rest der Amtszeit wählen; dabei ist die Mehrheit der von 
diesen Gcxjvemeuren abgegebenen Stimmen erforderfich. 
Solange das Amt verwaist ist flbt der Stettvertieler des bisherigen 
Direktors dessen Befugnisse aus, ausgenommen diejenige zur 
Ernennung eines Stellvertreters. 


Artikel 27 

Direktorium: Befugnisse 

Das Direktorium ist unbeschadet der Befugnisse des Gouver¬ 
neursrats nach Artikel 24 für die Leitung der allgemeinen 
Geschäftstätigkeit der Bank verantwortlich und übt zu diesem 
Zweck neben den ihm in diesem Übereinkommen ausdrücklich 
zugewiesenen Befugnissen alle diejenigen aus. die ihm vom 
Gouvemeursrat übertragen werden, insbesondere die Befugnis, 

i) die Arbeit des Gouvemeursrats vorzubereiten: 

ii) im Einklang mit den allgemeinen Weisungen des Gouver¬ 
neursrats geschäftspolitische GrurKlsätze aufzustellen sowie 
Beschlüsse zu fassen Ober Darlehen, Garantien, Kapitalbe¬ 
teiligungen, Kreditaufnahme durch die Bank, Bereitstellung 
technischer Hilfe urxl die sonstige Geschäftstätigkeit der 
Bank; 

iii) dem Gouvemeursrat auf jeder Jahrestagung den geprüften 
JahresabschluS für das jeweilige Geschäftsjahr zur Gerteh- 
migurtg vorzulegen urtd 

iv) den Haushaltsplan der Bank zu genehmigen. 


Artikel 28 

Direktorium: Verfahren 

(1) Die Arbeit des Direktoriums vollzieht sich normalerweise am 
Sitz der Bank; es tritt zusammen, sooft die Geschäfte der Bank 
dies erfordern. 

(2) Das Direktorium ist verhandlungs- und beschlußfähig, wenn 
auf einer Sitzung eine Mehrheit der Direktoren anwesend isL die 
mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmertzahl der Mitglieder 
vertritt. 

(3) Der Gouvemeursrat erläßt Regelungen, nach derten ein 
Mitglied, falls keiner der. Direktoren dessen Staatsartgehörigkeit 
besitzt, einen Vertreter zur Teilnahme ohne Stimmrecht an den 
Sitzungen des Direktoriums entsenden kann, wenn eine dieses 
Mitglied besonders berührende Frage behandelt wird. 


Alternates shall be nationals of member countries. No member 
shall be represented by rrtore than one Director. An Alterrtate may 
participate in meetirtgs of the Board but may vote only when he or 
she is acting in place of his or her principal. 

5. Directors shall hold Office for a term of three (3) years artd 
may be iselectod; provided that the first Board of Directors shaN 
be etoded by the Board of Governors at its ktaugural meethtg, and 
shal hoU Office unU the next immediately foHowing anrNial meet- 
ing of the Board of Governors or, U that Board shall so deckte at 
that anrsial meeting, untH its next subsequerff annual meetmg. 
They shall continue in Office until their successors shall have been 
Chosen arxt assumed Office. If the Office of a Director becomes 
vacant more than one hundred and eighty (180) days beldre the 
end of his or her term, a suocessor shall be Chosen in aocordance 
wHh Annex B, for the remainder of the term, by the Govemcxs who 
elecied the former Director. A majority of the votes cast by such 
Governors shal be required for such eiection. If the Office of a 
Dkecior becomes vacant one hundred and eighty (180) days or 
less betöre the erxt of his or her term, a suocessor may skrfilafly 
be Chosen for the remawKler of the term, by the votes cast by such 
Governors who elected the former Director, in which etectkxi a 
majority of the votes cast by such (Soverrors shal be required. 
Whie the Office remains vacard, the Alternative of the former 
Dkecior shal exeroise the powers of the latter, exoept that of 
appointing an AHemate. 


ArtkHe 27 

Board of Directors: Powths 

Without prejudice to the powers of the Board of Governors as 
provided in Artide 24 of this Agreement, the Board of Directors 
shall be responsible for the direclion of the general operations of 
the Bank and, for this purpose, shall, in addition to the powers 
assigned to H expressly by this Agreement, exercise all the 
powers delegated to it by the Board of GoverrKxs, and in par- 
ticular: 

(i) prepare the work of the Board of Governors; 

(ii) in oonformity with the general directions of the Board of 
Governors, establish policies arxt take dectskxis cortceming 
ioans, guarantees, Investments in equity Capital, borrowing 
by the Bank, the fumishing of technical assistarKe, artd other 
operations of the Bank; 

(üi) submit the audited accounls for each financial year for ap- 
proval of the Bocud of Governors at each armual meeting; 
arxl 

(Kr) approve the budget of the Bank. 


Article 28 

Board of Directors: Procedure 

1. The Board of Directors shaA normally function at the principal 
Office of the Bank artd shall meet as offen as the business of the 
Bank may require. 

2. A majority of the Directors shal constitute a quorum for any 
meeting of the Board of Directors, provided such majority repre- 
sents not less than two-thirds df the total voting power of the 
members. 

3. The Board of Governors shal adopt regulations under which, 
if there is no Director of its nationaiity, a member may serxl a 
representative to attertd, without right to vote, any meeting of the 
Board of Directors when a matter partkxilarly affecting that 
member is urxler consideration. 
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sont des ressortissants des pays membres. Aucun membre ne 
peut etre representö par plus d'un administraleur. Les suppl^ants 
peuvent prendre pari aux r6unions du Conseil mais ne peuvent 
voter qu’en l'absence de l'administrateur qu'ils remplacent. 

5. Les administrateurs sont ölus pour trois (3) ans et sont 
rööligibles, ötant entervlu que te prämier Conseil d'administration 
est 6lu par le Conseil des gouvemeurs lors de sa sdarx» inaugu- 
rale et reste en fonction jusqu'i l'assemblde armuelle du Conseil 
des gouvemeurs qui la suit irnrnddiatement ou, si oe demier en 
dddde ainsi lors de cette assemblöe arwiuelle, jusqu'ä Tassem- 
bl^ annuelle suivanle. Ils restent en fonction jusqu'a la ddsigrta- 
tion et la prise de fonction de leurs successeurs. Si le poste d'un 
administrateur devient vacant plus de Cent quatre-vingt (180) 
)ours avant l'expiration de son marxlat. H sera pourvu, oonformd- 
ment aux dispositkxis de l'arvtexe B, par un nouvel administrateur 
cfioisi, par les gouvemeurs qui avaient ddsignd l'arKien adminis¬ 
trateur; ce rtouvel administrateur demeurera en fonction pour la 
durte dudit marxlat restant ä oourir. Cette diection doit ötre faite ä 
la majoritd des voix exprimdes par les gouvemeurs corxemds. Si 
le poste d'un administrateur devient vacant cent quatre-vir>gt 
(180) jours ou moins avant l'expiration de son mandaL un succes- 
seur peut de la mdme manidre dtre cfxxsi pour la durde dudit 
marxlat restant d oourir par un vote des gouvemeurs qui ont diu 
l'ancien administrateur; Tdlection doit se faire 4 la msjoritd des 
voix exprimdes par ces gouvemeurs. Perxiant la vacance du 
poste, le suppidant de l'ancien administrateur exerce les pouvoirs 
de ce demier, sauf celui de nommer un suppidant. 


Article 27 

Conseil d'administration: Pouvoirs 

Sans prdjudice des pouvoirs que l'arlicle 24 du present Accord 
conlere au Conseil des gouvemeurs, le Conseil d'administration 
assure la direction des operations gdndrales de la Banque; ä cette 
fin, il exerce, outre les compdtences qui lui sont expressdment 
attribudes par le prdsent Accord, tous les pouvoirs qui lui sont 
ddldguds par le Conseil des gouvemeurs, et en particulier: 

(i) il prdpare le travail du Conseil des gouvemeurs; 

(ii) conformdment aux directives gdndrales que le Conseil des 
gouvemeurs lui donne, il diabore les politiques et prend les 
ddcisions corxremant les prdts, garanties, prises de partidpa- 
tion, emprunts, assistance technique ainsi que les autres 
opdrations de la Banque; 

(Mi) ilsoumetärapprobation du Conseil des gouvemeurs, lors de 
l'assemblde aiinueHe de celui-ci, les oomptes de l'exercice 
aprös vdrification; et 

(Kr) il approuve le budget de la Barx)ue. 

Article 28 

Conseil d'administration: Procddure 

1. Le Conseil d'administration exerce normalement ses fonc- 
tioirs au sidge de la Barx)ue et se rdunit aussi souvent que les 
affaires de la Bat>que l'exigent. 

2. Le quorum, pour toute rdunion du Conseil d'administration, 
est atteint kxsque la majoritd des administrateurs reprdsentant les 
deux tiers au tTxxns du rxMnbre total des voix attribudes aux 
membres sont prdsents. 

3. Le Conseil des gouvemeurs adopte un rdglement aux termes 
duquel un membre qui n'a pas d'administrateur de sa natior>alitd 
peut envoyer un reprdsentant assister sans droit de vote d toute 
rdunion du Conseil d'administration au cours de laquelle est 
examinde une question qui le conceme particulidrement. 


OTCyrcTBwe. flupexropa a saMecTMTenii flonxrHbi öwTb rpsuxfla- 
HaMH crpaH-MfieHOB. Hu q^mh sneH He flo/i>KeH duTb npeflcrae- 
neH 6o/iee, neu o/^hmm /^npexTopoM. SauecTviTe/ib Moxrer 
yHacTBOeaTb e aaceAaHMPX Coeera Arrpexropoe, o/^naxo oh 
MM eeT npaeo ronoca, Tonbxo. Kor^a saMeuiaer ^MpeKTOpa. 

5. AMpexTopa BbmonHmoT caoM oönaaHHocTM e reneHMe Tpex 
(3) jier M Moryr 6farTb tadpaHU ira Hoabifl cpox npM ycnoBMM, wro 
nepebiA Coeer AMpexTopoe MsdHpaercsi CoBOTOM ynpaansiKXitMX 
tra ero acTynirrenbHOM saceAaHim m abmonHaer ceoM odasaH- 
HOCTW cneAyxxqero HerKxrpeAcraeHHO sa hmm exeroAHoro 
saceASHHa Coeera ynpaanaxxqMX m/im, ecna Coeer rax peuiMT 
Ha STOM exceroAHOM saceAaHHM, ao ceoero cneAyxxqero exce- 
roAHoro saceAaHMa. Aiipeiaopa npoApnxcaiOT BbinonHaTb cboh 
odasaHHOCTM AO rex rxsp, noxa ho dyAyr lodpaHbi mx npeeMHMXM 
M noxa rxxvwAHHe He npMcrynar x BfamonHeHieo ceoHx odasau- 
HocreA. Ecam flpmnncn A^tP^xropa craHOBirrca aaxaHTHoA 
donee, hom sa cro aooeMhAecar (180) a*^ PP OKOHsaHMa 
cpoxa abActb««i ero normoMOHMA, ero npeeMHMX MsdMpaerca 
Ha ocTaauiyxxa nacrb cpoxa ynpaanaxxqHMH. HsdpaautMMM 
dbiBtuero Attpoxropa, e cooTeercTeMM c npHnoxceHueM 6. Anr< 
yxasaHHfaix eudopoe hcoOxoammo codparb donbuiMHcreo 
ronocoB stmx ynpae/iaxKipix. Ecrw Aoo^twcrb AMPoxropa 
craHOBMTca eaxaHTHoA sa cro BooeMvtecaT (180) mhm tMHoe 
AfwA AO OKOHHaHMa cpoxa ero no/iHOMOHMA, np eo Mieec raxxce 
MOXWT dfaiTb MSdpaH Ha ocTaBUMAca cpoK nyrew ronocoeaHMa 
rex ynpaenaioutKX, xoropue HsdpanH dweuiero Axpexropa, 
M B xoAe BUdopoB rpedyerca do/ibuiHHcreo ronocoB raxMx 
ynpaBJiaKxqax. Hoxa AonxcHOCTb ocraerca BaxaHTHoA, 
saMecTHTerib deiBuiero Axpexropa ocyu^ecTenaer ero 
no/iHOMOMKa, sa MCxmoHeHMeM no/iHOMOHMA no HasHaneHMK) 
saMecTMTena. 

Crarba 27 

Coeer Aapexropoe: flonHOMOHMa 

Bes yu^epda oo/ihomohmm Coeera ynpaenaioutax, xax 
npeAycMorpeHO b crarbe 24 nacroau^ero CornaujeHvia, Coeer 
AMpexTopoB Hecer oreercTBeHHOCTb sa pyKOBOAcreo oduieA 
Aeare/ibHocTbH} BaHxa m Ana sroA qe/iM b Aono/ineHMe x no/iHO- 
MOHMaM, HenocpeACTBeHHO npeAOcraeneHHbiM euy HacroautviM 
CornaujeHHeM, ocyu^ecrenaer Bce rnnHOMOMua, AonerapoeaH- 
Hbie eMy Cobbtom ynpaenaiotitvix, h b HacTHOcra: 

(i) roroBMr padory Coeera ynpaa/iaxHAHx; 

(ii) b coorBercTBMH c odutMMH yxasaHMaMH Coeera ynpae/iax)- 
upix onpeAenaer nonMTMxy m npuHMMaer peujeHna e 
OTHOUjeHMM npeAOcraBneHMa saAMoe, rapanTMA, MHaecTM- 
qHM B axqMOHepHbiA xanvrran, nonyMenaa saAMoe BaHxoM, 
oxasaHHa rexHHsecKoA rxjMou^M m .npOMMX onepaqaA 
EaHxa; 

(Mi) npeAcraanaer npoeepenHyx) ayAMropaMM orserHocrb sa 
xaxtAbiA (txiHaHooebiA roA na yTsepxtAeHMe Coeera ynpaa- 
naxxitMX Ha xaxtAOM exceroAHOM saceASHMM; m 

(iv) yreepxcAaer dMAXcer BaHxa. 

Crarba 28 

Coeer AHpexropoe: flpoqeAypa 

1 . Coeer AHpexropoe, xax npasM/io, padoraer e urrad-xBap- 
TMpe BaHxa h tpoeoAHr saceASHMa rax sacro, xax roro Moryr 
norpedoearb A^ria BaHxa. 

2. Ha niodoM saceAaHim Coeera Anpexropoe Ana xsopyMa 
HeodxQAMMo donbUJMHCTBO AHpexropoB, npu ycnoBHM, mto yxa- 
saHHoe donbUiHHCTBO oocraanaer He MeHee ffpyx rpereA or 
odutero xonHHecrea ronocoe. Ha xoropoe MMexrT npaao MneHU. 

3. Coeer ynpaanaioutHX npHHMwaer pacnopsuxeHMa, no xoro- 
puM HiieH npM orcyrcrBMH e cocrase Coeera Anpoxropoe 
AHpexropa rpaxrASHHHa ero crprMM Moxrer Hanpaeurb csoero 
npeAcraBHrena Ana npHcyrcreHa des npaea ronoca Ha niodoM 
saceAaHHM Coeera AHpexropoe, xorAa paccMarpMeaerca 
Bonpoc, Herx>cpeACTBeHHO xacaKHqHAca yxasaHHoro nnena. 
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Artikel 29 
Abstimmung 

(1) Die Stimmenzahl eines MHglieds ist gleich der Anzahl der 
von ihm gezeichneten Anteile am Stammkapital der Bank. Zahlt 
ein Mitglied einen Teil des aufgrund seiner Zetchnungsvorpfüch- 
tungen nach Artikel 6 faiUgen Betrags nicht, so ist es. solange es 
nicht zahlt, nicht berechtigt, den Hundeitsatz seiner Stimmrechte 
auszuübert, der dem des faWgen, aber nicht gezahlten Betrags 
am Gesamtbetrag der von diesem Mitglied gezeichneten eirtge* 
zahlten Anteile am Stammkapitai der Bank entsprichL 


(2) Bei Abstimmurtgen hn Gouvemeursral ist jeder Gouverneur 
zur Abgabe der Stimmen des von Ivn vertrelerten MtgReds 
berechtigt. Sofern kl diesem Übereinkommen nicht ausrMckiich 
etwas anderes vorgesehen ist, bedikfen Beschlüsse zu aOen dem 
Gouvemeursral vorliegetKlen Fragen einer Mehrheit der Stim¬ 
menzahl der an der Abstimmung teilnehmertden Mitglieder. 

(3) Bei Abstimmurtgen im Oirektorium ist jeder Direktor zur 
AbgabederAnzahtvonStimmenbatechtigt.diedenGouvsmeu- 
ten zustehl, von denen er gewühlt worden ist. sowie der Stimmen, 
die den Gouverneuren zustehan. die tvn nach Anlage B Abschnitt 
D ihre Stimmen übertragen haben. Ein Direktor, der mehrere 
Mitglieder vertritt, kann die Stimmen der von ihm vertreterten 
Mitglieder gesondert abgeben. Sofern in diesem Übereirdrommen 
nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist, und at^er kn 
Fan der Beschlüsse über die aligemeirw PoStlc, die mit einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der GesamtsömmatuaN 
der an der Abstinvnung teilnehmerKten Mitglieder zu fassen skx), 
bedürfen Beschlüsse zu allen dem Direktorium vorliegerxlen Fra¬ 
gen einer Mehrheit der Stimmeruahl der an der Abstimmung 
teilnehmenden Mitglieder. 


Artikel 30 
Oer Präsident 

(1) Der Gouverneursrat wählt mit den Stimmen einer Mehrheit 
aller Gouverneure, die mindestens eilte Mehrheit der Gesamt¬ 
stimmenzahl der Mitglieder vertreten, einen Präsidenten der 
Bank. Der Präsident darf währerxi seiner Amtszeit weder Gouver¬ 
neur noch Direktor noch Stellvertreter eines Gouverneurs oder 
Direktors sein. 

(2) Die Amtszeit des Präsidenten beträgt vier (4) Jahre. Er kann 
wiedergewählt werden. Er hat jedoch aus dem Amt auszuschei¬ 
den, wenn der Gouvemeursrat dies mit Zustimmung von mmde- 
stens zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestera zwei Drittel 
der Gesamtstimmeitzahl der Mitglieder vertreten, beschlieSt Ver¬ 
waist das Amt des Präsidenten aus irgendeinem Grund, so wäNt 
der Gouvemeursrat nach Absatz 1 einen Nachfolger für eine 
Dauer von bis zu vier (4) Jahren. 


(3) Der Präsident hat, abgesehen von der entscheidertden 
Stimme bei Stimmengleichheit kein Stimmrecht Er kann an 
Sitzungen des Gouvemeursrats teilnehmen und führt bei den 
Sitzungen des Direktoriums den Vorsitz. 

(4) Der Präsident ist der gesetzliche Vertreter der Bank. 

(5) Der Präsident ist Vorgesetzter des Personals der Bank. Er 
ist entsprechend den vom Direktorium zu erlassenden Regekav 
gen für das Organisationswesen sowie für die EinsteHung urrd 
Entlassung der leitertden und sonstigen Bediensteten verantwort¬ 
lich. Bei der Einstellung von letterxien und sonstigen Bediensteten 
hat der Präsident unter Berücksichtigung der vorrangigen Bedeu- 


Article 29 
Voting 

1. The voting power of each member shall be equal to the 
number of Hs subscribed shares in the Capital stock of the Bank. In 
the event of any member faiiirtg to pay any part of the amount due 
in respect of its obTigations in relatkxi to paid-ki shares urxfer 
Artide 6 of this Agreement, such member shall be unable for so 
iortg as such failure continues Io exerdse that percentage of Hs 
voting power which oorresponds to the percentage which the 
annount due but uripaid bears to the total anxxint of paid-in shares 
siHiscribed to by that member in the capitai stock of the Bank. 


2. In voting in the Board of Governors, each Governor shafl be 
entWed to cast the votes of the member he or she represents. 
Except as othenvise expressiy provided bi this Agreement, all 
matters before the Boaräl of Governors shaO be dedded by a 
majority of the voting power of the members voting. 


3. In voting bi the Board of Directors each Dwector shaR be 
endtled to cast the number of votes toi which the Governors who 
have el e c t ed hbn or har aie entüled and Ihoee to which any 
Governors who have assigned thek votes to hbn rx her, pursuant 
to Section D of Annex B, are entHied. A Director representing 
more than one member may separateiy the votes of the 
members he or she represents. Except as othenvise expressiy 
provided kl this Agreement, and except for general poKcy ded- 
sions bl which cases such policy decisions shal be taken by a 
majority of not less than two-thirds of the total voting power of the 
members voting, an matters before the Board of DirerXors shall be 
decided by a majority of the voting power of the members voting. 


Artide 30 
The PresMent 

1. The Board of Governors, by a vote of a majority of the total 
number of Governors, representing not less than a majority of the 
total voting power of the members, shall eied a President of the 
Bank. The President while holdbig Office, shall not be a Governor 
or a Director or an Altemate for either. 


2. The term of Office of the President shall be four (4) years. He 
or she may be re-elected. He or she shall, however, cease to hold 
offioe when the Board of Governors so deddes by an affirmative 
vote of not less than two-thirds of the Governors, representbig not 
less than two-thirds of the total voting power of the members. Ifthe 
Office of the President for any reason becomes vacant the Board 
d Governors, bi accordance with the provisions of paragraph 1 of 
this Artide, shall elect a successor for up to four (4) years. 


3. The President shall not vote, except that he or she may cast a 
dedding vote ki case of an equal division. He or she may partipate 
bl meetings of the Board of Governors and shall chair the meet- 
kigs of the Board of Directors. 

4. The President shaN be the legal representative of the Bank. 

5. The President shall be Chief of the Staff of the Bank. He or she 
shan be responsible for the Organisation, appobitment and dismis- 
sal of the officers and staff tai accordance wHh regufatkxis to be 
adopted by the Board of Directors. In appointing officers aixf staff, 
he or she shall, subjed to the parambunt importance of effidency 
and technical competence, pay due regard to recruitment on a 
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Arlicle 29 
Vote 

1. Le nombre des voix at1ribu6es ä chaque membre doit 6tre 
egal au nombre des actions qu'il a souscrites dans le Capital social 
de ta Banque. Lorsqu'un membre n'a pas paye une quelconque 
Partie du montant exigible au titre des obligations contractäes 
pour les actions ö Kberer, definies a 1‘article 6 du pröseitt Accord, 
ce membre rw peut, aussi longtemps que dure oe defaut de 
paiemenL exercer la fraction de ses droits de vote qui oorrespond 
au rapport entre le montant dü et rton payd et le montant total des 
actkms i Sberer souscrites par ce membre dans ia Capital social 
de la Barxiue. 

2. En Votant au Conseil des gouvemeurs, chaque gouvemeur 
dispose des voix du membre qu'il reprösente. Sauf disposHion 
contraire du präsent Aoootd, toutes les questions que le Conseil 
des gouvemeurs est appelö ä conrtaitre sont tranchaes ä la 
majorita des voix attribudes aux membres prenant pari au vote. 


3. Lots d'un vote au Cortseil d'administration, chaque adminis- 
trateur dispose du nombre de voix attribu^ aux gouvemeurs qui 
Tont ölu et des voix dort dispose tout gouvemeur lui ayart oonM 
ses voix, oonidrmdment aux dispositions de la Section O de 
l'annexe B. Un administrateur repr^sentant plus d'un membre ne 
doit pas n^cessairement emettre en bloc les voix des membres 
qu'il repräsente. Sauf disposition contraire du präsent Acoord, et 
hormis le cas des dödsions de politique gdrtdrale qui sont prises ä 
la majoritd d'au moirts deux tiers des voix attrftxjdes aux merrtxes 
prenant part au vote, toutes les questions dont le ConseS d'admi¬ 
nistration est appelö ä connaiire sont tranchdes ä la majoritö des 
voix attribuöes aux membres prenant part au vote. 


Article 30 
President 

1. Le Conseil des gouvemeurs, par un vote ä la majorite du 
nombre total des gouverrreurs, representant au nwins la majorite 
du nombre total des voix attribuees aux membres, dlit le President 
de la Banque. Le President rte peut exercer, pertdant la durde de 
son mandat, les fonctions de gouvemeur, d'administrateur ou de 
Suppleant pour l'une ou l'autre de ces fonctions. 

2. Le mandat du President est de quatre (4) ans. II est reeiigtole. 
Toutefois, le President cesse d'exercer ses forxXions sur decision 
du Conseil des gouvemeurs prise par une dedsion expresse d'au 
moins deux fiers des gouvemeurs, representant au moins deux 
tiers du nombre total des voix attribuees aux membres. Si le poste 
de President devient vacant pour quelque raison que ce soit, le 
Conseil des gouvemeurs eiit conformement aux dispositions du 
paragraphe 1 du present article, un rKXiveau President pour un 
mandat pouvant aller jusqu'ä quatre ans. 


3. Le President ne prend pas part aux votes, sauf en cas de 
partage egal des voix, auquel cas il peut voter et sa voix est alors 
prepronderante. II peut participer aux reunions du Conseil des 
gouvemeurs et prtekfe les reunkxis du Conseil d'administration. 

4. Le President est le representant legal de la Banque. 

5. Le President est le chef du personnel de la Bartque. II est 
responsable de l'organisation, de la rtomination et du licenciement 
des fonctionnaires et des agents dans le cadre des reglementa- 
tions qui seront adoptees par le Conseil d'administration. En 
rtommant les fonctionnaires et les agents de la Banque, le Presi¬ 
dent, tout en ayant pour pröoccupation principale d'a^urer e la 


Craxbii 29 
ronocoaaHMe 

1 . Hucno ronocoB, Ha Koropoe MMeer npaeo Kax^biM sneH, 
paBHO KOiiMMecTsy aKL|MH B axMMOHepHOM Kanirrane BaHKa, Ha 
KOTopoe OH noArMcancfl. B cnyMae, ecrw KaKoü-nMÖo MneH He 
BbinnaTMT Kaxyro-nubo sacTb toA cyMMW, Koropyio oh /tp/ixceH 
no C80MM odnaaTenbCTBaM b OTHOweHMM onnaHMeaeMbix aKqMA 
cornacHO craise 6 HacToaujero CornauieHMa, tskoA «uieH b 
T eneHMe Bcero cpoKa HeynnaTbi ne MMeer npaea Ha ry npoqoHT- 
Hyx) AontooT nonaranuteroca euy KonMHecTBa ro/xxx)B, KOTopaa 
cooTB e TCTByeT npoqemHoA HeonnaneHHiiix mm cyMM no 
OTHOUjeHMio K obutBA cyMMe onnaMMBaeMbix aiotMfl a aiotMo- 
HepHOM Karotrane BaHKa. na Koropbie aror sneH npAnMcanca. 

2. flpM txvwcoaaHMM b Coeere ynpaBflfuoutMx »aoKfliM ynpae- 
nmoutMA mmoot npaao ronocoearb sa «uieHa, Koroporo oh npeA- 
CTaanner. KpoMe rex cnysaeB, kotab b HacroauteM CornaiueHMM 
npaMO npoAycMOTpeHO mhob, eoe Bonpocw, paccMarpMaaeMbie 
CoeeroM ynpaanaKxqMX. peujaioTca 6oni>uiHHCTBOM or odupero 
KonMHecTBa ronocoe. Ha Koropoe mmbiot npaeo HneHw, npMHM- 
Maiou|Me yMacTMO b ronocoeaHMM. 

3. ripM ronocoeaHMM b Coeere AMpeicropoe Kaxgtbifi ampok- 
rop MMeer npBBO Ha ro MonMHecTBO ronoooB, na KOTopoe NMBtOT 
ipaBO HsOpaauMa ero ynpaananutHe, a raioKe Ha're ronoca. Ha 
Koropeie MMeior npaeo ynpaenanutMe, nepeAaaume eMy ceoM 
ronoca cornacHo paa^eny D npMnoxceHMn B. AnpeKTop, npe^- 
crasnaioutMA 6onee oahoto Hnena, Moxrer ronocoearb 
orAenbHO sa Mnenoe, Koropfaix oh npeAcraenaer. KpoMe rex 
cnyMaee, KorAa b HacroauteM CornauieHMM npaMO npeAycMO- 
'rpeHO MHoe, m sa mckhiom o hm o m peuieHMü, KacaioutHxca otSuteA 
nonMTMKM, KOTAa raKMe peuieHMa npMHMMaioTca bonbuiMHCTBOM 
He Menee A^yx rpereA or odutero KonHsecrsa ronocoe, na 
Koropoe MMeior npaeo HneHM, npMHMMaioutMe ysacTMe b ronooo- 
BaHMM, Bce Bonpocbi b Coeere AnpeicropoB peuiaiorcn 6onb- 
uiMHCTBOM or oöupero KonMMecrea ronocoe. Ha Koropoe MMeior 
npaeo sneHbi, npMHMMaioutMe ysacTMe b ronocoeaHMM. 


Crarba 30 
npesMABHr 

1. Coeer ynpaennioutMX OonbUiMHcreoM ronocoe or o6u(ero 
MMcna ynpaenaioutMX, npeAcraBnaioutMX He Menee bonbuiMHcrea 
or obufero KonMnecrea ronocoe, na Koropoe MMeior npaeo 
MneHbi, MSbMpaer npesMAeHra BaHKa. npesMAenr ao epeMa 
npeObiBaHMa b sroA AOtvKHOcrM He Moxcer 6brrb ynpaenaiouiMM 
MnM AMpeiaopoM nnbo saMecTMreneM ynpaenaioutero MnM 
AMpeKTopa. 

2. CpoK nonnoMOHMA npesMAeHra cocraenaer nerbipe (4) 
roAB. Oh Moxrer OfaiTb nepeMsdpan na hobbim cpoK. OAHaKO oh 
npeKparMT BfainonHarb cbom odasaHHOCiM no peuieHMn Coeera 
ynpaanaKxqHx, ecnM saraKoe peuieHMe nporonocyiOTynpaBnaio- 
ufMe, npeAcraenaioutMe ne Menee Aeyx rpereA ynpaenaioutMx, 
npeAcraenaioutMx He MeHee AByx rperefi or odutero KOnMuecrsa 
ronocoe, na Koropoe MMeior npaeo HneHw. Ecjim no KaKoA-nado 
npMHMHe nocr npesMAenra craHOOMrca eaKaHTHbiM, Coeer 
ynpaenaioutMx e cooreercreMM c nonoxceHMaMM nyHiaa 1 Hacro- 
auteA crarbM MSdeper ero npeeMHMxa na cpoK ao Herupex (4) 
ner. 

3. npesMAOHr He npMHMMaer yMacTMa e ronocoeaHMM, oahbko, 
KorAa ronoca pasAenaiorca nopoBHy, oh MMeer npaeo peuiaio- 
utero ronoca. Oh Moxrer yHacreoeaTb b saceAaHMnx Coeera 
ynpaenaioutMX m npeAceAarenbcreyer Ha saceAaHeax Coeera 
At^KTopoe. 

4. npesMAeHT aenaerca saKOHHMM npeAcraeMreneM BaHKa. 

5. npesMAeHT eosrnaenaer nepconan BaHKa. Oh necer 
oreercreeHHocrb sa opraHMsattMio padoru, HasnaMeHMe nnu 
yeonbHeHMe AonxrHocrHbix naq m corpyAHMKoe b cooreercreMM 
c npaoMnaMM, ycraHaenMeaeMMMM CoeeroM AMpeicropoB. PpM 
HasHaneHMM AonxcHOcrHbix niiq m corpyAHMKoe oh, yHMTbieaa 
nepeocreneHHyio eaxcHocrs sqxpeicrMBHOCTM m rexHMMecKOA 
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tung von Leistungsfähigkeit und fachlichem Können gebührend 
darauf zu achten, daB die Auswahl auf breiter geographischer 
Gnindlage unter den Mitgliedern der Bank erfolgt. 

(6) Der Präsident führt nach den Weisungen des Direktoriums 
die lauferxlen Geschäfte der Bank. 

Artikel 31 
Vlzeprisident(en) 

(1) Das Dtrektorium ernennt auf Empfehkmg des Präsidenten 
einen oder mehrere Vizepräsidenten. Amtszeit, Befugrvsse und 
Aufgaben der einzetnen Vizepräsidenten in der Verwaltung der 
Bank werden vom Direktorium bestimmt Bei Abwesenheit oder 
Dienstunfähigkeit des Präsidenten werden dessen Befugnisse 
und Aufgaben von einem Vizepräadenten wahrgerxxnmen. 


<2) Ein Vizepräsident kann an den Sitzurtgen des Direktorksns 
teilnehmen, hat jedoch kein Stimmrecfrt, abgesehen von der 
entscheidertden Stimme, «verm er für den Präsidenten handelt 

Artikel 32 

Interrtationaler Charakter der Bank 

(1) Die Bank nimmt keinerlei Sonderfonds oder sonstige Darle¬ 
hen oder Unterstützung an, die ihren Zweck oder ihre Aufgaben in 
irgertdehter Weise beeinträchbgen. verfälschen oder in anderer 
Weise ändern könrten. 

(2) Die Bank, ihr Präsident ihr(e) Vizepräsident(en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bediensteten berücksichtigen bei ihren 
Beschlüssen nur Erwägungen, die für den Zweck, die Aufgaben 
und die Geschäfte der Bank im Sinne dieses Übereinkommens 
maßgeblich sind. Diese Erwägungen werden unparteiisch gegen- 
einartder abgewogen, um den Zweck der Bank zu erfüllen und 
ihre Aufgaben durchzuführen. 

(3) Der Präsident der oder die V>zepräsident(en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bediertsteten der Bank sind bei der 
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit allein der Bank und keiner 
sonstigen Stelle verpflichtet. Jedes Mitglied der Bank achtet den 
internationalen Charakter dieser Verpflichtung und unterläßt alle 
Versuche, diese Personen bei der Erfüllung ihrer Pflichten zu 
beeinflussen. 

Artikel 33 
Sitz 

(1) Der Sitz der Bank befirtdet sich in Umdon. 

(2) Die Bank kann Niederlassuttgen oder Zweigstellen kn 
Hoheitsgebiet jedes ihrer Mitglieder errichten. 

Artikel 34 

Hinterlegungsstellen 
und Verbindungsstellen 

(1) Jedes Mitglied benennt seine Zentralbank oder eine artdere 
mit der Bank vereirtbarte Stelle als Hinterlegurrgsstelle für alle 
Guthaben der Barrft in seiner Währung sowie für sonstige Vermö¬ 
genswerte der Bank. 

(2) Jedes Mitglied bertennt eine geeignete amtliche Stelle, mit 
der sich die Bank bezüglich jeder Angelegenheit, die sich im 
Rahmen dieses Übereinkommens ergibt, in Verbindung setzen 
kann. 

Artikel 35 

Veröffentlichung von Berichten und 
Bereitstellung von Informationen 

(1) Die Bank veröffentlicht eitren Jahresbericht mit einem 
geprüften Jahresabschluß und übermittelt ihren Mitgliedern vier- 


wide geographical basis among members of the Bank. 


6. The President shall corxiuct, under the direction of the Board 
of Directors, the current business of the Bank. 

Article31 

Vice-President(s) 

1. One er more Vice-Presidents shall be appointed by the Board 
of Directors on the recommerxlation of the PresidenL A Vice- 
President shall hold Office for such term, exercise such authority 
arvf perform such functions in the administration of the Bank, as 
may be determined by the Board of Directors. In the absence or 
incapacity cf the President, a Vice-President shafi exercise the 
authority and perform the functions of the PresidenL 


2. A Vice-President may partidpate in meetings of the Board of 
Directors but shall have no vote at such meetings, except that he 
or she may esst the decidmg vote when actmg in plat» of the 
PresidenL 

Article 32 

Intematioitat character of the Bank 

1. The Bank shall not accept Special Furtds or other loans or 
assistance that may in any way be prejudioe, deflect or otherwise 
alter Hs putpose or functions. 

2. The Bank, its PresidenL Vice-President(s), officers and staff 
shall in their deciskxis take into account only considerations 
relevant to the Bank’s purpose, functions and operations, as set 
out in this Agreement. Such considerations shall be weighed 
impartially in Order to achieve and carry out the purpose and 
functions of the Bank. 

3. The PresidenL Vice-President(s), officers and staff of the 
Bank, in the dischtvge of their Offices, shall owe their duty entirely 
to the Bank and to rx> other authority. Each member of the Bank 
shall respect the intemational character of this duty and shall 
refrain from all attempts to influence any of them in the discharge 
of'their duties. 

Article 33 
Location of Offices 

1. The Principal Office of the Bank shall be located in London. 

2. The Bank may establish agendes or branch Offices in the 
territory of any member of the Bank. 


Article 34 

Depositories and channels of communication 

1. Each member shall designate its central bank, or such other 
Institution as may be agreed upon with the Bank, as a depository 
for all the Bank's hokfings of its currency as well as other assets of 
the Bank. 

2. Each member shal designate an appropriate offidal entity 
with which the Bank may communicate in connection with any 
matter arising under this Agreement. 

Article 35 

Pubilcatlon of reporU and Provision of Information 

1. The Bank shall publish an annual report containing an 
audited Statement of its accounts and shall dreulate to members 
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Banque les Services des personnes possödant tes plus hautes 
qualites de rendement et de comp^tence technique, veille ä 
recruter le personnel sur une large base göographique, parmi tes 
membres de la Banque. 

6. Le President conduit les affaires courantes de la Banque, 
SOUS la direction du Conseil d’administration. 

Artlde 31 
Vice-prtoiclent(s) 

1. Le Conseil d'administration nomme un ou plusieurs vice- 
presidents sur recommandation du President. Le Conseil d'admi¬ 
nistration determine la duröe du mandat du ou des vice-presi- 
dents, les pouvoirs qu'Hs dötiennent, et les lonctiortt d'administra¬ 
tion de la Banque dont Hs s'aoquHtenL En cas d'absecxie ou 
d'incapacite du President, un vice-prösident exeroe l'autorite et 
accomplit les forx:tions du prösident 


2. Un vice-president peut partidper aux rdunions du Conseil 
d'admirristration mais ne prend pas pari au vote iors de ces 
röunions sauf s'M rempiacs le pr6ddent, auquei cas H peut voteret 
sa voix est alots prepondörante. 

Artlde 32 

Caractöre Intemationat de la Banque 

1. La Banque n'accepte ni focxls speäaux, ni prets, ni assis- 
tance qui puissent de quelque fagon oompromettre, fausser ou 
altdrer son objet ou sa mission. 

2. La Barx^ue, son pröskfent, son ou ses vice-prösidents, ses 
fonctionnaires et ses agents se fondent dans leurs ddcisions sur 
des considarations relevant exclusivement de l'objet de la mis¬ 
sion et des op^ralions de la Banque tels que d6finis dans le 
present Accord. Ces consid6rations sont prises en compte de 
fagon impartiale afin que la Barxiue puisse remplir son objet et sa 
mission. 

3. Dans l'exercice de leurs fonctions, le President, le ou les vice- 
prdsidents, les fonctionnaires et les agents de la Banque n'ont de 
devoirs qu'envers la Banque, ä l'exclusion de toute autre autorite. 
Tous les membres de la Banque respectent le caractere interna¬ 
tional de ces devoirs et s'abstiennent de toute ddmarche visant ä 
influerKser l'une quelcorx^ue de ces personnes dans l'acoort^lis- 
sement de ses tSches. 

Article 33 

SMge 

1. Le sidge de la Banque est dtabH & Lxxtdres. 

2. La Banque peut ouvrir des agenoes ou des suocutsales sur le 
territoire de ses membres. 

Article 34 

D4posltaires et moyens de communicatlon 

1. Chaque membre dösigne sa barxiue centrale ou toute autre 
Institution en accord avec la Barx|ue oomme d4positaire auprte 
duquel celle-ci peut conserver tous les avoirs qu'elle possöde 
dans la monnaie dudit membre, ainsi que d'autres avoirs. 

2. Chaque membre dösigne une entitö officielle appropriöe 
avec laquelle la Barx)ue peut se mettre en rapport au sujet de 
toute question relevant du prösent Accord. 

Article 35 

Publicatlon de rapports et communicatlon d'lnformatlons 

1. La Banque publie un rapport annuel contenant un ötat certifiö 
de ses comptes et fait parvenir ä ses membres, ä intervalles de 


KOMneTeHTMOCTM, yAenner ppmioioe BHMMaHvie HaüMy na 
paöoTy M3 MneHoe Bwks na ujupoKOd reorpacbMwecKoü ocHOee. 


6. npesjvieHT ynpaenner Texyuteü A®”T®trbHOCTbio BaHxa 
noA pyKoeofl(CTBOM Coeera AMpetaopoe. 

CraTM 31 
BMi|eHipesMA0MT(bi) 

1. flo peKOMOHAaMMM npesHAettra Coeer AMpeKropoe Has- 
HasaeT oahoto khm 6onee eiaie-npesMAeHToe. Bm|e-npe3MA®MT 
Bbirx>/iHneT caoM oönaaHHOCTM a TOMeHne Taxoro cpoxa, pacrx>- 
naraeT Taroeim nonHouoHMmiM m abmonHAer Taxae «l^yHXMMM tx> 
yr^taaneHMO EaHXOM, xoTopue Moryr duTb onpeAeneubi Coae- 
TOM AMpexTopoa. B oTcyrcT a we npeartA®**^ a cnysae ero 
HecnocodHOCTM abmonHATb caoM nonHOMO^am, ewte-npesHAeHT 
pacnonaraer nonHOMOHtwMM m abmonHAeT tpyHXMMt npeaM- 
APHTa. 

2. BMqe-npe3ttA®ttT Moxrer ysacraoBaTb a saceAanMAx 
CoBOTa A>*P®KTopOB 6e3 npaaa ronoca, sa Mcxnto^eHMeM 
cnyMaea, kotab, saueHAA npeaitABHTa, oh iwieeT npaao peutaio- 
iqaro rorxtca. 

CrarbA 32 

MetKAyMapoAHbifl xapaxrep Bauxa 

1. BaHK He npMHMMaeT cneqxanbHbix 4x>haob mam APyrux 
saAMoe MiiH CQAeAcraMA, xoropbie noryr xaxMM dw to km duno 
odpaaoM KaHecTM yutepd ero qenM mam (pyHXMMAM, npMeecTM x 

OTXnOHeHMIO OT HMX MTM HHbMI OdpaaOM M3MeHMTb MX. 

2. BaHx, ero npeaMAOHT, BMqe-npeattAeHTfbr), AomxHocTHbie 
nxqa m coTpyAHMXM a cbomx peuieHMAX npMMMMaxjT eo sHMMaHMe 
AMUib coodpaxreHM«, OTHOCAUtMOCA X qenM BaHxa, ero tpyMxqMAM 
M onepaqMAiiii, onpeAenoHMMM e HacTOAinew CornaureHMM. T axue 
coo6pa>KeHMA decnpMcrpacTMO oueHMeaxnrsr c tomxm speHMA 
AOCTMxreHMA qonM BaHxa m BwrxjnHeHMA ero (pyHxqMA. 

3. npeoMAeHT, BMMe-fipe3MAeHT(bi), Ao^v^toctHwe iiMqa M 
corpyAHHKM EaHxa npM BfamonHeHMM csomx odnaaHHOcreA 
cnyxraT Tonbxo BaHxy m HMxoii^y MHoiixy. Kax<AbiM nneH BaHxa 
yeaxraeT MetKAVHapoAHbiH xapaxrep mx nonoixeHMA m B03Aep- 
XMBaercA or /noCtu nontnoK oxaswearb a/iMAHMe Ha xoro- 
AMdO M3 HMX fipM Bfa«rX>nHeHMM MMM CBOMX OdASSHHOCTeA. 

CrarhA 33 

MecTononojxeHMe yxpetKAeHMA EaHxa 

1. Ulrad-XBapTMpa BaHxa HaxpAMTCA a /VxtAOie. 

2. BaHX Moxter ynpextAPTb araHTcraa m/im ((NUiMafibi Ha rep- 
pMTopMM nxtdoro Mnena BaHxa. 


CraTM 34 

Aeno3MTapMM n xaHanM caA3M 

1. Kax<AbiA HneH HaaHasaer caoA qsHrpanbHbiA daHX m/im 
niodoe Apyroe ynpextAOHMe no oornaooeaHMX) c ßanxoM a 
xaHecrae AenosMTapMA acex npMKaAnexcaiqMX BaHxy cpeAcra b 
Bamore aroro nneHa, a raxxre flpynix axTMBoe BaHxa. 

2. KaxTAbtA ^neH onpeAenAer oooTBercTByxxAMA o4>HqManb- 
HbtA opraH, c xoTopfaM BaHK moxobt naAA®P>*t*tBBTt> censb no 
niodoMY Bonpocy, BOSHMxaxxiteMy a paMxax Hacronutero 
CornauieHHA. 

CraTM 35 

nyduHKaMHA oneroB m npeAOCTaaneMMe nwtMapMaqMM 

1. BaHK nydnMxyer exreroAHbiA OTner, coa®P>kbu|m^ npoee- 
peHHoe ayAMTopaMM aaABnoHMe o coctoahmm ero cneroB, m 
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teljähriich oder in kürzeren Abständen eitw zusammerrfasserKle 
Darstellung über ihre finanzielle Lage sowie eine Gewinn- imd 
Verlustrechnung, in der die Ergebnisse ihrer Geschäftstätigkeit 
ausgewiesen werden. Die Finanzbuchhaltung wird in ECU 
geführt. 

(2) Die Bank berichtet jährlich über die ökologtschen Auswir¬ 
kungen ihrer Tätigkeiten und kann weitere Berichte veröffentli¬ 
chen, soweit sie dies zur Förderung ihres Zweckes für wün¬ 
schenswert hält. 

(3) Exemplare aller aufgrund dieses Artikels ersteflten Berichte, 
Darstellungen und Veröffentlichungen werden an die Mitgfieder 
verteilt. 

Artikel 36 

Zuweisung uitd Verteilung der Reineinnahinen 

(1) Der Gouvemeursrat legt mindestem einmal kn Jahr fest, 
welcher Tefi der Reineinnahmen der Bank nach BBdung von 
Rücklagen und, falls erforderlich, von RücksMhingen für etwaige 
Verluste rtach Artikel 17 Absatz 1 als OberschuS oder für andere 
Zwecke eirtbehalten wird uitd welcher Teil gegebertenfails verteilt 
wird. Beschlüsse über die Verwendung der Reirteinnahmen der 
Bank für andere Zwecke bedürfen eirter Mehrheit von mindeslera 
zwei Orfttein der Gouverneure, die mindeslsra zwei Drittei der 
Gesamtstimmenzahi der Mtgteder vertrelan. Es erfolgt keine 
Zuweisung und keirte Verteilung bis die allgemeine Rücklage 
mindestens zehn (10) v. H. des genehmigten Stammkapitals 
erreicht hat. 


(2) Oie Verteilung rtach Absatz 1 erfolgt bn VerhäMnia der 
Anzahl der eingezahlten Anteile der eiruekten Mitgfeder; bei der 
Berechnur^ dieser Anzahl werden jedoch mir Barzahlungen und 
Schuldscheine berücksichtigt die s^testerts am Ende des betref- 
ferxlen Geschäftsjahrs eingegangen beziehungsweise eingelöst 
worden sind. 

(3) Die Zahlungen an die eiruelnen Mitglieder erfolgen in der 
vom Gouvemeursrat festgelegten Art und Weise. Diese Zahlun¬ 
gen sowie ihre Verwertdung durch das Empfängerlartd unterlie¬ 
gen keiner Beschränkung durch die Mitglieder. 

Kapitel Vli 

Austritt und Suspendierung der Mitgliedschaft; 
vorübergehende Einstellung und Beendigung 
der Geschäftstätigkeit 

Artikel 37 

AuatrIttarecM der Mitglieder 

(1) Ein Mitglied kaim jederzeit aus der Bank austretert indem es 
ihr an ihrem Sitz eine schriftliche Arueige zugehen läBt 

(2) Der Austritt eines Mitglieds wird wirksam und seine Mitglied¬ 
schaft erlischt zu dem in der Anzeige angegebenen Zeitpunkt, 
frühestens jedoch sechs (6) Monate nach Eingang der Anzeige 
bei der Bank. Vor dem endgültigen Wiricsamwerden des Austritts 
hat das Mitglied jedoch jederzeit die Möglichkeit, die Austrittsan¬ 
zeige durch eine schriftliche Mitteilung an die Bank zurOckzuneh- 
men. 


Artikel 38 

Suspendierung der Mitgliedschaft 

(1) Kommt ein Mitglied einer seiner Verpflichtungen gegenüber 
der Bank rücht nach, so karm (fiese seine Mitgliedschaft durch 
Beschluß einer Mehrheit von mknlestens zwei Dritteln der Gou¬ 
verneure, die mirxlestens zwei Drittel der GesamtstimmenzaN der 
Mitglieder vertreten, suspendieren. Die Mitgfiedschaft des 
suspendierten Mitglieds erlischt autrxnatisch ein Jahr nach dem 


at intervals of three (3) mcxiths or less a summary Statement of its 
finarKxal Position and a profit and loss statemerrt showing the 
results of its operations. The financial accounts shall be kept in 
ECU. 


2. The Bank shall report annuaHy on the environmental Impact of 
Its activities arxl may publish such other reports as it deems 
desirable to advanc» its purpose. 

3. Copies of aN reprxts, Statements and publicatkxts made 
under this Aiticfe shall be (fistributed to members. 

Article 36 

Allocation and diatrfbution of Mt IncorM 

1. The Board of Governors shaR determkie at least aniHially 
what part of the Bank’s net kxxxne, after makkig provlskxi for 
reserves and, if necessary, against possbie losses urtder Para¬ 
graph 1 of Article 17 of this AgreemenL shall be aRocated to 
surpkis or ofher purposes and what part if any, shall be distri- 
buted. Any such deciskxi on the aüocation of the Bank’s net 
ktoome Io olher purposes shal be takan by a majoifty of not less 
Iftan two-thkds of the Governors, raprasariling not less Ihan two- 
thkds of the total voting power of the members. No such aNoca- 
Uon, aivf no (fistributkm, shall be made untN the general reserve 
amounts to at least len (10) p>er (»nt of the authorized (»pital 
stock. 


2. Any (fistrbutkxi referred to kl the precedng Paragraph shafi 
be made in Proportion to Ihe number of paid-ki shares held by 
each member; provided that in calculating such number accrxjnt 
shaH be taken only of payments received in cash and promissory 
notes encashed in respect of such shares on or before the end of 
the relevant financial year. 

3. Payments to each member shall be made in such manner as 
the Board of Governors shaU determine. Such payments and their 
use by the receiving (xxintiy shaH be without restrkTtion by any 
member. 


Chapter VII 

Withdrawal and Suspension of membership: 

Temporary Suspension and terminatkxi 
of operations 

Article 37 

Right of members to withdraw 

1. Any member may withdraw from the Bank at any tkne by 
transmitting a notice in writing to the Bank at Ks prindpal offk». 

2. Withdrawal by a member shall become effective, and its 
membership shall cease, (xi the date specified in its rxjtk» but in 
no event less than six (6) months after such notice is received by 
the Bank. However, at any time bef(xe the withdrawal becomes 
firally effective, Ihe member may rvrtify the Bank in writing of the 
cancetlation of Ks notice of intentkxi to withdraw. 


Article 38 

Suspension of membership 

1. If a member falls to futfil any of Hs obligatkxvs to the Bank, the 
Bank may suspend Hs membership by decision of a majority of not 
less than two-thirds of the Governors, representing not le^ than 
two-thirds of the total voting power of the members. The member 
so susperxied shall aukxnatically cease to be a member ot\e year 
fitxn the date of Hs Suspension unless a derxskxn is taken by not 
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trois (3) mois au plus, un r^sumö sommaire de sa Situation 
finaiv:iere el un 6tat de ses profits et pertes (aisant ressortir tes 
rdsultats de ses op4rations. Les comptes financiers sont tenus en 
dcus. 

2. La Banque publie chaque annde un rapport sur l'irtcidence de 
ses activitös sur renvironrtement et peut publter d'autres rapports 
si eile le juge soubaitablepour lavoriser la röafisation de son objet. 

3. Oes exemplaires de tous les rapports, relevte et pubfications 
effectuds en application du prdsent arlicle sont adressds aux 
membres. 

Articfe36 

Atfectation et lApartKion du revenu net 

1. Le Conseil des gouvemeurs (Ktermine au mo'ins chaque 
ann4e la partie du revenu net de la Banque qui, aprte ddduction 
des fonds ä verser aux rdserves ou, si nteessaire, des pertes 
Eventuelles en application du paragraphe 1 de l'articie 17 du 
prEsent Aooord, est affectEe aux excEdents, E d'autres emplois 
ou, s'il en existe, distribuEe. Toute dEcision sur l'affectation du 
revenu rwt de la Banque ä d'autres emplois est prise E la maKxHE 
d'au moins deux tiers des gouverpeurs, leprEsentant au moirts 
deux tieiB du nombre total des attrixiEes aux membres. 
Aucune distribution ni aucune affectation n’est falte avant que la 
rEserve gErtErale n'atteigne dix (10) pour cent au rrvsins du Capital 
social autorisE. 


2. Les distributions visEes au paragraphe prEcEdent sont pro- 
portionnelles au rtombre d'actions libErEes dEtenues par chaque 
membre; il est enterxfu que, darts le calcul de ce rtombre, seuls 
sont pris en compte les paiements regus en numEraire et les 
billets ä ordre encaissEs au titre de ces actions ä la fin de 
l'exercice concernE ou antErieurement. 

3. Les paiements destinEs E chaque membre sont effectuEs 
dans les conditions dEterminEes par le Conseil des gouvemeurs. 
Ces paiements et leur emploi par le pays bEnEfidaire ne font 
l'objet d'aucune restriction de la part des autres membres. 

Chapitre VII 

Retrait et Suspension d'un membre: 

ArrEl temporaire et arröt dEfinitif des opErations 

Article37 

Droit de retraK des membres 

1. Tout membre peut se retirer de la Banque E lout moment par 
urte rrotification Ecrite au siEge de la Banque. 

2. Le retrait prend effet et la qualitE de membre cesse E la date 
prEcisEe dans la notification mais en aucun cas moins de six (6) 
mois aprEs la date E laquelle la rrotirication a EtE regue par la 
Banque. Toutefois, le membre peut E tout moment, avant que son 
retrait ne devienne effectif, revenir sur sa dEcision de retrait en 
adressant une notification Ecrite E la Banque. 

Article 38 

Suspension d'un membre 

1. Si un membre manque E l'une de ses obligations envers la 
BarKjue, celle-d peut le susperxfre par une dMskxi prise E la 
majoritE d'au nrxxns deux tiers des gouvemeurs, reprEsentant au 
moins les deux tiers du rximbre total des voix attribuEes aux 
membres. Le membre eu'nsi suspendu perd automatiquement sa 
qualitE de membre un an aprEs la date de cette su^nsion, E 


paccbinaeT sneHaM He pejxe o/tHoro pasa a rpn (3) Mecnqa 
tqiaTKviH OTMex o CBoeu rpMHaHcoeoM nonoixeHviM, m cmst npvi 
Ebineü H yObiTKOB, noKasbiaaKxqHM pesynbraxbi ero onepaq'.ti 
<t>HHaHCOBbie csexa Beflyrce b 3KIO. 

2. 6aHK npeACTaanfler exceroAHbifl orneT o b/imbhhm caoeE 
Aenre/ibHOCTM hs OKpyxtaKxqyio cppAV •< Moxer riyE/iMKoeaxb 
nioEbie MHbie oxvieibi, Koropfaie npe/tcraenniOTcn euy qenecoo- 
öpasHbiMM An« At^cTMxceHMti csoeft qenM. 

3. KonMM Bcex oxMexoe, csexoe m nybntiKaqMA, ynoMBHyrbix e 
HacTOfluteü craTbe. paccMnaioTca HneHau. 

Crarbfi 36 

HanpssnsMNe m pacnpeAsneHMe mmctoto pfixopin 

1. Coeer ynpaannioutMX He pexte oahoto pasa a roA onpeAe - 
nnex Kaxan «racrb mmctoto aoxoab BaHKa nocne OTMMcneHHd 
pesepobi M, npM HeoCxoAMMocTM, oTMMcneHMü Ha cnysaA eos- 
Moxwbix yCuTKoe cornacHO nyHicry 1 crarbM 17 Hacxonuterc: 
CornaujeHHR HanpaennexcR b npnCtsinb miM na APyn^s qenM, r 
KaxaR MacTb, ecnn xaKOBan MMeexcn, noAnexcHT pacnpeAene- 
Hieo. XlioEoe xBKoe peuiEHMe o HanpaaneHMii mmctoto ppxop/a 
BaHKa Ha /vyrm tfe/w npuHMMaercn fionbuiMHcraoM ne wenee 
Asyx xpenreA ynpaanmoupix, npsAcraannioutMX He Met wo ppyx 
TpeTeA OT oEutero KO/iMMecTBa ronocoe. Ha Koropoe MueioT 
npaeo Mnenbi. Taxoe HanpaeneHMe m pacnpeAeneHue mmctoto 
AO xoAa ocyutecTBnneTCR TonsKO, kotas oEu^hm pesepe aoctm- 
rneT a^cr'’^ (10) npoqeHToe ot pasuepa paspeuieHHoro k 
Bfamyctty aKqHOHepHoro xariMTana. 

2. /lioEoe pacnpeAeneHMe cpeAcre, yrKHutRHyroe b npeAbiAy- 
ureM nyHKTe, ocyutecTBnReTCR nponopqMOHanbHO KO/iMMecTBy 
onnaMHBaeMbix aKipiA, npMHaAnextaufMX xaxutOMy Mneny, npu 
ycnoBMM, MTO npM noACMBTe KonnMecrea tskhx aKqMM yMMTw- 
eaiOTCfl TonbKO Te aKqMM, KOTopwe onnaMeHw HanMMHbiMM m 
MHK aCCMpOeaHHblMM no TaKMM aKqMRM npOCTblMM BeKCenRMM Ke 
nosAHee KOHqa cooTBCTCTeyioiAero (pMHaHCOBoro roAa. 

3. BbinnaTbi Kax^AOMy Mneny ocy^ecTBnnioTCR tskmm cnoco- 
Eom, KOTopwM onpeAenaeT Coeer ynpaeriRioiqMX. TaxMe 
BbinnaTbi m mx McnonbSoaaHMe crpaHOM-nonyMareneM ocy- 
iqecTfinfliOTCR Ees oipaHMMeHMA KaKMM-nMöo nneHOM. 

Tnaea VII 

BbixoA M3 MneHCTBa m npnocraHOBKa MneHCTsa: Bpe- 
MeHHan npnocraHOBKa m oKOHMare/ibHoe npexpaufeHMe 

onepaqMM 

CraTbfi 37 

flpaso HneHOB hs bbixoa 

1 . ilioEoA MneH Moxcer buEtm ms BaHxa b nioEoe epeMR nyreM 
HanpasneHMR nMCbweHHoro yeeAOMneHMR a urraE-KBapTMpy 
BaHKa. 

2. BbixoA MneHa Bcrynaer b cnny m ero MneHcreo npexpaiqa- 
ercfl c Aatbi. yxasaHHOM b ero yeeAOMneHMM, oahsko hm b kocm 
cnyMae He panee, Meu Mepes uiecTb (6) MecRqee nocne 
nonyMeHMR BaHKO« yxasaHHoro yecAOMneHMR. flpM stom b 
nioEoe BpeuR ßp Toro, ksk bbixoa ms MneHcrea OKOHMarenbHo 
BcryoMT B CMny, MneH moxtot OMCbMeHHO oooEutMTb Banxy o6 
aHHynMpoBaHMM caoero yeeAOMneHMR o HauepeMMM bbimtm ms 
B aHKa. 

CrSTbR 38 

npNOCTSHOBKa MneHCTBS 

1. EcnM KaxoA-nMEo MneH He BbinonHRer KaxMx-nMEo cbom> 
oERsarenbCTB nepeA BanxoM, Banx Moxret npMOcraHOBMTb ero 
MnencTBO peuieHMOM EonbuiMHcrea He Menee Aayx TpereE ynpae- 
nRKxqMx, npeACTaennioutMx ne Menee Aayx TpereE ot oEuter' 
KonMMecTBa ronocoe. Ha xoropoe MMeK>T npaso MneHu. Hnen, •' 
OTHOUieHMM KOTOporO npMHRTO TSKOe peUieHMe, aBTOMaTMHeCKM 
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Zeitpunkt der Suspendierung, sofern nicht mit mindestens der 
gleichen Mehrheit beschlossen wird, das Mitglied wieder in seine 
Mitgliedschaft einzusetzen. 

(2) Während der Suspendierung kann das Mitglied keine 
Rechte aus diesem Übereinkommen mit Ausnahme des Austritts¬ 
rechts wahmehmen, hat aber alle seine Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen zu erfOHen. 

Artikel 39 

Abrechnung mK früheren Mitgliedern 

(1) Ein Mitglied haftet auch nach Erlöschen seiner Mitglied¬ 
schaft weiterhin für seine uhmittebaren Verpflichtungen urtd 
Eventualverbindlichkeiten gegenüber der Bank, solange ein Tefl 
der vor dem Erlöschen seiner Mtgliedschaft gewährten Darlehen 
oder Garantien beziehungsiweisa eingegangenan Kapitalbeteili¬ 
gungen aussteht; Ihm entstehen Jedoch keine Verfaind&chkeiten in 
bezug auf später von der Bank gewährte Darlehen und Garantien 
beziehungsweise eingegangene Kapitabeteifigungen, und es ist 
weder an den Einnahmen noch an den Ausgaben der Bank 
beteiligt. 

(2) Zum Zeitpunkt des Eiföachens der MilgSadschafI eines 
Mitglieds trifft die Bank kn Rahmen der Abrechnung mit dem 
früheren Mitglied rtach diesem Artikel Vorkehrungen für den Rück¬ 
kauf seiner Anteile. Ais Rückkaufpreis der Anteile gilt dabei der 
Buchwert am Tag des Erlöschens der Mitgliedschaft, im Höchst¬ 
fall jedoch der ursprüngliche Kaufpreis der ekizekten Anteile. 


(3) Die Bezahlung der aufgrund dieses Artikels durch die Bank 
zurückgekauften Anteile erfolgt zu den nachstehertden Bedingurv 
gen; 

i) Die dem früheren Mitglied für seine Anteile geschuldeten 
Beträge werden einbehalten, solange das frühere Mitglied, 
seine Zentralbank beziehungsweise eine seiner Dienststel¬ 
len oder Eiruichtungen als Kreditnehmer oder Bürge Verbind¬ 
lichkeiten gegenüber der Bank hat urtd können bei Fälligkeit 
dieser Verbindlichkeiten von der Bank zu deren Deckung 
verwendet werden. Für Verbindlichkeiten des früheren Mit¬ 
glieds aufgrurKi der Zeichnung von Anteilen nach Artikel 6 
Absätze 4, 5 und 7 wird jedoch nichts einbehalten. In jedem 

■ Fall werden die einem früheren Mitglied für seine Anteile 
zustehenden Beträge nicht vor Ablauf von sechs (6) Monaten 
nach Erlöschen seiner Mitgliedschaft ausgezahlt; 

ii) soweit der als Rückkaufpreis nach Absatz 2 geschuldete 
Betrag die unter Ziffer i genartnten Gesamtverbindlichkeiten 
für Darlehen, Garattlien und Kapitalbeteiligungen übersteigt, 
können gegen Rückgabe der betreffenden Anteile von Zeit 
zu Zeit Zahlungen auf Anteile geleistet werden, bis das 
frühere Mitglied den vollen Rückkaufpreis erhalten hat; 


iii) die Zahlungen erfolgen in den von der Bank festgelegten voll 
konvertierbaren Währungen beziehurtgsweise in ECU sowie 
zu den von ihr festgelegten Bedirtgungen und Zeitpunkten; 

tv) erleidet die Bank Verluste auf bei Erlöschen der Mitgtied- 
schaft eines MHglieds ausstehende Garantien, Beteiligungen 
an Darlehen oder Darlehen oder einen Nettoverlust auf zu 
diesem Zeitpunkt von der Bank gehaltene Kapitalbeteiligun¬ 
gen und übersteigen diese Verluste den Umfang der bei 
Erlöschen der Mitgliedschaft vorhandenen ROckstellurtgen 
für Veriuste, so hat das frühere Mitglied auf Verlangen den 
Betrag zurOckzuzahlen, um den der ROckkaufpreis seiner 
Anteile herabgesetzt worden wäre, wenn die Veriuste bei der 
Ermittlurtg des Rückkaufpreises berücksichtigt worden 
wären. Außerdem ist das frühere Milgfled bei Abruf nicht 
eingezahlter Zeichnungen nach Artikel 6 Absatz 4 weiterhin 


less than the same majority to restore the member to good 
standmg. 


2. While under Suspension, a member shall not be entitied to 
exercise any rights under this Agreement, except the right of 
withdrawal, but shall remain subject to all its obligations. 

Artide 39 

Settlement of accounta wfth former members 

1. After the rlate on which a member ceases to be a member, 
such former member shal renudn lable for Its direct obGgaiions to 
the Bank and tor Ms ooräingent labilHies Io fhe Bank so long as 
any part of Ihe loans, oquNy Investments or guarantees oontracted 
befere M oeaaed to be a meonber are oulstandtog; but H shall 
oease to incur such labMHies wHh tespecl to loens, equity Invest¬ 
ments atto guarantees entered into thereafler by the Bank and to 
Share either in the irxxxne or the expenses of the Bank. 


2. At Ihe time a member ceases to be a member, the Bank shall 
arrange for the tepurchase of such fermer member*s shares as a 
part of the Settlement of accounts with such former member in 
accordarx» with the provisions of this Artide. For this purpose, the 
repurchase price of the shares shall be the value shown by the 
books of the Bank on the dato of cessation of membership, with 
the original purchase price of nach share being its maximum 
value. 

3. The payment for shares repurchased by the Bank urvier this 
Artide shall be govemed by the following corfeitions; 

(i) any amount due to the former member for its shares shall be 
vrithheld so long as the former member, its central bank or 
any of its agerKaes or instrumentalities remains Kable, as 
bonower or guarantor, to the Bank and such amourrt may, at 
the Option of the Baitk, be appfied on any such Kability as it 
matures. No amount shall be withheld on acoount of the 
Kability of the former member resulting from Hs subscription 
for shares in accordance with paragraphs 4,5 and 7 of Artide 
6 of this Agreement In any event, rto amount due to a 
member for Hs shares shall be paid until six (6) months after 
the date upon which the member ceases to be a mentber; 


(ü) payments for shares may be made from time to time, upon 
Iheir surrender by the former member, to the extent by which 
the amourrt due as Ihe repurchase price kr accordance wHh 
Paragraph 2 of th» Artide exoeeds the aggregate amount (rf 
fiabilities on loans, equity Investments and guarantees in sub- 
paragraph (i) of tNs paragraph until the former menrber has 
received the full repurchase price; 

(iii) payments shall be made on such condHions and in such fully 
convertible currendes, or ECU, aixi on such dates, as the 
Bank determines; and 

(iv) if losses are sustairred by the Barde on any guarantees, 
partidpations in loans, or loans which were outstarrding on 
the date when the member ceased to be a menrber, or if a net 
loss is sustairred by the Barrk on equHy investnrerrts hetd by H 
on such date, artd the anrourrt of such losses exceeds the 
amount of the reserves provided agairrst losses on the date 
when the nrember ceased to be a trrenrber, such former 
member shall repay, upon demarrd, the amount by which the 
repurchase price of Hs shares would have been reduced if the 
losses had been taken into account when the repurchase 
price was detenrrined. In addHkxr, the former nrember shall 
remain Kable on arry call for unpaid subscriptkxrs under 
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moins que les gouverneurs ne d^ident ä la mdme majoritö de lui 
rendre sa qualitä de membre. 


2. Un membre trapp6 de Suspension ne peut exercer aucun des 
droits confer^s par le präsent Accord, exception taite du droh de 
retrait; il reste n^anmoins soumis ä toutes ses obDgations de 
membre. 

Aftlcle39 

Apurement des comptes des anciens membres de la Banque 

1. Apres la date ä laquelle un membre perd sa quafitö de 
membre, il reste tenu par ses obTigations directes ainsi que par 
ses engagements oortditiottnets envers la Banque aussi long- 
temps que subsiste un enoours des pröts et des garanties 
consentis ou des prises de partidpation röaKs^ avant qu'ii ait 
cessö d'9tre membre; cepeitdant, ce membre cesse d'Mre res¬ 
ponsable des pröts et garanties et des prises de parlictpation 
consentis et röaüs^s uttörieurement par la Banque, et de partid- 
per, soit aux revenus, seit aux ddpenses de la Banque. 


2. Lorsqu'un membre perd cette qualita, la Banque proeöde ä 
un röglement partiel des comptes avec ce membre, en prenant, 
conformemeni aux dispositions du präsent article, toute mesure 
en vue du rachat des actions de celui-d. A cette fin, le prix de 
rachat de ces actions est constituö par leur valeur oonstatte dans 
les livres de la Banque ä la date il laquelle oe membre perd sa 
qualitö de membre, le prix initial d’aehat de chaque action oortsti- 
tuant la valeur maximale. 

3. Le paiement des parts rachetdes par la Banque conform^ 
ment au pr6sent article est r6gi par les conditions suivantes; 

(i) tout montant dO au membre au titre de ses actions est retenu 
par la Banque aussi longtemps que ce membre, sa Banque 
centrale, l'un de ses organismes ou l'une de ses ömanations, 
reste redevable vis-ä-vis de la Banque en tant qu'emprunteur 
ou garant; ce montant peut, au gr6 de la Banque, 6tre affectö 
ä la liquidation de ces engagements lorsque ceux-d arrivent 
ä 6ch6ance. Aucun montant n’est retenu ä raison des enga¬ 
gements de l'ancien membre r^sultant de sa souscription aux 
actions de la Banque conformöment aux paragrapbes 4, 5 
et 7 de l'artide 6 du präsent Accord. En tout 4tat de cause, 
aucun montant dü ä un ariden membre au titre de ses 
actions ne sera versö avant l'expiration d'un dölai de six (6) 
mois ä compter de la date ä laquelle il cesse d'ötre membre; 

(ii) le paiement peut s'effectuer par acomptes, aprte remise des 
actions ft la Banque par l'anden membre et jusqu'ft ce que 
ledit enden membre ait regu la lotalitft du prix de radial pour 
autant que, conformftment au paragraphe 2 du prftsent arti- 
de, le montant correspondant au prix de rachat exeftde le 
montant global des dettes rftsuttant des prftts, investisse- 
ments en Capital et garanties visfts ft l'alinfta (i) du prftsent 
paragraphe; 

(iii) les paiements sont effectufts aux conditions, dans les de- 
vises pleinement convertibles ou en ftcus, et aux dates fixftes 
par la Banque; et 

(iv) si la Banque subH des pertes, du fait de l'encours des 
garanties, de participations ä des prets, ou de prftts existant ft 
la date ft laquelle le membre a perdu cette qualitft ou si une 
perte nette est supportfte par la Banque sur les kivestisse- 
ments en capitaJ qu'elle dfttient ft cette date, et si le montant 
de ces pertes dftpasse, ft cette date, le montant de la rftserve 
constitufte pour y faire face ft la date ft laqueRe le membre a 
perdu sa qualitft, ledit anden membre est tenu de rembour- 
ser, sur demande, le montant ft concurrence duquel le prix de 
rachat de ses actions aurait fttft rftduit s'il avait fttft tenu 
compte de ces pertes au moment de la fixation du prix de 
rachat. En outre, l’ancien membre reste soumis ft tout appel 


nepecTaeT fteiTb sneHoi« nepes roA. HaMMHan c AaTs* np^ocTa- 
‘hobkm, KpoMe Tex enysaee, kotas no KpaAHeü tuiepe TaxtiM >Ke 
ftonbuiMHCTBOM npMHMMaeTcn peujeHMe o BoccraHoaneHMU yxa- 
saHHoro Mnewa e ero npaeax. 

2. B nepnoA npMocTaHOBKM HneH repaeT ece npasa no HacTo- 
nutetiiy CornaujeHHio, rqxriuie npasa Ha buxoa, ho aa hmm 
coxpaHiiiOTcn Bce ero oftnaaTenbCTBa. 

CraTM 39 

ypery/iMpoeaHMe paeseroa c ftbtaujMMM sneHaMM 

1. C A^TU, Ha KOTopyio m/ioh nepecraer 6bm> HiieHOM, raxoil 
ftbiauiMfl H/ieH npoAoruKaeT HecTM oTBeTCTBOHHocTb no cbomk« 
npAMbiM oftsiaaTenbCTBaM nepeA SaHKOM, a raroice no yenoe- 
HbiM oönaaTenbCTBaM nepoA EanxoM fip Tex nop, noKa Kaxan- 
TtMÖo uacTb saftMoe, MHaeenntMü a arotMonepHbrA rcarorran ktih 
rapaHTMA, o KOTopux fiuna AOCTMTHyra APt'OBopeHHocrb ao 
Toro, Kax OH nepecran fturb MnenoM, ocrasTcn Heypery/iMpo- 
BaHHoA; oahbko oh He neceT ftonee tbkmx oftruaTenbCTB no 
SaAt/iaM, MHBeCTML|HHIIll B aKL(MOHepHblA KaOMTa/l M rapaHTHflM, 
npeAocrasneHHbiM BaHKOM noene toto, kak oh nepecran ftbrrb 
HneHoru, m ne yMacreyer ftonee b aoxoasx HnH pacxOAax BaHKa. 

2. Kotab m/ioh nepecraer ftfaiTb MnenoM, 6aHK AoroeapMBa- 
eren o BbiKyne y Taxoro ftuBujero Mnena ero atcqHA b paMxax 
yperynupoBaHHn paoreToe c raxuM öweuiMM HnenoM b coot- 
eeTCTBHH c nonoxreHMsiti^M HacronuteA crarbM. C aroA qenbx) 
axqHH BbixynaioTcn no L|eHe, noxasaHHoA b xHurax EaHxa na 
Aary npexpau^eHMn HneHcrea, npe aroM MaxcMManbHOA qeHoA 
KB/tneTcn qeHa, no xoropoA xaxtAan axiiMfl 6i>ina nepeoHa- 
ManbHo KynneHa. 

3 . Bbrnnara sa axqHH, BbixynneHHbie EaHxoiM cornacHO 
HacTonu|eA crarbe, npoHSBOAxTcn b cooTBercTBHH c Hroxenepe- 
HMCneHHblMH yCnOBHBMH: 

(i) nxiftbie cyMMbi, npHMMTaKxqviecB ftbiBUjeMy MneHy sa ero 
axuMM, yAepiKHsaxiTcn pp rex nop, noxa ftbieuiHA MneH, ero 
qeHTpanbHbiA ftaux nnfto nioftoe hs ero areHCTB uhm opra- 
Hoa ocraeTCfl oTeeTCTBeHHUM nepeA BanxoiM b xaMecree 
saeMiqMxa nnn rapanTa, m raxue cyimirfbi Moryr 6btTb no 
ycMOTpeHMK] Banxa oöpauieHbi b noraureHMe raxMX oftnsa- 
TenbCTB no HacrynneHHH hx epoxa. HnxaxHe cyrnu/ibi He 
yAeptxMBaxDTCn b eser oftflaarenbCTB ftuBujero nneHa, 
BbtTexaxxqHx hs ero noAnnexM na axguM b cooTseTCTBMM c 
nyHKTaii4M 4, 5 m 7 crarbM 6 Hacronu^ero CornaureHMn. B 
moftoiyt cnyMae HMxaKMe cyMiMbi, npHHMTaxxAMecfl M/teny sa 
ero axqMM, ne BbinnasHBaKxrcn panee, mbm sepes mecTb (6) 
MecniieB c Aarbi npexpaiueHMn HneHCTaa; 

(ü) Bbinnarbi sa axipiM Moryr npoMseoAMTbcn BpeMn or ape- 
MeHH noene BpyvreHHn mx ftbiBuiMM M/ieHOM b rex npeAenax, 
B KBKMx cyuMbi, npMMMTaiou|Mecfl B KaHecree BbixynHoA 
qeHbr b cooTBercTBMM c nyHicroM 2 nacronuteA crarbM, 
npeBbtuiaxiT oftu^yio cyMMy oftnsarenbCTB no saAMaiM, mhbb- 
cmqMnM b axiiMOHepHbiA xanuran m rapaHrnnM, ymMSHy- 
ruM B noAnyHxre (i) Hacronutero nyHxra, noxa ftbiBUjMM 
sneH He nonyHMT bcio BbixynHyx) qeHy; 

(iii) BbinnaTbi npoMSBOAnren Ha raxMX ycnoBMBX, b raxnx non- 
HOCTbK) KOHBepTMpyeiuibtx Bamorax um 3KI0 m b raxHe 
Aarbi, KOTopbie onpepemer Banx; m 

(iv) eenn 6aHX rKwecer yftbirxM rx) xaKMM-nMfto rapaHTMniM, 
y-iacTMK} B saäMax mom rw saäMaM, xoropue ocrasanMCb 
Herxx'aujeHHbiMH Ha A^ry, xorAa MneH nepecran ftuib nne- 
HOM, MnM eenn Bbhk nonecer MMcrbie yftbrrxM m cbomm 
HHB ecTMttMBM B aia|MOHepHbiA KaoMTan Ha sry fipry, m 
cyiMMbi raxMx yöbiTKOB Ha A^ry, xorAa nneH nepecraer 
6bnb MnoHOM, npeebtenr pasMep pesepeoe, npeAycMorpoH- 
Hbix Ha c/iynaA yftbrrxoB, raxoA ftbiBuiHA nnen AontxeH no 
rpeftoBaHMKi BbinnarMib cyMiuiy, Ha xoTopyx) coxparunacb 
6bi BbixyriHaa qeHa, ecnM 6bi npn onpeAeneHMM sroA qeHbi 
6bin npHHMT BO BHMMaHMe pasMep yxasaHHbix yftbiTKOB. 
KpoMe TOTO, ftbiBuiMA HoeH npoAonjxacT hsctm oreercT- 
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in der Höhe zur Zahlung verpflichtet, in der es hatte beitragen 
müssen, wenn die Kapitalminderung und der Abruf zum 
Zeitpunkt der Ermittlung des ROckkaufpreises seiner Anteile 
erfolgt wären. 


(4) Stellt die Bank biniten sechs (6) Monaten nach Erlöschen 
der Mitgliedschaft eines Mflgtieds ihre Geschäftstätigkeit nach 
Artikel 41 ein, so bestimmen sich alte Rechte des früheren Mit¬ 
glieds nach den Artikeln 41 bis 43. 


Artikel 40 

Vorübergehende Einstellung der Qeechiftstillgiceit 

In Notfällen kann das Oirektotlum <fle Geschäftstätigkeit hn 
Hinblick auf neue Darlehen, Garantiett, EmissionsObafnahmen, 
technische Hilfe urtd Kapitalbeteitigungen vorübergehend eiratel- 
ten, bis der Gouvemeursrat Gelegenheit hat, sich zu beraten und 
Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 41 

Beendigung der Geschäftstätigkeit 

Oie Bank kann ihre Geschäftstätigkeit mit Zustimmurtg von 
mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei 
Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, beert- 
den. Mit dieser Beendigung stellt <äe Barde sofort äve gesamte 
Tätigkeil mit Ausnahme der Arbeiten ein, welche <fie ordnurtgsge- 
mäße Verwertung, Sicherut>g urvt Erhaltung Vtrer Vermögens¬ 
werte sowie die Erfüllurtg ihrer Verbiixilichkeiten betreffen. 


Artikel 42 

Haftung der Mftglieder urtd Begleichung von Forderungen 

(1) Im Fall der Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank 
bleibt die Haftung aller Mitglieder für nicht abgerufene Zeichnun¬ 
gen auf das Stammkapital der Bartk bestehen, bis alle Fordertm- 
gen von Gläubigem einschließlich aller Eventualforderungen 
beglichen sind. 

(2) Gläubiger im 2^sammenhang mit der ordentlichen 
Ges^ftstätigkeit, die unmittelbare Forderungen halten, werden 
an erster Steile aus den Vermögenswerten der Bank, an zweiter 
Stelle aus der Bank geschuldeten Zahlungen für eingezahHe 
Anteile, die bislang nicht eingezahlt worden sirKi, und schließlich 
aus der Bartk geschuldeten Zahlungen für abrufbares Stammkapi¬ 
tal befriedigt. Bevor Zahlungen an Gläubiger mit unmitteRiaran 
Forderungen geleistet werden, trifft das Okeldorium afle nach 
seiner Ansicht rtotwertdigen Vorkehrurtgen zur Gewährleistung 
einer anteiligen Verteilung auf Gläubiger mit unmittelbaren Forde¬ 
rungen und Gläubiger mit Eventuatforderungen. 


Artikel 43 

Verteilung der Vermögenswerte 

(1) Eirte Verteilung von Vermögenswerten rtach diesem Kapitel 
an die Mitglieder aufgrurxt ihrer Zeichnungen auf das Stammkapi¬ 
tal der Bank erfolgt erst, 

i) wenn alle Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigem erfüllt 
sind oder hierfür Vorsorge getroffen ist; 

ii) wenn der Gouvemeursrat mit den Stimmen von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mirxlestens drei Viertel 
der GesamtstimmenzaN der MitgReder vertreten, eirte Vertei- 
lurtg beschlossen hat. 


(2) Die Verteilung der Vermögenswerte der Bank an die Mitglie¬ 
der erfolgt im Verhältnis ihres jeweiligen Anteils am Stammkapital 


Paragraph 4 of Article 6 of this Agreement, to the extent that it 
would have been required to resporxt H the impairment of 
Capital had occurred aixl the call had been made at the time 
the repurchase price of its shares was determined. 


4. if the Bank terminates its operations pursuant to Article 41 of 
this Agreement within six (6) months of the date upon which any 
member ceases to be a member, an rights of such former member 
shan be determined in aocordance with the ptxrvisions of Arti- 
des 41 to 43 of this Agreement 

Article 40 

Temporary Suspension of operstkMis 

In an emergency, the Board of Dfrectors may suspend tem- 
porarily operations in respect of new loans, guaraiitees, uitderwrit- 
ing. tochnical assistance and equity inveslments perxflng an 
opportunity for further oonsideration artd acüon by the Board of 
GovertKMS. 

Article 41 

Termination of operations 

The Bar>k may termirtate its operations by the affirmative vote of 
rxrt less than two-thirds of the Governors, represenüng tKX less 
than three-fourths of the total voling power of the members. Upon 
auch lenninalion of operations the Bank shaH forthwith cease all 
sciMlies. exoept thoee incidets to the otderly realization, Conser¬ 
vation and preservation of its assets and setUement of Hs obTiga- 
tions. 


Article 42 

Uability of members and payment of Claims 

1. In the event of termination of the operations of the Bank, the 
RabilHy of all members for uncalled subscriptions to the Capital 
stock of the Bank shaü conttoue untU all daims of credHors, 
induding al oontingent daims, shall have been discharged. 

2. Creditors on ordinary operations hokting direct daims shall 
be paid first out of the assets of the Bank, secondly out of the 
payments to be made to the Bank in respect of unpaid paid-in 
shares, and then out of payments to be made to the Bank in 
respect of caüable Capital stock. Before maldng any payments to 
credHors holding direct dakns, the Board of Directors shall make 
such arrangemeiTts as are necessary, in Hs judgment, to ertsure a 
pro rata disMxjtion among holders of direct and holders of 
conflngent dabns. 


Article 43 

Distribution of assets 

1. No distribution under Ihis Chapter shaN be made to members 
on account of their subscriptions to the Capital stock of the Bank 
until: 

(i) all KabiMties to credHors have been discharged or provided 
for; and 

(S) the Board of Goverrxxs has dedded by a vote of not less 
than two-thirds of the Governors, representing not less than 
three-fourths of the total votfog power of the members, to 
make a distribution. 


2. Any distribution of the assets of the Bank to the members 
shall be in Proportion to the capHal stock held by each member 
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de souscriptions non libdrdes, au titre du paragraphe 4 de 
l'article 6 du prdsent Accord, dans la mesure oü il y aurait 
tenu si la rdduction de Capital ätait survenue et l'appel (ait au 
jour de la fixation du prix de rachat. 


4. Si la Banque met (in ä ses opörations, oonformdment ä 
l'artideAl duprösent Accord, dans lessix (6) moissuivantta dato 
ä laquelle un membre perd cette qualitd, tous les droits de cet 
ancien membre sont ddtefmirtds conformdment aux dispositions 
des artides 41 ä 43 du prdsent Accord. 

Article 40 

ArrOt temporaire des opdrations 

En cas d’urgence, le Conseil d'administration peut suspendre 
temporairement les opörations en matidre de nouveaux prOts et 
iKXJveltes garanties, garanties d'Amlssion, assistance technique 
et prises de partidpation, en attendant que le Conseil des gouver- 
neurs ait la possibilitö d'en ddlibdrer et d'en dAcider. 


Article 41 

ArrM (MflnKH des opdratlons 

La Banque peut mettre (in A ses opArations par dAcision 
expresse des deux tiers au moins du nombre des gouvemeurs, 
reprAsentant au moins les trois quarts du nombre total des voix 
attribuAes aux membres. OAs l'arrAt dAfinitif des opArations, la 
Banque cesse toutes ses activKAs, A rexception deoelles qui se 
rapportent A la rAalisation ordotwiAe, A la Conservation et A la 
sauvegarde de ses avoirs, ainsi qu'au rAglement de ses obliga- 
lions. 

Article 42 

ResponsabllltA des membres et llquidation des crAances 

1. En cas d'arrAt dAfinitif des opArations de la Banque, la 
respxxtsabilitA de tous les membres rAsultant de leurs souscrip¬ 
tions rxxi appelAes au Capital social de la Banque subsiste jusqu’A 
ce que toutes les crAarx»s, y oompris toutes les crAanoes condi- 
tionnelles, soient liquidAes. 

2. Tous les crAanders au titre des opArations ordinaires fitu- 
laires de crAances directes sont payAs en premier lieu sur les 
avoirs de la Banque, en deuxlAme Heu sur les sommes dues A la 
Banque au titre des actkxis A HbArer non versAes, et enfin sur les 
sommes dues A la Banque au titre du Capital social appelable. 
Avant d’efiectuer quelque paiement que ce seit A des crAanders 
titulaires de crAances directes, le Conseil d'administration prend 
toute disposition qu'M juge nAcessaire, pour assurer une rAparti- 
tion au prorata entre irä crAarxrIers titulaires de crAarKes diredes 
et les crAanders titulaires de crAaiKes conditionnelles. 

Article 43 

Distribution des avoirs 

1. Dans le cadre du prAsent chapitre, aucune distribution des 
avoirs n'est falte au profit des membres en raison de leurs 
souscriptions au Capital sodal de la Banque avant: 

(i) que toutes les obligaUons envers les crAanders aient AtA 
liquidAes ou aient fait t'objet de mesures appropriAes; et 

(ii) que le Conseil des gouvemeurs aH pris la dAdsion de procA- 
der A une distribution, par un vote des deux tiers au moins 
des gouvemeurs reprAsentant au moins trois quarts du nom¬ 
bre total des voix attribuAes aux membres. 

2. Toute distribution des avoirs entre les membres est propor- 
tionnelle A la pari de Capital social dAtenu par chaque membre, et 


BeHHpCTb no ntodoMy ypeCoBsuiMiO Ha HeonnaMeHKyio Aonio 
rx>/;nMCKM cornacHO nyHtcry 4 crarbM 6 Hacroeutero 
CcxnaujeHHn a toh creneHM, a xaKoA sto ixiTpedcaanocb 
6bi, ecriM 6bi npoHSOUiiio odpeMeHeHHe Kantrrana m Tpedo- 
aaHHe 6bi/io bbi npeA'bnaneHO a momsht onpeAe/ieHtm 
BbiKynHOM qeHbi ero skiimm. 

4. Echm Bshk OKOHMarenbHO npaKpanrr caoM onepatpiM 
cornacHO crarbe 41 Hacromi(ero CornauieHiw a TeMeHMe uiecTM 
(6) Meenqes ot p/sTht, Korpp KaKoA-rmte Hnen nepecraer 6bm> 
H/ieHOM, Bce npaaa Taxoro Guauiero MneHa onpeAA/imoTcn a 
cooTBeTCTBMH c nonoxeHHsiMM CTareM 41-43 Hacroautero 
CornauieHMfl. 

CraTbii 40 

BpeiMHHafl npMOcraHOBKa onepatpiA 

B nioöoA MpeaabisaAHoA CMryaMMM Coeer AMpeKTopoe Moxter 
apeMeHHO npHOcraHoairrb onepaqKM no npeAOCTaaneHHio 
HOBbix saüMOB, rapaHTMft, rapaHTMpoaaHHOMy pasMeuteHMio qeH- 
Kbix 6yMar, TexHMHecKouy coAeflCTBieo m MHaecnatiwM a anpio- 
HepHbiA KanMTan pp paccMOTpentM CoaeroM ynpaaniiKXitHx cos- 
^aauierocfl nonoxteHMa m npMHaTMa mm cooTaeTcraynutMx Mep. 

CraTM 41 

OKOHHararibHoa npaKpaiqeHMa otiepatiMfl 

BaHK Moxcer OKOHHarenfaHO npexparMTb caoM onepaqMH, ec/ia 
aa 3TO nporonoeyer He MOHee pey* TpereA ynpaannxxqMX, npe/t- 
craanaxxqMX He MeHee Tpex seTaepTeA ot oöutero KonMsecTaa 
ronocoB, Ha xoTopoe MueioT npaao q/ieHU. flpM raxoM oxoHHa- 
Te/ibHOM npexpaiqeHMM onepai|MA BaHX HeMe/tneHHO npe- 
xpaiqaer aao AearensHOCTb, sa MCxnxy w tM O M AmrrenbHOCTM no 
ynopa/toseHHOM peanMsaqMM, xoHcepeaqMH m coxpaHeHMK> 
CBOHX axTHBOB H yperynHpoBaHMio caoMX odasaTe/ibcra. 

Cratba 42 

OraeTCTaeHHOCTb mieHoa m onnara npereHSMA 

1. B cnyMae oxoHsaTenfaHoro npexpauteMMa onepaqMA Banxa 
oAasaTenbcraa aeex HneHoa no HeBOCTpedoaaHHoA naCTM 
axqHOHepHoro xarunana BaHxa, na xoropbiA ohm noiAnMca/iMCb, 
ocraioTca a ctine ao yAoeneTBopeHMa aeex TpeAoeaHHA xpeAM- 
TopoB, BK/iiOHaa Bce ycnoBHbie TpeöoaaHMa. 

2. ripaMbie TpeboaaHMa xpeAMTopoa rx> oAtiMHbiM onepaqHaM 
yAoaneTBopaioTca a nepayx) osepeAb ms axTHBoa BaHxa, ao 
BTopy» osepeAb ms nnaTexceA, xoTopwe Ao^t’KHU CAe- 
naHbi BaHxy no HeonnaHeHHoA Aone onnavMaaeMbix axqMA, m 
sareM ms nnaTexceA, xoTopue AonxcHbi 6bn> CAenaHbi BaHxy a 
CHeT axAHOHepHoro xanMrana, rwAnexcautero onnare rx) Tpe- 
OoBaHMio. riepeA ocyu^ecraneHMeM xaxMx-nHdo nnarexceA xpe- 
AMTopaM, MMexxqMM npaMwe TpeOoBaHMa, Coeer aw^ktopob 
npMHMMaer HeoOxoAMMbie, no ero MHeHM», Mepw Ana odecne- 
MeHMa nponopqMOHa/ibHoro paenpeAeneHMa BfamnaT MextAy 
AepxtarenaMM npaMwx m ycnoBHbix rpedoBaHHA. 


Crarba 43 

PaenpeAeneHMe axTMBoa 

1. He npoMsaoAMTca HMxaxoro paenpeAeneHMa cpeAM Hnenoa 
B cooTBeTCTBMM c HacToauteA rnaaoA a eser mx noAnMCXM na 
axLiMOHepHbiM xanMran Barixa rxixa: 

(i) Bce odasarenbcraa nepeA xpeAMTopauM He dyAyr 
noraiueHb) Mna odecneneHbi; m 

(ii) CoaeTynpaanaKxqMXHenpMMeTpeuieHMaopacnpeAeneHMM 
axTMBOB doribuJMHCTBOM tonoGOB HB MeHee AByx rpereA 
ynpaanaxxAMx, npeACTaanaxxAMx He MeHee rpex MerBepreA 
OT odiqero xoriMsecTaa ronocoa. Ha xoropoe mmskit npaao 
HneHW. 

2 . /Ixidoe paenpeAeneHMa axTMBOB BaHxa cpeAM HneHOa npo- 
MSBOAMTca nporupqMOHanbHO A^ne axqMOHepHoro xanarana. 


8 
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und zu den Zeitpunkten und Bedingungen, die der Bank gerecht 
und billig erscheinen. Die verteilten Vennögensanteile brauchen 
hinsichtlich ihrer Art nicht einheitlich zu sein. Ein Mitglied hat bei 
der Verteilung der Vermögenswerte erst dann Anspnx^ auf sei¬ 
nen Anteil, wenn es alle seine Verbindlichkeiten gegenüber der 
Bank erfüllt hat. 

(3) Ein Mitglied, das aufgrund rlieses Artikels verteilte Vermö¬ 
genswerte erhalt, genießt hinsichtlich dieser Vermögenswerte 
dieselben Rechte, wie sie der Bank vor der Verteilung zustandea 

Kapitel VIII 

Rechtsstellung, Immunitäten, Vorrechte urxl Befreiungen 

Artikel 44 

Zweck dieses KapHels 

Um der Bank die Erfüllung ihres Zweckes urtd der Vir zugewie¬ 
senen Aufgaben zu ermöglichen, werden Vv kn HoheSagebiet 
jedes Mitgliedlands die RechtssteHung sowie die knmunitflten, 
Vorrechte und Befreiungen gewährt, die kt diesem Kapitel festge¬ 
legt sind. 

Artiksl4S 

Reditsstenung der Bank 

Die Bank besitzt volle Rechtspersönlichkeit und insbesondere 
die uneingeschränkte Rechtsfähigkeit, . 

i) Verträge zu schließen; 

K) unbewegTiches und bewegliches Vermögen zu erwerben und 
darüber zu verfügen; 

iii) vor Gericht zu stehen. 

Artikel 46 

Stellung der Bank In bezug auf gerichtliche Verfahren 

Klagen gegen die Bank können nur vor einem zuständigen 
Gericht kn Hoheitsgebiet eines Landes erhoben werden, ki dem 
die Bank eine Geschäftsstelle besitzt, einen Vertreter für die 
Entgegennahme gerichtlicher Urkunden emanni oder Wertpa¬ 
piere ausgegeben oder garantiert hat Es dürfen jedoch keine 
Klagen von Mitgliedern oder von Personen erhaben werden, die 
Mitglieder vertreten oder Forderungen von Mitgliedem abieiten. 
Das Eigentum urxl die Vermögenswerte der Bank, gleichviei wo 
und in vressen Besitz sie sich befkxlen, genießen Immunität von 
jeder Form der Beschlagnahme, Pfändung txler Voilstreckuig, 
solange nicht ein endgültiges Urteil gegen die Bank ergangen ist. 

Artikel 47 

Befreiung der Vermöge ns werte von Zugriff 

Das Eigentum und die Vermögenswerte der Bank, gleichviel wo 
urxl kl wessen Besitz sie sich befinden, skxl von Zugriff ikirch 
Durchsuchung, Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung oder 
jede andere Form der Wegnahme oder Zwangsvollstreckung auf 
dem Verwaltungs- oder Gesetzesweg befreit. 

Artikel 48 

Unverletzlichkeit der Archive 

Die Archive der Bank sowie garu allgemein alle ihr gehörenden 
oder in ihrem Besitz befindlichen Schriftstücke skxl unverletzlich. 

Artikel 49 

Befreiung der Vermögenswerte von Beschrärtkungen 

Soweit es die Erfüllung des Zweckes urxl der Aufgaben der 
Bank erfordert urxl vorbehaltlich dieses Übereinkorrunens sind 
das gesamte Eigentum und alle Vermögenswerte der Bank von 


and shall be effected at such times arxl under such conditions as 
the Bank shall deem fair and equitable. The shares of assets 
distributed need not be uniform as to type of assets. No member 
shall be entitied to receive its share in such a distribution of assets 
until it hcis settied all of its obligations to the Bank. 

3. Any member receivkig assets distributed pursuant to this 
Artide shall erijoy the same rights with respecl to such assets as 
the Bank enjc*^ prkx to their distribution. 


Chapter VIII 

Status, immunities, Privileges and exemptions 

Artide 44 

Purpoaea of chaptar 

To enable Ihe Bank to fulfU Ks purpoae arxl the füncdons with 
which It is enbusted, the Status, knmunities, priväeges and exemp- 
tions set forth ki this Chapter shall be acoorded to the Bank in the 
territory of each member country. 

Artide 45 
Statue of the Bank 

The Bank shall possess full legal personality and, ki particular, 
the fuN legal capacity; 

(i) to contract; 

00 toacquiie, anddisposeol. knmovableandnnovableproperty; 
and 

(Hi) Io Institute legal proceedings. 

Artide 46 

Position of the Bank with regard to judiclal process 

Actions may be brought against the Bank oniy in a court of 
competent jurisdiction ki the territory of a country ki which the 
Bank has an Office, has appokited an agent for the purpose of 
acceptkig Service or notice of process, or has issued <x guaran- 
teed Securities. No actions shall, however, be brought by mem- 
bers ar (lersons acting for or deriving dakns from members. The 
property and assets of the Bank shall, wheresoever kxated and 
by whomsoever held, be immune from al forms of seizure, 
attachmerk rx executkxi betöre the dekvety d final judgment 
against the Bank. 


Artide 47 

Immunity of assets from seizure 

Property and assets of the Bank, wheresoever located and by 
whomsoever held, shall be immune from search, requisition, 
confiscation, expropriation or any other form of takkig or foredo- 
sure by executive or legislative action. 


Artide 48 

Immunity of archives 

The archives of the Bank, and in general all docum^ts belong- 
kig to H or held by tt, shall be kividable. 

Artide 49 

Freedom of assets from restrictlons 

To the extent necessary to carry out the purpose and fundions 
of the Bank and subjed to the provisions d this Agreement, all 
property and assets d the Bank shaM be free from restrictions. 
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eile est eflectu6e aux dates et dans les conditions que la Banque 
trouve jusles et ^quilables. Les parts d'avoirs distribu6es ne sont 
pas n6cessairement de la mferne cat6gorie. Aucun membre ne 
peut recevoir sa pari des avotrs ainsi distribuds aussi longtemps 
qu'il ne s'est pas acquittä de toutes ses obligations envers la 
Banque. 

3. Tout membre qui reqolt des avoirs distribuös confonndment 
aux dispositions du prteent aitide est subrogö dans kxis les 
droits que la Banque poss^dait sur ces avoirs avant leur rtparti- 
tion. 

Chapitre VIII 

Statut, immunitSs, privtlöges et exemptions 

Ai1lcle44 

Objet du present chapHre 

Pour pouvoir atteindre son but et exercer les fonctkm qui kii 
sont confides, le Statut les immunitös, Privileges et exemptions 
definis dans le präsent chapitre sont acoordes e la Banque sur le 
territoire de chaque pays membra. . 

Article4S 

Statut de la Banque 

La Banque possdde la pleine personnalitö juridique et en 
particulier, la pleine capacitö juridique: 

(i) de ooTKlure des contrats; 

(ii) d'acquerir et d'aliöner des biens mobiliers et immobiSers; et 

(iii) d'ester en justice. 

Article 46 

Situation de la Banque au regard d'actlons en justice 

II ne [)eut 6tre intent6 d'action en justice contre la Barxjue que 
devant un tribunal compdtent sur le territoire d’un pays oö celle-« 
possdde un bureau ou a rxxnmö un agent aux fins de recevoir 
toute assignation en justice ou sommation, ou a 6mis ou garanti 
des titres. Aucune action en justice ne peut cependant 6tre 
intentde contre la Banque par des membres ou par des personnes 
agissant pour le compte desdits membres, ou d4tenant d'eux des 
cröances. Les biens et avoirs de la Banque, oü qu'ils soient situös 
et quei qu'en soit le dötenteur, sont exemptös de toute fcxme de 
saisie, ou mesures d'exöcution aussi longtemps qu’un arrÄt d^flni- 
tif n'a pas dtö rendu contre la Banque. 

Aitlcie47 

insalaissablUM des avoirs 

Les biens et avoirs de la Barx^, oü qu'ils se trouvent et quel 
qu'en soit le dütenteur, sont exernptte de perquisition, r^quisition, 
confiscation, expropriation ou de toute autre forme de saisie ou de 
mainmise, de la pari du pouvoir exücutif ou lügislatif. 

Article 48 

invlolabilit4 des archlves 

Les archives de la Banque eL d'une maniüre günürale, tous les 
documents qui lui appartiennent ou qu'elle dütient sont inviola- 
bles. 

Article 49 

Exemptions relatives aux avoirs 

Dans la mesure nücessaire pour que la Banque atteigne son 
but et s'acquitte de ses fonctions, et sous rüserve des dispositions 
du prüsent Accord, tous ses biens et autres avoirs sont exempt6s 


npMHaAnexcautero KasxflOMy nneHy, m ocymecrentreTcn a xaKne 
cpOKM M Ha TaKwx ycnoBMHX, KOTopbie BaHK coHTer cnpaaeAnM- 
BbiMM. ripH pacnpefleneHMM atcrMBOB ppnn pasnHSHbtx tmoob 
aKTHBOB He /^onxrHu 6bm> odnsaTenbHo o^HHaKOBbiMH. Hh 
o^HH HneH He MMeer npaaa na rwnyMeHwe ceoeä aoah pacnpe- 
AeneHHbix atOMBoe, noxa oh ne BunonHMT Bcex csomx oönaa- 
Tenbcra nepeA BaHKonr. 

3. /I1060A Mnen, nonyHaioii(MA aicTMabi, pacnpeAeneHHue 
oornacHO Hacronuieji craxbe, odnaAaer tbmh xre npasanrH rx) 
TaKMM atoMBaM, xaKMiuiH obnaAsn Bbhk nepeA mx pacr^>eAene- 
HMeM. 

r/iasa Vlll 

Craxyc, HMMyHrrrenx, npMBMnerwM m mswitim 

CTaTbS 44 
tIenM rnasM 

Mroöfai AaTb eoaiyioxtHOCTb BaHxy AocTMMb ceoeA qe/iM m 
B fainonHMTb BoanoxreHHbie Ha Hero (jj^Kqiw, Ha TeppwropMH 
Kax^loA CTpaHbi-MneHa Baurcy npeApcraanmoTcii CTaxyc, MMiry- 
MiTaTM, tx>MBMiieniM M MSbimm, rpeAycsxnpeHHbie HacromqeA 
rnaaoA. 

Crarui 45 
Craxyc EaHxa 

BaHK odnaAaer rxjnnoM npasocy6i>eKTHOCTi>io m, b sacTHocTH, 
tx>nHoA npaBoctx)co6HocTMo: 

(i) Ha saicnioseHMe /toroeopoe; 

(iO Ha npMOdpereHMe m pacrwproKeHMe HSiABMxoiMbiM m abk)km- 
MUM MMyUteCTBOM; M 

Oii) Ha B036y)KAeHMe npoqeccyanbHbix aomctbmA. 

CTaTbS 46 

no3Mi4MS EaHKS B OTHOUISHMM cy/febHoro npoqecca 

lIcKM npoTHB BaHKa Moryr bbrrb BosöyxvteHbi TonsKO b kom- 
neTeHTHbix cy/tax Ha xeppHTopHM crpaHU, r^e BaHK MMeex 
yHF)ex(AeHMe, HasHaMivi arenra c qenbio npuHSTtur cyAeöHoü 
noBecTKM MriM HSBeuteHMs o npoqecce, nnbo BbinycTMn qeHHbie 
öywarM mam rapaHTMpoean mx. Oahsko mckm hb Moryr 
npeA'bSBnnTbcs nneHaMH HnH /iMitaMH, AOt^CTByKxqHMM hsm 
npeA'bSBnsioiqHMM TpeboBaHMS ot HMeuM uneHoe. IlMyu^ecTBO h 
aKTMBb« BaHKa. rf\e bu ohh hm HaxoAMnucb m kto bu hm bbin mx 
A opxcaTeneM, obna^aioT MMMyHMreTOM or Bcex 4 x>pm KOHrjNic- 
Kai(MH, apecTa m/im MHbix dx>pM McnonHeHMn f\o BbineceHMn 
OKOHHaTenbHoro cyAebnoro peiueHMS npoTMs BaHKa. 

CraTbM 47 

HMMyHNTeT SKTMBOB OT KOH<t>MCKai4MN 

MMyutecTBO m aicTMBu BaHKa. rAe bei ohm hm naxoAMAMCb m 
KTO bu HM bfaUl MX A^PMcaTeneM, obnaAaror MtMMyHMreTOM ot 
obbtcKa, peKBM3MqMH, KowjjMCKaqMM, SKcnponpMaqMM msm 
niobOM MHOM 4 x>pmi>i MSbSTMS MriM OTMyxtASHMS nyreM McnonHM- 
TenbHbix Mnvi saKOHOAaTenbHbtx acmctbmm. 

CraTbs 48 

ÜMIMyHMTeT apXMBOB 

ApxMBbi BaHKa M Bce APKyMembi, npMHaAne>KautMe euy msm 
AOKyMeHTU, A^xcaTeneM Kotopbix oh sB/iseTcs, HenpMKOCHo- 
eeHHbi. 

Crarbfi 49 

CBoboAa aKTMBOB ot orpaHMHeHMA 

B toA creneHM, b KaKOü sto HeobxQAMMO fipn AOcnoKeHMS 
qenM m BbinonHeHMS 4)yHKqMM BaHKa, m c yneTOM nonoxrenMA 
HacTOnutero CornauieHMS Bce MMyiqecTBO m atcrMBW BaHKa cbo- 
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Beschränkungen, Verwaltungsvorschriften, Kontrollen und Mora¬ 
torien jeder Art befreit. 

Artikel SO 

Vorrecht für <fen Nachrichtenverkehr 

Jedes Mitglied gewährt dem amtTichen Nachrichtenverkehr der 
Bank dieselbe Behandlung, die es dem amtlichen Nachrichtenver¬ 
kehr anderer Mitglieder gewährt 

Artikel S1 

Immunitäten der leitenden und sonstigen Bediensteten 

Alte Gouverneure, Direktoren, Stelivertreter, leitenden und son¬ 
stigen Becäensteten der Bank sowie die im Auftrag der Bank 
tätigen Sachverständigen genieSen Immunität von der Gerichts¬ 
barkeit hinsichtlich ihrer in amtltcher Eigenschaft vorgemmmenen 
Harxfiungen, sofern nicht die Bank diese Immunität aufhefat; aRe 
ihre amtlichen Schriftstücke sind unverletzlich. Diese Immunität 
gilt Jedoch nicht für die zivärechlliche Haftung für Schäden, die 
sich aus eirtem von einem Gouverneur, Direktor, Stellvertreter, 
leiterxten cxter sonstigen Bediensteten oder Sachverständigen 
verursachten StraBenverkehrsunfall ergeben. 


Artikel 52 

Vorrechte der leiteiKlen und sonstigen Bediensteten 

(1) Alle Gouverneure, Direklotsn, Stellvettreter, leitenden urxl 
scxisägen BedierMteton der Bank sowie die im Auftrag der Bank 
tätigen SachverstärKügen 

i) genieSen, falls sie nicht Inländer sind, die gleiche Befreiung 
von Einwartderurtgsbeschränkurtgen, von der Meldepflicht 
für Ausländer und von staatlichen Oienstverpflichtungen so¬ 
wie die gleichen devisenrechtlichen Erleichterungen, wie sie 
die Mitglieder (Jen in vergleichbarem Rang stehenden Vertre¬ 
tern und Bediensteten anderer Mitglieder gewähren; 


ii) genießen in bezug auf Reiseerleichterungen die gleiche 
Behartdlung, wie sie die Mitgneder den in vergleichbarem 
Rang steherxJen Vertretern urtd Bediensteten anderer Mit¬ 
glieder gewähren. 

(2) Die Ehegatten und urvnittelbaren Angehörigen der Direkto 
ren, steHvertreteivJen Direktoren, leitenden oder scxtsägen 
Bediensteten und Sachverständigen der Bank, die in dem Land 
ansässig sind, in (Jem sich der Sitz der Bank beritxleL erhalten 
Gelegenheit zur Aufnahme eirter Beschäftigung in diesem Land. 
Den Ehegatten und unrnMelbaren Angehörigen der Direktoren, 
stellvertreterxJen Direkloran, teilenden <xJer scxtstigen Bedienste¬ 
ten und Sachverstäixfigen der Bank, die in einem Land ansässig 
sind, in (Jem sich eine Niederlassung oder Zweigstelle der Bank 
bermdeL soll in (fiesem Land tei BrtkJang mit (Jem inrterstaatlichen 
Recht rtach Möglichkeit eine ähnliche Gelegenheit eingerätant 
werden. Die Bartk harxJelt mit dem Laixi, in (Jem sich der Sitz cJer 
Bank befirtdeL sowie gegebenenfalls mit den anderen betrcrffenen 
Ländern Scxtdervereirtbarungen zur Umsetzung der Bestimmun¬ 
gen dieses Absatzes aus. 

Artikel 53 

Befreiung von der Besteuerung 

(1) Im Rahmen ihrer amtfichen Tätigkeiten sind die Bank, ihre 
Verrnögenswerte, ihr Eigentum urxJ ihre Einnahmen von allen 
direkten Steuern befreit 

(2) Werden v(xi der Bank Käufe vcxt beträchtlichem Wert getä¬ 
tigt (xJer Diertstleistungen V(xi beträchtlichem Wert in Anspruch 
genommen, (Jie für die Durchführung der amtlichen Tätigkeiten 
der Bartk rtotwencJig sind, und enthält der Kaufpreis oder der Preis 
für die Dienstleisturtgen Steuern (xJer sortstige Abgaben, so trifft 


regulations, Controls and moratoria of any nature. 


Article 50 

Privllege for Communications 

The oflicial oomriturticsticxts of the Bank shall be accorded by 
each member the same tieatment that it aoccxds to the oflicial 
commurticaiions of any other member. 

Article 51 

Immunities of officers and employees 

All Governors, Directors, Altemates, officers and employees of 
the Bank and eacperts performing missions for the Bank shaH be 
immune from legal process with respect to acts performed by 
them kt Iheir cffidal capacity, exoept when the Bank wahres this 
immunily, and shal enjoy bwiolabiiity of al heir oflicial papers and 
dcxuments. This hnmunity shal rtct apply, however, to civil liability 
in the case of damage arfsktg from a road traffic aocident caused 
by any such Govemcx, Director, Altemate, officer, employee or 
expert 


Article 52 

Privileges of offlcer s artd employees 

1. AH Governors, Directors, Alternates, oflicerB and employees 
of the Bank and experts of the Bartk perfomtlrtg misskxts for the 
Bartk: 

(i) (tot being kx»l nationals, shall be arxxtrded the same im¬ 
munities frctm knmigration restrictkxts, alien registratkxt re- 
quirements artd national Service obligations, and the same 
facilities as regards exchartge regulations, as are accorded 
by members to Ute representatives, ofticials, and employees 
of comparable rank of other members; artd 


(ii) shall be granted the sarrte treatmertt in respect of travelling 
faciiities as is accorded by members to representatives, 
ofticials artd employees of comparable raitk of other mem¬ 
bers. 

2. The spouses artd immediate depertdants of iJtose Directors, 
Aitemate Directors, officers, employees artd experts of the Bartk 
who are resident in the ccxjrttry in whkh the Principal Office of the 
Bank is kx^ated shall be accorded opporturtity to take employment 
in that country. The spcxises atKl knmediate depertdants of those 
Directors, AKerrtate Directors. officers, employees and experts of 
the Bartk who are leskJenl kt a oountry kt «dtich any agency or 
brartch tMoe of the Bartk is located sfKxrld, wherever posstele, kt 
aocordance with the rtatkxtal law of that oountry, be accorded 
similar opportunity kt that country. The Bank shall negoliate 
specific agroements knplemenfirtg the proviskxts of this Para¬ 
graph with the country kt which the prirtcipal Office of the Bartk is 
kx^ated artd, as appropriate, with the other (»untries cortcemed. 


Article 53 

Exemption from taxatton 

1. Withkt the scope of Hs official activities the Bank, its assets, 
property, artd kxxxne shall be exerrtpt from all direct taxes. 

2. When purchases or Services Ol substantial value artd neces- 
sary for the exercise of the official activities of the Bank are made 
or used by the Bartk and when the price of such purchases or 
Services ktdudes taxes or duties, the member that has levied the 
taxes or duties shall, H they are kJentifiable, take appropriate 
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de restrictions, r6glementations, contrAles el moratoires de toute, 
nature. 

Article 50 

Prlvil^es en nurtiöre d« Communications 

Chaque memtxe appiique aux Communications otficielles de la 
Banque le rögime qu'H appiique aux Communications officiefles 
des autres membres. 

Articie 51 

immunitto des fonctionnaires et agents 

Tous les gouvemeurs, administrateurs, supptöarvts, fonction¬ 
naires et employte de la Banque ainsi que les experts effectuant 
des missions pour le oompte de oeüe-ci ne peuvent faka Tobjet de 
poursuHes ä raison des actes aooomplis par eux dans l'exercice 
ofTiciel de leurs fonctions, sauf lors^ue la Banque löve cette 
immunitS; et tous leurs papiers et documents ofTidels sont inviola- 
bles. Toutefois, cette immunit4 ne s'applique pas aux actions 
tendant ä la mise en oauvre de la responsabilitö dvile d'un 
gouvemeur, d'un administrateur, d'un supplöant. d'un foncüon- 
naire, d'un employiö ou d'un expert de la Banque, en cas de 
dommage provenant d’un aoddent de kt route causd par ces 
demiers. 

Article 52 

PrIvIMges des fonctionnaires et employte 

1. Les gouvemeurs, administrateurs, supplöartts, fonctionnaires 
et employös de la Banque ainsi que les experts de la Banque 
effectuant des missions pour son compte; 

(i) quant ils ne sont pas des ressortissants du pays oü ils 
cxercent leurs fonctions, b6n6ficient des m6mes immunit6s 
relatives aux dispositions limitant l'immigration, aux forma- 
litös d'enregistrement des 6trangers et aux obligations de 
Service natioruü ou militaire, et des m&mes facilitös en ma- 
tiöre de r^lementation des changes, que celles qui sont 
accorddes par les membres aux reprösentants, fonction¬ 
naires et employds de rang analogue des autres membres; et 

(ii) bdndfident, du point de vue des facilitds de ddplacement, du 
mdme traitement que celui qui est accordd par les membres 
aux reprdsentants, fonctionnaires et employds de rang ana¬ 
logue des autres membres. 

2. Les conjoints et les personnes ä Charge des administrateurs, 
des administrateurs-suppidants, des fonctionnaires, des 
employds et des experts de la Banque, qui sont rdsidents dans le 
pays oü est dtabli le sidge de la Banque, peuvent exercer un 
emploi dans ce pays. Les conjoints et les personnes d Charge des 
administrateurs, des administrateurs-suppidants, des fdtKtion- 
naires, des employds et des experts de la Banque, qui sont 
rdsidents dans le pays oü est dtablie une agence ou une succur- 
sale de la Banque, peuvent exercer, dans la mesure du possible 
et oonformdment aux lois (ki pays, un emploi dans ce pays. De 
fagon ä mettre en csuvre les dispositions du prdsent paragraphe, 
la Banque ndgociera des accords spdciflques avec le pays oü est 
dtabli le sidge de la Banque et, selon le cas, avec les autres pays 
concemds. 


Article 53 
Immunitds fiscales 

1. Dans le cadre de ses activitds offidelles, la Banque, ses 
avoirs, ses biens et ses revertus sont exemptds de tous impdts 
directs. 

2. Lorsque des achats du des Services d'une valeur substan¬ 
tielle et ndcesscüres ä l'exercice des activitds offidelles de la 
Banque sont effectuds ou utilisds par la Barx^ue et lorsque le prix 
de ces achats ou de ces Services comprend des taxes ou des 
droits, le membre qui les pergoit prend les mesures approprides 


öoAHbi OT KaKHX 6bi TO NM 6bino orpaHMHeHMü, npeAnMcaHMM, 
KOHTponn M MoparopMea. 

CraTbsi 50 

llpMBiiuierMM B obnacTM cbbsh 

KaxgqMfl h/wn npeAocTaBrwer orbmtManbHbiM coobu^oHMitM 
EaHKa TaKoA xce pexoM, kbk m 0 (})MqManbHbiM cooduteHMnu 
ntoöoro APyroro snoHa. 

CTaThB 51 

HMMyHMTer AonxoiocTHMX riMq m cnyxuiutMx 

Bce ynpaannnupre. AfipeKTopa, saMecTMTenM, AonxoiKtcTHbie 
nMqa m cnyxcaiqiw BaHxa, a tanxe aKcnepru, BfamonKnKxitiiie 
nopyMeHMfl EaHKa, odnaAAiOT MMMyHureroM ot cyAedHoro npo- 
HSBOApTBa B OTHOUieHMM AOACTBmA, OOBepuieHHblX MMM npH 
BbtnonHeHMM cnyxtedHbK odasaHHOcrett, Kpoue c/ryMaee, KOTAa 
EaHK OTKasfaiBaeTcn ot aroro MMMyHMTOTa, m ece hx odxrqHa/ib- 
Hwe AOKyMOHTbi no/ibsyioTca HenpMKocHoeeHHOcrbio. 3tot 
MMMyHMTeT He npMMeHtrerca, OAHaxo, k rpaxgqaHCKoA OTseTcr- 
BeHHOCTM 8 c/iyHae yuiepda b peaynbTaTs Aopoxoro-TpaHcnopT- 
Horo npOMCuiecTBMa, ooeeputoHHoro JvodfaM tbicmm ynpaerwio- 
I 4 MU, AHpeKTOpoM. aaMacnoarieM, AOrtxorocTHbM hmmom, 
cnyxcaupwi m/w aiccnepTOM. 

Crarwi 52 

npMBMiierMM AotuKHocTNb« niut M ciiyxcaupix 

1. Bcom ynpaBnmoutHM, AMpeKTopau, saMecTMTenaM, 
AoroKHOCTHUM nMqaM m cnyxtautHM EaHxa, a TaioKe axcnepTaM, 
BbtnonHaioutMM nopyseHMa EaHKa: 

(i) He aanaioutHMHca MecTHUMM rpaxcAaHaMM, npeAOcrae- 

nawTca TaKMe xre MMMyHMTeTbi ot MMMMrpauMOHHbix orpa- 
MMHeHMÄ, TpeöoBaHMM 0 perMCTpaqMM MHOCTpaHqee h rocy- 
AapcTseHHod noBMHHOCTM M Te jKe nbroTW b oßnacTM 
eanioTHbix npaeH/i, KOTOpwe npeAOCTaanaioTca MneHaMM 
npeAcrasHTenaM, AO/VKHOCTHbiM nHqau m cnyxcautMM ana- 
noPHMHoro paHra sneHoe; vi 

(ii) npeAocraa/iaeTca tot xre pexuM e oOnacTM nepcABM- 
xteHMa, KOTopwM npeAOCTaenaeTca H/ieHaMM npeAcraeM- 
TenaM, APruKHocTHBiM riMiiaM h cnyxcau|MM aHanorMMHoro 
panra ppyrm sneHoa. 

2. CynpyraM m npaMUM h)kahb®”4®m yKaaaHHwx AMpercropoB, 
aaMecTMTeneü A^ipei^opoe, ao/ijkhocthwx nnq, cnyxaiqi« m 
sKcnepToB EaHKa, npoxoiBaiou(HM b CTpaHe, 'B KOTopoü naxo- 
AMTca urrad-KBapTMpa EaHKa, npeAOCTaBnaerca eosMOXCHocTb 
TpyAoycrpoAcTBa b yKaaaHHOü crpaHe. CynpyraM m npaubiM 
KxtAHBeHqaM yKasaHHbix AMpercropos, saMecniTeneti ampokto- 
poB, AonxtHOCTHbix /iMq, cnyxcautHX m SKcneproe EaHKa, npoxw- 
BaioutMM B crpaHe, b KoropoA HaxpAHTca KaKoe-nMdo areHTCTBo 
tuiM OTAeneHMe EaHKa, no Mope bo3mo)khoctm, b cooTBercreMM 
c saKOHOABTenbCTBOM 3T0ft crpaHbt, npaAOcraBnaeTca aHano- 
PHMHaa BOSMoxcHOCTb B aroA crpane. ocyu^ecTeneHMa 
nonoxceHHM nacToautero nyHicra EaHK saKmosaer cneqMa/ibHbie 
cornauieHMa co crpaHOM, b KOTopoM naxoAMTca ero luraO-KBap- 
THpa, a B cnynae HeodxoAMMocTM - m c APytHMM saMHTepeco- 
BaHHblMH CrpaHaMM. 

CraTba 53 

OcBodoxcACHMe ot HanoroodnoxceHMa 

1. B paMKax ceoeA octMuiMa/ibHoA ABare/ibHocTH EaHK, ero 
aKTMBbi, MMyutecTBO M fipKop oc8o6ox<AaioTca OT rtpaMbix Hano- 
roB. 

2. EcriM EaHKOM npoHseeAeHbi na SHasMTenbHbie cyMMu 
saxynKH m/im Hcno/ibaoBaHbi ycnyrM, HeoOxOAMMwe Ana Bbinon- 
HBHMa ero o4>Mi4Ma/ibHoA ABareiibHOCTM, h oc/im b qeHy saxynoK 
H ycnyr BtcnioseHbi Hanom MnM noumMHu, to wneH, BSMMaiouiMA 
HanorM m/im nooinMHbi, KorAa mx moxho onpeAennTb, npHHMMaex 
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das Mitglied, das die Steuern oder sonstigen Abgaben erhoben 
hat, geeignete Maßnahmen, um Befreiung von diesen Steuern 
oder sonstigen Abgaben zu gewähren oder für ihre Erstattung zu 
sorgen, sofern sie feststellbar sind. 

(3) Von der Bank eingeführte Waren, die für die Durchführung 
ihrer amtlichen Tätigkeiten notwendig sind, sind von allen Einfuhr¬ 
zöllen und -abgaben sowie von alten änführvetboton und 
-beschränkungen befiaiL Ebenso sind von dar Bank ausgefOhita 
Waren, die für die Durchführung Ihrer amttichan Tätigkeit notwen¬ 
dig sirxl, von allen Ausfuhrzöllen urtd -abgaben .sowie von alten 
Ausfuhrverboten urvl -beschränkurtgen befreit 

(4) Die erworbenen oder eingeführten utkI ttach diesem Artarel 
befreiten Waren dürfen nur bl Übereinstimmung mit den von den 
Mitgliedem. welche die Befreiungen oder Erstattungen gewährt 
haben, festgelegten Bedingungen verkauft, vermietet, verfiehen 
oder gegen Entgelt oder unentgeltlich wettergegeben werden. 

(5) Dieser Artikel gilt nicht für Steuern oder sonstige Abgaben, 
die lediglich die Vergütung für Leistungen öffentlicher Versor¬ 
gungsbetriebe darsteilen. 

(6) Die Obektoien, sleäveitrolenden Obeklorsn, Wlsndsn und 
sonstigen Bertiensteten rier Bank un te rtieg e n für rSe von Iv 
gezahlten Gehälter und scxistigen Bezüge nach Maßgabe der 
vom Gouvemeursrat innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens festzulegenden Bedingungen und zu 
beschließenden Regebi ebier bitecnen effektiven Steuer zugun¬ 
sten der Bank. Vom Tag der Erhebung dieser Steuer an sind 
diese Gehälter und Bezüge von der staatlichen Ebitommensleuer 
befreit Oie Mitglieder können Jedoch die befreiten Gehättsr und 
Bezüge bei der Festsetzung des auf Bnkommen aus anderen 
Quellen zu erhebenden Steuerbetrags berücksichtigen. 


C7) Ungeachtet des Absatzes 6 kann ein Mitglied mit sebier 
Ratifikations-, Annahme- rxler Genehmigungsurkunde ebie Erklä¬ 
rung hinterlegen, wonach es sich und seinen Gebietskörperschaf- 
ten das Recht vorbehätt, die von der Bank an seine eigenen 
Staatsangehörigen gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge zu 
besteuern. Die Bank ist von der Verpflichtung zur Entrichtung, 
Einbehaltur>g oder Einziehung solcher Steuern befreit Diese 
Steuern werden von der Bank nicht erstattet 


(8) Absatz 6 ist auf Renten und Ruhegehälter, die von der Bank 
gezahlt werden, nicht anzuwenden. 

(9) Von der Bank ausgegebetM Schuktverschrettxjngen oder 
Wertpapiere emschBeßich der Oividerxlen oder Zbaan dafür, 
gleichviel bi wessen Besitz sie sich befinden, unterliegen keiner 
Art von Besteuerung, 

i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein solches Wert¬ 
papier nur rteshalb benachteiligt weil diese Urkunde von rier 
Bank ausgegeben worden ist oder 

H) deren einzige rechtliche Grundlage der Ort oder die Wäh¬ 
rung, in denen diese Urkunde ausgegeben oder bezahlt 
worden oder zahlbar ist oder der Standort einer Geschäfts¬ 
stelle oder eines Büros der Bank ist. 


(10) Von der Bank garantierte Schuldverschreibungen oder 
Wertpapiere einschfießlich der Dividenden oder Zmsen dafür, 
gleichviel bi wessen Besitz sie sich befinden, unterliegen keber 
Art von Besteuerung, 

i/ die ebie solche Schuldverschreibung oder ein solches Wert¬ 
papier nur deshalb benachteilig weil diese Urkimde von der 
Bank garantiert ist, oder 


measures to grant exemption from such taxes or duties or to 
provide for their reimbursement. 


3. Goods imported by the Bank and necessary for the exerdse 
of Its offidal activities shaa be exempt from all bnport duties arxl 
taxes, and from aä Import proltibitions artd lestricfions. Sbnüarly 
goods exprxted by Ihe Bank and necessary for the exerdse of its 
offidal adivtties shaR be exempt from all exprxt duties and taxes, 
and from an export prohibitions and restrictions. 


4. Goods acqubed or imported and exempted under Ihis Artide 
shal not be aold. hbed out lent or given away agakisl payment or 
free of Charge, exoept bl aocotdance wtth öonditions laid down by 
the members which have granted exempUotrs or reimbursements. 


5. The provisions öf this Artide shan not apply to taxes or duties 
which are no more than charges for public Utility Services. 


6. Dbeclors. ARamalo Dbedors, offioets and empioyeet of the 
Bank shal be subjed Io an bttemal effective tax for Ihe berrefit of 

the Bank on salaries and emoluments pakf by the Bank, subject to 
conditions to be lakf down arxt rules to be adopted by the Board of 
Govenxxs withbt a period of one year from the date of entry bito 
fotoe of Ihis AgreänenL From the date on which this tax is 
appfied, auch salaries and emoluments shall be exempt from 
national bicome tax. The members may, however, take bito 
account the salaries and emoluments thus exempt when asses- 
sing the amount of lax to be applied to income from other sources. 


7. Notwithstanding the provisions of paragraph 6 of this Artide, 
a member may rtepostt, wtth its bistrument of ratification, accept- 
ance or approval, a dedaration that such member retanis frx ttself, 
Hs poGtical subdivisions or its local authrxities the right to tax 
salaries and emoluments paid by the Bank to cttizens or nationals 
of such member. The Bank shall be exempt from any Obligation for 
the paymenL withholding or rxillection of such taxes. The Bank 
shall not make any rebnbursement kx such taxes. 


8. Paragraph 6 of this Artide shall not apply to pensions and 
annuities paid by the Bank. 

6. No tax of any kbid shal be levied (xt any obfigatkxi (x Security 
issued by Ihe Bimk. biduding any dividend or klierest thereon, by 
whomsoever hekf: 

0) which discrimbtates against such obligatkxi or security solely 
because it is issued by the Bank, or 

(ii) U the sole jurisdictkxial basis for such taxation is the place or 
currency bi whkh it is issued, made payable or pakf, or the 
locatkxi of any Office or place of business maintained by the 
Bank. 


10. No tax of any kbvf shaH be levied cxi any obTigatkxi or 
security guaranteed by the Bank, bidudbig any dividend or biter- 
est Ihereon, by whonwoever held; 

(i) which discrbTibiates agabist such obfigatkxi or security solely 
because it is guaranteed by the Bank, or 
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pour accorder rexempition de ces laxes ou droits ou pour en 
assurer 1e remboursemenl, lorsqu'ils sont identiTiables. 


3. Les biens Importes par la Banque et necessatres ä l'exerdce 
de ses activites officiettee sont exemptes de tous droits ou taxes, 
interdictions ou restrictions ä l'importation. De möme, les biens 
exportös par ta Banque et ndcessaires ä l'exeioioe de ses acd- 
vttds officielles sont exemptös de tous droits ou taxes, interdio- 
tions ou restrictions ä l'exix>rtation. 


4. Les biens acquis ou Importes qui sont exondres oonforme- 
ment aux dispositions du prteent artide ne peuvent ötre verxius, 
loues, pretes ou oedes e Utre onereux ou gratuit, qu'aux corxli- 
tions fixees par les membres ayant accorde les exonerations ou 
les remboursements. 

5. Les dispositions du present article ne s'appiiquent pas aux 
taxes et droits qui ne sont que la contrepartie de Services retxkis. 


6. Les administratauts, les admMstrateurs-suppieants. les 
forx:tionnaires et agents de la Banque sont soumis e un impöt 
interne effectif au benefice de la Ban^ perqu sur les traitements 
et enK>luments payes par la Banque, selon des oorxlitions ä 
etablir et des rdgles ä fixer par le Conseil des gouvemeurs dans 
un dölai d'un an ä oompler de l’entrae en vlgueur du prösent 
Aocord. A partir de la date k laquelle cet knpdt est appliqu4, ces 
traitements et Emoluments sont exemptEs de tout impEt rtattor»! 
sur le revenu. Toutefois, les membres peuvent prerxire en compte 
les traitements et Enx>luments ainsi exemptEs pour le calcul du 
montant de l'impöt sur les revenus provenant d'autres sources. 


7. Nonobstant les dispositions du paragraphe 6 du prEsent 
article, un membre peut lors du dEpöt de son Instrument de 
ratification, d'acceptation, ou d'approbatkxt dEdarer se rEserver 
pour lui-mEme, ses subdivisions politiques ou ses collectivitEs 
territoriales, le droit d'imposer les traitements et Emoluments 
versEs par la Barx^ue E ses cHoyens ou ä ses ressortissants. La 
Barx^ue est exemptEe de toute Obligation de payer, de retenir ou 
de cdlecter de tels impEls. La Barx)ue n'effectue aucun rembour- 
sement pour de tels Impöts. 

8. Le paragraphe 6 du prEsent article ne s'applique pas aux 
penskx» et rentes versEes par la Banque. 

9. Aucun ImpAt de quelque nature que oe soit n'est pergu sur les 
Obligations ou valeurs Emises par la Banque rs sur les dividerxles 
et intErfits corresporxlants, quel que soit le dEtenteur de ces titres; 

(i) si cet impöt constitue une mesure de discrimirration oontre 
une teile valeur ou obPigation du seut fait qu'elle est Emise par 
la Banque; ou 

(ii) si un tel impöt a pour seule base juridique le Beu ou la 
monnaie d'Emission, le Heu ou la trxxwiaie de rEglement 
prEvu ou effectif, ou l'emplacement d'un bureau ou centre 
d'opErations de la Banque. 


10. Aucun impöt n'est perqu sur une Obligation ou valeur 
garantie par la Barx)ue, ni sur les dividendes et intErEts corres- 
porxlants, quel que sott le dEtenteur de ces titres; 

(i) si cet impöt constitue une mesure de discrimination contre 
une teile valeur ou Obligation du seul fait qu'elle est garantie 
par la Banque; ou 


cooTBercTayioutwe Mepu toto, wtoö« ocaoöoflirrb BaHK ot 
yxasaHHUx Hanoroa anx noiunaH vmn oöecneHXTb hx aosMeute- 
HHe. 


3. BaosHMbie BaHKOM Toaapbi, HeoöxoAMMue ocyu4ecTB- 
neHMii ero oqMtqManbHoü AemrenbHOCTM, oceoöoxvtaKrTca ot 
B cex eeosHb« rxxunMH m Hanoroe m ot ecex sanpenoe m orpaHM- 
sohmA, caaaaHHMX c MMnoproM. noAoöHbtM ma oöpasow, 
ToeapM, BbiB03MMbie BaHKOM H HeoöxqqMMbie ocyuiecra- 
neHMM ero 0(pMqManbH0(i AEnre/ibHOCTM, ocaoöoxtAaioTcsi ot 
ecex BbiBOSHbix rxxunMH m Hanoroe m ot ecex sanpeToe m orpanH- 
HeHMH, CSnaaHHblX C 3KCtX>pT0M. 

4. np«iK)6peTeHHbie khm MMtxtpTMpoeaHHbie Toeapbi, oceoöoxt- 
ASHHbie OT nouinm m Hanoroe cornacHO HacromiteA craTbe, ne 
ixsAnexcaT npo/taxte, rvtase enaeM, e apeHA/ *vim nepeff/Bne sa 
ruiary mom öesaosMesAHo, xpoMe rcax e oooTBercTBHM c ycno- 
BMHMM, onpeAeneHHbiMM HnenaMM, npeAocraannioutHMM ocao- 
öox^teHMe OT ixxunMH m Hanoroe Hnn eosMeutaioiitMMM mx. 

5. rionoxceHMfl HacronuteM crariaH ne othochtcs k nanoraM 
MnM nourmmaM, Koropue npeAcraanniOT ooöoA hmhto MHoe, ksk 
itnaTy sa xoMMyHanbHbie ycnyrM. 

6. AApeKTopa, saMacTMTenM /ptpeKropoe, Aon>KHOCTMbie 
nML|a M cnyxrautMe BaHxa rxrAnexcaT BHyrpreHHeMy 4)aKTHMec- 
KOMy HanorooÖnoxreHMio b nonssy BaHxa na sapnnary m aosna- 
rpaxt/^MH, BbinnaviHBaeMbie BanxoM, na ycnoeMsx, xoTopfaie 
Aonxwbi öfaiTb onpeAe^tOHbi, m a cooTBaTcraMM c npaaiuiaMM, 
KOTopue AO^t3*tHbi öwTb npMHnrbi CoeeroM ynpaanmoutMx e 
TSMeHMe pahoto rtwa ot a^tm acTyrmeHHa e CMny Hacroautero 
CornatueHMa. C Aatw, xorAa sto HanorooönoxceHMe HaHMHaeT 
npHMenaTbca, yxasaHHaa sapnnaTa m BosHarpaxteHMa ocso- 
öoxvtaioTca ot HaqMOHanbHoro noAoxoAHoro nanora. WneHbi 
Moryr, oahsko, npMHMMao. b pacseT ocBo6ox<AeHHb(e ot nano- 
rooönoxreHHn sapnnary m BosnarpaxAeHHa npn HCMHcneHHH 
cyMMbi Heuiora, BSHMaeMoro c flpxoflpB hs Apyrwx hctomhhkob. 

7. HecMOTpa na rK>rx>x(eHMa nyHiaa 6 HacToaiqeH craTbM, 
HneH MoxcBT AenoHHpoeaTb BMecre c AOKyMeHTOM o parrKpHKa- 
MMM, npHHHTMH HnM OAobpeHMH AEKnapaqHio, cornacHO xoTopoA 
yxasaHHuA nnen ocraanaeT sa coöoA, csommh aAMHHMcrpa- 

TMBHO-TeppMTOpHanbHblMH eAMHHl|aMH Mnn CBOMMH MeCTHbIMM 

anacraMM npaao Ha asHMaHne Hanoroa c sapnnaTM h aosna- 
rpaxtAeHHH, BbinnaMHBaeMux Bbhkom rpaxcAanaM tbkoto 
M nena. Bbhk ocaoöorKAaerca ot kbkmx 6bi to hh 6wno oöasa- 
TenbCTB no BbinnaTe, yAepxcaHHio ww cöopy TaxHX Hanoroa. 
BaHK He BOSMeu^aeT TBKHe Hanom. 

8. riyHKT 6 HacToauteü craTbH ne npHMeHneroa k nencHaM m 
erxeroAHbiM rxxxjöaaM, BbrnnaHMsaeMbiM Bshkom. 

9. HMKaKMe oöasaTanbCTaa ivim qeHHbie öyMarM, BfamyiqeH' 
HMe BaHKOM, a Taraxe AaaHAeHAM mom npoqeHTbi Ha hkx nesa- 
BVKXiMO OT TOTO, KTO aanaoTca mx AepxcaTeneM, He oönaraioTca 
HMKaKMMM HanoTaMM; 

(i) KOTopfate aenaioTca AacKpMMMHaqMOHHbiMM a OTHOiueHMM 
TBKMX oöasaTenbCTB MnM qeHHMX öyMar Tonbxo a CMny 
TOTO, MTO OHM BbJnyiqeHbl BaHKOM, MOM 

(B) ecnn eAMHcraeHHUM lopHAMMecKMM ocHoaaHMeM pfxn 
Taxoro HanorooönoxreHMa aanaeroa Mecro BbinycKa yxa- 
saHHbix OöasaTenbCTB MnM qeHHbix öyMar, aanrora, a koto- 
poA OHM BbinyuteHbi, rxrAnexraT onnaTe MnM onnaMMaaiOTca, 
nMöo MecTOHaxoKAeHMe Kaxoro-nMÖo yMpextASHMa mom 
M ecra AcaTensHOCTM, npMHaAnexuuqero BaHxy. 

10. HMKaKMe oöasaTenbcraa MnM qeHHbie öyvarM, rapaHTM- 
poaaHHbie Bshkom, BKniosaa AMBMAeHA>>t r^xxteHTU Ha hmx 
H esaBMCMMO OT TOTO, KTO aanaeTca mx Aap^xaTeneM, He oöna- 
rsuoTca HMKaKMMM HanoraMM: 

(i) KOTopbia aanaioTca AXckpMMMHaitHOHHbiMM a OTHOUieHMM 
TaKMX OöasaTenbCTB mom qeHHbix öyMar TonbKO a cnny 
TOTO, HTO OHM rapaHTMpOBaHbl BaHKOM, MnM 



232 


Bundesgesetzblatt. Jahrgang 1991. Teil II 


ii) deren einzige rechtliche Grundlage der Standort einer 
Geschäftsstelle oder eines Büros der Bank ist. 


Artikel 54 

OurchfOhrung cHeMS KapMete 

Jedes Mitgfied trifft unvafzOglich ale zur CXjtchiührung (fieses 
Kapitels erlbiderfichen MaBnahmen und untenichiet (fie Bank kn 
einzelnen von den MaBnahmen, (Se es ergriffen hat 

Artikel 55 

Aufhebung der iminunitfttsn, Vorrechte und Befreiungen 

Die knmunttftten, Vorrechte und Befreiungen aulgruird (fieses 
Kapitels werden kn Inleiessa der Bank gewährt Das Okektorium 
kaiin kr dem AusmaB und unter den Betfingungerr. (fie es 
bestimmt, (fie aufgrund dieses Kapitels gewährten Immurritäterr, 
Vrxrechte und Befreiungen ki den Fällen aufheben. ki denen dies 
nach seiner Auffassurrg den Interessen der Bank am besten 
entsprtcht Der Präsidert hat das Recht und die Pflicht (fie 
Immunitflien, Vorrechte und Befreiungen ekraa Wlanden oöor 
sonstigen Bediensteten oder elnee Sachverständigen der Bank 
mK Ausnahme des Präs i denten und dar Vteepr äs tderäen kt den 
Fällen aufzuheben, ki derten (fiese Immunitäten, Vorrechte oder 
Befreiurtgen rtach seiner Auffassung verhkidem würden, daß der 
Gerechtigkeit Genüge geschieht utd kt denen sie ohrte Beekt- 
trächtigurtg der Irrteressan der Bank aufgehoben werden könrten. 
Unter ähnfichan Umstärrden (std lailar den glaichen Berfingurtgen 
hat das Direktorkan das Recht und (fie Pflicht krtmunttäterr, 
Vorrechte urxt Befreiungen des Präsidenten und der Vizepräsi¬ 
denten aufzuheben. 


Kapitel IX 

Änderungen, Auslegung, Schiedsverfahren 

Artikel 56 
Änderungen 

(1) Alle Vorschläge zur Änderung dieses Übereinkommens, 
gleichviel ob sie von einem Mitglied, einem Gouverneur oder dem 
Direktorium ausgehen, sind dem Vorsitzenden des Gouvemeurs- 
rats zuzuleiten, der sie dem Rat vortegt Wird (fie vorgeschlagene 
Anderurtg vom Grxjvemeursrat gebilligt so fragt (fie Bank mit Hilfe 
eines schrtellen Kommunfltatkxismittels bei allen Mkgfiedem art 
ob sie die vorgeschlagene Anderurtg annehmen. Haben minde¬ 
stens drei Viertel der Mitglietter - darunter mindestens zwei in 
Anlage A autgeführte mMsl- und osteuropäische Länder -. die 
Ober mindestens vier FOrtftel der GesamtsflmmenzaN der M^lie- 
der verfügen, die vorgeschlagene Änderung angenommeit, so 
bestätigt (fie Bank (fies durch förmliche Mitteilung an alle Mi^lie- 
der. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 

i) ist die Annahme durch alle Mitglieder erforderik^ für jede 
Änderung betreffend 

a) das Recht zum Austritt aus der Bank; 

b) die Rechte kn Hinblick auf den Erwerb von Stammkapital 
nach Artikel 5 Absatz 3; 


c) die Haftungsbeschrärtkungen nach Artikel 5 Absatz 7; 

d) den Zweck und (fie Aufgaben der Bank kn Sinne der 
Artikel 1 und 2; ' 

ii) ist die Anrrahme durch ntkxiestens drei Viertel (ier Mitglieder, 
die über mindestens fOnfundachtzig (85) v. H. der Gesamt¬ 
stimmenzahl der Mitgfieder verfügen, für jede Änderung des 


(ii) if the Sole jurisdkriional basis for su(rii taxation is the kx:ation 
of any Office or place of business maintained by the Bank. 


Artide 54 

Un p iement at t on of Chapter 

Each member shall prompdy take such aclion as is necessary 
for the purpose of knplemenling flie provisions of this Chapter and 
shall kiform the Bank of the detaied action which it has taken. 

Artide 55 

Waiver of immunltioe, privNeges and exampttons 

The knmunities. Privileges and exemption s oonterreduftder this 
Chapter are granted in ttia idarest of the Bank. The Board d 
Dkedors may wahre to auch extent arxf upon such oondHions as it 
may determine any d the knmunities, Privileges and execnptiorts 
coderred under thte Chapter kt cases where such action would, kt 
ks opktion, be appropriate kt the best ktterests d the Bank. The 
Presidertt shal hinre the right and fite duty Io waive aity kitmatity, 
privlege or exentplion kt respad d any officar, atnployee or 
expert d the Bank, dhar Ihan the P r es id e nt or a Vioe-Pra«idenL 
where. kt his or her opMon. the hnmunlly, privflege or exentplion 
wouid kttpede the oourse d Jusfioe and can be wahred without 
prejufice to the ktterests d the Bank. InsimilarcircurTtstancesartd 
urxier the same C(xt(fitiorts, the Board d Directors shaN have the 
right and the duty to wahre any ktsixatity, privilege or exemptktn kt 
respect d the President and each Vice PresidenL 


Chapter IX 

Amendments, Interpretation, arbitration 

Artide 56 
Amendments 

1. Any proposal to amertd this Agreemerrt, whether emanating - 
fr(xit a member, a GoverTKX or the Board of Directors, shaH be 
comiTHirticated to the Chairman d the Board d (äovemors who 
shallbringtheproposaibeforethatBoard.lftheproposedamend- 
ment is approv^ by the Board the Bartk shall, by any rapid means 
d communication, ask all members whether th^ acepl the prop- 
osed arrtendment. When nd less than three-fourths of the mem¬ 
bers (ktduding at least two courttries frrxtt Central artd Eastem 
Europe Nsted kt Annex A), having nd lass than fbur-fifths d the 
total votktg power d the members, have aocepted the proposed 
ametxtmenL the Bank shaN certify that fact by tormal (xxnmurtica- 
tton addressed to alt members. 


2. Notwithstarxfing paragraph 1 d this Artide: 

(i) acceptance by alt members shall be required in the case of 
any amendment mrxfifying: 

(a) the light to withdraw frtxn the Bank; 

(b) the rights pertaining to purchase d Capital st(x:k provided 
for in Paragraph 3 of Article 5 d this Agreement; 

(c) the limitations on KabilHy provkied tor kt paragraph 7 of 
Artide 5 d this Agreement; and 

(d) the ptjrpose artd fürtctiorts d the Bank defined by Arti- 
des 1 and 2 d tNs Agreement; 

(ii) arxeptarx» by nd less than three-tourths d the members 
having nd less than eighty-five (85) percent d the total voting 
power of the members shaR be required in the case of any 
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(ii) si un tel impöl a poor seule base juridique l'emplacement 
d'un bureau ou d'un centre d’opöralions de la Banque. 


Aiticle S4 

Mise en oeuvre du prteent chapitre 

Cbaque membre prend sans dötai loules les mesures nöces- 
saires pour mettre en oeuvre les dispositions du prösent chapitre 
et informe la Banque des mesures dötafllöes qu'il a prises i cet 
etfet. 

ArtIcleSS 

Lev^e des Immunttds, prMMges et exemptions 

Les immunitös, Privileges et exemptions oonferös par le prösent 
chapitre sont accordös dans l'intörfit de la Banque. Le Conseil 
d'administration peut lever, dans la mesure et aux oonditkxis qu'il 
döfintt, les immunitös, Privileges et exeinptions oonferes par le 
prösent chapitre dans le cas oü, ä son avis, ur>e teile decision 
favoriserait les intdröts de la Banque. Le prösident a le droit et le 
devoir de lever loute imnunite, toule exemption ou tout privHege 
acoofde e un forxrtionnaife. employe ou expert de la Banque, 
autre que le prösident ou un vice-president lorsque, ä son avis, 
l'immunite, le priviiege ou l'exemption entraverait le oours rKxmal 
de la justice et peut ötre levö sans porter atteinte aux intöröts de la 
Banque. Dans des circonstances semblables et dans les mömes 
conditions, le Conseil d'administration a le droit et le devoir de 
lever toute immunitö, tout privilöge ou toute exemption accordö au 
pröskjent et ä chaque vice-prösidenL 


Chapitre IX 

Amendements, Interpretation, arbitrage 

Article 56 
Amendements 

1. Toute proposition tendant ä modifier le prösent Accord, 
qu'elle 6mano d'un membre, d'un gouvemeur ou du Conseil 
d'administration, est communiquöe au President du Conseil des 
gouvemeurs qui en saisit ledit Conseil. Si l'amendement proposö 
est approuvd par le Conseil, la Banque demarxle par un des 
quelconques moyens rapides de communication, ä tous les mem- 
bres, s'ils acceptent cette proposition d'amerxlement. Quand les 
trois quarts au moins des membres (comprenant au moins deux 
pays d'Europa centrale et orientale önumörös ä l'annexe A), 
disposant des quatre drKjuiömes au moins du nombre total des 
voix attribuöes aux membres ont acoeptö l'amendement proposö, 
la Banque entörine le fait par une communication formelle qu'elle 
adresse ä tous les membres. 


2. Nonobstant les dispositions du paragraphe 1 d-dessus: 

(i) l'acceptation par tous les membres est requise dans le cas 
de tout amernjement modifiant; 

(a) le droit de se retirer de la Banque, 

(b) les droits relatifs ä la souscription d'actions au Capital 
sodal prövus au paragraphe 3 de l'article 5 du prösent 
Accord; 

(c) la limitation de la responsabilitö des membres prövue au 
paragraphe 7 de l'artide 5 du prösent Accord; et 

(d) l'objet et les missions de la Banque döfinis par les articles 
1 et 2 du prösent Accord; 

(ii) l'acceptation par au moins trois quarts des membres döte- 
nant au moins quatre-vingt-dnq (85) pour Cent du nombre 
total des voix attribuöes aux membres est nöcessaire pour 


(ii) ecnM eAMHcraeHHbiM loptvt^ocKMM ocHoeaHaeM Ana 
laKoro Hanoroo6nox<eHMfl nanaeTca MecTOHaxo)KAeHMe 
KaKoro-riMÖo yMpexcfleHna anw wecra fleare/ibHOCTM, npn- 
HaAnejKatqero Baniry. 

Crarwi 54 

BunoiiHeHMe nonoxceHMÜ HacromqeA rnaebi 

Ka)KA>><*^ ‘vieH onepaTMBHO npMHMMaer HeoöxqAMMue Mepbi c 
qenbio BbiiwnHeHMn nonoxceHMM HacTOfMqeä rnaabi m ik>apo6ho 
cooöiqaeT EaHKy o6o acex npMHiiTbix uepax. 

CTan»!« 55 

Oncas OT MMMyHmvro«, npNaiuierMA m mxuitmA 

ÜMMyHMTeTbi, npMBHnerMM m MTumw, npeAucraanneMbie 
cornacHO HacToniqeA rnaae, AaiOTcn s MKrepecax BaHKa. Coaer 
AHpeKTopoB MoxteT OTKaaaTbcn b toA crenoHM m na tbkmx 
ycnoBMflx, KOTopbie OH MoxceT onpeAonMTb, ot ntoöbix MMMyHM- 
TeroB, npMBMnerHH h MSbnTMH, npeAOcrasnneMbix cornacHo 
HacTonuteA rnaae b cnyManx, kotab, no ero mhohmio, raKan Mepa 
cooTBeTCTByeT MHTBpecaM BaHKa. RpeaiiiAeMT MMeer npaao m 
oöstsaH oTKasa-nicn er modoro HMMyHMTera, npMBHnerMM nnn 
M3i>RTMn B OTHOiueHMM niodoro AOrttKHOCTHoro nMqa. cnyxcautaro 
MnM aKcnepra BaHKa, sa MCKmoMeHMeii npeaMAenra MnM BMqe- 
npesMAOHTa, KorAa, no ero MHeHMio, MMMyHMTex, npHBMnerMa 
Mnn M3i>nTHe aarpyAHSiOT ornpaeneHMe npasocyAMn m kotab 
OTK as ot hmx He HaHOCMT yuiepda MHTepecaM BaHxa. B anano- 
iMHHbix odCTonrenbCTBax m npM rex xre ycnosMfix Coeer a^V^k- 
TopoB MMeeT npaBO m odnaaH OTKasaTbcn ot niodoro MMMyHM- 
TeTa, npHBHnerviM nnn MSbaTMa b oTHOujeHMM npeaHAeHra m 
KeuKAoro Bmie-npesHAeHra. 


TnaBa IX 

rionpaBKM, To/tKOBaHMe, ApdHTpax 

CraTbsi 56 
rionpaBKM 

1. fliodoe npeAnoxreHHe o BHeceHMM nonpaaoK b HacTonu^ee 
CornaiueHMe, iKtcrynaKMAee ot MneHS^ ot ynpasnnKxqero um ot 
C oBexa A^P6*rTopoB, aoboamtch ao cseAeHMn npeAceAaxenn 
Coaexa ynpaanniotAHX, KoxopaiA npaACTaennex axo npeAnoxe- 
HMe Ha paccMOTpeHMo Coeexa. Ecom npeAnaraeMaa nonpaBKa 
OApdpneTcn Cobbtom, to Bbhk, Mcmnbsyn niodbie dbicTpo- 
AeAcxByKMqMe cpeAcxaa cbrsm, aanpaiuMBaex y eeex MneHOB 
cornacMe Ha npeAnaraeMyio nonpaaKy. KorÄa ne Menee xpex 
HexBepxeM wneHOB (BKniOHan, no KpaAHeA uepe, A^e cxpaHbi 
L|eHTpanbHOM m Boctohhom EBponu, nepeHMcneHHue b npn- 
noxceHHM A), Ha Aonio KOToptiix npMxoAHrcn ne MBHee Mexbipex 
nriTbix OT oduiero KonHsecraa ronocoB, na KOTopoe mmbiox 
npaBO HneHbi, OAOdpnr npeAnoxcennyio nonpaaicy, BaHK nOAT- 
BepxtABBT 3TOT 4>aKT, Hanpaannst o((>MqManbHoe MSBeuteHMe 
BceM MnenaM. 

2. HeaaBMCMMo ot nonoxceHMA nyHiaa 1 HacxoaiqeM cTaxba: 

(i) cornacMe eeex sneHoe xpedyeTcn b cnyHae modoA 
ixxipaBKM, MSMeHHiouieA: 

(a) npaBO Ha buxoa ms BaHKa; 

(b) npaBa, oTHoenu^Meen k rwKynxe aKqMOHepHoro Kana- 
Tana, npeAyCMOTpeHHbie b nyHKxe 3 cxaTbM 5 nacTO- 
niqero CornaujeHHn; 

(c) orpaHMMeHMH oTBeTCTBOHHOCTM, npeAyCMOTpeHHbie e 
nyHKTe 7 cxaxbM 5 HacTontqero CornauieHMn; m 

(d) qenb h (pyHKqMM BaHKa, onpeAeneHHbie b cxaTbnx 1 m 2 
Hacxonuiero CornauieHMn, 

(ii) cornacHe He Menee xpex HeTBepxeA snenoB, na Aonio koto- 
pux npHxoAMxcn ne Menee BocbMMAecnxM naxH (85) npo- 
LieHxoB ox odmero KonaneexBa ronocoB, Ha Koxopoe MMewx 
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Artikels 8 Absatz 4 erforderlich. 


Sobald die Voraussetzungen für die Annahme einer vorge¬ 
schlagenen Änderung erfüllt sind, bestätigt die Bank dies durch 
förmliche Mitteilung an alle Mitglieder. 

(3) Änderungen treten für alle Mitglieder drei (3) Monate nach 
dem Datum der in den Absätzen 1 und 2 vorgeseherten förmfi- 
chen Mitteilung in Kraft, sofern rticht der Gouvemeursrat eirre 
andere Frist festsetzL 

Artikel 57 

Aualagimg und Anwendung 

(1) Alle Fragen bezQgfich der Auslegung oder Anwendung 
dieses Übereinkommerts. die zwischen einem Mitglied und der 
Bank oder zwischen Mttgliedem der Bank auftreten, werden dem 
Direktorium zur Entscheidurtg vorgelegL Besitzt keiner der Direk¬ 
toren die Staatsartgehörigkek eines Mitglieds, das von der zur 
Beratung steherKfen Frage besonders betroffen ist, so hat (fieses 
Mitgfied während dieser Beratung ein Recht auf direkte Vertretung 
in der Sitzurtg des Direktoriums. Der Vertreter dieses Mitglieds hat 
jedoch kein SbmmrecM. Das Vertretungsrecht wird vom Gouver- 
rteursrat geregelt. 

(2) Hat das Direktorium eine Entscheidung nach Absatz 1 
gefällt, so kann jedes Mitglied verlangen, daß die Frage an den 
Gouvemeursrat verwiesen wird; dessen Entscheidung ist endgül¬ 
tig. Bis zur Entscheidung des Gouvemeursrats kann die Bank, 
soweit sie dies für erforderlich hält, auf der Grundlage der Ent¬ 
scheidung des Direktoriums handeln. 

Artikel 58 
Schiedsverfahren 

Sollte zwischen der Bank und einem Mitglied, dessen Mitglied¬ 
schaft erloschen ist, oder nach Annahme eirres Beschlusses zur 
Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank zwischen der Bank 
und einem beliebigen Mitglied eirte Meinungsverschiedenheit auf¬ 
treten, so wird diese einem Schiedsgericht aus drei (3) Schieds- 
rkhtem unterbreitet, v(ni derren einer v(xi der Bank, ein weiterer 
von dem betroffenen Mitglied beziehungsweise früheren Mitglied 
und der dritte, sofern die Parteien nichts arKleres vereinbaren, 
v(xn Präsidenten des Intematiortalen Gerichtshofs oäw einer 
anderen in den Regelungen des G(xivemeursrats bestimmten 
Stelle ernannt wird. Für eine Entscheidung, die endgültig urtd für 
die Parteien verbindnch ist, genügt die Mehrheit der Stimmen der 
Schiedsrichter. Der dritte Schiedsrichter hat Vollmacht, alle Ver¬ 
fahrensfragen zu regeln, über welche die Parteien sich nicht zu 
einigen vermögen. 

Artikel 59 

Als erteilt geltende Genehmigung 

Ist die Genehmigung oder Arvtahme eines Mitglieds erforder¬ 
lich, bevor <fie Bank eine Handlung vornehmen kann, so gilt außer 
im Fall des Artikels 56 (fiese Genehmigung (xler Annahme als 
erfolgt, sofern nicht das Mitglied innerhalb einer angemessenen 
Frist, welche die Bank bei der Notifikation der geplanten Handlung 
an das Mitglied festsetzt, Einspruch erhebt 


Kapitel X 

Schlußbestimmungen 

Artikel 60 

Unterzeichnung und Hinterleguitg 

(1) Dieses Übereinkommen, das bei der Regierung der Franzö¬ 
sischen Republik (im folgenden als .Verwahrer* bezeichnet) hki- 


amendment mcxfifying paragraph 4 of Article 8 of Ihis Agree¬ 
ment. 

When the requirements for accepting any such proposed amend- 
ment have been met, the Bank shall certify that fact by formal 
communication addressed to all members. 

3. Amendments shall enter into force for all members three (3) 
months after the dato of the formal oommunicatkxt provided for in 
paragraphs 1 and 2 of Ihis Article unless the Board of Governors 
spedlies a different pertod. 

Article 57 

Interpretation and application 

1. Any question of interpretalion or applicalion of the provisiorts 
of this Agreement arising between any member artd the Bank, or 
between any members of the Bank, shafl be submitted to Ihe 
Board of Directors for its dedsion. ff there is no Director of its 
nationality in that Board, a member particularty affected by the 
question under oortsWeration shafi be entMed to direct representa- 
tion in the meeting of the Board of Direclors durirtg such cortsider- 
Blkxi. The repräsentative of such member shall, however, have no 
vole. Such ri^ of repre se ntation shal be regulated by the Board 
of Governors. 

2. In any case where Ihe Board of Direclors has given a 
decision under paragreiph 1 of this Article, any member may 
require that the question be referred to the Board of Governors, 
whose decision shall be final. Perxling the decision of the Board of 
Goverrwrs, the Bank may, so far as it deems it necessary, act (xi 
the basis of the decision of the Board of Directors. 


Article 58 
Arbitration 

If a disagreement shcxjid arise between the Bank and a member 
which has ceased to be a member, or between the Bank and any 
member after adoptkxt of a decision to terminate the operalions of 
the Bank, such disagreement shall be submitted to arbitration by a 
tribunal of three (3) arbitratcxs, (xie appointed by the Bank, 
another by the mentber or former member corKerrted, and the 
third, unless the parties otherwise agree, by the President of the 
Intematiortal Court of Justice or such other authority as may have 
been prescribed by regulatkxts adopted by the Board of Gover¬ 
nors. A majcxity vote of the aibitrators shall be sufficient to reach a 
deciskxi vhich shall be final artd binding upcxi Ihe parties. The 
third arbitrator shall have full power fo setUe all ((uestions of 
procedure in any case where the parties are in disagreement with 
respect thereto. 


Article 59 

Approval deemed given 

Whenever the approval rx the acxeptance of any member is 
required befcxe any act may be dcxte by the Bank, except under 
Artkfie 56 of this Agreement, approval or acceptance shall be 
deemed to have been given unless the member presents an 
objectkxi within such reascxtable perkxl as the Bartk may fix in 
notifiying the member of Ihe proposed act. 


Chapter X 
Final provisions 

Article 60 

Signature artd deposit 

1. This Agreement, deposited with the Government of the 
French Republic (hereinafter catied *the Depository"), shall 
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toul amendement modifiant le paragraphe 4 de l’article 8 du 
präsent Accord. 

Lorsque les conditions näcessaires ä t'adoption de tels amende- 
ments sont röunies, la Banque en donne acte par une communi- 
cation formelle qu'elle adresse ä tous les membres. 

3. Les amendements entrent en vigueur, pour tous les mem- 
bres, trois tnois aprös la date de la communication formelle 
pfövue aux paragraphes 1 et 2 du prösent artide, ä moins que le 
Cortseil des gouvemeurs n'en dispose autremenL 

Articie 57 

InterprMatlon et eppllcatJon 

1. Toute question relative 8 rinterprötation ou ä l'appScation des 
dispositkxis du präsent Accord survenant entre un membre et la 
BarKjue ou entre des membres de la Banque, est soumise au 
Conseil d'administration pour döcision. St la question affecte 
particuliörement un membre qui n'est pas reprteentA par un 
administrateur de sa rtationaHtö, ce membre a en pareü cas le 
droit de se faire reprösenter directement ^ la röurtion du Conseil 
d'administration qui examine cette question. Son reprAsentant rte 
dispose toutefois d'aucun droit de vote. Ce droit de reprtoentation 
fait l'objet d'un i^lement ptis par le CortseR des gouvemeurs. 

2. Dans toute affaire oü le Conseil d'administration a pris urte 
döcision au titre du paragraphe 1 du präsent articie, tout membre 
peut demartder que la question soit portäe devant le Conseil des 
gouvemeurs dont la dädsion est sans appel. En atterxlant que le 
Conseil des gouverrreurs ait statuä, la Banque peuL dans la 
mesure oü eile l'estime nücessaire, agir sur la base de la düdsion 
du Conseil d'administration. 

Articie 58 

Arbitrage 

Tout däsaccord survenant, apräs l'adoption de la däctsion de la 
Banque d'arreter dätinitivement ses opärations, entre celle-ci et 
un membre qui a perdu sa qualilä de membre, ou entre celle-d et 
un membre. est soumis 4 un triburral de trois (3) arbilres, compre- 
nant un arbitre nommä par la Banque, un arbitre däsignä par le 
membre ou l'ex-membre et un troisidme arbitre qui, 4 moins que 
les Parties n'en conviennent autrement, est nommä par le Präsi¬ 
dent de la Cour Intematiorrale de Justice ou toute autre autoiitä 
däsignäe par un räglement adoptä par le Conseil des gouver- 
neurs. Les däcisions du tribunai des trois arbitres sont sans appel 
et Uent les parties; eiles sont prises 4 la majoritä des arbitres. Le 
troisiäme arbitre a pleins pouvoirs pour rägler toutes les questions 
de procädure sur lesquelles les parties seraient en däsaccord. 


Articie 59 
Approbation tacite 

Lorsque l'at^robation ou l’acceptation d'un membre est näces- 
saire pour que la Barx]ue puisse agir, cette approbation ou 
acceptation est, sauf dans les cas visäs 4 l'articte 56 du präsent 
Accord, räputäe donnäe, 4 moins que ce membre ne präsente des 
objectiotrs dar^ un däiai raisonnable que la Battque a la facultä de 
fixer en notifiant le mernbre de la mesure envisagäe. 

Chapitre X 
Dispositions finales 

Articie 60 
SIgnature et däpöt 

1. Le präsent Accord däposä aupräs du Gouvernement de la 
Räpublique Frangaise (dänommä ci-apräs le «Däpositajre») res- 


npaeo MneHbi, xpeöyeTcn e cnyMae nioöoft nonpasKn, M3Me- 
Hntouteü nyHKT 4 crarbM 8 HacTonuiero CornaiueHnn. 

Ecnti co6nK>AeHbi TpeöoeaHMn no cornacoeaHMio nioöoü laKoü 
npeflnoxreHHoü nonpasKM, to BaHK noflTeepxqqaeT 3 tot ipaKT, 
Hanpaennn orpMqvianbHoe MaeeixteHMe bcom M/ieHaM. 

3. rionpaBKM BcrynaiOT e cnny fl/w acex sneHoo Mepes xp« (3) 
Mecnqa ot a^tw ocpMqManbHoro KaeeuteHMn, ynoMnayroro e 
nyHKTax 1 m 2 Hacrontqeit crarbM, xpoMe rex cnyMaea, KorAa 
Coeer ynpaanmoupot ycraHaariMBaeT KaKoA-iiMOo mhoA cpoK. 

CrarbM 57 

ToiiKOsaHMe m npHMeMmiMe 

1. i1io6oA Bonpoc TonKoeaHMM MnM npMMeHeHMM nonoxteMMA 
HacTOMutero CornaujeHMM, BoaHMKatoiitMü Mex^ty nio6bu» nneHOM 
M EaHKOM MnM Mex<Ay moObiMM sneHaMM BaHKa. nepeAaeroi wa 
peujeHMe Coeera AMpeiaopoe. Ecnn a Coeere Her AMpeiaopa 
cooTBercreyiouiero rpaxtAaHcrea, ro >4neH, oco6o sarpoHyrbiM 
paccMaipMBaeMbTM eonpocoM, Mweer npaeo Ha npRMoe npeA- 
craeMTenbCTBO na sacoAaHMM Coeera e xoAe raxoro paccMO- 
rpeHMM. OAHaxo npeAcrasMrenb raxoro sneHa ne MMeer npaea 
ranoca. Taxoe npaeo npeAPraeHrenbCTBa pernaneHrMpyeTcn 
CoeeroM ynpaenmouiMX. 

2. B iiK)6oM cnyMae, xoTAa Coeer Anpexropoe npMHMMaer 
xaxoe-nHöo petueHMe cornacHO nyHxry 1 HacronuteM crarbM, 
nxjöoM HneH Moxrer norpe6oaarb, MroOfai eonpoc 6bm BMHeceH 
Ha Coeer ynpaennKxqMX, peiueHMe xoroporo neriMercn oxoHMa- 
teiibHMM. Ao peujOHMM Coeera ynpaeiiMKXAMX Banx Moxcer e roA 
creneHM, e xaxoA oh cHMraer ero HeoOxoAMMhiM, AeAcreoearb 
Ha ocHoeaHMM peuieHMM Coeera Anpexropoe. 

CrarbM 58 

Ap6Hrpax( 

B c/iynae pasHornacMM MexiAy BaHxoM m xaKHM-jiMbo nne- 
HOM, xoTopwM nepecran öbirb MneHOw, mom uexrAy BaHxoM m 
xaxMM-nMbo nneHOM nocne npHHMTMM peiueHMR o6 oxOHHarenb- 
HOM npexpauteHMH onepaqMH BaHxa, raxxe pasHornacMM nepe- 
AatorcM Ha peuieHMe rpereAcxoro cyAa ms rpex (3) apOHrpoe, 
OAMH M3 xoropbix HasHaHaercM BaHxoM, APyolt cooreercreyio- 
UtMM H/leHOM M/IM CblBUJMM H/ieHOM, 8 rpOTHM, eCnH CTOpOHbl HO 
npMAyr x HHOMy cornaujeHMio, FIpeAceAareneM MextAynapoA- 
Horo CyAa m/im xaxMM-/iM6o mhum opraHOM, ycraHOB/ieHHUM 
npaBMnaMM, npMHMrwMM Cobbtom ynpaB/iMKxqHx. ApÖMrpbi npx- 
HMMax/r peuieHMe OonbuiMHcreoM ronocoe, m npMHMroe mmm 
peuieHMe MennercM oxoHMare/ibHbiM h oOMsare/ibHbiM atim cto- 
poH. TpeTMM apOxTp byAer HMerb ece rx>/iHOMoMMM ahm ypery- 
nMpoeaHMM ecex npoqeAyfxibix eonpoooe e nxiÖOM cnyMae, 
KOTAa y cropoH eosHMxaior pasHornacMM e aroM OTHOuieHMM. 

CrarbM 59 

npeAnonaraoMoe OAObpeHMe 

Bo ecex cnyHanx, xoTAa rpeOyercM OAOdpeHMe m/im cor/iacne 
xaxoro-/iM6o M/iena Ann roro, Mroöw Banx mot npieAnpMHnrb 
xaxoe-nMbo aoActbmo. sa McxnioMeHMeM AoAcrBMA no crarbe 56 
Hacronmero Cor/iauieHMR, npeAnonaraercM, sro OAo6peHMe xnM 
cornacMe asho. ec/iM miOH He npeAcraeMr eospaxreHMM e rene- 
HMe pasyMHoro nepnoAa epeMeHM, xoropuA Moxter Ourb onpe- 
Ae/WH ^HXOM npM MseeineHMM M/ieHa o npOAnaraeMOM aoAct- 
bmm. 

r/iaea X 

SaicnioMMTe/ibHbie no/iox<eHMn 

CrarbM 60 

rioAnMcaHMe m A^noHMpoeaHMe 

1. Hacrontqee Cor/iauieHMe, A^noHMpoeaHHoe y npaoM- 
re/ibCTBa OpaHqyscxoM pecny6/iMXM (Aanee MMeHyeMoro 
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terlegt wird, liegt bis zum 31. Dezember 1990 für die in Anlage A 
genannten voraussichtrichen Mitglieder zur Unterzeichnung auf. 

(2) Der Verwahrer übennittelt allen Unterzeichnern beglaubigte 
Abschriften dieses Übereinkommens. 

Artikel 61 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung «kjrch die Unterzeichner. Oie Ratifikatiocis-, 
Arvtahme- oder GenehmigungsuikurKlen werden vorbehaltRch 
des Absatzes 2 bis zum 31. Mftrz 1991 beim Verwahrer Nnterlegt 
Der Verwahrer ixxtifiziefl den anderen Unterzeichnem jede Hinter- 
iegurrg utkI deren Zertpunkt 

(2) Jeder Unterzeichner kann Vertragspartei werden, «Kiem er 
bis zian Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten rfieses Überein¬ 
kommens oder, falls erforderlich, bis zu emem von einer Mehrheit 
der Gouvenwure, die eme Mehrheit der GesamtstimmeruaN der 
Mitglieder vertreten, beschlossenen spateren ZeMpurtid eitte Rali- 
fikations-, Anrtahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegL 


(3) Ein Unterzeichner, dessen in Absatz 1 gerrannte Urkurrde 
vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommer\s hinter¬ 
legt worden ist, vrird an diesem Tag Mitglied der Bank. Jeder 
andere Unterzeichner, der den Bestimmungen des Absatzes 2 
entspricht, wird an dem Tag Mitglied der Bank, an dem seirw 
Ratifikations-, Anrutiune- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt 
wird. 


Artikel 62 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft, wenn Unterzeichner, 
deren Erstzeichnungen mindestens zwei Drittel der Gesamtzeich¬ 
nungen rrach Arrlage A ausmachen, darunter mindesterts zwei in 
Anlage A aufgefOhrte mittel- und osteuropäische Lander, ihre 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsuriainden hinterlegt 
haben. 

(2) Ist dieses Übereinkommen bis zum 31. MArz 1991 nicht in 
Kraft getreten, so kann der Verwahrer eine Konferer« der betrof¬ 
fenen voraussichtlichen Mitglieder anberaumen, die das weitere 
Vorgehen bestimmt urxl eine neue Frist für die Hinteriegurtg der 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden festlegt. 


Artikel 63 

Eröffnungssitzung und Aufnahme 
der GeschaftsUMigkett 

(1) Sobald dieses Übereinkommen nach Artikel 62 in Kraft tritt, 
ernennt jedes Mitglied eirren Gouverneur. Der Venwahrer beraumt 
birtnen sechzig (60) Tagen nach Inkrafttreten dieses Überein- 
kommerts gemäS Arttirel 62 oder so bald wie möglich danach die 
erste Sitzung des Gouvemeursrats an. 


(2) Auf seiner ersten Sitzung 
0 wählt der Gouvemeursrat den Präsidenten; 

ii) wähK der Gouvemeursrat die Direktoren der Bank nach 
Artikel 26; 

iii) trifft der Gouvemeursrat Vorkehrungen für die Festlegung 
des Zeitpunkts, zu dem die Bank ihre Geschäftstätigkeit 
aufnimmt; 


remain open until 31 December 1990 for signature by the pros- 
pecfive members whose names are set forth in Annex A to this 
Agreement. 

2. The Depository shall communicate certified copies of this 
Agreement to all the Signatories. 

Aiticle 61 

Ratification, acceptance or approval 

1. The Agreement shall be subject to rattfication, acceptance or 
approval by the Signatories. Instruments of ratiTication, aocept- 
anoe or approval shaH, subject to paragraph 2 of this Artide, be 
deposked with the Depository not later than 31 March 1991. The 
Depository shaH duly rvjtify the other Signatories of each deposit 
artd the date thereof. 

2. Atty Sigrtatory may become a party to this Agreement by 
depositing an htstnintent of rattfication, acceptance or approval 
urttil one year after the date of Hs entry into force or, if necessary, 
until such later date as may be dectded by a majority of Gover¬ 
nors. rapresenting a majoÄy of the total voting power of the 
members. 


3. A Signatory whose Instrument referred to in paragraph 1 of 
this Artide is deposited before the date on which this Agreement 
erSers into force ShaH beoome a member of the Bank on that date. 
Arty other Signatory which compHes with the provisions of the 
preceding paragraph shaH beoome a member of the Bartk on the 
date on vrhich Hs Instrument of ratification, acceptance or approval 
is deposHed. 


Artide 62 
Entry Into force 

1. This Agreement shaR enter into force when instruntents of 
ratification, acceptaix» or approval have been deposHed by Sig¬ 
natories whose inttial subscriplions represent not less than two 
thirds of the total subscriptions set forth in Annex A, induding at 
least two countries from Central arKt Eastem Europe listed in 
Annex A. 

2. n this Agreement has not entered into force by 31 March 
1991, the Depository may convene a Conference of interested 
prospective members to detennine the futurexxjurse of action and 
deckte a new date by which Instruments of ratification, acceptemce 
or approval shaR be deposHed. 


Artkle 63 

Inaugural meeting and commencement of operatlona 

1. As soon as this Agreement enters into force under Artide 62 
of this AgreemenL each member shall appoint a Governor. The 
DeposHory shaH call the first meeting of the Board of Governors 
wHhin sixty (60) days of entry into force of this Agreement under 
Artide 62 or as soon as possible thereafter. 

2. At Hs first meeting, the Board of Governors; 

(i) shall eied the President; 

(H) shall eIed the Directors of the Bank in accordance with 
Artide 26 of this Agreement; 

(iii) shali make arrangements for determining the date of the 
commencement of the Bank’s operations; and 
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tera ouvert ä la signature de tous les membres fXJtentiels önu- 
m6r6s ä l'annexe A du präsent Accord jusqu'au 31 d6cembre 
1990. 

2. Le D^positaire remettra ä tous les signataires des copies 
certifiöes conformes du präsent Accord. 


Artlde 61 

Ratification, acceptatlon ou approbatlon 

1. Le prösent Accord est soumis 4 la ratification, ä l'acceptation 
ou ä l'approbation des signataires. Les instruments de ratification, 
d'acceptation ou d'approbation sonL sous röserve des disposi- 
tions du paragraphe 2 du prdsent artide, d4pos4s auprte du 
ctöpositaire le 31 mars 1991 au plus tard. Le d^positaire informe 
dOment les autres signataires du d4pöt de chaque Instrument et 
de la date de ce d4pöt. 

2. Tout signataire peut devenir partie au präsent Accord en 
däposant un Instrument de ratification, d'acceptation ou d'appro¬ 
bation dans un däiai d'un an apräs la date de son enträe en 
vigueur ou, si besoin esL jusqu'4 urte date ultärieure arrätde par 
une majoritä des gouvemeuts, reprdsentant la majoritä du rKxn- 
bre total des voix attribuäes aux membres. 


3. Un sigrrataire qui depose un des instruments visäs au para¬ 
graphe 1 du präsent artide avant la date d'enträe en vigueur du 
präsent Accord devient membre de la Banque 4 oette date. Tout 
autre signataire qui se conforme aux dispositions du paragraphe 2 
devient membre de la Banque 4 la date 4 laquelle son Instrument 
de ratification, d'acceptation ou d'approbation est däposä. 

Artide 62 
Entree en vigueur 

1. Le präsent Accord entre en vigueur lorsque des signataires 
dont les souscriptions initiales repräsentent deux tiers au moins 
de l’ensemble des souscriptions telles qu'elles sont fixäes dans 
l'annexe A, et comprenant au moins deux pays d'Europe centrale 
et orientale änumäräs 4 l'Annexe A ont däposä leur Instrument de 
ratification, d'acceptation ou d'approbation. 

2. Si, au 31 mars 1991, le präsent Accord n'est pas enträ en 
vigueur, le däpositaire peut räunir les membres potentiels intä- 
ressäs pour decider de la conduite 4 adopter et fixer une nouvelle 
date limite de däpöt des instruments de ratification, d'acceptation 
ou d'approbation. 

Artide 63 

Säance Inaugurale et commencement des opäratlons 

1. Däs l'enträe en vigueur du präsent Accord, conformäment 
aux dispositions de son artide 62, chaque membre nomme un 
gouvemeur. Le däpositaire, conformäment aux dispositions du 
mäme artide, convoque la premiäre räunion du Conseil des 
gouvemeurs dans les soixante (60) jours qui suivent l'enträe en 
vigueur du präsent Accord ou 4 une date ultärieure la plus proche 
possible. 

2. A sa premiäre räunion, le Cortseil des gouvemeurs: 

(!) älit le Präsident; 

(ii) älit les administrateurs de la Banque conformäment aux 
dispositions de l'article 26 du präsent Accord; 

(iii) prend des dispositions pennettant de däterminer la date 4 
laquelle la Banque commencera ses opäratlons; et 


„flefX53MTapMM“), ocTaerca OTKpbiTWM fip 31 fleKaöpn 1990 rofla 
ffptt no/tnHcaHMfl npeqnonaraeMbiMM nneHaMM, nepewMcneH- 
HbiMH B npünoxreHHM A k uacToau^eMy CornauieHuio. 

2. AehoSMTapMä nepe/taer sasepeHHue koomh Hacronuiero 
CornauieHua bccm no^niicaBuiMM ero cropoHaM. 


CraTbii 61 

PanntiMKauim, npMHimie miM o/fobpeHMe 

1 . CoriwiueHMe noAfwxofT parMdNticaitMM, npMHrrrMio hum oao- 
dpeHMO nqAnMcaaujMMM ero cropoHaMM. AoKyMeHTu o paTM^M- 
Kaipm, npHHHTMM MnM ofloOpeHMM, npM ycnoBMH coOniQAeHMa 
nyHKTa 2 HacroauteA crarbM /tenoHMpyioTCfl y AenosHTapHa He 
nosAHee 31 Mapra 1991 r. ÄonosHrapuM AoruKHUM oOpaaoM 
yaeAOMnaeT o KaxtAOM A^rwHMpoBaHMM m ero A^'''^ APyae 
noAnHcaBUJue cropoHbi. 

2. Aio6aH noAhMcaeuiaa CTopoHa Moxrer crarb cropoHOä b 
CornauieHHM nyreM AenoHMpoeaHHa AOKyMeHra o ero paxHcpH- 
KaqHM, npHMBTHM HOM OAOöpeHMM He noaAHee, Heu nepea oahh 
roA c A^Tbi ero BcrytineHMa b CM/iy mhm, b cnyMae hsoOxoammo- 
CTM, He noaAHee tbkoA tenee noaAneA piOThi, KOTOpaa moxcot 
öfaiTiionpeAefieHa donbuiMHCTBOM ynpaB/iaioutMx, npeAcraanaio- 
u(Mx do/ibuiMHCTBO OT oOutero KonvNecTBa ronocos, na Koropoe 
HMeioT npaeo M/ieHbi. 

3. noAnMcaeuiaa CTOpoHa, AOxyMeHT KOTopoä, ynoMaHyruA b 
nyHKTe 1 HacToniqeä craibM, A^riOHapoBaH pp AS'rbi BCTy- 
nneHMa CornaiueHMa b CMny, craHoeMTca sneHOM BaHKa 
HaHMHaa c aroA AS'rbi. /1io6an ppyras* noAnMcaauiaa cropoHa,. 
KOTopaa yAOBneTBopner nonoxreHHaM npeAUAyutero nyHicra, 
craHOBHTca nneHOM BaHKa c A^Tbi A^noHMpoBaHMa AOKyMenra 
O paTHd^HKaUHH, npMHBTMM Hnn OA 06 peHMH. 

CraTba 62 
BcTynneHHe b CHny 

1. HacToautee CornaujeHHe BCTynaex b cnny, KorAa poicy- 
MeHTbi o ero paTH^xiKaLiHii, npMHaTHH m/im OAobpeHHH öypyr 
AenoHHpoBaHbi noAnHcaBiuHMH cropoHaMM, Hba nepeoHa- 
HanbHaa noAnncKa npeACTaenaeT He Menee AByx rpereA ot 
o6u|eA noAnacKH, ycraHOB/ieHHoA b npiinox<eHHii A BKmoHaa no 
KpaAneA Mepe abo crpaHu l4eHTpeuibHoA h BoctomhoA Eeponbi, 
nepeMHcneHHbie b npHnox<eHHM A. 

2. Ecjim HacToautee CornaujeHHe ne BCTynar b cany k 31 
Mapra 1991 r., ABnosHTapHä Moxrer coaeaTb KOHCpepeHUHio 
saHHTepecoeaHHbix npeAnonaraeMbix nneHOB Ana Toro, htoOw 
onpeAenHTb OyAyutMA nopaAOK AeAcrsHA nnH npHnarb peujeHHe 
o HoeoM KpaAneM cpoxe ABnoHMpoBanna AOKyMenroB o parn- 
(pHKailHH, npHHaTHH HnH OAOOpeHHH. 


CraTba 63 

BcrynMTenbHoe aaceASHMe h HBsano ABarenbHOCTM 

1. Kax TonbKO Hacroamee CornaujeHHe BCTynar b cnny 
cornacHO craibe 62 nacroautero CornaujeHna, KaxcAbiA snen 
HaanaMMT ynpaanaioutero. AonoaMrapHA coabieaer nepaoe aace- 
ABHHe CoBera ynpaanaKxqMx b reneHMe ujecTMAecaTM (60) ahoA 
nocne BcrynneMMa b cnny Hacroautero CornaiueHMa b coot- 
BeTCTBMM CO crarbeA 62 nnu b önHXcaäujHA BOSMoxcHbiA cpoK 
nocne aroro. 

2. Ha CBoeM nepiBOM aaceAaHHM Coeer ynpaanaioutMx; 

(i) HaOMpaer npeaMABHTa; 

(ii) HaOHpaer AHpeKTopoe BaHKa b cooTBercTBHH co crarbeA 
26 HacToautero CornaujeHHa; 

(iii) npHHHMaer Mepibi Ana onpeAeneHMa cpoKa nanana 
AearenbHOCTM Banxa; m 
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iv) trifft der Gouvemeursrat sonstige Vorkehrungen, die ihm zur 
Vorbereitung der Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Bank 
erforderlich erscheinen. 

(3) Die Bank notifiziert ihren Mitgliedern den Zeitpunkt der 
Aufnahme ihrer Geschäftstätigkeit. 


Geschehen zu Paris am 29. Mai 1990 in einer Urschrift, deren 
deutscher, engflscher, französischer und russischer Worliaut giei- 
chermaSen verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv des Ver* 
wahrers hinterlegt; dieser Obermittett allen anderen bi Anlage A 
genannten voraussichtfichen MitgHedem beglaubigta Abschriften. 


(iv) shall make such other arrangements as appear to it neces- 
sary to prepare for the commencement of the Bank's opera- 
tions. 

3. The Bank shall notify its members of the date of commence¬ 
ment of its operations. 


Done at Paris on 29 May 1990 bi a single original, whose 
Englsh, French, German and Russian texts are equaily authentic, 
which shal be deposiied bi the archives of the Depository which 
shal Iranstnit a duly certMed copy Io each of the other prospective 
members whose names are set forth bi Annex A. 
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(iv) prend toutes autres dispositions utiles pour pröparer le com- 
mencement des opöralions de la Banque. 

3. La Banque notifie aux membres la date ä laquelle eile 
commencera ses op6rations. 


Fait a Paris, le 29 mai 1990, en un seul exemplaire original, dont 
les versions en langues allemarKlei angiaise, frangaise et russe 
font agalement foi, et daposö dans les arcNves du cMpositaire qui 
en transmet des copies certifiaes conformes & lous les membres 
potentiels anum4rös ä l'annexe A du präsent Acoord. 


(iv) npMHMMaeT TaKvre MHbie Mepu, KOTopue euy npe^CTae- 
nsioTCfl HeoOxoAHMbiMM find noflroTOBKM HSMana onepaqnM 
BaHKa. 

3. BaHK yeeAOM/ineT ceonx M/ieHoe o ^are Hasana ceoMx 
onepaiinü. 


CoeepuieHo a flaptOKe 29 Man 1990 rpAa ■ dA*<*<CTBeHHOM 
aKseMTinnpe, tskct Koroporo Ha aHrnMAcKOM, HeMeqKOM, pyoc- 
KOM M (t>paHi(yscKOM fisfaiKax HMoer OAMHaKDeyio CHfiy m moto- 
PmA noiflne>KMTflenoHMpoeaHMioBapxMBa x /ieno3i«Tapiw, koto- 
pwA nepPAacT AomrcHbiM oOpasoM sasepeHHyK) KOTMio KaiKfloiMy 
M3 APy*^ npeAnonaraeMbix MnoHoe, nepeHMcncwHfaoc a npM- 
noxreHMM A k HacroruqeMy CornaiueHMio. 
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Anlage A 


Annex A 


Erstzeichnungen auf das genehmigte StammkapHai durch Initial subscriptions to the authorized Capital stock for 
voraussichtliche Mitglieder, die nach Artikel 61 Mitglieder prospecüve members «vhich may become members in 
werden kOnnen accordance with Article 61 


A 


B 


C 


- Europäische Genwirrschaften 

a) 

Artzahl der 
Anteile 

Zeichnungen 
auf das 
Kapital 

in Millionen 
ECU 

A - European Communities 

a) 

Number 
of Shares 

Capital 

Sub¬ 

scription 

in million 
ECUs 

Belgien 

22 800 

228,00 

Belgium 

22,800 

228.00 

Dänemark 

12000 

120,00 

Denntark 

12,000 

120.00 

Bundesrepublik Deutschland 

85 175 

851,75 

France 

85,175 

851.75 

Frankreich 

85175 

851,75 

Germany, Federal Republic of 

85,175 

851.75 

Griechenland 

6 500 

65,00 

Greece 

6,500 

65.00 

Irieuid 

3000 

30,00 

Ireland 

3,000 

30.00 

Italien 

85175 

851.75 

Italy 

85,175 

851.75 

Luxemburg 

2 000 

20,00 

Luxembourg 

2,000 

20.00 

Niederlande 

24 800 

248,00 

Netherlands 

24,800 

248.00 

Portugal 

4 200 

42,00 

Portugal 

4,200 

42.00 

Spanien 

34 000 

340,00 

Sprain 

34,000 

340.00 

Vereinigtes Königreich 

b) 

Europäische Wirtschafts¬ 

85175 

851,75 

United Kingdom 

b) 

European Ecortomic 

85,175 

851.75 

gemeinschaft 

30 000 

300,00 

Community 

30.000 

300.00 

Europäische Investitionsbank 

30 000 

300,00 

European Investment Bank 

30.000 

300.00 


- Sonstige europäische Länder 



B - Other European countries 



Finnland 

12 500 

125,00 

Austria 

22.800 

228.00 

Island 

1 000 

10,00 

Cyprus 

1,000 

10.00 

Israel 

6 500 

65,00 

Finland 

12,500 

125.00 

Liechtenstein 

200 

2.00 

Iceland 

1,000 

10.00 

Malta 

100 

1,00 

Israel 

6,500 

65.00 

Norwegen 

12500 

125,00 

Liechtenstein 

200 

2.00 

Österreich 

22 800 

228,00 

Malta 

100 

1.00 

Schweden 

22 800 

228,00 

Norway 

12,500 

125.00 

Schweiz 

22 800 

228,00 

Sweden 

22,800 

228.00 

Türkei 

11 500 

115,00 

SwiUertand 

22.800 

228.00 

Zypern 

1 000 

10,00 

Turkey 

11,500 

115.00 

- Empfängeiiänder 



C - Redpient countries 



Bulgarien 

7900 

79,00 

Bulgaria 

7,900 

79.00 

Deutsche Demokratische 



Czechoslovakia 

12,800 

128.00 

Republik 

15500 

155,00 

German Democratic 



Jugoslawien 

12 800 

128,00 

Republic 

15,500 

155.00 

Polen 

12 800 

128,00 

Hungary 

7,900 

79.00 

Rumänien 

4800 

48,00 

Poland 

12,800 

128.00 

Tschechoslowakei . 

12 800 

128,00 

Romania 

4,800 

48.00 

Ungarn 

7900 

79,00 

Union of Soviel Socialist 



Union der Sozialistischen 



Republics 

60,000 

600.00 

Sowjetrepubliken 

60 000 

600,00 

Yugoslavia 

12,800 

128.00 
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Annexe A ripmioxceHMe A 


Souscriptions initiales au Capital social autorisö, pour les 

flepBOHaManbHan noARMCKa Ha paspetueHHbiA k sbinycKy 

mentbres potentiels susceptibles de devenir 

mentbres 

aiopiOHepHbiA Kannran npeAnonaraeMfaix MneHoa, 

conformdment aux dispositions de l’artide 61 

KOTopbie Moryr cran. sneHaMM b cooTBeTCTBMM co cra- 





TbeA 61, 

Ko/ih- 

KanMTan, Ha 


Nombre 

Sou¬ 



MeCTBO 

KOTOpblA 


d'actions 

scription 



aKUHM 

Moxter ObiTb 



au Capital 



npoMaBe^eHa 



(en mil- 




no^MCKa 



Kons 



(B MM/UIMOHaX 



d’Ecus) 




3KiO) 

A - Convnunautds europdennes 



A 

- EaponeAcKMe oooOutecTBa 


a) 




a) 



Rdpublique Fdddrale 




BenbTvm 

22.800 

228,00 

d'AIIemagne 

85 175 

851.75 


rpequst 

6.500 

65,00 

Belgique 

22 800 

228,00 


Aanan 

12.000 

120,00 

Dänemark 

12000 

120,00 


iripnaHAMn 

3.000 

30,00 

Espagne 

34 000 

340,00 


IdcnaHHit 

34.000 

340,00 

France 

85175 

851,75 


MTa/iMa 

85.175 

851,75 

Grdce 

6 500 

65,00 


/liOKceMOypr 

2.000 

20,00 

liieinde 

3 000 

30,00 


H»vqapnaHAbi 

24.800 

248,00 

Italic 

85 175 

851,75 


nopiyranMA 

4.200 

42,00 

Luxembourg 

2 000 

20,00 


CoeA^HeHHoe KoponeBcrao 

85.175 

851,75 

Pays-Bas 

24 800 

248.00 


<be/tepaTHBHae Pecny6/iMKa 



Portugal 

4 200 

42,00 


fepMaHMn 

85.175 

851,75 

Royaume-Uni 

85 175 

851,75 


OpaHqMS 

85.175 

851,75 

b) 




b) 



Communautd dconomique 




EaponetiCKMM MHBeCTMqMOHHbIM 



europdenne 

30 000 

300,00 


6 aHK 

30.000 

300,00 

Banque europdenne 




EBponeücKoe aKOHOMMseCKOe 



d ’investissement 

30 000 

300,00 


cooöiqecTBo 

30.000 

300,00 

B - Autres ptays europdens 



B 

- Apyrtte eeponeMCKne crpaHM 



Autriche 

22 800 

228,00 


AacTpMfl 

-22.800 

228.00 

Chypre 

1 000 

10,00 


IdapaMiib 

6.500 

65,00 

Finlande 

12 500 

125,00 


McnaH/tMS 

1.000 

10,00 

Islande 

1 000 

10.00 


Kanp 

1.000 

10,00 

Isradl 

6 500 

65,00 


/iMXTeHurreüH 

200 

2,00 

Liechtenstein 

200 

2,00 


Ma/ibra 

100 

1,00 

Malte 

100 

1,00 


HopeeriM 

12.500 

125,00 

Norvdge 

12 500 

125,00 


TypMMfl 

11.500 

115,00 

Sudde 

22 800 

228.00 


d>MHnnHAMa 

12.500 

125,00 

Suisse 

22 800 

228,00 


lilBeMqapMn 

22.800 

228,00 

Turquie 

11 500 

115,00 


lUBeqtta 

22.800 

228,00 

C - Pays bdndficiaires 



C 

- CrpaHW-nonyMaTeriH 



Bulgarie 

7 900 

79,00 


SonrapMB 

7.900 

79,00 

Rdpublique Ddmocratique 




BeHrpun 

7.900 

79,00 

d'AIIemagne 

15 500 

155,00 


repMaHCKaa AaMCKpaTHHectcan 



Hongrie 

7 900 

79,00 


PecnyönMKa 

15.500 

155,00 

Pologne 

12 800 

128,00 


Ronbuia 

12.800 

128.00 

Roumanie 

4 800 

48,00 


PyMbIHMn 

4.800 

48,00 

Tchecoslovaquie 

12 800 

128,00 


CoKa CoeeTCKMx 



Union des Rdpubliques 




CoqManHCTMHecKvix 



Socialistes et Sovidtiques 

60 000 

600,00 


PecnyönMK 

60.000 

600,00 

Yougoslavie 

12 800 

128,00 


MexocnoeaKMn 

12.800 

128,00 





KDrocnaettn 

12.800 

128,00 
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Anzahl der 

Zeichnungen 



Number 

Capital 


Anteile 

aut das 



of Shares 

Sub¬ 



Kapital 




scription 



in Millionen 




in million 



ECU 




ECUs 

D - Nichteuropäische Länder 



D 

- Non-European oountries 



Ägypten 

1 000 

10,00 


AustraTia 

10,000 

100.00 

Australien 

10000 

100,00 


Canada 

34,000 

,340.00 

Japan 

85175 

851,75 


Egypt 

1,000 

10.00 

Karuida 

34 000 

340,00 


Japan 

85,175 

851.75 

Republik Korea 

6 500 

65,00 


Korea, Repubfic of 

6,500 

65.00 

Marokko 

1 000 

10,00 


Mexico 

3,000 

30.00 

Mexiko 

3000 

30,00 


Morocoo 

1,000 

10.00 

Neuseeland 

1 000 

10,00 


New Zealand 

1,000 

10.00 

Vereinigte Staaten 




United States 



von Amerika 

100 000 

1 000,00 


of America 

100,000 

1,000.00 

E - Nicht zugewiesene Anteile 

125 

1.25 

E 

- Non allocated shares 

125 

1.25 

Insgesamt 

1 000 000 

10 000,00 


Total 

1,000,000 

10,000.00 


n Die wm il ch l » c h « nM >Blid»r lind nur lllrdteZiiii»clMdb>««(ib»i»lnfconw>«n»>< 
den oben genanrden Kategorien eulgeKkhrt Oie Empttngeriftnder teente n eonat in 
dieeem Übereinfconvnen ^ mlnet- und orteuropiiecrie Under bexeichnot 


O mmto t n ere laed under »e ttoonM ce tegorie e onty far »e purpoee of 

tfiie AgieemenL RedpienI oouniriee er« relaned to elseiwbefe in th« Agreement es 
Central and Eaatem Ciropeen oouniries. 
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Nombre 

Sou¬ 



Konn- 

Kanuian, Ha 



d’actions 

scription 



MeCTBO 

KOTOpWM 




au Capital 




MojKer ObiTb 




(en mil- 



nponasefleHa 




tions 




no/^HHCKa 




d'Ecus) 



(b MannMOHax 








3KIO) 

0 

- Pays non europ^ens 



0 

- HeeeponefiCKMe crpaHbi 




Australie 

10 000 

100,0 


AecrpanMn 

10.000 

100,00 


Canada 

34 000 

340,00 


EnineT 

1.000 

10,00 


RdpubUque de Corte 

6500 

65,00 


KanaAa 

34.000 

340,00 


Egypte 

1 000 

10,00 


KopeAcKan pecnyOnMKa 

6.500 

65,00 


Etats-Unis 

100000 

1 000,00 


MapoKKO 

1.000 

10,00 


Japon 

65175 

851.75 


MeKCMica 

3.000 

30,00 


Maroc 

1 000 

10,00 


Hoean SenaiWMa 

1.000 

10,00 


Mexique 

3 000 

30,00 


CoeAMHeHHfaie lUraTbi 




Nouvelle-Z^lande 

1 000 

10,00 


AMepMKM 

100.000 

1.000,00 






RnOHHH 

85.175 

851,75 

E 

- Actions non aüoutes 

125 

1,25 

E 

- HepacnpeAeneHHbie aioiMii 

125 

1,25 


Total 

1 000 000 

10000,00 


Mtoto 

1.000.000 

1.0000,00 


n Li nrnmbr m ponnlili loni <tmt» dm Im oM gorim v t it n d-d» n i n «iclu«t- 
vwnanil aux Ans du pid»« n l Aooord. Dan» laa aulraa dispoaltiona du pidMnl Acoord. Im 
pays MoMdairea (guranl aoua la noni da paya d'Europa oanaala a( oriaiaala. 


(*) ripainnonaraaaaaa «uiaiaa napdaic n aim no aaaiiayiraiaiaaai KararapMw To/iwao 
An« i«aiw iia rro «m« ro Cornaiiiatam. CrpaMbt-nonyHaTent a MacroauiaM CornauiaHMM 
«Ma u yoTC« crpauau« (Jampa/iaHaa a Boctohmo« Eaponu. 
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Anlage B 

Abschnitt A - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, die 
Belgien, Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, KaKen, Luxemburg, (fie ^fiedertartde, Portu¬ 
gal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische Wirt¬ 
schaftsgemeinschaft urtd die Europäische InvestWortsbartk vertre¬ 
ten Ont folgenden als .Gouverrteure des Abschnitts A* bezeich¬ 
net). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts firtden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendurtg. 

(2) Die Kancfidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts A benannt, wobei jeder Gouverneur 
nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren erfolgt 
durc^h die Gouverneure des Abschnitts A 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim¬ 
men, auf die das Mrtglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden dw 11 Persortert, 
welche die höchste StimmenzaM erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 4,S v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt A abgegeben werden können 
(berechtigte Stimmen). 

(5) VorbehaKtich des Absatzes 10 findet, vrenn im ersten Waht- 
gang keine 11 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat. ausscheidet es sei denn, es standen 
nicht mehr als 11 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgartg für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge¬ 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird. daB sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 5,5 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegeberten Stimmen artzunehmen ist daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 5,5 v. H. der 
berechtigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß 
diese 5,5 v. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschlie¬ 
ßen, der die höchste Stimmertzahl für den Betreffenden abgege¬ 
ben hat sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächst¬ 
höchste Stintmenzahl abgegeben hat und so fort bis 5,5 v. H. 
erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezäNt wer¬ 
den müssen, um die Gesamtstimmertzahl für ekte Person über 
4,5 V. H. aruuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 5.5 v. H. über¬ 
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgartg keine 11 Persorten 
gewählt so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschititt festgelegten Grurtdsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge statt, bis 11 Personen gewählt sind; jedoch 
kartn, wenn in irgertdeirtem Wahlgartg 10 Personen gewählt wer¬ 
den, die elfte ungeachtet des Absatzes 4 mit eirtfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto¬ 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts A zu wählen sind. 


Annex B 

Section A - Election of Directors by Governors representing 
Belgium, Denmark, France, the Federal Republic of Gemtany, 
Greece, Irelartd, Italy, Luxembourg, the Netherfartds, Portugal, 
Spain, the Urtited Kitigdom. ttte European Ecortomic Commurtity 
artd the European Investmertt Bank (hereinafter referred to as 
Section A Governors). 

1. The proviskxts set out below in this Section shall apply 
exdusively to this Section. 

2. Cartdidales for the oHice of Director shall be rtomirtated by 
Section A Governors, provided that a Governor may rtomirtate 
ortly orte person. The election of Directors shall be by bailot of 
Section A Governors. 

3. Each Governor eligibie to vote shall cast for orte person all of 
the votes to which the member appoirttirtg Nm or her is entitied 
urtder paragraphs 1 artd 2 of Artide 29 of this Agreement. 

4. Subject to Paragraph 10 et tttis Section, the 11 persona 
recaivirtg the highest number et votes shal be OiraclorB, except 
that no person who receives less than 4.5 per Cent of the total of 
the votes which can be cast (eligibie votes) in Section A shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 10 of this Section, H 11 persons are rtot 
elected on the first ballot. a seoottd bailot shall be held in which, 
unless there were no more than 11 carxfkfates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible lor election and in which there shall vote only: 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deented under paragraphs 6 arxf 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 5.5 per cent 
of the eligibie votes.. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
5.5 per Cent of the eligibie votes, the 5.5 per cent shall be deemed 
to include, first, the votes of the Governor Casting the largest 
number of votes for such person, then the votes of the Governor 
Casting the next largest number and so on, until 5.5 per cent is 
reached. 


7. Any Governor, pari of whose votes must be oounted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 4.5 per cent 
shall be considered as Casting all of Ns or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 5.5 
per Cent and shall not be eligibie to vote in a further ballot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, if, after the second 
balioL 11 persons have not been elected, further bailots shall be 
hekf in oonformity with the prirKiples and prooedures lakf down in 
this Section, until 11 persons have been elected, provided that, if 
at any stage 10 persorts are elected, rtotwühstanding the provi- 
sions of Paragraph 4 of this Section, the 11th may be elected by a 
simple majority of the remalNng votes casL 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section A Governors, the minimum and 
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Annexe B 

Section A - Election des administrateurs par les gouvemeurs 
representant la Röpubligue FMörale d'Alletnagne, la Beigigue, le 
Danetnaric. l'Espagne, la France, la Gröce, l'lrtande, l'ttalie, ie 
Luxembourg, les Pays-Bas, le Portugal, le Royaucne-UnL la Com- 
munaute Ecorxxniqua Europ6enne et la Barx|ue Euro pd anrw 
d'lnvestissement (d-aprte dörxxnmös gouvemeurs de la sec¬ 
tion A). 

1. Les dispositions d-aprös de la präsente Section s'appTiquent 
exdusivement ä cette Section. 

2. Les candidats au poste d’administrateur sont dteignös par 
les gouvemeurs de la Section A, dtant entendu qu'un gouvemeur 
ne peut dteigner qu'une seule persocvie. L'6lection des adminis¬ 
trateurs s'effectue par un vote des gouvemeurs de la Section A. 

3. Chacun des gouvemeurs admis ä voter accorde ä une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu'il repr^- 
sente au titre de rartide 29, paragraphes 1 et 2 du prfeent 
Accord. 

4. Sous r6serve de l'appBcadon du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, les 11 personnes quI recueiltent le plus grand 
nombre de voix sont 4lues administrateurs; toutefois, urre per¬ 
sonne ayant recueilli moins de 4,5 pour cent de l'ensenrble des 
vdx susceptibles d'6tre exprimöes (vdx inscrites) au titre de la 
Section A ne peut pas Otre r^putöe Olue. 

5. Sous röserve de l'appTtcation <1u paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, si 11 personrres ne sont pas Olues au Premier tour, 
il est procM4 ä un second tour <ians lequel, sauf s'il n'y avait pas 
plus de 11 candidats, la personrre qui a obtenu le plus petit 
nombre de voix au premier tour ne peut partidper au scrutin et 
seuls votent: 

a) les gouvemeurs qui ont votä au premier tour pour une 
personne rron 6 lue et 

b) les gouvemeurs dont les voix ^rnises 4 une personne 4iue 
sont r4put4es, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
präsente Section, avoir portä le txxnbre des vdx recueillies 
par cette personne au-dessus de 5,5 pour cent des vdx 
inscrites. 

6 . Pour däterminer si les vdx ämises par un gouvemeur sont 
räputäes avoir portä le total obtenU par une personne donnäe 4 
plus de 5,5 pour cent des vdx inscrites, les 5,5 pow cent sont 
räputäs comprendre, premiärement, les voix du gouvemeur qui a 
apportä le plus grand nombre de vdx 4 ladite personne, errsdte 
les vdx du gouvemeur qd en a apportä le rxxnbre immädiatement 
infärieur, et ainst de suite jusqu'4 oe que les 5,5 pour cent sdent 
atteints. 

7. Tout gouvemeur dont les vdx doivent 4tre partiellement 
comptäes pour porter le total obtenu par une persortne 4 plus de 
4,5 pxHJr Cent est räputä donner toutes ses vdx 4 ladite personne, 
mäme si le total des vdx obtenues par celle-d däpasse ainsi 5,5 
pour Cent et ne peut plus partidper 4 un autre scrutin. 


6. Sous räserve de l'application du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, si, apräs le second tour, il n'y a pas erxxxe 11 älus, 
il est procädä, suivant les tnämes prirKtpes et procädures däfinis 
dans la präsente Section, 4 des scrutins supplämentaires jusqu'4 
ce qu'il y ait 11 älus, sous räserve qu'4 tout moment apräs 
l'älection de 10 personnes, la oruiäme peut 6tre älue 4 la majoritä 
simple des vdx restantes, par därogation aux dispositions du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d'une augirientation ou d'une räduction du 
nombre des administrateurs 4 älire par les gouvemeurs de la 


ripMnojKeHMe B 

Paapen A - Bwöopbi AMpetcropoe ynpaarwKxuMMn, npeflcrae- 
iMKxqMMH BenbTMio, rpeipuo, /^mio, lIpnaHAMio, HcnaHMio, 
l^ranMo, i1»KceM6ypr, HHqepnaHAU, noprryranMio, CoeAMneH- 
Moe Koponeecreo, «beAepatMSHyio Pect^CiWKy FepMaHMn, 
rbpaHqMio, EaponellCKMA MHeecnaproHHbift teHK m EaponePcKoe 
atcoHOMMseCKoe coobutecrao (Aanee MMOHyeMbiMM ynpaartaio- 
lAMMM, ynoMflHyruMM a pa^ene A). 

1. nonoxceHHA, MarxMKeHHbie HWKe a 3T0m pasAene, npMMe- 

HAtOTCfl MCKmowMTenbHO K 3T0My pasAony. 

2. KaHAiW>'ni< na AommocTh AMpercropa npoAnaraiOTcn 
ynpaarmioiAHMM, yiXMMHyTbiMM a pa^A^rw A, npM ycnÖBHM, mto 
ynpaannioutM A Moxcer npeAnoxam» KaHAMAatypy Tonbtro OAHoro 
riMqa. Bbiöopsi A^P^Ktopoa npoBOAflTca nyreM ronoooaaHHS 
ynpaannioutHX, ynoMsrHyrbix a pasAene A. 

3. KaxcAt’iM ynpaanoKHAMA, MMeKXAMä npaao ronoca, OTAaer 
Bce ronoca, na KOTopbte cornacHO nyHiaaM 1 m 2 cratMi 29 
HacTOMqero CornaujeHMa MMeer npaao HasHasMauiMA ero Mnea, 
3a OAHO natjo. 

4. C yneroM nyHicra 10 HacTOMqero pasAWUt CHNraKncn 
K36paHHbiMM AMpercTopaMM 11 naq, rnnyMMBUMX HaMtSonuuee 
KonanecTBO ronocoa, oAHaxo naqo, iwnyMMBuiee Menee 4,5 
npoqeHTa ronocoa ot oöutoro KomMecraa ronocoa, Koropoe 
Moxrer buTb rxiAano (MMeKxqMXcn ronocoa) no paapeny A, ae 
Moxcer CMMTaTfacn MSÖpaHHMM. 

5. C yseroM nyHicra 10 HacToniqero pasApna. ecnM nocne 
nepeoro rypa roncxxiaaHiwi He yAanoca MaOpara 11 nnq, xpowe 
rex cnyMaea, KOfAa HMeercn He 6onee 11 KaiwiABToe, npoao- 
AHTcn BTopoM Typ ro/wcoaaHHfl, a KoropoM nHqo, mnyMHBwee 
HaHMeHbujee KonMnecTBO ronocoB b nepBOM Type, yMacTBOBaib 
He MoxceT M B KOTopoM ronocyioT TonsKo: 

a) ynpaennioiAHe, ronocOBasuiae b nepBOM rype sa naqo, 
KOTopoe He 6bino HaOpano, h 

b) ynpaenniouiHe, MbH roncx^a, OTAaHHbie sa KaKoe-naOo 
HsöpaHHoe naqo, cornacHo HHxcenpMBeABHHbiM nyHxraM 6 
M 7 Hacrronutero pasAena. rxisaoniviM A^HHOMy naqy 
coOpaTb bonee 5,5 npoqeHTa HMeioiqHXcn ronocoB. 

6. Hrobbi onpeAenHTb, nosBonana na oTAaHHbie ynpaBnnio- 
tqaM ronoca KaxoMy-nabo naqy cxibpaTb bonee 5,5 npoqeHTa 
HMeKxqaxcfl rorxxoB, ara 5,5 npoqeHTa noHMMatoTcn Kax 
BKmoMaKxqae, Bo-nepBbix, ronoca ynpaanaxxqero, OTAaBiuero 
Haabonbuiee KonaMecrao ronocoa sa raicoe naqo, sareM ronoca 
ynpaannioutero, KOTopwA naxcviarcn Ha aropoM wecre r» Kona- 
Hecray ronocoa, a rax flionee, annoTb fip APcnoKeHaa 5,5 
npoqeHTa. 

7. /lioboA ynpaannKxqaA, nacTb rorracoa KOToporo Aonxcna 
npaHHMaTbcn a pacMer c tbm, srobiii obu^ee KonaMecrao 
ronocoB, oTAaHHoe sa xaKoe-nabo naqo npeauuiano 4,5 npo¬ 
qeHTa, paccMarpaBaeTcn xaK OTAaaujaA yxasaHHOMy naqy Bce 
ceoa ronoca, Aa^^e ecna obu^ee KonaMecrao ro/KXX)B, OTAaHHoe 
sa Taxoe naqo, npa 3 tom npesbicaT 5,5 npoqenra, a Taxoä 
ynpaBnnioiqaä He Moxcer yMacTBoearb a rxxaieAytoiqax rypax 
ronocoBanan. 

8. C yMBTOM nyHKTa 10 Hacronutero pasAena. ecna rxxjne 
BTOporo Typa rorxxxMaHan 11 naq aabparb ae yAanocb, npo- 
BOAHTcn nocneAyxxqae rypu ronoooeaHan a cooTBercTBaa c 
npanqanaMa a npoqeAypaMa, yicasaHHbiMa a HacroaiqeM pas- 
Aene, pp asbpaHaa 11 naq npa ycnoeaa, mto ecna Ha xaKou- 
nabo 3Tane asbpaHO 10 naq, to HesaaacaMo ot nonoxcenaA 
nyHKTa 4 nacTonuiero pasAena OAaHHaAqaroe naqo Moxcer 
bbiTb asbpaHO npocTbiM bonbuiHHcraoM ocTaBiiiHX(;fl ronocoa. 

9. B cnyMae yBenaMenan ana yMOHbUieHan Macna A^peKTopoB, 
noAhexcau^ax asbpanaio ynpaanmoufaMa, yrKxaflHyrbiMa b pas- 
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werden die in den Absätzen 4, 5,6 und 7 genannten Mirtdest- und 
Höchsthundertsätze vom Gouvemeursrat entsprechend ange¬ 
paßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Antea am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich¬ 
nungskapital mehr als 2.4 v. H. beträgt, keine RaliNratiorts-. 
Genehmigungs- oder Anttahmeurkunde hinlertagt hat, wird für 
<Hesen Unteraeichner beziehungsvreise ttose Unteczeichnar- 
gruppe kein Direktor gewähIL Der oder die Gouverneure, <fie 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unteaeichner- 
gruppe Vertreter^ wählen einen Direklor fOr jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichrwrgruppe, sobald sie Mitgfieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angh^sehen, als sei er rtach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouveme u r s rat auf sairMr Eröffnungs¬ 
sitzung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des 
ersten Direktoriums gewählt wird. 


Abschnitt B - Wahl der Direktoren durch die Gouverneure, die 
andere Länder vertreten 

Abschnitt BQ- Wahl von DIraktoren durch (äs Gouverneure, 
welche die in Airtage A als mitlsl- und osteuropäische Länder 
aufgelührten Länder (Empfängertänder) vertreten (im iolgertden 
als Gouverneure des Abschnitts B i*) bezeichnet). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts firKien nur auf diesen 
Abschnitt Anwervlung. 

(2) Die Kandidaten fOr das Amt eines Direktors werden von den 
Gourromeuren des Abschnitts B i) berrannL wobei jeder Gouver¬ 
neur nur eirre Person bertennen darf. Die Wahl rler Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B i). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim¬ 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch haL für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 12 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt B i) abgegeben werden kön¬ 
nen (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, werwi im ersten Wahl¬ 
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
StimmenzaN erhalten haL ausscheideL es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Karyfidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die kn ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge¬ 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 13 v. H. der berechtigten Stimmen angeht^n 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzuttehmen isL daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eirte Persern auf Ober 13 v. H. der berech¬ 
tigten Stimmen angehoben haberL wird angenommen, daS räese 
13 V. H. zurtächst die Stimmen des Gouverneurs einschlieSen, 
der die höchste StimmenzaN für. den Betreffenden abgegeben 
haL sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die rtächst- 

' höchste StimmenzaN abgegeben haL und so forL Ns 13 v. H. 
erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer¬ 
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
12 V. H. anzuheben, wird so artgesehen, als habe er alle seirte 


meucimum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 of 
this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So lortg as any Signatory, or group of Signatories, whose 
Share of the total amcxjnt of (»pital subscriptiorts provided in 
Annex A is more than 2.4 per oenL has not depoeited Hs Instru¬ 
ment or Iheir instrumettts of ratiäcatiorL approval or aoeeptanoe, 
there ahal be no election for one Dkedor in raapect of aach such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shaN elect a 

Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
knmediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elecied by the Board of Govenxirs at Hs inaugural 
meeting, in acoordance with Paragraph 3 of Artide 26 of tNs 
AgreemerrL if he or she is elected during the period kt wNch the 
first Board of Directors shall hold Office. 


Section B - Election of Directors by Governors representing other 
(xxjtttries. 

Section B (Q: Eteclion of Okactora by OovemotB (aprasenttng 
thoee oountries Hsted in Annex A as Centraf arxl Eadem Euro¬ 
pean Countries (redpient countries) (hereinafter refened to as 
Section B (i) Goverrxxs). 

1. The provisions set out below ki this Section shall appty 
exdusively to this Seetkm. 

2. Carxädates for the Office of Director shall be rxxninated by 
Section B (i) Governors, provided that a Govenvx may rxxninate 
only orte person. The eteclion of Directors shall be by bailot of 
Section B (i) Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member aptpointing hkn or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Artide 29 of tNs Agreement. 

4. Subject to Paragraph 10 of tNs Section, the 4 persons 
receiving the highesl number of votes shall be Directors, excepl 
that no person who receives less than 12 per cent of the total of 
the votes which can be cast (eligible votes) in Section B (i) shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 10 of this Sectkxi, it 4 persons are not 
elecied on the first bailot, a second bailot shall be held in which, 
uniess there were no more than 4 caixlidates, the person who 
received the lowest rximber of votes in the first ballot shall be 
kiefigiNe for election and kl which there shaN vote only: 

(a) Ihose Governors who voted in the first ballot for a person (X>t 
elected arxl 

(b) those Govemexs whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 13 per cent 
of the eligible votes. 

6. In determkiing whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
13 per Cent of the efigible votes, the 13 per cent ^utH be deemed 
to kidude, firsL the votes of the Governor castkig the largest 
number of votes for such person, then the votes of the Governor 
castkig the next largest number and so on, until 13 per cent is 
reached. 


7. Any Governor, part of whose votes must be counted in Order 
to raise the total of votes cast for any person above 12 per cent 
shall be considered as casting all of Ns or her votes for such 
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Section A, les pourcentages minimum et maximum definis aux 
paragraphes 4, 5. 6 et 7 de la präsente Section sont ajustös en 
consequence par le Conseil des gouvemeurs. 

10. Aussi longtemps qu’un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la pari du montant total du Capital souscrit d^finie ä 
■'Annexe A est supeiieure ä 2,4 pour Cent, n'a paa d^posÄ son 
instniment de ratification, (fappTObation ou d'aoceptation, aucun 
administrateur n'est ölu pour raprdsenter le<M signataire ou 
groupe de signataires. Le gouvemeur ou les gouvemeurs iepr6- 
sentanl ledit signataire ou groupe de signataires ölisent un admi- 
nistraleur pour chaque signataire ou groupe de signataires, dte 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est r^putö avoir ötd diu par le Conseil des gouver- 
neurs iors de la sdance inaugurale, oonlormdment au paragraphe 
3 de l'aiticle 26 du prdsent Aooord, s'il est 6lu pendent la pdrioda 
au oours de laquelle le prämier Conseil d'administration exerce 
ses fonctions. 


Section B - Election des administrateurs par des gouvemeurs 
reprdsentant d'autres pays 

Section B (I) - BecUon des administrateurB par des gouverrteurs 
reprdsentanl les pays dnumdrds d rarmexe A dans la caldgorie 

pays d'Europe Centrale et Orientale (pays bdndfidaires) (d-aprds 
ddnommds gouvemeurs de la section B (i)). 

1. Les dispositions d-aprds de la prdsente Section s'apptiquent 
exdusivement k cette Section. 

2. Les candidats au poste d'administrateur sont ddsignds par 
les gouvemeurs de la Section B (i), dtant enterxlu qu'un gouver- 
neur ne peut ddsigner qu'urre seule personne. L'dlection des 
administrateurs s’effectue par un vote des gouverr>eurs de la 
Section B (i). 

3. Chacun des gouvemeurs admis k voter accorde 4 une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu’il reprk- 
sente au titre de l'arlicle 29, paragraphes 1 et 2 du prösent 
Accord. 

4. Sous r^setve de l'application du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, les 4 personnes qui recueillent te plus grand 
nombre de voix sont 6lues administrateurs; toutefois, une per¬ 
sonne ayant recueilli moins de 12 pour cent de l'ensemble des 
voix susceptibles d’dtre exprim4es (voix inscrites] au titre de la 
Section B (i) ne peut pas 4tre r4put4e 6lue. 

5. Sous röserve de l'application du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, si 4 personnes ne sont pas 4lues au prämier tour, il 
est proc4d4 k un second tour dans lequel, sauf s'il n'y avait pas 
plus de 4 candidats, la persorvie qui a obtenu le plus petit rKxnbre 
de voix au premier tour ne peut participer au scrutin et seuls 
votent: 

a) les gouvemeurs qui ont vot4 au premier tour pour une 
per sonne non 6tue et 

b) les gouvemeurs dont les voix donndes k une persorvie 4lue 
sont r4put4es, aux tennes des paragraphes 6 et 7 de la 
prdsente Section, avoir port4 le rxxnbre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 13 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour d4terminer si les voix 4mises par un gouvemeur sont 
fitre r6p>ut6es avoir port6 le total obtenu par une personne donn4e 
k plus de 13 pour cent des voix inscrites, les 13 pour cent sont 
r4put4s comprendre, premi4remenL les voix du gouvemeur qui a 
apportö le plus grand nombre de voix k ladite personne, ensuite 
les voix du gouvemeur qui en a apportö le nombre immMiatement 
infdrieur, et ainsi de suHe jusqu'ä ce que les 13 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouvemeur dont les voix doivent etre partieltement 
compt4es pour porter le total obtenu par une personne 4 plus de 
12 pour cent est r4put4 donner toutes les voix 4 ladite personrre. 


Aene A, MMHMManbHwe h MaKCMManbHbie npoqeHTHbie A^riM, 
yxasaHMbie e rryHKrax 4, 5, 6 h 7 Hacroautero pasAena, coot- 
BeTCTByKxqMM oöpasoM KOPF>eKTMpyioTca CoaetoM ynpaannio- 

U^MX. 

10. Pp Tex nop, noxa KaKaa-riMöo ruAnecaauiaa CTopoHa ann 
rpynna itOAnHcaeujMX cropoH, ppns{ oöuteA cyMMu noAnacKH Ha 
KanMTan KOTopboc, npsAycMOTpeHHan a npivtoxteKMM A, npe- 
BbiuiaeT 2,4 npoqeHTa, He A^noHHpyeT AorcyMOHT mam pptcy- 
MOHTbl O paTMI^MKaqHM, OApdpOHMM KAM ftpMHATMM, AHPOKTOp OT 
tsmoA ctopoHW MAM rpyitttbi noAnMcaBUMX cropoH MsdMpaTbca 
He OyABT. ynpaBAAKXAMü mam ynpasAMOutMe, npeAcraeAaioutMe 
Taicyto noAnHcaaujyio cropoHy mam rpynny noAPHcaauiMx cropoH, 
MsöMpaiOT AMpexTopa ot KaxcAoA noAnMcaauieü cropoHW mam 
rpyitniii cropoH cpasy nocne Toro, kbk noAnHcaeuiaa cropoHa 
craHOT HAeHOM, MAM rpynna noAnMcaeuNix ctopoH craHer nne- 
HaMM. TaxoA Anpercrop CHMraeTca MSdpaHHbiM CoaeTOM ynpaa- 
AflKxipoc Ha nepaoM saceAaHMM oornacHO nyHioy 3 craTbM 26 
HacToautero CornauieHMa, ecAM oh MsöMpwrca a TeneHMe cpoxa 
AeareAbHocTM nepaoro Coaera AMpetcropoe. 

PaSAOA B - Bbiöopu A>^pe*^opoB ynpaaAaKXAMMM, npeAcraa- 
naKXitMMM APyrtte crpaHbi. 

PasABA B (i): Bu6opw AMperoopoa ynpaaAmoutMMM, npeAcraa- 
AmoutMMM CTpaHU UempaAfaHoA m BoctohhoA Eaponbi (crpaHfai- 
tMAyMareAM), nepeMMcneHHbie a npMAOxreHMM A (fißnee MMe- 
HyeubiMH ynpaanaiouiMMM, ynowaHyTbiMM a pasAene B (i)) 

1 . nonoxceHMA, ManoxteHHbte HMxre a stom pasAene, npeue- 
HHiOTca McxAioMMTenbHO K 3T0My pasAeny. 

2. KaHAMABitii Ha AOft^tttocTb A^peicropa npeAnaraioTca 
ynpaaAaKxqMMM, ynoMaHyTbiMM a pasAene B (i), npM ycnoBMM, 
MTO ynpaanaxxAMA Moxcer npeAnoxcMTb KaHAMAetypy toahko 
OAH oro AMqa. Bwöopbi AMpetcropoe npoeoAarca nyreM ronoco- 
eaHMa ynpaanaioutMx, ynoMaHyrbix a pasAene B (i). 

3. KaxAbiü ynpasAaiouiMü, MMetoutMü npaao ronoca, OTAaer 
Bce roAoca, Ha KOTOpbie cornacHO nyHKTam 1 m 2 crarbM 29 
nacToautero CornaujeHMa MMeer npaao HasHaMMBUiMA ero MneH, 
sa OAHO AHLio. 

4. C yMCTOM nyHKTa 10 nacToautero ptasAena CMMTaioTca 
MSbpaHHbiMM AMpeicropaMM 4 AMqa, rxmyHMBUJHe HaMöonbuiee 
KOAHMecTBO roAocoa, OAHaKo AMqo, nortynaaujee Menee 12 npo- 
qeHTOB roAOCoe ot obupero KOAMHecraa roAOCoa, KOTopoe 
MOMOT ObiTb tWASHO (MMeKxqMxca roAocoe) no pasAeAy B (i), ne 
MOXteT CHMTaTbCa HSbpaHHbIM. 

5. C yveTOM nyHicra 10 Hacroautero pasAena, ocam nocne 
nepaoro lypa roAocoaaHMa He yAanoce MsfipaTb 4 amu, xpoMe 
Tex cnysaea, kotas MiueeTca He bonee 4 kaHAHABToe, npoao- 
AMTca BTopoM Typ roAOCoaaHMa, a xoTopoM aml| 0, ronyMMsujee 
HaMMeHbUJee xoAMHecrao roAOooa a nepeoM Type, ynacTBoeaTb 
He MOXteT M B KOTOpOM rO/K>CyiOT TOAbKO: 

a) ynpaanaioutMe, ronocoeaauiMe a nepaoM Type aa AMqo, 
KOTOpoe He bMAO MSbpaHO, M 

b) ynpaanaioutMe, hum ronoca, OTAaHHue sa KaKoe-nnbo 
MsbpaHHoe AMqo, corAacHO HMXtenpMaeAeHHbiM riynicraM 6 
M 7 HacToaupero pstSAena, nosaoAMAM A^HHOMy AMqy 
cobpaTb bonee 13 npoqeHToa MMexxqMxca ronocoa. 

6. HTobb) onpeABAMTb, nosaoAMAM am OTAaHHbte ynpaanaio- 
utMM ronoca KaxoMy-AMbo naqy cobpaTb bonee 13 npoqeHToa 
MMeKxqMxca ronocoa, stm 13 npoqeHToa noHMMaxiTca Kax 
BKAtosatoutMe, Bo-nepabix, ronoca ynpaanaioutero, OTAaauiero 
HaMboAfaujee KOAMMecrao ronocoa sa Taxoe AMqo, saTOM ronoca 
ynpaanaKXqero, KOTopuA HaxoAMTca na aropoM Meere no koam- 
qecTBy ronocoa, m rax pptnoo, annoTb ao AocrMxceHMa 13 npo- 
qeHTOB. 

7. ilioboM ynptaBAaxxqMü, nacTb ronocoa xoToporo fipmawa 
npxtHMMaTbca a paeser c tom, MTobbi obufee KOAHHecrao 
TonocoB, OTAaHHoe sa Kaxoe-AMbo nxqo npeabiuiano 12 npoqeH- 
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Stimmen für den Betrefferxlen abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 13 v. H. über¬ 
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind rtach dem zweiten Wahlgang keirte 4 Persorten 
gewählt, so finden vorfoehaltfich des Absatzes 10 nach MaBgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundstttze umi Verfahren 
weitere Wahlgttnge statt, bis 4 Personen gewShll sind; jedoch 
kann, wenn In irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer¬ 
den. die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewfihlt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der ZaN der Direkto¬ 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B 0 zu wtthlen 
sind, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 gerunnten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouvemeursrat entspre¬ 
chend angepaßt 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich- 
nurtgskapital mehr als 2,8 v. H. beträgt, keine RatHikatiorts-, 
Genehmigurtgs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat wird für 
diesan Unterzeichrter beziehungsweise dwse Unterzeichner- 
gnippe kein Oirektor gewählt Oer oder <fie Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeicfmer- 
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouvemeursrat auf seiner Eröflhungssit- 
zung gewählt worden, wenn er vrährerxl der Amtszeit des ersten 
Direktoriums gewählt wird. 


Abschnitt B ii) - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als andere europäische Länder aufgeführ¬ 
ten Länder vertreten (im folgenden als (äouvemeure des Ab¬ 
schnitts B 8) bezeichrwt). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwerxiung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts B 8) benannt, wobei jeder Gouver¬ 
neur nur eme Person benertnen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B 8). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim¬ 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch haL für ein uttd dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden <fie 4 Persorten, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direkloren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 20,5 v. H. der Gesamtz^l der 
Stimmen erhält die nach Abschnitt 8 8) abgegeben werden 
können (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 fmdeL wenn im ersten Wahl¬ 
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgartg 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat ausscheidet es sei derwi, es standen 
nicht mehr als 4 Kartdidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die kn ersten Wahlgang fOr eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge¬ 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenorrvnen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf Ober 21,5 v! H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 


person, even if the total votes for such person thereby exceed 1 3 
per Cent and shall not be eiigible to vote in a further bailot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, if, after the second 
bailot. 4 persons have not been elected, further ballots shaU be 
held in oonfoimity wilh the principles and prooedures laid down in 
this Section, unlil 4 persofts have been elected, provided that, if at 
any Stage 3 persons are elected, notwithstaiKüng the provisions of 
Paragraph 4 of this Section. the 4ih may be elected by a simple 
majority of the remaining votes casL 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B fi) Governors, the minimum 
aixf maximum percentages spedfied kt paragraphs 4,5,6 and 7 
of this Section shaR be appropriately adjustad by ttie Board of 
(äoverrtors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptiorts provided in 
Annex A is more than 2.8 per cent. has itot deposited its Instru¬ 
ment or Iheir Instruments of ratißcation, approval or aoceptance, 
Ihere shal be no etoclion for one Okedor kt laspect of each such 
Signakxy or group of Signslories. The Governor or Governors 
representing such a Sigrtatoiy or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
krtmedialely after the Sigrtatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting. kl aocordance with paragraph 3 of Articie 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold Office. 


Section B (8): Electkxi of Directors by Governors representing 
those countries Ksted in Annex A as other European countries 
(hereinafter referred to as Section B (ii) Governors). 

1. The proviskxis set out below in this Serttion shall apply 
exdusively to this Secüon. 

2. Candidates for the Office of Director shall be nominated by 
Section B (ii) Governors, provided that a Governor may nominale 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (8) Governors. 

3. Each (aovemor eiigible to vote shall cast frx one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Articfe 29 of this Agreement. 

4. Subject to Paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shaR be Directors, except 
that no person who receives less than 20.5 per cent of the votes 
which can be cast (eiigible votes) ki Section B (8) shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 10 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot. a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 carKlidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for eleclion and kt which there shall vote only; 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those (Sovemors whose votes for a person elected are 
deemed urxler paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 21.5 per 
cent of the eiigible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
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m^me si le total des voix obtenues par celte-ci d^passe ainsi 
13 pour Cent et ne peut plus parUctper ä un autre scnitin. 


8. Sous rdserve de t'application du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, si, aprte le second tour, il n'y a pas encore 4 dius, il 
est prooMd, suivant les mAmes prindpes et prooMures ddfinis 
dans la präsente Section, A des scruUns suppMmenlaires jusqu'& 
oe qu'l y ait 4 Akts, sous lAserve qu' A lout momeni aprös 
l'Alection de 3 personnes, la quatrtAme peut Atre Akie A ia majoritA 
simple des voix restantes et Sans tenk compte des dispositions du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d'une augmentation ou d'une rAduction du 
nombre des administrateurs A AKre par les gouvemeurs de la 
Secüon B (i) les pouroentages minimum et maxknum dAfinis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la prAsente Section sont qjustAs en 
consAquence par le Conseil de« gouvemeurs. 

10. Aussi longten^» qu'un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la pari du montant total du Capital souscrit dAfirüe ä 
l'Annexe A est supArieure A 2,8 pour oent. n‘a pas dAposA son 
Instrument de latüication, d'approbation ou d'acceplalion, aucun 
admkiistrateur n'est Aki pour reprA a e n tsf ledit signatahe ou 
groupe de signataiies. Le gouvemeur ou les gouvemeurs reprA- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires Alisent un admi- 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, dAs 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est rAputA avoir AtA Alu par le Conseil des gouver- 
neurs lors de la sAanoe ktaugurale, oonlonnAment au paragraphe 
3 de l'artide 26 du prAsent Aooord, sH est Alu pendant la pAriode 
au cours de laquelle le premier Conseil d'administration exerce 
ses fOTKtions. 


Section B (ii) - Election des administrateurs par les gouvemeurs 
reprAsentant les pays AnumArAs ä l'Annexe A dans la catAgorie 
autres pays europAens (o'-aprAs dAnommAs gouvemeurs de la 
section B (H). 

1. Les dispositions d-aprAs de la prAsente Section s'appliquent 
exclusivement A cette Section. 

2. Les candidats au poste d'administrateur sont dAsignAs par 
les gouvemeurs de la Section B (ii), Atant entendu qu'un gouver- 
neur ne peut dAsigner qu'une seule personne. L'Alection des 
administrateurs s'effectue par un vote des gouvemeurs de la 
Section B (ii). 

3. Chacun des gouvemeurs admis A voter accorde A une seule 
personne toutes les voix qui revier\nent au membre qu'it reprA- 
sente au titre de l'artide 29, paragraphes 1 et 2 du prAsent 
Accord. 

4. Sous rAserve de l'appTication du paragraphe 10 de la prA¬ 
sente Section, les 4 persormes qui recueMent le plus graix) 
rx>mbre de voix sont Alues administrateurs; toutefois, une per¬ 
sonne ayant recueilH mokis de 20,5 pour oent de l'ensemble des 
voix susceptibles d'Atre exprimAes (voix inscrites) au titre de la 
Section B (ii) ne peut pas Atre rAputAe Alue. 

5. Sous rAserve de l'application du paragraphe 10 de la prA¬ 
sente Section, si 4 personnes ne sont pas Alues au premier tour, il 
est procAdA A un second tour dans lequel, sauf s'M n'y avait plus 
de 4 carKfidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre de 
voix au Premier tour ne peut partidper au scrutin et seuls votent; 

a) les gouvemeurs qui ont votA au premief tour pour une 
personne non Alue et 

b) les gouvemeurs dont les voix donnAes A une personne Alue 
sont rAputAes, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
prAsente Section, avoir portA le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 21,5 pour Cent des voix 
inscrites. 

6. Pour dAterminer si les voix Amises par un gouvemeur sont 
Atre rAputAes avoir portA le total obtenu par une persqnne donnAe 


TOB, paccMaTpHBaercn ksk oTAaeuiMü yxasaHHOMy nMqy ace 
CBOH ronoca, Asuxe ecrm odutee KoriMMecTso ronocoa, OTASHHoe 
sa TaKoe nMt 40 , npn aroM npeebictiT 13 npoqeHToe, m raxoA 
ynpaensKMAMA He Moxcer yHacreoeaTb e nocneAyKxqMx rypax 
ronocoBaHHfl. 

8. C yneTOM nyHKra 10 Hacronutero pasA^na, ecriH nocne 
SToporo lypa ronocoeaHMn 4 /»«t Msäpan» He yAanocb, npo- 
eoAArcn nocneAynutHe typu ronocoeaHMn a oooTBercTBMH c 
npMHMMnaMM m npoqeAypaMM. yxasaHMbiMM a HacromiteM pas- 
Aene, pf> MsfipaHHsi 4 naq npM ycnoaMM, ><to ecna Ha icaKOM- 
iiMÖo arane Ma6paHbi 3 nHqa, to HeaaaHCMMo ot nonoxceHHA 
nyHKTa 4 HacTomqero pasAOna Meraeproe nMqo MoixeT dbnb 
nadpano npocTbM ConbumHcraoM ocTaauiKxcn ronocoa. 

9. B c/iynae yaenMneHMn nnM yMOHbUieHMn MMcna AHpeKTopoe, 
noAnexcaiqMx MadpaHMto ynpaarwuoutMMM, ynoMaHyruMM a paa- 
Aene B (i), MMHMManbHwe m waKCMMansHbie npoqeHTHbie ao^h, 
yicaaaHHbie a nyHiaax 4, 5, 6 m 7 Hacronutero pasAena, ooot- 
aeTCTByKxqHM ofipaaoM KoppeiOMpyioToi CoaeTOM ynpaarwio- 

U(MX. 

10. Pp Tex nop, noxa Kaicasi-nMÖo noAnMcaeuian cropona mtm 
rpynna noAnMcaeujMx cropoH, Aonn odtqeM cyMMw noAnacKM na 
Karwran KOTopfaix. npeAycMorpeHHan a npHnoxreHiui A, npe- 
afauuaeT 2.8 n pOM O tna, Ha AnnoHMpyer AOKyManr mim AO^y- 
MeHTM O paTMtj^MKaMkM. OAOtSpeHMM MfMI npMHdTMM, AMpaiCTOp OT 
TaxoA CTopoHbi lum rpynnbi noAtwcaauiMx cropoH Ma6MpaTbCii 
He 6yAeT. ynpaannKMAMfi HnH ynpaantiiou(He, npeAcraannio^Me 
yKaaaHHyio noAnMcaauiyio cropony nnn rpynny noAnncaeuiHX cro- 
poH, MaÖMpaiOT AapexTopa ot xaiKAOH noAnMcaeujeA cropoHbi 
HTut rpynnbi cropoH cpaay nocne toto, xax noAnMcaauian cro- 
poHa CTaner nneHOM, MnM rpyraia noAnMcaaiuMX cropoH craHer 
HiieHaMM. TaxoA Aapexrop CHMraarcn MadpannbiM Cobotom 
ynpaaruiKXAMx na nepeoM aacAABHMM oornacHO nywxry 3 craibM 
26 HacToruqero CornauieHMa, ecna oh MaÖMpaeTcn a TeneHHe 
cpoxa AemeribHOCTM nepaoro CoaeTa Aapexropoa. 

PaaAen B (ii): Bbidopu Aapexropoa ynpaannKHiiMMH, npeACrae- 
nnnutaMH Apyrae eaponeMcxHe crpanbi, nepeHMcneHHue a npn- 
notxeHHM A (Aanee MMeHyeMbiuM ynpaannKxxiMMM, ynoManyTUMM 
B pasAene B (ii)). 

1. nonotxeHMn, ManoxreHHue Hwxe a stom pasAene, npHMe- 
HBioTCH McxnxtHHTenbHo X sTOMy pasAeny. 

2. KaHAHAaTU na AOrtxrHOCTb Aapexropa npeAnaraiOTcn 
ynpaanaxHAHMH, ynoMBHyrbiMH a paaAene B (ii), npH ycnoBMM, 
HTO ynpaanaiouiHH mojkbt npeArxnxMTb xanAHAaiypy Tonbxo 
OAHoro nnqa. Bwöopbi Aapexropoa npoaoAnrcn nyreM ronoco- 
aaHHH ynpaannKxqHx, ynoMHHyrba a pasAene B (ä). 

3. Kaxqqbiä ynpaannioutHH, hmoioiahA npaao ronoca, OTAaer 
ace ronoca. Ha xoTopbie cornacHO nyHxraM 1 h 2 crarbM 29 
HacTonutero CornauieHHn HMeer npaao HasHaMHaumM ero Hnen, 
sa OAHO nnqo. 

4. C yneTOM nyHxra 10 HacTonuiero pasAana CHaraKtTcn 
asöpaHHbMM AapexTopaMH 4 naiia, nonysHauMe HaHöonbuiee 
xonMHecTBO ronocoa, oahoko naqo, nonysaauiee MOHee 20,5 
npoqeHTa ronocoa ot oöu^ero KonaHecraa ronocoa, xoTopoe 
MoxteT 6bm> noAano (HMexxqMxcfi ronocoa) no pasAeny B (H), He 
Moxrer CHMrarbcn MsOpaHHUM. 

5. C yneroM nyHxra 10 Hacronu^ero pasAena, ecnw fKx:ne 
nepaoro rypa ronocoaaHMa ne yAanocfa Hsdparb 4 nnq, xpoue 
Tex cnyMaea, Korppi MMeeTcn ne donee 4 xaHAMAatOB. npoao- 
AHTCfl BTopoA Typ ronocoaaHMfl, a xoTopoM nMqo, nonyHMBuiee 
HaMMeHbuee xonnHecrao ronocoa a nepeoM Type, yHacraoeaTb 
He Moxrer m b xoTopOM ronocyxiT Tonbxo: 

a) ynpaannKxqMe, ronocoaaaujHe a nepaoM Type sa nMqo, 
xoTopoe He dbuio MSdpaHO, h 

b) ynpaannKXAMe, MbH ronocat, OTAaHHue sa xaxoe-nMdo 
HSdpaHHoe nMqo, cornacHo HioxenpMaeAaHHbiM nyHxraM 6 
M 7 HacTonuiero pasAena, rvssaoniviH Aa^HOMy nnqy 
codpaTb donee 21,5 npoqeHra MMexxAMxcn ronocoa. 

6. Mrodbi onpeAenHTb, nosaoniuiM nn OTAaHHbie ynpaanaxH 
u^MM ronoca KaxoMy-nndo nnqy codpaTb donee 21,5 npxsqeHTa 
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Gesamtsummenzahl für eine Person auf Ober 21,5 v. H. der 
berechtigten SUmmen angehoben haben, wird angenommen, daß 
diese 21,5 v.H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs ein¬ 
schließen, der die höchste Stimmenzahl für den Betrefferrden 
abgegeben hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die 
nächsthöchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fort, bis 

21.5 V. H. erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezflhit wer¬ 
den müssen, um «Se Gesamlstimmenzahl für sine Person Ober 

20.5 V. K anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle aeine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, sefest wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 21,5 v.H. 
übersteigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang 
nicht mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahigang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Mafigabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge statt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Persorren gewählt wer¬ 
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bai ainar Erhöhung oder Varringotuna dar ZaN dar Okakto- 
ran, die von den Qouvamauran das AbachnMs Bl) zu wähten 
siixf, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 urvl 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouvemeursrat ent¬ 
sprechend arrgepaßt 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Antel am gesamten in Anlage A vorge s ehenen Zeich¬ 
nungskapital mehr als 2,8 v.H. beträgt, kekte Ratifikations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird Kk 
diesen Unterzeichner beziehungsweise (fiese Unterzeichner¬ 
gruppe kein Direktor gewählt. Oer oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eirte solche Unterzeichner¬ 
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Oinektcx wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouvemeursrat auf seiner Eröffnungssit¬ 
zung gewählt worden, wenn er währeixf der Amtszeit des ersten 
Direktoriums gewählt wird. 


Abschnitt B iii) - Wahl von Direktoren durch (fie Gouverneure, 
welche die in Anlage A als nichteuropäische Länder aufgeführten 
Lärxlef vertreten (kn fofgervten als Gouverneure (ies Abschnitts 
B iii) bezeichnet). 

(1) Oie Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kancfidaten für das Amt eines Dkeklors werden von den 
Gouverneuren (tes Abschnitts B H) benannt, wobei jeder Gouver¬ 
neur nur eine Person benennen darf. Oie Wahl der Direktoren 
erfolgt durch <Se Gkxivemeure des Abschnitts B äi). 

(3) Jeder stimmberechtigte G(x;vemeur gibt sämtliche Stim¬ 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat. für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehatttich des Absatzes 10 werden die 4 Perstxien, 
welche die höchste StimmenzaN erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nkkit als gewähIL wer weniger als 8 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhälL die nach Abschnitt B m) abgegeben werden kön¬ 
nen (berechtigte Stintmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findeL wenn kn ersten Wahl¬ 
gang keine 4 Personell gewähä werden, ein zweiter Wahlgang 
stan, bei dem derjenige, der kn ersten Wahlgang rfie niedrigsts 
Stimmenzahl erhalten hat ausscheidet es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 


21.5 per Cent of the eligible votes, the 21.5 per cent shall be 
deemed to indude, firsL the votes of the Governor casting the 
tergest number of votes for such person, then the votes of the 
Governor casting the next largest number and so on, until 21.5 per 
Cent is reached. 


7. Any Governor, pari of whose votes must be oounted kl Order 
to raise the total of votes cast for any person above 20.5 per cent 
shal be oon ak fered as casting al of Ns or her votes for such 
person, even K the total votes for such person thereby exceed 

21.5 per cent and shaH not be eligible to vote ki a further ballot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, If, after the seoorxf 
ballol, 4 persons have not been etocted, further bailots shal be 
hekf in con fo rmity with the principtes and procedures lakf down in 
INS Section, until 4 persons have been elected, provided IhaL if at 
any Stege 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
Paragraph 4 of INs Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes <test 

9. In tite caae of an ktcreaaa or decrea s a In ttie number of 
Directors to be ele cte d by Section B (i) Governors, the mkiknum 
und maximum percanteges specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signalory, or group of Signatorles, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptions provided ki 
Annex A is more than 2.8 per cent, has not deposHed Hs kistru- 
ment or thek instiuments of ratilication, approval or acceptence, 
there shall be no elecfion for one Director in respect of each such 
Signatory or giuup of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Sigrtatory or group of Signalories shall elect a 
Directcx in respect of each Signatory or group of Signatcxies, 
tmmediately after the Signatory becornes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shaW be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, kl accxxdanc« with paragraph 3 of Aftide 26 of this 
AgreemenL H he or she is eiected during the period in which the 
first Board of Directors shaH hold (Office. 

Section B (ik); Election of Dkectors by Governors representing 
those oountries Rsted ki Annex A as Non-European Ctxjntries 
(hereinafler referred to as Seclirxi B (Ki) Governors). 

1. The provisions set (XJt beiow in this Sectkxi shall apply 
exdusively to tNs Section. 

2. Candida te s for the oftioe of Dkeclor shaH be nominated by 
Section B (1) (Sovemora, provkfed that a Governor may nomkiate 
only one persoa The election of Direclors shall be by ballot of 
Section B (i) Governors. 

3. Each Governor eligible Io vote shaH (test for one persrxi all of 
the votes to which the member appointing hkn or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Artide 29 of this Agreement 

4. Subjed to Paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the Nghest nurnber of votes shaH be Dkectors, except 
that no person who receives lass than 8 per Cent of the total of the 
votes wNch can be cast (digMe votes) ki Section B Ctn) shaH be 
consideted elected. 

5. Subjed to Paragraph 10 of this Section, if 4 persons are not 
eleded on tha first baflot a saoond ballot shaH be hekf ki which, 
unless there wera no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes ki the first ballot shall be 
kieligible for election and in «vhich there shaH vote only; 
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ä plus de 21,5 pour Cent des voix inscrites, les 21,5 pour Cent sont 
r6put6s comprendre. premi^rement, les voix du gouvemeur qui a 
apport^ le plus grand nombre de voix ä ladite personne, ensuite 
les voix du gouvemeur qui en a apportö le mombre imm^diate- 
ment inferieur, et ainsi de suite jusqu'ä ce que les 21,5 pour Cent 
soient atleints. 

7. Tout gouvemeur dont les voix doivent ötre partieltement 
oomptdes pour porter le total pblenu per une personne ä plus de 
20,5 pour Cent est r^puld donner toutes les voix & ladite persorme, 
möme si le total des voix obtenues per oelle-d ddpasse ainsi 21,5 
pour Cent et rte peut plus parliciper ä un autre scrutin. 


8. Sous rdserve de l'application du paragraphe 10 de la pr^ 
sente Section, si, aprös le seoond tour, I n'y a pas erxxxe 4 öius, I 
est procddd, suivant les mdmes prindpes et procMures ddfinis 
dans la prdsente Sectkxi, ä des scrutins suppidmentaires jusqu'8 
ce qu'll y ait 4 dius, sous röserve qu' i tout moment aprte 
l'dlection de 3 personnes, la quatridme peut 6tre 4lue 8 la majoritd 
simple des voix restantes, par ddrogation aux dispositkxis du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d'une augmentation ou d'une rMuction du 
nombre des administrateurB A Mie par les gouvemeurs de la 
Secüon B (ii) les pourcerrtages minirrNjm et maximum ddfinis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la präsente Section sont ajustds en 
consöquence par le Conseil des gouvemeurs. 

10. Aussi longtemps qu'un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la part du nrxxitant total du Capital souscrit ddfinie ä 
■'Annexe A est supdrieure ä 2,8 pour cent, n'a pas ddpos4 son 
Instrument de ratification, d'approbatlon ou d'acceptation, aucun 
adminlstrateur n'est 6lu pour reprdsenter ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouvemeur ou les gouvemeurs repr4- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires diisent un admi- 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, d4s 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est rdput6 avoir 6t6 6lu par le Conseil des gouver- 
neurs kxs de la sdance inaugurale, conformdment au paragraphe 
3 de l'article 26 du prösent Accord, s'H est 6lu perrdant la pdtiode 
au cours de laquelle le premier Conseil d'administration exerce 
ses fonctions. 

Section B (iii) - Election des adnrinistrateurs par les gouverrreurs 
reprösentant des pays dnurrrörös ä l'annexe A dans la catögorie 
pays non-europ4errs (d-aprbs d4nomm6s gouvemeurs de la sec¬ 
tion B (iii). 

1. Les dispositions ci-aprds de la prösente Section s'appiiquent 
exctusivenrent ä cette Section. 

2. Les carxlidats au poste d'administrateur sont ddsignös par 
les gouvemeurs de la Section B (ii), dtant entendu qu'un gouver- 
neur ne peut d4signer qu'une seule personrre. L'dlection des 
administrateurs s'elfectue par un vota des gouvemeurs de la 
Section B (iii). 

3. Chacun des gouvemeurs admis ä voter accorde 8 une seule 
personne toutes les voix qui revienrrent au membre qu'« reprd- 
sente au titre de l'arlicle 29, paragraphes 1 et 2 du prdsent 
Accord, 

4. Sous rdserve de l'application du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, les 4 personnes qui recueillerrt le plus grarxl 
nombre de voix sont diues administrateurs; toulefois, une per¬ 
sonne ayctnt recueilli moins de 8 pour cent de l'ensemble des voix 
susceptibles d'6tre exprimdes (voix inscrites) au titre de la Section 
B (iii) ne peut pas ^tre r^ut^ ölue. 

5. Sous röserve de l’application du paragraphe 10 de la prä¬ 
sente Section, si 4 personnes ne sont pas ^ues au premier tour, H 
est procödö ä un second tour dans iequel, sauf s'il n'y avait plus 
de 4 candidats, la personne qui a obtenu ie plus petit nombre de 
voix au Premier tour ne peut p)articiper au scrutin et seuls votent: 


MueioutMxcn ronocoe, stm 21,5 npoqefaa noHMuaioTcn kbk 
B icnioMaKxnue, .BO-nepBh(x, ronoca ynpaenntomero, OTflaeujero 
HaMöonbujee xonnsecTBO ronocoB sa raKoe nuqo, sareu ronoca 
ynpaannKxqero, KOTopsiM HaxoAUTcn ua BTopoM Meere no Konu- 
secTBy ronocoB, m rax flanee, ennorb flo flocruxceMMfl 21,5 
npoqeHTa. 

7 . /tiofioA ynpaanaxxitMit, Macrb ronoooe Koroporo AOhxcHa 
npuHMMaTbcn b pacMer c tbm, «notiw o6u|ee KoroMecTBO 
ronoooe, or/taHHoe sa Kaxoe-nMöo nrnto npeebiujano 20,5 npo- 
4BHTa, paccMarpHBaeren wax OTAasuiMfl yxasaHHOMy roaty ace 
esoM ronoca, AtMO eenu ol^utbo KoniiHecTBO ronoGoa, OTABHHoe 
sa raxoe niato. npu stom npesbxxr 21,5 npoitsHTa, m tsxoA 
ynpaanMoutMü He Moxcer yHacTBoearii b nocne/tyioupix rypax 
ronocoeaHMn. 

8. C ynenoM nyHXra 10 HacToniitero pas/tena, eenx noene 
BToporo rypa ronocoeaHMn 4 nuq MsOparb He yAanocb, npo- 
BOAnren nocneAyxxipie rypw ronocoeaHMn b oooTBercTBMM c 
npMHMMnaMM m npoqsAypaMM, yxasaHHbiMM a Hacronutew pas- 
Aene, Ao MsOpaHMn 4 nnq npM yenoBMM, hto aenn Ha xaxoM- 
nnOo srane MsOpaHw 3 nniia, io HesasMCMMo or nonoxreHMü 
nyHxra 4 Hacronutero pasAena MereepToe nMqo Moxcer Cbm. 
MSöpaHo npocTbiM ConbuJHHCTBOM ocraBUJMxcn ronoooe. 

9. B cnyHBeyeenMMeHMn MnM yweMbuioHMn HMcna AMpsKTOpoe, 
noAneiKaii|Mx MsCpaHM» ynpaanmoupiMM, yriOMnHyTOMM b pas- 
Aene B (K), MMHMManbHwe m MaxcMMansHbie npoqeHTHbie florw, 
yxasaHHue b nyHxrax 4, 5, 6 m 7 Hacronutero pasAena, coor- 
BercTByxxAHM oöpasoM KoppeKTMpyK>Tcn CoeeroM ynpaBnnK>- 
tqMX. 

10. flo TBx nop, noxa xaxan-nMöo noAnMcaaiuan cropona um 
rpynna noAnMcaeuiMX cropoH, flpm oöufeü cymubi noAPHCKM Ha 
xariMTan xoTopbix, npeAycMorpeHHan b npunoxreHMM A, npe- 
Bbtuiaer 2,8 npoqeHra, He AenoHMpyer AOKyMeHT mtim fiOKy- 
MeHTbi o paTMtpMxaitHM, oAPÖpeHMM MnM npMHnTMM, AMpexTOp or 
raxOM CTopoHbi mhm rpynnbi noAnMcaBUiMx cropoH MsOMparbcn 
He OyABT. ynpaennKxqMM Mnu ynpaennxiu^Me, npeAcraennKMitMe 
yxasaHHyx) ruAnvicaBUjyiocTopoHy nnn rpynny noAnMcaeuJHX cro- 
pOH, MSöMpaxjT AMpexTopa or xaxrAOM noAnMcaBuieü cropoHbi 
MnM rpynnfai cropoH epasy noene roro, xax rxvinMCaButan cro- 
poHa craneT nneHOM, mhm rpynna noAnMcaeujMx cropoH craner 
•uieHaMM. Taxoü AMpexrop esMTaeren MsöpaHHUM CoeeroM 
ynpaannxxqMx na nepeoM saceAaHMM cornacHO nyHxry 3 crarbM 
26 Hacronutero CornauieHMn, eenn oh HSÖMpaercn b TeneHMe 
epoxa AenrenbHOcrH nepeoro Coeera AMpexropoe. 

PasAen 6 (iii): BbtOopu AMpexropoe ynpaBnnxxAMMM, npeAcraa- 
nnK>utMMH HeeeponeAcKMe crpaHbi, nepesMcneHHue b npunoixe- 
HMM A (Apnee MMeHyeMUMM ynpaBnnxxipiMM, ynoMnHyrbiMM b 
pasAene B (üO)- 

1. PonoxceHMn, MsnoxceHHbie HMxce b stom pasAene, npuMe- 
Hnxyrcn McxniOHMrenbHO x sroMy pasAeny. 

2. KaHAMAS'nM na ffpmeHoen, AMpexropa npeAneraxnen 
ynpaannKMitHMM, ytxMnHyrwMM b pasAene B OH). npM ycrxMMM, 
MTO ynpaannxxitMit Moxcer npeAnoxorrb xanAMAarypy ronbxo 
OAHoro nMtta. BbtOopu AMpexropoe npoeoAnren nyreM ronoco- 
saHMn ynpaennKxttMX, ynoMnHyrbot b pasAene B OH). 

3 . KaxtAwA ynpaennKXitMA, MMexxitMü npaeo ronoca. orAaer 
Bce ronoca, na xoropbie cornacHo nyHxraM 1 m 2 crarsM 29 
Hacronutero CornauieHMn Hueer npaeo HasHaHMeuiHM ero nneH, 
sa OAHO nMqo. 

4. C yneroM nyHxra 10 Hacronutero pasAcna csHraxircn 
MSöpaHHbiMM AMpexropaMH 4 nMqa, nonyMHBiuMe Hantenbuiee 
KonHHecreo ronocoe, oahsko nMtto, nonyMMBUiee MOHee 8 npo- 
iteHTOB ronoooe or oOutero xonHsecrea ronocoe, xoropoe 
Moxrer öurb ncAaHO (HMexxqMxcn ronocoe) no pasAeny B (iii), ne 
Moxrer CMHrarbcn HsöpaHHUM. 

5. C yMeroM nyHxra 10 Hacronutero pasAena, ecnM noene 
nepeoro rypa ronocoeaHMn ne yAanocb Msöparb 4 nett, xpoue 
rex cnyHaee, xotas Mueeren He 6onee 4 xaHAMAaroe, npoeo- 
AMTcn eropoA ryp ronocoeaHMn, e xoropoM nMtto, rxinyMMBuiee 
HaHMeHbuiee xonnseerBO ronocoe b nepeoM rype, yHacTBoearb 
Me Moxrer m b xoropoM ronocyior ronbxo: 
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a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgarrg für eirM nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eirre gewählte Person abge¬ 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 urtd 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmeruahl 
auf über 9 v. H. der berechtigten Stinvnen angehoben haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stinfimen anzunehmen bt. dtf sie die 
Gesamtsümmeruahl für eine Person auf Ober 9 v. H. der berech¬ 
tigten Stimmen angehoben haben, wird angerKxnmen. daß diese 
9 V. H. zuftächst die Stinwnen des Gouverneurs einschSeeen, der 
die höchste StimmenzaN für den Betreffervten abgegeben hat, 
sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nflchsthöchste 
Stimmertzahl abgegeben hat, und so fort, bis 9 v. H. erreicht sirxt. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Tefl mitgezähll wer¬ 
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
8 V. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seirte 
Stimmen für den Betreflenden abgegebert, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betrefferrden dadurch 9 v. H. über¬ 
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgartg nicht 
mehr stimmberechtigL 

(8) Sind nach dem zweMan Wahlgang kaine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaMich des Absatzes 10 ttach MaOgiäte 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze urtd Verfahren 
weitere Wahlgäitge statt, bis 4 Personen gewählt sind; iedoch 
kartn, wenn in irgendestem Wahlgang 3 Personen gewählt wer¬ 
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der veibleibertden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhurtg oder Verringerung der Zahl der Direkto¬ 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B Ki) zu wählen 
sirtd, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthuitdertsätze vom Gouvemeursrat ent- 
sprechertd artgepaßt. 

(10) Solartge ein Unterzeichner oder eirte Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgeseherten Zeich¬ 
nungskapital mehr als 5 v. H. beträgt keine Ratifikations-, Geneh- 
migungs- oder Annahrrteurkurtde hinterlegt hat wird für diesen 
Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichnergruppe kein 
Direktor gewählt. Der oder die Gouverrteure, die eirten solchen 
Unterzeichner oder eirte solche Unterzeichnergruppe vertreten, 
wählen einen Direktor für jeden Unterzeichtter beziehungsweise 
jede Unterzeichrtergruppe, sobald sie Mitglieder werden. Ein 
solcher Direktor wird so angesehen, als sei er rtach Artikel 26 
Absatz 3 vom Gouvemeursrat auf seiner Eröffnungssitzung 
gewählt worden, wertn er während der Amtszeit des ersten Direk¬ 
toriums gewählt wird. 


Abschrtitt C - Regekntgen für die Wahl der Direktoren, die nicht in 
Anlage A aufgefOhrte Länder vertreten 

Beschließt der Gouverrteursrat nach Artikel 26 Absatz 3, die 
Zahl der Mitglieder des Direktoriums zu erhöhen oder zu verrin¬ 
gern oder seine Zusammertsetzung zu ärtdem, um Ärtderungen kt 
der Zahl der Mitglieder der Bank Rechnung zu tragen, so prüft der 
Gouvemeursrat zunächst, ob diese Anlage geärtdert werden ntuß, 
urKi nimmt solche Ärxlerurtgen gegebenenfalls kn Rahrrten seines 
Beschlusses vor. 


Abschrtitt D - Übertragurtg von Stimmen 

Ein Gouverneur, der rticht an der Stknmabgzdte für die Wahl 
teilnimmt oder dessen Stimme rticht zur Wahl eirtes Direktors 
rtach Abschnitt A oder Abschrtitt Bi), Abschrtitt Bk) oder 
Abschnitt Biii) beiträgt, kann die Htm zustehenden Stimnten einem 
gewählten Direktor übertragen; jedoch muß der Gouverneur dazu 


(a) those Governors who voted in the first ballot for a person rtot 
elected aitd 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 9 per Cent of 
the eligible votes. 

6. bt deternttnktg whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the kstal votes cast for any person above 9 
per Cent of the eligible votes, the 9 per oent shaB be deemed to 
ktcfude, fkst, the votes of the Governor castirtg the largest number 
of votes for such person, then the votes of the Governor Casting 
the next largest number and so on, until 9 per cent is reached. 


7. Any Governor, pari of whose votes must be oounted in Order 
to raise the total of votes cast for any person above 8 per cent 
shaH be coitsidered as casting aH of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 9 
per cent and shall not be eligfole to vote in a further ballot. 


8. Subjectto paragraph 10 of this Section. K, afler ttte aeoond 
ballot. 4 pereons have not been electod, further baHots shal be 
held kt conformity with the principles and procedures lakf down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provided that, if at 
any stage 3 persons are elected, rtotwithstanding the provisions of 
Paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remairtirtg votes cast 

9. In the case of an ktcrease or decrease kt the rtumber of 
Directors to be elected by Section B (ik) Governors, the ntktiiTtum 
artd mtaximum percentages spedfied in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So kxig as any Sigrtatory, or group of Sigrtatories, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptiorts provided in 
Annex A is tttore than 5 per cent has rtot depcwited its ktstrument 
or their ktstruments of ratification, approval or acceptartce, there 
shall be no election for one Director in respect of each such 
Signalory or group of Signatories. The Goverrtor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director kt respect of each Sigrtatory or group of Signatories, 
knmediately after the Sigrtatory becomes a merrtber or the group 
of Signatories become members. Such Director shaR be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meetirtg, kt accordance with paragraph 3 of Article 26 of this 
Agreement H he or she is elected during the period kt which the 
fkst Board of Directors shall hold Office. 


Sedkxt C; Arrartgerrtenfs for the election of Direrttors representing 
countries not listed kt Annex A. 

If the Board of Governors deddes, kt accordance with para¬ 
graph 3 of Artide 26 of this Agreement to ktcrease or decrease 
the size, or revise the composition, of the Board of Directors, in 
Order to take ktto accourtt changes kt the rtumber of merrtbers of 
the Bartk, the Board of Goverrtors shaB first consider whether any 
arrterxlmertts are required to this Annex, and rrtay make arty such 
amerxlments as it deerrts necessary as pari of such dedskxt. 


Section D: Assignment of votes. 

Any Governor who does not partic^e kl voting for the election 
or whose vote does not oontribute to the election of a Director 
under Section A or Section B 0) or Section B (k) or Seclkxt B (ik) of 

this Annex may assign the votes to which he or she is entWed to 
an elected Director, provided that such Governor shall first have 
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a) les gouverneurs qui ont vot4 au premier tour pour une 
personne non 6lue et 

b) les gouverneurs dont les voix donnöes ä une personne 6lue 
sont röputees, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
präsente Section, avoir portd le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 9 pour Cent des voix 
inscrites. 

6. Pour daterminer si les voix anWses par un gouvemeur sont 
atre raputaes avoir porta le total obtenu par une petsonne donnae 
a plus de 9 pour cent des voix Inscrites, les 9 pour certt sont 
raputas comprertdre, premiarement, les voix du gouvemeur qui a 
apporta le plus grand nombre de voix ä ladite personne, errsuite 
les voix du gouvemeur qui en a apporta le rtombre inmadiatement 
infarieur, et ainsi de suite jusqu'a ce que les 9 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouvemeur dont les voix doivent atre partieliement 
comptaes pour porter le total obteraj par une persontte 4 plus de 8 
pour cent est rdputa donner toutes les voix ä tadile personne, 
mame si le total des voix obtenues par celle-d ddpasse ainsi 9 
pour cent et ne peut plus participer ä un autre scrutin. 


8. Sous raserve de rappBcatioo du paragrapha 10 de la prä¬ 
sente Section, si, apras le seoorvi tour, I n'y a pas encore 4 aius, R 
est procada, suivant les mames principes et procadures dafinis 
dans la präsente Section, a des scrutins suppiamentaires jusqu'a 
ce qu'il y ait 4 aius, sous raserve qu'ä tout moment apras l'älection 
de 3 personnes, la quatriame peut atre aiue ä la majorita simple 
des voix restantes, par darogation aux dispositiotts du para- 
graphe 4. 

9. Dans le cas d'une augmentation ou d'une raduction du 
rKxnbre des administrateurs ä aiire par les gouverneurs de la 
Section B (iii) les pourcentages minimum et maximum dafinis aux 
pcu-agraphes 4, 5, 6 et 7 de la präsente Section sont ajusias en 
consaquence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu'un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la part du montant total du Capital souscrit dafinie ä 
l'Annexe A est suparieure ä 5 pour cent, n'a pas daposd son 
Instrument de ratirication, d'approbation ou d'acceptation, aucun 
administrateur n’est aiu pour reprasenter ledit sigrtateure ou 
groupe de signataires. Le gouvemeur ou les gouverrreurs repra- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires aiisent un admi¬ 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, das 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est raputa avoir ata aiu par le ConseR des gouver- 
rreurs tors de la saance inaugurale, conformament au paragraphe 
3 de l'article 26 du präsent Accord, s'U est aiu pendant la pdri^e 
au cours de lexiuelle le premier Conseil d'admirMstration exerce 
ses fonctlons. 


Section C - Procadures relatives ä raiection des administrateurs 
reprasentant des pays ne figurant pas ä l'annexe A. 

Si le Conseil des gouverneurs dacide, conformament au para¬ 
graphe 3 de l’article 26 du präsent Accord, d'augmenter ou de 
raduire le nombre des administrateurs, ou de modifier la composi- 
tkxi du Conseil d'administration, afin de prendre en oonsWaration 
les changentents intervenus dans le nombre de membres de la 
Banque, le Conseil des gouverneurs devra praalablement exami- 
ner s'il est nacessaire d'amender la präsente anrrexe, et dans 
l'affirmative, il peut procader aux ameridements qu’il juge naces- 
saires deuis le cadre de ladite dadsion. 

Section O: Vote par procuration 

Tout gouvemeur qui ne participe pas au vote kxs de raiection 
d'un administrateur ou dont le vote ne contribue pas ä ladite 
aiection, conformament aux sections A, B (i), B (ii) ou B (iii) de la 
präsente Annexe, peut confier les voix dont il dispose ä un 
administrateur aiu, ä condition que ce gouvemeur ait praalable- 


a) ynpaenaiou^Me, ronocoeaBtuue a nepaoM Type sa nMqo, 
KOTopoe He Cbino vtaOpaHO, m 

b) ynpaannioutHe, MbH ronoca, OT/iaHHbie aa KaKoe-nviöo 
MsöpaHHoe nnqo, cornacHO HiUKenpHee/teHHbiM nyHicraM 6 
H 7 HacTonu^ero pasAena. noaeonanH A^HHOMy nviqy 
co6paTb 6onee 9 npoqeHToa MMetoupixca ronocoa. 

6. Wto6m onpeAenaTb, nosaona/iM na OTAaHHbie ynpaannto- 

utMM ronoca KaKOMy-nM6o natiy oofipaTb 6onee 9 npoqeHToe 
MMeiouiMxcfl ronocoa, 3tm 9 npoqeHToe noHMwaioTcn Kax 
BKmoHaKxqae, ao-nepabix, ronoca ynpaanaiouiaro. OT/faaujero 
HaHÖonbuiee KonaHecrao ronocoa sa Taxoe naqo, sareM ronoca 
ynpaannioutero, xoTopMä HaxoAarca aa aropou Meere no Kona- 
Mecray ronocoa, a rax annon» fip Aoeraxceaan 9 npo- 

qeHTOB. 

7. /1iobo«l ynpaanmoutaA, uacTb ronocoa KOToporo Aonxora 
npaaaMaTbcn a paeser c tbm, mto6w obiqee KonasecTao 
ronocoB, oTAaHHoe sa Kaxoe-nabo naqo npeaanuano 8 npoqeH- 
Toa, paccMaTpaaaeTcn xax OTAaaujaA yxasaHHOMy naqy ace 
caoa ronoca, pajw eena o6utee Konasecrao ronocoa, OTASHHoe 
sa TBKoe naqo, npa stom npeabtear 9 npoqeHToa, a tbkoA 
ynpaennioutaä ae moxcst yaacTBoaaTb a noonopipau^ lypax 
ronocoBaaaa 

8. C yaeroM nyaicra 10 HacTOfiutero paaiAana. ecrw noene 
BToporo typa ro/Kxx>eaHaa 4 naq asöparb ae yAanocb, npo- 
BOAnren nocneAyioutae rypu ronocoaaHan a cooTaeTcraaa c 
npaaqanaMM a npoqeAypaMa, yxasaaHbiMa a aacronuteM pas- 
Aene, fip asöpaaan 4 naq npa ycnoaaa, wro eena aa kskom- 
naöo sTane asöpaabi 3 naqa, To aesaaMCMMO ot nonOKeaHä 
nyaicra 4 aacTomtero pasAena Meraeproe naqo MONcer buTb 
HsCpaao npocTbiM tonbuiaacTBOM oeraamaxen ro/wcoa. 

9. B cnysae yaenaaeaafl ana yMeabuieaaa aaena AapexTopoa, 
noAhexcautax asöpaaaio ynpaannioutaMa, ynoMaayrbiMa a pas- 
Aene B (iii), MaaaManbabie a MaxcaManbabie npoqearabie 
yxasaHMbie b nyaicrax 4, 5, 6 a 7 aaeroauiero pasAena, coot- 
BeTCTByKxqHM oöpasoM KoppeKTMpyioTCfl CoBBTOM ynpaannio- 
ufax. 

10. f\o Tex nop, noxa xaxan-nabo rwAnacaeuian eropoaa ana 
rpynna noAnacaauiax cropoH, Aona o6u|eä cyMMbi noAnaexa Ha 
xanaran xoTopbix, npeAycMOTpeHHan a npanoxeHaa A, npe- 
abtuiaer 5 npoqeHToe, He AenoHapyer Aoxyvear ana AoxyMeaThi 
o paTadjaKaqaa, OAObpeHaa ana npaHHTaa, AapexTOp OT raxoä 
CTopoHbi ana rpynnbi noAnacaeujax cropoH asbapaTbcn ae 
6yfleT. ynpaannioutail ana ynpaanaxxitae, npeACTaanflxxqae 
yxasaHHyio noAnacaauiyx) eropony ana rpynny noAnacaauiax 
CTopoH, asöapaiOT Aapexropa ot ksokaoA noAnaraauietl CTopoHU 
ana rpynnbi cropoH epasy rxicne Toro, xax noAnacaauian cro- 
poHa craHeT uneHOM, ana rpynna rwAnacasuiax cropOH craHer 
HneaaMa. TaxoA AMpexrop CMaraeTcn asöpaHHbiM Cobotom 
ynpaanflKxqax aa nepaou saepAOHaa cornacNO nyHxry 3 crarba 
26 HacToruqero CornaiueHan, eena oh naöupaerrcti b TeaeHae 
epoxa AeeTenbHocra nepBoro Coeera At^P^xropOB. 

Pasflen C; nono>KeHan o Budopax Aapexropoe, npeAcraennio- 
utax CTpaHu, ae nepeaacneaabie b npanoxreaaa A 

Eena CoBer ynpaennioutax peuiaer 8 cooTBercTBaa c nyaxroM 
3 crarba 26 aacTonutero Cornauieaan yBenaaaTb ana 
yMBHbUjaTb Haeno MneaoB Coeera Aapexropoe ana nepecMO- 
rperb ero cocras, arodbi orpasarb asMeaeaaB b xonaHBcrBe 
aneaoB Baaxa, Coeer ynpaanmoutax npextAO Boero paccMarpa- 
Baer aeoOxoAHMOCTb Baeceaan xaxax-nado nonpasox e aacro- 
nutee npanoxreaae a Moxcer Baecra nxTdue rK>npaBxa, xoropbie 
OH coarer aeoöxOAaMWMa xax aaerb raxoro peujeaan. 

PasAen D; riepeAaaa ronocoa 

Jlxjdoä ynpaBnnKxqaü, ae yaacTByioutaA b ronocoBaaaa b xope 
BwdopoB Aapexropa ana ynpaBnaxxqaä, aba ronoca ae npaaa- 
MaxiTcn B pacaer npa Bbidopax Aapexropa cornacao pasAeny A, 
pasAeny B (i), pasAeny B (ii) ana pasAeny B (iii) aacroautero 
npanrnKeaan, Mox<eT nepeAarb ronoca, aa xoropbie oa MMeer 
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zunächst die Zustimmung aller Gouverneure einhoten, die den obtained the agreement of all those Governors who have elected 
Direktor gwählt haben. that Director lo such assignment. 


Ein Beschluß eines Gouverneurs, nicht an der Stimmabgabe 
für die Wahl eines Direktors teilzurtehmen, läßt die Berechraing 
der berechtigiten Stimmen rtach Abschctitt A, Abschrtitt BQi 
Abschnitt B ii), oder Abschnitt B w) ucttterOhrL 


A decision by any Governor not to partidpate in voting for the 
etection of a Director shall not affect the calculation of the eligible 
votes to be made under Section A, Section B (i). Section B (ii) or 
Seclion B (in) Of this Annex. 


Herr Präsident I 


An den Präsidenten der Konferenz 
Ober die Errichtung der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung 


M. (^aimnan. 


To the Chairman of the Conference 
on the Establishment of the 
European Bank for 
Reconstruction and Development 


Wie sie wissen, hat die Initiative des französischen Staats¬ 
präsidenten Mitterrarxf zur Errichtung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau urrd Entwicklung mit dem Ziel, den Obergatrg der 
Volkswirtschaften der mittel- uird osteuropäischen Länder zur 
Marktwirtschaft zu erleichterTt, Verständnis und Unterstützung 
seitens der sowjetischen Behörden gefunden. Oie sowjetische 
Delegation hat an den Verharxllungstunden zur Abfassung der für 
die Bank maßgeblichen Urkunden leiigertommen. Die Grürrder- 
länder haben dadurch erhebiche Fdrtschritia bei dar Ausatttai- 
fung des Obereinkommens zur ErricNun g der Europ äi schen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung erzialL 
Gleichzeitig sind gewisse Schwierigkeiten aufgetreten, weitge- 
hetKl bedingt durch die Befürchtungen einer Reihe von Ländern, 
die Sowjetunion könnte aufgnind der Größe äirer Volkswirtschaft 
Haift}tempfänger der Darlehen der Bank werden und dadurch 
deren Möglichkeiten, anderen mittel- urxl osteuropäischen Län¬ 
dern Hilfe zu gewähren, schmälern. 


As you know, the initiative of the President of PrarKse M. F. 
Mitterrand to establish the European Bank for Reconstruction and 
Development tbr the purpoee of facäitating the Iransition of Central 
and Eastem European oountries towards market-oriented 
eoonomies has fourxl urxferstanding and Support on behalf of the 
Soviet aulhorities. The Soviel delegaton partidpated in the ses- 
sions of talks on drafting the constituent documents of the Bank. 
As a resull the constituent counbies have reached conskferable 
progre ss in riiawing up the Agr ee m en t estabäshing the European 
Baräc for Reoonstniction and Devolopmeitt. 

At the same tinrte, certain difficuKies largely stem from fears of a 
number of countiies that due to the size of its ecorxxny the Soviet 
Union may become the prindpal redpient of credits of the Bank 
and therefore will narrow its capadty to exterrd aid to other Central 
and Eastem European Count^. 


In diesem Zusammenhang, verehrter Herr Präsident, möchte 
ich Ihnen versichern, daß die Absicht der Sowjetunion, ein gleich¬ 
berechtigtes Mitglied der Bank zu werden, in erster Linie auf ihrem 
Willen beruhL eine neue Institution der multilateralen Zusammen- 
arbett zu schaffen, um die Durchführung historischer Reformen 
auf dem europäischen Kontinent zu fördern. 

Ich darf Sie davon unterrichten, daß meine Regierung bereit ist, 
ihren Zugang zu den Mitteln der Bank nach Artikel 8 Absatz 4 des 
Übereinkommens für einen Zeitraum von 3 Jahren ab Inkrafttreten 
des Übereinkommens zu begrenzen. Während dieses Zeitraums 
wünscht die Sowjetunion, daß die Bank technische Hilfe urxi 
andere Arten von Unterstützung zur Finanzierung Ihrer Privatwirt¬ 
schaft, zur Erleichterung des Übergangs staatseigener Unterneh¬ 
men in Privateigentum urxf urrter private Kontrolie sowie zur 
Unterstützung von Unternehmen, die auf Wettbewerbsgrundlage 
arbeiten und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft anstreben, 
gewährt urxf zwar unter Vorbehalt des in Artikel 11 Absatz 3 
festgelegten Verhältnisses. Der (Gesamtbetrag der von der Bank 
auf diese Weise gewährten Unterstützurtg würde den von der 
Sowjetunion für ihre Anteile gezahlten Gesamtbetrag in Barmitteln 
und Schuldscheinen nicht übersteigen. 


In this corwtexion I would like to assure you, dear Mr. Chairman, 
that the intentions of the Soviet Union to become an equal 
member of the Bank account primarily for its will to establish a new 
Institution of multilateral co-operation so as to fester historical 
reforms on the European continent. 

I would like to inform you that my govemment is prepared to 
limit its access to the Bank's resources, pursuant to paragraph 4 
of Artide 8 of the Articles of Agreement of the Bank, for a period of. 
three years starting from the entry into force of the Artides of 
Agreement of the Bank. 

Düring that period, the Soviet Union wishes that the Bank will 
provide technical assistance arxi other types of assistance 
directed to linarKe its private sedor, to fadlitate the transition of 
state -owmed enterprises to private sedor ownership arxf oontrol 
arxl to help enterprises operatirrg competiiively arxf moving to 
parüdpation in the market-oriented economy, subjed to the Prop¬ 
ortion sei forth In paragraph 3 of Artide 11 of this Agreement The 
total amount of any assistance thus provided by the Battk would 
rxit exceed the total amount of the cash disbursed and the 
promissory notes issued by the Soviet Union for its shares. 


Ich bin zuversichtlich, daß die fortschreiterxlen wirtschaftlichen 
Reformen in der Sowjetunion in jedem Fall die Ausdehnurrg der 
Tätigkeiten der Bank auf das Gebiet der Sowjetunion begünstigen 
werden. Da die Sowjeturüon jedoch an der Gewährleistung des 
multilateralen (Charakters der Bank interessiert ist, wird sie nicht 
veranlassen, daß die von ihr aufgerrammenen Darlehen zu 
irgendeinem Zeitpunkt in der Zukunft den mit der Erhalturtg der 
erforderlichen Vielfalt in der (Geschäftstätigkeit der Bank und der 
vorsichtsbedingten Begrenzung ihres Engagements vereinbarten 
Betrag übersteigen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Leiter der sowjetischen Delegation 
Präsident der Staatsbank der UdSSR 


I am confidertt, that continuing ecorxxnic reforms in the Soviet 
Union will inevitably promote the expansion of the Bank's activities 
irtto the territory of the Soviet Union. Kowever, the USSR, being 
interested In securing the multilateral character of the Bank, will 
not choose Ihat at any Urne in future the Soviet bonowings will 
exceed an amount consistent wilh maintaining the necessary 
diversity in the bank's operations arxl prudent limits on its expo- 
sure. 


Please accepL Mr. (Chairman, the assuranoes of my highest 
consideration. 

Head of Soviet Delegation 
(Chairman of the Board 
of the State Bank of the USSR 
Victor V.Gerashchenko 


Victor V. Gerashchenko 
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ment obtenu l’accord de lous les gouverneurs ayant choisi cet 
administrateur pour une teile procuration. 


Une d^cision prise par un gouverneur qui ne partidpe pas au 
scrutin lors de l'^lection d'un administrateur, n'affecte en rien le 
calcul des voix inscrites effectud conformdment aux sections A, B 
(0, B (ii), ou B O'O de la prdsente armexe. 

Au President de la Conference etablissant 

la Banque Europeene 

pour la Recortstruction et le Developpement 

M. le Präsident, 

Comme vous le savez, l'initiative du Präsident frangais, Mon¬ 
sieur Mitterrand -d'ätablir la Banque Europäenne pour la Recon¬ 
struction et le Däveloppement afin de favoriser la transition des 
äcoTKxnies des pays d'Europe centrale et orientale vers une 
äconomie de marchä-, a ätä aocueillie avec oomprähension et 
soutenue par les autoritäs soviätiques. La däiägation soviätique a 
partidpä ä toutes les sessions de nägodations visant ä l'älabora- 
tion des rtocurrtents statutaires de la Banque. En En consä- 
quenoe, ies pays forxlaleurs ont räafisä des progräs considära- 
bles dans la mise au pokit de l’Acle portant crdation de la Banque 
Europäenne pour tat Reoonstnxtlion et le OäveloppetnenL 

Dans le mfeme temps, des difficultäs sont apparues et däcou- 
lent, dans une large mesure, des craintes d’un certain nombre de 
pays de voir l’Union Soviätique -en raison des dimensions de son 
äcorvxnie-, devenir le prindpal bärtäflciaire des crädits de la 
Banque. Si tel ätait le cas, ces possibiiitäs d’ätendre t'aide en 
faveur des pays d'Europe cerrtrate et orientale s’en trouveraient 
räduites. 

A cet ägard, je tiens ä vous assurer, M. le Präsident, que 
l'intention de l'Union Soviätique de devenir membre ä pari entiäre 
däcoule principalement de sa volonte d'ätablir une nouvelle insti- 
tution de coopäration multilatärale afin de procädere ä des räfor- 
mes historiques sur le continent europäen. 

Je tiens ä vous informer que mon gouvernement est prät ä 
limiter son accäs aux ressources de la Banque, conformämeni au 
paragraphe 4 de l'article 8 de l'Acte constitutif de la Bartque, pour 
une päriode de trois ans ä compter de la date d’entree en vigueur 
de l’Accord portant cräation de la Banque. 

L'Union Soviätique enterrd que, durant cette päriode, la Banque 
foumisse l’assistarK» tecbnique ou tout autre type d'assistance 
visant a financer son secteur privä, ä faciliter le passage d'entre- 
prises du secteur d'Etat ä la propriäte et au controle priväs et ä 
aider les entreprises fonctionnant de maniere concurrentielle et se 
präparant 4 opärer selon les rägles de räcorromie de marchä, et 
ce dans la Proportion visäe au paragraph 3 de l'artide 11 de 
l'Accord. Le montant total de loute assistartoe ainsi foumie par la 
Banque ne peut exäder le nKxitant total des liquiditäs däcaissäes 
et des billets a ordre ämis par l'Union Soviätique au titre de ses 
actiorrs. 

Je suis persuadä que la pousuHe des fformes äcorxxniques 
engagäes en Union Soviätique ne manquera pas de promouvoir 
l'expansion des activites de la Banque sur le territoire de l'Union 
Soviätique. Toutefois, l'URSS, däsireuse de präserver le caratäre 
multilatäral de la Banque. ne choisira 4 aucun ntoment de procä- 
der 4 des emprunts dont le montant empächerait le maintien de la 
näcessaire diversitä des opärations de la Banque ou qui depasse- 
rait les limites F>rudentes de son encours. 


Je vous prie de croire, M. le präsidenL a l'assurance de ma plus 
haute considäration. 

Chef de la däiägation soviätique 
Präsidente du Consil d'administration 
de la Banque d'Etat d'URSS 

VictorV. Gerashchenko 


npaeo, MsbpaHHOMy .q^peKTopy, npti ycnoetm, mto yKaaaMHbiü 
ynpaannioufMA npefleapwTenbHo sapyMMTCfl cornacueM Ha raxyio 
nepeqany co cropoHbi ecex rex ynpae/iaKxqHX, KOTopwe 
Hsäpanu yxasaHHoro Anpetaopa. 

PeuieHHe KaKOro-nubo ynpaennKxqero He ynacTBOBaTb e 
ronocoeaHHM b xo^e eubo^e AMpexTopa He CKaaMBaeTOi Ha 
nOACNere MMeroutMxcn ronocoe cornacHO paaAS/ty A, pasAony 
B pasAeny B (ii) huim pasAiany B (Ui) HacTomqero npu- 
noxreHMB. 

npeAcaAa renio KOH(}>epeHqMM 
no yspexrAeHMio 
EeponeAcKoro banxa 
peKOHCTpyKL(MH M pa3BMTMil 

TocnoAHH npeAceA^tenb! 

Kax Bau MsaecTHO, MHMqnaTMBa npeaMAeHra (PpaHiiHM <t>. Mmt- 
Tepana ob yMpexrAOHMH EBponeäcKoro baHKa peKOHCrpyiatMM m 
pasBHTHn B qennx coAeäcrom nepexpAy crpaH LjempanbHoA m 
BoctomhoA Eeponbi k opHeHTMpoBaHHoA na pmhok skohommko 
BcrpeiHna noHMMaHue m noAA^pxcKy oo cropoHbi ooeercKoro 
pyKoeoACTBa. Aenerai(Ha CCCP ynacTBoeana bo bcox payHAax 
neperoBopoB no paspabOTKS y^rfjeAMrenbHbix AOKyMewroB 
BaHKa. CrpaHU-yHpeAMTenH SHaMMTenbHoro npo- 

rpecca b BupaOorxe CornauieHm ob ynpexytSHMM EaponeAc- 
Koro baHKa peKOHcrpyKMKN m pasaMTMU. 

B TO x(e BpeMH onpeAeneHHbie cnoxtHocTM boshhioim b ochob- 
HOM H3-3a onaceHMM paAa rocyAapcTB, mto CoeeTCKMü Coios b 
CM/iy paauepoB csoeü skohomhkh moxcot npeBpaTMTbcn b 
ocHOBHoro nonyMarenn KpeAMToe BaHKa m reu caMbM yweHb- 
lUHTb BOSMOtKHOCTM BaHKa DO tipBAOCTaBneHMIO nOMOUlM ApyrMM 
rrrpaHaw UeHrpanbHOii m Boctohhom Eaponbi. 

6 STOM cbbsm xoTen bu saeepMTb Bac, yBaxcaeuBbiA rocrwAHH 
npeAceAaTenb, mto HawepeHMn Cobbtckoto Coioaa craTb non- 
HonpaBHbiM H/ieHOM BaHKa npoAHtcroBaHbi, b nepeyio onepeAb, 
CTpeuneHHeM cosAarb hobuh MHCTHTyr MHorocropOHHero 
coTpyAHMHecTBa pf\f^ toto, MTobw coAeiicTBOBaTb McropHHec- 
khm npeobpasoBaHMBM Ha eeponeHCKOM KOHTHHeKre. 

XoTen bbi AOBecTM pp Baujero caeAeHMH, hto npaBMTenbCTBO 
CCCP roTOBO B cooTBeTCTBMM CO craTbeü 8 (n.4) CornauteHMfl 
ob yMpex<AeHHH BaHKa orpaHMMHTb rrroü Aocryn k pecypcau 
BaHKa Ha nepnoA e rpn roAa c MOMeHra Bcryn/ieHHH b cuny 
CornauieHHn ob yHpexrAeHHH BaHKa. 

CCCP HCXOAHT M3 TOTO, HTO B TBHeHHe 3T0r0 fiepMOAB BaHK 
byAeT OKa3biBaTb CoeeTCKOMy Coio3y TexHMsecKoe coA^^^BMe 
M APyrMe BKA^** nÖMOutM, nanpaBneHHbie Ha rpHnaHCHpoeaHMe 
ero MacTHoro ceKTopa, obnerneHMe nepexriAa rocyAapcreeHHbix 
npeAnpHATHiü b sacTHoe BnaAeHue m noA ‘«CTHbiä KOHrponb m 
H a OKasaHvte noMoutM npeAhPHimimM, AeäcTByKxqMM b ycnoBnmx 
KOHKypeHqMM h nepexoAHutMM k yHacmao a opMeHTMpoeaHHoA na 

pbIHOK SKOHOMMKB C yHOTOM COOTHOUIBHMSr, yKasaHHOTO 8 CraTbe 

11 (n.3) CornaiueHMH. PpM stom obbeM npeArxnaBnneMoro 
SaHKOM coAeAcTBMB He npesbiujan bu obutefi cyuMU nnaTexrefi 
HantMHbiMM M opocTbix BeKoeneA, BucraBneHHbix CoeercKHM 
CoioaoM no cbomm aKtttutM. 

VBepeH, HTO npoqerx: skohommhbckmx perpopu b CoBercKOM 
Coioae byAeT HenabexcHO cnocobcTBOsaTb pacuiMpeHHio 
AeHTenbHocTM BaHKa na reppHTopMH CCCP. B to x<e BpeMH 
CCCP, byAyHM saHHTepecoBaHHbiM b obecneneHMM mhotocto- 
poHHero xapaicrepa BaHKa, m b AananeAuieM byAer crpeMMTbca 
K TOMy, HTobu ero aaHMCTBoeaHHa He npeBbiiuanM cyMMU, coot- 
BeTCTByiou^eA ncAA^P’^a^Hio HeobxoAHMOA A^BepCHr^MKaoHM 
onepaqMA BaHKa h bnaropaayMHbix npeAenoe obtqero pasMepa 
ero KpeAHTOB. 

ripHMHTe, rocnoAHH npeAceAarertb, yBepeHMa b mobm Becbwa 
BbICOKOM K Bau ySaXTOHMH. 

B. B. fepauteHKO 

rnaea ABneraqMM CCCP, 
npeAceAaTenb npaeneHMn 
rocyAapcTBeHHoro BaHKa CCCP 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Bedingungen des befristeten Aufenthalts 
und die Modalitäten des planmäßigen Abzugs der sowjetischen Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 


Vom 21. Dezember 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats das 
folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 12. Oktober 1990 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland urtd 
der Union der Soziafistischen Sowjetrepubliken Ober die 
Bedingungen des befristeten Aufenthalts und dte Modali¬ 
täten des planmäßigen Abzugs der sowjetischen Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland wird zu¬ 
gestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Die den sov^tischen Truppen nach dem Vertrag zur 
Verfügung stehenden Grurtdstücke gelten als rechtlich in 
Anspruch gertommen, soweit sie für die in dem Vertrag 
genannten Zwecke weiterhin benötigt werden. 

(2) Die fortdauernde Inanspmchnahme gilt mit Wirkurrg 
vom 3. Oktober 1990 als vorzeitige Besitzeinweisung im 
Sinne des § 38 des Landbeschaffungsgesetzes vom 
23. Februar 1957 (BGBl. I S. 134), zuletzt geändert durch 
das Vierte Änderungsgesetz zum Landbeschaffungsge¬ 
setz vom 29. November 1966 (BGBl. I S. 653). Die Vor¬ 
schriften des Landbeschaffungsgesetzes mit Ausnahme 
des § 42 gelten entsprechend. 

Artikel 3 

(1) Das Ersuchen um Übergabe und die Zustimmung zur 
Abgabe einer einzelnen Strafsache an die deutschen 
Gerichte oder Behörden nach Artikel 18 Abs. 3 des Ver¬ 
trags werden von der Staatsanwaltschaft erklärt. Diese ist 
auch zuständig für die Abgabe einer einzeliten Strafsache 
an die zuständigen sowjetischen Behörden nach Artikel 18 
Abs. 3 des Vertrags, für den Empfang und die Abgabe von 
Mitteilungen, insbesondere nach Nummer Xil der Anlage 4 
zu dem Vertrag, sowie für Ersuchen um Rechtshilfe in 
Strafsachen nach Artikel 19 des Vertrags. 

(2) Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit gelten 
die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes ur»d der 
Strafprozeßordnung entsprechend. 

Artikel 4 

Artikel 24 des Vertrags ist nach den folgenden besonde¬ 
ren Bestimmungen auszuführen: 

§1 

(1) Ansprüche der in Artikel 24 Abs. 1 des Vertrags 
genannten Art sind zur Vermeidung des Ausschlusses bei 
der zuständigen deutschen Behörde innerhalb einer Frist 
von drei Monaten von dem Zeitpunkt an geltend zu 


machen, in dem der Geschädigte von dem Schaden und 
von Umständen Kenntnis erlangt hat aus denen sich 
ergibt daß sowjetische Truppen für den Schaden rechtlich 
verantwortlich sind. 

(2) Oie Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn der 
Anspruch irwterhalb der Frist bei einer Dienststelle der 
sowjetischen Truppen geltend gemacht worden ist, die 
allgeiT^ für die BehatvAung von Entschädigungsansprü¬ 
chen zustärxfig ist oder der an dem Schadensfal beteiHgte 
Mitglieder oder Bedienstete der sowjetischen Truppen 
unterstehen. 

(3) Auf die Frist sind die Vorschriften der Zivilprozeßord¬ 
nung über Notfristen entsprechend anzuwenden. 

(4) Nach Ablauf von zwei Jahren seit dem Zeitpunkt des 
schädigenden Ereignisses kann der Anspruch nicht mehr 
geltertd gemacht werden. War der Schaden vor Ablauf 
dieser Frist nicht erkennbar, so beginnt der Lauf der Frist 
mit dem Zeitpunkt, in dem der Geschädigte von dem 
Schaden hätte Kenntnis erlangen müssen; § 852 Abs. 1 
Halbsatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt un¬ 
berührt. 

§2 

(1) Zuständige deutsche Behörden sind die Oberfinanz- 
direktionen (Bundesvermögensabteilungen). 

(2) Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Bezirk das 
schädigende Ereignis stattgefunden hat. 

§3 

(1) Die Ansprüche sind durch Einreichung eines Antrags 
auf Entschädigung geltend zu machen. 

(2) Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der zuständigen Behörde zu stellen. Er hat die geltend 
gemachten Ansprüche dem Grunde und, soweit möglich, 
der Höhe nach zu bezeichnen. Er soll ferner alle für die 
Bearbeitung wesentlichen Angaben enthalten und auf die 
Beweismittel, soweit sie nicht beigefügt sind, Bezug 
nehmen. 

(3) Ist dem Antragsteller bekannt, daß andere Personen 
einen Anspruch auf die Entschädigung geltend machen 
können, so hat er dies in seinem Antrag anzugeben. 

(4) Die Behörde hat den Eingang des Antrags unter 
Angabe des Eingangstags schriftlich zu bestätigen. 

§4 

(1) Die Behörde hat dem Antragsteller ihre Entschlie¬ 
ßung darüber mitzuteilen, ob und inwieweit sie einen gel¬ 
tend gemachten Anspruch als begründet anerkennt. Wird 
der Anspruch nicht oder nicht in vollem Umfang als 
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begründet anerkannt, so sind dem Antragsteller die 
Gründe mitzuteilen, auf denen die Entschließung der 
Behörde beruht. 

(2) Die Mitteilung über die Entschließurtg ist mit einem 
Hinweis auf die Ktagemöglichkeit (§ 5) zu versehen und 
dem Antragsteller zuzustellen. 

(3) Eirter Mitteilung nach Absatz 1 bedarf es nicht, wenn 
und soweit zwischen der Behörde und dem Arttragstelter 
eine Vereinbarung Ober die zu gewährende Entschädi¬ 
gung abgeschlossen wird. 

§5 

(1) Hat die Behörde einen geltend gemachten Anspruch 
nicht oder nicht in vollem Umfang anerkannt, so karin der 
Antragsteller Klage vor den ordentlichen Gerichten gegen 
die Bundesrepublik DeutschlarKf erheben. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschlartd führt den Rechts¬ 
streit im eigenen Namen für die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken. 

(3) Die Klage ist innerhalb eirter.Frist von-zwei Monaten 
nach Zustellung der Mitteilung über die EntschlieBurtg der 
Behörde zu erheben. Auf die Klagefrist sind die Vorschrif¬ 
ten der Zivilprozeßordnung über Notfristen entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Die Klage ist auch dann zulässig, wenn die zustän¬ 
dige Behörde dem Antragsteller nicht innerhalb eirwr 
angemesser>en Frist nach Eingang des Antrags, die 
jedoch nicht mehr als sechs Monate betragen darf, ihre 
Entschließung mitgeteilt hat. Der Klage hat in diesem Falt 
die Aufforderung an die Behörde vorauszugehen, dem 
Antragsteller innerhalb eines Monats ihre Entschließung 
mitzuteilen. 

§6 

(1) Hat die Behörde einen geltend gemachten Anspruch 
in vollem Umfang oder zum Teil anerkannt, so sind die 


danach zahlbaren und fälligen Beträge unverzüglich nach 
der Zustellung der Mitteilung über das Anerkenntnis aus¬ 
zuzahlen. 

(2) Hat die Behörde mit dem Antragsteller eine Verein¬ 
barung Ober die Entschädigurtg getroffen, so ist der verein¬ 
barte Betrag nach Maßgabe der Vereinbarung unverzOg- 
Rch nach deren Wirksamwerden auszuzahlen. 

(3) Vorauszahlungen auf die Entschädigung können in 
angemessenem Umfang gewährt werden, wenn der 
Arrspruch dem Grunde nach gerechtfertigt ist. 

§7 

Bei Schäden an Liegenschaften oder bei Verlust oder 
Beschädigung von beweglichen Sachen, die den sowje¬ 
tischen Truppen zur Verfügung gestellt worden sind, gilt 
der Artspruch auf Entschädigung als mit der Freigabe 
entstanden. Der Lauf der in § 1 Abs. 1 genannten Frist 
beginnt in diesen Schadertsfällen mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Geschädigte von der Freigabe Kenntnis erlangt 
haL Der Lauf der in § 1 Abs. 4 Satz 1 genannten Frist 
beginnt mK der Freigabe der Sache; § 1 Abs. 4 Satz 2 gilt 
entsprechertd. 

Artikel 5 

Die Beeinträchtigung des Eigentums oder eines sonsti¬ 
gen Rechts an einem Grundstück durch das Vorhartden- 
sein, die Nutzung oder die Instarxfhaltung von Femmelde- 
finien nach Nummer VI der Anlage 2 zu dem Vertrag ist 
von dem Berechtigten im bisherigen Umfang entschädi¬ 
gungslos zu dulden. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag. an dem der Vertrag nach seinem Artikel 27 
in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 21. Dezember 1990 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 


9 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Bedingungen des befristeten Aufenthalts 
und die Modalitäten des planmäßigen Abzugs der sowjetischen Truppen 
aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

floroBop 

Me>Kfly OeflepaTMBHOM Pecnyb/iMkoü repMaHnefi 
M CotosoM CoBBTCKHX CottMa/iMCTMHecKMX PecnyöniiK 
o6 ycnoBMnx BpeMeHHoro npeöbiBaHMn m n/iaHOMepHoro 
BbiBOAa coBeTCKHX BOÜCK c TeppuTopMM Oe^epaTMBHoü 
PecnyönMKM TepMaHUM 


Die BundesrepubMc Deutschland und die Union der Sozia- 
Kstischen Tjtarjeli opi iiBrrm — 

Oberzeugt von der Notwendigkeit, unter neuen Bedingurtgen 
zur Erhaltung von Frieden und Stabilität in Europa beizutragen, 

von dem Bestreben geleitet, die Grundlagen qualitativ neuer 
Beziehungen zueinander zu legen, 

eingedenk der histodschen Ereignisse, die zur Stationierurtg 
der sowjetischen Truppen in Deutschland geführt haben, 

in Würdigung dessen, daß das deutsche Volk in freier Aus¬ 
übung des Selbstbestimmungsrechts seinen Willen verwirklicht 
hat, die staatliche Einheit Deutschlands herzustellen, um als 
gleichberechtigtes und souveränes Glied in einem vereinten 
Europa dem Frieden der Welt zu dienen, 

in Würdigung der Bedeutung, die dem Vertrag vom 12. Septem¬ 
ber 1990 über die abschließerKfe Regelung in bezug auf Deutsch¬ 
land zukommt, 

von dem Wunsch geleitet, für den befristeten Aufenthalt sowje¬ 
tischer Truppen im Gebiet der Buixfesrepublik Deutschlartd bis zu 
ihrem vollstärtdigen Abzug eilte aitgemessene vertragliche 
Grundlage zu schaffen und die mit deren Reduzierung und Abzug 
zusammenhängenden Fragen zu regeln, 

entschlossen, die Sicherheitsinteressen beider Seiten zu 
berücksichtigen und zum Aufbau einer dauerhaften urtd gerech¬ 
ten Friedensordnung in Europa beizutragen, 

von der Auffassuitg geleitet, daß die Regelung des befristeten 
Aufenthalts und eitdgültigen Abzugs der sowjetischen Truppen 
aus dem Aufenthaltsgebiet zu eirter vertrauensbikJertden Maß¬ 
nahme zwischen der Burtdesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken zu gestalten ist, die in einer 
Zeit der Schaffung europäischer Sicherheitsstrukturen zur 
Gewährleistung von Flieden und Sicherheit in Europa beiträgt - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Vertrags bedeuten die Begriffe: 

1. .Sowjetische Truppen": 

Einheiten, Verbände utkI Großverbände der Streitkräfte der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und deren Verwal¬ 
tung im Aufenthaltsgebiet; 


tPaAepaiMeram PecnyünMica repuaHMn m Coios CoeercKtw 
CoqManMcniHecia« PecnyünttK, 

y 6 e)KAS*^Hbie b HeoOxo/tHMocTM b Hoebix ycnoBMnx coabUct- 
BOBSTb noAAep>KaHMio MMpa M craÜM/ibHocTM B Eepone, 

pyKOBOACTByncb crpeMneHMew 3 ano)KMTb ochobu Kanecr- 
BOHHO HOBb« OTHOUJeHldt MBJKAy HMMM, 

noMHB o 6 MCToptiMecKMX coübmvix, npMBeAuiMX K pasMeuteHHio 

COBeTCKMX BOÜCK B fepMaHMH, 

OTMe^an, mto HeMeqKMü napoA, cboüoaho ocyutecrennn 
npaeo Ha caMOonpeAeneHMe, MsiafleMn eonio k crpoMre/ibcrBy 
rocyAapcTBeHHoro eAHHcrea PepMaHMM c reu, MTOübi cnyxorrb 
Aeny MMpa bo BceM MMpe b KasecTee paBHonpasHoro m cyse- 
peHHoro HneHa MAyuteä no nyrM oübeA^HeHM» Eeponbi, 

OTMesan SHaneHMe Aoroeopa ot 12 ceHrnöpe 1990 roAa o 6 
OKOHMarenbHOM yperynnpoBaHMM b OTHOuieHMM PepMaHMM, 

jKenan cosAäTb aAeKBarHyio AoroeopHyioocHOBy Ann BpeueH- 
Horo npeObiBaHHB cobbtckmx boAck na reppMTopMM (PeAeparMB- 
hoA PecnyünMKM PepMaHMM ao mx nonuoro buboas m yperynnpo- 
BaTb Bonpocbi, CBnaaHHbie c mx coKpauteHMeM m buboaom. 


iipeMcnonHeHHbie peiuMMOCTM, npHSHaBan oöoiQAHbie 
HHTepecfai üeaonacHocTM, coAeAcrsoBaTb nocrpoeHMio nposHoro 
M cnpaBBAntmoro MMpHoro ycrpoAcrsa b Eepone, 

orMTan, mto yperynapoeaHMe aonpoca o BpeueHHOM npeOu- 
BaHMM M nonHOM BUBOAe COBeTCKMX BOAcK C TeppMTOpMM HX 
r^MÖbieaHMB Aonxorbi craib uepoA AoeepHfl Mexgty «PeAepa- 
tmbhoA Pecnyb/iHKoA PepMBHHeA h Coiosom CoeeTCKMX CoifMa- 
nMCTMHecKMx PecnyünMK. cnocoücTByiouieA oöecneMeHMK) MMpa 
N OeaonacHocTM b Eepone b nepHOA coaAaHMfl esponeAcKMX 
CTpyKTyp üeaonacHOCTM, 

cornacMnMCb o HHxrecneAyKxqeM: 

CraTbM I 

OnpSAeneHMe noHimtA 

Ann tteneA HacTomtero flproeopa HMxreyKasaHHue TepMMHM 
osHasaioT: 

I. .CoBOTCKMe BoAcKa" - oöbeAMHeHMn, coeAMHOHMst m sacTM 
BoopyxceHHbix Cnn CCCP m mx aAMMHMcrpaqMn Ha reppMTO- 
pMM MX npeObisaHMB. 
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2. „Mitglieder der sowjetischen Truppen”; 

a) Militärisches Personal und Zivilpersonen sowjetischer 
Staatsangehörigkeit, die in Truppenteilen, Einrichtungen 
und Betrieben der sowjetischen Truppen im Aufenthalts¬ 
gebiet beschäftigt sind; 

b) Personen sowjetischer Staatsangehörigkeit, die .zur 
Dienstleistung bei den sich hn Aufenthaltsgebiet befind¬ 
lichen sowjetischen Truppen entsandt worden sirtd; 

3. .Familienangehörige der Mi^leder der sowjetischen Truppen”: 

a) Ehegatten und minderjährige und unterhaltsberechttgte 
Kinder, 

b) nahe Verwandte, die aus Alters- oder Gesundheits- 
grOnden unterhaltsberachtigt sirKl, 

sofern diese Personen Staatsangehörige der Union der Sozia¬ 
listischen Sowjetrepubliken sind; 

4. .Aufenthaltsgebiet”: 

Das Gebiet der Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommem, Sachsen. Sachsen-Anhalt und ThOringen nach 
dem Stand vom 3. Oktober 1990. 

Dem Aufenthaltsgebiet bn Sinne (teees Vertrags gleichgesteitt 
ist das Gebiet der foigendan Stadtbezbfce von BerSn: Mtte, 

Friedrichshain, Prenzlauer Berg, Köpenick, Lichtenberg, 
Pankow, Treptow, Weißensee, Hollersdorf, Hohenschönhau¬ 
sen, Marzahn nach dem Stand vom 3. Oktober 1990. 

5. .Bewegliches Eigentum der sowjetischen Truppen”: 

Alle sich bn Eigentum der sowjetischen Truppen befirKffichen 
Waffen, Munition, MilitärgeräL Fahrzeuge, so^ alle anderen 
zur Ausrüstung und Versorgung der Truppen erforderlichen 
Güter. 

6. .Liegenschaften“; 

Die den sowjetischen Truppen auf Grund der Abkommen vom 
12. März 1957 und vom 25. Juli 1957 zwischen der Regierung 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik zur Nut¬ 
zung zur Verfügung gestellten Flächen wie Kasemenanlagen, 
Flugplätze, Häfen, Truppenübungsplätze, Schießplätze und 
andere Gebäude und Anlagen, auch soweit sie mit Mitteln der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken errichtet wurden. 

Artikel 2 

Allgemeine Regelungen und Verpflichtungen 
für die Dauer des befristeten Aufenthalts 
der sowjetischen Truppen 

(1) Die sowjetischen Truppen sbid bn Autanthaltsgebiet bi den 
ihnen zum Zeütpunkt des Abschlusses dieses Vertrags zugewie¬ 
senen Liegenschaften disloziert 


2. ./iMtta, BxoAnu4He e cocraa coaeTocxx bomck” - 

a) BoeHHOcnyiKau^Me m rpaiKAancKMe nnua, nanniouiHecn 
coaeTCKMMM rpaxT^HauM, päöoraiou^Me a Macrax, yMpe- 
>KAeHvinx m na npeflnpnnrnnx coaercKMx boück na reppn- 
TopMH MX npeöbieaHMn; 

ö) nMtpi c coeercKMM rpaiKAäHCTBOM, KOMaHAnpoeaHHbie 
Amt HeceHMfi ecnoMoraräiibHoA cnyitröfai e coeeTcraie 
BoüCKa, HaxpAnuptecst Ha TeppMTopMM mx npeObteaHMn. 

3. .MneHbi ceueA /ihm. axoAriupoc a oocrae ooeeTCKMx boAck” - 

a) cynpyrM, HecoeepuieHHoneTHMe m HaxoAnutnecn Ha hx 
M xtAHBeHMM aotm; 

ö) ö/iMSKMe poAcraeHHMKM, HaxQAnuiMecn Ha MX Mx<AHBeHMM 
no Bospacry wim coctohmhio sfi/apoebn. 

ectm aTM msta nanmoTCii rpaxtAanaiMt CCCP. 

4. .TeppMTopMH npeOfareaHMH” - 

TeppHTopMA (peAepaniiHbix seMenb MeicneHöypr - 
riepeAHmi flOMepaHMn, EpaHAOHöypr. CaKCOHMn - AwansT, 

CaKOoraMMTiOpMHrM<inococn»tHMK>Ha30Kniöpfil990rqAa- 

K TapptiTopMM npeöfanaHMfl B CMMcne Hacnmuiaro AoTOBopa 
npHpaaHMaaeTcn TeppMTOpMii cnemytoupot ropoACKMX paÄo- 
HOB GepnMHa; MMrre, «bptvqPMxeacaflH, flpeHtpiaysp Eepr, 
KeneHMK, flaHKoe, Tpenroe, BaMcenaee, /iMxreHöepr, Xen- 
nepcAoptb. XosHuieHxayseH, MapqaH no coctouhmio Ha 3 
OKTnöpn 1990 roA». 

5. JlBMxotMoe MMyutecTBO ooeercKMX boAck” - 

HaxoAriuptecit b ooöCTBeHHOcTM ooeercKMX boAck ece bmam 
B oopyxceHHB, öoenpMnacoe, bobhhoA tbxhmkm, BKniOHan 
TpaHcnopTHbie cpeAcrea. a TaKxte moöbte MHue warepManb- 
Hbie cpeACTBa, HeoöxoAMMbie Ahn oöecneseHMn bomck. 

6. .HeABMxcMMoe MMymecTBo” - 

seMenbHbie ynacrKM, BMAeneHHbie Ahn nonbsoBaHHn b 
pacnopniKeHHe cobbtckhx boAck b oooTBeTCTBMH c cornauie- 
hmmmm MeiKAy flpaeHrenbCTBOM Cokx» Cobbtckhx CoqMa- 
/iMCTMHecKMX Pecnyö/iMK m flpaBKrenbCTBOM FepMaHCKOH 
AeMOKpaTMHecKoA PecnyöriHKM or 12 uapra 1957 roAa m ot 
25 Mionn 1957 roAB, BK/noMan BoeHHue ropOAKM, aapoApoMw, 
nopTbi, noHMroHbi, crpenböMuia m APyrne sAaHMst m coo- 
pyxceHMn, b tom MMcne nocrpoeHHbie Ha cpeAcrea CCCP. 

Ctbtwi 2 

OöiAMe yperynNpoBaHNit m oöstsareubCTBa hs nepMOA 
speMeHHoro npeÖMBaHMJi coaercKMx boAck 

1. CoBBTCKMe BoAcica pasMeupuoTcn b ipeAmiax TeppHTopuM 
MX npeöbiBaHHn na BMASheHHbix hm na MOMenr saKmoneHMn 
HacTonu^ero Aoroeopa oObexrax HeABMXCMMoro MMyutecTBa. 


(2) Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken wird ihre 2. CCCP He öyAer yBeriMMMsarb sMcneHHOCTb coeercKMX 
Truppen im Aufenthaltsgebiet einschließlich der Bewaffnung nicht boAck m BOopyxreHMA Ha TeppMTopMM mx npeöwBaHMn. 

mehr verstärken. 

(3) Beginnend mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags informiert 3. C MoweHra Bcryn/ieHMn e CMny Hacroninero ^oroeopa 
die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken die Bundes- CCCPnpoMHrpopMMpyerrbeAepaTMBHyioPecnyönMKyrepMaHMio 
republik Deutschland über die Gesamtstärke der sov^tischen o MMcneHHOCTM coBercKMx boAck Ha TeppMTopMM mx npeöw- 
Truppen im Aufenthaltsgebiet, aufgeschlüsselt nach militärischem eaHMn, b tom vMcne BoeHHOcnyxcautMx, paöoHMx m cnyxcaupix 
Personal, Zivilpersonen und zu Dienstleistungen entsandten Per- CobotckoA Apmmm, a ratoKe nneHOB mx ceueA, m ÖyAer b rxxuie- 
sonen, sowie deren Familienangehörigen. Sie wird die Bundes- Ayiouteu nepMOAMsecKM, He pexte oahoto pasa e roA. cooöu^aTb 
republik Deutschland anschTießend regelmäßig, mindestens ein- o xoAe mx BbtepAa- 

mal jährlich, über den Ablauf des Abzugs unterrichten. 

(4) Der befristete Aufenthalt und der planmäßige Abzug der 4. BpeueHHoe npeöbiBaHMe m nnaHOMepHbiA bwbqa ooeerc- 
sowjetischen Truppen erfolgt bn gegenseitigen Einvernehmen. Zu kmx boAck perynHpyioTcn BsaMMHbiM cornacMeM. B stmx pennx 
diesem Zweck unterstützen sich die Vertragsparteien gegenseitig AoroBapHBatou^Mecn CropoHbi OKasbieaioT APyr Apyry coAeAcr- 
und arbeiten zielstrebig zusammen. Die deutschen und sowjeti- BMe m i^eneHanpaB/ieHHO coTpyAHMHaiOT. FepMaHCKMe m coeerc- 
schen Behörden unterstützen bi jeder Weise die Aufrechterhai- kmb enacTM BcrmecKM coAeAcrayioT noAAepiKaHMK} Aoöpoxcena- 
tung wohlwollender Beziehungen zwischen der Bevölkerung, den rensHbix OTHoiueHMA MeiKAy HaceneHMeM, rocyAapCTeeHHbiMH 
staatlichen Stellen und den nicht-staallichen Organisationen der opraHauM h oöu{ecTBeHHbiMH opraHMsagMBMM <t>eAepaTMBHoA 
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Bundesrepublik Deutschland und den sowjetischen Truppen und 
ihren Dienststellen und gewährleisten die geordnete, sichere und 
fristgemäße Durchführung dieses Vertrags sowie eine die Bevöl¬ 
kerung und Natur schonende Regelung des Aufenthalts und der 
Abwicklung des Abzugs der Truppen. 

(5) Die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren Fami- 
fierrangehörige achten die Souveränität der BurtdesrepUilik 
OeutschlarKi urxl deutsches Recht und enthalten sich Jeder Bnmi- 
schung in deutsche innere Angelegenheäen sowie aller Hancflun- 
gen, die das normale Leben der Bevöärenjng Im iUifenthaltsgebiet 
beeinträchtigen würden. Sie respektieren und befolgen die in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Gesetze und RecNsvor- 
schriften und enthalten sich jegficher mit den Aufgaben und Zielen 
dieses Vertrags unvereinbaren Tätigkeit Oie Dienststellen der 
sowjetischen Truppen sind für die Einhaltung dieser Bestimmun¬ 
gen verantwortlk^. 

(6) Auf Ersuchen der zustätxägen deutschen Behörden wird ein 
Mitglied der sowjetischen Truppen, das sich eirter Verletzurtg der 
deutschen Rechtsordnung schuldig macht aus dem Aufenthalts¬ 
gebiet abberufen. 

(7) Die deutschen Behörden respektieren die Rechtsstellurtg 
der sowjetischen Truppen urtd enthalten sich Jegicher die Wahr¬ 
nehmung der Rechte und Pfüchlen der sowjetischen Truppen 
erschwerender Handlungen. Sie treffen In AbeUmmung mit den 
sowjetischen Tmppen Maßnahmen, die zum Schutz und zir 
Sicherheit der sowjetischen Truppen, der Liegenschaften und des 
Eigentums erforderlich sirtd, einschließlich von Vorkehrungen, um 
rechtswidrigen Handlungen so weit wie möglich vorzubeugen. 


(8) Die sowjetischen Tmppen sind berechtigt kmerhatb der 
ihrten zugewieserten und entsprechend gekennzeichneten Lie¬ 
genschaften Bewachungsmaßrüthmen gemäß den sowjetischen 
militärischen Vorschriften imd unter Beachturrg deutschen Rechts 
durchzuführen. Oie Bewachung von Transporten erfolgt durch 
Mitglieder der sowjetischen Truppen im Rahmen des deutschen 
Rechts und im Zusammenwirken mit den zuständigen deutschen 
Behörden. 

(9) Die sich im Aufenthattsgebiet befindenden militärischen 
Mitglieder der sowjetischen Truppen tragen kn Dienst in der Regel 
Uniform; im übrigen tragen sie Uniform nach Maßgabe der in den 
Streitkräften der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken gel¬ 
tenden Regelung. 

(10) Militärische Mitglieder der sowjetischen Tmppen führen 
außerhalb der den Truppen zugewiesenen Liegenschaften Waf¬ 
fen und scharfe Munition nur dann mit sich, wenn sie gemäß den 
Absätzen 7 und 8 dieses Artikels mit dem Schutz und der Sicher¬ 
heit der sowjetischen Tmppen, der .ihnen zugewiesenen Liegen¬ 
schaften, ihrer Wafferv urxf sonstigen Gerätebestände oder von 
Geld- ur^ Sachwerten beauftragt sind. ZivilpefMnen der sowjeti¬ 
schen Truppen nach Artikel 1 Ziffer 2 führen Schußwaffen nur 
nach Maßgabe des deutschen Rechts. 

Artikel 3 

Befristeter Aufenthalt sowjetischer Truppen In Berlin 

Die Bundesrepublik DeutschfarKi urxf die Union der Sozial«^ 
sehen Sowjetrepubliken haben Ober den befristeten Aufenthalt 
sowjetischer Tmppen in dem kn Sinne dieses Vertrags gleichge¬ 
stellten Gebiet (Artikel 1 Ziffer 4 Satz 2) der folgenden Stadt¬ 
bezirke von Berlin: Mitte, Friedrichshain, Prenzlauer Berg, Köperäck, 
Lichtenberg, Pankow, Treptow, Weißensee, Hellersdotf, Hohen¬ 
schönhausen, Marzahn nach dem Stand vom 3. Oktober 1990 
(.Gleichgestelltes Gebiet*) fblgetxfes Ekivemehmen erzielt: 


(1) Zahl urKi Ausrüstungsumfang der sowjetischen Tmppen kn 
glek^estellten Gebiet werden den bisherigen Stand nicht Qber- 


PecnyönnKM f epMaHHM m coeeTCKnwH eoücKaMM h mx opranaMM, 
oöecneHMeatOT ynopfiflo^HHoe, naAexcHoe m caoeepeMeHHoe 
BbinonHeHMe Hacroflujero Aoroeopa, a ratOKe ufaArnune Hacene- 
HMe M npnpoAy npeöbteaHMe m BbiaoA boAck. 

5. CoeeTCKMe bomckb, exoAnu^ b hx oocrae /iHtta m H/ieHu 
HX ce«yieA yBaxcaioT cyeepeHHrer rbeAepaTHBHoä PecnyCnuKM 
repwaHHM M repMaHCKoe npaso, eosAepxawaioTCR or moöoro 
BMeujaTenfaCTBa e repMaHCKue BHyTpeHHHe Asna. a raioKe or 
ntoöboc aoActbhA, cosflaKXUMX noMexM Ann HopManfaHoO jkmshh 
HaceneHtM na TepptrropMM hx npeffbiaaHMn. Ohm yeasKaioT m 
coOmcABioT AeüCTByioutHe BOeAC^TMBHoA PecnyönHKe FepMa- 
HMH saKOMbi H npaBOBue Hoptibi, B 03 A^>K**BaioTcn OT naXioA 
AenrenbHocTM, HecoBMecTHMoA c saAanaMM m itennuH Hacro- 
nuteno Aoroeopa. OpraHM ooeercKMx boAcx Hecyr OTBercTBeH- 
HocTb sa coömoAeHMe mmm stmx nonoKeHMä. 

6. B enynae oÖpauteHMn KOMnereHTHbix reptnaHCM« B/iacreM 
nMito, BxcAMAee b cocraa coeeTCKMX boAck, BMHoeHoe b 
H apyuieHMM repuaHCKoro npaBonopnAxa, OTSbraaeTcn c reppM- 
TOpHH HX npeöbtBaHMH. 

7. repuaHCKMe enacTM yBaxcaioT npasoeoe nonoxteHMe 

ooeercKMx boAck Ha TeppMTopMN MX npeÖfanaHMii M aoäAaptKM- 
BafOTCM OT noÖMX AäÄcraMA. aarpyAfwoiMAX BbaiomoHMe 
COeeTCKHMM B 0 Aq(aM M Ca 0 MXITpaBM 0 6 WSa iHI 0 CTeA.OHMnpHHH- 
uaioT HeoöxoAMMbie cornaooeaHHbw c cobotckhmm BoAcKaMM 
Mepu, oöecneMMBaKXAMe oxpaHy m öesonacHoen» cobbtckmx 
boAck, hx HeABMXCHMoro m abuxthmoto MMyutecTBa, BtanoHan 
Mepbi no npeAynpexcAOHHio b pauKax BOSMOxororo nioöbix npoTM- 
BonpasHbK abActbmA. 

8. CoeercHMe eoAcica MMetor npaao b npeAdABX BbtAenoHHbix 
MM M eOOTBerCTByKXAMM OÖpaSOM OÖOSHaHeHHMX OÖMKTOe ocy- 
uiecTBnsiTS Mepei ix> hx oxpaue b cooTBercTBMM c ABAcrsyioutHM 
B coeeTCKMX BoopyxceHHbix Cnnax nopAAKOM, a Taxxre c yneTOM 
HopM repMaHCKoro npaea. OöecneMeHMe oxpaHM boAck npM 
nepeABHxreHHnx ocyutecTB/ineTcn UMAaMM, axpAnutHMM b 
cocraa coeercKHX boAck, b pauKax repMaHCKoro npaea m bo 
B aaMMCABACTBMH C KOMnereHTHbtMH repMaHCKMMM B/laCTRMM. 

9. BoeHHocnyxtaupie coeeTCKMx boAck, HaxoARiAMecn na rep- 
pMTopMM MX npeöbiBaHMR, B cnyxceöHoe apeMn hocrt, ksk npa- 
BMno, BoeHHyio (tx>pMy OAextAu; b ocra/ibHoe bpomr - b coot- 
BeTCTBMM c nopMAKOM, ycTaHosneHHbiM B BoopyxceHHMx Cnnax 
CCCP. 

K). BoeHHocnyxcautMe oobbtckmx boAck sa npeABnaMH buab- 
neHHboc MM oöTieKTOB HeABMxonMoro MMyutecTsa MMeror npM 
ceöe opyxoie c öoenpunacaMM to/isko TOTAa, KOTAa b coot- 
BeTCTBMM c nn. 7 M 8 Hacronu^eA CrarbM mm tiopyHeHO oöecnene- 
HHB oxpaHbi H öesonacHocTM coeercKMX boAÖc, hx HeABMxwMoro 
MMyutecTBa, BoopyxceHMA m boohhoA tbxhmkm, ABHexotbix m 
M arepManfaHfaix cpeAcre. FpaxTAaHCKHe nMita, BxqABuiMe b 
COCTB8 ooeercKMX boAck cornacHO n.2 ct.I, MMetor npM ceöe 
OTHecrpe/ibHoe opyxoie ronsKO b cooTBercTBMM c HopMaMM 
repMaHCKoro npaea. 


CrarbM 3 

BpeMeHHoe npebbteaHMe coaercKMX boAck b Eep/iMHe 

ibeAepaTMBHaM PecnyönMica FepMaHMii n Cok» CoaercKMX 
CoMManMCTNHecxMX PecnyönMK APCTMrnM cneAyxxitero 
cornacMH o epeMOHHOM npeöfaiBaHHM ooBerexMx boAck Ha rep- 
pMTopMH cneAykXAMX roppACKMX paAoHoe Eep/iMHa: MHTre, (bpM- 
APMXocaAH, npeHitnaysp Bepr, KeneHMK, flaHKoe, Tpemoa, 
BaAcoHsee, JbixreHÖepr, XennepcAoptb. XosHuieHxayseH, Map- 
UaH no cocTonHMio na 3 oternöpfl 1990 rpAB, Koropan b CMbicne 
HacTonutero Aoroaopa (npeAnoxteHne 2. n.4, cr.l) npupaaHMBa- 
eren k reppMTopMM hx npeÖMBaHMM (.npHpasHeHHafl reppn- 

TOpMB*). 

I. HMcneHHocTb M BoopyxreHMfl cobbtckmx boAck Ha sroA 
npMpaBHeHHoA reppHTOpMM hb öyAyr npeBbtuiarb cyutecrBOBaa- 
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schreiten. Die sowjetischen Truppen werden aus dem gleich¬ 
gestellten Gebiet spätestens zu dem in Artikel 4 genannten Zeit¬ 
punkt abgezogen. 

(2) Die sowjetischen Truppen im gleichgestellten Gebiet über¬ 
geben die von ihnen im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ver¬ 
trags nicht genutzten Liegenschaften gemflB dem in Artilcel 8 
Absätze 5 urx] 6 dieses Vertrags vorgesehenen Verfahrsn den 
deutschen Behörden. 

(3) Oie sowjetischen Truppen haben im Rahmen des Notwerrdi- 
gen freien Zutritt (vom Stadtbezirk Berkn-Mitte) zu dem auSerhalb 
des gleichgestellten Gebiets gelegenen sowjistischen Ehrenmal 
im Stadtbezirk Tiergarten. 

(4) Oie Mitglieder der sowjetischen Truppen kn gleichgesteOisn 
Gebiet und ihre Familienangehörigen körnen die in diesem Ver¬ 
trag nicht genannten Stadtbezirke Berlins zu auBerdienstBchen 
Zwecken sichtvemnerksfrei besuchen. 


(5) Oie sowjetischen Truppen halten jm gleichgestellten Gebiet 
keirre Manöver oder anderen Übungen ab. Bei der Lagerurrg und 
dem Transport von Waffen utkI Munition sowie bei Transporten 
und Märschen von Truppen werden zusätzBch zu den in den 
ArlBtein 2, 6 und 11 dieses Vertrags vorgesehenen Regelungen 
die besorxferen städtischen Gegebenheiten kn gleichgesieWen 
Gebiet berücksichtigt. 

(6) Zur Regelung praktischer Fragen im Zusanunerktang mit 
dem Aufenthalt der sowjetischen Truppen im gleichgestellten 
Gebiet wird ein KontaktausschuB unter BeteUgurtg des Senats 
von Berlin geschaffen. 


Artikel 4 

PlanmäBiger Abzug der sowjetischen Truppen 

(1) Oer Abzug der sowjetischen Truppen beginnt mit dem 
Inkrafttreten dieses Vertrags und wrird etappemveise spätestens 
bis zum Ende des Jahres 1994 beendet. Er umfaßt alle Mitglieder 
der sowjetischen Truppen, ihre Familienangehörigen urxl das 
bewegliche Eigentum. 

Oer Abzug erfolgt nach Maßgabe des Gesamtabzugsplans, der 
mit den deutschen Behörden abgestimmt und gemeinsam in 
regelmäßigen Abständen entsprechend der jeweiligen Lageent- 
wricklung aktualisiert und detailliert wird. 

(2) Zur Abwicklung des Abzugs werden beide Seiten Bevoll¬ 
mächtigte einsetzen, die unter Berücksichtigung der für den 
Abzug vereinbarten Modalitäten die erforderlichen Maßnahmen 
festlegen und koordinieren. 


Artikel 5 

Anweridung von Vereinbarungen 
über Rüstungskontrolle 
und vertrauensbildende MaBnahmen 

Oie Vertragsparteien stellen fest daß für die sowjetischen Trup¬ 
pen kn Aufenthaltsgebiet die für das Verhältnis von gastg^jerr- 
dem Staat und stationierten SIreitkräften einschlägigen Regelun¬ 
gen von Rüstungskontrollvereinbarungen wie des Stockholmer 
KVAE-Ookuments urxf des maBgeblichen INF-Stationierungsiär)- 
derübereinkommens vom 11. Dezember 1987 gelten (Territorial- 
prinzip). Im Bedarfsfall wird kn Zusammenhartg mit der Anwerr- 
dung dieses Artikels eine besondere Arbeitsgruppe ekigesetzL 


luero fip CMx nop ypoBHs. CoaercKMe aoMCKa öy/t/r BbteeAOHbi c 
STOii TeppwTopMM He rrosflHee cpoKa, yKasaHHoro a ct.4. 

2. CoaeTCKHe bohcks Ha stom reppHTopMH nepeAaiOT rep- 
MancKHM enacrnM ne Mcnonb3ye*«bie hmm Ha MormeHT acry- 
nneHM« a CM/iy Hacronutero /(proaopa oOveKTbi HeAarotcMMOCTM 
B cooTBercTBMM c nop«vv<o«4, npeAycMorpeHHMM nn.S m 6 ct. 8 
HacTonu;ero /^oroaopa. 

3. Ho Mepe HeoöxoAHMocTw coaercKMe BOüCKa MMeiOT caoöQA- 
Kbifl Aocryn (co cropoHbi ropoACKoro paßona Mtnre) k ooeerc- 
KOMy naMftTHMKy b ropoACKOM paüOHe TuprapreH, pacnonortreH- 
HOMy sa npeABhaMM npMpaaHeHHoä TeppHtopHM. 

4. JlMi^a, BxoAriupie B cocrae coaetOKMX boAck, pasMeutSHHbix 
HB npupaaneHHoA TeppwropMM, m mieHfai kx oeMeA Moryr s 
cnyManx, ne cansaHHux oo cnyjrceöHoA AottreiibHOCTMO, Ha öes- 
bmsoboA ocHoee tK)ceu|aTb ropoACKwe paAoHU EepnuHa, He 
yrxMMHyrbie a HacronufeM Aoroeope. 

5. CoaercKMe aoAcKa He npoaoAHT na stoA TeppuropHM 
ManeepoB wnu /tpyrMx yMeHWä. flpM CKnaAHpoaaHMM boo- 
pytrceHHü m öoenpMnacoe, TpaHcnopTMpoBice mtw nepsABMrKe- 
HMM boAck cbomm xoaom b flonon MB HWB K yperynMpoBaHHfiM, 
npeflycMOTp o rB Bi i M b ctxt.2. 6 m H KacTonuiero AoraBopa. Thm- 
TbiBaioTcn oooöeHHOCTH ropQACxMx ycnoBHfl Ha npHpameräroA 

TeppHTOpHM. 

6. Ann petueHMn npaicrMHecKMX Bonpoooa, cansaHHbix c npe- 
öbiaaHMeM cobotckmx bohck Ha stoA reppHTopHM, coa^äeTcn 
KOHTaKTHan kommocmm c yMacTMeM npeACTaBMTeneA Cenara 
Bep/iMHa. 


CraniH 4 

(InaHOMepHbiA BMBO/t cosercKHX boAck 

1. BbiaoA coeeTCKMX boAck HaHMHaercn c MoueHTa acry- 
nneHMH b CM/ty HacroHUtero Aoroeopa m Cyner saseputeH nos- 
TanHO, He rwsAHee, hom k Mcxo^y 1994 ro/ta. Oh öy^eT oxBaTU- 
aaTb Bcex nwit, exoAmilMx b coctbb coeeTcrorx boAck, nrreHOB mx 
ceueA h /^avixHMoe HMyutecTBO. BbtaoA ocyutecTB/isreTcn b 
cooTaeTCTBHM c rpacpHKOM, cornacyeMbiM c repnraHCKMnrM 
B/iacTHMH, KOTopbiA coBMecTHo pery/wfjHo yroMHfleTCfl m ^OTa- 
nMSMpyeTcn a cooTaeTcraHH co CK/iaAbraalioiiteAcn oöcraHoa- 
koA. 

2. A'in pery/iMpoaaHHn aonpocoa, cansaHHux c abiao^oM 
boAck, Ctopohw HasHanatoT ynonHOMOHeHHboc, Koropbie c yne- 
To«4 cornacoaaHHb« ycnoBHA Bbiecwa onpeABnaioT h koopahhm- 
pyiOT HOOÖXOAHMbie MeponptwTMH. 


Crarwi 5 

flpHMeHeHMB AoroBopeHHocTBA o KOHrpone 
HdA BoopyaceHMMMM m no MepaM yxpenneHMii floaepiM 

AoroeapHBaiou^Mecn CropoHbi onyiesajOT, «rro Ha coeeTCKHe 
aoAcxa Ha TeppMTopwH hx npeöbraaHHn a tom, mto Kacaercn 
othoujohhA Mexvty npuHMuraKSutHM rocyAapcTBO*« m pastreujeH- 
HWMM Ha ero TeppHTOpMH HHOCTpaHHbllMM BOACKaMM, pSCtipO- 
crpaHHioTCH cooTBeTCTByKXMMe yperynMpoBaHHH Aorosopen- 
HocreA o KOHTpone hba BoopyxreHMriMM, kbk, HanpuMep, lilToro- 
Boro AOKyMBHTa cTOKTonbMCKoA KoH4>epeHi4MM no MepaM yxpe- 
nnaHMH A°BepMfl m öesonacHocTM m pasopyaraHMio b EBporte m 
cooTBeTCTByxxAero CornaiueHMn ot II Aäräöpn 1987 roAa o6 
HHcneKLjHnx a cansw c AoroeopoM Mexgty CCCP m CUIA o nnKaw- 
Aat^ paKBT cpeAHeA h MenbureA AänbHOCTM (TeppHTopHa/ib- 
hmA npHHitHn). B cnyHae HeoöxoAHMOCTH b csash c npHMene- 
HweM HacTOflu^eA CrarbM Moxcer cosAasaTbcn cneMMa/ibHas 
paöOMan rpynna. 
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Artikel 6 

Ausbildung der sowjetischen Truppen 

(1) Die sowjetischen Truppen sind berechtigt, im Aufenthaltsge¬ 
biet Manöver, Übungen uitd planmäßige Ausbildung innerhalb der 
ihnen zugewiesenen Uegerßchaften durchzufOhren. Militärische 
Aktivitäten außerhalb der Liegenschaften oder oberhalb ekter 
Gesamtstärke von 13 000 Mann faxten ni^ statt. Die AusbOdurtg 
der Luftstreitkräfte richtet sich rtach den Bestimmurtgen dM Arti¬ 
kels 7 dieses Vertrags. 

(2) Zum EirvOcken militärischer Kettertfahrzeuge aus ihren Dts- 
lozierungsorten in Übungsplätze, Übungsgeiärxle utxi Schieß¬ 
plätze sowie für deren Verlegung zwischen Ütxsigsplätzen, 
Obuttgsgelärxlen und Schießplälzen Im Verlauf von Übungen und 
Manövern können Strecken (Kolorxienmarechw o g o ) benutzt wer- 
dert, die von der FOhrung der sow j etlechen Truppen mit den 
zuständigen deutschen Behörden zu vereinbaren sind. Die Rege¬ 
lung für deren Benutzung ist zwei bis drei Wochen vor der Übung 
zu vereinbaren. 

(3) Üburtgen der sowjetischen Tnrppen ab Regimentsebene 
sirxl bei den zustärxligen deutschen Behörden so Mh wie mög¬ 
lich, mindestens einen Monet vorher, anzumalden; AtarmObungen 
mit Verlassen der Uegenachaften werden nteht durchgefOhr t 


(4) Grundsätze urxi Einzelheiten der Durchführurtg von Übun¬ 
gen, z. B. Teilnehmerzahi, Gelätxla, Fahrtstrecken, Übungs- tstd 
Schießzeiten, Sicherheitszonen, Übungsartan, Umwettschutz- 
urxl arxiera Belange, werden gesondert vereinbart sowett sie 
nicht bereits in arxleran Artareln dieses Vertrags erfaßt skxl. Die 
sowjetischen Truppen troffen alte notwerxkgen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, daß bei der Nutzung Schäden so weit wie möglich 
vermieden werden. 


(5) Zur Vermeidung von Unfällen bei Übungen der sowjetischen 
Truppen wird außer bei Schießübungen keine scharfe Munition für 
Waffertsysteme mitgefOhrt Für SchießOburtgen wird die berrötigte 
Munition gesorxlert transportiert Bei SchießObungen sirxl um und 
über Schießplätzen gemeinsam mit den deutschen Behörden die 
eriordedichen Sicherheitszonen einzurichten. 


Artikel 7 

Regelung für den Luftverkehr 
der sowjetischen Truppen 

(1) Für den Luftverkehr der sowjetischen Truppen im Aufent- 
haltsgebiet gelten die deutschen kiftrechtiichen Bestimmungen 
und die von den sowjetischen Luftstreitkraflen angewendeten 
besorxleren Vorschriften für die Durchführung ihrer FUge, die auf 
die vorgenarviten Besttmmungen abgestinwnt werden. Zu (fiesem 
Zweck wird zwischen den beiderseits zuständigen Ministerien ein 
Ressortabkommen abgeschlossen werden. 

Der Bundesminister für Verkehr legt kn Ekwemehmen mit d«n 
Bundesminister der Vertekfigung itach Abstimmung rrxt den 
sowjetischen Stellen die Luftraumordnung fest 


Die nicht der zivilen Flugverkehrskontrolle unterliegerxlen Luft¬ 
räume dienen vorwiegend mflitärischem, insbesorxiere sowje¬ 
tischem Rugbetrieb. Östlich der westlichen Grenze des Aufent- 
haKsgebiets wird eine mtt der sowrjetischen Seite abges^nmte 
Abstarxlslinie vom Burxlesmkfister für Verkehr festgelegt Der 
Luftraum zwischen der Gretue des Aufenthaltsgebiets urxl dieser 
Abstarxlslinie darf von sowjetischen militärischen Luftfahrzeugen 


CTaTbn 6 

no/troTOBKa coeercKHX boück 

1. CoeercKMe aoMCica MuenT npaeo npoeoAMTb Ha reppHTopHM 
MX npeöbiBaHMH rMaHeepbi, yMeHMsi h APyrne ueponpHrrrMn 
nrtaHoeoM rxvtroTOBKM e npeA^^tttx BfaiAä/tei«rbO( mm oömktob 
HeABMxcHMoro MMyiifecTBa. BoeMHae ABFrensHOCTb sa npsAö* 
nauM STMX oöberöoB, a Taraxe c ryMar xy i oi iM O M öonee 13000 
ynacTHMKoe He npoe<vtMTca. ncATOToeKa aoeHHO-eo^AyuiHboc 
CMji npoeoAMTce b ccxrTBercTBMM c rxrnoNceieBiMM ct.7 hbcto- 
ntitero Aproeopa. 

2. Am nepdABM)KeHMii ryceHMMHoA BoeHHOfi TexMMKM MS Meer 
AHcmoxaMMM Ha rx>nMroHi>i, yHeÖHbie ixwm n crpenfaÖMUta, a 
TaioKe nepeMeuteHMs ee c (W*<x rKuerroHoa, yHeöHbix rxtneli h 
CT peniiÖMUt Ha Apynra B xqab y'mmA M MaHeepoe Moryr Mcrxme- 
soeariicn uapiupyTU (rconoHMbie nyrM), Koropfaie mAnascar 
oornacoeaiBeo Mexcfly xpMaH/lpeaHMOM coaeTCwrx eoftcK m kom- 
nereHTHfaiMM lepMaHCXMMM anacTmiiM. noprtnoK mx Mctx>nbSO- 
aaHMsi noAnexorr (xx'nacoeaHMK} HarcaHyne yHeHMÜ sa 2-3 
HeAe/iM. 

3. VHeHMs coBBTCKMX BoAcK OT noHKa H Bbuie rxvinexcaT 
rrpeAsapMTanbHOMy yeeiAOMi xw BBO rcoMnererrrHbix repMaHciooc 
anacreä Kart MOOKHO paNhuie, HO HS iioäWfM, usM sa MecMft Ao NX 
HSHaruu npM stou npoaepicM übeaoA ioit>aii(.x in enflnr e nx 
BbieoiAOU sa npeAShw oöMKToe HeABNXCNMoro NMyiitecrea He 
npoeofljrrcfl. 

4. ripuHtpinbi M KOHKpeTHfaiA iKrpivtoK npoBeAmMH yneHMM, 
KSK, HanpMMep, HMcneHHocTbyHacTHMKoe, pakoHU, Mapurpyru n 
cpoioi NX npoaaAaHMN, apauN sraix» öoeaoA erpemröu N aoHfai 
öescxiacHOCTM, srcorxxNHecNMe n ap- BcxkMWfai, oornacyioTCN 
OTAenbHo, ecjiM ohm ne oxBaTMBaxjTCN norxeKeHMNMM pptnu. 
craTefi HacromAero Aproeopa. CoaercKMe BoAcxa npuHMMaror 
Bce HeoöxoAMMbie Mepu Arm oOecneneHMn, HaexonsKO sto bos- 
MoxcHO, HeHaHeceHMH yurepöa so BpreMH McnonbaoeaHMH oöiieK- 

TOB. 

5. C uenbio (ipeAynpeiXAeHMH HeeracTHux cnyMaes npH npo- 
BeAeHMM yseHMä cobbtckmx boAck, xpoMe yneHMA c öoesoA 
crpemAjA, öoeearr TexHMxa m CMcreMM Boop^iceHMA öoenpMna- 
caMM He sarpyxcaiOTcn. BoenpHnacu, HeoöxcvtMMiiie Arm npoee- 
AeHMü yneHMA c öoeeoA enpenböoA, AocraBruiioTcir OTAeni>Hfa(M 
TpaHcnoproM. flpM npoeeAeHMH erpenbö m yneHMA c öoeeoA 
erpenböoA Boxpyr crpe/iböMut m naA hmmh (xroMecTHO c rep- 
MaHcxMMM BnacTHMH opraHMsyKTTCH HeoöxcvtMMbie soHbi öeso- 
nacHocTM. 


CraTMT 7 

nopNAOK jiotmoA AsinenbMOCTH asNaitHN 
coBercKNX aoAcx 

1. noherw asMaitHM coeercKMx boAck B npoAenax TBppMTopMM 
MX npeöiiiBaHHn ocyuiecTB /wr oror na ocHoee repMaHCKMX npa- 
BMn o6 McrxinbsoBaHHM BosAytUMoro npcxnpaHcrrea m AeAcTByx)- 
u(MX B aBMauHM (xweTcxHX boAck npaaiui rxrneroB, KOTopeie 
öyAyr cornacoBaHbi c BMUieymMiiHyTbrMM (repMaHCKMMM) npa- 
BH/iaMM. C STOM i|enfaio öyAST ixiAnHcano CcxnaujeHMe MexcAy 
KOMnereHTHMMH MMHHcrepcTBaMH oöeMX AoroeapMeaioutMXCH 
CropoH. 

npaBM/ia HcrxjnbsoeaHMS BOSAytUHtxo npocrpaHcraa ycraHaa- 
HMBaiOTcn (beAepanbHUM MMHMcrepcTBOM TpaHcrxrpra «beA^PM- 
tmbhoA Pecnyö/MKM PepMaHMM (XMMeerHo c <l>eAepani>HbiM 
MHHH(nep(nBOM oöopoHbi dreAspaTMBHoA Pectiyö/iMKM Tepua- 
HMM M no cornaooeaHMio c CoeerrcKoA CropoHoA. 

l43t>riTaa MS-rx^t KOHrporm enyaoö rpaxgtaHCMoA aBMatpiM nacTb 
BosAyuMoro npcxnpaHCTsa otboiamtcn rnaeHUM oöpasoM Am 
noneTOB boohhoA aeMai^, nperKAe ecero cobotckoA. K 
BocTOKy OT sanaAHoA rpaHM^u reppMTopMM npeöbiBaHMa 
coeeTcxorx boAck rb^epanbHbNi muhmctopctbom TpaHcnopra 
OeAepaTHBHoA Pecr^/iMKM PepMaHMM ycraHoeneHa 

cornacoeaHHan c CceeicKoA CropoHoA pasrpaHMHMrenbHan 
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nicht beflogen werden. Ausnahmen für Flüge in Notfällen sowie 
einzelne Hubschrauberflüge zur Versorgung sowjetischer Boden¬ 
einrichtungen sind nach vorheriger Anmeldung bei der zustärKli- 
gen deutschen Luftraum-Koordinierungsstelle (LUKO) und nach 
deren Genehmigung möglich. 


Für die deutsche Grenzen Oberschreitenden FiOge der nichl im 
Aufenthaltsgebiet staUonierten sowjetischen nraMärischen Luft¬ 
fahrzeuge bedarf es einer diploinaUschen Freigabe. HietfOr gilt 
das international ObNche Verfahren jährlicher Pauschalfreigaben, 
das durch Eirtzelgenehmigungen fOr den Bedarfsfall ergänzt wird. 
Diese Regelung erstreckt sich nicht auf die sowjetischen Luftfahr¬ 
zeuge, die kn Aufenthaltsgebiet stationieft sind. FOr regutäre 
Rüge mit Transportflugzeugen zur Postbeförderung und in ande¬ 
ren Verbirxtungsfunktionen außer zum Transport gefährlicher 
Güter gilt die Pauschalfreigabe für die Gültigkeitsdauer dieses 
Vertrags als mit diesem Vertrag erteilt Für diese Flüge genügt die 
Abgabe eines Rugplans bei der Flugsicherung. 


Außerdem gewährt die deutsche Seite den sowjetischen Truppen 
das Recht auf die Nutzung deutscher Flugplätze kn Aufenthalts¬ 
gebiet im Bedarfsfall und unter der Voraussetzung, daß die ent- 
sprechetKien deutschen Behörden rechtzeitig kn voraus bettach- 
richtigt werden und ihre Genehmigung erteilt haben. 


(2) Die Flüge der sowjetischen Truppen im nicht unter ziviler 
Flugverkehrskontrolle stehenden Luftraum werden im Rahmen 
eines einheitlichen Systems der Planung urKl Steuerung des 
zivilen und militärischen Flugverkehrs im Aufenthaltsgebiet auf 
folgende Weise abgewickelt: 

a) Die Nutzung dieses Luftraums durch die Flüge der sowje¬ 
tischen Luftstreitkräfte wird auf der Grundlage der unbestritte- 
ften deutschen Souverärätät Ober den Luftraum von dem 
zuständigen sowjetischen Organ mit der in örtlicher Gemein¬ 
schaft eingerichteten deutschen Luftraum-Koordinierungs¬ 
stelle (LUKO) koordiniert 

b) In der Artfangsphase wird diese Koordination nach dem bis 
zum Vertragsschluß geltenden Verfahren durchgeführt 
Danach wird dieses Verfahren unter Aufrechterhaltung unver¬ 
minderter Sicherheit mit dem Ziel ekter größeren FlexibiGtät 
kt der Nutzung des Luftraums weiterentwickelt uttd vervoll- 
kommttet 

c) Bei außergewöhnlichen oder unvorhersehbaren Umständen 
trifft die deutsche Luftraum-Koordinierungsstelle (LUKO) die 
endgültige Entscheidung über die Nutzung des Luftraums. 


d) Der sowjetische militärische Flugbetrieb in diesem Luftraum 
wird durch das vorgenannte sowjetische Organ unter sowjeti¬ 
scher Leitung geplanL mit der deutschen Luflraum-KoonSnie- 
rungsstelle (LUKO) koonSniett und durch das sowjetische 
Organ kn Innenverhältnis genehmigt. 


e) Die Flugverkehrskontrolle der sowjetischen militärischen 
Flüge im nicht unter ziviler Rugverkehrskontrolle stehenden 
Luftraum wird von sowjetischen Stellen auf der GrurKflage der 
internen sowjetischen Genehmigungen durch das vorge- 


nMHHe. Bos/tyuiHoe npocrpaHcreo uexw rpaHMiteü TeppuTopMH 
npeöweaHWfl m aroä paarpaHMHMrenbHOä nuHMeü saKpbiro fl/m 
noneioB coeeTCKioc eoeHHux caMoneroB. IriCKmoMeHMs b 
cnyMaex KpafiHeä HeoöxoAMMocTM m ftna noneroB oT^enbHbix 
BepToneroe c itenwo CHaOrKeHna coBeTCKWx HaseMHbix oöiieK- 
TOB B03Mox(Hbi Docne npe/teapHTe/ibHoro yBe^oMneHHe kom- 
neTeHTHoro repMaHctcoro opraua no eonpocaM KoopAMuaitHM 
Hctx>nb30BaHm eosAyiUHoro npocTpaHCTea (OKMBri) h 
no/iyseHMsi ot Hero paspeuieHMü. 

npM nonerax nepes repMaHCKue rpauiatbi coeeTCKux aoeuHboc 
Bos/tyuiHbix cyAOB, He öasMpyKxitnxoi Ha TeppuropHM npeöbi- 
aaHHfl, TpeöyeTcn yaefipuneHm, nepeAaaaeMoe no AMrvwMa- 
THMecKHM KaHanaM. fim aroro öy^er npHMeHnTfacn oömmho 
npMHHTWfi B MextAynapdAHoll npaicTHKa noprtAOK, nppAycMä- 
TpMBaioutMfl yaegyMneHMfi o nonerax cpasy na roA, a raKXce 
BOSMorKHocTbBfat/vaMHAononHMTenbHfaixpasoBfaixpaspeuieHHä a 
cnysaa raicoA hmÖxoahmoctm. Gtot nopnAOK ne pacnpocrpa- 
HflercH Ha coeercKMe aosAyurHue cy^a, öasMpyioutHecn na rep- 
pMTopMM npeöwBaHM» coBercxMx eoäcK. npMMeHMrenbHO k 
peryimpHtaiM mneraM ooearcxMX aoeHHbix Tp)aHcrK}pTHbix aos- 
AyuiHfaix cyAoe, BbtrwnHHeMbiM a itennx nepeeosKH rxrrrbi hph 
ocyutecTaneHHH Hnsix casuHboc (j>yHKitMü, sa. HCioMOseHHeM 
nepeeosKM onacHbK ipysoB, oöutee yaeApMneHHe no AHnnowa- 
TMsectcMM KaHanaM CyAer AäAcTBNTarä>Hbtti cpasy na aecb 
nepupA AsAcTBMfi HacixMutaro Aoroaopa m öyAar CHMTaTbcn 
CAenaHHbiM HacronutHM j^oroeopoM. fl/vi stmx noneroe ppc- 
raroMHO npeAcreiBneHMn nnaua twrteTa aBMaAMcneTsepcKOM 
cnyxcöe. 

KpoMe Toro, repMaHCKan cropoHa npeAucraenneT coaercKHM 
BOäcKaM npaao nanbSoaaTbcii repMancKUMM aspoApoMaMH a 
npeAenax reppHTopHM hx npeÖMBaHm, a cnysae boshmkho- 
aeHMfi TaKoä norpeÖHOCTM, npM ycnoeMw saßnaroBpeMeHHoro 
yBBAOMneHHA o6 stow cooraeTCTByioutHX repwaHCKMX opraHoa m 
rnnyMeHMsi ot hmx paspeuiOHMn. 

2. B MS'bnToA M3-noA Komponn cnyxö rpajKAaHCKOä aBMaitHM 
MacTH BosAyujHoro npocrpaHCTBa noneTw aBMaitHM coeeTCKMX 
BOkicK ocyutecTBnnKSTca b pawxax eAHHoä HHTerpHpOBaHHOM 
CMcreMbi nnaHMpoBaHvin m ynpasneHMn rpaxtAaHCKMM h bobh- 
HbiM BOSAyuiHbiM ABkvxeHHeM Ha TeppMTopMH upeöbiBaHHn cne- 
AyioutHM oöpasow; 

a) klcnonbsoBaHMe eosAyujHoro npocTpancTBa Arm noneToe 
COBBTCKOH BoeHHOM aBMaitHM KoopAMHMpyeTCH Ha ocHoae 
HeoctxjpHMoro repwaHCKoro cyBepeHMTOTa hsa BOSAyuiHtrfM 
npocrpaHCTBOM KowneTeHTHbiM coeercKHM opranow c rep- 
waHCKMM opraHOM no Bonpocaw KoopAMHaiiMM Hcmnaso- 
BaHMB BosAyujHoro npocrpaHCTBa (OKklBFI), KOTopuü öyAOT 
pasweu^aTbcn b tom xre wecre. 

6) B HasanbHoä <|>ase sra KoopAHHapHtt CypeT ocy- 
utecranimtci) Ha ocHoee nopftAKa, AaüCTBOBaauiero A» HQA- 
twcaHMH HacTomtero flfxveopa. Saraw aror nopHAPK ßes 
yutepöaAhaaoäAyuJHoAöesonacHOCTMOyAeTOOBepiiieHCTBO- 
aarbCH c itenfaro npHAaHMü ewy öonfauiafl rwöKOCTH a HctKxntr- 
soeaHMM eosAyuiHoro npocrpaHcraa. 

b) llpM HpesBbMaäHbK nnM HertpeABHABHHbix oöCTOflTenbcr- 
Bax OKOHHBTenbHoe peujeHHe o6 HcnonbsoeaHHM aosAyuiHoro 
npocTF>aHCTBa npMHHMaeTca repwaHCKHW opranow ru 
Bonpocaw KOOpAHHaituM HcmnbsoeaHMn aosAyiuHoro npoc- 
TpaHCTBa (OKHBH). 

r) JleTHan AanrenbHocTb ooeeTCKoA BoeHHoü aBMaituM b stow 
BOSA yuiHOM npocrpaHCTBe nnaHMpyercn BbiuieynownHyrbiM 
COBBTCKHM OpTSHOM, HaxOAHUtHMCH HOA OOBBTCKHM pyKO- 
BQACTBOM, oornacoBbiaaeTCH c repwaHcxHM opraHow no 
Bonpocaw KoopAMHaitMM McrK>nb30BaHMn aosAyujHoro npoc- 
TpancTBa (OKHBn) m paspeuiaeTCfl HcxnKNMTenbHO coeeTC- 
KHM opranoM. 

A) KoHTponb M yr^aeneHHe TOneTawH cobotckmx BoenHsix bos- 
AyujHbix cyAOB a mbctm aosAyuiHoro npocrpaHCTBa, msshtoü 
H 3-noA KOHTponn cnyxcö rpaxtAaHCxoü aBMai(HH, ocyutecTs- 
nneTcn cobstckhmh opranaMH na ocHOse paspeujOHMM, 
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nannte sowjetische Organ in eigener Zuständigkeit durchge¬ 
führt. Zur Verbesserung der Koordination bei der Abwicklung 
zivilen utxJ militärischen Flugverkehrs können sowjetische 
militärische Flüge von sowjetischem Personal auch aus 
gemeinsam besetzten Flugverkehrskontrollstellen geführt 
werden. 


(3) Bis zum 31. Dezember 1991 darf tags von Morttag bis 
Donnerstag von 07.00 bis 20.00 Uhr Ortszeit uitd am Freitag von 
07.00 bis 1S.00 Uhr Ortszeit geflogen weidea Ab 1. Januar 1992 
gilt von Montag bis Donnerstag eine Flugzeit von 07.00 bis 16.00 
Uhr Ortszeit urtd am Freitag von 07.00 bis 15.00 Uhr Ortszeit In 
der Zelt zwischen dem I.Mai und 31. Oktober darf zwischen 
12.30 und 13.30 Uhr Ortszeit sowie gartqährig nach 17.00 Uhr 
Ortszeit nur oberhalb 2000 Fu6 Ober Grund geflogen wetdert An 
Wochenenden urtd Feiertagen wird kein Flugbetrieb mit Schu- 
lurtgs- urtd Kampfflugzeugen sowie mit Kampfhubschraubem 
durchgeführt. 

NachtflOge werden nur auf im oben gertannten Ressortabkommen 
festgelegten Flugstrecken an höchstens drei Werktagen bis 
spätestens 22.00 Uhr Ortszeit durchgefOhrt, bis zum 15. Mai 1991 
jedoch bis 24.00 Uhr Ortszeit kl derzeit vom 15. Mai bto 15. Sep¬ 
tember 1991 und In den Fol g aja h ten zwische n 1S.Apifl und 
15. Oktober Anden sie nichl statt Ab 1. Januar 1992 vermindert 
sich die Anzahl der Nachtflugtage auf zwei Werktage. Das Nacht¬ 
flugprogramm wird ein halbes Jahr im voraus abgestimmt. 


Flüge urtterhalb 2000 Fu6 Ober Grund sind kn aflgemekten rticht 
zugelassen. FUge mit ekter Mkidesthöhe von 1000 FuB Ober 
Grurtd werden nur auf besonderen, kn oben gertannten Ressort¬ 
abkommen festgelegten Flugstrecken Ober dOnn besiedelten 
Gebieten durchgeführt. Unterhalb 1000 Fu6 Ober Grurtd darf nur 
über im oben genannten Ressortabkommen besonders festgeleg¬ 
ten Truppenübungsplätzen geflogen werden. Diese Beschränkun¬ 
gen gelten nicht für die Start- und Lartdephasen. 

Ciberschallflüge finden nur als ekueln genehmigte Werkstattflüge 
statt. Sie sind nur oberhalb von 36 000 FuB im Horizontatflug und 
nach Möglichkeit nur Ober See zulässig. Bis zum 31. Dezember 
1991 können solche Flüge zwischen 09.00 und 12.00 Uhr Ortszeit 
an zwei beliebigen Tagen von Montag bis einschließlich Freitag 
durchgefOhrt werden. Ab 1. Januar 1992 steht hierfür ein Werktag 
in der Woche zur Verfügung. 


(4) Die Untersuchung von Zwischenfällen, die mit der Nutzung 
des Luftraums verbunden sind, und an denen die sowjetischen 
Truppen und die deutsc^ie Seite beteiNgt sind, darunter auch 
entsprechende FKigunfaile, bei denen der deutschen Seite ein 
Schaden entstanden ist, wkd von den zuständigen deutschen und 
sowjetischen Dienststellen gemektsam durchgefOhrt Sofern auf 
deutscher Seite kein Schaden entstanden Ist, wird die Untersu¬ 
chung von den sowjetischen Dienststellen durchgeführt 

Die Vertragsparteien unterstützen sich gegenseitig und stellen die 
erforderlichen Dokumentationen, Betriebsunteriagen und Materia¬ 
lien zur Verfügung. 

(5) Bei allen Notfällen kn Luftraum des Aufenthaltsgebiets lei¬ 
sten beide Seiten dem in Not geratenen Luftfahrzeug Hilfe ein¬ 
schließlich der Nutzung von Flugplätzen zur Notlandung. 


(6) Für den Schutz der sowjetischen Truppen urKl ihrer Einrich¬ 
tungen gegen bewaffnete Überfälle aus der Luft gelten die Ab¬ 
sätze 7 und 8 des Artikels 2 dieses Vertrags. 


BbiAaeaeMux BbnueyrxmflHyrbiM coBeTCKMtir opraHotm b pati4- 
Kax ero KOMneTeHiiHM. C t^enbio y/iyMuieHMs KoopAMHauMu 
npn ocyu^ecTB/ieHMM rpajKAaHCKoro m BoenHoro Boa^ytuHoro 
cooöuieHHfl ynpaB/ieHMe noneTati«M ooBeTCKMx BoeHHux bos- 
AyujHbix cyAOB Moxrer ocyutecTBnsTbcn cobbtckmiiii nepcona- 
norui c coBMecTHbix opranoB ynpaB/ieHMS BOSAyujHbiM Aenxce- 
HHeM. 

3. AHeBHbte noneriir asMaMiM ooeercKMx boOck pp 31 Aeica- 
6pn 1991 rrvta ocyuiecTanntoTCfi c noHSAanfaHMKa no Mereepr c 
7.00Ao20.00,Bnimtt«tyc7.00AOi5.00.ClaHBapiil992riqAa- 
c noHeAeiibHMca no Hereepr c 7i)0 AO (8.00, B nmuMMy c 7 AO 
15.00. Ot 12.30 A» (3-30 B nepupA c I Man no 31 OKTwöpa M nocne 
17.00 B TBHeHMe aoaro roAa nonerw paspaumKncn TonwocButue 
600 M. Ho BMxoAHbMi M npas A li t fa mM fpwM nonerbi yseÖHO- 
öoeBbtx caMoneroB m öoeeux Beproneroe m BfamoniMtoTcn^ 


HoMHbie noneTU npoaoAnrcsi TonsKO no cornaooBaHHbttyi a 
BbtujeyKaaaHHo«« CrxnatueHMM Mapurpyraitf ne öonee 3 paa a 
H^^enio no paöosMM AW HO nosMca, Mau AO 24.00 AO 15 Mas 1991 
rcAa M HB nosxca, sau pp 22M) c 15 oarrnKSpfi 1991 roAa. B 
nepMOA c 15 Man IM rpAa no 15 oattniöpfi 1991 roAa m b nocna- 
Ayfoupie roAU b nepMOA c 15 anpaiM no 15 OKrnöpn hohhub 
noneTU ne npoeoAnrcn. C I nHsapn 1992 roAa HOSHbie rronerbi 
BbinonHnK>Tcn 2 paaa b HeAenio no paöosMtyi ahbm. FlnaH hoshbix 
mneTOB (x>rnacoBi>iBaeTcn aaönaroBpervieHHO Ha cneAyK>u(yK) 
nonoBMHy roAa. 

nonerw Hiotce 600 w no oöuiBMy ipaanny Ha paspeuiaioTcn. 
Honeru Ha BucoTB 300 M BfamonHmoTCii TOfibKo no cnettnanbHO 
onpeAeneHHbtM s yxasaHHOM CornauiaHMM MaprupyraM hba 
iiianoHaceneHHbiMM nyHicraiMM. Hioica 300 w mnerbt paspe- 
luaioTcn TonbKO nap cneqHanbrro onpeAeneHHbityiM b BuujeHaa- 
BaHHOiui CornauieHMM nonnroHaiuiM. 3 tm orpaHHseHHn ne pacnpo- 
crpaHHioTcn na aranbi Banera Hnn saxoAa na nocaAKy. 

CBepx3ByKOBb<e nonerbi ocyutecTBnmoTcn ro/ibKo na ocnoee 
paaoBbix paspeuieHMH b pauKax rexHiwecKoro oönera. Ohm pas- 
peujaioTCfl TonbKo Ha Bucorax öonee 13000 m b ropMaoHranbHOM 
nonere m no bosmoxthocth hsa OTKpbiTfaiM Mopeu. TaxHe 
noneru Moryr npoM3BOAHTbcn ao 31 1991 roAa c 9.00 ao 

12.00 MecTHoro BpeueHM b nioöfaie 2 pfm c noHeAenbHHxa ao 
nnTHMpu. CI MHBapn 1992 roAa p/w npoeeAeHHM raioix noneroB 
npeAOcraBnnercn I paöosMä aohb b neAenio. 

4. PaccneAosaHMe BOSAyuiHbix MHi|t^eHTOB, Koropue 
CBMSaHbl C MCrWnbSOBaHMeM B03AyU^*kXO npOCTpaHCTBa M K 
Korxspbm npMHacTHbi kbk ooeeTCKMe boAckb, ibk m FepMaHCKan 
CropoHa, BKmoHan B03Ayu*fM* mhmmabhtw N aeapHM, npM HOTO- 
pwx FepMaHcxoA CropoHa öbin npMHMHBH yutapö, CyAor npona- 
BQAMTbCM KOMnereHTMimM repMaHCKMMM M ooBercKMMM opra- 
HBMH coBMBCTHO. B cnyMaB, bchm yipepö rapwaHCMOd CropoHe 
npMMMHeH He öbin, paccneAoaaHHe HaxoAMTcn b KOMnereHttHM 
coeercKMX opraHoe. 

AoroBapMBaKXAMecn CropOHbi OKaaueaiOT APyr APyty coabhct- 
BMe M oöecneHHBaioT Aocryn k HeoöxoAMMbiM AOKyMenraM m 
aKcnnyarauHOHHofl AOKyMeHrapHM. 


5. Bo Bcex cnysasix BoaHMKHoeeHMfl aBapMäHOä CMTyaiiMM b 
B oaAyuJHOM npOCTpaHCTBa naA reppttTOpMeä npeöbiBaHMn 
coeeTcxMX boAck oöe CropoHbi orcaabiBaioT noMoua» aoa- 
AyuiHOMy cyA^y» repiwiteMy m norepneeujeMy ö^qpTBMe, 
BKniOHan npeAocraBneHMe aapoAPOua pfw aBapnAHoA 
rxx^KM. 

6. B Bonpocax oöecneHeHMM sauprrbi ooeercxMX boAck h mx 
oöbeKTOB OT BoopyxcBHHoro HanaAeHMir c BoaAyxa npnue- 
HRioTcn nn.7 m 8 craibM 2 Hacronutero AoroBopa. 
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Artikel 8 

Nutzung der Liegenschaften 

(1) Die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren Fami¬ 
lienangehörige nutzen die ihnen zugewiesenen Liegenschaften 
und führen ihre zur Erfüllung dieses Vertrags erforderlichen Maß- 
rtahnten durch, und zwar unter Einhaltung der deutschen Rechts¬ 
vorschriften, insbesondere auf den Gebieten der öffenffichen 
GesurxfheiL der öffentfichen Sicherheit und Ordnung sowie des 
Umweltschutzes. 

(2) Die ihnen zugewiesenen Uegenschaflert, die sich kn 
Eigentum der BurxJesrepublik Deutschland und der LSnder befirt- 
den, stehen den sow)etechen Truppen unentgeltlich zur Nutzung 
zur Verfügung. Die Unentgeltlichkeit umfaSt nicht die Kosten für 
die Versorgung und Entsorgung, die Betriebskosten, die Kosten 
der Instarxlhattung und Instandsetzung sowie sonstige Aufwert¬ 
dungen, zu denen die sowjetischen Tnippen rtach diesem Vertrag 
verpflichtet sktd. 

Für die Nutzung von Liegenschaften fm Eigentum anderer Perso¬ 
nen oder Rechtsträger zahlen 6» sowjetischen Truppen Ober die 
deutschen Behörden ein Nutzungsentgelt kl Höhe des Betrags, 
den die deutschen Behörden dem Dritten kl vecgieichbaran FöHen 
zur Deckung kires Bedarfs nach deutschem Recht zu leiatan 
verpflichtet wören. Bei der Bemessung dar Höhe des Nutzungs¬ 
entgelts ist dem Umstand Rechnung zu tragen, daß die sowjeti¬ 
schen Tnippen die Kosten für die Instandhaltung und Instandset¬ 
zung tragen, die mit 30 v. H. (vom Hundert) des am Ort der 
Liegenschaften üblichen Nutzungsentgelts anzusetzen sind. Oie 
Verpflichtung, Kosten kn Sinne von Satz 2 dieses Absatzes zu 
tragen, gifl auch für diese Liegenschaften. Diese Bestimmungen 
gelten auch für Liegenschaften der Post und der Bahn. 


Die von der deutschen Seite zu überweisende Summe für die 
Instandhaltung von Versorgungseinrichtungen und Versorgungs¬ 
netzen wird jährlich nach Vereinbarung zwischen dem Bundes¬ 
minister der Finanzen und dem Kommando der sowjetischen 
Truppen festgelegt. 

(3) Baumaßnahmen mit Ausnahme von Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsarbeiten werden in Abstimmung mit den deut¬ 
schen Behörden nach Maßgabe der deutschen Rechtsvorschrif¬ 
ten durchgeführt. 

Die forstliche Betreuung, einschiießfich Biotop- und Artenschutz 
sowie Jagd und Fischerei, wird von der Bundesforstverwaltung kn 
Einvernehmen mit den Dienststellen der sowjetischen Truppen 
durchgeführt 

Auf Wunsch unterrichten <fie deutschen Behörden die sowje¬ 
tischen Truppen Ober größere Bautätigkeiten oder sonstige 
umfangreiche Infrastrukturmaßnahmen, die ki unmittelbarer 
Umgebung der Liegenschaften durchgeführt werden sollen. Oie 
deutschen Behörden berücksichtigen bei Ihren Maßnahmen cSe 
Wünsche der sowjetischen Truppen kn Rahmen des deutschen 
Rechts. 

(4) Die sowjetischen Truppen stellen sicher, daß die zuständi¬ 
gen deutschen Behörden und ihre Beauftragten die Liegenschaf¬ 
ten betreten und die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder¬ 
lichen Maßnahmen innerhalb der Liegenschaften durchführen 
können sowie die hierfür rKitwendigen Unterlagen erhalten. Die 
Erfordernisse der militärischen Sicherheit sind dabei zu berück¬ 
sichtigen. 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und bei der Erfüllung ihrer 
Pflichten arbeiten die deutschen Behörden und die Dienststellen 
der sowjetischen Truppen auf allen Gebieten eng zusammen. 

Der für die Liegenschaften zustänrfige Bundesminister der Finart- 
zen und das Kommarvlo der sowjetischen Truppen vereinbaren 
die Bestellung von jeweiligen Vertretern der Liegenschaften, zu 


CraTbü 8 

no/ibsoeaHMe He/teHrrcMMbiM MMyu^ecTBOM 

1. CoeeTCKMe eoücKa, exo^u^He b mx cocrae n»ma m MneHw mx 
ceueü no/ibsywTce BWfleneHHbiM mm HeABHXMMbtM MMyu(ecTBOM 
M ocyu^ecTBnfltoT cbom MeponpMSTMn, CBasaHHue c BbinonHe- 
HMeM HacTonutero Aot^jeopa, tskhm oöpaaoM, Hroöbi npM stom 
coÖraoAanocb repMaHCKoe saKOHOAaTenbCTBO, b ocoÖeHHocTM a 
oÖnacTM HapoAHoro 3ApaBooxpaHeH»vi, oöecneHeHMn oöutecr- 
BeHHoA öesonacHOCTM m nopnAKO, oxpaHW rpupoAHoA cpeAU. 

2. BfatAeneHHoe coeercKMM BoßCKau HeABMMOiMoe Huy- 
utecTBO, narmiouteece coöctBeHHOCTbio rPeAepaTMBHoA Pecny- 
önMKM FeptnaHMM m ee seMe/ib, HaxoAtnca 8 mx pacnopforceHMM 
Ha öeaäosMeaAHoA ocHoee. BeseosMOSAHOCTb He pacnpocrpa- 
HHercH Ha pacxoAbi no KOMMyHanbHUM yc/iyraw, na aKcnnyaTa- 
MMOMUsie sarpaTbi, na pacxQAfa) no coAeptKaHMio m peMomy 
oöiieKTOB M MHbie saTpaTbl, KOTopwe coeercKMe eoflcxa necyr b 
COOTB eTCTBMM C HaCTOHIAHM /^OTOBOpOM. 

3a nonbsoBaHMe HeABHXCMMbiM MMyutecTBOM, HB/iRioutMMCH 
COÖCTBeHHOCTblO APyn« CpMaMHeCKMX HRM npMAX'teCKMX /IMlt, 

coBBTCKMe BoücKa Hopes opraHu repMaHcxoA B/tacTM ynnasM- 
satoT apeivpryio hiim KBapiMpHy» nnaiy b pasuepe ABHexmoü 
cyMMbi, KOTopy» repMaHCKMa BJiacTM npM apetfAB oOmktob AHR 
OOÖCTBeHHfaK Hyxgt B CpaSHMMbix OÖCTORTenbCTBBX no repMBHO- 
KOMy saKOHOAaTe/ibCTBy öbuim öm oöRsaHbi ynnasMBaTb rpe- 
TfaBM CTopoHe. flpM onpeAenoHMM paauepa apeHAHOü mom Ksap- 
TMpHOß nnarbi ynirrbiBaeTCR, hto coeeTCKHe aoAcKa Hecyr pac- 
xoAbi rx) coAepxcaHHK) h peuoHry oßbeicToa, KOTopue (xteHM- 

BaioTcn B 30% OT npMHRToA B paAoHax MX pacnonoxcBHMR apeHA- 
hoA h KBapTMpHoA tviaTbi. OöRsarenbCTBO necTM pacxoAui, bos- 
HMKaioutHe B CBR3M CO BTopoA (|)pa3oA HacTORU|ero nyHKTa, 
pacnpocTpaHRercR m na Taxoe MMyutecTBo. 3tm rK>/K»KeHMR 
AeAcTByioT raioKe b OTHoureHMM HeABM)K>iMoro HMyutecTBa 
noMTbi M xenesHOM aopotm. 

CyMMa nepeHMcnRBMMx repuaHCKoA CropOHoA ABHexHux 
cpeACTB Ha coAepxcaHMe m peuoHT KOMMyHansHbix coopyxreHMM 
M MHxreHepHbix cereA onpeAe/iROTCR exreroAHO no cornaco- 
BaHHio MexTAX <PeAepruibHbiM MHHHcrepxrrBOM rpMHaHCOB m 
KOM aHAOBaHMBM COBeTCKMX BOHCK. 

3. CTpoHTe/ibHbie paöoTbi, sa McxniOHeHHeM rexyuiero m xanx- 
ra/ibHoro peuoHra, Bbino/iHRioTCR no cornacoeaHHio c repuaHC- 
KMMM B/iaCTRMH B COOTBeTCTBMM C TepMaHCKHM SaKOHOAS- 
TenbCTBOM. 

/lecoeOA'^BC*<ne Mepw, BK/voHaR oxpany ömototiob h bmaob 
(pnopM M (payHbi, a Taxxce oxoTa m pbiOonoecTBO ocyutecTB- 
nnioTCR <t>eAep6uibHbiM ynpaBneHMeu /lecOeoACTBa tv3 corna- 
coBaHMio c opranaMM coeercKMx boAck. 

flo sarpocy repiuaHCKMe BnacTH yBBAOM/iRKiT coeercKMe BoAcxa 
o npoBeABHMM B HetxxpeACTBeHHoA önMaocm or oöbeKToe mx 
HBABMxrMMoro MMyufecTBa crpoMrenbHbix paöoT öo/ibuioro 
oöbeMa M/IM MHbix sHaHMTenbHboc MeponpMRTMA no ynyMuteHMto 
MHrppacrpyicrypbt. flpoeoAR TaxHe MeponpuRTHR, repuaHCKMe 
enacTM b paMxax repMaHCKoro saKOHOAaTe/ibCTBa yHMTbiBaioT 
noxce/iaHMR cobbtckmx boAck. 

4. CoeeTCKMe bohckb oöecneHMeaioT KouneTeHTHbiM rep- 

MBHCKMM B/iaCTRM M yCIO/IHOMOHeHHblM MMM nMABM AOCtyn K 
oöbeKTBM HeABMxcMMoro MMyutecTBa, ocyu^ecreneHMe Ha 3 tmx 
OÖ beKTaX MepOnpHRTMM, HeOÖXOAMMblX AOR BbinO/lHeHMR B03- 
noxreHHbix Ha stm enacTM saAas, a TaKxre nonyHeHne o hmx 
H eOÖXOAMMblX CBBAeHMM. FlpM 3TOM yMMTblBaUTCR nOTpeÖHOCTM 
oöecneHeHMR BoeHHoA öeaonacHocTH. 

ripM BUnO/IHeHMM CBOMX M AOnXOtOGTHbtX OÖRSaHHOCTeA 

repMaHCKMe anacTM m opraHU ooeeTCKMX boAck tbcho coTpyA- 
HHHaiOT BO Bcex OÖnaCTRX. 

rPeAepanbHoe MMHMcrepCTBO <tx4HaHcoe, b crpepy KOMneTeniiMM 
KOTOporO BXOART BOnpOCbl HeABMXCMMOCTM, M KOMaHAOeaHMe 
COBeTCKMX BOMCK comacoBbiBaioT HasHaseHMe cbomx np>eACTa- 
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deren Aufgaben es auch gehört, den erforderlichen Zutritt deut¬ 
scher Behörden zu den Liegenschaften zu vermitteln. 


(5) Die sowjetischen Truppen übergeben den deutschen Behör¬ 
den die Liegenschaften, die Eigentum der BurKfesrepubtik 
Deutschland, ihrer Under oder aitderer Personen und Rechtsträ¬ 
ger sind, sobald sie im Zusammenhang mit dem Tnippettabzug 
nicht mehr benötigt werden. Der tachnischa Zustand wird in 
bilateralen ÜbergabeprotokoHen (Absatz 7) festgehatten. 

(6) Die sowjetischen Truppen untienichten den Bundesminister 
der Finanzen zwei Monate vorher über de bevorsteherrde Über¬ 
gabe. Diese Unterrichtung enthält Angaben Ober die Bertennurtg 
der Objekte und die GröBe der jeweiligen Grundstücke, ihre 
örtliche Lage und den Zeitpunkt der vorgesehenen Übergabe. 
Zum Zweck der Übergabe erstelten die sowjetischen Truppen 
folgende Unterlagen: 

- eine Auflistung der Gebäude urtd Anlagen der Liegenschaft 
sowie Angaben zum Grundstück; dabei sind die von der sowje¬ 
tischen Seite mit eiger>en Mitteln errichteten Gebäude und 
Anlagen besotxfers zu kennzeichnen; 

- einen Lagepian dar Uagenschafl mit Eintragung dar Varsor- 
gungsitetze, der Systems der Post-, Famschre8>- und Fern¬ 
sprechverbindungen und der Eisenbahrtgleise; 

- Aufstellungen über den Gebäudebestand mit den vorhandenen 
liegenschaftsbezogenen Angaben (z. 6. die Versorgung mit 
Strom, Gas, Wasser, Wärme und Entsorgungseinrichtungen). 

Die sowjetischen Truppm geben den deutschen Behörden die 
Möglichkeit, die für eine Übergabe vorgesehenen Uegerrschaften 
zu besichtigen, und ermöglichen cfie Ausarbeitung der für eine 
weitere Nutzung erforderlichen technischen Dokumentation. 

(7) Die sowjetischen Tnjppen und die deutschen Behörden 
gewährleisten, daß die Übernahme der zu übergebenden Liegen¬ 
schaften spätestens zwei Monate nach Eingang der Ankündigung 
der Übergabe beginnt und möglichst innerhalb von zwei Wochen 
abgeschlossen wird. Oie Übergabe von Liegenschaften wird 
durch bevollmächtigte Vertreter beider Seiten in einer noch fest¬ 
zulegenden Form protokolliert 

(8) Die Bestimmung des Bestandes und des Wertes sowie der 
Art und Weise der Verwertung der mit Mitteln der sovi^tischen 
Seite gebauten und auf den den sowjetischen Truppen im Aufent¬ 
haltsgebiet zur Nutzung zugewiesenen Liegenschaften zurück¬ 
bleibenden Vermögenswerte der sowjetischen Truppen, deren 
Besitzer die sowjetische Seite ist erfolgt gemäß Artikel 7 des 
Abkommens zwischen den Regierungen der Bundesrepublik 
Oeutschlaruf und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über einige Oberleitervle MaSnahnren vom 9. Oktober 1990 durch 
eine eigens einzusetzende deutsch-sowjetische Kommission. 

Artikel9 

Disziplinär- und Pollzeigewalt 

(1) Innerhalb der Liegenschaften steht den sowjetischen Trup¬ 
pen grundsätzlich die Polizei- und Disziplinargewalt zu. Unbe¬ 
schadet dessen steht der deutschen Po&zei in Abstimmung rrtit 
den sowjetischen Truppen die AusOburtg ihrer Befugnisse inso¬ 
weit zu, als Rechtsgüter der Bundesrepublik Deutschland gefähr¬ 
det oder verletzt sind. 


(2) Außerhalb ihrer Liegenschaften Oben die sowjetischen Trup¬ 
pen Disziplinj^ewalt Ober ihre Mtglieder nach Maßgabe von 
Vereinbarungen mit den deutschen Behörden aus. Diese Maß¬ 
nahmen erfolgen in VerbirKfung mit den deutschen Behörden und 
insoweit, wie dies zur Aufrechterhaltung von Disziplin und Ord¬ 
nung in den sowjetischen Tmppen erforderlich ist 


BMTe/ieä no oduetcraM He/^Bturowiioro MMyu^ecrea, b sa^aHii 
KOTopbix TatOKe BxoAMT coAeßCTBMe repMaHCKMM enacrrrM b 
nonyMeHMM HeoöxoAMMoro flocryna k oöueKraM He/^BkOKviMoro 
MMymecTBa. 

5. CoeercKMe eoücica ocyu(ecTB/uiiOT nepeAa*^ repMaHCKMM 
BnacTfM« HeABoutoiMoro MMyutecTea, na/uiiouierocn coöcreeH- 
HocTb» rbäACVMTMBHoA PecnyÖfiMKM repuaHMM, ee sevie/ib mph 
APynix (tJMsmecKHX M ropntAHHecKMX THttt, no Mepe ero ocaoöofK- 
ASHMn B censM c buboaom boAck. TexHimecKoe cocTC^Hue 
OTpa)KaeTcfl e ABycropoHHioc sKrax nepeASTW (nyHicr 7). 

6. CoeercKMe aoAcica MH(|>opiiiMpyiOT rbpAepanbHoe umhh- 
crepcTBO ((MMaHCOB o npeACTOMAeA nepeAane HeABMXHuioro 
MMyutecTBa sa Ab* ueciiMa ßo uee. HH^opMattm 0 QAep)tan’ 
ASHMfaie o HaseaHMM oöMKToe m p a sw e pax TeppmopMM, mx 
uecTOHaxofKApHMM M cpOKS nnaHMp^BMoA nepeASHH. Ann nepe- 
AasM ooeeTcroie eoAcxa noAroTaanMeaioT cneAyKxitMe ao^- 
Memu: 

- nepeneHb SAaHMü m coopyxreHMü, a Taiotre ASHMbte o 3e»«ent>- 
HOM ysacTKe; npn stom OTAenbHO yKasweaiOTcn oöueKTbi, 
nocrpoeHHbre sa c>4eT CoeercxoM CropoHbi; 

- reHepanbHufl iuuh oOmki« c HaHeoeHMeM MOKeHep*«ix 
oereA, cpOAcre noMToaoA m TenerpartMO-TenertxxeioA cshsm 
M xcenesHOAopoxoerfx nyreA; 

- yMeTHue AaxHbie o6 ochobhux CTpoMrenbHux rjwHAax, a 
Taroice ceeAetrHn o CHaöxcoHMM s/ieroposHepTtreH, rasoint, 
TennoM, o KaHaoMsaitMOHHUx ycTpoAcreax m aP- 

CoeeTCKMe BoAcica'npeAOCTaan»aT repMaHCXMu BnacmM eos- 
MoxcHocn» ocsioTpa npeAriasHaseHHbix Ana nepeAasM oöueKToe 
M paspaöoTKM Heo6)äiAm*oA Ana mx AanbueAuiero Mcno/ibso- 
BaHMa rexHMsecKOM AOKyMeHrai^M. 

7. CoeeTCKMe bomckb h repiuiaHCKMe enacTM oöecneMMaaioT 
HaMano npMeMKM nepeAasaeiMoro HeABioKMMoro Mtryu^ecTea He 
nosAHee, hbh« nepes A^a uecaua co flfvi nonyHeHMa yeeAOM- 
neHMM o npeACToauteA nepeAane h ee sasepureHMe, no bos- 
vioxrHOCTM, B TeneHMe A^yx HOAenb. FlepeAaMa oßveiaoB 
octx>piiiinaeTcn ynoPHOiyiOMeHHbiMM npeAcraeMTenaiMM cropoH 
BKTaMM no cornacoeaHHOM {jx^pime. 

6. OnpeAeneHHe cocraea. croHiyiocTM m (jx)piMbi peanMsauMM 
HeABMX(MMoro MMyuiecTea, nocrpoeHHoro sa chot cpeAcre 
CoeercKoA CropoHbi, enaAeniaieM KOToporo OHa aBnaerca, h 
ocTaxxAeroca Ha seMenbHbix ysacTKax, BUAeneHHbix coeercKMiyi 
BoActcaM Ha TeppMTOpMM MX npeöfaiBaHMa, ocyuiecrenaeTca crte- 
UManbHo cosAaeaeMoA Ana sroro repMaMO-coeercKoA koi>«mc- 
cMeH B oooTBeTCTBMM co CT.7 CoTnauieHHa uewAy npaoMTenbcr- 
BSMM <t>eAepaTMBHOM PerxiyönMKM reprmaHMM h Corosa Cobbtc- 
KMx CotfränHCTMHecxMx PecnyönMK o HeKoropux nepexoAHUx 
Mepax OT 9 orcraöpa 1990 roAä- 


Crarwi 9 

AMCAMnnMMBpHaa enacrb m oxpaHB npaaonopaAKa 

1. B npeAenax oöueKTOs HeABHxoiMoro MMyu4ecTBa coeercKMe 
BOMCKa, KaK npatBMno, ocyu^ecrsnaioT AHCUMiviMHapHyio snacTb 
M oxpaHy npasonopaAxa Ten« ho MOHee, repMaucKaa nonMijMa 
no cornacoeaHMK) c oobbtcmmmm boAcksmm oönaAaer npaeoM Ha 
BfamonHeHMe Tau cbomx 4>yHKitMA, ecnM Mueer uecro noxyureHae 
Ha ocHOBHue ifeHHOcTM, saiAMUtaetibie npaeoiyi OeAepaTMBHoA 
PecnyöriMKM TepMaHMM, mom cyuiBcreyer onacHocib Taxoro 
rK>KyuteHMa. 

2. 3a npeAenaMM oöbeicToe HeABMXCMMoro MMyutecTBa 
coeeTCXMB boAcks ocyutecTBnaroT AMCMMtviMHapHyio Bnacrb b 
OTHOU jeHMM BXQAaUfMX B MX COCTBB HMtf B OOOTBeTCTBMM C AOTO- 
BopeHHOcraim c repMaHCKMMM BnacraMM. 3 tm iiiepbi ocyu^ecre- 
naioTca b KOHrarcrax c repraaHCKMMM enacmMH m nocronwcy, 
nocKonbxy sto HeoöxoAMiyio Ana rwAABPMCBHMa AMCi|MnnMHbi h 
nopaAKB B coeercKMx BoAcxax. 
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(3) Oie sowjetischen Truppen und die deutsche Polizei arbeiten 
im gegenseitigen Interesse zusammen. 

Artikel 10 
Versorgung 

(1) Die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren Fami- 
Kertangehörige haben dsa Recht, unter den gleichen Bedirtgtav 
gen wie die deutschen Streitkr&tte utxl die Staatsattgehörigen der 
Bundesrepublik Deutschland die fOr tm Versoigung und ttran 
persönlidwn Vetbrauch erforderlichen Waren kn Rahmen des 
deutschen Rechts entgelUich zu erwerben und sich die von ihnen 
benötigten Leistungen erbringen zu lassen. 

(2) Oie deutschen Behörden setzen sich kn Rahmen ihrer 
Zustärtdigkeiten und der deutschen Rechts- urxl Wirtschaftsord¬ 
nung für die zur ErfOilung des Vertragzwecks erforderliche kdnti- 
nuieriiche Versorgung der sowjetischen Truppen eki. Die Burtdes- 
republik Deutschland wird hierIQr eine Beratungsstelle ekirichten. 

(3) Die sowjetischen Truppen können bis zu ihrem Abzug kn 
Rahmen des deutschen Rr^ts Kaufverträge und Warentausch- 
geschafte mit deutschen und auslärtdischen rtatOrlichen oder 
juristischen Personen Ober Waren abschfieBen, die sich kn Auf- 
enthaitsgebiel befinden und die tv Eigentum sind. Dies gfit nfoht 
fOr die Uefetung oder Obetiassung von Kriegswaffen urtd von 
ROstungsgütem. 

Artikel 11 

Nutzung von Verkehrseinrichturtgen 

(1) Die sowjetischen Truppen, Ihre Mttgßeder und deren Fami- 
tienangehörige können sich ktnerhab des Aufenthaitsgebiets 
unter EmhaRurtg der deutschen Gesetze sowie kn Rahmen der 
Bestimmurtgen dieses Vertrags und vorbehaltlich kttenter Dienst¬ 
vorschriften mittels der ihnen gehörenden Verkehrsmittel auf 
öffentlichen Verkehrswegen frei bewegen. Oie sowjetischen Trup¬ 
pen sirKi berechtigt, die öffentlichen Verkehrsmittel urtd -einrich- 
tungen (zu Lande, einschließlich Eisenbahnen, zu Wasser und in 
der Luft) im Aufenthaltsgebiet zu den für die deutschen Streit- 
kräfte gültigen Bedingungen zu benutzen. 

(2) Die deutschen Behörden erkennen die Fahrerlaubnis, die 
von den zuständigen sowjetischen Behörden an Mitglieder der 
sowjetischen Truppen und deren Familienangehörige ausge¬ 
geben werden, ohne Eignungsprüfung und Gebühren als gültig 
an. Führerscheine zum Führen von privaten Kraftfahrzeugen 
müssen mit einer deutschen Übersetzung vetburxlen sein. 

Die Behörden der sowjetischen Truppen stellen sicher, daß 
Führerscheininhaber über ausreichervde Kenntnisse der deut¬ 
schen Verkehrsvorschriften verfügen. 

(3) Dienst- und Privatfahrzeuge sowjetischer Truppen müssen 
mit elftem deutlichen Kennzeichen und einem Staatsangehörig¬ 
keitszeichen versehen sein. Die Behörden der sowjetischen Trup¬ 
pen vergeben die Kennzeichen für Dienst- und Privatfahrzeuge 
urxl teilen ihre Registrierung den zustäixfigen deutschen Befkk- 
den mit Kennzeichen für private Fahrzeuge vergeben die sowjefi- 
schen Behörden erst dann, wenn die deutschen Behörden diese 
Fahrzeuge zugelassen haben; hierfür ist der Abschluß einer Ver¬ 
sicherung nach Maßgabe des deutschen Rechts rtachzuweisen 
(z. B. bei der Versicherungs-AG SOVAG). 


Die Dienststellen der sowjetischen Truppen überwachen und 
haften für die Verkehrssfoherheit einschließlich der lichttechni- 
.schen Anlagen der von ihnen zugelassenen Verkehrsmitlel. Sie 
können die Kraftfahrzeuge von eirter nach deutschem Recht 
zustärxfigen technischen Untersuchungsstelle überprüfen lassen. 
Die deutschen Behörden sind berechtigt, Kraftfahrzeugpapiere, 
Führerscheine und Ausweise zu überprüfen. 


3. CoaeTCKMe aoüCKa m repuaHCKan nonnitM« C0TpyflHHMaK>T 
BO BsaMMHbix MHTepecax. 

CraTbn 10 
CHaöMceHMe 

1. CoeeTCKHe BoiicKa, nuMa, exQAnuiHe a oocraa coaercKMx 
BOücx, M H/ioHbi MxoeMefi MMeioT npaao HaTexxceycnoBMnx, Kax 
M repMaHCKme BOOpytxeHHbie ctwibi m rpaxg^aHe 9eA8paTMBHOA 
Pecnydnwat TepuauMM, sa nnaiy npMOÖperaTii HeoOxoAMMwe 
Ans MX CHaöxcsHMn m nvMHoro rxjTpeöneHMn Toeapfai m no/tbso- 
Baibcn HyxorfaMH mm ycnyraMM s pauKax repMaHcxoro npaaa. 

2. C yseroM xpyra caoMX oönsaHHOcreü, repMaHCKoro saxo- 
HO/taTenfaCTBa m peanbHocreü aKOHOMMsecKoro crpon repuaHc- 
KMe anacTM rapaHTMpyxrr öecnepedoüHoe CHaöxceHMe ooesTO- 
KMx eoAcK BCSM HeoöxQAMMbiM fifw AOCTMxceHMn iteneA Hacro- 
nutero Aoroeopa. At*» sroro <t>eÄepaTMBHan Pecn^HKa Fep- 
MaHMfl cosflaer cnettManbHMfi KOHcynbraTMaHWü opraH. 

3. MaTepManbHbte iteHHOCTM, npuHaAnexrautMe cobstckhm 
BOücKaM M HaxoAnutMecn Ha TeppMTopMM mx npedbieaHMn, pp mx 
B faMQAa peanMsyiOTCsi repMaHcxMM M MHOcrpaHHbM <t>M3MHecKMM 
m loptvtMHecKMM inataM c yneroM repMaHCxoro npaaa Ha moh- 
TpsKTHoA ocHoee, BKnK>>Mm öaprapHbM CASrikM. 3 to He pacnpo- 
crpaHnerca Ha nocraaioi MnM nepsAaMy aoopyxceHMil it tSoeeoA 

TeXHMKM. 

CraTbü U 

noltbSOBSHMe TpSHCnopTHblMM KOMMyHMKat(MflMM 

1. CoeeTCKHe aoAcKa, /Mtta. axoAmifMe a oocraa coaercKMX 
boAck, m MneHfai mx ceueA a npOAenax reppMTopMM mx npeöb«- 
aaHMH B paMxax HacTomitero Aoröeopa Moryr caoöoAHO nepeA- 
BMratbcn na npMHaAnexrautMX mm TpaHcnoprubix cpeAOreax rx> 
nyTHM cooöuieHHB oöii^ero rK>nb30BaHMn, ecnM npH 3 tom öyAyr 
coömOAsrbCfl repuaHCKMe saKOHbi m yMMTbiaarbcn BHyrpeHHMe 
cnyxceÖHbie npeAnHcaHMR. CoeercKMe BOßCKa mmsiot npaeo 
noribsoearbcn na reppMTopMH mx npeöbiBaHMn rpaHcnoproM 
oömero nonbaosaHM« (no cyiue, BKniOMan xrenesHue poporvt, no 
BOSAyxy H no BOAe) m rpaHcnopTHbiM oöopyAOBaHMeM Ha rex xre 
ycnoBMRx, MTo M repMaHCKMe BoopyxreHHbie CMnu. 

2. fepMaHCKMe b/ibctm Öea KaKMx-nHöo aKaaueHOB m bsm- 
MaHHR cöopOB npHanaiOT BOAMrenbCKMe yAocroeepeHMn, bu- 
AaHHbie KOMnereHTHUMH cobbtckhmm opraHaMM nMifaM, bxoa- 
nutMM B cocrae coeercKMX boAck, h MnenaM hx ceMeA. K yaocto- 
BepeHMRM Ha npaao ynpaaneHMR HacTHWMM rpaHcnopTHUMM 
cpeACTBaMM npMKnaA>>*BaeTcii mx HeMeMKMA nepeeoA. 

OpraHbi coeercKMX boAck npHHMMator Mepu k roMy, MToöbi Bna- 
Aenbubi BOAHTe/ibCKMX yAocroBepeHHA b AOcraroHHOA creneHM 
3HanM HOMeAKMe npasana aqpoxokmo ABMxreHM». 

3. CnyxteÖHfate m uacTHue rpaHcnopTHwe cppACTBa oobbto- 
kmx aoAcK AoroKKU MMSTb natxo pasraemMfaie HOMepHbie SHSKH 
M orxjaHaBarenbHbiA shbk rocyAspcTBOHHoA npMHaAne)KHOCTM. 
OpraHbi coeercKMX boAck BbtAaior HOMepHue SHaxH Ha cnyxreö- 
Hue M MacTHbie rpancnopTHfaie cpsACToa m ooo6u(aior KOMner- 
eHTHWM repMaHCKMM BnacTCM o6 mx perMcrpauMM. HoMepnbie 
anaKH Ha nacTHbie rpaHcrx>pTHbie cpepcma coeercKHe opraHbi 
BbiAaioT nHuib rxxne roro, Kax mx aKcnnyarattM» öyAer paape- 
uieHa repMaHCKMMM BnacmMM. ßfw aroro b cooreercrBMU c 
repMaHCKMM saKOHOAarenbcrBOM npeAURBnaercn AOKyMSHr o 
aaK/itoMeHHM Aoroeopa crpaxoBaHMn or rpaxtAaHCKoA oraercr- 
BeHHocTM, B roM HMcne co rnpaxoBbiM oöujecrBOM CObAT. 

OpraHW coeercKMX boAck ocytitecrennior Korrrponb sa HaAne- 
xcautMM rexHMMecKMM oocTOflHMeM AortyuteHHbix MMM K sKcnnya- 
raqMM rpaHcnoprHbix cpsAcre. BK/xoMan caerocMTHa/ibHbie 
ycTpOMCTBa, N Hecyr sa sro orsercrBeHHocrb. Ohm Moryr 
npeAURB/MTb ipaHcmoprHbie cpeAcrsa k rexocMorpy b roA 
HeMeuKoA rexHMHecKoA MHcneKiiMM, k c(}>epe AenrenbHocrM 
KOTOfxiA sro orHOCMTCH (Xx/iacHO repMancKOMy npasy. fep- 
MancKMe enacTM MMetor npaeo npoeepKM BOAMrenbCKMx yAOcro- 
eepeHMM, rexHMsecKMX nacnoproe m AOxyM^HToe, yAocroee- 
pnioutMX nMHHOCTb BOAMTeneA. 
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(4) Die sowjetischen Truppen beachten die in Deutschland 
gültigen Verkehrsregeln, einschließlich der Vorschriften über das 
Verhalten am Unfallort sowie der Vorschriften über die Beförde¬ 
rung gefährlicher Güter. Die Einhalturrg dieser Vorschriften über¬ 
wachen die zuständigen deutschen Behörden und die Dienststel¬ 
len der sowjetischen Truppen. Die Vorschriften des deutschen 
Rechts Ober die Entziehuitg der Fahrerlaubnis gelten uneirtge- 
schränkt für das Führen dienslHchar und privater Kraftfahrzeuge 
durch Mitglieder der aowjeftschen Truppen und deren Famtterv 
angehörige. Der Entzug der cSensUichen und privaten Fahrerlaub¬ 
nis zum Fohren von Kraftfahrzeugen wird durch die militärische 
Kraftfahrzeug-Inspektion (Fekijäger) der sowjetischen Truppen 
auf Antrag der deutschen Behörden votgerxxnmen. 

(5) Ober die BesOmmuttg und regelmftSige Berrutzung von 
öffentlichen Straßen fOr Märsche und Transporte der sowjetischen 
Truppen mit Ober 30 Kraftfahrzeugen sowie mit einer beliebigen 
Anühl von Großraum- und Schwerfahrzeugen körvren Vereinbar¬ 
ungen mit den deutschen Behörden abgeschlossen werden. Sol¬ 
che Märsche urtd Transporte sind bei der zuständigen deutschen 
militärischen Verkehrsdienststene frühzeitig anzumelden. Sie wer¬ 
den unter Berücksichtigung des deutschen Straßertverkehrs- 
rechls durchgelQhrt 

Die Veriegung von Großraum-und Schwe r f a hrzeugen einschäeß- 
lich Kettenfahrzeugen erfolgt rtach Möglichkeit Im Eisenbahn¬ 
transport. Sofern im jeweiligen Gebiet Eisenbahnverbirrdurrgen 
nicht vorharKfen sind, oder bei kurzen Entfemurtgen, können 
Kettenfahrzeuge auch auf Tiefladern befördert werden. 

(6) Einzelheiten zürn Verkehrswesen und zu Transportfragen 
im Aufenthaltsgebiet sind m Anlage 1 geregelt 


Artikel 12 

Post- und Femmeldewesen 
sowie die Nutzung von Funkfrequeruen 

(1) Die sowjetischen Truppen sind befugt, ihre eigenen militäri¬ 
schen Post- und Femmeldeeinrichtungen sowie funkelektro¬ 
nische Mittel zu unterhalten und zu benutzen. 

Oie Bundesrepublik Deutschland gewährt der sowjetischen Seite 
das Recht, die Funkfrequenzen der existierenden Funkdienste 
der sowjetischen Truppen gemäß der zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Vertrags geltenden Ordnurtg zu berxitzen. 
Die sowjetische Seite urrtemimmt die möglichen Maßnahmen zur 
Freigabe von Funkfrequenzen auf Wunsch der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Um gegenseitige Funkstörungen zu vermeidett, wird die gemeiiv 
same Nutzung der Frequeruen von Furärdiensten der sowjeti¬ 
schen Tnjppen und der Bundesrepubiät Deutschland kn gegen¬ 
seitigen Ekivemehmen geregelt 

(2) Die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren Fami¬ 
lienangehörige können die Dienstleistimgen des Post- und Fem- 
meldewesens gemäß den in der Burtdesrepublik Deutschland 
geltenden Vorschriften in Anspruch nehmen. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland betrachtet die von den 
sowjetischen Truppen zur Abwicklung Rves Postdienstes betrie¬ 
benen Einrichtungen als Posteinrichtungen der Postverwaltung 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken. 

(4) Die Nutzung des Post- und Femmeldeweserrs sowie von 
Furtkfrequertzen ist in Anlage 2 dieses Vertrags geregelt 


Artikel 13 
Umweltseiiutz 

Die deutschen Behörden und die Dienststellen der sowjeti¬ 
schen Truppen arbeiten in vollem Umfang in Fragen des Umwelt- 


4. CoeeTCKvre eoOcKa oeörno^aKST AOMcreyKxqMe a reptraHviM 
npaBHna /(c^xrHoro ^ewKeHMS, eicniosafl npasM/ia o rx>BeAe- 
HHM Ha Meere Aopoxoro-TpaHcrnpTHbix npoHCuiecTBMO, a ratoKe 
npaBHna nepeaosKH onacHbix rpysoB. 3a coönicvteHHeM yxasaH- 
Hbix npaBHH rx^yu^ecTBnnioT KOHTpons KOMnereHTHbie repuaHc- 
KHe BnacTM m opraHW coeercKvix boOck. F epMaucKMe npaeoBue 
HopMfai o luNueHMM BOffftTetw hpasa Ha ynpaeneHne rpaHcnopr- 
HfaiM cpqACTBOM AeAcreyioT öes orpaHMHeHMfi B OTHOuieHMH nnq, 
Bxo/pvftHx B cocraa coeercKMX boAck, m MneHoe mx oeMeA, 
KOTopbie rnnmoTcn eoAkrenmiM cnyxceÖHbtx row MacTHux 
rpaHcnopTHbix cpeAcre. Msumie paspeuieHHfi Ha ynpaenoHHe 
cnyxceörrbiM h /WHHfaHi TpanenopTHUM cpeACteoM ocyutecTe- 
/mercs BoeHHOü asroMHcneKqHeA (BAM) coeercKMX boAck no 
sasaneHMio repwaHCKMX anacreA. 

5. 06 oreeAeHMM flopoKHOd oem o6u(ero nonbsoeaHMn m 
nopn/iKe ee peryiwpHoro McnoitbsoeaHMs fliw nepeft/BMmemüi 
coaeTCKMx boAck, b Koropfaix saAeAcTBoeaHO 30 h öonee rpanc- 
ttopTHbor cpBACTB- & Tarotce nioöoe KonMnecTBO KpyriHbix m 6o/ib- 
uierpysHb« rpancnopTHbix cpe/tCTB Moryr saKinoHarbcn /toro- 
BopeHHocTM c repMaHCKMMM a/iacTHMH. O raKMX nepeABMXce- 
HtMx saßnaroepeMeHHo Hnr^xfoMMpyeren repMancKas eoeHHO- 
TpaHcnopTHBfl enyseßa. Ohm ocyurecTenmoTcn c yneroM hopm 
repMaHCNoro ipaHcnoprHoro npaaa. 

nepdABMXceHMe öonbuierpysHoA m Tjo«enoA tbxhmkm, BKraoMan 
ryceHMHHbie MauMtHM, <x:yu|e(7rBrmeTCM, no eosiMOxorocTM, 
xrenesHOAopoKHbiM rpaHcnoproM. Ecnn b ashhom paAoHe 
xene3HOAopo>KHoe cooöufeHHe OTcyTCTByer m/im paccrosHHe 
HesHaHMTenfaHO, ro ryceHMHHbie MauJHHbi Moryr nepeBOSMTbcn 
raiorce m Ha rpeAnepax. 

6. KoHKpeTMfaiA noprvtoK perueHMK TpaHcnopTHbix Bonp(xx>e Ha 
TeppMTopMH npeöbiBaHHii onpeAenneren b npM/K»KeHMM No I k 
HacTonuteMy ÄoroBopy. 

Crarbfl 12 

rioHTa M CBMSb, B TaioKe Mcno/ibsoaaHMe paAMOMacror 

1. CoeercKHe boAckb hmoiot npaeo coAepxrarb m Hcnonbso- 
earb csom coöcTBOHHbie ynpexrA^HMn BoeHHOä noHTu, censH m 
paAMOsnercrpoHHbie cpeAcrea. 

rbeABPäTHBHas PecnyöriMKa fepMaHMS coxpaHser sa Coeerc- 
koA CropoHOA npaeo McnonbsoBarb paAHOMacroTbi AoACTsyio- 
utHtTH paAMOcnyxröaMM coeercKMx boAck b cooreercTeMM c 
cyutecreyioupiM k MOMemy noAnMcaHHs Hacroflutero AoroBopa 
nopHAKOM. CoeeTCKan Cropona npMHMMaer BosMOxorbie Mepbi 
Ans ocBOÖoxTAeHHn paAHOMacror no npocböe rbeAäparMBHoA 
PecnyßnMKM fepMaHMM. 

Bo MsöexraHMe BsaMMHbix paAMonowex coBMecTHoe Hcmribso- 
BBHMe nacTOTHoro cneropa paAMOcnyxröaMM coeerciaix boAck h 
<t>eAepaTM8HoA PecnyönMtw FepMa HM M pery/iMpyercn no bsshm- 
HOA AOTOBOpeHHOCTM. 

2. CoeercKMe eoActca. nHqa, sxoAnutMe s cocraa cobotckmx 
boAck, m MneHU mx ceweA MOtyr nonbaoearbcs ycnyraMHtioMTfat 

M C8B3M B COOTBBTCTBHM C Aä^CTSyKHliMMM B dfoAäpaTHBHOA 
PecnyönHKe FepMaHMM npaBMnaMM. 

3. (PeAepaTMBHas PecnyönMKa FepMaHMS paccuarpMeaer 
SKcnnyarauMOHHoe oöopyAoeaHMe Ans APeräBKM rvTHTbi 
coeercKMM eoAcKaM ksk noMToeoe oöopyAOeaHMe noHroBOM 
aAMMHMcrpaqMM CCCP. 

4. PopnAOK rwnbsoeaHMS nomroBbiMM ycnyraMM, csnabio m 
paAMOHacTpraMM onpeAeneH b FIpMnoxreHMH No 2 k hscto- 
ntqeMy Aoroeopy. 

Crarbii 13 

Oxpawa OKpyNcaKMqeA cpeAU 

FepuaHCKMe enacTM m opraHU cobotckmx bomck b nonHOM 
oö-beue M Ha ocHoee repMaHCKMx saKOHOB corpyAHMsator b 
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Schutzes und der Umweltvorsorge auf der Grundlage der deut¬ 
schen Gesetze zusammen. Für diese Zwecke wird eine entspre¬ 
chende Arbeitsgruppe auf Expertenebene im , Rahmen der 
Gemischten Deutsch-Sowjetischen Kommission eingesetzt. 

Artikel 14 
Gesundheitswesen 

(1) Für (fle sowjetischen Truppen, ihre Mitgfieder und deren 
Familienangehörige geltsn die deutschen Vorschriften zur Verhü¬ 
tung und Bekfimpfung ObertragtMrer Krankheiten bei Menschen 
urtd Tieren. Innerhalb rier ihnen zugewiesenen Liegenschaften 
können die sowjetischen Truppen ihre eigerten Vorschriften unter 
der Voraussetzung anwerxlen, daß hierdurch nicht die öffentkche 
Gesundheit gefährdet wird. 

(2) Die sowjetischen Truppen urtd die deutschen Behörden 
unterrichten einander unverzüglich über rien Verdacht, den Aus¬ 
bruch, den Verlauf und das Erlöschen einer übertragbaren Krank¬ 
heit sowie über die getrofferten Maßrtahmen. 

(3) Halten die sowjetischen Truppen zum Schutz der Gesund¬ 
heit Maßnahmen in der Umgebung der ihnen zugewieserten Lie¬ 
genschaften für erlorderfch, so schließen sie Ober Im Durchfüh¬ 
rung Vereinbarungen mit den deutschen Behörden. 

(4) Gegenstände, deren Einfuhr nach deutschen Recht unzu¬ 
lässig ist, können mit Genehmigung der deutschen Behörden 
unter der Voraussetzung, daß die öffentliche Gesurxiheit hier¬ 
durch nicht gefährdet wird, durch die sowjetischen Truppen einge¬ 
führt werden. Die deutschen Behörden und die sowjetischen 
Tnjppen schließen Vereinbarungen über Gruppen von Gegen¬ 
ständen, deren Einfuhr durch die deutschen Behörden nach die¬ 
ser Bestimmung genehmigt wird. 

(5) Die sowjetischen Truppen untersuchen und überwachen 
nach Vereinbarung mit den deutschen Behörden in eigener Ver¬ 
antwortung die von ihnen eingeführten Lebensmittel, Arzneimittel 
und anderen Gegenstände, wobei sie gewährleisten, daß die 
öffentliche Gesundheit durch deren Einfuhr nicht gefährdet wird. 


Artikel 15 

überschreiten der deutschen Staatsgrenze 

(1) Die Mitglieder der sowjetischen Truppen und deren Fami¬ 
lienangehörige überschreiten die deutsche Staatsgrenze des Auf¬ 
enthaltsgebiets sichtvermerksfrei auf Grund von Dienstpässen 
oder Reisepässen der Union der Sozialistischen Sowjetrepu¬ 
bliken; diese Pässe enthalten ein Lichtbild, den Namen, den 
Geburtsort und das Geburtsdatum sowie einen zweisprachigen 
(deutsch-russischen) Stempeleindruck, der die Zugehörigkeit des 
Paßinhabers zu den sowjetischen Truppen bn Aufenthaltsgebiet 
bestätigL Zum Wehrdiertst einbertdene Personen wetxlen in einer 
Namensüste erfaßL wobei <fie Anzahl (fieser Personen bn Dienst¬ 
paß des Truppenältesten anzugeben isL 

(2) Truppenverbärxle, -teile und -einheiten der sowjetischen 
Truppen überschreiten die deutsche Staatsgrenze des 
Aufenthaltsgebiets unter der Verantwortung (Jer entsprechenden 
Dienstpersonen unter Vorlage ihrer Personaldokumente. 

(3) Kinder im Alter bis zu 16 Jahren, (fie mit ihren EHem oder 
arxieren Personen über die deutsche Staatsgrenze reisen, über¬ 
schreiten diese auf Grund einer Eintragtjng des Familien- urtd 
Vornamens sowie des Geburtsjahrs bi deren Dienstpaß oder 
Reisepaß. Der Paß muß einen dem Absatz 1 entsprechenden 
Stempeleindruck tragen. 

(4) Die deutschen Behörden und die sowjetischen Truppen 
vereinbaren die Grenzübergangsstellen, an denen der sichtver¬ 
merksfreie GrenzObertritt der sowjetischen Truppen, ihrer Mitglie¬ 
der und deren Familienangehöriger erfolgen kann. Diese Stellen 
werden in einer Liste erfaßt, die bei Austausch der Ratifikations- 


Bonpocax oxpaHu OKpyixaiouteM cpe/tbi h npe^ynpeiK/^eHUs ee 
sarpnsHeHHS. Ann sToro cosAaeicn cooTBeTCTeyKXi^an 
SKcnepTHEta paöoMas rpynna e cocraae CMeoiaHHOü repuaHO- 
coeercKOM kommccmm. 

CraTbü 14 
SApaaooxpaHeHMe 

1. Ha coeeiCKMe aoAcica, mii, bxoiaruimx b mx cocraa, m 
H/ieHoe MX ceuefi pacnpocTpaHMoicn rapiMHCKMe npasHna npe- 
AynpexcAeHMM m öopböbi c sapasMUMM öonesHMMM senoeeKa m 
xcMBOTMboc B npeAenax BMfle/ MM w m x mm oöaeiaoe hbabmikm- 
Moro MMyijecTBa coeercKMe eoActca Moryr nonbsoeaTbcn 
caoMMM coÖcraeHHfaiMM npaaMnaMM, ecxiM npM stom ho boshm- 
Kaer yrposu ä^opoBbio HaceneHMH. 

2. CoBercKMe BoAcKa n repMaHcme anacTM HesaMBAhM- 
TeiibHO MsaeuiaioT Apyr APyra o noAospeHMM Ha HanMMMe sapas- 
HOM ÖonesHM, o ee acnbiiiiKe, xoAe m nMKBMABMMM, a Taroxe o 
npMHMMaeMb« B C8M3M c STMM Mepax. 

3. B cnysae HeoöxcvtMMOCTM npoeeAeHMM KaKMX-/iMÖo uep no 
oxpaHe eAepoabM b paAoHS BbjAe/ieHHfaix mm oöaeKToe hbabm- 

IKMMOFO MMyUIBCTBa COBBTCKMB BOACXa SaKmOHBIOT COrnaUieHMM 

c repMaHCKMMM anacruMM o6 mx npoooAonxM. 

4. He AonycKaeMbie k Bsosy fapMBHCKMM saKOHOABrenbcr- 
BOM Tosapbi M MHue npeAMexbi c paspeuieHMS repuaHCKMX ana- 
creA Moryr bbosmtioi cobbtckmmm BoAcxaMM, ecurn npM stom He 
BOSHMKaer onacHocrrH Ana SAopoebd naoeneHMM. Ha ochobb 
AaHH(xo nonoxceHMM MoxcAy (XMercKMMM BoAcxaMM m repMaHo 
KMMM BnacTMMM satcniOHaKiTctt AoraBopeHHCxnM o nepeHHe Toea- 
poB, BB03 KOToptiix paspeuiaeTCii repMSHCKMMM BnacTMMM. 

5 . CoBeTCKMe boAcks no oor/iaooeaHM» c repMaHCKMMM 
BnacrnMM catMxrrosrrenbHO öepyr aHanHsu h ee/tyr KOHTponb 
sa (xxrroflHMeM BBOSMMbix MMM npoAPeonunaMH, MeAHKSMeH- 
TOB M MHbix TOBapoB, rapaHTMpyM npn stom HeHaHeceHHe 
yuiepöa sAopoBbio HaceneHHn ot hx Bsosa. 

CraThii 15 

RepeceMeHMe repMancKoA rocyAapcTBBHHoA rpaHMiiM 

1. JlMi^a, BXOAHu^Me b coctbb cobbtckmx bom<x, m HneHU mx 
ceueü nepecexaioT repMaHCKyio rocyAapcTBeHHyio rpaHMity na 
TeppMTopMH MX npeöbiBaHMM Ha öesBMsoeoM ochobb no 
npeAi>nBneHHio cnyxcsÖHUx mtim oöuferpaxtAaHcxMX sarpaHMH- 
Hb(X nacnopTOB CCCP; stm nacnopra CHaöxcaioTCM (poTorpa- 
(pMeA, B HMX yKa3biBaiOT(»i (paMM/iHM, MMq 41 OTHecrreo, Aaxa m 
MecTO poxtAeHMM, a Tatoxe cqabpsxmtcm unaMn, xoTopfaiA na 
HeMBiiKOM M pyocxoM Mswxax noATBepxgvaer npMHaA'tB’KHOCTb 
BnaAenuta nacnopra k ooeercKMM boAcksm Ha reppKTopMM mx 
npeöfamaHMM. Ha BoeHH(x:nyx(aujnx cpoHHoA cnyixöw cocraa- 
nneTCfl MMeHHoA comcok, a b cnyxceÖHOM nacnopre crrapuiero 
KOMaHAM yxasbiBaeTtM xo/iMHecTBO stmx /m^. 

2. nepeceHeHMB coeAMHeHMMMM, MacrriMM m ncvipasAone- 
HHMMM COBBTCKMX BOMCK repMaHCKoA rocyAap(naeHHOM rpaHMijbi 
Ha TeppMTopMM MX npeöbiBaHMM npoMSBOAMTcn noA otbotct- 
BBHHOCTb cooTBercrrByKXAMX AomxHOCTHbix AMit no npeAT>nBne- 
HMK> AOXyMeHTOB, yAOCTOBepnXXItMX ilMHHOCTb STMX /1M14. 

3. Aä'tM B Bospacre ao 16 ner, cneAyKXijMe Mepes repMaHCxyio 
rocyAapcTTBeHHyio rpaHMt(y c poAMrenaMM iuim c aPVCMMm 
HMitaMH, nepecexaioT ee Ha (iCHOBaHMM sanncM ({laMM/iMM, MMenM 
M roAä poixAeHMn b cnyxceöHOM m/im oöu^erpaiXAaHtxoM sarpa- 
HMHHOM nacnopTe. B nacnopre npcxrTaBnflercsi unaMn b coor- 
BeTCTBHH c n. I. 

4. FepMaHCKMe Bnacrn m ooBercxMe BOAcxa onpeAennior 
norpaHHMHbie KOHrponbHO-np(xiy(x<Hfaie nyHxnai, nepes xorapbie 
AonycKaercn öesBMSOBoe nepe<»HeHMe rpaHMitbi coBercxMMM 
BOMCxaMM, nMi^aMH, BxoAsutMMM B MX oocnaB, M sneHaMM ceMeA 
srMX nMi). riyHKTu nepeHMc/inxircM b cnHcxe, xoropuM nejjeAa- 
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urkunden übergeben wird. ÄrKlerungen sind einvemehmlich fest- 
zutegen. 

Vertreter der sowjetischen Truppen werden an diesen Grenzüber¬ 
gangsstellen die deutschen Behörden bei der Paßkontrolle und 
der zügigen Abfertigung der Truppen, ihrer Mitglieder urxl deren 
Familienangehöriger unterstOtzen. 

(5) Für einen Aufenthalt kl der Bundesrepubik Deutschlar^d 
außerhalb des Aufenthaltsgebiets gelten fOr die MKgGeder der 
sowjetischen Truppen und lue FamBen a ngehörigen dieset)en 
Vorschriften wie fOr die Ekveise und den Aufenthalt artderer 
sowjetischer Staatsangehöriger in der BundesrapubOc Deutsch¬ 
land. Soweit sich diese Personen bereita kn AulenthaltsgebM 
befinden, wird die Aufenthaltsgenehmigung auf Antrag der sowje¬ 
tischen Truppen von der jeweks örtich zustkncfigen Austfinder- 
behötde kn Aufenthaltsgebiet ausgesteOL 

(6) Mitglieder der sowjetischan Truppen sowie tire Famiiietv 
arrgehörigen sind kn Aufenthaltagebiet von den deutschen Vor¬ 
schriften auf dem Gebiet des Meidewesens mit Ausnahme der 
Meidungen kl BeherbeigungssUUten und KrankerMkJsam bereit 

(7) Auf zu begründendes Ersuchen der deutschen Behörden 
erteilt die Venivaltung der sowjetischen Truppen Auskünfte über 
die Zugehörigkeit eirter Person zu den kn Aufenthaltsgebiet 
befindlichen sowjetischen Truppen. 

Artikel 16 

Zoll- uruf Steuervergünstigungen 

(1) Oie sowjetischen Truppen körtnen ihre Ausrüstung utkI 
angemessene Mengen von Verpflegung, Versorgungsgütem urxl 
sonstigen Waren abgabenfrei ein- urxl ausführen, die zu ihrer 
Verwendung und zur Verwendung durch Mitglieder der sowjeti¬ 
schen Truppen sowie deren Familienangehörige bestimmt sind. 
Für diese Waren werden Zölle urxl Verbrauchsteuem einschließ¬ 
lich der Einfuhrumsatzsteuer nicht erhoben. Die Abgabenbefrei¬ 
ungen werden auch für Waren gewährt, die den sowjetischen 
Truppen auf Grund von Verträgen geliefert werden, die sie urvnit- 
telbar mit nicht im Aufenthaltsgebiet ansässigen Personen 
geschlossen haben. 


(2) Von den ki Absatz 1 genannten Abgaben werden auch die 
Waren freigestellt, die sich in Zoltfreigebieten oder in einem 
besonderen Zollverkehr befirxlen und zur Verwendung durch die 
sow^schen Truppen sowie txe Mitglieder urxl deren Famiiiert- 
angehörlge auf Gntrxl von Verträgen getafert werden, <fie eine 
amtliche BeechaffungssteHe der sowjetischen Truppen mK kn 
Aufenthaltsgebiel ansässigen Personen geschlossen hat 


(3) Für Waren, die unter den ki Absatz 2 genannten Vorausset¬ 
zungen aus dem zollrechtlich freien Verkehr gefiefert werden, 
werden dem Lieferer von den deutschen Fmanzbehörden die 
Abgabenbefreiungen oder -Vergütungen gewähiL die in den Zoll- 
und Verbrauchsteuergesetzen für den Fal der Ausfuhr vorgese¬ 
hen sind. Bei der Lieferung versteuerten Mineralöls oder versteu¬ 
erter mineralölhaltiger Waren wird dem Lieferer von den deut¬ 
schen Rnanzbehörden die entrichtete Mineralölsteuer vergütet 


(4) Lieferungen und sonstige Leistungen an die sowjetischen 
Truppen, die von einer amtlichen Beschaffungsstelle der sowjeti¬ 
schen Truppen in Auftrag gegeben werden und für den Gebrauch 
oder Verbrauch durch die. sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder 
oder deren Familienangehörige bestimmt skxl, sind von der 
Umsatzsteuer befreit. Dies gilt auch, wenn deutsche Behörden 
Beschaffungen oder Baumaßnahmen für die sowjetischen Trup¬ 
pen durchführen. Durch die Steuerbefreiung tritt der Ausschluß 


ercn npM oöueHe paTvxjiMKaMMOHHbtMM rpaMoraMM k Hacro- 
fluteMy /^oroeopy. IrisMeHeHMn a sto«« cnMcxe npoMsaoAnrcn rx) 

BSaXMHOM AOfOnOPSHHOCTM. 

npeflcraBHTe/iM coeeTcxMX bomck na stmx nyHxrax cofleücr- 
eyx)T repMaHCKMM anacrnM a ocytifecTeneHMM nacnopTuoro koh- 
Tponn M öwcrporo rxjiopMneHMn aoficx, nmt, BxoAnufMX e hx 
cocraa, m MneHoe mx ceMefi. 

5. ßfw noceuteHMM ^eAeptnwBHoA PecnyönMXH FepMauHH 
BHe TeppMTopHM npeÖfanüaM ooeercKMx boAck b oTHouieKMM 
mat, Bxo/pupor b mx ooctbb, m H n eii oB mx osMeA AeflcrsyiOT le 
xce caMbie ipaBMna, kbk m ahm sbe^Aä m npefiwBaHMn APyrMX 
coaerraooc rpax^iaH b OeAepBTMBHoA Peci^önMKe FepMaKMM. 
EcnM yxasaHHbie nMüa yjxe HaxoAfnon Ha TeppMTo^M npeöfai- 
aaHMM coBarcto« boAcx, paspaiuaHMa Ha noceufeHMe O^epa- 
tmbhoA PecnyönMKM FepM a iaei no xcvtaraAcrBy ooaeTCKMx 
boAck BbtAaer oooTBeTCTByxMtMA OTAen MecTHoA nonMipiM no 
AenaM HHocrpaHMee Ha TeppMTOpMN mx npeöMBaHMn. 

6. ilM4a, BXOAAUtMS B cocraB ooeercia« boAck, a Taioxe 
HneHM MX ceweA ocaotetKAaroTcn na TeppMTopMM mx npeöfai- 
BaHMB OT BbinontreHMn repuaHCXMX npaaMn rqiorNWKM tx> Mecry 
ttarrenbCTBa sa Mcraao'ieiaiaM perwcTp a iiwM b i wMoq KMX rocTH- 
HMi4ax M 6QnhHM4ax. 

7. Ho MOTMBMpoBaHHOMy xoA « T aA cTBy repMaHCKMX BnacreA 
aAMHHMCTpaMMfi coeercroix boAcx rpeAOCTaanneT mm cnpaaxM 
o npMHSAnexoxxrrM roro mhm mhoto amab k coeeTcicMM bomckbm 
H a TeppMTopMM MX npeöfatBaHMii. 


CraTMi 16 

TaMoxreMHbae m Hanoroabie iibroru 

1. CoaercKMe eoAcxa Moryr öecnouuiHHHo bbosmti» m BbtsosMTb 
CBOM BoopyxreHMn m BoeHHyio rexHMxy, a ratoxe copasMepHoe 
KOAHHecTBo npoAOBonbCTBMM, ToeapoB noeceAHeaHoro rxipoca 
M ßpyrvx Toeapoe, npeAHasHaMeHHbix Ann noipeöneHMfl 
coaeTCKMMM BOHCxaMM, nnttaMM, BxoAnutMMH e mx cocraa, a 
Taxxre HneHaMM mx ceueA. 3 to MMyu^ecTBO coaercxMx bomck m 
T oeapw AMMHoro noAbsoBaHHA ne oönareuoTcn noujAMHaMM m 
CÖO paMM, BKAIOHaA HMnOpTHfalA HBAOT C OÖOpOTa. Ot BCAKHX 
cöopoB ocBOÖoxTAaioTcn raioKe roBapu, nocraBAneMbte coaerc- 

KMM BOMCXaM Ha OCHOBBHHM KOHTpaXTOB, SaXAlOHeHHblX MMM 
HanpnMyio c AMMaMM, npoxcMBaioutMMH bhb reppHTOpMM mx npe- 
ÖbiSaHMA. 

2. Ot cöopoB, ynoMAHyrfaix b n. t, Taxxce ocBOöoJKAaxrrcn 
TOBapu, Ha KOTopbie pacnpocrpaHnercn (>exoiM soh cboöoahom 
T oproBAM, MAM H3i>mrbie ms oöiAero TaMox(e>HHoro oöopora m 
rKxrraaAfleMbie fvvt noipeöneHMn coeercKMMM BoAcxaMM m 
AMttaMM, BXQAHUiMMM B MX COCTBB, M HABHaMM MX OenieA Ha 
OCHOeaHMN KOHTpatCTOB, KOTOpfaie SaXAlOMaiOT OOOTBerCTByiO- 
lAHe opraHU ooeercxMx boAck c AMMauM, npoxcMsaioutMMM na 
reppMTopMM MX npeöwBaHMA. 

3. Ha Toeapbi, nocraBAneMbie na ycnoBMMx, yxasannbix b n. 2 
HacTonuteA CrarbM, na ocHoeaHMM öecnouiAMHHoro no raMoxreH- 
HOMy npasy pexrHua, repMancKHMM ({xitHaHcoebiMM opraHaMM 
rncraBtAMKy npeAOcraeAfieTcn ocaoöoxtAeHMe or cöopoB, a b 
CA ynae mx BSMMaHMA - rxicneAyuiM BOSMeuteHMe mmm stmx 
cyMM, npeAycMOTpeHHoe b saxoHax o nouiAMHax h cöopax npM 
SKcnopre Toeapa. flpM txxrraBKe HertrrenpoAyKToa, sa xoropbie 
BSMMaACA Hanor, repMBHCKMMM ({MIHaHOOBblMM OpraHBMM CyMMa 
MSbRToro Hanora BOTMemaercB nocraButMxy. 

4. nocraBKM m Apyrna ycnyrM, npeAPCraBAneMue ooeercKMM 
BoAcxaM no sansKaM mx oooTBercTByKxitMX opraHoa m rpeAHas- 
HaneHMbte ahm MCtxiAbsoBaHMH mam noTpeöneHHB ooBeTcxMMH 

BOACXaMM, AHtiaMM, BXQAMUIMMM B MX COCTSB, MAM HAeHaMM MX 

ceueA, ocBoöoxtAaiOTcn ot HaAora c oöopora. 3 to othocmtcb 
T aioxe K saxynxaM mam crpoMTeAbHbayi paöoraM, ocyutecTBAne- 
MbiM aaa coaercKMX boAck repMaHcxMMM BAacrnMM. Oceoöoxr- 
ABHHe OT HBAoroB He MCKAxmaer roro, hto nocrasiAMK Moxrer 
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vom Vorsteuerabzug nicht ein. Die Steuerbefreiung ist vom Liefe¬ 
rer bei der Berechnung des Preises zu berücksichtigen. 


(5) Die sowjetischen Truppen unterliegen nicht der Steuerpflicht 
auf Grund von Sachverhalten, die ausschließlich in den Bereich 
ihrer dienstlichen Tätigkeit fallen, und hi rt si ch di ch des dieser 
Tätigkeit gewidmeten Vermögens. Dies giit jedoch nicht, soweit 
die Steuern durch eine BeteOigung der sowjetischen Truppen am 
deutschen Wirtschaftsverkehr urxf hinsichlfich des (fiesem Wirt¬ 
schaftsverkehr gewidmeten Vermögens entstehen. Uefeningen 
urtd s(xtstige Leisturtgen der sowjetischen Truppen an ihre Mit¬ 
glieder sowie an deren FanMlienangehörige werden nicht als 
Beteiligung am deutschen Wirtschaftsverkehr angesehen. 

(6) Hängt die Verpfflchtung zur Leistung eirwr Steuer vom 
Aufenthalt oder Wohnsitz ab, so gelten (fie Zeitabschnitte, in 
denen skit ein Mitglied der sowjetischen Truppen oder ein Fami- 
lienangehöriger nur in (fieser Eigenschaft kn Hoheitsg^fiet der 
BurKlesrepublik Deutschland aufhäft, kn Sinne dieser Steuer- 
pflk^t nk^t als Zeiten des Aufenthalts oder des Wohnsitzes ki 
diesem GebieL 


(7) Die Mitgfieder der sowjetischen Truppen oder deren Fami¬ 
lienangehörige sind kn Aufenthaltsgebiet von jeder Steuer auf 
Bezüge und Einkünfte befreit, die ihnen in fhrer Eigenschaft als 
derartige Mitglieder oder Familienangehörige vom sowjetischen 
Staat gezahlt werdea sowie von jeder Steuer auf bewegliche 
Sachen, (fie den genannten Personen gehören und (fie sich m«' 
deshalb kn Aufenthaltsgebiet befinden, weil sich (fiese Persorten 
vorübergehend dort aufhaHen. 

(8) Bezüge, Einkünfte und bewegliche Sachen von Mitgliedern 
der sowjetischen Truppen oder von deren Familienangehörigen, 
auf die die Regelungen der Absätze 6 oder 7 nicht anwendbar 
sind, unterliegen der Besteuerung nach deutschem Recht. 

(9) Die Mitglieder der sowjetischen Truppen oder deren Fami¬ 
lienangehörige gehen keiner steueriichen Vergünstigungen ver¬ 
lustig, die auf Grund eines zwischenstaatlichen Abkommens mit 
der Bundesrepublik Deutschland für sie bestehen. 

(10) Im Sinne der Absätze 6 bis 9 umfassen die Ausdrücke 
.Mitglieder der sowjetischen Truppen* und .Famifienangehörige* 
nur Personen, die skh ausschlieOHch kt dieser Eigensch^ kn 
Aufenthaltsgebiet aufhatten. 

(11) Die s(}wjetis(hen Truppen treffen cuigemessene MaSnah- 
men, um MiBbräuche zu verhindem. die sich aus der Einräumung 
von Vergünstigurigen auf zoU- urtd steuerrechtlichem Gebiet erge¬ 
ben könrten. Sie arbeiten mit den deutschen Behörden bei der 
Verhütung von Zoll- und Steuerzuwiderhandlungen eng zusam¬ 
men. Oie Zusammenarbeit umfaßt den einvemehmfichen Aus¬ 
tausch von Informatkxien über festgesteltte Zuwiderhahdlungen 
sowie über Art und Umfang veräußerter Waren, cfie besonders 
Anlaß zu Mißbräuchen bieten können. Die sowjetischen Truppen 
nehmen auf Ersuchen der deutschen Behörden Prüfungen vor 
urKi teilen deren Ergebnisse mit. 

(12) Verfahren und Mcxlalitäten für die in den vorstehenden 
Absätzen genannten Zoll- urxl Steuervergünstigungen sowie Fra¬ 
gen der Zollkontrolle sind in Anlage 3 dieses Vertrags geregelL 


Artikel 17 

Zivil- und Verwaltungsgerichtsbarkelt 

(1) Die deutschen Gerichte Oben die Gerichtsbarkeit über die 
Mitglieder der sowjetischen Truppen und deren Familienangehö- 


noTpeöoeaTb ot repuaHCKMx (puHaHCoebix opraHoe KouneHC^a- 
UHM BbinnaMeHHOä ncxTraau^MKOM pauee cyuMbi Hanora c oöo- 
pora. LfeHa e ocerax yKasbieaerc») rKxrraeufHKOM c yneTOM 
oceoöorKAOHMn ot Hanoroe. 

5. CoeeTCKMe BoiiCKa He rKWiencar oönorKeHMio HanoraMM, 
ecnM BOSMOxcHwä noeoA Atüt HanqrooönoxceHMn censriH 
MCtcniomrrenbHO c mx cn^KeÖHoä ßioKTentMOcrhio, a raioKe c 
MMyutecTBOM, npeaHa siHr i o H HM M fipsi tskoA AsrrranbHocTM. 
3to, OAHaKO, He othocmtcs k Hanorai«, asMwaeMbiM a cbssm c 
ysacTMSM B npoAnp^HMMBTenbCKoA xosnücTaeHHoA /tenrenbHo- 
CTM, a TBKNce B onnwiuHMM MMyuiacrrBa, np^AHasHaMeKHoro Ami 
TBKOM xosnäcTaeHHOli Aer*Tem>H0(7rM. nocraaicM m APyru^ 
ycnyrM, npeAOCTaanneMbie coeetCKHMU aoAcKauM JiMiiaM, bxoa- 
fiiAMM B MX (xxnaa, M HneHaM mx ceMeA, He paccMaTpuaaioTcn 
KSK ynacTMe a tbkoA xosnäCTBeHHoA AemenbHCxnM. 

6. Ec/IM oönaaHHOCTb yiuiaMMsarb hb/kx' csnsaHa c npeduaa- 
HMOM MnM npoxcMaaHMew a onpeAeneHHOM Meere, ro epeMft, a 
T o s oiiMO KOTOporo iwua, BxcvpiutMe a ccxrraB ooeercKMx boAck, 
M/iM H/ieHu MX ceMeä HaxoAsrcxi hb reppuTopHM cbeAepaTMaHoä 
PectiyöhMKM repMSHMM To/iMco 8 9TOM CBoeM KasecTBe, He 
paocMaipMaaeTcn icaK epOK npeÖMaaHHa mhm ivdxcMaaHMii Ha 
AShhoA reppMTopMM c tohkm speHMH oOnsaHHOCTM ynnaTbi 
Taicoro Hanora. 

7. /iMoa, BXOAriutHe a cocraa coaercKMX boAck, m Hnenu mx 
ceueA Ha reppuropHM mx npeöbiaaHMfl ocsoöoxgtaioTcxi ot 
nioöbix HanoroB na sapnnaTy m aoxoam, KOTopuie ohm nonyMaioT 
8 KaHecrae Taicoebix ot coeeTCKoro rcxryAapcraa. a Taicxce ot 
nioöfaix Hanoroe na abmxcmmoo MMyu(acTBO, npHKSAnexcautee 
ynoMaHynau nietaM m HaxGAnuteecn Ha stoA TeppMTopMM 
TonbKO B caasM c apeMeHHbiM HaxoxcAeHMeM tbm stmx naq. 

8. SapaöoTHan nnara, aoxoam m ABMxcMMoe MMyutecrao nnit, 
BxoAniilMx B (xxrraB cobotckhx boAck, m Mnenoe mx ceueA, na 
KOTopbie He pacnpocrpaHnioTCfl nonoxceHMU nn. 6 MnM 7 Hacro- 
nmeA CTaTbM, noAnexcaT Hanorcx)6no>KeHHio b cooTBeTCTBMM c 

repMaHCKMM saKOHOABTenbcneoM. 

9. Ha /1MU, BXOAHUtMx B cocrae coeeTCKMX bomck, h m/ibhob mx 
CBM eA pacnpcxrrpaHflioTcn Bce HanoroBbie nbroTbi, BwreicaicxAHO 
Ann HMX M3 ApyrMX MexcrocyAapcreeHHbix cornauieHMA c cbeAe- 
paTMBHOM Pecxiyö/iMKOM reptraHMeA. 

K). (loA noHHTMnMM .nMi^a, BxoAflMMe b cocraa cobotckmx 
boAck*, h .HneHu comoA* npMMeHMTenfaHo k nn. 8-9 HacTonufeA 
CraTfaM rxiAPasyMeeaxiTcn to/imco nnija, npoxcMsaicxAMe hb rep- 
pMTopMM MX npeöbieaHHn MCicnicxMTenbHO b stom (»oeu 
KaMecTBe. 

11. CoeeTCKMe eoAcKa npMHMMaiOT HaAnexcaupie Mepw Ami 

npPAOTBpauieHNsi siKryrxnpeöneHMA, icoTopfaie Mormi Öu boshm- 
KH/Tb B pesysrbTaTB npeAocraaneHiiiii nbror b oönacTM 
TaMoxceHHWx noiunMH m Hanoroe. Ohm tbcho oorpyAHMsaiOT c 
repMacKMMM BnacrnwiM c uenfaio HapyiueHMsi 

TaMoxceHHfaoc m HancxxjBboc npasMn. CorpyAHMMeerrBo BKntosaeT 
oÖMBH no BsaMMHOMy cornacMio MH(}x>pMaMMeA o6 ycraHoeneH- 
Hbix cnyManx npaBOHapyiueHHA, a raicxce o xapairrepe m oöseMe 
peanMsyeMbix roeapoe, KOTopue b nepeyio osepeAt» Moryr noc- 
nyxcMTb npMMMHOA Am* snoynoTpeöneHMA. CoeercKMe eoAcica 
no sanpcjcaM repuaHCKMx anacreA npoBOAxr npoeepicM raicMX 
(mynaeB m yBeAOMnnioT o6 mx pesynuTarax. 

12. nopnAOK M yenoBMü npeAoeraBneHMn BbiuieyicaaaHHbix 
TaMOxcBHHbix M HanoroBux nsroT, a Taioxe Bonpocsi raMoxceH- 
Horo KOHTponn onpeA^morcri a RpM/ioxceHMM No 3 k Hacro- 
niAOMy AoroBopy. 

CraTbii 17 

IOpH(VtMK 14 IU 1 no rparXAaHCKMM M SAMMHMCrpaTMBHblM 

I. repuaHCKMe cyAM ocyiitecnannioT iophcamki^mio b OTHome- 
HMM nM(4, BXOAflUfMX B ccxTraB coeercKMX boAck, m Mnenoe mx 
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rige in zivil-, arbeits-, sozial- und verwaltungsrechtlichen Angele¬ 
genheiten aus, die mit ihrer Anwesenheit kn Aufenthaitsgebiet 
Zusammenhängen. Ausgenommen sirxl cäe Rechtsbeziehungen 
zwischen der Militärverwaltung und den Mitgliedern der sowjeti¬ 
schen Truppen und deren Familienangehörigen oder zwischen 
diesen. 

(2) Bei Ausübung Iver Gerichtsbarkeit nach Absatz 1 wenden 
die deutschen Gerichte deutsches Recht ait. 

(3) Die Mitglieder der sowjetischen Truppen und deren Fami- 
lettangehörige haben vor deutschen Garichtan die gleichen 
Rechte und PfKchten wie deutsche Staatsangehörige. 

Artikel 18 

Strafgertchtsbarkett 

(1) Im Gebiet der Bunde s republik Deutschland unterliegen 
strafbare Handlungen «md Ordnungswldrlgkaiten, die gegen die 
sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder oder deren Famkienange- 
höri^ gerichtet sind, sowie strafbare Handlurtgen und Ordrwngs- 
wkhigkeiten. die. von Mkgtedam der sowjedachen Truppen oder 
deren FamHenangahörigen begangen werden, der dautachsn 
GerfchtsbarkeR. Die Bunde ar epub8k Dautachlarid gestattat xian 
zuständigen sowjeUschen Behörden kn Aufenttiallsgebiet rfie 
Ausübung der Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Absatzes 2 
dieses Artikels. 


(2) Die zuständigen aoa^eüschen Behörden kn Aufenthallsge- 
biet Oben die Gerichlsbatkeit aus, dto Vmen nach acMdetischem 
Recht Ober die MitgReder ihrer Truppen urKf deren FwitHienarrge- 
hörige zusteht, wenn 

a) sich die strafbare Handlung oder Ordruingswidrigkeit gegen 
die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, die sowje¬ 
tischen Truppen, ihre Mitglieder oder gegen deren Familieiv 
angehörige richtet, oder 

b) Mitglieder der sowjetischen Truppen strafbare Handlungen 
oder Ordnungswidrigkeiten in Ausübung dienstlicher Ob¬ 
liegenheiten begehen. 

(3) Die zuständigen deutschen utkI sowjetischen Behörden 
körmen einander ersuchen, die Gerichtsbarkeit hinsichtlich einzel¬ 
ner Fälle, die in den Absätzen 1 Satz 1 2. Alternative und 2 
vorgesehen sind, zu Obergeben oder zu Obemehmen. Derartige 
Anträge werden wohlwollerKl geprüft. 

(4) Die zuständigen deutschen Behörden und Gerichte sirxl 
verpflichtet, bei der Verfolgung von Straftaten und Ordnurtgs- 
wklrigkeiten, die sich gegen die sowjetiachen Truppen kn Aufent¬ 
haltsgebiet sowie gegen tttre Mitglieder und deren FamHenange- 
hörige richlen. den Glelchbehandlungagrundsatz nach Artikel 3 
des Gnjrxfgesetzes für die Burxfesrepublit Deutschland urxl Arti¬ 
kel 26 des Internationalen Pakts vom 19. Dezember 1966 Ober 
bürgerliche urxf politische Rechte zu beachten. 


(5) Bei der Ausübung der Gerichtsbarkeit nach diesem Vertrag 
wird die Todesstrafe kn Aufenthaltsgebiet nicht vollstreckt; dabei 
werden Artikel 6 urxf Artikef 14 Absatz 5 des Intemationaien Pakts 
vom 19. Dezember 1966 Ober bürgerliche urxf politische Rechte 
beachtet. 


(6) Wenn ein Angeklagter in einem Strafverfahren, das rtach 
diesem Vertrag von den Gerichten einer Vertragspartei gegen Ihn 
durchgefOhrt wurde, freigesprochen worden ist oder wertn er kl 
einem solchen Verfahren verurteilt worden ist und seine Strafe 
verbüßt oder verbüßt hat oder begnadigt worden ist, kann er nicht 
wegen derselben Harxfiung von der arxferen Vertragspartei 
erneut vor Gericht gestellt werden. Diese Bestimmung schließt 
nicht aus, daß die sowjetischen Militärbehörden ein Mitglied der 
sowjetischen Tnippen wegen einer Harxfiung disziplinarisch 


ceMeä no aceu rpaxrAaHCKMM, rpyAoebiM, couMaribHbiM m samm- 
HMcrpaTMBHbiM AenaM, cansaHHbiM c mx npMcyrcTBMeM ua rep- 
(MTopMM HX npeöbiBaHHS. HcxniOHeHHeM nanaxiTcn npaeooT- 
HomeHMn MexcAy eoeHHOä aAMMHHcrpauMeH h nnuaMM, axo- 
AflU(HMH B COCTOB COBBTCKVIX BOHCK, 3 TaiOKe HTieHaMH MX ceMeM 
HHH MeiKAy STMMM PHLiaMM. 

2. npM ocyuiecTaneHMM ceoeft KipMCAMKipM B oooTBercTBMM c 

n. I repixaHCKMe c/am npMMeHMor repmaHCKoe npaao. 

3. ilMAa, a cocraa cobbtckmx boAck. m sneHfai kx 

ceMeü MMexrr a repMaHCKMX cyAax Te rxe npasa m oönsaHHocTM, 
WTO M repMaHCKMe rparKAaHe. 


CraTbii 18 

yrortoaMan ropMCAMKipui 

1. Ha TeppMTopMM <t>eAopaTMBHoA Pecnyö/iHKM FepMaHMH 

HaKasyerMHe m HapyiueHMs oöuiecTBeHHoro nopMAka, 

Harx>aBneHHbie npoTMB cobbtckmx boAck, nporuB tima, bxqa- 
«AMX B MX COCTBB, M/IM tipOTMB MTieHOB MX COUeA, a TSIOKe 
HBicasyeixfaie natmivt m HapyuisHMn oöutacTBeHHoro nopAAxa, 
ooaepuiaeMhie nts^aisM. Bxrytwi ikM M b oocraa oo oe T CKi « boAck, 
man HiwHaMM MX obubA noAnBxcaT repMaHCNoA iopMc#«<i»Bt. 
4>AAepaTMBHafl Pecn^kiMKa rBpwaHMfi paspeuiaer rooMneraHT- 

HMM COBBTCKMM OpraHaW Ha TeppMTOpMM npeöblBaHMn COBBTC- 
KMX boAck ocyu^ecranstTb yrorx>BHyK> k>pmcamkmhk> b cnyMoax, 
npeAycMOTpeHHbix n. 2 Hacronu^eA CraTbM. 

2. KbMneTBHTMfaie ooaeTCKMB opraHU Ha tbppmtopmm npeöu- 
BaHMHCO ee T C KMXBOACKOCyilteCTBfWIOTX)pMCWMmMK)BOTHOUie- 
HMM /mu, BXOAWtKX B MX COCTaB, M MIMHOB MX CBMBA B OOOT- 
BeTCTBMM c coBeTCKMM saKOHOASTenbCTBOM, ecnM! 

а) HaxasyeMoe A^aHMe mom HapyuieHMe oöutecTBBHHoro 
rxxxtAKB HanpaaneHO npoTHB Coiosa Cobotckmx CouMariM- 
CTMHecKHX PecnyönMK, cobctckmx boAcx, /imu, BXOAau(MX b 
MX cocraB, mtim nneHOB mx ceMeA; mam 

б) riMua, BxoAaupie b cocraa cobbtckmx boAck, coeepuuMnM 
HaKaayeMbie AbaHMsr m/ih HapyiueHMa oöutecTBeHHoro 
noprtAKä npn McnoriHeHMH cnyxreöHux oöasaHHOcreA. 

3. KoMnereHTHbie repMaHCKMe BnexrrM m coeercKMe opraHw 
vxxyT BsaMMHO xoAaTaAcTBoeaTii o nepeAase mtim npMHnTMM Ha 
ceöa KjpMCAHKMMM b OTHOureHMM KOHKpeTHbix Aon, npeAycMO¬ 
TpeHHbix B n. 1, drpasa I (BTopaa anbrepHarMBa), m b n. 2 
HacTonuteA CrarbM. TaKMe xoABTaAcrsa paccMaTpMBaxjTcn b 
Ayxe önaroJKenaTenbHocTM. 

4. KoMnereHTHbie repMancKHe enacTM m cyAbi npn npecneAO- 
BaHMM HaxasyoMbix p/a/fmm m HapyuieHMM oöutecTBeHitpro 
nopMAKB, HarpaaneHHMX npOTMa cobbtckmx boAck Ha TeppMTo¬ 
pMM MX npeöbtBaHMM, a raioKe npoTMs jwa, bxqaauiax b mx 
coctob, m MneHoe mx obmbA oOnsaHW ooömciAaTb npMHi|Mn 
paaeHCTBa nepsA sokohom b cooTBetCTBMM co crarbeA 3 
OcHOBHoro saKOHa OpAepaTMSHoA PecnyönMKM reptiaHMM m ct. 
26 MextAyMapoAHoro naiaa o rpaxcASHCxMX m rxjnMTMHecKMx 
npasax ot 19 AOKaOp« 1966 roAa. 

5. npM ocyutecTBneHMM k)pmcamki4mm b cooTBercraMM c Hacro- 
r«AMM AcroBopoM CMepTHbie npHroeopu Ha reppMTopMM npeöbl¬ 
BaHMn COBBTCKMX boAck b McrxriiHeHMe He npMBOAMTcn; npM 
STOM ysHTUBaiOTcn nonoxreHMn er. 6 m n. 5 er. 14 MextAyHapoA- 
Horo naicra o rpaxu\aHCKMx m rxi/iMTMsecKMx npaeax ot i9 
Aeicaöpn 1966 roppi. 

6. Ecrm rw yronoBHOMy ppiti, KOTOpoe b oooTBercTBMM c 
HacTonu^MM AproBopou paccMarpMaanocb cyAaMH oahoA ms 
AoroBapMBaKXitMXcn CropoH, imjp, npMBneHeHHoe k yronoBHoA 
OTBercTBeHHOCTM, Öbino onpaBASHo m/im ocyxtABHO m oröbieaeT 
MTIM OTÖbl/K) HaKBSaHMe ITMÖO öbinO nOMMIIOeaHO, TO OHO HB 
Moxrer öbiTb bhobb otaoho noA cyA sa to xce petiHue APyroA 
AoroeapMBaKXAeAcfl CropoHoA. Gto nonoxreHne ne MCKmoHaer, 
HTO COBBTCKMe BOBHHbM OpraHbl MOCyT npMBTieMb K AMCttMtVIM- 
HapHoA OTBeTCTBeHHOCTM nnuo, BxoAnutee b cocrae cobbtckmx 
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belangen, deretwegen von den Gerichten der Bundesrepublik 
Deutschland ein Strafverfahren gegen diese Person durchgeführt 
wurde. 

(7) Die Mitglieder der sowjetischen Truppen und deren Fami¬ 
lienartgehörige haben vor den deutschen Strafgerichten dieselben 
Rechte und Pflichten wie deutsche Staatsangehörige oder Ange¬ 
hörige arxiefer Staaten. Dazu gehören insbesondere; 

- das Recht, nach Festnahme unverzOgnch einem Richter vorge- 
fOhrt zu werden, 

- das Recht, ünverzOglich in einer ^ verständlichen Sprache 
Ober die gegen tm erhobene Beschuldigung unterrichtet zu 
werden, 

- das Recht, bei der Verhandlung anweserKf zu sein und sich 
selbst zu verteidigen oder durch eirten Verteidiger seirter Wahl 
verteidigt zu werden, 

- die urtentgeltfiche Beiziehung eines Dolmetschers, 

- das Recht, Fragen an die Belastungszeugen zu stellen oder 
stellen zu lassen und die Ladung und Vemehmurrg von Ent¬ 
lastungszeugen zu erwirlcen, 

- andere Rechte, die bn bilamaiionaien PaM vom 19. Dezember 
1966 Ober bOrgerSche und poSüsche Rechte UTKf bn deutschen 
Verfahrensrecht vorgesehen sind. 

Artikel 19 
Rechtshilfe 

(1) Die zustfindigen deutschen und sowjetischen Gerichte und 
Behörden gew&hren sich gegenseitig Rechts- urxf Verwaltungs¬ 
hilfe sowie Unterstützung unter Beachtur>g ihrer Verfassung, 
wenn sie die Gerichtsbarkeit nach Artikel 17 und 18 dieses 
Vertrags ausüben oder wenn Mitglieder der sowjetischen Truppen 
oder deren Familienangehörige an einem Venwaltungsverfahren 
beteiligt sind. 

(2) Gnmdsätze und Einzelheiten dieser gegenseitigen Rechts¬ 
und Verwaltungshilfe sowie Unterstützurrg sind in Anlage 4 zu 
diesem Vertrag geregelt. 

Artikel 20 

Beilegung von Streitigkeiten 
aus Uefer- und Leistungsverträgen 
mit der sowjedachen MilHirverwaltung 

(1) Entstehen Streitigkeiten über die Erfüllung von Verträgen, 
die die Verwaltung der sowjetischen Truppen mit Auftragnehmern 
Ober Lieferungen oder soristige Leistungen für die sowjetischen 
Truppen bn Aufenthaltsgebiet geschlossen hat, so stellen die 
deutschen Behörden den sowjetischen Truppen auf deren Bitte 
ihre guten Dienste durch gutaddliche oder vermittelnde Tätigkeit 
zur Regelung der Streitigkeiten zur Verfügung. 

(2) Können sich die streitenden Paiteieri nicht einigen, so 
körnen sie oder eine von ihnen schriftlich die deutschen Behör¬ 
den um Unterstützung bei der Beilegung der Streitigkeit im Ver¬ 
handlungswege ersuchen. Wird der Streit nicht innerhalb von drei 
Monaten nach dem Ersuchen an die deutschen Behörden beige¬ 
legt, so kann er den deutschen Gerichten vorgelegt werden. In 
Fällen, die keinen Aufschub dulden, können die streitenden Par¬ 
teien auch ohne Einhaltung des genannten Verfahrens die deut¬ 
schen Gerichte unmittelbar befassen. 

(3) Auf Ersuchen der sowjetischen Behörden erheben die deut¬ 
schen Behörden bn Interesse der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken bn Namen der BundesrepubTik Deutschland 
Klage gegen einen Auftragnehmer. 

(4) Der Auftragnehmer richtet seine Klage gegen die Bundes¬ 
republik Deutschland, die den Rechtsstreit im Interesse der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken bn eigenen Namen führt Die 
Klage ist vor dem Gericht zu erheben, in dessen Bezirk diejenige 


boAck, sa AenHne, sa Koropoe sto nnito ruAeepmocb yrorioe- 
HOMy npecneAOBaHHK) co cropoHbi cyfloe 0eAepaTMBHOM Pecny- 
6 /imkm FepiMaHMH. 

7. /iHita. BXOAnutMe e cocraa rxjsercKMx bomck, m nneHbi hx 
ceweM oÖnaAatoT a reptMHCKHX cy^ax no yrortoeHUM flß/iaM 
reuH iKB npaaaMM m Hocyr ze xre oönsaHHOCTM, mto m repwaHc- 
KMe rpaxtAaHe htim rpaxtAäHe Apyrax rocy/tapcrs. K stmm npa- 
aaM, B sacmocTM, OTHOoncn: 

- nocne 3aAep>KaHMn 6bm> HesavieAnMTe/ibHO np^craaneH- 
NbM cyAse; 

- HasBMeAnMTenbHO nonyMmb pa3>ifiCHeHim na rKwaTHorut 
OÖBMHfleMOtiy flSMKe O BfatABMHyrOM npOTMB HetO OÖBHHeHMH; 

- npHcyrcTaoeaTi» Ha cyABÖHOM paaÖMpaTenbCTBe M saupiiAaTb 
ceön caMouy »um c noMoutbio aABorcara no ceoeMy Bbiöopy; 

- öesBosuesAHO nonbaoearbcn ycnyraviM nepeBOAHMKa; 

- saAaaaib Bonpocsi c8»vieTe/iniyi oöBMHeHMB HenocpeAcr- 
BBHHO mm Hepes aAsoKara m AoöMBaTbCfl BMsoea csivteTe- 
neA saut^nu m nonyHetttw noKasaHHft ot h»«; 

- /vynie npaBa, npeAycMorpeHHbie Me>KAyHapoiAHfaM naKToiii 
o rpasKAaHCKHX M nQntfTMHecKHX npaaax OT 19 AeKBÖpfi 1966 
roAa M repruiaHCKMM npotteccyanbHbrtm npaBotur. 

CraTbfi 19 
RpSBOBBil nOMOU(b 

1. KoMneretTTHfaie repuraHctane m coaercKMe cy;^ m opraHbt 
npM coönioASHMM csom KOHCTMTyqtroHtesix Hopu, OKasbiaaiOT 
Apy Apyry npaaOByio m aAMHHtrcrpaTMaHyio nonwutb, a Tatorte 
coAeMCTBMe a cnyManx, kotab ohm ocyuiecrenniOT iopmcahkl|M)o 
cornacHO ct.ct. 17 m 18 Hacronutero Aoroaopa nnM KorAa b 
aAMHHHcnrpaTHBHOiui Aene yMacraytoT nHL|a, exoAnutHe b coctbb 
COBCTCKHX BOACK, H/IH MilOHbr MX ceiMeM. 

2. npMHAMnbi h KOHKpeTHbie rjxjpMbi tskom npaaoBOM noiMoutH 
M coTpyAHM*^ecTBa aAMHHMCTpaTHBHbrx opraHOB, a Tatorte 
BsaMktiHoro ccAeAcTBHn onpeAenntoTcn b FIpHnoxteHMM No 4 k 
H acTOfluteMy Äoroaopy. 

CraTbfi 20 

yperynMpoBBHMe cnopoB b cbhsm c AoroBopaMM m 
KOHTpairraMM o nocTSBicax m ycnyrax, 3aicnio*ieHHbii«M 
c coeercKoA bobhhoA aAMHHMcrpaAMeA 

1. B cny^ae aosHMtoroaeHMn cnopoa b cansH c Bbino/iHeHMeM 
AoroBopoB o nocTaattax m/im APyrnx ycnyrax Ana coaercKHx 
boAck Ha Tepp»iTop»m mx npeöbiaaHHn, saKrMOseHHbix sammmh- 
crpaipieA coeeTcroot boAck c noAPfW*"OMM> repttraHCKiie ana- 
CTN npsAocraBiifiioT co oo t ck hm opraHSM no »ix npocfaöe cbom 
A oöpbie ycnyTM b BttAO nocpeAHMHoacoA wim SKcnepTHoA 
AeHTenbHOCTM flm ypeiyrmpoBaHMsi cnopoa. 

2. Eczm cnopHupie cropoNbi He Moryr npuATM k oornacMro, to 
OHM tum QAHa t«3 HHX MomeT nHCfaweHHO xoABTaAcreoBaTb 
nepeA reptMaHcrtHiim BnacraMM o coAeAcraMM a ypery/iMposa- 
HMM cnopa nyreM neperoaopoa. Ecnn crxDp hc öyAer yptery/iM- 
poaaH B TeMeHMe rpex MecnMea nocne oöpauteHMfl c xcAaraAcr- 
BOM K reprnaHCttHM enacmM, to oh MOMter öbtTb nepeAaH Ha 
peuiBHHe repMaHcrcMt» cyASM. B cnyManx, He repnfiiitHX ornara- 
renbCTBa, crKtpriutMe cropoHU »loryT oöpatAaTbCfi b rept^aHCKne 
cyAbi H öes coöniOAOHMfl yicasaHHoA npoqeAypbi. 

3. rio npocböe ooeercKtix oprsHoe repiiaHCKMe anacTM ot 
MiyieHM rbsAepaTMBHoA PecnyöimKM FepMaHtm npsA^Bnaror 
tKK noApnA'tMi^ b MHrepecax Coiosa CoBeTcicMx CoütManMCTM- 
HecKMX PeöiyönMK. 

4. rioApnA'^MK npeAbnanneT cboA mck <t>eAepaTMBHoA Pecny- 
önHKe repuaHMM, KOTopan yMacTByer b cyAeönoM npoitecce ot 
CB oero MMeHM b MHrepecax Corosa Coeerctoix CoMHanMcniHec- 
KMX PecnyönMK. Uck Aonxten öbrn» npeAmaneH b cyA. b ottpyre 
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deutsche Behörde ihren Sitz hat, die die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land in dem Rechtsstreit vertritt. 


(5) Für die Entscheidung über eine nach Absatz 3 oder 4 dieses 
Artikels erhobene Klage ist das Recht malSgebend, das die Betei¬ 
ligten bei VertragsscNuS Ober die Lieferung oder Leistung vereei- 
bart haben. Ist Ober das anzuwendettde Recht keine Bestimmurtg 
getroffen worden, so gIR deutsches Recht 

(6) Die deutschen Behörden unterrichten die Verwaltung der 
sowjetischen Truppen Ober den PtozeOverlauf, konsultieren sie in 
jeder Lage des VerWvens und (Ohren den ProzeB kn Einverneh¬ 
men mit ihr. Oie deutschen BeMMen und de Verwaltung der 
sowjetischen Truppen ObermMeln einander rechtzeitig alle Anga¬ 
ben, Unterlagen urxl Abschittten von SchrNtslOcken, de fOr die 
Führung des Rechtsstreits erfocdertch sind. 

(7) Alle Verpflichtungen oder Rechte, die gegen oder für die 
Butxfesrepublik Deutschland durch volstreckbare Titel in gericht¬ 
lichen Verfahren, die sich aus diesen Streitigkeiten ergeben, 
festgestellt werden, gehen zu Lasten der Union der Sozialisti¬ 
schen SowjetrefXJblksn oder kommen dieser zugute. 

(8) Kosten, da kn Zusammartiang mR ektam gerictilfichen 
Verfahren enMahan und de nicht zu rton vom Gericht festgesetz¬ 
ten Kosten gehören, werden von der Union der Soziafistischen 
Sowjetrepubliken übernommen, wenn vor ihrer Entstehung die 
Zustimmung der sowjetischen Truppen Vorgelegen hat. 

(9) Streitigkerten aus Leistungen der deutschen Eisenbahrten 
oder rler Deutschen Burtdespost werden nachdem kt Artikel 2S 
dieses Vertrags vorgesetterten Verfahren beigelegL 


Artikel 21 

Beschäftigungsverhättnisse von Arbeitnehmern 
bei den sowjetischen Truppen 

(1) Beschäftigungsverhältnisse zwischen der Verwalturtg der 
sowjetischen Truppen und Arbeitnehntem, die nicht zu dem kt 
Artikel 1 Ziffern 1, 2 und 3 dieses Vertrags umschriebenen Perso¬ 
nenkreis gehören, unterliegen dem deutschen Arbeits-, Arbeits¬ 
schutz- und Sozialversicherungsrecht. 

(2) Die deutschen Behörden werden die Verwalturtg der sowje¬ 
tischen Truppen auf deren Ersuchen Itkt bei der Regelung der 
Arbeitsbedirtgurtgen der Aibeitrtehmer sowie bei der Berechntstg 
der Höhe und dem Verfahren der Auszahkirtg der Arbeitsentgelte 
unterstützen. 

(3) FOr SUertigkeiten aus dem Arbettsverhältnis und aus dem 
Sozialversichetungsverhällnis sind dfe deutschen Gerichte 
zuständig. Ein Arbeitnehmer richtet aekte Nage gegen dfe Bun¬ 
desrepublik Deutschiand. Auf Ersuchen der sowjetischen Tn^ 
pen werden Klagen gegen Arbeitnehmer von der BurtdesrepubUk 
Deutschiartd erhoben. Die Bundesrepublik Deutschiand (Ohrt den 
Rechtsstreit kt eigertem Namen fOr dfe Union der SoziaRstischen 
Sowjetrepubliken. Für diese Streitigkeiten ist Artikel 20 Absätze 1, 
4 sowie 6 bis 8 dieses Vertrags entsprechertd anwendbar. 


Artikel 22 

Soziale Sicherheit und Fürsorge 

Auf Mitglieder der sravjetischen Truppen urtd auf deren Fami- 
liertangehörige finden rfie deutschen Rechtsvorschriften (X>er 
soziale Sicherheit und Fürsorge sowie Ober Sozialleistungen 
keine Anwertdurtg mtt Austtahme der Rechtsvorschriften Ober 
Sozialversicherung hkisichtlich 


1. der Versicheruttgspflicht kn Falle eirter Beschäftigung auBer- 
halb der sowjetischen Truppen, 


KOTOporo KaxoAtrrcn repMaHCKHü opraH, npeACTaenaioutMM 
OeAepaTHBHyio PecnyönMKy fepMaHHio e AartHOM cyAeöHOM 
flene. 

5. I4ck, ttpeA>nB/teHHbiM e cooTeeTcrenM c rtn. 3 vnM 4 Hacro- 
nuteä CraTbM, paspeuraeTcn na ocHoeaHMM toto saKOHOAa- 
Tertfacraa, o npMiMHeHMM KOTOporo yMacreyioutue CTopoHw Aoro- 
BopH/tMCfc tipM saK/aoHeHMM AoroBopa o nocraBKe Mna ycnyre. 
Ectw B /yxoBope ne oroeopoHO rtpMMewteMoe saKOHOAa- 
TertfaCTBO, npuMeHfleTcn repMancxoe rtpsBO. 

6. repMBHCKMe BnacTM MHcjxipMMpyioT aAMMHMcrpattMio 
coBercKMx boAck o xcab npoiiecca, KOHcyrtbTMpyKncn c hbA na 
BCBX craAtmx cyAOhpOMSBpACTU H BBAyr npoMeoc B ooritacMM c 
HBA. FBpMaHCKHB B/taCTM M OOBBTCKMe OpraHU CeOeBpeMBHHO 
napBABiOT APyr APyty Boe CBe/teHMst, fffMcyuemu h kötimm PPk^- 

MBHTOB, KOTXtpblB HBOÖXQAMMfal flfW BBABHIM CyABÖHOTO 

7. Bce oönsaHHOCTM m npaBa, Koropuie ycraHaenHaaioTcn 
npoTMB WIM B nonbsy OfeABpBtMBrwA PecnyOmeoi rBpuaiem Ha 
ocHOBSHMM ncwteMcaupix McnortHeHMio peureHMü B cyAeÖHbix npo- 
Meccax, BfatreKaroup« ms tbkmx cnopoB, 3a cser Hnn b 
noiibsy Cotosa Comtckmx CoitMaiiMcnrHecta« PecnyönMic 

8. PaogytKBO M —«Bom w cBWSMCcyABÖHhiiinpotteoooMM 
HB ooABpsoButMBcn B ycTaHOBnoHHUx cyAOM MäABpMcicax, Heoer 
Cotos CoeercKMX Coi(MartMCTMMecKMX PecnyönMK, ecnM fip mx 
BOSHMKHOBeHMn MMB/tOCS COOTBeTCTBytOU^ COTnaCMe OpraHOB 
COBBTCKMX BOMCK. 

9. CnopM B csiisM c moöbiMM ycnyraitiM repMSHCKMx Mce/tesHbix 
Aopor MIM rBpiMHCKoA «JtoABpanbHoA noMTbi peuiaiOTcn 
oornacHO nopn/tKy, npeAycMorpeHHOMy b crarse 25. 


CraTbü 21 

TpvAOBfatB npaaooTMOuiBHMn nMit, paöoraioutMx no 
HaäMy B coeercKMX BoäcKax 

1. TpyAOBbie itpaBOOTHouieHMn Mexvty aAMMMHCTpauMeä 
coeercKMX boAck m paöoraioutMMH no HaAiry itMuaMM, He bxoa- 
nutMMM B Kpyr /tMi|, oroBopeHHbrA rtn. I, 2 m 3 crarbM I nacro- 
nutero AoroBopa, perynMpyioTCH repMaHCKMM saKOHOAarertbCT- 
BOM B oönacTM rpyAa, oxpanbi rpyfla m coitMartbHoro crpaxd- 

BaHWt., 

2. repMaHCKMB enacTM öyAyr OKaaeiBaTb coAeAcTBHe samh- 
HMcrpauMM COBBTCKMX BoAcK HO BB npocbÖB B yperynMpoBaHHM 
ycnoBMA rpyAa paöoraioutMX no HaAuy, a raroxe b onpeAe/teHMM 
pasMepoe m rtopHAKa Bbtnnartii sapaöorHoA rvtarbi. 

3. Cnopu, BfarreKaxxitMB ms rpyAoeux m ooitManbHO-crpaxoebix 
npaaooTMouiBHHA, peuratoTcn repwaHCKMMM cyABiMM. ilMiia, paöo- 
raioupw no HaAMy, tpeA>**BnfitOT mcx <>eAeparMBHoA Pecny- 
öriMKe repuaHMM. no npocböe aAMMHMCTpeitMM ooaercKMx boAck 
MCKM K nMgaM, paöoraioutMM no HaAwy, npeAt>nBimiOTcn <t>eABpa- 
rMBHoA PBcnyOriMKoA FopMaHMeA. dteAeparMBHan Pectiyö/iMxa 
FepMaHMM Bfaicryrtaer rtopeA cyaom or caoero MtreHH b MHrepe- 
cax Coioaa CoeercKMX CoqManMÖTMHecKMX PecrtyönMK. Ans ype- 
rynMpoBaHMH srMX crtopoe npMMeHworcn coorBercreeHHO nn. I, 
4, 6, 7 H 8 crarbM 20 Hacronutero Aoroaopa. 


Crarbsi 22 

CotptartbMan saupiiiteHHOCTh m coitNanbHoe oOecneneHMe 

Ha riMit, BxpAButMx b cocraB coBercrrMx boAck, m wteHoe hx 
ceueA He pacnpocTpaHnercn repsiaHcicoe saKOHQAarenbcrBO 
no BonpocaM ootiMa/ibHOA awuMutnHHOCTM m ooMManbHoro oöe- 
cneMeHMM, a raKxce cottMatibHbix ycnyr, sa McwtiOHeHMeM saxo- 
HOAarertbCTBa b oönacTM coitManbHoro crpaxoBaHHrt b orHoure- 
hhm: 

I. oöflsarenfaHoro crpaxoeaHMS rtpM paöore bhb nacreA 
coeercKMX boAck; 
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2. der freiwilligen Versicherung in der Sozialversicherung, 

3. der Rechte und Pflichten, die diesen Personen während eines 
früheren Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland oder 
im Aufenthaltsgebiet entstanden sind, 

4. der Pflichten, die einein Mitglied der sowietischen Truppen 
oder eiitem Familienangehörigen eitres Mitglieds als Arbeit¬ 
geber obliegen. 

Artikel 23 

Schäden der Vertragsparteien 

(1) Schäden, die der Union der SoziaRstiechen Sowjetrepubfi- 
ken oder der Bundesrepublik Oetäschland hn Zusammenhartg mit 
(iem Aufenthalt der aow)etischen Tnippen entstehen, werden 
vorbehaltlich besonderer Bestirrwnungen nach rton folgenden 
Absätzen getegelL 

(2) Schäden, die einer Vertragspartei an Irren im Aufenthalts- 
gebiet befirrdlichen Vermögenswerten durch errre dienstHche 
Handlung oder Untertassimg oder Begebenheit entstehen, für die 
die andere Vertragspadei verantwortlich ist, werden von der arxle- 
ren Vertragspartei ersetzt 

■ (3) Die Vertragsparteien schReflen zur Abgeltung eines Scha- 
derrs jeweils eine Vereinbarung; dabei wird das deutsche Ent¬ 
schädigungsrecht zugrunde gelegt. Kommt es zu keirrer Einigurrg, 
wird der Schadensfall der Gemischten Deutsch-Sowjetischen 
Kommission zur Entscheidung vorgelegt Oie verantwortliche Ver- 
bagspartei zahlt der arrderen Vertragspartei die vereinbarte oder 
durch die Gemischte Deutsch-Sowjetische Kommission festge¬ 
setzte Entschädigung. 

Artikel 24 

Haftung für die Schädigung Dritter 

(1) Schäden, die durch dienstliche Handlungen oder Unterlas¬ 
sungen oder durch Begebenheiten verursacht werden, für die die 
sowjetischen Truppen verantwortHch sind, werden von deutschen 
Behörden nach den Vorschriften und Grundsätzen des deutschen 
Rechts abgegotten, die anwendbar wären, wenn unter sonst 
gleichen Umstäixlen deutsche Streitkräfte für den Schaden ver- 
arrtwortfich wären. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Schäden aus Verträgen 
oder vertragsähnlichen Rechtsverhältnissen. Absatz 1 ist auch 
nicht anzuwerxlen auf Schäden, die durch auüerdienstliche Hand- 
kirrgen oder Urrterfassungen von Mitgliedem der sowjetischen 
Truppen oder deren FamMeneirgehörigen oder durch Begeben¬ 
heiten verursacht werden, für die diese Personen verantwortlich 
sind. 

(3) Die deutsche Behörde unterrichtet die sowjetischen Trup¬ 
pen Ober jeden bei ihr eingehenden Entschädigungsantrag utkI 
ersucht sie um die OberserKlung einer Erfdäning zu dem dienst¬ 
lichen oder auBerdienstiichen Charakter der in Betracht kommen¬ 
den Handlung oder Unterlassung oder Begebenheit. Sie bittet um 
Übersendutrg von Informationen und Beweismitteln zu dem ange¬ 
gebenen schädigenden Ereignis. 

(4) Soweit die deutsche Behörde eine (Re Zahlungspflicht der 
sowjetischen Truppen anerkennende Entscheidung trifft, unter¬ 
richtet sie die sowjetischen Truppen, erfüllt die Zahlungspflicht 
und beantragt die Erstattung der verauslagten Leistung. Die 
sowjetischen Truppen veranlassen im Falle tves Einverständnis¬ 
ses mit der Erstattungshöhe innerhalb v(xi drei Monaten die 
Erstattung. Liegt kein BnverständrRs vor, wird die Gemischte 
Deutsch-Sowjetische Kcxnmisskxi mit der Angelegenheit befaßt. 


(5) Wegen eines Entschädigungsanspruchs kann eine Klage 
gegen die Union der Sozialistisr^n Sowjetrepubliken, vor deut- 


2 . /voöpoBonbHoro (rrpaxoeaHMn e pauKax couvianbHoro crpa- 
xoeaHHs; 

3. npae m oönsaHHrxn^eä, boshmkuihx pf\n stmx nuu so epeun hx 
BOSMOM ororo npexoiero ipedbiaaHMn e OeAeparviBHOM 
Pecnyö/iMKe repuaHMM nnn Ha TeppHTopuM ux npeObiBaHtm; 

4. oönaatMocreä, Koropue hbc/t mata, BxoAnutMe a oocras 
ooaercKMx boAck, MiiM MneHbi MX ceweA B KSMecTBe paöoTo- 
AareneO. 

CraTbfi 23 

yu(ep6, npMHMHBHHMä AoTOBapMBaioupiMcii CropoHaM 

1. no MarepaanfaHOMy yutepOy, npMHMHeHHOMy Coiosy CoBBTc- 
KMX CoqHanMCTMHecxMx PeöiyönMK M/m «beAaparMSHoä Petmy- 
önMKe repMaHMM b cbmm c npeöfanaHMBM ooeeTCKMx boAck, 
AeAcrayeT HiOKecneAyioutee yperyniipoeaHMe, ecuw MHoe He 
öyABT cnettManbHo (xoeopeHo. 

2. Viitepö, npMHMHBHHbiA HaxQAAUieMycn Ha reppHTOpHM npe- 
ÖfaiBaHMS coeeTCKMX boA<x( MMyu^ecTBy oahoA AoroeapHBaio- 
ufeAcn CropoHbi b peaynbTare CBflaaHHbix co cnyxröoA aoAct- 
bmA, öesA^ikrrBHS hoh coöbmiA, sa Koroptaie’ Hecer OTBercr- 
BSHHOCTb APy^ ^)proBapMBa»iitaflcn CropoHa, aosMeuiaercn 
ApyroA fl pro oa pM Ba ioiA eAcn CropOHoA. 

3. AoTOBapMBaKxifMerxi CropoHM b Ltennx BoaMeuteHun 
yu^pöa B KaxcAOM KOHKpeTXOM cnynae AormtraiOT c(x>TBeTCT- 
ByKXifeA AoiroBopeHHCxnu, b ochobb KOTopoA nexcnr repuaHCKoe 
npaso o BOSMeufeHMM yiAopöa. Ecjim hb ÖyAer AOCTHTHyro 
cornacMB, aonpoc o eosMeuisHMM rpeACTaansercfi Ha paccuo- 
TpBHMe CMeuiaHHoA repMaHO-coeercKOA kommccmm. Ta Aoroea- 
pMBaKxitancR CropoHa, Koropan öyAer npHSHana oieeTCTBeH- 
hoA aa yufepö, BbinnaHMBaeT APyroA /VxoBapHBaiouteA<»i Cto- 
poHe (xx'nacoBaHHoe m/ih onpeAenenHoe CueuiaHHoA repuaHo- 
coBercKOM KOMHCx>ieH B03Meu|eHMe. 

CraTUB 24 

OraeiCTaeHHOcTb sa npHHMHeHMe yiAepöa TperbMM nMipiM 

1. MarepHa/ibHUH yu|ep6, npwHHHeHHbiü a pesynbrare 
(»nsaHHUx oo (uiyx(6oA AaAcrrBMA, CesAaAirrBMS h/im coösithm, 
sa koTopbie necyr OTBeTCTseHHocTb coBercKMe bohckb, eosue- 
lAaercn repuaHCKHMM BnacrrnMM corn^xio nonoxceHHSM m npuH- 
t{MnaM repuaHCKoro npasa, KOTopbie npHMeniviMCb öbi, ecnu 6bi 
npM npoHHX paBHbix yimoBMnx oTBeTCTBeHHcxrrb sa yutepö 
Herum repuaHCKMe eoopyxreHHbie CMnw. 

2. riyHKT I He npMMeHneTcs b OTHOiueHMH yu^epöa, BbrreKaio- 
utero MS Aor(>BopoB, KOHrpaKToe mom cxoahsix c hmmm npaeoor- 
HouieHMM. riyHKT I TaKSKO He npMMeHseTcn b cmrouieHMM yufepöa, 
KOTopbiA npMHMHeH B pesynbTBTe ne CBSsaHHbix oo cnyxröoA 
AeACTBMA M/W ÖeSABACTBMM nM^, BXOAAUiMK B (XXTaB coeeTCKMX 
boAck, M/m MneHoe MX ceueA/möo ooöutmA, sa KOTopfaie Hecyr 
OTBercTBOHHocTb yKasaHHbie nM(|a. 

3. repMaHCKMe anacTM MsaeutaiOT opraHw coeeTCKMX boAck o 
nocryruieHMM icaxcAoro saneneHMM c rpeOoeaH M OM aosMeuteHMH 
yu/ef^ M npocMT (xx^öutMTb, öbuio nM AaHHoe AOAirrBMe, 6es- 
AeAtTTBMe M/m coöbiTMe (»nsaHO co c/iymöoA m/im hbt, a Tatoxe o 
npeACXH'aB/ieHMH MKKbopuaLiMM m BeufecrrBeHHbix pfiKaaa- 
re/ibCTB, OTHocnutMxcn k oöCTOSTenfaCTBaM, npMseAUJMM k npu- 
HMHeHMK) yutepöa. 

4. E(uim repMaHCKHe enacTM npMMyr peu/eHMe o tom, mto 
coeeTCKMe BoAcKa oOnsaHbi oruiaTMTb yu^epö, OHM MseeutaiOT o6 
STOM opraHbi coeeTCKMX boAtx, yn/iaHMsaioT norepneeujeMy 
HecTÖXQAMMyio cyiMiy M BMcraB/wKrr ooeercKMM BoAcKaw cMBT Ha 
BosMeufeHMe sarpar. OpraHbi cobotckmx boAck b cnysae mx 
crunacMs c pasuepoM BOsueuteHMn saTpar npMHMMaioT Mepw k 
(Xinare cnera b TeMOHMe 3 Mecnttea. npM HerxunacMM aonpoc 
nepeAaercn na pacoMOTpeHne CueuiaHHoA repMano-coBeTCKoA 
KOMHcrmH. 

5. B CBBSH c TpeöoBaHHBM o BOSMeufeHMM yutepöa s repuaHC- 
KMX cyA^x He MOxreT BosöyxcAaTwm vcuf., oTBe/MMKOM no koto- 
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sehen Gerichten nicht erhoben werden. Doch hat der Ansprjch- 
steller das Recht, wegen seines Anspruchs Klage gegen die 
Bundesrepublik DeutschlarKi zu erheben, die den Rechtsstreit im 
eigenen Namen im Interesse der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken führt. Im Falle eines Rechtsstreits gelten 
Absätze 3 und 4 dieses Artikels entsprechend. 

<6) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 dieses Artikels kaiv) ein 
Antrag auf Entschädigung bei den deutschen Behörden einge¬ 
reicht werden. Die deutsche Behörde legt den Antrag zusammen 
mit ihrem Bericht und einem Entschärtigurrgsvorschlag den sowje¬ 
tischen Truppen vor, die unverzüglich darüber entscheiden, ob 
und bejahmdenfalls kl welcher Höhe sie eine Entschädigung 
ohne Anerkennung einer Rechtspfficht leisten möchteru Wird eine 
Entschädigung nicht angeboten oder rtimmt rler Antragsteller rfie 
angebotene Entschädigung nicht als voäe BeMeefigung seines 
Anspruchs an. so staht es km frei, seinen Anspruch gegen den 
Schädiger auch vor den deutschen Qerlchlan zu verfolgen. Ist auf 
Grund rler Entscheidung der sowjetischen Truppen oder wegen 
eines kl der Sache gegen den Schädiger ergangenen rechtskräfti¬ 
gen Urteils eine Zahlung zu leisten, so wird rfie ZahtungspfMcht 
durch die sowjetischen Truppen innerhalb von drei Monaten 
erfülK. 

(7) Das Verfahren bei rfer AbgaNung von Schäden nach rfteaam 
Arttcel kann kl ekiam gesondar t sn Abkomme n gsregall we rd e n . 
Darki kann auch vereinbart werden. rtaB dte deutschen Behörden 
Ansprüche der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken wegen 
eines ttir kn Aufenthaltsgebiet entstandenen Schadens für sie 
geltend machen und ki ProzeBstandschaft für sie vor den deut¬ 
schen Gerichten verfolgen soiien. . 


Artikel 25 

Gemischte Deutsch-Sowjetische Kommission 

(1) Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertrags¬ 
parteien hinsichtlich der Auslegung oder Anwendung dieses Ver¬ 
trags sind zügig und unabhängig voneinander auf dem VerharKl- 
iungsweg beizulegen. 

(2) Zum Zweck der Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 
wird eine Gemischte Deutsch-Sowjetische Kommission mit 
Vertretern beider Seiten gebildet, wobei die Vertragsparteien ihre 
Entscheidungen einvemehmTich zu treffen haben. Die Gemischte 
Deutsch-Sowjetische Kommission entscheidet auf der Grundlage 
dieses Vertrags, gegebenenfalls unter Hinzuziehung von Exper¬ 
ten, insbesondere: 

- über die Kontrolle und eventuelle Modifikation der vereinbarten 
Abzugsphasen, 

- über die Unterstützung und Hilfeleistung der deutschen Seite, 
insbesondere durch Transportunternehmen sowie durch die 
deutschen Streitkräfte, 

- über die Auswahl der Trartsportarten, der Transportmittel tmd 
der Transportwege ektschBeBlich der Sammelstellen und der 
Grenzübergarvgssteilen sowie über die Rückgabe genutzten 
Transportraums, 

- über den Umgang mit gefährlichen Gütern einschließlich der 
Anwendung einschlägiger Sicherheitsbestimmungen, 

- über Sicherheitsvorkehrungen für den befristeten Aufenthalt 
und den Abzug sowjetischer Truppen, 

- über Verbleib, Dokumentation und Entsorgung der Abfälle und 
aller nicht mehr benötigten Materiafien einschtießlich der Ent¬ 
sorgung der Liegenschaften gemäß dem deutschen Umweit- 
rechL 

- über Probleme des Post- und Femmekfewesens sowie der 
Nutzung des Funkfrequenzspektrums, 

- über die Regulierung von Schäden, auch kn Zusammenhang 
mit Unfällen und Katastrophen, 


pOMy senneTcn Coios CoeexcKnx CoqHanHCTMMecKMX Peeny- 
öniiK. Mcreq. oflHaKo, MMeer npaeo npeAusBMTb mck Oeflepa- 
TMBHoä PecnyönMKe FepMaHHM, Koropas ysacrayer b cyAeÖHOM 
npoqecce or caoero MMeHM b Hirrepecax Coiosa CoBercKMx 
CoqManMCTVMecKMX PecrtyönMK. flpn 3tom npHMeHmoTcs coot- 
BeTCTBBHHo im. 3 M 4 HacTonuteä CxaTbH. 

6. B cny>raax, npsAycMorpeKKbix MacTMo 2 n. 2 HacToauteü 
CraTbM, AonycKaerca oöpaujeHMe c sananeHiteM o sosMeu^eHMH 
yutepöa k repsiaHCKHM anacraM. FepMaHCKiie anacTH nepeAaioT 
sTo saaaneHMe oprairaM ooeercKHX aoAcx BMecre co csomm 
satcnioseHMeM m peKOMehAaqMeA o nopnAte eosMeuteHHa. 3 tm 
opraHw Öes saAepiKKM npwi iMM ai OT peuieHme, HaMepeHu na ohm - 
M eena KaMepeNM, to a KaxoM paswepe, - aunnarMTb aosMeute- 
HMe 80 aHecyAeÖHOM nopnAKä- Ecna aosMeufeHMe yu(ep6a He 
npeAnaraerca mw Hcraq HB npMHMMaer npsAnaraeMoe aosue- 
iqeHMe ksk ho yAOBneraopmxAse a nonHoä Mepe ero ipaöo- 
BaHMMM, OH anpaae oÖpaTMTbcn a repMancKMA cyA co csomm 
T peöosaHHeM k npMHMHMrenio yutepöa. EcnM a civiy petueHMs, 
npMHflToro coaerCKHMM soAcKaMM, ivih scrynHsuiero s cuny 
peuieHMH cyAa o aosMeuteHMM yutepöa neoöxoAHMO npoMseecTM 
nnaText, to coaeTCKMe aoliCKa oöaaaHu npoMseecTM nnarext b 
T eneHMe ipex MecaqeB. 

7. nopAAOK B O SM emeHMH yittapöa a cooTaercTaMM c nacro- 
Mi(8A CranaA MOMtar Öhm» onpaAanaH cneqManbHfam cornauia- 
HMOM. B TaNOM oornauieHMM MOfrar öerrb AOCTMTHyra AOtoso- 
peHHOCTb M o TOM, HTo repMaHCKHs anacTM AonxcHbi BMABMraTb 
TpeöoeaKMa Coiosa CoaeicKMx CoqManMCTMHecKMx Pec^nMK 
O BOSMeUtBHMM npMHMHeHHOTO BMy Ha TeppMTOpMM npeÖblBaHMfl 
coeercKMx boAck yiqepöa m bbctm b ero MHiepecax fipm a 
repuaHCKMx cyAsx. 

CraTsn 25 

CMeuiaHHaa repMaHO-coaercKan kommccmh 

1. Bce pasHornacMfl MexcAy AoroeapHeaiomMMMcn CiopoHaMn, 
OTHoenutHeen k TonKoeaHMio mom npHMeHeHkiio HacTonutero 
AoroBopa, AOhxcHbi paspeiuaTbcn nyreM neperoeopoB MexcAy 
HHMM öes saAepxtKM m öes yensKM MextAy OTAensHbiMM Bonpo- 
caMH. 

2. Ana paspeuieHMH enopHUX Bonpocoe cosAaeTcn CMeiuaHHaa 
repMaHO-coeeTCKaa KOMMccMn, cocToautaa hs npeAcraeHreneA 
oöeMx CropoH, npHMSM npM npMHnTMH peiueHHä öyAer aoI^ctbo- 
BaTb npMHqMn eAHHornacMa. CMeisaHHaa repMaHO-coBBTCKaa 
KOMHCCMH, npHBneKaa b cnyHae hboöxoahmoctm sKcneproB, 
npMHMMaeT peiueHHa Ha ocHoae Hacroautero Aoroeopa, b sacr- 
HOCTM no cneAyioutMM sonpocaM: 

- o KOHTpone M BOSMOxTHbix MSMeHeHHflx npM ocytqecTBneHHH 
cornacoBaHHbix sranoa BMBOAa bohck; 

- o cqaoActbmm m noMoupi, OKasbisaeMb« FepMancKOM Cropo- 
hoA, b sacTHOCTM, c npMBneHneHMeM TpantmopTHfaix ({MpM, a 
TaioKe BOSMOxtHocreA repMancKMX aoopyxreHHbix CMn; 

- o Bfaiöope BHAOB M cpeAiCTB TpaHcnopTa, nyreA cneAoaaHMa, 
BK/aoHaa cöopHbie nyHiou m Mecra nepeceMenvia rpaHMqbi, a 
TaioKe DOSBpauteHMH HcnonesoBaHHoro rwABMXcHoro 
cocraBa; 

- oö oöpatAeHHH c onacHbiMH rpysaMM, BicnioMaa npHMeneHMe 
cooTBeTCTBytoupix npaBMn oöecneseHMn öesonacHOCTM; 

- o Mepax no oöecneMeHHio öesonacHOCTM b nepnoA BpeMeH- 
Horo npeÖMBaHMfl m buboas coBercKHX boAck; 

- o MecTOHaxoxrAOHMM, AOttyMOHTHpoaaHMM m oöesBpexoiBa- 
HMM OTXQAOB M Boex OKasaBuiMxcs HeHyxtHWMM MarepManoB, 
BKnioHaa aueos orxoAoe c oöueKToe a cooTBercTBMM c rep- 
MaHCKMM saKOHQAaTenbCTBOM oö oxpaHB oKpyxtaiouteA 
cpeA«: 

- o npoöneMax noHTbi, cbhsm m HcnonbsoeaHMM FiaAMOHacTOT- 
Horo cneKTpa; 

- oö yperynMpoBaHMM Bonpoooe BOSMeuteHHa yutepöa, b tom 
MMcne a ceasM c KaTacTpo<|>aMM m aBapMaMM; 
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- über Versorgungsleistungen, 

- über Fragen im Zusammenhang mit Beschäftigungsverhältnis¬ 
sen nach Artikel 21 dieses Vertrags, 

- über den Zutritt zu den Liegenschaften und über deren Über¬ 
gabe, 

- Ober Üburtgs* und Ausbfldungstätigkeiten, 

- Ober andere Fragen, deren Behandlung für notwendig erachtet 
wird. 

(3) Oie Gemischte Deutsch-Sowjetische Kommission arbeitet 
auf der Grundlage einer Geschäftsordnung, in der auch die 
Zusammensetzung der Kommission geregelt wird. Sie kartn 
Arbeitsgruppen einsetzen. 

(4) Falls die Gemischte Deutsch-Sowjetische Kommission eine 
Frage nicht rechtzeitig zu lösen vermag, wird diese in mögTrchst 
kurzer Zeit auf diplomatischem Wege geklärt. 

Artikel 26 
Anlagen 

Die Anlagen 

- Verkehrswesen und Transporttragen während das beffistelen 
Aufenthalts und beim Abzug der sowjetischen Truppen aus 
dem Aufenthaltsgebiet (Anlage 1) 

- Post- und Femmeldewesen sowie die Nutzung von Funk¬ 
frequenzen (Anlage 2) 

- Verfahren und ModaMätanfOr Zoll-urxl Steuervergünstigungen 
sowie Fragen der ZoMcontrolie (Anlage 3) urxl 

- Gegenseitige Unterstützung, Rechts- und Verwaltungshilfe 
(Anlage 4) 

sind Bestandteil dieses Vertrags. 

Artikel 27 

SchhiBbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die RabTikationsur- 
kurxlen werden so bald wie möglich in Moskau ausgetauscht. 
Dieser Vertrag tritt am Tage des Austauschs der Ratifikationsur- 
kuTKlen in Kraft urxl wird seit dem 3. Oktober 1990 vorläufig 
angewerxjet. 

(2) Dieser Vertrag bleibt in Kraft, bis die Vertragsparteien eine 
Vereinbarung über den Zeitpunkt seines Außerkrafttretens treffen. 


Geschehen zu Bonn am 12. Oktober 1990 kt zwei Urschriften, 
Jede in deutscher urxl russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist 


- o6 ycnyrax tx) CHaöxceHMto; 

- o Bonpocax, censaHHbix c rpyAOSbiMM npaeooTHouieHMnMM e 
cooTBeTCTBMM CO CT. 2t HacTOflutero Aorosopa; 

- o flocryne Ha oöueiobi HefletoxHMoro MMyutecrea m mx rrepe- 
Aane; 

- oö yHeÖHO-TpetrMpoBOHHoA AesrrenfaHOCTM; 

- a Taiorce o flp^ntx aonpocax, paocMorpeHire KOTopwx npsA- 
craanneTcn HeoOxoAMMUM. 

3. Ctieui a HHaa repMarro-coeercican icommccim öyAer paöoraTb 
Ha ocHoee pernaMeirra, KoiapbtM onpeAervieTCfl h ee cocrae. 
Oua MOxreT cosAaaaTu paöo^W rpyrmu. 

4. B cnysae, ecfw CrMuiaHKan repMaHo-coeercKasi kommccma 
H e ctyK})rceT ceoeepetyieHHO paspeuiMTb lcalCO<i-^t^r6o Bonpoc, TO OH 
peuiaeTcn AxnnoittaTMHecKMM nyretM e bosmoxcho kopotkmü 
cpoK. 

Crarui 26 
flpMiwaceHMH 

npM/vmreHMsr: 

- TpaHcnopr H ipaHcnopTHbie Bonpocu a nepMQA apeMeHHoro 
npeöbieaHHn m ebtacAa coeercioix aoAcx c tsppmtopmm mx 
ttpeöfareaHMn (npMJxmreHMe No I); 

- rioMTa H censb, a Taxxce nxmonbsOBaHMe paAMOsacroT (HpM- 
ixuxeHMe No 2); 

- nopftAOK M ycnoBtm npeAPCTaanewtir TatyxuxeHHbtx m irano- 
roefatx nbTOT, a Taroxe aonpocu TanxnceHHoro KOHrpo/m 
(ripMnoxreHMe No 3); 

- BsaHMHoe coAeßCTBMe, npaeoBan rxHwutb m cotpvahm- 
secTBO aAMHHMCTpaTHBHbix opraHOB (npMnoxreHMe No 4) 

nenntoTcn HeoTbeMneMOü cocraBHoS Hacrwo Hacronuterofloro- 
Bopa. 

Crarwi 27 

3aic/iiOMMTenbHbte nocraHoaneHwr 

1. HacToauiHä flproBop noAnexorr paTMdxrKaqMM. Oh ö/aot 
npHMeHSTTbcn BpeMOHHO c 3 oicnröpn 1990 roAa m BcryrMT a CMity 
c A^Tu oöMena paTMrpHKaiiMOHHbiMH rpaMoraMH, KOTopuk 
öyAeT npoHseeAeH e Mrxxcee e bosmoxoto KopoTKMä cpOK. 

2. J!(oroBop öyAST AOücTBoeaTb ao rex nop, noxa /JoroeapH- 
Baiou^HecB CropoHbi hb npMAyr k cornaujeHHjo o ero npexpaute- 

HMH. 


CoeepuieHO a r. EoHHe 12 rxcnröpM 1990 rpAä a Aayx sKse»«- 
nrv^jax, raurrAMä na HetyrertKOM m pyocxotii nsbiKax, npHMerx oöa 
TBKcra MMeiOT OAMHaKoeyio oviy. 


Für die Burxlesrepublik Deutschland 
3a «beAepaTMBHyx] Pecfiyö/wiKy FepMaHHio 
Hans-Dietrich Genscher 

Für die 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
3a Coroa Coeerctorx CoqHaniiCTHHecKMX PecnyönMx 
Wladislaw P. Terechow 
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Anlage 1 

npMno)KeHMe No I 


Verkehrswesen und Transportfragen 

während des befristeten Aufenthalts und beim Abzug der sowjetischen Truppen 

aus dem Aufenthaltsgeblet 

TpaHcnopr m rpaHcnopTHbie eonpocbi b nepnoA 
BpeueHHoro npebbiBSHiui m buboas cobbtckhx boAck 
c TeppirropHM mx npebbiBSHMsi 


Beförderungsleistungen 

L 

Die deutschen Behöiden sielen dte Belördenjng der aotnjelh 
sehen Tn 4 ipen hrn AufenlhettagebM ml der Bsenbah n , auf dem 
Wasaenweg, ml Flugzaugan oder hn Kraftverkehr aufgrund von 
Anträgen der sowjetischen Truppen sicher. Diese Anträge sind 
entsprechend den für die deutschen Streitkräfte getterxien Anmel¬ 
defristen bei den deutschen mifitärischen Verkehrsdierrststellen 
vorzulegen. Rollendes Material hn Eigerrtum urxl hi ausschließ¬ 
licher Nutzung der sowjetischen Truppen kann Ober Grenzüber¬ 
gangsstellen, die bl ebiar zu vereinbarenden Liste festgelegt 
werden, bi das Aufenthaltsgebiet ebigefOhrt und von dort ausge¬ 
führt werden. 

II. 

(1) Die Beförderungsleistungen für die sowjetischen Truppen, die 
im Aufenthaltsgebiet mit der Eisenbahn, auf dem Wasserweg, mit 
Flugzeugen oder im Kraftverkehr durchgeführt werden, erfolgen 
nach den für die deutschen Streitkräfte geltenden Vorschriften 
und den Tarifen, die gesorxiert vereinbart werden. 

(2) Die Abrechnungen für die Fahrten und für die Versorgung der 
Militäireisezüge der Union der Sozialistischen Sowjetrepubfiken 
und damit zusammenhängende Leistungen der deutschen Eisen¬ 
bahnen erfolgen zwischen den deutschen Eisenbahnen und dem 
Mbiisterium für Eisenbahnwesen der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken. 

m. 

(1) Die Dienststellen für die miHtärischan Verkehrsverbbidungen 
der sowjetischen Truppen bn Aufenthaltsgabiet Obanmehen die 
Durchführung der Militärtransporte für de sowjetis c hen Truppen 
und die Enthaftung der auf den deutschen Eisenbahnen und bn 
deutschen Schiffsverkehr geltenden Regeln urxl Vorschriften 
durch die sowjetischen Truppen. 

(2) Die zuständigen deutschen militärischen Verfcehrsdienststel- 
len teilen den Dienststellen für die militärischen Verkehrsverbin- 
dungen der sowjetischen Truppen auf Anforderung die erforderli¬ 
chen Angaben zur Sichersteltung urxl Abwicklung der Militärtrans¬ 
porte mit. 

(3) Die Dienststeilen für die militärischen Verkehrsverbbxiungen 
der seelischen Truppen kOrxien bt Abstimmung mit den zustärv 
digen deutschen mftttärlschen Verkehrsdierrststellen erforderli¬ 
chenfalls die Beladetermbte, die Be- und Entladestationen urxl ctie 
Fahrtrouten von Koiorxien, Zügen urxl Trarrsporten ärxiem. 

(4) Die Ausstattung dw Dienststellen der sowjetischen Truppen 
für die militärischen Verkehrsverbbxiungen mit Diensträumen und 
Fahrausweisen erfolgt bn Rahmen ebter besotxieren Verein¬ 
barung unter Berücksichtigung der bisherigen Praxis. 


TpaHcnopTMbw ycnynr 
CraTM I 

repuaHcxHe anacTM odecrwaroaioT nepeeosKM ooeercioa 
BoftcK Ha TappMTopiw MX npeÖMBaiaw no xcenesHba« Aoporau, 
BOAHbM, aosAyiUHbai M asTOMOöMiarfrbM nyrMi 0(x>6u|eHiw no 
sanaxaM cobotckmx boAck. 3tm aanexM ao/okhu no/faBaTbcn b 
repMaHCKyx) BoeHHO-TpaHcrx]pTHyK> cnyxröy 8 cooTBeTCTBMH co 
cpoxaMM, ycraHoeneHHbiMH atw repMaHcxMx BoopyxeHHbix cm/i. 
noABMx<HoA cocrae, flBiuuoutMöcn ooÖCTBeHHOCTb» ooeercKMx 
boAcx m McrxMWiSyeiiibifi MCKmoHMTenbHo mmm, uoxcar BeosMTface 
Ha TeppMTopMio Hx npeCbiea H HM m aueosttTbcn orryAa nepes 
norpaHMHHbie KOHrpo/ibHO-rxxsnycKHbie tiynxTbi, nepe^eHb 
KOTopbix noAneiKHT cornacoBaHHio. 

Ctstm 2 

1. Onnara sa nepesosKM cobbtckhx bohck rH> reppHTopHH hx 
npeöbiBaHHn, Bwno/iHneMbie x(e/ie3Ho,qopox(HWM, 80/iHbiM, bo 3- 
AyUJHblM H aBTOMOÖH/lbHblM TpaHCrX)pTOM, npOH3BOAHTCB 00 
npaBHnau, ASHCTByxTUJHM Ana repMaHCKUx BoopyxreHHbrx enn, h 
rx) TapHTpaM, KOTopeie öyAyr rxxnacoeaHbi OTAe/ibHo. 

2. 3a npoöer h oöcnyxaiBaHMe TpaHcrx)pTHbrx bohhckhx nac- 
caxorpcKHX tx>e3AOB CCCP m sa csnsaHHue c sthm ycnyrH, 
npeAOCTaBnneMbie repuaHCKHMH xrenesHbiMH Aoporaun, 
pacMeTM npoHSBOABTcn MerxAy repuaHCKHMH xrenesHUMH 
AoporauH h MMHHcrepcTBOM nyreA cooöuieHHB CXXP. 


CraTbii 3 

1. OpraHw BoeHHbix cooö moH w A coaeTCXMX eoAcx na Teppuro- 
pMM MX npeöwBaHMM KOHTpoHMpyioT ocyu|acTeneHMe bomhckhx 
nepeeosoK coeetexMx aoAcx m BwnonHeHMe mmm npasMn m rpe- 
öoeaHHH, ASitCTByxxiarx Ha repMaHctorx xwnesHwx Aopofsx h 
BOAHOM TpaHcrxjpre. 

2. r epuaHCKan BoeHHo-TpaHcrxrpTHan cnyrxöa no npocböe opra- 
HOB BoeHHUx cooöu^eHHä coBercKHx bohck npeAocraBnneT hm 
H eoöxoAHMue AaHHbie no oöecneHeHHto h BfainoriHeHHX) bohhc- 
KHX nepeeosoK. 

3. OpraHbi BoeHHbix cooöuibhmA coBeTCKMX boAck no cornaco- 
BaHMu c repMaHCKoA eoeHHO-TpaHcrxipTHoA cny)K6oA b hboöxo- 
AHMfaix cnyManx Moryr MSMeHttTb cporai h ctshmmm norpyaKH, 
BwrpysKM M MapujpyTfai cneApeaHMn suieixtHoe h TpaHcnoproe. 

4. OöecneHeHHe opratxw eoeuHbor cooöuibhhA cobbtckhx boAck 
cnyxceöHbiMH noMeuteHHBMH m öM/ieTaMM npoHcxoAHT b pauKax 
OTAeobHoro cornauieHMfl c yneTOM npexoreA npaKTHKH. 
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IV. 

(1) Die Ausstattung der Waggons für Personenbeförderungen 
erfolgt nach den bei den deutschen Eisenbahnen geltenden Vor¬ 
schriften. 

(2) Die Beförderung von Gütern mit LademaGüberscbreitung, von 
Munition, Sprengstoffen und anderen gefflhrfichen Gütern erfolgt 
auf Grurxf der bei den deutschen Eisenbahnen geltenden Vor¬ 
schriften. 

(3) Die Unterhaltung und die Bedienung von Anschlußgleisen der 
sowjetischen Truppen bn Aufenthaltsgebiet erfolgt entsprechend 
den für die deutschen Streitkräfte gelterxlen Bestimmungen. 

(4) Über die Bezahlung dieser Dienstleistur^gen durch das Kom- 
marKk) der sowjetischen Truppen wird urtler Berücksichtigung der 
bisherigen Praxis eine gesonderte Vereinbarurtg geschlossen. 


Transportfragen beim Abzug 

V. 

Die Regierung der BurKiesrepublik Deutschland leistet der sowje¬ 
tischen Seite bei der Gewährleistung der angemessenen Voraus¬ 
setzungen iür die mit dem Abzug der sowjetischen Truppen aus 
dem Aufenthaltsgebiet zusammenhängenden Maßnahmen jegli¬ 
che Unterstützung. Dies gilt insbesondere für die Festlegung 
bestimmter Marschrouten auf der Schiene und auf den Straßen, 
für eirten reibungslosen GrenzGbergang in beiden Richtungen 
sowie für die Abwicklung des Lufttransports. 


VI. 

(1) Die deutsche Seite stellt das zum Transport vorbereitete 
rollende Eisenbahnmaterial, die erforderlichen Materialien und 
Vorrichtungen zur Befestigung von Waffen und Militärtechnik, 
Rangierlokomotiven, Lokomotivführer, Rangierer und Be- und 
Entladeeinrichtungen zu den Bedingungen, die für die deutschen 
Streitkräfte gelten, zur Verfügung und gewährleistet im Aufent¬ 
haltsgebiet die Einhaltung des Fahrplans und die Sicherheit der 
Transporte der sowjetischen Truppren. 

(2) Diese Aufgaben werden durch die zuständigen deutschen 
militärischen Verkehrsdienststellen Ober Vertreter der Dienststel¬ 
len für militärische Verkehrsverbindungen der sowjetischen Trup¬ 
pen €bgewickelt. 

VII. 

Die deutschen Behörden leisten mit den Kräften ihrer zuständigen 
Stellen allseitige Hilfe bei der Beförderung der Kraftwagenkolon¬ 
nen der sowjetischen Truppen, die aus dem Aufenthaltsgebiet auf 
eigener Achse abgezogen werden, vor allem bei der Regelung 
und Gewährleistung einer ungehinderten Durchfahrt Ober die 
Straßen des Aufenthaltsgebiets, der Bereitstellung von Rastplät¬ 
zen und, falls erforderlich, bei der Organisation der Treibstoff¬ 
betankung. 

VIII. 

Der Abzug der sowjetischen Truppen kann auch auf dem Luftweg 
erfolgen. Verbände der Luftstreitkräfte können in geschlossener 
Formation abgezogen werden. FOr die Durchführung der erforder¬ 
lichen Flüge gilt Artikel 7 dieses Vertrags. 


IX 

(1) Für den Abzug sowjetischer Truppen aut dem Seewege wer¬ 
den vorrangig die Seeverkehrsrouten Rostock-Kaliningrad und 
Mukrarv-Klaipeda in Anspruch genommen. 


CraTbK 4 

1. OöopyAoeaHMe earoHoe noA nipACKMe nepeeosKM npoMseo- 
AMTcn no npaeimaM, A^OcreyKXAMM na repMaHCKMX >Kene3Hbix 
Aoporax. 

2. nepeeosKa HeraöaptrrHboc rpysoe, ÖoenpMnacoa, aspiiiBHa- 
Tfaix aeutecTB m APy^Kx onstcHbix rpyaoa ocyu^ecTBimeTcn a 
oooraeTCTBHM c AsßCTByioutMMM na repMaHCKMx ixenesHbix 
Aoporax npaaiviaMM. 

3. PeMOHT, coAepxcaieie m oöcnyxoiBaHMe JKe/iesHQAopoxcHbix 
IX3AM3AHMX n/refl ooeercKMX boAck na reppmoptw mx npeCu- 
saHMfl npoMaBGAMTcn e cooTBercraHM c AoAcreyniAMMH flmi 
repwaHCKMx aoopyxceKHbrx cmh npaaiviaMM. 

4. C yMexoM npexcHeO npaKTMKM öyAer saKnioMeHo oTAenbtoe 
oornaujeHMe o6 onnare stmx ycnyr KOMaHAoaaHiieM coaercKHX 
ar^iCK. 


TpaHcnopTMtaie aonpocM npM BMBOAe boAck 
Ctbtmi S 

fVaaMTenfaCTBO OeiAepaTMBHoA PecnyöfMKM FepMaHMM orcasfat- 

aaeT acrmecKoe coAeAcTBue CoaeicKoA CropoMe a oßecnene- 
HMM HaAnejKaiAMx ycnoBHä Ana ocyiitecraneHMa Mepor^MflTMA, 
cansaHHbix c auaoAOM coaeTctow boAck c TeppMTopMH hx npe- 
öfaraaHHa. 3 to othocmtcb, b HacTHOcm, k onpeAeneHMto koh- 
KpeTHbix xcenesHOAopoKHbix m aaTOMOÖiuibHb« Mapurpyroa, k 
oöecneMeHMK) öecnpervrrcTBeHHoro nepeceseHMP rpaHHitbi a 
OÖOMX HanpaaneHHax, a raiOKe k opraHMsattHM BOSAyuiHbix nepe- 

B030K. 

CTaxbR 6 

1. FepMaHCKan CropoHa npeAocraBnfleT noAroToaneHHbiH A^n 
nepeeosKH )Kene3HOAOpo>KHbt(i hoabhjkhoh coctae, mboöxoah- 
Mbie MarepHanbi h npMcnocoöneHHa f\nn KpenneHHn aoo- 
pyjKeHHn h BoeHHoä tbxhmkh, BbiAenaer MaHeapoBbie aokomo- 
THBbi, noKOMOTMBHbie M cocTaBHTenbCKHB öpHraAbi, norpy- 
30HH0-pa3rpy30MHbie ycrpoHcrea Ha ycnoBHnx, ycraHOBneHHbix 
f^p^ repMaHCKHx BoopyxeHHux cnn, m oöecneMHBaex BunonHe- 
HHe rparpHKOB ABHxreHHa h öeaonacHocrb BbinonHeHH» nepeeo- 
30K coBBTCKHx BoAcK Ha TeppHTopHH MX npeöbiBaHHa. 

2. Bce 3TM Bonpocbi repMaHCKaa aoeHHO-TpaHcnopTHaa cnyixöa 
peiuaer nepes npeAcraaMTeneA opraHoa aoeHHbix cooÖtAeHMH 

COBeXCKMX BOMCK. 


CrarbM 7 

FepMaHCKMe anacxM oicaabiBaiox BcecxopoHMOio noMOupb CMnaMM 
CBOMX KOMnexeKmbix opraHoa nepeABMxreHMio aaxoMoöMnbHbix 
KonoHH coaexcKMx boAck, Koxopbie BbtaoAHrbca c xeppM- 
TopMM MX npeöbtaaHMa csomm xoaom, npextAä acero a opraHMsa- 
AMM perynHpoaaHHa m oöecneHeHMa öecnpennxcxaeHHoro abm- 
xreHMB no Aoporau na xeppMXopMM hx npeöbiBaHHn, abiAeneHna 
Mecx Ana npHBanoB m opraHM3ai4MH a cnysae HeoöxoAHMOcxM 
sanpaBKM xotuihbom. 

Craxbfl 8 

BbiBOA coeexcKMx boAck ocyupecxBimexca raioKe c Mcnonbso- 
aaHHOM B03AyujHoro xpaHcnopxa. CoäAMHeHMfl m mbcxm bobhhoA 
aaMaitHH Moryx abtaoAMtbca nexHUMM auienoHaMM. flpM ocy- 
u^ecTBneHHM nonexoe a sxmx Aenax npuMeHaexca cx. 7 Hacxo- 
au^ero /loroBopa. 

Cxaxba 9 

I. Ana BUBOAa coaexcKHX boAck mopckmm xpaHcnopxoM öyAyx 
npexcAe acero saAeAcxBoaaHbi /ihhmm Pocxok - KanHHHHxpaA h 
MyKpaH - KnaAneAa. 
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(2) Die deutsche Seite unterstützt auf Antrag der Dienststellen für 
militärische Verkehrsverbindungen der sowjetischen Truppen den 
Transport militärischer Güter über die in Frage kommenden See¬ 
häfen. ^ 

(3) Die Durchführung bleibt besonderen Vereinbarungen der 
semitischen Truppen mit den in Betracht kommenden deutschen 
Unternehmen Vorbehalten. 

X. 

Oie Transporte und Bewegungen sowjetischer Truppen im Verlauf 
ihres Abzugs aus dem Aufenthaltsgebiet erfolgen unter Berück¬ 
sichtigung der Belange der Zivilbevülkerung kn Aufenthaltsgebiet 
und unter Beachtung der deutschen Rechtsvorschriften. 

XL 

Fragen im Zusammenhang mit den Transporten beim Abzug der 
sowitischen Truppen aus dem Aufenthaltsgebiet werden tfie 
Vertragsparteien in eii>er gemektsamen Arbeitsgruppe lösen, die 
von der Gemischten Deutsch-Sowjetischen Kommission r»ch 
Artikel 25 dieses Vertrages eingesetzt wird. 


2. FepMaHCKaa CropoHa m sanaKaM opraHoe eoeHHux cooöufe- 
HMü coeeTCKMX BOMCK OKasbiBaeT rwMo^b npM nepeeosKe 
BOMHCKMX rpyaoB Mepes cooTBaTCTsyKxitMe MopcKMe rropTbi. 

3. OcyutecreneHMe 3tmx MeponparrrMä flpnMno öbrn» npeAue- 
TOM cnet^nanbHbix /yxoeopeHHocrefl coeeTCtarx boAck c coot- 
BercraynutMsm HeMeqKMum ((NipMaMM. 

Crarbit 10 

nepeeosKM m nepeABtoKeHm ooeetcKi« boAck b xqab mx 
B faiBOAa c TeppmopMM mx npeöbiBaHMti ocyutecTBnnioTcsi c yse- 
TOM MHTepecoB rpaMAäHCMoro HaoeneHMa na reppMTOpMM mx 
npedfataaHHit m c coöniQAeHMeM repwaHCKMx npaaoBbix Hopw. 

CraTM N 

Bonpoew, csMsaHHbw c nepeeosKaMM no BMBOAy oobbtckmx 
BOMCK c TeppMTopMM MX npeöwBaHMit, AoroBapMBaiou4Mec«i Cro- 
poHU petuaiOT b cobmoctmoA pafioneA rpyrme, cos/taeaeMoA 
CueujaHHoA repMaHo-coeeTocoA kommccmbA b cooTeeTCTBHH co 
CT. 25 HacTonutero fl/orooopa. 
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Anlage 2 
npM/io^KeHMe No 2 


Post- und Femmeldewesen 
sowie die Nutzung von Funkfrequenzen 

flOMTa M CBfiSb, a TaiOKe Mcno/ibsoaaHMe paAMOsacroT 


L 

(1) Oie sowjetischen Tmppen sind befugt, bn Aufenthaltsgebiet 
eigene Postanstaiten zu betreban, de der Bearbettung von Post' 
Sendungen, Telegrammen sowie Presseerzeugnissen dienen, die 
an die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren Familien- 
angehörige gerichtet sind bzw. von ihnen herrühren. 

(2) Die Zustellung von Periodika und der Postsendungen für die 
sowjetischen Truppen aus dar Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken erfolgt mit Luftfahneugen, über Eisenbahnverbindun¬ 
gen und mit Straßenfahrzeugen tägRch einschließlich der Sonn- 
und Feiertage. 

(3) Die Sonderpost unterliegt keinerlei Kontrolle beim Passieren 
der deutschen Staatsgrertze des Aufenthaltsgebiets sowie bei 
Beförderung der Post im Aufenthattsgebiet. Jedes Transport¬ 
mittel, das Sonderpost, Periodika und Postsendungen befördert, 
ist mit einem Sonderausweis nach sowjetischem Muster zu ver¬ 
sehen. 


II. 

Nehmen die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren 
Familienarigehönge die Postdiertste der Deutschen Bundespost 
in Anspruch, so gelten die für das Aufenthattsgebiet maßgeben¬ 
den jeweiligen Bedingungen. 

in. 

Die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und deren Familien¬ 
angehörige benutzen die öffentlichen Telekommunikationsdienste 
der Bundesrepublik Deutschland, soweit rticht in diesem Vertrag 
etwas anderes vorgesehen ist Für die Benutzung gelten die 
jeweiligen deutschen Vorschriften. 


IV. 

Die sowjetischen Truppen können auch weHerhin unverändert die 
Femmeldeleistungen in Anspruch nehmen, die sie vor Inkrafttre¬ 
ten dieses Vertrags genutzt haben. 


V. 

Die sowjetischen Truppen benötigen für das Errichten und Betrei¬ 
ben von Femmeldeanlägen außerhalb der von ihnen genutzten 
Liegenschaften und für Funkanlagen die Genehmigung des Eun- 
desministers für Post und Telekommunikation. Hierfür gelten die 
deutschen Vorschriften. 


Crarkii I 

CoBOTCKMe aoAoca NMMOT npaao SMcniiyaTMpoBaTb Ha TeppMTO- 
PMM npeÖMaaHMR co fi C TaeiS Ba e noHToafaw yHpeagwttMn, moto- 
pbie cny>«caT pfm oöpaöoTKM ixMioBbix ompas/ieHHA, rene- 
rpaMM, a Tatorte nepMO/iMMecKOä ne^aTM, no/iysareneM mjih 
oTTipaBMTeneM KOTopaix nannioTCA coeercKMe aoMCKa, /iMqa, 
BxoASMMe B MX oocraB, m nneHbi mx ceMeä. 

AocrasKa nepMOAMHectcoA nesaTM m nonroeux ompaaneHMA b 
coBercKMe boAcks m 3 CCCP ocyutecTB/meTcn aBMaiiMOHHUMH' 
cpeACTBaMM, xcenesHOAOpoKHbiM m aBTOMoöMnbHWM TpaHcnop- 
TOM exte/tHeBHO, BKmoMaa BboroAHwe m npasAHMMHbie ahm. 

CnettManbHan txma He no/viex<MT KaKoA-ziMöo npoeepKe nptr 
nepeceHeHMM repMatrcKoA rocyAapcTBeHHoA rpaHMubi na reppii- 
TopMM MX npeCbteaHMH, a TaioKe npM nepesosKe rx^sTu no rep- 
pMTOpMH npeöbiBaHMn. Ha Kaxt/toe rpaHcnopTHoe cpeACTBO, 
nepeeosnuiee cneiiMansHyio KoppecnoHAeHunio, nepMOAMHec- 
Kyio neMaTb h rx)HTOBbie ompaeneHMn, AonxteH öbiTb nponycK 
coBercKoro oöpasita. 

CraTbst 2 

Ecna coBBTCKMe boAcks, /iMtia, BXOAsutMe b hx cocrae, m nneHbi 
MX ceueA nonbsytoTcn ycnyraMM FepMaHCicoA 4>eAepanbHoA 
nOMTbl, TO no OTHOtUeHMtO K HMM npHMeHHIOTCfl OÖbMHbie npa- 
BMna, AeAcTByKXAMe Ha TeppMTopMM mx npeöbiBaHMa. 

Crarbii 3 

CoBeTCtote boAckb, nniia. BXOAnutMe a mx cocras, m HneHU mx 
ceueA nonbsyiOTcn ycnyraMM TenetjtoHa, Tenerpacba m ApyrMx 
cnyxtö oöutero nonbaoBaHMs <PeAepaTMBHoA Pecn^nMKM Fep- 
MaHMM, ecnM a HacronuieM ppmoopo He onpeAeneHo MHoe. 
nonbSOBaHMe MMeeT mbcto a cooTaeTCTMM c AoAcreytoutHMM 
HeMeAKMMM npeAnMcaHMAMM. 

CraTbü 4 

CoeeTCKMe BoActca Moryr m anpeAb na npetxHMx ycnoBMnx npo- 
AonxtaTb nonbsoeaTbcn TeMM ycnyraMM cbbsm, KOTopuie npe- 
AOcraennnMCb mm ao BcrynneHMa a cany Hacroau^ero floro- 
Bopa. 

CTaTba 5 

Pfm ycraHoeKM m aKcnnyaTaiiMM cpeAcra Tenerpa4>HO-Tene- 
(]x>hhoA cbmsm BHe McrwnbsyeMbix coeeTCKMMM BoAcxaMM 
oÖseKTOB HeABMXCMMoro MMyutecTBa, a Tatoxe aom nonbso- 
BaHMB paAMonepeAaTMMKaMM mm TpeöyeTca nonywMTb paspeuie- 
HMe OeAepanbHoro MMHMcrepcTBa nonr m cbbsm. Oho BbiAa- 
eTcn, mcxoab ms HeMeuKMx npeAnncaHMM. 
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VI. 

Den sowjetischen Truppen wird die weitere unentgeltliche Benut¬ 
zung der von ihnen errichteten oder instandgesetzten Übertra¬ 
gungswege im bisherigen Umfang gewährt. Die sov^etischen 
Truppen dürfen die von ihnen errichteten oder instandgesetzten 
Femmeldelinien instandhatten, sofern die darin geführten Über- 
tragur>gswege ausschlieGlich der Versorgung der sowjetischen 
Truppen, ihrer Mitglieder und deren FamiHenangehörigen dienen. 
Instandhaltungsarbeiten auBerhalb der von den sowjetischen 
Truppen genutzten Liegenschaften bedürfen der Zustimmung der 
deutschen Behörden. 

VII. 

Femmeldeeinrichtungen, die an AnschlOssa oder Clbertragungs- 
wege des deutschen Tetekomniunikationsnelzes angeechatot 
werden sollen, bedOifen der Zulassung. Vorhandene Fdmmeide- 
einrichtungen, cfie bereits zu Vertragsbeginn betrieben werden, 
dürfen am deutschen Femmeldenetz unverändert weiterbetrieben 
werden, solange sich keine Slönmgen ergeben. 


VBL 

Oie ft ftwjo ti s chon Tnippsn sind bMBChttQl, iMCh AbspcBotw inft 
dem Bundesminister fOr Post und Teletommunicaiion Ober rSe zu 
nutzenden Funkfrequertzen rteue eigerte Ton- urrd Femsehrurtd- 
funksertder für die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder und 
deren Familienangehörige zu betreiben. Bestehende Sendeein¬ 
richtungen dieser Art können unverändert weiterbetrieben wer¬ 
den. 

IX 

Die sowjetischen Truppen, ihre Mitglieder urvl deren Familien¬ 
arrgehörige können Ton- und Femsehrundfunkempfangs- 
einrichtungen gebührenfrei und ohne Einzelgenehmigung betrei¬ 
ben. 

X 

Die sowjetischen Truppen treffen alle zumutbaren MaBnahmen, 
um Störungen des deutschen Femmeldebetriebs durch Fernmel¬ 
deanlagen oder andere elektrische Anlagen der Truppen zu 
beseitigen. 

XI. 

Die deutsche Seite verpflichtet sich, Störungen bei den Telekom- 
munikationsdienstleistungen, die rlen sowjetischen Truppen 
bereitgestellt werden, unverzüglich zu. beseitigen. Sie trifft alle 
zumutbaren MalBnahmert, um absichtliche Störungen der Funk¬ 
dienste der sowjetischen Truppen zu beseitigen. 

xn. 

Mit dem Ziel der Abstimmurtg der Nutzungsordnung des 
Frequenzbereichs und zur Gewährleistung der elektromagneti¬ 
schen Verträglichkejt der funkelektronischen Mittel wird bei dem 
Stab der sowjetischen Truppen und der deutschen FemmeWever- 
waltung eine ständig arbeiterxle Arbeitsgruppe installiert. 


CTaTbfl 6 

CoeercKMM soüCKaM npe/tPCTsanneTcn npaeo A^/ibHekuiero 
öesBosMes/tHoro Mcno/ibsoeaHMn b npexHeu odueMe oöopy- 
AoeaHHbix mhm Hana^KeHHUx hmh Kananoe censM. CoeeTCKne 
BOMCKa Moryr npoMsaoA*^ TeKyiqnH peuoHT oöopyAoaaHHbix 
M/iM Ha/uMceHHboc HMH /iMHMM csnsM, ecAM STM KaHanbi cansu 
cny)KaT MCKnrosMrenbHO oöecneHeHMio norpeÖHocreA oo- 
aerctcKX boAck, mnt, exo/potlkx B MX oocraB, M MnenoB MX osMeä. 
r^xiBeASHMe Texyu^ero peraoHra Ha nMHHnx BHe McnonbsyeMbrx 
coaercKHMM BOAcxaMM o6i>eKTOB HBABHXtMMoro MMyiqecTBa 
Tpeöyer cornacoeaHMB c repMaHcrcHMH anacmMM. 

Crarbfi 7 

Ana TenerparjiHbix m TenertxwHbix ycropoAcra, KOTopste Tpe- 
6fcn npAkniotBHMn k yanau iuim xaHanaM repuaHCKoA cstm 
T enetoiMMyHHKaMMA, Tpeöyercn AonycK. MMexxqMecn B HanMMMH 
ycrpoAcTBa cbmm, KOTopiae k MoweHry saiuiiOHeHMfi AoroBopa 
yxre öbUM saABAcTBOBaHu, Moryr m anpeAt» ües m o m ohohh A 
ocraBancn rxvtKnxMeHHfatMH x repuaHCKHM cersM cbbsm, ecnvi 
npM STOM He BOSHMxaeT rxjMex. 

CraTMiO 

flo AoioaopaNHOCTM c Oaiflapanhutai MMHNcrapcTBOM noMT m 
caioM o6 Mcnoribsymifaix pcMNOHacnoTax ooBercxMe aoAcxa 
Moryr HMen> HOBbie coöcTBeHHtiie paAMO- m TenenepeABTMHXM, 
npeAHasHaHeHHfaie Aha oÖdtyxcMaaHMn ooeeTcxMx boAck, /wq, 
BXOAaiqMX b cocraB coBercxHx boAck, m MnenoB mx ceueA. yxre 
AeAcTByKxqMe nepeABTviMXM Moryr npoAO/wcaTb cao» paöory b 
npexoreu pexcMwe. 

Crarhii 9 

CoBBTCxMe BoAcxa, nMqa, BxoAautMe b mx ooctsb, h MneHU mx 
ceueA Moryr nonbaoBarbcn npMHaAnexotutMMM mm paAMO- m 
T eneBMSMOHHbiMM rpMeMHMxaMM öes yn/iaTw xaxMx-nMÖo cöo- 
poB M öes MX cneqMeuibHOM perMCTpaqMM. 

CrarbM 10 

CoeeTcxMe eoAcxa npMHMMaK>T HaAnexraiqMe Mepu, htoöbi 
ycrpaHHTb nouexM b paöoTe repMaHCxoA ceiM TenexoMMyHMxa-' 
l|MM CO CTOpOHbl BOMCXOBblX yCTaHOBOK CBB3M MnM APyTOA 3/ieX- 
TpoTexHMHecKOM annaF>aTypbi. 

Crarwi II 

FepMaHcxan CropoHa oönayeTcn öesoTnarare/ibHO ycrpaHMTb 
rx>MexM, BosHMxaKXAMe npM oxasaHMM Te/iexoMMyHMxaqMOHHbix 
ycnyr ooeeTCXMM eoAcxaM. Ora npHHMMasr HaAnetxautMe Mepu, 
HToöbi ycrpaHmu npeAHaMepBHHbie nouexH b paöore paAMO- 
cnyxcö ooBercxMx boAck. 

Ctstmi 12 

C qeiifaK) perynMpoeaHMn nop«tAxa Mcno/tbsOBaHMn pBAMOsa- 
CTOTHoro cnexrpa m oöecneHeHMH snexrpOMarHMTHoA cobmb- 
CTMMOCTM pBAMOsnexTpOHHbrx cpeAcrs npn urraöe cobbtcxmx 
boAcx m aAMMHHcrpaqMM censM rbeAepaTMBHOA Pecnyö/iMXM 
fepiMaHMM öyABT cosAana nocroBHHO AeAcTByKxqan rpynna 
sxcneproB. 
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Anlage 3 

flpHnoNceHMe No 3 


Verfahren und Modalitäten 

für Zoll' und Steuervergünstigungen sowie Fragen der Zollkontrolle 

riopnAOK M ycnoBMfl npeflocraBneHMn iBMOMeHMbix h 
H anoroBbix /ibroT, a raioKe BonpocM raMOMteHHoro Komponn 


L 

(1) Bei der Eirv und Ausfuhr von Waren, fOr die nach Artiksl 16 
Aba. 1 Zölle und Verbrauchsleueni ainschieeiich dar Bnliihr* 
Umsatzsteuer nicht erhoben werden, wird der deutschen ZoObe- 
hörde eine Bescheinigung nach vereinbattem Muster vorgelegt, 
die von den sowjetischen Tnippen oder einer sonst zuständigen 
sowjetischen Behörde ausgestellt ist. 

(2) Die VergOnstigungen nach Artikel 16 Abs. 2 bis 4 sind 
davon abhängig, daß das Vorliegen ihrer Voraussetzurrgen vom 
Lieferer der deutschen Fmanzbehötde durch eine Bescheinigung 
der sow^schen Truppen rtach vereinbartem Muster (Abwick¬ 
lungsschein) oder dun^ eine Bescheinigung der mit der Durch- 
fOhning der Beschaffungen oder Baumaßnahmen betrauten deut¬ 
schen Behörde nachgewiesen wird. Der Lieferer hat die Voraus¬ 
setzungen der Steuerbefreiung auch buchmäßig nachzuweisen. 
In den Aufzeichnungen muß auf den Abwicklungsschein oder die 
Bescheinigung der deutschen Behörde hingewiesen sein. 

11 . 

(1) Die von den sowjetischen Tnjppen abgedsenfrei bezogenen 
Waren werden an ihre Mitglieder oder deren Familienangehörige 
zu deren privatem Gebrauch oder Verbrauch nur durch bestimmte 
Einrichtungen der sowjetischen Truppen oder in ihrem Dienst 
stehende Organisationen veräußert 

(2) Die sowjetischen Truppen können nur nach näherer Vereinba¬ 
rung mit den deutschen Behörden Waren an andere Personen als 
ihre MitgHeder oder deren Familienangehörige veräußern. Die 
sowjetischen Truppen übergeben dem Erwerber dte Waren erst 
dann, wenn er eine Bescheinigung der deutschen Zollbehörde 
vorfegL in der bestätigt wird, daß er alles Erforderliche mit der 
Zollverwaltung geregelt hat 

ML 

(1) Vorbehaltlich der in Artikel 16 genannten VergOnstigurtgen 
unterstehen die Mitglieder der sowjetischen Truppen sowie deren 
Familienartgehörige den im Aufenfoaltsgebiet geltertden zoO- und 
steuerrechtlichen Bestimmungen. 

(2) Mitglieder der sowjetischen Truppen sowie deren Familier)- 
angehörige können außer ihrem Übersiedlungsgut und ihren pri¬ 
vaten Kraftfahrzeugen auch atxfere Waren, die zu ihrem persön¬ 
lichen oder häuslichen Gebrauch oder Verbrauch bestimmt sind, 
ohne Entrichtung von Zöllen und sorrstigen Eingangsabgaben 
einführen. Diese Vergünstigung gilt nicht nur für Waren, die im 
Eigentum dieser Personen stehen, sorviem auch für Waren, die 
ihnen als Geschenk zugesandt oder aufgrund von Verbägen 
geliefert werden, die sie unmittelbar mit nicht im Aufenthaltsgebiet 
ansässigen Personen geschlossen haben. 


CraTfaM I 

1. BBose M Bbiaose NMyutecraa m ToaapÖB, Moropwe a 
oooTsercTBHN c nyHKTOM I craibM 16 Hacromtaro Aonteöpa ho 
oönaraioTCR noujnMH8MM NCöopaMM, BKmoMafi MMnopTHUIt Hsnor 
G oöopora, ooeercKMe eoAcica npeAMB/wKrr repMaHCKMM 
TaMotKeHHUM opraHaM cnpaoKy cornacoeanHoro oöpasita, eu- 
AaHHyiO MMM HilH KaKMM-riMÖO MHbtM KOMTieTeHTHtalM COBeTCKMM 
opraHOM. 

2. ilfaroTU cörnacHO nn. 2-4 crarbM 16 /teßcrayioT b tom cnysae, 
ecnH HariMHMe HeoöxQAMMbix ßfw hmx ocHoaaHMfl tyfl/ar na/ij- 
aepjKAeHO nocraeupiKOM repMaHCKMM tfMHaHcoebiM opraHaw 
cnpaBKoä cornaooeaHHoro oöpasua, Bhi/ytwteMOü cooTBeicT- 
ayKMiiMMH opraHaMM coeerctoix boAck, m/im cnpaaKod repuaHc- 
KMX anacreA. KOTOpeiM nopyHeHo oßecneneHwe saKynoK wnn 
Be^eHMe crpotrrenbHbix paöoT. nocraau^MK oönsan m/tTsep- 
x<AaTb Ha/iMMHe ocHoaaHHM An« oceoöoxcAeHMn ot Hanoroe 
sanMCSMH B öyxranTepctoix KHMrax. Ohm A^nxcHM coAepxoTb 
ccbmKy Ha OAHy ms BbiiueyKasaHHbix cnpaaoK. 

CraTbfl 2 

1. npMOöpereHHbie cobbtckmmm BoAcKaMM He oönaraeMbie nour- 
fiMHaMM H HanoraMM Toeapu npoAatOTca /iMitaM, bxqaru 4 mm b 
cocrae cobbtckmx boAck, m MneHau mx ceMeA flfm /imhhoto 
rwTpeöneHMfl TonbKo a csomx ToproBbix yMpexrAOHMsix. 

2. CoeercKMe eoAcKa peanHsyxyr Toeapbi nM^aM, ne axOAmUMM 
B MX cocraa m hb aanmoutMMca sneHaMM hx combA, TonbKO no 
OTAenfaHMM AoroBopeHHocTHM c repMaHCKMMM BnacrmiM. 
OmycK Toaapoe tbkmm noKynarensiM npoNseoAKTCH /muib no 
npeA>aBneHMM muh cnpaaKM oooraercTByKxiiaro repMaHCtooro 
TaMoxcBHHoro opraHa, noATBepxgiVatottteA BbinonHeHMe mmm ecex 
TaMOxteHHMx oOnaarenbCTB. 

CrarbB 3 

1. Ha riMu, BX0Anu(HX e cocraa cobbtckmx boAck, a ratoxe 
HneHOB MX cbmoA pacnpocrpaHaioTca HopMW TaMOxreHHoro m 
H anoroBoro saKOHOABTenfacraa, AeAcrayioutMe Ha reppHTopHM 
HX npeöwaaHHn, c yseTOM nbror, npeAycMorpoHHbix crarbeA 16 
HacTonu;ero Aofoeopa. 

2. /iHija, axoAnufMe a cocraa ooaercKHX boAck, a ratoxe sneHbi 
HX ceueA, noMHMo bbosmmoto hmm AOM^ttero HMyutecraa m 
nMMHMx aaroMaujMH, HMetor npaao öes yrvtaru raMoxeHHbix 
rxtujriHH M fipyrvK cöopoa aeosHTb m fipfrm roeapbi, npeAhas- 
KaseHHbie Ana hx nMHHboc HyrxA- ^ra iiarora pacnpocrpaHiieTca 
He Tonbxo Ha roaaptii, aBnnKxitMecn ooöcraeHHOCTbio yxasaHHUx 
nMit, HO H Ha roaapfai, npHCbinaeMwe hm b xaHecrae noAapxa 
HfiM Ha ocHoeaHHM xoHrpaxroB, sax/MOHBHHbix hmm HanpaMyx) c 
riHuaMM, npotxHBaxxAMMM sHe reppHTopHH hx npeöMaaHHa. 
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(3) MItgliedem der sowjetischen Truppen sowie deren Familien- 3. /Ihusm, bxoawumm b cocras cobctckhx bomck, a ratOKe nne- 
angehörigen ist die Veräußerung von zollfrei eingeführten oder HaMMxceMeflpaapeujaeTCflnpofla^caApyrflpyryToeapoe, koto- 
sonst abgabenbegünstigt erworbenen Waren untereinander peie öbuiM eeeseHbi decnouinMHHo Mnti npHOdpeTeHu Ha hhux 
gestattet. Verfügungen ztjgunsten arxferer Personen sind itmen nbroTHwx ycnoeiurx. HpoAa^ «nw nepeAana raKMx Toeapoe 
nur nach Benachrichtigung und Genehmigung der Zollbehörde flpyrMM nvu^aM AOfiycKaercn TonbKO nocne yeeflOMneHMn 
und sonst zuständigen Behörden der Bundesrepublik Deutsch- TaMoxceHHb« miM MHbix KOMnereHTHbix opraHoe 0eAepaTMBHoä 
fand gestattet, soweit diese nicht Ausnahmen Wenron allgemein PecnyCnnKH TepMaHMM m nonyHeHM« ot hhx cooTBeTcrsyiouiero 
zugelassen haben. paspeuieHiw, ecnM 3tm opraHw He npMHiuiM nocTaHoaneHMä, 

npeAycMaTpMeaKXAMX MCKruoseHMä ms oö^mx np€»Mn. 


IV. 

Die ZolHrontrolle von Ein- und AusfuhrserKfungen der sowje¬ 
tischen Truppen wird von den deutschen Zollbehöfxlen rtach 

Maßgabe der fotgerxien GrurKfsätze durchgeführt: 

a) Die ZolBaxitrolle von mit amtlichen Plomben oder Siegeln 
verschlosseften PackstOcken oder für die Aufnahme von 
Gütern bestimmten Teilen von Beförderurtgsmittekr ist auf die 
Prüfung der amUichen Verschlüsse beschrärtkt Lediglich kn 
Falle der Vertetzurrg eines amtlichen Verschlusses sowie im 
Falle eines Mißbrauchsverdachts wird von den deutsr^ren 
Zollbehörden gemeinsam mit Vertretern der sowjetischen 
Truppen eine Warenkontrolle durchgeführt 

b) Dar Umfang dar PriMUng von nicht amMch varaohlosaanen 
Sandungan und dto Art und Waise Iver DurchfOhrung twatdan 
durch besortdera Vereinbarurtgen zwischen den sowjedschen 
Truppen utxf der deutschen Zollverwattung gere^. Bei 
diesen Vereinbarungen sollen die verschiederten Arten von 
Sertdungen, die Beförderungweise, die besorxfere Arbeits¬ 
weise der Truppen urtd alle artderen wesentiichen Umstärxle 
berücksichtigt werden. 

Oie sov^etischen Truppen können bearttragen, daß die Prü¬ 
fung nicht an der Grenze, sorvlem am Bestimmungsort der 
Sertdurtg oder in seiner Nähe vorgerximmen wird. In einem 
solchen Fall ist die deutsche Zollbehörde berechtigt, die erfor¬ 
derlichen Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, daß die 
Sendung unverändert am Prüfungsort eintrifft. 

c) Serxlungen, die nach von den sowjetischen Tnjppen aus¬ 
gestellten Bescheinigungen militärische Ausrüstungsgegen- 
stärxle oder sortstige Gegenstände enthalten, die aus 
Geheimhaltungsgründen Zugangsbeschränkungen unter¬ 
liegen, werden auf begründeten Antrag der deutschen Zoll¬ 
behörde einer Prüfung unterzogen, die durch dazu besonders 
bestimmte Vertreter der Truppen vorgerxxnmen wird. Das 
Ergebrtis der Prüfung wird der deutschen Zollbehörde mit¬ 
geteilt. 

d) Serxlungen, die Ober einen Militärflugplatz oder durch den 
Post- utxl Frachtdienst der sowjetischen Truppen eirv oder 
ausgeführt werden, unterliegen der Kontrolle durch die sowje¬ 
tischen Truppen. Auf begrürxleten ArXrag wird der deutschen 
Zollbehörde Auskunft Ober das Ergebnis der Zollkontrolle 
gegeben. 

e) Eine Zollkontrolle von Verbärxlen und Einheiten der sowje¬ 
tischen Truppen, die die deutsche Staatsgrenze aus dienst¬ 
lichen Grürxlen überschreiten, firxlet nicht statt, werwi Ort und 
Zeit der GrenzOberschreiturtg der deutschen Zollbehörde vor¬ 
her mitgeteilt werden oder der verantwortliche Offizier neben 
dem Marschbefehl eirte schriftliche Erklärung darüber voriegt, 
daß er die erforderlichen Maßrtahmen getroffen hat um Zu¬ 
widerhandlungen gegen die zoll- und steuerrechtlichen Be- 
stirrvnungen auszuschließen. 


Die Durchführung der Bestirrxnungen des Artikels 16 im einzekien 
wird durch Verwaltungsabkommen mit den deutschen Fmartz- 
behörden geregett, wobei beide Seiten insbesorxiere Grurxfsätze 
festlegen, rtach denen bestimmte Waren den Mitgliedern der 
sowjetischen Truppen sowie deren Familienangehörigen rtur in 
begrenzten Mengen abgegeben werden. 


CrarbM 4 

TaMotxeHHfaiA aocmotp rpysoe, BBOSMimba m BbieosMMbix cobbtc- 
. KMMM BOäcicaMM, ocyutecTaruieTcn repMaHcxMMM TaMOtxeHHbiiiiiM 
opraHauM a cooTBarcTBMM oo cneAyxxAMiM npMHitMnaMM: 

a) TaMotxeHHbifi Korrrponb onnoMÖMpoaaHHbix mtim onenaiBH- 
HMx TpysoB M rpysoafau OToera» TpaHcnopTHbix cpeAcre 
orpaHMMMaaercii npoeepKOfi ooxpaHHOCTM nnoMÖ m cnytxeö- 
Hfaix neHarefl. Tonuro a cnysatix rxtBpetKAeHMa nnoiMÖ khm 
nesareM, a raxtKe npu HaiiMHMM ocHoeaHHä npeAnonaraTb 
BOSMOtKHbie anoynoTpeöneHMH npoeoAMTcn Aoc^tp rpysoe 
repii4aHCKMiMH TaMoxceHHuiMM opranaMM coetiiecTHo c npeA- 
craaMTeiMMM ooeercxMx aoAcx. 

6) Xapatcrap TaMOticaHHoro /yxaaorpa MeonnoMÖHpoaaiB M x 
HTM M e ot xHa T auuh K rpysoe, a Tatotca noptyioK aro ivoea- 
AeHiM perynMpyxrrcM OTAertbHbtMM AoroBopeHHOCTRMM 
MetXAy coeeTCKMMH BoAcxaMM m repMaHCXMiniM TaryKtxreH- 
HbHuiM opraHaiyiM. B stmx AprueopeHHOcrnx yHHTbiBaKrrcrt 
pasnMMHbie sMAbi rpysoe, cnocoöbi mx adctsbkm, ocoöen- 
NOCTM BoAcKoeoA AotttenwrocTM m ApyrM cyutecreeHHbte 
oöcTOfiTenbCTBa. 

CoeeTCKMe aoAcxa Moryr xoAaTaäcTBoaaTb o npoeeAeHMM 
npoBepxM He Ha rpaHtate, a na uecre HasHasoHMfi rpysa mam 
BönMSM OT Hero. B stom cnyMae repuancxMe TaMotxeHHfaie 
opraHbi HMexiT npaeo npeAnpMHMiniaTb HeoöxQAMMwe uepu 
Ann oöecneHeHMfl AOcraexM ero x Mecry npoeepxM b Hens- 

MOHHOM COCTOBHMH. 

b) rpysbi, coAeptxaiAMe b cooTBeTCTBHM c BbiAaHHUMM coeerc- 
KMMM BokcxaiMM AOKyMeHTsiMM BoopytxeHMM, öoenpMnacbi, 
BoeHHyx) TexHMxy, BK/iK>Man TpaHcnopTHbie cpeAcrea, a 
TaKxce MHbie rpysu, Aocryn nocropoHHHX nnit x xoTopeiM 
MCxniOHaeTCH no cooöpaxceHMHM pexrHima cexpeTHOCTH. flpc- 
iMaTpMBaiOTCH no MOTMBHpoeaHHOMy xoABTaMCTBy repuanc- 
KMX TaMOtxeHHbix opraHoe cneLjMartbHO ynonnoMOMeHHUMM 
Ha TO npeACTasMTenstMM coeercxMx bomck. O pesynsTaTax 
AOCMOTpa STMX rpysoB cooöufaeTCfl cooTBeTCTByxxAekiiy rep- 
MaHCKOMy TaiMotKeHHOMy oprany. 

r) rpysbl, BB03H«4bie HAH BblBOSMMbie MCpeS BOeHHbie aspo- 
APOMw, a Taxtxe nocpeAcreoM noMToeoA mah TpaHcnopTHOä 
cnyxcö coeercxMX boAck, noAnetxaT KOHTpOAX) coeeTCKMMM 
BoÄcKaMM. Ho MOTMBMpoBaHHOMy xQAaTaflcTBy cooTsercr- 
ByKxiteMy repMancxoMy TaMosceHHOMy opraHy npeAPcraB- 
AAercn MH«popMaL(Hfl o pesynbTarax npoeeAeHHoä npo- 
BepxM. 

A) TaiiiK»KeHHbrM KOHTpoAb MacTeü H noApasAOAeHMM cobbtc- 
KMX bomck, nepecexaxxAMX repMaHCxyio rocyAapCTBeHHyx} 
rpaHMiiy rra CAytxeöHbiM /nBna»*, He ocyuteCTBAfleTcn npM 
ycAOBMM npeABapHTBAbHoro yBeAOMrteHMA repwaHCKMX 
TaMoxreHHMx opraHoa o Meere m epeueHM nepeoeHeHMn 
rpaHMitbi HAM npeAcraeneHMii crapuiMM KOMartAbi, HapriAy c 
npeAriMcaHHeM, nHCMneHHoro saaBneHMfl o npMHHTMM hba- 
AetKaiAMx Mep no HcxniOMeHMio HapyuieHHM ahshum coctsbom 
T aMoxreHHbix m HaAoroBbix npaBHA. 

CraTbfl 5 

KoHKpeTHbiä rxtpiiAOK aphm oho h m a noAOtKeHMü er. 16 HacTO- 
Autero Aoroeopa onpeABnaercA MetKBeAOMcraeHHbiMM 
corrtauteHMAMM c repMaHCXMMM rpMHaHCOBbWiiM opraHaMM. flpM 
STOM CropoHbi AoroBapMaaxncA o npMHitMnax OTnycxa pAAa 
ToeapoB AMi|aM, axQAAUtMM a oocrae coeercKMX boück, m mao- 
HaM HX ceueä no onpeAeneHHbiM HopuaM. 
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Anlage 4 


üptinoMceHMe No4 


Gegenseitige UnterstQtzung. Rechts- und Verwaitungshiife 

BssMMHoe coAeAcTBMe, npasoeasi noMOu^b m 
corpYAHMHecTBO sammhmctpstmbhmx oprsHOs 


A Allgemeines 
L 

(1) Die zuständigen Behörden und Qerichle der Vertragsparteien 
arbeiten hn Gettungkiereich des Vertrags kl Angelegenheiten 

ihrer Gerichtsbartceit, die mit der befristeten Anwesenheit sowjeti¬ 
scher Truppen im Aufenthaltsgebiet Zusammenhängen, zusam¬ 
men und gewähren sich gegenseitig Verwalturrgs- und Rechts- 
hiKe. 

(2) Rechtshilfe umfaßt insbesortdere die Zustellurtg von Schrift¬ 
stücken, die Ladung von Prozeßparteien, Angeklagten, Zeugen, 
Sachverständigen, die Beschaffurtg utxf Sicherstellung von 
Beweismitteln und sonsüge Handlungen, die zur Klärung eirtes 
Sachverhalts oder zur Durchführung gerichtlicher Verfahren erfor¬ 
derlich sind. 

II. 

(1) Üben die deutschen Gerichte und Behörden die Gerichtsbar¬ 
keit aus, so gewähren ihnen die zuständigen sow^tischen Behör¬ 
den Unterstützung bei Zustellungen. 

(2) Bei Ladungen vor ein deutsches Gericht oder vor eine zustän¬ 
dige deutsche Behörde tragen die zuständigen sowjetischen 
Behörden für das Erscheinen der Persorren Sorge, deren Anwe¬ 
senheit nach deutschem Verfahrensrecht erzwingbar ist 

(3) Werden vor einem sowjetischen Gericht oder einer zustän¬ 
digen sowjetischen Behörde Zeugen, Sachverständige oder 
andere Persorten benötigt, deren Amvesenheit rtach sowjeti¬ 
schem Verfahrensrechterforderich M, so tragen die zuständig 
deutschen Gerichte und Behörden nach Maßgabe des innerstaat¬ 
lichen Rechts für das Erscheirten dieser Persorten Sorge. 

III. 

(1) Oie Rechte und Pflichten der Zeugen, Sachverständigen, 
Verletzten und anderer Personen bestimmen sich nach dem 
Recht der Vertragspartei, vor deren Gerichten oder zuständigen 
Behörden sie erscheirten. 

(2) Die Gerichte und zuständigen Behörden haben darüber hinaus 
die Rechte zu berücksichtigen, welche Zeugen, Sachverständige, 
Verletzte und andere Personen vor den deutschen oder sowjeti¬ 
schen Gerichten oder Behörden haben würden. 

IV. 

Ergibt sich im Veriauf eines Zivil-, Straf- oder anderen Verfahrens 
einschließlich einer Vernehmung, daß ein Amtsgeheimnis eirter 
der Vertragsparteien oder beider oder eine Information, die der 
Sicherheit einer der Vertragsparteien oder beider schaden würde, 
preisgegeben werden könnte, so holt das Gericht oder die 


A OöutHe nonoNceHKn 

Ctitwi I 

L KoiMWTeHTHue opraHU n vfpid Aon)eapMBaiOiMKxcii CropoH 
ocyutecTB/intoT corpyAHMMecreo e oii>epe /teücTBMe Hacronutero 
Aoroeopa e noAne)«(autHX hx «opmcahkmhh eonpocax, censaHHux 
c BpeMeHHUM npeöbiBaHMeiut coeeTCKMX bomck Ha reppHTopHM 
HX npeÖMBaHHH, m oöecnesHBaioT BsaHWHyio aAMHHHcrpaTHBHyto 
M rpaeoeyio noMoutb. 

2. rtpaBoeas tKMMUtb BKntOHaer e oeön, e MacTHOCTM, BpyneHHe 
o4>Mi|Ma/ibHbrx AOKyMeHTOB, Bbiaoe b cyA ysacTHHKOB npoiiecca, 
oösHHfieMbrx, CBivieTeneA, srrcrtepToe, nonyHeHMe m ooxpaHe- 
HMe BeutecTBeHHbtx AOKasaTenecTB m Apyme AeHCTBHB, Heoö- 
xoAHMbie pf\n ycraHOBneHHfl oöcrosTenbCTB A^na hhh a^h 
ocyutecTBncHHfl cyAonpoHSBOAcrea. 

CTaTbB 2 

1. Ecnn lopHCAHKAMn ocyutecTBnneTCsi rep*«aHCKHii«M cyAaMM h 
opraHaMH, to KOMnereHTHbre coseTCKMe opraHU OKasuBaroT mm 
coAeMCTBMe npn BpyseHMM AOKyMenroB. 

2. npM Bbtsoae B repMaHCXMM cyA hoh b KOMneTeHTHUH rep- 
MaHCKMk opraH KOMtieTeHTHbie coBercKHe opraHU öyAyr 
coAekCTBoeaTb nexe iiMAa, npHcyrcrBMe Koroporo oönaa- 
TenbHO B cooTBeTCTBMH c repMBHCKMM npoMeccya/ibHbTM npa- 

BOM. 

3. B cnysae HeoöxQAMMOCTM bokm b coBercKMü cyA hoh Apyroü 
KOMnereHTHbiM opraH cervtereneü, SKcnepToe mom ppirw. hmi;, 
npMcyrcTBMe KOTopaa TpeöyeTcn b oooTBercTBMM c coeercrcMM 
npoiteocyanbHbiM aaKOHCAarenbCTBOM, KOMnereHTHbie rep- 
MaHCKMe opraHU m cyAu cornacHO Hopuau BHyrpMrocyAapcr- 
BOHHoro npaBa CQAekcTByioT nsKe aohhux nnif. 

CTam>ii 3 

1. npaaa h oössaHHocTM CBHAeTeneü, aKcneproe, norepnesujHx 
M APyrHx nHA onpeAenmoTCsr saKOHOAaTenbCTBOM toü Aoroea- 
pHBaKxitekoi CropoHU, nepoA cyAauH nnH APyruMH KOMnereHT- 
HUMM opraHaMH Koropok ohh npeAcraiOT. 

2. CyAU M KOMnereHTHue opranu oönsaHU, KpoMe toto, yvMTu- 
BSTb npaea, KOTopue csMAerenH, sKcnepru, noTepneeiUHe h 
A pyme nntja MMe/iH 6u b repMancKMX muh ooeeTCKMX cyAax h/im 
opraHax. 

CraTbK 4 

Ecoh b xoAe rpaxrAaHCKoro, yronoBHoro itnH mhoto npoqecca, 
BKniOMan AO^pocu, MoirceT öbrn» pasrnauieHa cnyrKeÖHaH rakHa 
qahoA MnH oöeMx AoroBapMBaioutMXCfi CropoH h/im MH<tx>p- 
MauMH, rmocoöHan HaHecTM yutepö mx öesonacHOCTM, to cyA nnn 
cooTBeTCTByKXUMM OpraH Aonx(HU cnanana nony^HTb nncbMeH- 
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Behörde vorher die schriftliche Einwiliigung der betroffenen 
Behörde dazu ein, ob das Amtsgeheimnis oder die Information 
zum Gegenstand der öffentlichen Verhandlung gemacht werden 
darf. Erhebt die zustärxfige Behörde hiergegen Einwendungen, so 
schließt das Gericht oder die zustärKiige Behörde die Öffentlich¬ 
keit aus und trifft alle in Kver Kompetenz stehenden Maßnahmen 
zur VerhOturvg der Preisgabe des Amtsgeheimnisses oder der 
Information. Hierdurch dOrfen die verfassungsmäßigen Rechte 
einer Verfahrenspartei nicht verletzt werden. 

V. 

(1) Jede Vertragspartei notifiziert der anderen Vertragspartei beim 
Austausch der Ratifycationsurkunden, weiche Behörden für die 
Entgegennahme uxf Obermlttlung von Ersuchen um Unterstüt¬ 
zung uTKf Verwaltungs- urtd Rechtshilfe und sonstigen rtach rSe- 
sem Vertrag vorgesehenen Mitteilungen zuständig sirtd. 

(2) Jede Vertragspartei notifiziert der anderen Vertragspartei 
unverzOgfich Änderungen der zust&vligen Behörden kn Sinrw 
von Absatz 1. 


(3) MekHingsverschiedenhsitan über die Gerichtsbarkeit urxl die 
Pflicht zur gegenseitigan UnterslQtzung und Zusatnrttenarbeit 
werden von der GemtocMan Deutsch-Sowjetischen Kommission 
rtach Artikel 2S dieses Vertrags behantfelL 

VI. 

(1) Die deutschen urxt sowjetischen Gerichte und zuständigen 
Behörden bedienen sich kn Verkehr untereirtander der deutschen 
oder russischen Sprache. 

(2) Beim Austausch der Ratifikationsurfcunden erklären die Ver¬ 
tragsparteien, welchen Ersuchen und Unterlagen bei deren Über¬ 
mittlung eine Übersetzung in die deutsche rxler russische Spra¬ 
che beizufügen ist. 

VII. 

Für die Erledigung von Ersuchen werden Gebühren und Auslagen 
nicht erhoben. Oie ersuchte Vertragspartei ist jedoch berechtigt, 
von der ersucherxlen Vertragspartei die Erstattung von Auslagen 
zu verlartgen, die dadurch entstanden sind, daß an Zeugen, 
Sachverständige oder Dolmetscher nach den innerstaatlichen 
Vorschriften der ersuchten Vertragspartei Entschädigungen 
gezahlt worden sind. 


B. Rechtshilfe in Zbrlt- und Venvaltungsiechtssachen 


vm. 

(1) Eine Klageschrift oder eine artdere Schrift oder gerichtliche 
Verfügung, die ein nicht-strafrechtliches Verfahren vor einem 
deutschen Gericht oder einer rleutschen Behörde ekileitst fördert 
oder abschließt, wird Mitgliedem der sowjetischen Truppen urxl 
ihren PamilierTangehörigen über eine zuständige sOMijetische 
Behörde im Sinne von V. Absatz 1 zugesteHL 

(2) Die zuständige sowjetische Behörde bestätigt unverzüglich 
den Eingang jedes Zustelurtgsersuchens, das ihr von einem 
deutschen Gericht oder einer deutschen Behörde übermittelt wird. 

Oie Zustellung ist bewirf wenn das zuzustellende Schriftstück 
dem ZusteHungsempfäiiger von der zustärxligen sowjetischen 
Behörde Obergeben ist Das deutsche Gericht oder die rleutsche 
Behörde erhält unverzOgfich eine Bestätigung über die vollzogene 
Zustellung. 


Hoe cornacMe Toro KOMnereHTHoro opraua, Koroporo aio Kaca- 
eTcn, Ha tot cmot, woMreT nu cnyjKeÖHan TaäHa moh uHcpop- 
waitHR craTb npeAMeTorm rnacHoro paaöMpaTenbcraa. Ecnn 
3TOT KOMneTeHTHbiä opraH öy/teT eospsuKaTb, to cyA mtih yno- 
MRHyTbiä cooTBeTcrayrautHH KOwneTeHTHMk opraH MCKntosaiOT 
rnacHOCTb npoiiecca h npMMyr ace eosMoxorbie fvwi hhx Mepu no 
npeAOTBpauteHMio pasrnauieHMti cnyiiceÖHok TakHu unu mh(|x)p- 
uattHM. ripM STOW rcoHCTWTyitMOHHbie npaaa ysacrsyioutMx a npo- 
Mocce CTopoH He Aororarbi öfatTb yuteMneHfai. 

CrsTui 5 

t. Rptr oÖMeHe paTMdtMKaitHOHHbMM rpaMrxraMH Ao*'OBapHaaio- 
utHecs CropoHW HoraiMr oooöuiaror Apyr Apyry, a KOMnereHitMio 
KSKMX opraHOB axpAHT nonyMeHire m nepe/tasa npoci>6 o 
cOASficraMM, aAMMHHcirpaTMaHoA m npaaoeoA noMoutu. a Taroice 
HHoä MHd)opMai|MM a cooraercTaMM c HacromitMM AoroaopoM. 

2. Ka)rtAäfl AorosäPM8aioutanc«i CropoHa HesaMeAnttreribHo 
cooöutaeT hotoü APyroA AotOBapneaiouteiicii CropoHe o acex 
H3MeHeKMRX a nepeHHe stmx KOMnererrTHbor opraHoe oornacHo 
n. t HacTORuieä CraTbM. 

3. PasHornactm no noaoAy lopMCAMKit^ H oöflsaTenfacra, Kacaio- 
utMxcs aaaMiiHoro coAeAcraMn m corpyAiefHacTaa, paocnrarpM- 
aaroTca CmsummhoA taptaaHO-coaercNoA KOMnocMeA a ooot- 
BeTCTBMM CO CT. 25 HacTOMitero P/oroeopa. 

Crarbs 6 

1. repuaHCKMe m coeeTCKMe cyAbi m KOMoeTeHTHbie opraHbi 
McnonbsyioT a CHOujeHimx Mejigty coÖoA Heii«ei)KMM hhu pyccrcuM 

R3blK. 

2. ripH OÖMeHe paTVKtMKaiiMOHHMMM rpaMoraMH AoroaapMBato- 
lAMer») CropoHu sanannioT o tom, k KaKMM npocböaM m AOKyueH- 
TaM npM HX nepeAane AorixceH npanaraTbCR ne|>eBOA Ha Heueit- 
KHH HflH pyCCKKÜ R3blK. 

CraTbs 7 

npM BbrnonHeHMM npocbö o6 oxasaHMH ntJaaoBoü noMotitH 
cöopbi H npoHseeAeHHue pacxpAM ue aanMaiOTcn h ne KouneH- 
CHpyioTCR. Oahsko /^roaapMaaiouiasrcR Cropona, KOTopan oxa- 
SbiaaeT npaeoByio noMouib, enpaae noTpeöoeaTb ot AoroBapn- 
BaKXiteäCR CTopoHW, xoTopas oöpautaercsr sa npaaoBoü 
noMOUtbto, BOSMetAeHMH pacxoAOB, boshhkujhx a pesynbTaTe 
BbinnaTfai BOSHarpaxtAOHMn caMAOTermM, SKcnepraM mph nepe- 
BOAMHKaM B COOTBeTCTBMM C HOpMBMH BHyrpeHHerO aaKOHQAa- 
TenbCTBa tom JQoroBapHBaiouteiicR CropoHbi, KOTopan oxasbi- 
BaeT npaeoByio rwMoiAb. 


B. npaBOBaa noNwouib no rpojttAaHCKMM m 
aAMMHMCTpaniaHbiM AttfOM 

Crarbii 8 

1. kICKOBoe HTiM HHoe aasB/ieHHe mhm pacrxjpruKeHHe cyAa, Aäio- 
utee ocHOBaHMe ppft nasana, npoAoroKeHHS hjim OKOHsaHH» 
HeyrortOBHbix Aon a repMaHCXMX cyAax mom APyux xoMneTeHT- 
Hbix opranax, AocTaanneTcn niataM, axoASUtHM a cocraa 
coaeTcrorx aoäcrr, m MneHau mx ceMeä Hepes KOMneTeHTHwe 
coeeTCKHe opraHU a cMbicne n. I er. 5 Hacronutero flpM- 
noxreHMR. 

2. KoMneTeHTHue ooBercKMe opranu HesaMeAnMrenbHO hoat- 
aepxtAaioT nonyMOHMe npoetÄn o apyseHMM AOKyM^Hra. 
HanpaaneHHoro repMancKMM cyAOM nnH APyru** xoMneTeHTHbiM 
opraHOM. 

OdJHMManbHoe apyMeHMe AOxyMeHra csHTaeTcn coctorujmmcr, 
ecrot OH nepeAäH aApecaty KOMnereHTHhM coeerctcMM opra- 
HOM. repMaHCiore cyAU mtim Apynre KOMnereHTHbie opraHu 
HesaMeAnMrenbHO nonynaioT pacnMciry, noAraepxrAaKxuyio 
BpyweHMe AoxyMeHTa. 
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(3) Hat das deutsche Gericht oder die deutsche Behörde binnen 
21 Tagen, gerechnet vom Ausstellungsdatum der Eingangsbestä¬ 
tigung durch die zuständige sowjetische Behörde an, weder eine 
Bestätigung über die votlzogene Zustellung nach Absatz 2 noch 
eine Mitteilung darüber erhalten, daB die Zustellurtg riicht erfolgen 
korwite, so übermittelt das deutsche Gericht oder die deutsche 
Behörde der zuständigen sowjetischen Behörde eine wettere 
Ausfertigung des Zustellungseisuchens mit der Ankündigung, daB 
sieben Tage nach Eirtgang bei ihr (fie ZusUHtung als bewktd gilb 
Mit Ablauf der Frist von sieben Tagen glt die Zustellung als 
bewirkt, wenn nicht die zuständige sowjetische Behörde vor 
Ablauf der Fristen mitteilt, daB sie die Zustefking nicht durchführen 
konnte. Oie zuständige sowjetischa Behörde kann Frlstvettänge- 
rung beantragen. 


(4) Die deutschen Gerichte und Behörden können Zustelluttgen 
an Mitglieder der sowjetischen Truppen und an Famiiiertangehö- 
rige nicht durch öffentliche Zustellung bewirken. 

(5) Für die Zustellung von Verwaltungsbescheiden urtd anderen 
Schriftstücken des Verfahterts bei eirter Verwatturtgsbehötde gel¬ 
ten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 

IX 

Sind Mitglieder der sowjetischen Truppen oder deren Familien- 
artgehötlge vorübergehend aus begründetem AnlaB in nicht-straf¬ 
rechtlichen Verfahren, an denen sie beteWgl sind, am Erscheinen 
verhindert, so dürfen ihnen hieraus keine Nachteile entstehen. 


X. 

(1) Rechtskräftige Entscheidungen deutscher Gerichte und 
Behörden in nicht-strafrechtlichen Verfahren, die gegen Mitglieder 
der sowjetischen Truppen oder deren Familienangehörige erge¬ 
hen, werden von den sowjetischen Behörden anerkannt und 
vollstreckt. Die Anerkennung und Vollstreckung kann nur ver¬ 
weigert werden, wenn 

a) es sich um eine Versäumnisentscheidung hartdelt und den 
Betroffenen nicht in der gesetzlich vorgesehenen Weise recht¬ 
liches Gehör gewährt worden ist oder 

b) die Entscheidung im Widerspruch zu einer zuvor von sowjeti¬ 
schen Gerichten oder Behörden erlassenen rechtskräftigen 
Entscheidung steht. 

(2) Entscheidung im Sinne von Absatz 1 ist jede von eirtem 
deutschen Gericht oder einer deutschen Behörde erlassene Ent¬ 
scheidung in einer ntcht-strafrechtlichen Angelegertheit ohne 
Rücksicht auf ihre Bezeichnurtg wie Urteil, BeschluB oder 
Bescheid einschließlich des in einem Strafverfahren ausgespro¬ 
chenen Schadensersatzes. 

XI. 

(1) Oie Vollstreckung rechtskräftiger Entscheidungen in nicht¬ 
strafrechtlichen Verfahren deutscher Gerichts und Behörden er¬ 
folgt nach deutschem Recht, soweit rtachfolgend nichts artderes 
bestimmt ist. 


(2) Die zuständigen sowjetischen Behörden gewähren bei der 
Vollstreckung rechtskräftig Entscheidungen in nicht-strafrecht¬ 
lichen Verfahren deutscher Gerichte urxi Behörden jegliche 
Unterstützung. 

(3) Bei der Zwangsvollstreckung einer rechtskräftigen Entschei¬ 
dung in nicht-strafrechtlichen Verfahren kann eine Haft gegen 
Mitglieder der sowjetischen Truppen oder deren Familienarrgehö¬ 
rige von deutschen Gerichten und Behörden nicht angeordnet 
werden. 


3. Ecnn repMaHCKnä cyA h/ih APyroä KOMnereHTHbiä opran e 

TeseMne 21 ah« nocne nonyHSHtw or KOMnereHTHbix coeeTCKMX 
opraHoe noA'TBeprKAnHMn nocTynneHMfl npocbÖM o erryMeHHM 
AOKyMerrra He nonyMar hm pacnncKM o tom, wto öbino ocyiAecre- 
neHo BpyneHHe AOKyMenra aApecary e cooTeeTcreMM c n. 2, hm 
cooöuteHMfl 0 TO*«. HTO APKyMdHT BpyMMTb He yAanocb, to rep- 
MaHCKMM cyA m/im Apy*^ icotineTeHTHbtfl rep«4aHCKMit opraH 
rxx^famaioT KO*iineTeHTHOMy c oooT C K OMy opraHy NotiMio aroA 
npocböM o BpyMetem c MSOomo iii w M o rot«, «rro 

AaHHbtA APKyMeHT OyAOT cmnarbca apyMeirHUM Mepes oe««i 
AHefl nocne ero nocrynneHMn a icoikineTeHTMiiiA cobstckmA 
opraH. rio MCTeneHMM oe*4M ahoA apysoHMe APKyMfiHxa CMMra- 
ercn cocTonauMMCM, ecnM KOWieTeHTHhiA ooeercKHA opraH ao 
MCTSMeHMii sToro cporca hs oooöuiwr. hto fi/aHHoe agyneHMe 
rpoMsaecTM ne yAanoct». KotmaTaHTHbie ooeecTKMe opranu 
Moryr xoABTaAcTBoeaTb o npcAneHMM cporca apyMeHMsi ppKy- 
uexTa. 

4. rep««aHCKMe cyAM mam APyrMe icoeineTeHTHbie opraHbr ne 
»«oryT npoMaaoAMTa apyssHMe AOxyMOHToe HMi^aM, axoAnupt»« b 
cocras coeeTcicMX boAck. M MneHSM MX cenieA nyreM nyönMHHoro 
onoBeu)eHMn. 

5. BpyHeHirte petusHMA m fltVTM npoMeocyanbHbix AO*<yMeHTOB 
aAMMHMCTpaTMBHbix opiaHOB ocyiitscTahMTcn oornacHo tm. 1-4 
HacToniAeA CrarbM. 

CraTbfi 9 

B cny^ae, ecnM nniia, BxoAnu^Me b cocraB coaercKMx bomck, 
ifinM HneHU MX ce««eA no yBaxcMTenbHbiM npMMMiiaM Bpe*«eHHO He 
Mt«e«oT BO3*«ox(H0CTM npHcyrcTBOBarb npM paccMorpemiM Heyro-, 
nosHbix fion, cropoHoA b Koropbix ohm nanmcrrcn. fifw hmx He 
Aonxoro BoaHMKBTb MSrsa sroro orpMüarrenbHiiix nocneACTBMM. 

CraTbn H) 

1. ScrtynMBUJMe b saKOHHyio cMny peureHMn repMaHctcMx cyAoa m 
ApyrMX KOMnereHTHbix opranoe no HeyronOBHWM pem*» He b 
nonbsy nnn, bxoahiamx b coctbb coeeTCKMx boAck, m/im MneHOB 
MX ceueA npMSHaioTcn m Hcrv^nHeioTCH cobstckhmm opranaMM. B 
npHSHaHMM M MCrX 3 / 1 HeHMM MOXCer ÖblTb OTKaSanO /IMUlb B TOM 

cnyMae, ecnri: 

а) peMb HABT o saoHHOM peiueHMM cyAa, npMneM yMacTMMKy 
npouecca He öbina npsAOCTaBnena eosMoiKHOCTb BbiCKa- 
aaTbCH nepeA cyAO»* b npeAyc*«OTpeHHoA saKOHOM (bopMe, 
OMÖO 

б) perueHMe npoTMBopeHMT npMHBTOMy pairee M BCTynMBUie*«y B 
saKOHHyio CMny peiueHMio coeerrxcMx cyAoe ^m APyrvix opra- 

HOB. 

2. PeiueHMeM b cMwcne n. I nenneTcn nioöoe npMHnroe repMaHC- 
KMM CyAOM MnM APy^M KCMneTSHTHfalM OPTBHOM peuiBHMe no 
HeyronoBHOMy /ipny HesasMCMwo ot toto, HassaHo nM oiro npn- 
roBopoM, rxrcraHOBneHMeM MnM paciKipMxceHMeM, BicniCMaM 
onpeAeneHMe o BOSMeuieHMM yuiepöa, BbirreoeHHoe rx> yronoe- 

HOMy Aeny. 

Ctstmi 11 

1. klcnonHeHMe BciyriMBuiHX b aaKOHHyiocMny peuieHMM, npMHMTbix 
repMaHCKMMM cyAaMM m APyrMMM KO*«neTeHTHb«MM opranaMM r» 
HeyronoBHbiM A^naM, npOMseoAMTcn a cxxiTBeTCTaMM c rep- 
McurcKMM saKOHOAaTenbCTBOM, ecnM HMxce He npsAycMOTpeno 
MHoe. 

2. KoMnereHTHbie coeercKMe opraHbi npM McnonHeHMM ecrynMB- 
UJMX 8 saicoHHyio CMny peuieHMA, npMHMTbix r8p*«aHcicMMM cyASMM 
M APyrMMH KOMneTeHTHi>it«M opraHaiM no HoyronoeKbiM AShaM, 
OKaaueaiOT rxJcneAHMM Bc^mecicoe coAeAcrsMe. 

3. /Inqa, BxoAMUfHe b cocraB coeercKMx boAck, m MneHU mx 
ceueA He »«oryT 6bm> Barrrbi rxvi crpaxcy no tKxrraHOBneHMio 
repMaHCKHX cyAoe m APyrMX KOMnereHTHbix opraHoe, npn- 
HflTO««y no HeyronoBHOMy Aany, fipn npMHyAMrenbHoro Mcnon- 
HeHMB BCTynMBiuero b saKOHHyio CMny peiueHMH. 
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(4) Ist die Vollstreckung eines vollstreckbaren Titels in nicht¬ 
strafrechtlichen Verfahren deutscher Gerichte und Behörden 
innerhalb einer den sowjetischen Truppen zugewiesenen Liegen¬ 
schaft durchzuführen, so wird sie durch den deutschen Vollstrek- 
kungsbeamten im Beisein eines Vertreters der zuständigen 
sowjetischen Behörden vollzogen. 

(5) Bezüge eines Mitglieds der sowjetischen Truppen unterfegen 
mir insoweit der Pfändung auf Anordnung eines deutschen 
Gerichts oder einer deutschen Behörde, als das sowjetische 
Recht dies gestattet 

(6) Soll aus einer rechtskräftigen Entscheidung deutscher 
Gerichte oder Behörden wegen einer Forderung eirtes Orfiten 
gegen eine Person vollstreckt werderr, der iverseits ein Artspruch 
gegen die Verwaltung der sowjetischen Truppen aus Lieferungen 
oder sonstigen Leistungen zustehL so überweist die Verwatturtg 
der sowjetischen Truppen auf Ersuchen eines VoOstreckurtgsor- 
gans den entsprechenden Betrag an die Gerichtskasse. Die Über¬ 
weisung befreit <fe Verwaltung der sowjetischen Truppen kt Höhe 
des überwiesenen Betrags von ihrer Verpflichturtg gegenüber 
dieser Person. 


C. Rechtshilfe in Strafsachen 
Xil. 

Die zuständigen deutschen UKi sowjetischen Behörden unterrich¬ 
ten sich gegenseitig unverzüglich über Vtrten bekanmgewordatte 
strafbare Handlungen und Ordnungswidrigkeiten, bei denen der 
Verdacht bestehL daB sie von einem Mitglied der sowjetischen 
Trupipen oder einem Familienangehörigen im Gebiet der Bundes¬ 
republik OeutschlarKl begangen worden sind. Sie teilen zugleich 
mit, ob sie beabsichtigen, die Strafgerichtsbarkeit auszuüben. Die 
zuständige deutsche oder sowjetische Behörde, die die Gerichts¬ 
barkeit ausübt, unterrichtet die zuständige Behörde der anderen 
Vertragspartei über die von ihr getroffenen Maßnahmen, Ort und 
Zeit einer Hauptverhandlung sowie über Stand und Ergebnis des 
Verfahrens. 


XIIL 

Oie zuständigen deutschen und sowjetischen Gerichte uixf 
Behörden unterstützen sich bei der Durchführung aller erforder¬ 
lichen Ermittlungen in Strafsachen und bei Ordnungswidrigkeiten 
sowie bei der Beschaffung von Beweismitteln einschließlich der 
Beschlagnahme und der Aushändigung von Gegenständen, tfe 
mit einer strafbaren Handlung oder Ordnungswidrigkeit bn 
Zusammenhang stehert. Sie unterstützen sich ferner gegenseitig 
bei der Festnahme und Übergabe von Personen an Gerichte urxf 
Behörden, die die Gerichtsbarkeit nach Artiksl Iß dieses Vertrags 
ausüben. 

XIV. 

(1) Verfahrenshandlungen innerhalb der den sowjetischen Trup¬ 
pen zugewiesenen Liegenschaflen im Sinne des Artikels 1 Nr. 6 
dieses Vertrags oder in bezug auf Postsendurrgen, die von sowje¬ 
tischen Militäreinheiten übersandt oder empfangen werden, kön- 
r>en die zuständigen deutschen Behörden mit Einverständnis der 
zuständigen sowjetischen Behörden vornehmen. 

(2) Auf Ersuchen der zuständigen deutschen Behörden werden in 
A^tz 1 genarvite HarxHungen von den sowjetischen zustärxf- 
gen Behörden im Wege der Verwattungs- und Rechtshilfe vorge- 
rKxnmen. 

(3) Die Verhaftung eines Mitglieds der sowjetischen Truppen oder 
eines Familierrangehörigen nimmt innerhalb der den sowjetischen 
Truppen zugewiesenen Liegenschaflen der Mitttärstaatsanwatt 
der sowjetischen Tnippen auf Grund eines Beschlusses eines 


4. Ecjih HcrxviHeHHe BCTynttBiuero e aaKOHuyio cttny peuieHMs 
repMSHCKHX cyAOB m Apyrtoc KOMneTeHTHbor oprauoB, npMHrtToro 
no HeyronoBHOMy pieny, npoMseoAHTca b npeAenax BMAeneH- 
Horo coeecTCKMM BoäcKaM oÖMKTa HeAstuKMMoro HwyiAecTBa, 
TO OHO ocyutecTBnneTcn repMaHCKiwi cyAeÖHUM HcmnHMre/ieM 

B tXMKyTCTBMM npeApTaBMTenn KOMrtereHTHbix cobbtckhx opra- 
Hoe. 

5. HanoMceHMe apecra no päcnoproKaHMO repuaHckoro cyAa HOM 
Apyntx KOMneraHTHbix opraHoa Ha A<>)kVV>< mija, anjAButero B 
cocras ooeercKMX boRck, Aonycnwio iwuib b toA uepe, b icaKoR 
3TO npdAycMarpMBaBTCfi ooBercKmi saKOHQAaTe/ibCTBOM. 

6. B cnyHae HeoOxoARMOCTM npoKSBecnt NcnonHeHNe BcrynMB- 
uiero B saKOHHy» cnny peuieHMH repMaHCKMx cyAoa hum APyn« 
opraHoa no npeTeHSMUM TperbMX aha k AMity, Koropoe co csoeR 
CTOpOHbl MMeOT TpeöOBaKMe K aAMHHMCrpaAMH OOBerCKMX 
boRck no nocraBKau mam mhum ycAyraw, aAMMHMcrpaAMrt 
coBercxMx boRck no npocböe opraHa, kOTopoMy nopyseno 
MctxMiHeHMe petueHMA cyAa. nepeMMCAner cooTBercrByioiityio 
cyimy cyAy. Tarcoe nepesMcneHMe yweHbuiaer TpeöoaaHMe 
3Toro AMua K aAMHHMcrpaAMM coBercKMX boRck Ha nepeHHcneH- 
Hyio cyMiuiy. 


B. npaaoBafl noMOUfb b yroAOBHbix A^riax 
CraTbfl 12 

KoMneTBHTHfaie repMaHcraie m ooeeTcxiie opranfai HesaMeAnn- 
TeniaHO MHipopMMpyiOT ApyT APyta o craBiuMx mm MSsecTHbiMM 
HaKasyoMb« abahmhx m HapyuieHMAX oöutecTBeHHoro nopnAKS- 
ecAM MMeeTCA noAoapeHMe. mto ohm coaepuieHbi AMttaMM, bxo- 
Aaiammm b cocras coeercKMX boRck, mam HnenayH mx ceueR 
Ha TeppMTopMM (beAepaTHBHOH PecnyönMKM repuaHHM. 3 tm 
opranbi cooöuiaioT raiOKe, HauepeHbi am ohm ocyiAecTBAnrb 
yroAOBHyio k>pmcahki4mio. KoMnereHTHbiM repMancKHM kam 
coBerCKMM opran, KoropuR ocyu^ecTBAAer ropMCAMKipno, HHrpop- 
MMpyer KOMnereHTHbiR opraH APyroR AoroeapMBaiotAeRcn Cro- 
poHu o npHHATbix MM Mepsx, MecTS M BpoMeHM cyAOÖHoro pa3- 
öMparenbCTBa, a raioKe o coctoahmm m pesyAbrare paccMO- 
rpeHMA Aona. 

CrarbA 13 

KoMnereHTHbie repMaucKMe m coeercKMe cyAbi m opraHw OKasu- 
BaiOT APyr APyry coAsRcTBMe npM npoBOA^HM Bcex hsoöxoam- 
Mbix paccASAOBaHMR no yrcAOBHUM AenaM m HapyuieHMAM 
oöutecTBeHHoro rxtpAAKa, a raiOKe npM c6<^ APKasareAbCTB, 
BKAioMaA MSbATMe M nepsAaHy BeutecTeeHHUx AOKaaareAbCTB, 
MMemitMX OTHouieHMe k HaKaayeiwMy a8hhmio mam HapytueHMio 
oöuiecTBeHHoro nopAAKa. Ohm orcasbiBaiOT Apyr APyry coAdfkrr' 
BMe Tamce npM saAdP^taHMM m BbtAaMB aha cyABM m opranaM, 
OCyUteCTBAAKMAMM lOpMCAMKMMIO B OOOTBOTCTBMM CO CT. 18 HaCTO- 
Autero AoroBopa. 

CrarbA 14 

1. flpoMeccyanbHbie AeRcTBMA b npeABAax BbiAeAeHHbix coeerc- 

KMM BORCKSM OÖbeKTOB HBABMXCMMOrO MMyU(eCTBa B CMbICAe n. 
6 CT. I HacTDAutero ffproeopa kam b OTHOtuoHMM nonroBbix 
ompaBneHMR, nepecbuiaeMbix m nonyHaeMbix cobstckhmh 
BOMHCKMMM MacTAMM, KOMnereHTHbiB repMaHCKMB BAacTM Moryr 
coeepujaTb c oorAacMA KOMnereHTHbix cobstckmx opraHoa. 

2. rio npocböe KOMnereHTHbix repMaHCKMx anacreR aoRctbma, 
ynoMAHyibie b n. I HacroAtAeR CraibM, npoMSBoAnrcA KOMne- 
reHTHbMM coBercKMMM opraHaMM b nopAAKe OKasaHHA sammha- 
crpaTMBHoR M ttpaBoeoR rxMMupi. 

3. Apecr AMiia, expAAUfero b oocraB cobbtckmx bomck, rah 
MABHa ero ceMbM b npoAeAax BbtAeneHHbix cobbtckhm boRcksm 
oöberaoe HeABMxoiMoro MMyutecTBa npoMSBOAHT BoeHHbiR npo- 
Kypop coeercKMX boRck Ha ocHOBaHMM peiueHMA repMancKoro 
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deutschen Richters oder einer Anordnung des Staatsanwalts vor; 
der Haftbefehl muß Angaben zum Sachverhalt enthalten. 

(4) Die zuständigen deutschen Behörden unterrichten die zustän¬ 
digen sowjetischen Behörden in allen anderen Fällen unverzüg¬ 
lich von der Festnahme eines Mitglieds der sowjetischen Truppen 
oder eines Familienangehöcigen. 

XV. 

ErhaHen die zustäfxligen sowjetischen Behörden Kennträs von 
einer Straftat, die sich gegen die im Aufenthattsgebiet befindfichen 
sowjetischen Truppen, gegen ihre Mitglieder oder gegen deren 
Familienangehöri^ richtet und die von einer Person begangen 
wurde, die nicht zu dem genannten Persortenkreis gehört, so 

a) setzen sie die zuständigen deutschen Behörden unverzüglich 
hiervon in Kenntnis; 

b) unternehmen sie am Tatort bis zum Eintreffen eirtes Vertreters 
der zuständigen deutschen Behörden die erforderlichen 
Schritte, um die Spuren urtd Beweise der Straftat zu sichern 
und erforderlichenfalls die Person, welche die Straftat began¬ 
gen hat, festzusteüen; 

c) kOntten sie den Verdächtigen festhaNen, sofern er am Tatort 
ertappt twurde, Ftuchtgefahr besteht urvf sich kein Vertreter 
der zustärKfigen deutschen Behörden am Ort befirrdet; die 
festgehalterre Person wird der zuständigen deutschen 
Behörde unverzüglich übergeben. 

XVL 

(1) Üben die deutschen Behörden Strafgerichtsbarkeit über ein 
Mitglied der sowjetischen Truppen oder einen Familienangehöri¬ 
gen aus, so hat ein Vertreter der zustärxfigen sowjetischen 
Behörde das Recht, bei der Hauptverhandlung anwesend zu sein. 
Auf Ersuchen der zuständigen sowjetischen Behörde hat ihr Ver¬ 
treter das Recht, Verfahrensunterlagen einzusehen sowie bei 
Vernehmungen oder anderen Verfahrenshandlungen anwesend 
zu sein, wenn die deutschen Verfahrensvorschriften dies gestat¬ 
ten. 

(2) Ist der Beschuldigte auf freiem Fuß, so ergreifen die zuständi¬ 
gen sowjetischen Behörden alle möglichen Maßnahmen, um sein 
Erscheinen auf Vorladung der zuständigen deutschen Behörden 
sicherzustellen. 

(3) Auf Antrag oder mit Einverständnis des Beschuldigten kann 
das Gericht nach Maßgabe des deutschen Strafverfahrensrechts 
einen sowjetischen Rechtsanwalt als Verteidiger zulassen. 

(4) Üben die zuständigen sowjetischen Behörden die Strafge¬ 
richtsbarkeit über ein Mitglied der sowjetischen Truppen oder 
eirren Familienangehörigen aus, so hat der zuständige deutsche 
Staatsanwalt oder ein Vertreter der deutschen Behörden das 
Recht, bei der Hauptverhandlurtg anwesend zu sein, wenn sich 
die Straftat nicht ausschließlich gegen die sowjetischen Truppen, 
ihre Mitglieder oder deren Familienarrgehörige richtet. In diesen 
Fällen hat der zuständige deutsche Staatsanwalt oder ein Vertre¬ 
ter der deutschen Behörden das Recht, Verfahrensunterlagen 
einzusehen sowie bei Vernehmungen und anderen Verfahrens¬ 
handlungen anwesend zu sein, wenn die sowjetischen Verfah¬ 
rensvorschriften dies gestatten. 

XVII. 

(1) In den Fällen, in denen deutsche Behörden die Gerichtsbarkeit 
ausüben, steht der Gewahrsam an einem Mitglied der sowjeti¬ 
schen Truppen oder eirrem Familienangehörigen den deutschen 
Behörden zu. In den Fällen, in denen die sowjetischen Behörden 
die Gerichtsbarkeit ausüben, steht der Gewahrsam diesen Behör¬ 
den zu. 

(2) BeHndet sich ein Mitglied der sowjetischen Truppen oder ein 
Familienangehöriger in Untersuchungs- oder Strafhaft, so gestat- 


cyAbM ww nocTaHoaneHMri npoKypopa; k nocraHOB/ieHMio o6 
apecTe npunaraeicn MsnojKeHMe oöCTOjrrenbCTB npecry- 
nneHHn. 

4. KoMnereHTHbie repMaHCKne enacTM HesaMe/vnMTenbHo 
MHdxDpMMpytoT KOMnereHTHbie coaecTKtie opraHU o ecex Apymx 
cnyMSMX saAepMtaHMfl /iMit, BXQAnufMx b -oocraB ooeeTCKMX 
BoÄcK, lUTM HneHOe HX CBMeä. 

Ctstm 15 

EcnM KOMnereHTHbiM coeeTCKMM opraHaM craHoeMTCH MseecTHO 
o HaKasyeMOM a^ahmm, HanpaaneHHOM npOTMB ooboctkmx 
boAck, HaxoARUfMxcn hb TeppirropMH hx npeöfatBaHMH, run;, 
BXQAHUp« B MX COCraB, M/IM M/IBHOe MX OBMBA M COeepUiBHHOM 
/IMI40M, HB OTHOCMU^MMCa K BbUIBynOMflHyTbM fIMUaM, TO 3TM 

coBBTCKMB opraHbi: 

а) öesoTJiaraTenbHO MsaetitaioT oö 3tom KOMtiBTBHTHbiB rBp- 
MaHCKMB opraHbi; 

б) fip MOMBHTa npMöfamm npBACTaBt<TB/»i KOMnoTBHTHbix rep- 
MancKMX BiiacreM npBAnpMHMMaioT Ha mbctb npBcryn/iBHHn 
HBOÖxoAMMbie luarM c iienb» coxpaHBHMfl c/tBAOB m Aoxasa- 
TB/HaCTB npBCTynneHMM, a no wepa HBo6xdA*tMOCTM - m ycra- 
hobubhmh coBBpuiMBUiero ero JiMMa; 

B) Moryr saAepxonii noiAoapeBaBMoro. BCHM OH öbui sacTMmyr 
Ha MBCTB npecTynnBHMM m cyuiecreyBr onaCHOCTb BfO 
noöera, a na Meere hbt npeAcraeMTenn KOMneTBHTHb« rep- 
MaHCKMx Bnacreä; saABpxcaHHoe nntjo ÖeaoT/iaraTenbHO 
nepeAaeTCM KOMneTeHTHbiM repMaHCKMM enacrnM. 

CraTbfl 16 

1. Ec/tM repMaHCKMB opraHU ocyu(ecTB/WK>T yronoBHyio iopM(vv*K- 
l^MIO B OTHOUieHMH riMM. BXOAHUtMX B COCTaB COBBTCKMX BOACK, 
M/IM HneHOB MX ceueA, to npeAcraeMrenb KOMnereHTHux 
COBBTCKMX opraHOB MMecT npaBo npMcyrcTBOBaTb Ha cyfleöHOM 
pasöMpaTenbCTBe. flo xoflaTaMcrey KOMnereHTHWx coeercKMx 
opraHOB MX npeflCTaBMTenb MMeer npaeo SHaKOMMTbcn c Mare- 
pManaMM ppna, npMcyrcTBOBaTb Ha Aonpoeax m/ih APynx 
cneflCTBeHHwx fleMCTBMnx, ec/iM sto flonycKaercH repMaHCKMMM 
npot/eccya/ibHbiMM HopuaMM. 

2 . EC/ 1 M OÖBMHBBMblM HB apeCTOBaH, TO KOMOeTeHTHbie COBeTC- 
KMe opraHbi npMHMMaioT bcb bosmo/khub Mepu oöecne- 
HeHMB ero bbkm rx> Bbiaoey KOMneTeHTHux repMBHCKMx BnacreA. 

3. rio npocböe mhm c cor/iacMn oÖBMHneMoro cy/t b cootbbtct- 
BMM c repMaHCKMM yronoBHO-nponeccyanbHbiM npaeoM mokct 

flOnycTMTb B KaMecTBB saiuMTHMKa coBeTCKoro a/^BOKaTa. 

4. Ec/im KOMneTeHTHbie coeoTCKMe opraHu ocyufecTB/wiiOT yro- 
noBHyio npMCAMKüMio b OTHOUfeHMM /iM4, BxÖAMUfMx B oocraB 

COBBTCKMX BOACK, M/IM M/IBHOB MX CBMBA, TO KOMnBTBHTHblM 
repMancKMA npoxypop nnn npeACraeMTB/ib repMaHCKMX B/ia- 
ctbA mmbbt npaeo npMcyrcTBOBaTb Ha cyABÖHOM paaÖMpa- 
TB/tfaCTBB, ecoM HaKasyBMOB fleflHMe HB Hanpae/iBHo MCKnioMM- 
TBnbHO npOTMB COBBTCKMX BOMCK, /IMl^, BXOAMUtMX B HX COCTaB, 
MriM M/ieHOB MX cBMeA. B 3TMX c/iyHaHx KOMnereHTHbiM repMaHc- 
kmA npoKypop MnM npeflcrasMTenb repMaHCKMX BnacreA MMeer 
npaeo SHaKOMMTbcn c MarepMa/iaMM ^ena m npHcyrcTBOBarb Ha 
Aonpoeax m ppiTWK cneACTBeHHbix AoAcTBHnx, ecnH 3 to Aonyc- 
KaercB coeercKHMM npotfeccyanbHbiMM HopMaMM. 

CrarbM 17 

1. B TBx cnysaflx,-Korfla lopMCflMKitMio ocymecrenjiioT repMaHCKMe 
opraHU, coAep>KaHMe noA crpa/KeA /imi^ bxoa/uamx b coctbb 

COBBTCKMX BOMCK, M/IM M/lBHOe MX CBMBA BXOAMT B KOMneTeHL(MIO 

repMaHCKMX opraHOB. B cnyManx, KorAa iopmcahkamio ocyuiecTB- 
nnioT coBercKMe opraHu, coAepxcaHMe noA crpaxceA bxoamt b mx 
KOM nereHUMio. 

2. Echm /iMLta, BXOAHutMe b cocrae cosercKMx boAck, khm H/ieHbi 
HX cbmbA HaxoABTCB rwA crpa/KeA b cbhsm c paccncAoeaHMeM 
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ten die deutschen Behörden auf Ersuchen eirrem Vertreter der 
sowjetischen Behörden den Besuch, sofern die Verfahrensvor- 
schriften dies zulassen. 


XVIII. 

(1) Urteile und Entscheidungen, welche von deutschen Gerichten 
utkI anderen zustörxfigen deutschen Behörden In Verfahren, die 
in die deutsche Geiichtsbailwtt fallen, gegen ein Mitglied der 
sowjetischen Tnippen oder deren Familienangehörige erlassen 
wurden, werden von deutschen Behörden voOstrecfct: die sowjeti¬ 
schen Behörden sind verpflichtet, hiertiei behflflich zu sein. Irtäie- 
socxlere sind bn Falle der Hechtekraft eines auf Freiheitaentzug 
ohne Bewfthrung iauterxien UrteBs die sowjetischen Behörden 
verpflichtet, den Verurteilten festzunehmen utvf Bm den zustörtdi- 
gen deutschen Behörden zu Obergeben. 

(2) Mitglieder der so^^tischen Truppen oder rleren Familiertan- 
gehörige, die von einem deutschen Gericht zu einer Freiheits¬ 
strafe ohne Bewahrung verurteilt worden »rvf, dürfen das Gebiet 
der BurKfesrepublik Deutschland vor VerbOßurtg der Strafe nicht 
verfassen. 

(3) Auf Ersuchen oder mit BnversttrKMs der zusttraSgen sowjeti¬ 
schen Behörden und unter der Voraussetzung, daB der rechts¬ 
kräftig Verurteilte zu Protokoll eines Richters zustimmt, kann (fie 
zustärKfige deutsche Behörde die Voilstreckurtg eirrer rechtskräfti¬ 
gen Freiheitsstrafe, die ein deutsches Gericht gegen ein Mitglied 
der sowjetischen Truppen oder deren Familiertangehörige ver¬ 
hängt hat, den sowjetischen Behörden entsprecherxf den geftert- 
den Bestimmungen Ober die Vottstreckurrgshilfe in strafrechtfi- 
chen Angel^enhetten mit dem Auslartd Überträgen. Oie Eiruel- 
heiten der Übertragung der Vollstreckurrg werden durch Notert- 
wechsel vereinbart. 


(4) Strafurteile von sowjetischen Gerichten werden im Aufenf- 
haltsgebiet nicht vollstreckt. Dies gilt nicht für Strafurteile, in 
denen eine Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten verhängt wurde. 


Aena vinu otöbieaioT HaKasauvie e DMureHMn ceoöoAbi, to 
repuaHCKvie opraHw no zoASTaOcrey ooaeTCKHX opraHoe paape- 
luaiOT MX npeACTaBMTenK) rxx^euteHMe yKasaHHbix riMq npM ycno- 
BMM, HTo 3T0 AOfiycKaeTcn npoueccyaribHbiMM HopuaMM. 

CraTwi 18 

1. npMToeopfai M nocraHoeneHMM, BbiHeoeHHfaie rep««aHCKMiM 
cyfißum H ApyrMMM KotanereHTHfanrH repuaHCKMiMi oprairaMM no 
AenaM o iMitax, axoAriupix B oocraa ooeercKMX boAck, M M/ierrax 
MX ceweA, OTMocw mw Mat k repMaHciroM npMCAMiatMM, noAnexrar 
MCfUJvraHMio rspMaHcxMMM opraHauM, npHseu ooaercKMe 
orpaMii AOrixoru ooABücTBoaaTb sroMy. B «racTHocTM, a criynae 
BcrytuiSHMfi a aaMOHHyio CMTiy npMTOBopa o nMuiBHMM caoOcAu 
öea npw Mouou M« ycnoBHoro ocyxvieHMft coBercKMe opraHu 
Aomortrf saAepxrarb ocyxcAäMHoro m nepeAaTb ero 8 pacrx)- 
pttxceHMe KortineTeHTHfatx reprMHCKMX BnacreA. 

2. iluua, BxoABUtMe b cocras cobbtckmx boAck, m/tm >4neHM mx 
ceMBM, ocyxtABHHfaie repMBHCKMMM cyAawM k /uuiieHMto csoöOAbi 
öes npMii«eHeHM«i ycnoBHoro ocystAeHMs, He enpaee noKMHyrb 
TeppMTopMio OeA^ps'nrBHoA Pecnyö/iMKM fepuaHMM ao OTöbann 
HaicaaaHMn. 

3. no npOCbÖB MIM C COriiaCMS lOMineTBHTHfalX COBBTCXMX opra- 
HOB, a Taroica npM yc n oaiai sanpoiOKOiwpoeaHHoro cyAfaefl 
cornacMn ocyxtAONHoro KoranereHTHfaie reptnaHCKMe BnacTM 
Moryr b cooTBercreMM c AeüCTByKXAMMM b OTHouieHMH 3apyöe>K- 
Hbix rrx^AspcTB npasM/iaMM o rxxnKXAM b McmnHeHHM rrpuro- 
BopOB no yronoBHbiM ABnau nepeAaTb coeeTCKMM oprauaM 
Mcrx>nHeHMe BcrynHeumx b aatcofiHyio CMiiy npuroeopoB o ruriue- 

HMM CBOÖOAbl, BbIHeCeHHbtX repWaHCKMMM CyASMM B OTHOlUeHMM 

BxrJAMAMx b cxxrraB coBeTctcMx bomck, m/im nneHOB hx 
ceweM. 

KoHKpeTHbiM rx>paAOK nepeAaHM HcnoriHeHMn npMroBopoB 
cornacyeTCB nyreM oöMeHa HoraMM. 

4. flpMroBopbi coeeTCKMx cyAoe no yronoBHbiM Aenau He noAne- 
xraT HcnonHeHMio na reppHTOpHM npeöbiBaHiiB coeeTCKMx boPick. 
3T0 He OTHOCMTCfl K HpHrOBOpaM O nHOieHMH CBOÖOAbl CpOKOM AO 
Tf>ex MecHueB. 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 12. April 1989 
zur Änderung des Abkommens vom 1. Juni 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen 
und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt 


Vom 21. Dezember 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 12. April 1989 Unterzeichneten Abkom¬ 
men zur Änderung des Abkommens vom 1. Juni 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Errichtung 
nebeneinandertiegender Grenzabfertigungsstellen urvi die 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt 
(BGBl. 1962 II S. 877) wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Artikel 1 des Abkommens ist anzuwenden auf die Steu¬ 
ern, die für die am oder nach dem 1. Januar 1985 begin- 


nerxfen Veranlagungszeiträume erhoben.werden. Soweit 
das Abkommen fOr die Zeit vor seirtem Inkrafttreten anzu¬ 
wenden ist, sind bereits ergangene Steuerfestsetzungen 
au^heben oder zu findem. Die Festsetzungsfrtst endet 

insoweit nicht vor Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 3 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 21. Dezember 1990 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Finanzen 
Th. Waigel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 

Der Bundesminister des Innern 
Schäuble 
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Abkommen 

zur Änderung des Abkommens vom 1. Juni 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
uixi der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen 
und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt 


Die Bundesrepubiat Oautschland 
und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft - 

in der Absicht die in dem Abkommen vom 1. Juni 1961 zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über dia Errichlung nabanainandariiagonder 
Grenzabfertig ung s et elen und dto Orenzafafsrtigung in Vatfcahrs- 
mttleln wflhrend dar Fahrt vorgeaa h ene Bastauarung dar Zol- 
deldaranten den varflndertan Bedürfnissen anzupassen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Artikel 22 des Abkommens erhftlt folgerxie Fassung: 

.(1) Personen, die in einem der beiden Staaten wohnen, kürmen 
bei den nebeneinanderfiegerxlen Greruabfertigungsstelien beider 
Staaten alle die Grenzabfertigung betreffenden Tätigkeiten ohr« 
besondere Bewilligurtg vornehmen. Sie sind von den Behörden 
des anderen Staates gleichberechtigt mit dessen Angehörigen zu 
behandeln. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Personen, die diese Tätigkeiten 
gewerbsmäßig ausüben. Die so ausgeübten Tätigkeiten und 
bewirkten Leistungen werden für die Umsatzsteuer als aus¬ 
schließlich in dem Staat ausgeübt oder bewirkt angesehen, dem 
die Crenzabfertigungsstelle angehörl. 

(3) Die von Personen aus dem Nachbarstaat bei dessen Grenz¬ 
abfertigungsstelle gewerbsmäßig ausgeübten Tätigkeiten werden 
für die Erhebung der direkten Steuern (Steuern vom Einkommen 
urKf Vermögen usw.) urkf für die Anwerxlung des zwischen den 
beiden Vertragsparteien geschlossenen Abkommens zur Vermei- 


dur>g der Doppettiesteuerurvg auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen als ausschReßlich im Nachbar¬ 
staat ausgeObt angesehen. 

(4) Die in Absatz 2 genannten Personen können für die dort 
aufgeführten Tätigkeiten gleichermaßen deutsches wie schweize¬ 
risches Personal beschäftigen. 

(5) Für den GrenzüberMt und den Auferfthaft der bl den vorste¬ 
henden Abettzen genanrften Personen bn Gebietsstaat gellen 
dessen allgemeine Bestbnm u ngen. Die danach möglichen 
Erieichterungen sind zu gewähren. Unterfiegt Ihre Tätigkeit, 
sofern sie diese als Auslärxler im Gebietsstaat ausüben, einer 
Bewilligungspflicht, so ist die Bewilligurtg von den zuständigen 
Behörden zu erteilen, und zwar unentgeltlich.* 

Artikel 2 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern rücht die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem 
Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations¬ 
urkunden werden so bald wie möglich in Bern ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats • 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieses Abkorrwnen tritt außer Kraft, wenn das Abkommen 
vom 1. Juni 1961 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Errichtung 
nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen und die Grenz- 
abfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt außer Kraft tritt. 


Geschehen zu Bonn am 12. AprH 1989 in zwei Urschriften. 
Für die Bundesrepublik DeutschlarKf 


Frhr. v. Stein 
Walter Schmutzer 


Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
A. Hohl 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
zur Erleichterung des internationalen Seeverkehrs 

Vom 16. November 1990 

Das Übereinkommen vom 9. April 1965 zur Erleichte¬ 
rung des Internationalen Seeverkehrs (BGBl. 1967II 
S. 2434; 1971II S. 1377:1978II S. 1445; 1983II S. 576; 
198411 8.938; 198611 8.1141; 198911 8.70) ist nach 
seinem Artikel XI für 

Portugal am 6. Oktober 1990 

In Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 20. August 1990 (BGBl. II8.877). 


Bonn, den 16. November 1990 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Patentzusammenarbeitsvertrages 
Vom 20. November 1990 

Der Patentzusammenarbeitsvertrag vom 19. Juni 1970 
(BGBl. 1976II 8. 649, 664; 1984 II 8. 799, 975) wird nach 
seinem Artikel 63 Abs. 2 für 

Polen am 25. Dezember 1990 

in Kraft treten. 

Polen hat bet der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde 
eine Erklärung nach Artikel 64 Abs. 2 Buchstabe a Ziffern i 
und ii des Patentzusammenarbeitsvertrages abgegeben. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 14. September 1990 (BGBl. 11 
S. 1346). 


Bonn, den 20. November 1990 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 
des Sitzstaatabkommens 

zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und der Europäischen Organisation 
für die Nutzung von meteorologischen Satelliten 
(EUMETSAT) 

Vom 26. November 1990 

In Bonn ist am 7. Juni 1989 ein Sitzstaatabkommen 
zwischen der Regierung der Burvlesrepublik Deutschland 
und der Europäischen Organisation für die Nutzung von 
meteorologischan Satelliten (EUMETSAT) mK Sitz in 
Darmstadt unterzeichnet worden. Das Abkommen ist nach 
seinem Artikel 16 

am 5. November 1990 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 26. November 1990 

Der Bundesminister für Verkehr 
Im Auftrag 
Jungblut 
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Sit 2 staatabkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der 

Europäischen Organisation für die Nutzung 
von meteorologischen Satelliten (EUMETSAT) 

Headquarters Agreement 

between the Government of the Federal Republic of Germany 
and the European Organi^tion for the Exploitation 
of Meteorological Satellites (EUMETSAT) 

Accord de siege 

entre le Gouvernement de la Räpublique föderale d’Allemagne 
et I'Organisation europöenne pour l’exploitation 
de satellites mötöoroiogiques (EUMETSAT) 


Die Regierung 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Europäische Organisation 
fOr cRe Nutzung 

von meteorologischen Satelliten - 

gestützt auf das Übereinkommen vom 
24. Mai 1983 zur Gründung einer Europäi¬ 
schen Organisation für die Nutzung von 
meteorologischen Satelliten (EUMETSAT), 

gestützt auf Artikel 19 des Protokolls vom 
1. Dezember 1986 über die Vorrechte und 
Immunitäten der Europäischen Organisa¬ 
tion für die Nutzung von meteorologischen 
Satelliten (EUMETSAT), 

im Hinblick darauf, daß die Organisation 
gemäß dem Beschluß des Rates vom 
19. Juni 1986 ihren Sitz in Darmstadt hat - 


sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

' Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen haben die nach¬ 
stehenden Ausdrücke folgende Bedeutung: 

a) .Übereinkommen“ bezeichnet das 
Übereinkommen vom 24. Mai 1983 über 
die Errichtung einer Europäischen 
Organisation für die Nutzung von 
meteorologischen Satelliten (EUMET¬ 
SAT); 

b) .Protokoll“ bezeichnet das Protokoll 
vom 1. Dezember 1986 über die Vor¬ 
rechte und Immunitäten der Europäi¬ 
schen Organisation für die Nutzung von 
meteorologischen Satelliten (EUMET¬ 
SAT): 

c) .Regierung" bezeichnet die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland; 


The Government 

of the Federal Republic of Germany 
and 

the European Organisation 
for the Exploitation 
of Meteorological Satellites 

Having regard to the Convention of 
24 May 1983 on the Establishment of a 
European Organisation for the Exploitation 
of Meteorological Satellites (EUMETSAT), 

having regard to Artido 19 of the Protocol 
of 1 December 1986 on the Privileges and 
Immunities of the European Organisation 
for the Exploitation of Meteorological SateT 
lites (EUMETSAT). 

in consideration of the Organisation, in 
accordance with the dedsion of the Coundl 
of 19 June 1986, having its Headquarters in 
Darmstadt, 

have agreed as foHows; 

Articte 1 
Oefinitkins 

In this Agreement: 

a) “Convention" means the Convention of 
24 May 1983 on the Establishment of a 
Euroftean Organisation for the Exploita¬ 
tion of Meteorological Satellites 
(EUMETSAT): 

b) “Protocd" means the Protocol of 1 De¬ 
cember 1986 on the Privileges and Im¬ 
munities of the Europetui Organisation 
for the Exploitation of Meteorological 
Satellites (EUMETSAT): 

c) “Government“ means the Government 
of the Federal Republic of Germany; 


Le Gouvernement 

de la Räpublique fädärale d'Allemagne 
et 

rOiganisation europäerme 
pour i'exploitation 
de satellites mätäorologiques, 

vu la Convention du 24 mai 1983 portant 
cräation düne Organisation europäenne 
pour I'exploitation de satellites mäteorologi- 
ques (EUMETSAT), 

vu l’article 19 du Protocole du 1” däcem- 
bre 1986 relatif aux priviläges et immunitäs 
de rOrganisation europäenne pour l'explpi- 
tation de satellites mätäorologiques 
(EUMETSAT), 

considärant que l’Organisation, confor- 
mäment ä la Resolution du Oxtseil en date 
du 19 juin 1986, a son siäge ä Darmstadt, 


sont convenus de ce qui suit: 


ArtkHe 1 
DMnitions 

Aux fins du präsent Accord: 

a) le terme «Convention» däsigne la 
Convention du 24 mai 1983 portant 
cräation d'une Orgeuiisation euro- 
päenne pour I'exploitation de satellKes 
mätäorologiques (EUMETSAT); 

b) le temne «Protocole» däsigne le Proto¬ 
cole du l* däcembre 1986 relatif aux 
Privileges et immunitäs de l'Organisa- 
Uon europäenne pour I’exploitation de 
satellites mätäotologiques (EU¬ 
METSAT): 

c) le terme «Gouvernement» däsigne le 
Gouvernement de la Räpublique fädä- 
rale d'Allemagne; 
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d) hEUMETSAT“ bezeichnet die Europäi¬ 
sche Organisation für die Nutzung von 
meteorologischen Satelliten; 

e) .deutsche Staatsangehörige“ bezeich¬ 
net Personen, die Deutsche kn Sinne 
des Grundgesetzes für die Bundesrepu- 

- blik DeutscNand sind; 

f) .amtliche TfttigkeHen* bezeichnet alle 
von der EUMETSAT zur Erraichurtg 
ihrer in Artikel 2 des Übereinkommens 
festgelegten Ziele ausgeObten Tätigkei¬ 
ten einschüeBlich ihrer Verwalturtgs- 
tätigkeiL 

Artikel 2 
SHz 

Der Sitz der EUMETSAT ist Darmstadt. 

Artikel 3 

Unvertetzllchkelt der RäumOchkelten 

(1) Die Räumlichkeiten der EUMETSAT 
sind unverletzlich. 

(2) Die Räumlichkeiten sind das Gebäude 
und Teile des Gebäudes, das von der 
EUMETSAT zur Ausübung ihrer amtlichen 
Tätigkeiten genutzt wird. 

(3) Die Lage der Räumfichkeiten ergibt 
sich aus dem diesem Dokument beigefüg¬ 
ten Plan.*) Änderurtgen dieses Plarts kön¬ 
nen im Einvernehmen zwischen der Regie¬ 
rung und der EUMETSAT vorgenommen 
werden, 

(4) Die Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland dürfen die Räumlichkeiten nur 
mit Zustimmung des Direktors der EUMET¬ 
SAT betreten. Bei einem Feuer oder einem 
anderen Unglück, das sofortige Schutzmaß¬ 
nahmen erfordert, gilt die Zustimmung als 
erteilt. 

(5) Dieser Artikel schließt förmliche 
Zustellurrgen nicht aus. 

Artikel 4 

Haftung für Schäden 

(1) Die EUMETSAT ist rtach Maßgabe 
des innerstaatlichen deutschen Rechts und 
nach Maßgabe des Artikels 8 des Überein¬ 
kommens für die Rechtsverletzungen und 
Schäden haftbar, die auf ihre Tätigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland zurückzu¬ 
führen sind. 

(2) Die EUMETSAT haftet nach Maßgabe 
des innerstaatlichen deutschen Rechts in 
bezug auf die in Artikel 3 genannten Räum¬ 
lichkeiten für alle Risiken - auch gegertüber 
dem Eigentümer -, die Obflcherweise vom 
Eigentümer getragen werden. Soweit Drit¬ 
ten Schäden entstehen, stellt die EUMET¬ 
SAT den Eigentümer von Schadensersatz- 
ansprOchen frei. 

Artikel 5 

HaftpfUchtversIcherung 

(1) Die EUMETSAT unterhält eine Ver- 
sichenjng, durch die ihre in Artikel 4 be- 


d) “EUMETSAT“ means the European Or¬ 
ganisation for the Exploitation of 
Meteorological Satellites; 

e) “German natkxials* means persons 
who are Germar» in tenns of the defini- 
tion set forth in the Basic Law of the 
Federal RepubSc of Geimany; 

f) *Officiai acIMties* means al acUvities 
carried out by EUMETSAT in pursuartoe 
of its objedhres as defined in Arlicle 2 of 
the Convention, induding Hs admMstra- 
tive activHies. 

Artlcle2 

Headquarters 

EUMETSAT has Hs Headquarters in 
Darmstadt. 

Artlcle3 

Inviolabillty of Rremlses 

(1) The pramises of EUMETSAT shal be 
kiviolable. 

(2) The premises shall be the buildirtg and 
parts of the building occupied by EUMET¬ 
SAT for the Performance of Hs offidal ac- 
tivilies. 

(3) The sHuatnn of the pramises is shown 
in the plan attached to Ihis document. 
This plan may be modHied by mutual 
agreement between the Government and 
EUMETSAT. 

(4) The authorities of the Federal Repub- 
lic of Germany may enter the premises only 
with the consent of the Director of EUMET¬ 
SAT. In case of ftre or any other disaster 
requiring prompt protective measures, such 
consent shall be assumed. 

(5) This Article shall not predude Service 
of l^al process. 

Article 4 

Liability for Damage 

(1) In accordance wHh German national 
law and in accordarK:8 wHh Article 8 of the 
Convention, EUMETSAT shall be Kable for 
any vioiations of law and any damage or 
injury arising from Hs activHies in the Feder¬ 
al Republic of Germany. 

(2) In accordance with German national 
law. EUMETSAT shall be liable for all risks - 
also towards the proprietor - in respect of 
the premises mentioned Hi Articie 3, which 
are normally bome by the proprietor. 
EUMETSAT shall hold the proprietor free 
from any Claims for compensation or 
damages arisHig from damage HKurred by 
third parties. 

ArticieS 

Uabiltty Insurance 

(1) EUMETSAT shall cany Insurance suf- 
ficient to cover Hs liability under Article 4. 


d) le ferme-EUMETSAT» däsigne rOrga- 
nisation europöenne pour l’exploitation 
de satellites mötäorologiques; 

e) l'expression -ressortissant allemand» 
dösigne les personnes qui sont alle- 
mandes au sens döfini par la Loi fonda- 
mentale de la Räpublique fädärale 
d'Ailemagne; 

f) l'expression «acthritäs officietles» dö- 
signe toutes les activHäs menäes par 
EUMETSAT pour atteindre ses objectifs 
tels qu'ils sont däfinis dans Tartide 2 de 
la Convention, et oomprerxl ses acti¬ 
vHäs administratives. 

Article 2 
Siäge 

Le siäge d'EUMETSAT est sHuä ä 
Darmstadt. 

Article 3 

Inviolabilitä des locaux 

(1) Les locaux d'EUMETSAT sont inviola- 
bles. 

(2) Les locaux comprennent le bätimenf 
et les parties du bätiment utilisäs par EU¬ 
METSAT dans l'exerdce de ses activitäs 
offidelles. 

(3) La sHuation des locaux est indiquäe 
sur le plan joint au präsent document. Des 
modifications peuvent ätre apportäes ä ce 
plan d'un commun accord entre le Gouver¬ 
nement et EUMETSAT. 

(4) Les autoritäs de la Räpublique fedä- 
rale d Allemagne ne sont autorisäes ä pene- 
trer dans les locaux qu'avec l'autorisation 
du Directeur d’EUMETSAT. En cas d’incen- 
die ou de toute autre catastrophe exigeant 
des mesures de protection immädiates, 
cette autorisalion est presumee acquise. 

(5) Rien dans cet article n'exclura la signi- 
Tication de piäces judiciaires. 

Article 4 

Responsabilitä en matiere de dommages 

(1) Conformäment ä la lägislation alle- 
mande et ä Tartide 8 de la Convention, 
EUMETSAT est responsable de tout prä- 
judice ou dommage räsuttant de ses acti¬ 
vHäs en Räpublique fädärale d'Ailemagne. 


(2) Conformäment ä la lägislation alle- 
mande, EUMETSAT est responsable, en ce 
qui conceme les locaux mentionnäs ä Tarti- 
de 3, de tous les risques normalement sup¬ 
portäs par le propriätaire, et ce ägalement 
vis-ä-vis de ce demier. EUMETSAT garantit 
le propriätaire contre toute demarxle d'in- 
demnisation au tHre de tout dommage 
causä ä un tiers. 

Article S 

Assurance responsabilitä 

(1) EUMETSAT souscrit une assurance 
süffisante pour couvrir sa responsabilitä en 


*) Von der Veröfl^ictiung des tMvd abgesehen 
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zeichnete Haftung gedeckt wird. Diese Ver¬ 
sicherung wird mit einer nach deutschem 
Recht zugelassenen Versicherungsgesell¬ 
schaft abgeschlossen. 

(2) Oie Bestimmungen des Versiche¬ 
rungsvertrags werden nach Konsultation 
mit der Regierung festgelegL 

(3) Der Versicherungsvertrag hat vorzu- 
seheit, daß Jede nicht zum Personal der 
EUMETSAT gehörertde Person, die eine 
Rechtsverietztmg oder einen Schaden erlei¬ 
det, für welche die EUMETSAT haftbar ist, 
ihre Ansprüche unmittelbar gegen den Ver¬ 
sicherer gelterxf machen Icarvt 

Artikel 6 

Befreiung von Steuern 

(1) Direkte Steuern im Sintte des Arti¬ 
kels 5 Absatz 1 des Protokolls sirxl alle 
Steuern, die vom Bund, einem Land oder 
einer anderen Gebietskbrperschaft direkt 
erhoben werden. Direkte Steuern sM ins¬ 
besondere die 

a) Einkommensteuer (Körperschaftsteuer) 


b) Gewerbesteuer 

c) Vermöger«teuer 

d) Grundsteuer. 

(2) Die EUMETSAT ist aufgruixl des Arti¬ 
kels 5 des Protokolls auch von der Gnjnd- 
erwerbsleuer befreit. 

(3) Die für die EUMETSAT zugelassenen 
Kraftfahrzeuge werden auf Antrag von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit. 


Artikel 7 

Erstattung von Steuern 

(1) In Anwendung des Artikels 5 Absatz 2 
des Protokolis erstattet das Bundesamt für 
Finanzen aus dem Aufkommen der Um¬ 
satzsteuer auf Antrag die der EUMETSAT 
von artderen Unternehmern gesondert in 
Rechiuirtg gestellte Umsatzsteuer für deren 
Lieferungen urtd sonstige Leistungen an die 
EUMETSAT, wenn diese Umsätze aus¬ 
schließlich für die amtlichen Tätigkeiten der 
EUMETSAT bestimmt sind. Voraussetzung 
isL daß der für diese Umsätze geschuldete 
Steuerbetrag im Einzelfafl 50,- Deutsche 
Mark übersteigt urtd von der EUMETSAT an 
die Unternehmer bezahlt worden ist. Min¬ 
dert sich der erstattete Steuerbetrag nach¬ 
träglich, so unterrichtet die EUMETSAT das 
Bundesamt für Finanzen hiervon und zahlt 
den Minderungsbetrag zurück. 


(2) In Anwendung des Artikels 5 Absatz 2 
des Protokolls erstattet das Bundesamt für 
Rnaruen auf Antrag der EUMETSAT ferner 
die im Preis enthaltene Mineralölsteuer für 
Benzin, Dieselkraftstoff und Heizöl, wenn 
der Steuerbetrag im Einzelfall 50,- Deut¬ 
sche Mark übersteigt. 


Such Insurance contract shall be concluded 
with an Insurance Company Kcensed under 
German law. 

(2) The terms of the Insurance contract 
shall be determined alter cortsultation with 
the GovemmenL 

(3) The ktsurance contract shall provide 
thal any person who Is rxit a EUMETSAT 
Staff member arvf who suffers damage or 
ir^ury, for which EUMETSAT is iable, shall 
be entitied to daim damages directly from 
the kisurer. 


Articie 6 

Exemptlon from Tax 

(1) Fdr the purpose of Artide 5, Para¬ 
graph 1, of the Protocol, “dired taxes" shall 
embrace all taxes levied diredly by the Fed¬ 
eral GoverTwnent, by a ‘Land’ or any other 
'Gebielskiötpersdtaft' (regkxtal or local au- 
fhortty). kl particular. ‘direct taxes* shall 
kicfude: 

a) “Einkommensteuer" (“Körperschaft¬ 
steuer') (income tax/corporation tax) 

b) “Gewerbesteuer“ (trade tax) 

c) “Vermögensteuer“ (property tax) 

d) “Grundsteuer“ (land tax). 

(2) On the basis of Articie 5 of the Pro¬ 
tocol, EUMETSAT shall also be exempt 
from “GrundenArerbsteuer" (land transfer 
duty). 

(3) Vehicles registered in the name of 
EUMETSAT Shall be exempt from motor 
vehicle tax on application. 


Articie 7 
Befund of Taxes 

(1) Pursuant to Artide 5, Paragraph 2, of 
the Profocd, the Federal Rnance Office 
shall, upon request, refund to EUMETSAT 
out ol revenue from turnover tax, tumover 
tax separately invoiced to EUMETSAT by 
other entrepreneurs in respect of supplies of 
goods and Services performed by them, if 
such transadlons are interxled exdusively 
for the offidal activities of EUMETSAT. 
Such refund shall be made only if the 
amount of tax due for such transactions 
exceeds DM 50 in each individual case and 
has been paid by EUMETSAT to the entre¬ 
preneurs. If the amount of tax refunded is 
subsequentiy reduced, EUMETSAT shall 
notify the Federal Finance Office and repay 
the amount of the redudion. 


(2) Pursuant to Artide 5, paragraph 2, of 
fhe Protocol, the Federal Ftnance Office 
shall also, at the request of EUMETSAT, 
refund mineral oil tax induded in prices, on 
petrol, diesel fuel and heating oil, if the 
amount of tax due exceeds DM 50 in each 
individual case. 


vertu de l'article 4. Le contrat d'assurance 
est souscrit aupräs düne compagnie d'as¬ 
surance agrääe conformämeni ä la lägisla- 
tion allemande. 

(2) Les conditions du contrat d'assurarx^e 
sont fixäes apr^ corxrertation avec le Gou- 
vememenL 

(3) Le contrat d'assurance prävoit que 
loute personne ne faisant pas partie du 
persorinel d'EUMETSAT qui sublt un präju- 
dioe ou un dommage dont EUMETSAT est 
responsable est en droit de demander des 
dornmages et intöräts directement ä l'assu- 
reur. 

Articie 6 

Exonäratkm d’lmpöts 

(1) Aux fins de l’article 5, paragraphe 1 du 
Protocole, les impöts directs sont tous les 
impöts präleväs directement au niveau fä- 
däral, par un «Larxl» ou par une autre «Ge- 
bietskörperschaft» (ooOeclivitä territoriale). 
Las hnpöls directs sont en partioulier 

a) «Einkommensteuer- (Körperschaft¬ 
steuer) (impöt sur le revenu/impöt sur 
les societäs), 

b) «Gewerbesteuer» (impAt oommerdal), 

c) «Vermögensteuer- fimpöt sur la for- 
tune), 

d) «Grundsteuer» (impöt foncier). 

(2) Aux termes de l'article 5 du Protocole, 
EUMETSAT est ägalement exonäräe de la 
«Gnjnderwerbsteuer» (impöt sur l'acquisi- 
tion immobiliäre). 

(3) Sur demande, les vähicules ä moteur 
immatriculäs pour EUMETSAT seront ex- 
onäräs de la «Kraftfahrzeugsteuer- (impöt 
sur les vähicules ä moteur). 

Articie 7 

Remboursement d'impöts 

(1) En applicafion de l'article 5, para¬ 
graphe 2 du Protocole, TOffice fädäral des 
ftnances rembourse ä EUMETSAT, sur de¬ 
mande, par prälävement sur le produit de 
l'impöt sur le Chiffre d'cdfakes, le montant de 
l’impöt qui hji a ätä facturä ä part par d'au- 
tres Chefs d'entreprise pour les marchart- 
dises qu'ils lui ortt fivräes et les autres pres- 
tations qu'ils lui ont foumies, ä condition 
toutefois que ces transactions aient ätä 
effectuäes exclusivement pour kii permettre 
d'exercer ses activitäs ofticielles. Le mon¬ 
tant de l’impöt dü au titre de ces trans¬ 
actions doit ätre supärieur ä 50 DM dans 
chaque cas et avoir ätä versä par EUMET¬ 
SAT aux Chefs d’entreprise concemäs. Si le 
montant de l'impöt remboursä est räduit 
ultärieurement, EUMETSAT le notifie ä l’Of- 
fice fädäral des firtances et rembourse la 
diffärence. 

(2) En appHcation de l’artide 5, para¬ 
graphe 2 du Protocole, l'Offioe fädäral des 
finances rembourse ägalement ä EUMET¬ 
SAT, ä sa demande, le montant de l'impöt 
sur les huiles minärales irx^lus dans le prix, 
pour l'essence, le gazole et le fuel domestl- 
que, si ce montant däpasse 50 DM dans 
chaque cas. 
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Artikel 8 

Waren- und Dienstleistungsverkehr 

(1) Wird ein Gegenstand, den die 
EUMETSAT für ihre amtlichen Tätigkeiten 
erworben oder eingeführt hat und für des¬ 
sen Erwerb oder Einfuhr ihr Enftastung von 
der Umsatzsteuer oder Einfuhrumsatz¬ 
steuer nach Artikel 5 Absatz 2 oder 3 des 
Protokotts gewährt worden ist, entgeWich 
oder unentgeltlich abgegeben, vermietet 
oder übertragen, so ist der Teil der Umsatz¬ 
steuer oder Einfuhrumsatzsteuer, der dem 
Veräußerungspreis oder bei unen^ettRcher 
Abgabe oder Übertragung dem Zeitwert des 
Gegenstarxis entspricht, an das Bundesamt 
für Rrtanzen abzuführen. Der abzufOhrerxle 
Steuerbetrag karvi aus Vereinfachungs- 
grürxlen durch Anweixfurtg des im Zeit¬ 
punkt der Abgabe oder Übertragung des 
Gegenstarxls gelterxlen Steuersatzes 
ermittelt werden. 

(2) Die von der EUMETSAT unter den in 
Artikel S des Protokolls genamden Bedht- 
gungen zoltfrei eingefOhrten Waran dürfen 
nur dann entgeltlich oder unentgeltlich 
abgegeben, vermietet oder übertragen wer¬ 
den, wenn die zustärxlige Zollstelle vorher 
unterrichtet urxl die entsprechenden Zölle 
bezahlt worden sirxl. Die zu entrichteixien 
Zölle werden auf der Grurxflage des Zeit¬ 
werts dieser Waren berechnet. 

(3) Erbringt die EUMETSAT über die 
Tätigkeit nach Absatz 1 hirtaus Leistungen 
gegen Entgelt, so unterliegen diese nur 
insoweit der deutschen Umsatzsteuer, als 
sie im Rahmen eines Betriebs gewerblicher 
Art erbracht werden. 


Artikel 9 

Arbeitserlaubnis, Aufenthaltserlaubnis, 
Meldepflicht 

Die Mitglieder des Personals der 
EUMETSAT sowie Sachverstärxlige, die 
ihre Tätigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland ausüben, 

a) benötigen keine Arbeitserlaubnis; 

b) benötigen keine Aufenthaltserlaubnis 
urxl unterliegen nicht den Vorschriften 
über die Meldepflicht für Ausläixier, 
sofern sie den in Artikel 10 genannten 
Ausweis besitzen; das gleiche gilt für die 
in ihrem Haushalt lebenden Familienan¬ 
gehörigen. 

Artikel 10 

Mitteilung der Personaleinsteilungen, 
Ausweise 

(1) Die EUMETSAT unterrichtet die 
Regierurtg über den Dienstantritt von Mit¬ 
gliedern des Personals oder die Arbeitsauf¬ 
nahme von Sachverstärxfigen uixf deren 
Ausscheiden aus dem Dienst AuBerdem 
übermittelt die EUMETSAT der Regierung 
wenigstens einmal im Jahr eine Liste aller 


Article 8 

Goods and Services Transactions 

(1) If an article purchased or imported by 
EUMETSAT for the exercise of its official 
activities in respect of which exemption from 
tumover tax or Import turrxjver tax has been 
granted pursuant to Arfide 5, paragraph 2 
or 3 of the Protoooi, is disposad of, hired out 
or trartsferrad eHher in refum for payment or 
free of Charge, ttte amount of the fumover 
tax or Import tunxiver tax oorrespoixling to 
the seHing price or, in the case of disposal or 
trarrsfer free of Charge, the amount of such 
tax corresporxling to the current value of the 
article, shall be paid to the Federal Fmarxre 
Office. For fhe sake of simpTidty, the 
arrxKint of fax payable may be determined 
by applying the taxation rate applicable at 
the time of disposal or transfer of the article. 


(2) Goods 'mportad duty free by EUMET¬ 
SAT under the oondUkxts leid down In Aid- 
cte S of the Pfotoool may not be dispoeed of, 
hired out or transferred whether in retum for 
payment or free of Charge unless the ap- 
propriate customs authority has been 
notiFied beforehand and the relevant duties 
have been pakf. The (kities payable shall be 
calcufated an the basis of the current vakie 
of the goods. 

(3) Should EUMETSAT engage in trans- 
actions over arxl above the activities as 
defined in paragraph 1 in retum for pay¬ 
ment, then these transactions shall be sub- 
ject to German tumover tax only insofar as 
they are performed within the scope ol a 
business of a commercial nature (Betrieb 
gewerblicher Art). 


Article 9 

' Work Permit, Residence Permit, 
Compulsory Registration 

Staff members d EUMETSAT arxl ex- 
perts exerdsing ttreir furx^tions in the 
Federal Republic of Germany; 


(a) shall not require a work permit; 


(b) shall rxX require a residerx» permit arxl 
shall not be sd}iect to the provisions 
governing aliens’ registration provided 
that they hokJ the personal card referred 
to in Article 10; the same shall apply to 
members of their family forming part of 
their househofd. 


Articie 10 

Nottfication of Appointments, 
Personal Cards 

(1) EUMETSAT shall inform fhe Govern¬ 
ment when a staff member or expert takes 
Up or relirx)uishes his duties. Furthermore, it 
shaN af least once every year serxl the 
Government a list of all staff members and 
family members forming part of their house- 
hold as well as all experts of EUMETSAT. It 


Article 8 

Transfert de biens et de Services 

(1) Si un objet acquis ou importö par 
EUMETSAT pour l'exercice de ses activitös 
offidefies en exonöration de l'impöt sur le 
Chiffre d'affaires ou de l'impöt sur ie Chiffre 
d'affaires ä l'importafion en vertu des dispo- 
siüorts de f'articie 5. paragraphe 2 ou 3 du 

Profooole est oädä. louä ou transförä ä titre 
graiuit ou onäreux, la Partie de l’impöt sur le 
Chiffre d'affaires ou de l’impöt sur le Chiffre 
d’affaires ä l'importation qui corresporxl au 
prix de vente ou. en cas de cession ou de 
transfert ä titre gratuit, ä la valeur actuelle 
de l'objeL dort ätre versäe ä l'OHice fädäral 
des finances. Le montant de l'impöt ä 
acquitter peuL pour simplifier, ätre calculä 
sur la base du taux de l'impöt en vigueur au 
moment de la cession ou du transfert de 
l’objet. 

(2) Les produits qui sont importäs par 
EUMETSAT en frarichise snjx ootxlilions 
prävues ä l'articie 5 du Protocole ne peu- 
vent ätre cädäs, louäs ou transfäräs, ä titre 
onäreux ou gratuit, que si les autorites 
douanieres compätentes en ont auparavant 
ätä informäes et que les droits y affärents 
ont ätä acquittäs. Les droits ä acquitter sont 
calculäs sur la base de la valeur actuelle de 
ces produits. 

(3) Lorsqu'EUMETSAT effectue des 
transactions ä titre onäreux pour des acti- 
vitäs däpassant le cadre du paragraphe 1, 
lesdites transactions ne sont soumises ä 
l'impöt sur le Chiffre d’affaires que si elles 
sont effecluäes dans le cadre d'une entre- 
prise de nature commerciale (Betrieb ge¬ 
werblicher Art). 

Article 9 

Permis de travail, permis de sejour, 
enregistrement obligatoire 

Les membres du personnel d'EUMET- 
SAT et les experts qui exercent leurs acti- 
vitäs en Räpublique fWärale d'Allemagne 

a) sont dispensäs de l'obligation de possä¬ 
der un permis de travail; 

b) sont dispensäs de l'obligation de possä¬ 
der un permis de säjour et ne sont pas 
soumis aux dispositions relatives ä l’en- 
registrement des ätrangers ä condition 
qu’ils possädent la carte persotvrelle 
visäe ä l’artide 10; il en va de mäme 
pour les membres de leur famille vivant 
ä leur foyer. 


Article 10 

Notification des nomlnations, 
cartes personnelies 

(1) EUMETSAT kiformera le Gouveme- 
titent de l'enträe en fonclion des membres 
du persorxiel et des experts, ainsi que de la 
cessation de leurs fonctions. En outre, eile 
enverra au Gouvernement au moins une 
fois par an la liste de tous les membres du 
personnel et des membres de leur famille 
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Mitglieder des Personals und der in ihrem 
Haushalt lebenden Familienangehörigen 
sowie aller SachverstärKdigen. Sie gibt in 
jedem einzelnen Fall an, ob die betreffende 
Person deutscher Staatsangehöriger ist. 

(2) Oie Regienirtg stelK den Mitgfledem 
des Personals der EUMETSAT und den in 
ihrem Haushalt lebenden FamilienartgehörP 
gen einen Ausweis aus, in dem FamiSen- 
name, Vorname, Geburtstag utkI -od. 
Staatsangehörigkeit sowie Nummer des 
Reisepasses oder Personalausweises 
angegeben sind. Oer Ausweis ist mit einem 
Uchtbiid und der Unterschrift des inhabers 
zu versehen. Oieser Ausweis dient nicht als 
Identitätsausweis. Bei Beerxligung des 
Oienstverhältnisses gibt die EUMETSAT 
diesen Ausweis an die Regierung zurück. 


Artikel 11 

Deutsche Staatsangehörige 
und Personen 

mH ständigem AufenthaH in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Deutschen Staatsangehörigen und Per¬ 
sonen, die ihren ständigen Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland haben, stehen 
die in Artikel 9, Artikel 10 Buchstaben b, d, 
e, f und h, Artikel 11 sowie Artikel 13 Buch¬ 
staben c und d des Protokolls bezeichneten 
Vorrechte und Immunitäten nicht zu. 

Artikel 12 

Flagge und Emblem 

Die EUMETSAT ist berechtigt, an ihren 
Räumlichkeiten und an den Fahrzeugen, 
die sie für ihre amtlichen Tätigkeiten 
benutzt, Flagge und Emblem zu zeigen. 


Artikel 13 

Beilegung von Streitigkeiten 

Streitigkeiten im Zusammenheing mit der 
Auslegung oder Anwendung dieses Abkom¬ 
mens, die zwischen den Vertragsparteien 
nicht unmittelbar belgeiegt werden können, 
können von jeder Vertragspartei einem 
Schiedsgericht unterbreitet werden. Artikel 
14 des Übereinkommens findet Anwen¬ 
dung. 

Artikel 14 

Änderung 

Auf Wunsch einer der Vertragsparteien 
finden Konsultationen über die Anwendung 
oder die Änderung dieses Abkommens 
statt. 

Artikel 15 
Berlin-Klausel 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land 
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bun¬ 
desrepublik Deutschlarvf gegenüber der 
EUMETSAT innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklänjng abgibt. 


shall in each case irtdicate whether or rtot 
the Person concemed is a German national. 


(2) The Government shaO issue to the 
Staff members of EUMETSAT and to tamity 
membets fcxming part of their household a 
personal card bearing the sumame, first 
name, date and place of birth, nationality 
and passport number or Identity card 
number. The personal card shall bear the 
Photograph and signature of the holder. 
This card shat rx3t serve as proof of Identity. 
When the person concemed retirviuishes 
his duties, EUMETSAT shaH retum tt^ card 
to the Government. 


Article 11 

German Nattonals 
and Permanent Residents of 
the Federal Republlc of Germany 


German nationals and permanent resi¬ 
dents of the Federal Republic of Germany 
shall rx}t enjoy the Privileges and immunities 
set forth in Ailicles 9,10 Items b, d, e, f arvj 
h, in 11 and 13 items c and d of the Protocd. 


Article 12 
Flag and Emblem 

EUMETSAT shall be entitled to display its 
flag and embtem on its premises and vehic- 
les used for its official activities. 


Article 13 

Settlement of Disputes 

Any dispute arising in connection with the 
Interpretation or application of this Agree¬ 
ment which cannot be settied directly be- 
tween the Parties may be submitted by 
either Party to an arbitration tribunal. Arti¬ 
cle 14 of the Convention shall appty. 


Article 14 
Modifications 

At the request of either Party to the 
Agreement, consultations shall take place 
on the Implementation or modification of this 
Agreement. 


Article 15 
Berlin Clause 

This Agreement shaH also apply to Land 
Berlin, provided that the Government of the 
Federal Republic of Germemy does not 
make a contrary dedaraüon to EUMETSAT 
within three months of the date of entry into 
force of.this Agreement. 


vivant ä leur foyer ainsi que de tous les 
experts. Elle irnliquera dans chaque cas s’il 
s’agit ou non d’un ressortissant allemand. 


(2) Le Gouvernement döfivrera aux ntem- 
bres du personnel d'EUMETSAT et aux 
membres de leur famiOe vivant ä leur foyer 
une carte peraonneile menUonnant leur 
iKxn de famille, leur prärrom, leurs date et 
Reu de naissance, leur nationalitö et le nu- 
möro de leur passeport ou de leur carte 
nationale d'identitö. Cette carte devra oom- 
porter une Photographie et la signature de 
son titulaire. Cette carte ne fait pas Office de 
preuve d’identitö. Lorsqu'une personne 
quitte ses fonctions, EUMETSAT restitue sa 
carte persormeNe au Gouvernement 


Article 11 

Ressortlsaants allemands et personnes 
ayant leur räsidenoe habftuetle en 
Räpubliqua fädäraie (TAIIemagne 

Les ressortissants allemands et les per¬ 
sonnes ayant leur räsidence habituelle en 
Räpublique fädörale d’Allemagne ne jouis- 
sent pas des privilöges et immunitös indi- 
quös ä l'artide 9, ä l'artide 10, lettres b), d), 
e), f) et h), ä l’artide 11 ainsi qu’ä l'artide 13, 
lettres c) et d) du Protocole. 


Article 12 

Drapeau et embleme 

EUMETSAT est autorisäe ä arborer son 
drapeau et son emblöme sur ses locaux, 
ainsi que sur les vähicules qu'elle utilise 
pour ses activitös offidelles. 


Article 13 

Reglement des difförends 

Tout diffärend rösultant de l’interprätation 
ou de l’application du präsent Accord qui ne 
peut ötre räglä ä l’amiable par les Parties 
contractantes peut ätre soumis par Tune ou 
l’autre des Parties contractantes ä un tribu¬ 
nal d'aititrage selon la procödure prävue ä 
l'artide 14 de la Convention. 

Article 14 
Modification 

A la demarrde de l'une ou l'autre des 
Parties contradantes, des consultations au- 
ront lieu quarrt ä l'application ou ä la rrKxlifi- 
cation du präsent Accord. 

Article 15 

Clause relative ä Berlin 

Le präsent Accord s'appliquera ägale- 
ment au Land de Berlin, sauf däciaration 
contraire faite par le Gouvernement de la 
Räpublique fädäraie d'Allemagne ä EU- 
METSAT dans les trois mois qui suivron 
l'enträe en vigueur du Fväsent Accord. 
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Artikel 16 

Inkrafttreten und (Geltungsdauer 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach 
dem Tag in Kraft, an dem die Regierung der 
Bundesrepubiik Deutschland dem Direktor 
der EUMETSAT notifizieft hat. daß die 
Innerstaatlichen verfassungsiecMüchen 
Voraussetzungen fOr das Inkrafttreten des 
Abkommens erfüllt sind. Es gilt so lange, 
wie das Übereinkommen und rlas Protokoll 
in der Bundesrepubiik OeutschiarKi In Kraft 
sind. 


(Geschehen zu Bonn am 7. Juni 1989 in 
zwei Urschriften, jede in deutscher, engli¬ 
scher und französischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 


Articie 16 

Entry into Force and Duration 

This Agreement shall enter into force one 
month alter the date on which the Govern¬ 
ment of the Federal R^xMic of (Germany 
has noWlad Ihe Oirector of EUMETSAT that 
the rtational constttutlonitf requirements for 
the entry Into force of Ws Ag reomo nt have 
been fuWIied. ft shall apply for as long as the 
Convention anö the Protocol remain in force 
in the Federal Repttofic of Germany. 


Dona at Borm on June 7. 1989 in dupli- 
cate in the (German, EngSsh arxj Ftench 
languages, alt three texts being equally 
authentic. 


Articie 16 

Entröe en vigueur et validitö 

Le prösent Accord entrera en vigueur un 
mois aprös la date ä laquelle le Gouverne¬ 
ment de ia Röpubüque föderale d'Aile- 
magne aura nodliö au Oirecteur que les 
oonditiorw requises par la oortstHution du 
pays pour i'enlröa an vigueur du prösent 
Accord sont rempOes. Le prösent Aooord 
sera valstole tant que la Convention et le 
Protooole seront en vigueur en RöpubRque 
föderale d'AHemagne. 


Fait & Bonn, 7 juin 1989, en double exem- 
plaire, en langües allemande, anglaise et 
frangaise, les trois textes faisant ögalement 
for. 


Für die Regienjng der Burxlesrepublik Deutschlarxl 
For the (Government of the Federal RepubHc of (Germany 
Pour le (Gouvememerd de la Röpubftque Mdörale d'Allemagne 
Dr. Wiegand Pabsch 


Für die Europäische Organisation für die Nutzurrg von meteorologischen Satelliten 
For the European Organisation for the Exploitation of Meteorological Satellites 
Pour rOrganisation europöerme pour Fexploitation de sateUrtes mötöoroiogiques 

John Morgan 
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Bekanntmachung 

des deutsch-thailändischen Abkommens 
über Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 29. November 1990 

Das in Bangkok am 14. November 1990 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschlarrd und der Regierung des Königreichs Thailand 
über Rnanzielle Zusammenarbeit ist nach seinem Artikel 6 

am 14. November 1990 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 29. November 1990 


Oer Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
tm Auftrag 
Schweiger 


Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Königreichs Thailand 
über Finanzielle Zusammenarbeit 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung des Königreichs Thailand - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Thailand, 

in dem Wunsch, diese freurKischaftlichen Beziehungen durch 
peutnerschaftliche Finanzielle Zusammenarbeit zu festigen und zu 
vertiefen, 

im Bewußtsein, daU) die Aufrechterhattung dieser Beziehur>gen 
die Grundlage dieses Abkommens ist 

in der Absicht, zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung im 
Königreich Thailand beizutragen, 

bezugnehmend auf die Gesprächsniederschrift (Summary 
Record) vom 22. Mai 1990 der in der Zeit vom 21. bis 23. Mai 
1990 in Bonn geführten deutsch-thailändischen Regierungsver¬ 
handlungen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht 
es der Regierung des Königreichs Thailand oder einem anderen 
von beiden Regierungen gemeinsam auszuwählenden Empfän¬ 
ger, von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt am Maün, 


a) für das Vorhaben ..Kreditlinie (ür die Industrial Finance Corpor¬ 
ation of Thailand (IFCT Vlll)" ein Darlehen bis zu 10 Mio. DM 
(in Worten; zehn Millionen Deutsche Mark) zu erhalten, wenn 
nach Prüfung die Förderungswürdigkeit festgestellt worden 
ist, 

b) für das Vorhaben .Kreditlinie für die Bank of Agriculture and 
Agricultural Cooperatives (BAAC II)“ -ein Darlehen bis zu 
5 Mk). DM (in Worten: fünf Millionen Deutsche Mark) zu er¬ 
halten, wenn nach Prüfung die Förderungswürdigkeit festge¬ 
stellt worden ist, 

c) für das Vorhaben .Oorfentwicklungsprogramm VH“ einen 
Finanzierungsbeitrag bis zu 15 Mio. DM (in Worten; fünfzehn 
Millionen Deutsche Mark) zu erhalten, wenn nach Prüfung die 
Förderungswürdigkeit festgestellt und bestätigt worden ist, 
daß es als ein Vorhaben der sozialen Infrastruktur die beson¬ 
deren Voraussetzungen für die Förderung im Wege eines 
Finanzierungsbeitrages erfüllt. 

(2) Kann bei dem in Absatz 1 Buchstabe c bezeichneten 
Vorhaben d'te dort genannte Bestätigung nicht erfolgen, ermög¬ 
licht es die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Regie¬ 
rung des Königreichs Thailand, von der Kreditanstalt für Wieder¬ 
aufbau für dieses Vorhaben bis zur Höhe des vorgesehenen 
Fiiwuierungsbeitrags ein Darlehen zu erhalten. 

(3) Die in Absatz 1 bezeichneten Vorhaben könrwn im Einver¬ 
nehmen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Regierung des Königreichs Thailand durch andere 
Vorhaben ersetzt werden. 

(4) Wird das in Absatz 1 Buchstabe c bezeichrrete Vorhaben 
durch ein Vorhaben des Umweltschutzes, der sozialen Infrastruk- 
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tur oder durch eine selbsthilieoiientierte Maßnahme zur Armuts- 
bekämpfung ersetzt, das die besonderen Voraussetzungen für die 
Förderung im Wege eines Finanzierungsbeitrags erfüllt, kann ein 
Finanzierungsbeitrag, andernfalls ein Darlehen gewährt werden. 

Artikel 2- 

(1) Die Verwendung der in Artikel 1 gertannten Beträge, die 
Bedingungen, zu denen sie zur Verfügung gestellt werden, sowie 
das Verfahren der Aufiragsvergabe bestbrwnen die zwischen den 
Empfängern der Darlehen beziehungsweise des Finanzierungs¬ 
beitrages UTKl der Kreditanstalt für Wiederaufbau zu schlieSerxien 
Verträge, die den in der BurKfesrepubäk Deutschland geltenden 
Rechtsvorschriften unterfiegen. 

(2) Die Regierung des Königreichs Thailand, soweit sie nicht 
selbst Darlehensnehmerin ist, wird gegenüber der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau alle Zahlungen in Deutscher Mark in Erfütkmg 
von Verbirxfiichkeiten der Darfehensiwtvner aufgrund der nach 
Absatz 1 zu schlieBervlen Verträge garantieren. 

Artikel 3 

Die Regierung des Königreichs Thailand steOt die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau von sämtlichen Steuern urxi sonstigen öffent¬ 
lichen Abgaben frei, <fie im Zusammenhang mit Abschlue utkI 


Durchführung der in Artikel 2 erwähnten Verträge im Königreich 
Thailand erhoben werden. 

Artikel 4 

Die Regienjng des Königreichs Thailand überläßt bei den sich 
aus der Darlehertsgewährurrg und der Gewährung des Rnanzie- 
rungsbeitrags ergeberKten Transporten von Personen und Gütern 
im See- und Luftverkehr den Passagieren und Lieferanten die 
freie Wahl der Verkehrsuntemehmen, trifft keine Maßnahmen, 
welche die gleichberechtigte Beteiligung der Verkehrsuntemeh¬ 
men mit Sitz im deutschen Geltungsbereich dieses Abkommens 
ausschiießen oder erschweren, und erteilt gegebenenfalls die für 
eitw Beteiligung rfieser Unternehmen erforderliche Genefmiigung. 

Artikel 5 

Die Regierung der BundesrepubRk Deutschland legt bescxxle- 
ren Wert darauf, daß bei den sich aus der Darlehensgewähiur^g 
und aus der Gewähning des Fmanzierungsbettrags ergebenden 
Lieferungen und Leistungen die wirtschaftlichen Möglichkeiten 
des Lartdes Berlin bevorzugt berücksichtigt werden. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner UnterzeichrHjng in Kraft. 


Geschehen zu Bangkok am 14. November 1990 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Dt. Werner Zimprich 
Geschäftsträger a. i. 


Für die Regierung des Königreichs Thailand 
Or. Virabhongsa Ramangkura 
Finanzminister 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Zusatzabkommens 
zum deutsch-liechtensteinischen Abkommen 
über Soziale Sicherheit 

Vom S. Dezember 1990 

Nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 10. Mai 1990 
zu dem Zusatzabkommen vom 11. August 1989 zum 
Abkommen vom 7. April 1977 zwischen der Bundes¬ 
republik Deutschlafvj und dem Fürstentum Liechtenstein 
über Soziale Sicherheit und zu der Vereinbarung vom 
11. August 1989 zur Durchführung des Abkommens 
(BGBl. 1990 II S. 454) wird bekanntgemacht; 

I. 

Das Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liech¬ 
tenstein über Soziale Sicherheit ist nach seinem Artikel 4 
Abs. 2 

am 1. November 1990 

in Kraft getreten. 

Die Ratifikationsurkunden sind am 24. September 1990 in 
Vaduz ausgetauscht worden. 

II. 

Die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Fürstentum Liechtenstein über Soziale Sicherheit ist 
nach ihrem Artikel 18 

am 2. November 1990 

in Kraft getreten. 


Bonn, den 5. Dezember 1990 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Übersicht 

über den Stand der Bundesgesetzgebung 


Die 478. Übersicht über den Stand der Bundesgesetzgebung, 

abgeschlossen am 30. November 1990, 

ist im Bundesanzeiger Nr. 1 vom 3. Januar 1991 erschienen. 

Diese Übersicht enthält bei den aufgeführten Gesetzesvorlagen 

alle wichtigen Daten des Gesetzgebungsablaufs 

sowie die Hinweise auf die 

Bundestags- und Bundesrats-Drucksachen 

und auf die sachlich zuständigen Ausschüsse des Bundestages. 

Verkündete Gesetze sind nur noch in der der Verkündung 
folgenden Übersicht enthalten. 
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